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I. Einleitung. 


Die bisherigen Arbeiten über das Werkvertragsrecbt haben, 
soweit sie sich mit der geschichtlichen Entwicklung beschäftigten, 
vorwiegend das römische Kecht berücksichtigt*). Offenbar aus 
dem Grunde, weil Begriff und zum Teil auch Rechtssätze des 
modernen Dienst- und Werkvertrags sich enge an die loc. cond. 
operarum und operis anzulehnen scheinen. Es hat hierbei nicht 
an Bemühungen gefehlt, im besondern die loc. cond. operis aus 
den staats- und privatrechtlichen Verhältnissen des alten Roms 
geschichtlich zu erklären. Dem gegenüber soll hier untersucht 
werden, ob das römische Recht bei seinem Eindringen über- 
haupt ein deutsches Werkvertragsrecht vorfand, ob auch das 
deutsche Recht selbständig Rechtssätze über den Werkvertrag 
entwickelt hat. 

Ich begrenze zu diesem Zwecke meine Aufgabe dahin, dass 
ich nicht das ganze Gebiet der Arbeitsverträge, die auf Be- 
wirkung irgendwelchen Erfolgs gel ichtet sind, darstellen werde. 
Vielmehr werde ich diejenigen Verträge, die sich nach der Art 
ihrer Leistung oder nach ihrem Aufbau von der allgemeinen 
Grundlage besonders abheben, nur vergleichend und ergänzend 
berücksichtigen. Es scheidet demnach aus der Frachtvertrag, 
der als Seefrachtvertrag eine eigene Stellung einnimmt, und 
auch als Binnenfrachtvertrag eine besondere, vor allem das 
italienische Recht berücksichtigende Darstellung erfordert 
(vgl. Goldschmidt, Universalgesch. des Handelsrechts 1891 
S. 332 ff.); ferner der schon in die Neuzeit fallende Verlags- 
vertrag, der Mäklervertrag und der Lehrlingsvertrag. Denn 

*) Die bisherige Literatur über den Werkvertrag siehe bei E. Riezier, 
Der Werkvertrag, Jena 1900, S. lif., S. 19ff. Für das Gebiet des uord- 
germauisebeu Rechts vgl. v. Amira, Nordgerinanisches Obligationcnrecbt 
Bd. I S. 049 tf., Bd. II S. 787 ff. 

KotlienbUcher, Werkvertrag 1 
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dieser ist zwar, soweit er die Erziehung des Lehrlings zu 
einem Handwerk zum Gegenstände hat, Werkvertrag, aber er 
hat im wesentlichen eine an den gewerblichen Dienstvertrag 
sich anlehnende Behandlung in den Quellen erfahren. 

In einem Hauptteil ist sohin das deutsche Recht über den 
Werkvertrag darzustellen. In einem zweiten Teil soll dann 
versucht werden, einen Überblick über den Gang der Rechts- 
entwicklung seit der Zeit der Rezeption im Grossen zu geben. 

Über den bei Untersuchung des deutschen Rechts einzu- 
schlagenden Weg sei noch folgendes bemerkt: Das deutsche 
Recht des MA. hat es zu einer begriflFlichen , theoretischen 
Durchbildung seines Vertragssystems bekanntlich nicht gebracht. 
Mau muss daher, um ein einheitliches Bild zu erhalten, die 
verschiedensten Rechtsquellen zusammenfassen. Gerade auf 
unserem Gebiete äussern sich die Rechtsaufzeichnungen der 
Land- und Stadtrechte seltener, da natürlich mehr in die Augen 
fallende Fragen, vor allem des Güter- und Erbrechts, sowie 
der dinglichen Rechte die Aufmerksamkeit der Verfasser auf 
sich zogen. Immerhin finden sich seit dem Beginn des 13. Jahr- 
hunderts in den Stadtrechten, sowie in den Entscheidungen der 
Oberhöfe auf den Werkvertrag bezügliche Sätze. Daneben 
aber sind in grossem Umfang die zahlreichen, von den Stadt- 
obrigkeiten erlassenen oder von den Zünften sich selbst ge- 
gebenen Zunft- und Handwerksordnungen zu berücksichtigen. 
Diese Ordnungen gehen zwar von gewerbepolizeilichen Gesichts- 
punkten aus, und dadurch ist die Fassung ihrer Sätze und der 
ganze Geist ihrer Normen bestimmt, aber sie enthalten wie 
unsere heutige Reichsgewerbeorduung viele privatrechtliche 
Sätze. In einer Zeit, die noch vorwiegend strafrechtlich dachte, 
müssen luivatrechtliche Grundsätze auch dort aufgesucht 
werden, wo sie in Befehlsform gekleidet sind, oder ihre Ver- 
letzung nicht nur bürgerlich -rechtliche, sondern auch diszipli- 
näre oder strafrechtliche Folgen hat. 

Diese Handwerksordnungen, die in den Städten ihren Aus- 
gang nehmen, dann in den lande.sherrlichen Territorien aufge- 
nommen werden, und, den sich ändernden Verhältnissen sich 
anpassend, bis ins 19. Jahrhundert sich fortsetzen, um von den 
modernen Gewerbeordnungen abgelost zu werden, geben zugleich 


Digiiized by Google 



3 


ein Bild für die Bedürfnisse des Verkehrs und kodifizieren das 
Gewohnheitsreclit, das sich in unziihligemal wiederholten 
Verträgen ohne Eingriff der Gesetze gebildet hat. Das Gewohn- 
heitsrecht aber kommt als Rechtsquelle für unser Gebiet in 
grossem Umfang in Betracht. Es ist daher bei dieser Unter- 
suchung auch der Inhalt der uns überlieferten Verträge aus 
alter Zeit zu berücksichtigen. 

Wenn ich nun vielleicht in dem Streben, ein Bild des 
ganzen Vertraglebens zu geben, manches aufnelime, was mehr 
als Sitte, denn als Recht erscheinen mag, so ist zu bedenken, 
dass wir auch in unserer heutigen Rechtsordnung zwischen 
zwingendem und dispositivem Recht unterscheiden. Das dis- 
positive Recht aber hat erst in den Gesetzgebungen der neuesten 
Zeit eine Kodifizierung erfahren, für das ältere Recht muss 
inan es in den tatsächlichen Vertragsverhältnissen und Vertrags- 
sitten finden; denn das dispositive Recht ist seiner Entstehung 
und Bedeutung nacli nichts als ein Niederschlag der regel- 
mässigen, üblichen Vertragsbestimmungen, wie es denn auch 
nichts als deren Ergänzung sein will. Von diesen Gesichts- 
punkten aus hoffe ich, zwar nicht das Bestehen eines „ge- 
meinen“, doch eines „allgemeinen“ deutschen Werkvertrags- 
rechts zeigen zu können. 

Bei der Darstellung des deutschen Rechts im MA. werde 
ich auch diejenigen Quellen heranziehen, die, zeitlich nach der 
Rezeption liegend, in ununterbrochener Folge die älteren Rechts- 
sätze erhalten haben, die sonach als Fortsetzungen der früheren 
Rechtssatzungen betrachtet werden müssen. - Denn ich glaube, 
dass sich hierbei zeigen wird, dass die Rezeption nicht einen 
plötzlichen Schnitt in unsere Rechtsentwicklung gemacht hat, 
dass vielmehr die Entwicklung des deutschen Rechts selbständig 
auf einzelnen Gebieten, wie dem unsern, bis ins 17. Jahrhundert 
fortgegangen ist. 

Da zur Erkenntnis allen Rechts erforderlich ist, die tat- 
sächlichen wirtschaftlichen Verhältnisse zu kennen, auf die es 
Anwendung findet, gebe ich zunächst im folgenden einen 
kuraen Überblick über die wirtschaftlichen Verhältnisse auf 
uuserm Gebiete. 


1 * 


Digitized by Google 



II. Das deutsche Werkvertragsrecht im 
Mittelalter. 


1. Abschnitt 

Die wirtschaftliclicii Verhältnisse. 

1. Zu allen Zeiten entsteht da, wo die Bedürfnisbefriedigung 
nicht mehr durch Arbeiten im Schosse der Familie und der 
Hausgemeinschaft allein erfolgen kann, die Notwendigkeit, 
fremde Arbeit nutzbar zu machen. Soweit dies nicht durch 
den Tausch und später den Kauf fertiger Arbeitserzeugnisse 
geschieht, muss man dazu schreiten, sich vertragsraässig 
Arbeitsleistungen zu verschaffen. Es wird dies dadurch 
erreicht, dass der eine Teil den andern dazu gewinnt, unter 
seiner Leitung Arbeiten, Dienste zu verrichten, für deren 
Erfolg der Herr verantwortlich ist, oder aber, dass der eine 
Teil es ttbeinimmt, durch seine Arbeit für den andern einen 
Erfolg herbeizuführen, wobei auf die hierzu erforderlichen 
Handlungen der Vertragsgegner keinen Einfluss hat, eine 
Leitung seinerseits ausgeschlossen ist. Hierbei ist Voraus- 
setzung, dass die Vertragsteile nicht in einem Herrschafts- 
verhältnisse zueinander stehen, auf Grund dessen der eine 
Teil dem andern derartige Arbeitsleistungen aufzuerlegen be- 
rechtigt ist. 

Es ist nun die Meinung vertreten worden, für die mittel- 
alterlichen Verhältnisse komme erst spät die wirtschaftliche 
Form des Lohnwerks auf, worunter die Volkswirtschafts- 
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lehre die gewerbliclie Arbeit versteht, bei der der Stoff dem 
Kunden, das Werkzeug dem Arbeiter gehört. Es sei ursprüng- 
lich alle gewerbliche Arbeit in den Klöstern und Fronhöfen 
zusammengedrängt gewesen. Die Arbeiter seien lediglich 
Hörige gewesen. Unfreie, mit denen kein Arbeitsvertrag abge- 
schlossen werden musste. Erst allmählich hätten die Unfreien 
ausnahmsweise auch für den Markt arbeiten dürfen, und erst 
seit dem 12. Jahrhundert habe sich dies Ausnahmeverhältnis 
zur Regel umgestaltet, indem die hörigen Arbeiter des Fron- 
hofs allmählich in den freien Stand aufgerückt seien, und so 
die Klasse der freien städtischen Handwerker gebildet hätten. 
Ich brauche auf den hierüber bestehenden Streit, der von 
Nitzsch und Bücher, allerdings von verschiedenen Gesichts- 
punkten aus auf der einen Seite, und von Georg von Below 
und Keutgen vornehmlich auf der andern Seite geführt wird, 
nicht eiuzugehen. Von Bedeutung ist die ho f rechtliche 
Theorie hier nur insofern, als, ihre Richtigkeit angenommen, 
daraus zu folgern wäre, dass bis zum 12. Jahrhundert Werk- 
verträge überhaupt nicht abgeschlossen worden wären, da ja 
das Bedürfnis in dieser Richtung durch die Eigenwirtschaft 
genügend befriedigt worden wäre. 

Ich halte dies jedoch nicht für richtig; vielmehr glaube 
ich, dass es seit der Zeit der Volksrechte stets freie Arbeiter 
gegeben hat (so auch Stieda, Entstehung des deutschen Zunft- 
wesens 1877 S. 10 ff.), ferner solche unfreie Arbeiter, die nicht 
nur für ihren Herrn arbeiteten, sondern mit jedem Dritten 
selbständige Arbeitsverträge abschlossen. Diese wurden nicht 
nach römischem Muster von dem Herrn „verstellt“, vermietet, 
sondern sie traten selbst als Vertragschliessende auf, „faber, 
aurifex, vel spatorius, qui publice probati sunt“, lex Alam. 
LXXIV 5. (Diese Tatsache scheint mir, auch wenn man 
publice probatus nur als „allgemein, öffentlich bewährt“ auf- 
fasst, durch die neueren Ausführungen Koehnes zu dieser Stelle 
nicht widerlegt. Vierteljahrsschrift für Sozial- und Wirtschafts- 
gesch. IV S. 186.) Für die freien Arbeiter und die servi, die 
wegen ihrer Kunstfertigkeit hohen Wert besessen, und dem- 
entsprechend durch höheres Wergeid ausgezeichnet waren, 
galten Bestimmungen, wie die folgenden: 
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qui aurum ad facienda ornamenta susceperit et adiilta- 
verit sive aeris aut argenti vel cuiuscuiique vilioris metalli 
permixtione corruperit, pro fure teneatur. lex Visigotli. VII 
6, 3 (Mon. LL. I 1 S. 311); 

aurifices aut argentarii vel quicumque artifices, si de 
rebus sibi commissis aut traditis aliquid subtraxeruut, pro 
furo teneantur. lex Visigotli. VII 6, 4 (ebd.); 

quicumque vero servum suum aurificem, argeutarium, 
ferrarium, fabrum aerarium sartorem vel sutorem in 
publicum attributum artiflcium exercere permiserit. et id, 
quod ad facienda opera a quocumque susceperit, fortasse 
everterit, dominus ejus aut pro eodem satisfaciat, aut 
servi ipsius, si maluerit, faciat cessionem. lex Burg. 21,2 
(Mon. LL. III S. 542). 

Mögen diese Bestimmungen auch nicht frei von römischen 
Einflüssen sein, so geht doch aus ihnen hervor, dass zur Zeit 
ihrer Entstehung schon Werkverträge von Freien und Unfreien 
abgeschlossen wurden. 

In der fränkischen und in der unmittelbar folgenden Zeit 
war die Unfreiheit überhaupt nicht so verbreitet, wie gerne 
angenommen wird. So sind ausser den Goldschmieden sicher 
freie Arbeiter die Münzer der fränkischen Zeit, die jedem, der 
Metall oder alte Münzen brachte, diese gegen Entlohnung in 
neue Münzen umprägteu. Erst seit Pippin wurden die Münzer 
aus ihrer freien gewerblichen Tätigkeit unter die beauf- 
sichtigende Macht des Staats gezogen. (Vgl. hierzu K. Th. Ehe- 
berg, Über das ältere deutsche Münzwesen 1897 S. 98, 99 
[Schmoller, Forschungen II 5].) Keutgen (Ämter und Zünfte 
S. 12 fl".) weist ebenfalls nach, dass sowohl auf den Frouhöfen 
neben den Hörigen, als ausserhalb derselbeu freie Handwerker 
gearbeitet haben. 

2. Für die nun folgende Zeit des „Mittelalters“ im engem 
Sinn muss zwischen ländlichen und städtischen Verhältnissen 
unterschieden werden. 

Auf dem Lande bestand nur wenig gewerbliche Arbeit, 
da sowohl auf den grossen Höfen, wie bei den Bauern in 
hohem Masse Eigenwirtschaft herrschte (vgl. v. Inaina-Sternegg, 
Deutsche Wirtschaftsgeschichte 1891 II. Bd. S. 290 if.). Immer- 


Digiiized by Google 



7 


liiii ist der Vertrag, den inan mit dem Mlillcr und Schmied ab- 
schliesst, meistens ein Werkvertrag. Die Mühle war sehr frühe 
als Dienst- und Zinsgut in der Hand des berufsmässigen 
Müllers (v. Inama-Sternegg a. a. 0. S. 293 und Koehne, Recht 
der Mühlen [Gierke, Untersuchungen Heft 71] S. 18if.), auch 
höher ausgebildete Schmiede, vor allem Edelschmiede, traten 
als selbständige Unternehmer auf. 

Dagegen entwickelte sich in den Städten seit dem 10. Jahr- 
hundert eine lebhafte gewerbliche Tätigkeit, sowohl in der 
Form des Handwerks, Arbeit auf den Verkauf, als in der des 
Lohnwerks, Kundenarbeit. Diese tritt als Heimarbeit und 
Störarbeit auf. 

Wo nun Lohnwerk vorliegt, wird man annehmen müssen, 
dass die abgeschlossenen Verträge ihrer rechtlichen Natur 
nach meistens Werkverträge sind. Nur im h’all der Störarbeit 
wird dies bezweifelt werden müssen, da hier meistens der 
Arbeiter sich die Anordnungen des Arbeitgebers über die Art 
der Arbeit, die Arbeitsdauer usw. gefallen lassen muss. Lohn- 
werk und Werkvertrag fallen jedoch nicht begrifflich zusammen, 
da bei jenem auf das Eigentum am Stoff und Handwerkszeug, 
bei diesem auf die Verantwortlichkeit für den Erfolg abge- 
stellt wird. 

Wenn Bücher (Artikel „Gewerbe“ im Handwörterbuch der 
Staatswissensch. 2. Aufl. Bd. IV S. 360ff.) recht hat, so wäre 
die Form des Lohnwerks im MA. noch die herrschende gewesen; 
es wird dies jedoch, wie mir scheint, mit Recht bestritten. 
(Vgl. hierzu G. von Below, Die historische Stellung des Lohn- 
werks in Territorium und Stadt, München 1900, S. 303ff., 
323 ff.) Wie dem aber auch sein mag, sicher ist, dass in einer 
Reihe von Gewerben, wie zum Teil heute noch, die Kunden- 
arbeit herrschte, ja das Handwerk, Produktion auf den Ver- 
kauf, vielfach geradezu verboten war. Es gilt dies von den 
Bäckern, Müllern, Schneidern, Schustern (Oltflickern), Webern 
(in der Leinwandweberei, wogegen in der Wollweberei Hand- 
werk herrschte), Malern, Gerbern, Walkern, Goldschmieden, 
Bildschnitzern, Färbern, Seilern, Spinnern, Tuchscherern, 
Kürschnern, Paramcntenstickern , Buchbindern, Bücherab- 
schreibern. In diesen Gewerben wurde der Stoff dem Arbeiter 
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zur Verarbeitung unter eigener Verantwortliclikeit übergeben. 
Der Unternebmer wurde für das Werk als Ganzes entlohnt. 
Das MA. bezeichnete diesen Akkordvertrag als „verding“ oder 
als „fürgriff“. Daneben tritt jedoch eine Reihe von Fällen 
auf, in der ein Werk als Ganzes gegen Entlohnung nach 
Zeitabschnitten verdungen wird, vor allem in Verträgen 
über Herstellung eines Baus oder von Teilen eines Baus, oder 
von bedeutenderen, längere Zeit in Anspruch nehmenden Kunst- 
werken. 

3. Es muss hierauf noch eingegangen werden. Die länd- 
lichen und zum grössten Teil auch städtischen privaten Profan- 
bauten gaben in der Regel keinen Anlass zum Abschluss hierher 
gehöriger Verträge. Es sind uns über grössere Bauten auf 
diesem Gebiete, die eine bedeutendere Kunstfertigkeit erfordert 
hätten, Nachrichten nicht erhalten. Der Bauer errichtete 
selbst, gegebenenfalls mit Hilfe angedungener Leute, sein, 
meistens hölzernes, Haus nach dem Muster des alten. Er 
baute mit eigenem Holz oder mit Steinen und Kalk aus dem 
eigenen Steinbruch, und so kam es weder wegen der Ausführung 
des Ganzen, noch wegen Entwerfung eines Bauplans zu einem 
Werkvertrag. 

Anders bei den Monumentalbauten, den Kirchen, städtischen 
Rathäusern und sonstigen gemeindlichen Gebäuden, bei den 
Brücken, und später bei den kunstvoller erbauten Schlössern 
der Fürsten und grossen Herrn. In den Anfängen des zweiten 
Jahrtausends wird zwar die Bautätigkeit auf diesem Gebiete 
noch dadurch bestimmt, dass der Bauherr den Stoff zum Bau, 
Stein, Holz, Kalk selbst besitzt, die Hilfskräfte, Handlanger 
und Taglühner, in seinen Untertanen zur Verfügung hat, und 
dass die Bauleitung, sowie die Ausführung künstlerisch be- 
deutender Bauteile in geistlichen Händen liegt. Allein mit 
dem Aufkommen des gotischen Stils und der Reformbewegung 
Bernhard von Clugnys kehrten die geistlichen Baumeister und 
Handwerker in die Klöster zurück, und an ihre Stelle traten 
Laien, Baumeister, die die Baukunst nach bestimmten Regeln 
erlernt hatten, und die Steinmetzen, die, in dem neuen Stil ge- 
bildet, halb Künstler, halb Handweiker waren. 

Überblickt man die Künstlei geschickte dieser Zeit im 
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südwestlichen Deutschland und in der untern Rheingegend, so 
zeigt sich regelmässig folgendes Verhältnis zwischen Unter- 
nehmer und Arbeiter: Der Bauherr, ein Stift, Kapitel, eine 
Stadt oder ein Landesfürst bauen immer noch wesentlich aus 
eigenem Stoff. Nur der Haustein für die Fassaden muss in 
manchen Gegenden z. B. am Niederrhein gekauft werden. 
Allein schon der Plan des Ganzen, sowie der einzelnen Teile 
muss von einem Sachverständigen entworfen, die Ausführiing 
des Plans von einem solchen überwacht werden. Wohl mochte 
zur Beaufsichtigung eines einfacheren Baus die Erfahrung, 
die sich der „Referent für das Bauwesen“ eines Stifts oder 
einer Stadt erworben hatte, genügen, allein bei den monu- 
mentalen Werken der kirchlichen Kunst, wie den städtischen 
Mfinstern und Domen war die Anwesenheit eines sachverständigen 
Baumeisters unbedingt nötig. Bei der seit dem Beginn des 
14. Jahrhunderts sich regenden eifrigen Bautätigkeit war die 
Nachfrage nach solchen Meisten! gioss, und es war daher 
für den Bauherrn sehr wichtig, den Künstler am Bau zu halten. 
So kommt es, dass bei fast allen grösseren Bauten der Bauherr 
bestrebt ist, mit dem Baumeister einen Anstellungsvertrag 
zu schliessen. In einer Unzahl von Urkunden ist dies festge- 
legt; Der Meister wird auf ein Jahr, oder auf fünf, zehn 
Jahre, sehr oft auf Lebenszeit angestellt, an dem Werk zu 
arbeiten. Er leitet den Bau. Er erhält eiuen Jahresgehalt 
und an den Tagen, an denen er selbst mitarbeitet, einen fest- 
gesetzten Taglohn. Dabei kann ausgemacht sein, dass er noch 
einen andern Ban annehmen darf, oder es wird ihm dies verboten: 
Beispiele: 1339. „receperunt magistrum Johannem Groten ad 
regendnm, magistranduin et murandum chorum et ecclesiam 
supradictam usque ad consummacionem earum“. „Dabunt 
itaque sibi annuatim, quando per estatem muratur, sex 
marcas Lubicenses et sex ulnas pulchri panni et quolibet 
die, quando personaliter cum kella murat XX denarios 
pro precio suo“ (Mithoff, Mittelalterl. Künstler und Werk- 
meister Niedersachsens 1883 S. 121). 

1359. Anstellung Johanns von Gemünd als Werkmeister des 
Freiburger Münsters (Alfred Klemm, Württembergische 
Baumeister und Bildhauer 1882). 
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1370. Vertrag des Rats zu Aachen mit Meister Peter von 
der Kapellen (Laurent, Aachner Stadtrechnungen 1866 
S. 35). 

1392 und von da ab 1465, 1470 die Anstellungsverträge mit 
den Ulmer Dombaumeistern (Klemm S. 56). 

1423. Anstellungsvertrag eines kurpfälzischen Baumeisters 
(Jauner, Die Bauhütten des MA. 1876 S. 114). 

i453. Verdingung des Rathauses zu Hannover an Meister 
Cord im Taglohn (Mitthoff S. 72). 

1458. Vertrag Hans Paurs mit den Kirchenmeistern zu 
St. Lorenz in Nürnberg über seine Anstellung als Werk- 
meister (Jänner S. 112). 

1532 noch bekennt Jörg Pencz in einem Revers, gegen ein 
Gewartgeld dem Rat zu Nürnberg stets zur Verfügung 
stehen zu müssen (Mitteil, des Vereins für die Geschichte 
Nürnbergs Heft 8 S. 246). 

Bauten, deren Grösse die Anstellung eines Baumeisters 
nicht nötig macht, werden von dem mit der Verwaltung des 
Bauwesens betrauten Kapitular, bei Kirchenbauten dem guber- 
nator oder magister operis oder magistcr fabricae, in Städten 
von einem Ratsmitgliede, dem Pfleger, Bauherr oder Baumeister 
genannt, geleitet. So leitete z. B. in Nürnberg das ganze 
eigene Bauwesen der Stadt, das die sehr wichtigen Befestigungen 
mitinbegrifF, ein Ratsherr, der nicht technisch vorgebildet w'ar, 
als „Baumeister“. Es sei nur an Lutz Steiulinger und Eudres 
Tücher erinnert. Der Baumeister führte die Verwaltung der 
erforderlichen Werkzeuge und Rohstoffe, sowie der nötigen 
Gelder, er stellte die Handwerker im Dienstvertrage ein. Im 
Dienstvertrag stand auch der technische Unterbeamte, der 
„Schaffer und Anschicker auf der Peunt“. Daneben wurden 
selbständige Verträge mit Architekten, Ingenieuren und Künstlern 
über die Anfertigung von Plänen, Erteilung von Gutachten usw. 
abgeschlossen (vgl. E. Mummenhoflf, Das Rathaus in Nürnberg 
S. 163 ff., P. Sander, Der reichsstädtische Haushalt Nürnbergs 
S. 276, 278 ff.). Ähnlich lagen die V^erhältnisse bei dem Bau 
der Kirche des hl. Viktor zu Xanten (vgl. St. Beissel, Bau- 
geschichte von St. Viktor zu Xanten 1883) und bei dem Ban 
des Münsters zu Basel. Die Steinmetzen wurden im Taglohn 
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beschäftigt, dagegen wurde einzeln verdungen die Errichtung 
einer Säule 1481 (Beissel, Baugescliiclite S. 172), eines Lehr- 
gerüsts 1472, des Dachstuhls 1461 in Basel (Basler Miinster- 
gesch. 1895 S. 221). Weiterhin finden sich in den Baurechnungen 
wiederholt Posten, wonach ein auswärtiger Baumeister für das 
Bestehen des Turms oder die Prüfung einer Arbeit einen Lohn 
erhalten hat. Als weitere Beispiele reiner Werkverdingungen 
ohne Stofflieferung des Unternehmers seien angeführt: 

1405 Vertrag über den Abbruch des alten Rathauses in 
Bremen (Das Rathaus von Bremen von Ehmck und Schu- 
macher im Bremischen Jahrbuch II. Bd. 1866 S. 272). 

1483 Vertrag über den Tuimbau auf dem Gröditzberg (An- 
zeiger für die Kunde der deutschen Vorzeit Bd. 24 S. 298). 

1513 Vertrag der Stadt Hamburg mit Hinrik Berndes über 
die Errichtung des Turmes bei St. Peter (Mithoff S. 33). 

1532 Vertrag über den Bau der Elstcrbrücke in Zeitz (Bau- 
denkmäler der Provinz Sachsen Bd. I S. 73). 

Nach .Tanner a. a. 0. S. 111 ist der älteste erhaltene Vertrag 
mit einem Laienbaumeister der 1133 zu Würzburg mit 
dem Baumeister Enzeliu abgeschlossene Vertrag, in dem 
cs von dem Laien Enzelin heisst , cui Nos in reparanda 
et ornanda ecclesia nostra curam et Magisterium de- 
dimus . .“. 

Ausserdem treten, wenn auch nicht so häufig, Werkver- 
träge mit StofFlieferung des Unternehmers auf. So wurden die 
grossen Sandsteiufiguren zwischen den Fenstern des Bremer 
Rathauses zwei Steinmetzen als Ganzes verdungen ( Ehmck und 
Schumacher a. a. 0. S. 303, 381); ferner finden sich vereinzelte 
Beispiele in der Baugeschichte der Kirche zu Xanten (Beissel 
S. 174 ff.), wo wiederholt dem Meister auch die Beschaffung der 
nötigen Hausteine auf seine Kosten und Gefahr übertragen 
wurde. 1543 wurde ein ganzes Gewölbe an den lapicida ver- 
dungen, der auch das Material zu liefern hatte (Beissel S. 228). 
Überhaupt kam es am Niederrhein häufig vor, dass der lapicida 
die Hausteine aus seinem eigenen Steinbruch mitverdang. Ein 
Bauunternehraertum jedocli, wie es unsere Zeit kennt, bestand 
im MA. noch nicht. Die Arbeiter, Maurer und Steinmetzen 
waren nicht kapitalkräftig genug; das Bauen „in eigener Regie“ 
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überwog. Im Arbeitsvertrag lierrsclite vornelimlicli Zeitlohn, 
und zwar aucli bei Werkverdingungen für Leistungen niederer 
und bölierer Art. In einer Reihe von Ordnungen wurde aus- 
drücklich hierauf gedrungen. So lautet Art. 3 der Steinmetz- 
ordnung von 1459 (Jänner S. 252), der 1563 noch wiederholt 
wurde : 

„was redelicher werk und Gebäue nu zu zitten sind, die 
in Tageion stont, nemlich also: Strossburg, Cöln und 
Wien und Passauwe und ander Werk derglichen, und in 
den Hütten, so dazu gehörent, also herkommeu sint und 
vollbracht untzhar in Tageion: Dieselben Beue und Werk 
also vorstot, sol man also lassen hüben in Tagelou und 
kein verdinget Werk daraus nit machen in geheynen 
wegk, urab dass dem Werk von der Gedinge wegen nit 
abgebrochen werde, also verne es au im stott“. 

Noch 1560 arbeitet der Meister, der den Bau eines Schiffs 
übernommen hat, nach der Lübecker Schiffszimmerleuterolle im 
Tagelohn. Ja, noch 1610 wird die künstlerische Deckenmalerei 
des Nürnberger Rathaussaales im Zeitlohn verdungen (Mummen- 
hoff S. 120). 

Diese Sitte hat ihren Grund in der Befürchtung des Be- 
stellers, die Arbeit werde schlecht gemacht, wenn er sic in 
Akkord verdinge. Berthold von Regensburg drückt dies be- 
zeichnend aus: 

„Unde sie sulnt alle samt getriuwe und gewaere sin mit 
ir amten, sie wirken tagewerk oder fürgrif, wan daz tuout 
in dem amte vil zimberlintc unde Steinmetzen. Uude 
wirkent sie tagewerk, si sulnt niht deste traeger, daz 
der werke maiiniges werde. Ist ez fürgrif, sö soll du 
niht deste balder da von ilen, daz dü sin schiere 
abe kumest uude daz ez über ein jär oder über zwei 
daruider valle; du solt es mit triuweu wirken, reht in 
der wise, als ob ez din selbes waere: sö suchest dü gerne, 
wie getriuweliche man dir würhte“ (X. Predigt, Pfeiffer 
I. Bd. 1862 S. 147). 

Zu diesen Gründen mag noch kommen, dass an den grossen 
Kirchenbauten jahrelang gebaut wurde, und es daher auf Zeit- 
ersparnis nicht allzusehr ankam, dass überhaupt das Interesse 
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an möglichst rascher Lieferung in jenen Zeiten noch nicht in 
dem Masse wie heute entwickelt war. Mitgewirkt hat auch 
wahrscheinlich das ursprüngliche illtere Verhältnis, wo der 
Arbeiter unter der unmittelbaren Leitung des Arbeitgebers 
arbeitete, und schliesslich die noch heute bestehende Abneigung 
des Arbeiters gegen den Akkordlohn, der zu einem schärfern 
Konkurrenzkampf unter den Arbeitnehmern führt. 

Es wäre nun falsch, wollte man aus der Tatsache, dass 
die Herstellung einer grossen Anzahl von Bauten und Kunst- 
werken im Zeitlohn erfolgte, den Schluss ziehen, es läge in 
solchen Fällen ein Dienstvertrag vor. Vielmehr ergibt sich in 
einer Keihe von Fällen klar der Vertragswille der Parteien, 
den Unternehmer für den Eintritt des zu bewirkenden Erfolgs 
haften zu lassen, zum Teil aber schliesst schon die Natur der 
zu bewirkenden Leistung eine Anweisung oder Leitung des 
Bestellers vollkommen aus (vgl. zu der begriftlichen Seite der 
Frage 1. 51 § 1 Dig. 19, 2 und neuerdings die hieran geknüpften 
Erörterungen bei Rüiueliu, Dienstvertrag und Werkvertrag 
1905 S. 42 ff.). 

4. Auch das Münzgeschäft gab Anlass zum Abschluss von 
Werkverträgen. Es kam zwar seit Karl dem Grossen immer 
mehr in die Hand des Staats; die Münze wurde entweder in 
Pacht gegeben oder aber der Landesherr betrieb selbst das 
Münzgeschäft und stellte den Münzer im Dienstvertrag an. Da- 
neben blieb jedoch immer noch Raum für das Lohnwerk. Der 
Münzer prägte jedem, der Stoff zum Münzen brachte, im Werk- 
verträge das Metall in neue Münzen um. Im MA. hatte dies 
Geschäft noch viel grössere Bedeutung, als unter unsern lieutigen 
Münzverhältnissen (vgl. Eheberg, Münzwesen S. 103, 110, 
von Inama-Sternegg, Wirtscliaftsgesch. II 392, 423). 

5. Die im modernen Geweihe vielfach übliche Arbeit um 
Stücklohn kommt auch im MA. schon vor. Allein dieses Ver- 
hältnis, das in der Regel nicht zwischen dem Kunden und dem 
eigentlichen Unternehmer, sondern zwischen diesem und seinen 
Arbeitskräften besteht, und das nicht schlechthin den Schluss 
auf das Vorliegen von Dienstvertrag oder Werkvertrag zulässt, 
vielmehr in beiden Vertragsformen sich denken lässt, wurde im 
allgemeinen nicht als wünschenswert betraclitet. Vielmehr war 
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der Lohn der Gehilfen und Lelirlinge durch die zünftlerischen 
Taxordnungen fast durchweg nach Zeit bemessen, ja verschiedent- 
lich war Stücklohn geradezu verboten , so nach der Ulnier 
Barchentschauordiiung von 1419 (bei Nübling, Ulms Baumwollen- 
w'eberei im MA. [Schmoller, Forschungen Bd. 9] S. 11) für die 
Beschäftigung der Karterkneclite, und nach der Armbruster- 
orduung in Strassburg von 1449 (Brücker, Strassburger Zunft- 
und Polizeiordnungen 1889 S. 18) für die Gehilfen. Dagegen 
war Entlohnung nach Stückwerk zugelassen für die Gesellen 
der Böttcher dei' 5 Seestädte Hamburg, Lübeck, Wismar, Stral- 
sund, Rostock 1494. 

6. Ein dem Mittelalter eigentümlicher Gedanke ist das Ver- 
bot des „fürkauf“, das für die Entwicklung des Unternehmer- 
tums von grösster Bedeutung ist. Nach einer Reihe von Rechten 
war es nämlich verboten, dass der Unternehmer selbst den 
Stoff einkaufte (fürkauf) und dann das fertige Werk lieferte. 
Im Baumeisterbuch des Endres Tücher (1464—1475) heisst es: 
„Auch so soll furpass kein zimmerman der meister ist, 
keinen furgriff besteeii, da im jemant zimberholtz, pretter 
oder keinerlay ander zeug verding, woll mag einer umb 
sein arbeit fürgriff machen, also daz er iiichtsz anders 
verding denn die arbeit allein on den zeug“. 

Man kann zwar mit dem Arbeiter einen Akkordvertrag 
(fürgriff) abschliessen, so dass ihm eine Arbeit als Ganzes gegen 
eine feste Vergütung ohne Zeitlohn verdungen wird, aber hier- 
bei darf der Unternehmer kein Material liefern, sondern der 
Vertrag darf lediglich den durch die Arbeit zu bewirkenden 
Erfolg zum Gegenstand haben. Der Unternehmer soll mit dem 
toten Stoff keinen Spekulationsgewinn erzielen. Bücher (Artikel 
„Gewerbe“ a. a. 0.) erklärt diese im MA. weit verbreitete An- 
schauungsweise im Anschluss an eine Frankfurter Steinmetz- 
ordnung von 1355 („. . . uff das yman bedrogen werde“) da- 
hin, der tote Stoff solle kein Erwerbsmittel bilden, sondern nur 
die lebendige Arbeitskraft. In dieser Allgemeinheit ist der Satz 
nicht ganz richtig, denn er steht im Widerspruche mit der Tat- 
sache, dass im MA. in vielen Gew'erben das Handwerk herrschte. 
Bei der Erklärung muss auch die strenge, zünftlcrische Gliederung 
des Gewerbes berücksichtigt werden, nach der jeder auf einen 
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eng begrenzten Kreis von Tätigkeit verwiesen war mul ein 
Hinübergreifen auf fremdes Gebiet strengstens verpönt war 
(vgl. hierzu aucli Gierke, Genosseuschaftsr. Bd. I S. 390). 

Aus dem Gesagten ergibt sich, dass die gesellscliaftliclien 
und wirtschaftliclien Verhältnisse schon frühe so gelagert waren, 
dass das Vertragsleben Formen aufweisen konnte und tatsäch- 
lich aufwies, die juristisch unter den Begriff des Werkvertrags 
gereiht werden. Es wird nun darzustellen sein, wie das Recht 
jener Zeit den dem Werkvertrag zugrunde liegenden eigentüm- 
lichen Tatbestand erkannt und ihn entsprechend in der Ge- 
staltung seiner materiellen Sätze berücksichtigt hat. 


2 . Abschnitt 

Begiiff und Abgi*enzung des Werkvertrags und 
die Ausdrucksweise der Quellen. 

1. Mittelalterliche Rechtsaufzeichnungen haben theoretisch 
einen Werkvertragsbegriff nicht aufgestellt. Es ist dies in den 
Verhältnissen der ganzen Rechtsentwicklung begründet. Das 
ältere Recht hat sogar nicht einmal einen gemeinsamen Namen 
für die Werkverträge gefunden. Denn die Quellen kennen 
weder den Ausdruck „Werkvertrag“ noch den Ausdruck „Werk- 
miete“. Dieses letztere Wort ist nicht von dem Worte „mieten“ 
in unserm heutigen Sinne, einen Gegenstand entgeltlich zum 
Gebrauch erhalten, abgeleitet, sondern hängt mit dem mittel- 
hochdeutschen Worte miet zusammen, das gleichbedeutend und 
etymologisch verwandt ist mit und den Begriff Lohn, 

Preis, Gabe, Geschenk umfasst. Von ihm erst ist das Wort 
mieten abgeleitet, das am häufigsten in der Bedeutung vorkommt: 
Eine Örtlichkeit entgeltlich zur Verfügung erlangen, einen 
Arbeiter für eine Verrichtung dingen. In diesem letztem Falle 
ist aus dem Ausdruck mieten nicht der Schluss auf einen Dienst- 
vertrag zulässig, wenn er auch bei Werkverdiugungen selten 
vorkommt (vgl. hierzu Grimm, WB. VI 2175, 2178, Schmeller, 
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WB. n 1697). Sonach hat der Ausdruck Werkmiete nur die 
Bedeutung: Verdingung eines Werks gegen Entgelt. 

Auch aus dem Gebrauche des Wortes dingen, gedinge kann 
kein Schluss auf die juristische Natur des betreffenden Vertrags 
gezogen werden. Die Quellen drücken sich folgendermassen aus: 

Dingt ein man den andern an sin werk . . . Augs- 
burger Stadtr. A. 129 (Meyer S. 214). 

Dinget ein man sein guet über land es sei wein wachs 
. . . Wiener Stadtr. A. 55. 

Dinget ainer ainen furman wein auf nmb lone . . . 
Bayr. Landr. von 1346 XXVII Kap. 346 (v. Freyberg IV 
S. 497). 

Dieselben Beue und Werk also vorstott sol man also 
lassen bliben in Tageion und kein verdinget Werk daraus 
nit machen . . . Steinmetzordn, von 1459 Art. 3 (oben 
S. 12). 

. . wor on abir dolieym verdingen wil . . .“ Ver- 
trag der Stadt Leipzig mit dem Vorsprechen 1461 (Leip- 
ziger ÜB. I 276); verdingen ist hier gleich andingen, eine 
Abrede mit ihm treffen. 

wen ein jeglicli Meister ein Werk verdinget . . . Steiu- 
inetzordn. von 1465 (Jänner S. 254). 

. . . Man sol auch dhynnan fürder dliein werglüte 
weder murer, zymberl&te, noch ander tagner in dem 
münster nit dingen, noch dhein übereinkomen mit inen tun 
von dheins gebuwes noch Werkes wegen . . . Strassburger 
Polizeiordn, von 1468 (Brücker S. 386). 

So jemand verlest oder verdingt lerjungen knaben oder 
meydlin zu lernnng eines hantwerchs oder ander kunst 
Nürnberger Reform, von 1479 25. Titel 10. Ges. 

„. . . . das wir off beydiu teilen eyne eynung und ge- 
dinge traffln und gemacht habin also dass . . . Vertrag 
des Rats zu Liegnitz mit Nickil Smed 1481 (Anz. f. d. 
Kunde der deutschen Vorzeit Bd. 24 S. 296). 

„. . . aber stein zu ho3’en . . sol man tun mit den 
gedingten werklüten die iren steten Ion habent oder obe 
es witer not dete, in verdinge und keinem tagelone. 
Strassburger Bauordn, von 1485 (Brücker S. 132). 
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Adam Kraft confitetur das im S. Sehr, und M. S. ange- 
dingt haben die figur . . . Vertrag Adam Krafts 1490 
(Repertorium für Kunstwissenschaft Bd. 25 S. 3601F.). 

haben ein ehrbar und aufrichtig gediiig gehalten . . . 
Baukontrakt des Rats zu Brieg mit Jakob Baar (Anz. 
für die Kunde der deutschen Vorzeit Bd. 25 S. 80). 

wath de borger otFte inwoner, dede buwen leth, also 
bedingeth, dat schall eme de mester holden. Lübecker 
Zunftrolle der Maurer und Dachdecker 1527 (Wehrmann 
S. 332). 

In der Holzordnung des Landrechts zu Lofer und Unken 
.Art. 6 (Österr. Weistümer I. Bd. Die Salzburg. Taidinge von 
Siegel und Tomaschek) heisst es, dass gewöhnlich die Anlieger 
des Walds als „holzmaister und fürgedinger solcher wäld“ ge- 
braucht werden. 

Aus den angeführten Stellen ergibt sich: dingen (mit dem 
Akkusativ der Person) heisst gewöhnlich eine Person gegen 
Entgelt in Dienst nehmen. Wenn es heisst, an ein werk dingen, 
so ist damit nur der Gegenstand, au dem die Dienste zu leisten 
sind, bezeichnet. Ira weitern Sinn aber heisst dingen unter- 
handeln, verhandeln, Vertrag abschliessen. Daher ist das ge- 
dinge, wie vor allem die Künstlerverträge bezeichnet werden, 
sowie die , Andingung“ ein Vertrag überhaupt (vgl. auch 
Puutschart, Schnldvertrag und Treugelobnis S. 51, 53; Grimm, 
Rechtsalterttimer, 4. Aufl. Bd. II S. 140 ff.). Dagegen ist „ver- 
ding“ der Arbeitsvertrag, bei dem die Entlohnung nicht nach 
Zeitabschnitten erfolgt, sondern als Gesamtsumme für das 
ganze Werk gewährt wird. Derjenige, der ein Werk als 
Ganzes übernimmt, unser Unternehmer, heisst entsprechend 
„fürgedinger“ (vgl. hierzu die übereinstimmenden Angaben bei 
Grimm, WB. II 1170, Schmeller I 517; ferner Grimm, Kleine 
Schriften IV 332). 

Als sprachlich durchaus klares Beispiel einer Werk- 
verdingung ist oben ausser den dem Frachtrecht entnommenen 
Stellen die Steinmetzordnung von 1465 angeführt. Als weitere 
Stellen kommen hierfür in Betracht: 

a) Ez sol auch kain maister nach disem geböte niht mer 
werke besten denne ain weik, weder ze furgriffe noch 

HoUienbücber, Werkvertrag 
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sust . . . Nürnberger Bauordnung ans dem 13. und 
14. Jahrhundert (Baader, Nünib. Polizeiordn. S. 286); fflr- 
grifif ist gleich fürgeding, Akkord (Grimm, Kleine 
Schriften IV 332, WB. IV 737, vgl. auch die oben 
S. 12 angeführte Stelle bei Berthold von Regensburg). 

Es sol auch der meister oder die solichs werk be- 
standen hent, n&t fürder verdingen . . . Steinmetz- 
ordnung von 1459 (Jänner S. 254); Verbot der Unter- 
verdingung für den Werkunternehraer. 

So ain Werckmaister oder jemands anders ein werk 
zu machen bestanden oder angenomen . . . Chur- 
pfälz. Landr. von 1582 II. Teil 4. Titel. 

b) Swer guot aufnimpt ze fiirn umb Ion ... Münchner 
Stadtreclit A. 283 (Auer S. 109); ebenso Portenbeschluss 
von 1557 (bei Börlin, Traiusportverbände und Transport- 
recht der Schweiz 1896 S. 58). 

Item wan ein schefman anuymbt gevasst wegen . . . 
Rechte an dem Urfar zu Nussdorf 1450 (Grimm, Weis- 
tümer III 704). 

. . . dass Meister M. A. Steinmetz mit dem Kapitel zu 
Xanten Übereinkommen ist und angenommen hat . . . 
eine steinerne Säule im Dom zu errichten 1481 (Beissel, 
Baugesch. S. 172). 

Wenn auch ein wergkmeister oder arbeiter auffnymbt 
oder dingt ein werk oder arbeit zu machen . . . Wormser 
Reform, von 1498 V. Buch II. Teil (loc. cond.), wenn auch 
römischrechtlich, so doch übereinstimmend die deutsche 
Ausdrncksweise. 

Item ein schepestimmermann die ein schiff annympt 
tho bu wende . . . steht im Zeitlohn nach den Lübecker 
Schiffszimmerleuteartikeln 1560 (Wehrmann S. 405). 

c) Wenn sich ain werchman, er sey maurer oder zimermann 
oder decker, ains werchs unterwint ze taglon oder ze 
fürding, daz selb werch sol er mit seinen gesellen volfiirn 
und volpringen, und sol auch an Chain ander werch die 
zeit nicht sten und sol daraus nicht gen . . . Münchner 
Stadtr, A. 472 (Auer S. 180). 

Wo sich auch ein maistcr ainer arbeit oder gepäus 
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unterstellt und annympt . . . Bayr. Landr. von 1518 
42. Tit. 4. Art. 

d) Int erste dat welck man werck verdinget, id were 
malwerck edder glasewerk . . . 1474 Lübecker Maler- und 
Glaserordnung (Wehrmann S. 329). Hier ist nur Werk- 
vertrag möglich, da es den Zunftgenossen verboten ist, 
to vorfang, auf Vorrat zu arbeiten, und Glas- oder Mal- 
werk feil zu halten. 

. . . hat ein erbar Rat zu Zeitz Meister Bezolten in 
Werkstücke verdingt, ein crucifix 1532 (Baudenkmäler 
der Provinz Sachsen Bd. I S. 75). 

Die angeführten Stellen lassen zum Teil deutlich erkennen, 
dass die mittelalterliche Anschauungsweise die Übernahme 
eines Werks als Ganzen (ein werk besten, ein werk annemen, 
ein werk aufnemen) als eine Vertragsform erkannt hat, bei der 
sowohl .Akkord- wie Zeitlohn Vorkommen kann. Erst mit der 
Aufnahme des römischen Rechts wird die Unterscheidung von 
Zeitlohn und Akkord für die Abgrenzung von Dienst- und 
Werkvertrag von Bedeutung, bei Zasius, Komm, zu den Dig. 
fol. 711 L. XVIII de verb. obl. [Ausgabe von Freigius 1571]. 
Die Abgrenzung des Werkvertrags von den übrigen Arbeits- 
verträgen wird ja schwierig nur bei jener Gruppe von Ver- 
trägen, bei der nicht der Stoff dem Arbeiter, womöglich in 
seine Behausung übergeben wird, sondern der Unternehmer bei 
Bauwerken und Schiffbauten, also an fremder Arbeitsstätte 
seine Arbeiten vornimmt, und wo gleichzeitig neben ihm andere 
Arbeiter im reinen Dienstvertrag und, wie er, im Zeitlohn be- 
schäftigt sind. Denn hier kann nur die Art der zu leistenden 
Arbeit und das sich hieraus ergebende Verhältnis zum Arbeit- 
geber ein Unterscheidungsmerkmal sein. In all den Fällen 
aber, wo verding vorliegt, wird der Vertrag rechtlich als Werk- 
miete anzusehen sein. 

Es besteht nun in der Ausdrucksweise der Quellen eine 
eigentümliche Analogie zwischen dem deutschen und dem 
römischen Recht. Man sagt nämlich ein werk bestön (nach 
Grimm opus aggredi), einen fnrgrif bestön, daneben hat 
besten die Bedeutung mieten, „ein Schiff, ein Fahrzeug besten; 
„Bestand“ ist gleich Miete. Dem entspricht im römischen 
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Recht opus conducere, rem conducere. Es läge nahe, in 
beiden Fällen besten und conducere als „in räumliche Gewalt 
nehmen“ aufzufassen. Es scheint mir dies jedoch zu gewagt, 
vielmehr wird man besten im Werkvertrag so aufzufassen 
haben, dass es „annehmen, übernehmen, unternehmen“ bedeutet. 
(Immerhin ist darauf hinzuweisen, dass auch das nordgermanische 
Recht in dem Worte leiga = Miete eine einheitliche Bezeichnung 
für Sach-, Dienst- und Werkmiete hat, die dem deutschen „Be- 
stand“, der römischen „conductio“ entsprechen würde, so dass 
die Annahme nicht ganz ausgeschlossen wäre, es möclite hier 
doch nach der primitiven Rechtsanschauung im Grunde eine 
Einheit dieser drei Vertiäge bestehen. Über den Gebrauch 
des Wortes leiga, legha, gotl. laigba vgl. v. .Amira, Nordgerman. 
OblR. I 610, 632, 636, 649, II 740, 741.) 

Der Werkvertrag ist ein entgeltlicher Vertrag. Die Quellen 
betonen dies auch überall. 

„gibt eyner dem andirn zcu machin gewant adir silbir adir 

andir ding und man ym dovon Ionen zal vor seyne erbeit . . .“ 
SchöfFenrecht der Dresdner Handschrift (Wasserschieben S. 111); 
Das Lübische Recht von 1294 (Hach S. 347); Hamburger Recht 
von 1292 H. XXHI und von 1497 L. VIII (Lappenberg); Augs- 
burger Stadtrecht A. 133 (Meyer S. 217); Regensburger Stadtr. 
(Freyberg V S. 37); Alte Cnlm V 3; Ruprecht von Freising 
I 162 (Maurer); Münchner Stadtr. A. 164, 472 (Auer); Bayr. 
Landr. von 1346. XXVII. Kap. 347. Art. ; Stadtr. von Lüneburg 
(Kraut S. 51); Glogauer Rechtsbuch cap. 600 (Wasserschieben). 

Gegenstand des Werkvertrags ist die Bearbeitung des 
übergebenen Stoffs, Herstellung einer neuen Sache aus den 
übergebenen Bestandteilen, wobei die geistige Leitung und 
daher auch die Verantwortlichkeit für den Erfolg beim 
Unternehmer steht. Gegenstand des Werkvertrags ist aber 
auch weiterhin Bewirkung irgend eines Erfolgs, auch eines 
geistigen Erfolgs. 

Zunächst kommt hier der Erziehungsvertrag in Betracht. 
Hier lagen die Verhältnisse im MA. folgendermassen; Das 
Lesen, Schreiben und Rechnen wurde von kundigen Personen, 
den Schnlmei.stern oder „deutschen Schreibern“, für die jungem 
Altersklassen auch von Schulfrauen gelehrt. In den kleineren 


Digiiized by Google 



21 


städtischen Gemeinwesen, wo nicht, wie in den bedeutenderen 
Städten ein grösseres Angebot von Lelirkräften bestand, suchte 
man sich einen Schulmeister dadurch zu sichern, dass man 
gegen einen festen Gehalt eine hierzu geeignete Person an- 
stellte, die selbständig und auf eigene Rechnung die Erziehungs- 
verträge mit den Eltern der Schüler abschloss. Da kein Schul- 
zwang bestand, ergab sich also allenthalben die Notwendigkeit, 
privatrechtliche Erziehungsverträge abzuschliessen, für die denn 
auch besondere Rechtsregeln galten (vgl. Mone, Das Schulwesen 
vom 13. bis 16. Jahrh. in der Zeitschrift für die Gesch. des 
Oberrheins Bd. I, IT, Sander, Der reichsstädtische Haushalt 
Nürnbergs S. 225). Dagegen lag der höhere Unterricht in der 
Regel in geistlichen Händen, jedoch kamen auch hier An- 
stellungen von städtischen Schulmeistern im obigen Sinne vor, 
wobei die Rechtsverhältnisse zwischen Schülern und Lehrer 
ausdrücklich geregelt waren (Bestallung des latein. Schul- 
meisters von Überlingen, die mit wenigen Veränderungen von 
1465 bis 1608 galt; bei Mone II S. 153). 

Beim Lehrlingsvertrag treten die Normen, die über die 
Ei'ziehungspflicht des Lehrherrn gelten, gegenüber den die 
Dienstpflicht des Lehrlings betreffenden zurück. 

Es ist nach der Natur der hier zu bewirkenden Leistungen 
die Annahme eines Dienstvertrags für den Erziehungsvertrag 
ausgeschlossen, allein es ergibt sich hieraus auch, dass nicht 
alle Regeln, die für den Werkvertrag gelten, Anwendung finden 
können, besonders insoweit sie sich auf die Eigenschaften des 
Werks und dessen Fertigstellung und .\bnahme beziehen. 

Weiter muss noch auf den Vertrag mit dem Für- 
sprechen eingegangen werden (vgl. zu dem Folgenden Nietsche, 
de prolocutoribus , Leipzig 1831; G. L. Maurer, Geschichte des 
Gerichtsverfahrens 1824 S. 123 — 132; Planck, Gerichtsverf. im 
MA. 1878 Bd. I S. 194 ff.; ferner Weissler, Geschichte der 
Rechtsanwaltschaft 1905 S. 34 ff ). Im mittelalterlichen Prozess- 
verfahren ist es allgemein üblich, dass die Parteien vor Gericht 
sich eines Vorsprechen bedienen, der ihnen auf ihr Ansuchen 
für die Dauer des Dings vom Richter bestellt wird. Vorsprech 
kann jeder sein, der im Ding vollberechtigt anfzutreten befugt 
ist; aber es bildet sich sehr bald allgemein der Brauch heraus. 
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nur besonders rechtskundige Männer hierzu zu wählen. Für 
unsere Frage kommt es nun wesentlich darauf an, in welchem 
Verhältnisse der Fürsprecher und sein Schützling zu einander 
stehen. Der Fürsprecher hat zunächst die Aufgabe, die durch 
den Prozessformalismus genau bestimmten Erklärungen seiner 
Partei abzugeben, vor allem die Fragen an das Gericht zu 
stellen. „Er darf nur sprechen, was ihm die Partei aufge- 
tragen hat“, jede seiner Erklärungen muss von der Partei ge- 
nehmigt werden. Allein er ist nicht das Sprachrohr seiner 
Partei. Vielmehr hat er die ihm von der Partei gemachten 
Angaben vermöge seiner Erfahrung und seiner Rechtskunde 
möglichst günstig zu verwerten. Er hat die für das Vorbringen 
der Partei günstigste Form zu wählen, und es ist seiner Ge- 
schicklichkeit überlassen, dem Richter und dem Gegner geeignet 
gegenüberzutreten. Er hat die Pflicht, die Partei zn beraten 
sowohl hinsichtlich der Wahl der Prozessmittel und der zu 
unternehmenden Schritte, als auch hinsichlich ihres Verhaltens 
vor Gericht. Er steht überhaupt in einem Treuverhältnis zur 
Partei und hat für den Leichnam eines hingerichteten Ange- 
klagten und dessen Beerdigung zu sorgen. 

Es ergibt sich, dass zwar die Partei, entsprechend dem 
heutigen Rechte, dem Fürsprech Weisungen erteilen kann, dass 
sie aber auf die Art ihrer Ausführung naturgemäss keinen Ein- 
fluss hat, da diese eben von der der Partei fehlenden Ge- 
schäfts- und Rechtskunde abhängig ist. Danach kann das 
Rechtsverhältnis nicht als Dienstvertrag bezeichnet werden. 
Dem steht auch nicht entgegen, dass die Partei das Recht 
hatte, den Erklärungen des Fürsprechen die Genehmigung zu 
versagen — wovon übrigens wohl nur äusserst selten Gebrauch 
gemacht wurde (Planck a. a. 0. S. 202) — , denn dies war nur 
für den Prozess, nicht für das zwischen ihr und dem Fürsprech 
bestehende Vertragsverhältnis von Bedeutung. Ausserhalb des 
Gebiets des Sachsenspiegels konnten aus den Freunden der 
Partei einer oder zweie dem Fürsprech als Beiständer zur Seite 
gestellt werden, die ihn zu beaufsichtigen und ihm mit Rat 
beizustehen hatten. Auch hierdurch wird die Leistung des Für- 
sprecher nicht zu einer Dienstleistung. Denn die Aufsicht 
konnte nur den Zweck haben, die Partei vor der Bestätigung 
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zu warnen ; und durch Ratschläge, die ein Beiständer dem Für- 
sprech erteilte, wurde dessen Stellung zur Partei nicht ver- 
ändert. (Nicht hierher gehören die „Vorsprecher des Rechtens“, 
wie sie im Gebiete des bayrischen Rechts an die Stelle der 
Schöffen getreten waren; vgl. Schröder, Rechtsgesch. 3. Aufl. 
S. 554.) 

Lässt sonach die Natur der vom Fürsprech zu bewirkenden 
Leistung die Auffassung eines Werkvertrags zu, so kommt es 
noch darauf an, ob die Tätigkeit entlohnt wurde. Nach der 
älteren, ursprünglichen Auffassung musste das Amt des Vor- 
sprechers, zu dessen Übernahme jeder Dingpflichtige auf Grund 
seiner Dingpflicht verpflichtet war, unentgeltlich versehen 
werden. Das „heilige Recht“ soll man nicht kaufen und ver- 
kaufen (vgl. die bei Weissler S. 54 angeführten Belegstellen). 
Nach sächsischem Recht war eine Entlohnung nicht üblich, und 
erst die Glosse Johann v. Buchs zu Sachsenspiegel I 60 ver- 
teidigt mit Berufung auf das „kaiserliche Recht“ die Zulässig- 
keit der Eutlohnung. 

„Ick segge dy dat, dat ein vorspreke sick W'ol möt 
meden laten. . . “ 

Damit Stimmen überein Deutschenspiegel 78, Schwaben- 
spiegel Art. 72, Kulm V 61 §§ 1, 6, Magdeburger Schöffenrecht 
II 1 c. 19, ferner die Magdeburger Fragen (cap. V dist. 2). 

„Undirwindet sich eyn bedirman vorspreche zu 
syn in Sachen um benant Ion, das ist man ym 
pflichtig czu gebin. Thut er es uff genade sunder 
beuant Ion, so stet is au deme, des dy Sache ist, also 
daz her deme vorspreche syne arbeit lonc. (Man beachte 
auch hier den Ausdruck „sich unterwinden“ !) 

Dagegen flndet sich in anderen Quellen schon früh (1240 
in Lübeck) der Grundsatz der Entlohnung. Hamburger Stadtr. 
von 1292 III. B. (Lappenberg), Bremer Stat. von 1341 (Oelrichs 
S. 232), Hannoversches Stadtr. (herausgeg. von Brönnenberg 
1844 S. 379), Regensburger Stadtr. (v. Freyberg, V S. 61), 
Statuten der freien Reichsstadt Cöln von 1463 A. 73; Prager 
Stadtr. 77. Art. von 1354 (Förstemann 1845), ferner die bei 
Weissler S. 56 angeführten Belegstellen. Es hängt dies mit 
der berufsmässigen Ausübung des Amts zusammen, wie sie 
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vornelimlicli in den Städten aufkam (Planck S. 207). So kam 
es, dass nicht nur der vereinbarte Lohn, sondern überhaupt 
eine Taxe gezahlt werden musste. Hiervon waren nur die 
Armen befreit. Schwsp. Art. 72; Alte Culm V § 61, Ruprechts 
Lehenrecht § 78 (Westenr.). 

Entsprechend der Anstellung von Schulmeistern oder von 
Ärzten (in Nürnberg) kommt auch hier die Einrichtung vor, 
dass die Stadt einen Fürsprech im Dienstvertrag anstellt, dass 
er den Bürgern zur Verfügung stehe. So stellt im Jahre 1461 
die Stadt Leipzig einen Fürsprech an, der am Dingtag bei Ge- 
richt sein muss, und den Bürgern um einen Groschen reden muss, 
„wer on abbir doheym verdingen will, von dem mag er 
nemen vihr adder funff groschen ungeverlich“. 

Ebenso waren die Verhältnisse in Straubing geregelt (vgl. 
Rosenthal, Beiträge zur Deutschen Stadtrechtsgesch. 1883 
S. 318, 274). 

Sonach muss der mit dem Fürsprech abgeschlossene ent- 
geltliche Vertrag begrifflich unter den Werkvertrag bezogen 
werden. Freilich ist dies materiell von nicht allzu grosser Be- 
deutung, da die im wesentlichen auf den gewerblichen Werk- 
vertrag zugeschnittenen Rechtsregeln nur selten auf die ihrer 
Art nach verschiedene Leistung des Fürsprechers angewendet 
werden können. 

2. Die Dienstmiete unterscheidet sich von der Werkmiete 
dadurch, dass bei ihr der Herr die fremde Arbeit zu dem von 
ihm gewollten Erfolge lenkt, während bei der Werkmiete der 
Unternehmer selbst für den Erfolg verantwortlich ist. Wie 
schon die bisherige Darstellung gezeigt hat, unterschied das 
mittelalterliche Recht deutlich diese beiden Tatbestände. Zu- 
weilen kommt dies auch in der Anordnung des Stoffs in den 
Rechtsaufzeichnungen zum Ausdruck. So berücksichtigen die 
ländlichen Rechtsquellen fast ausschliesslich den Dienstvertrag 
und trennen ihn von etwaigen mitberücksichtigten Werkverträgen. 
Das Hamburger Stadtrecht von 1292 (Lappenberg) stellt im 
12. Abschn. die den Dienstvertrag betreffenden Rechtssätze zu- 
sammen unter der Überschrift „van dhenste“. Und im Stadt- 
recht von 1497 (Abschnitt F) heisst es dann „van dhenste und 
ghesynne“. Dagegen enthält das Bremer Stadtreclit von 1428 
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I. Buch cap. 46 (Oelrichs S. 341 ff.) auch die auf den Werk- 
vertrag bezüglichen Vorschriften unter der Überschrift „van 
denstc“ . 

Aber auch auf Grund äusserer Merkmale, vor allem des 
Herrschaftsverhältnisses zwischen den Vertragsteilen, sind 
Dienst- und Werkmiete zu unterscheiden. Denn die grösste 
Zahl aller Dienstverträge fällt unter den Gesinde- und Ge- 
sellenvertrag. Diese. Gruppe nun hat in den Landrechten, 
Ehalten-, Gesinde-, Handwerks- und Gesellenordnungen, in den 
Zunftstatuten eine eingehende Regelung gefunden, ansfl'ihrlich 
ist dort die dem Dienstherrn zustehende Dienstgewalt geordnet, 
die sich nicht nur auf die Ausführung der den Gegenstand des 
Vertrags bildenden Dienste bezieht. Dazu kommen noch be- 
sondere Eigentümlichkeiten, vor allem die Wohnung in der 
Hausgemeinschaft des Dienstherrn (vgl. Hertz, Die Rechts- 
verhältnisse des freien Gesindes 1879 S. 9; v. Amira, Nord- 
german. Obligationenrecht II S. 771). Daneben kommen frei- 
lich auch freie Dienstverträge mit dem Taglöhner, Hau-sbäcker, 
Hansschlächter voV; aber auch hier kommt meistens schon in 
der Fassung der Quellen die Auffassung, dass es sich um 
Leistung von Diensten unter der Leitung des Herrn handelt, 
zum Ausdruck. 

3. Die Abgrenzung des Werkvertrags vom Kauf war im 
MA. leichter wie heute. Schon die äusseren Verhältnisse be- 
günstigten dies. War doch, wie schon oben erwähnt, in einer 
grossen Anzahl von Rechten die Stofflieferung durch den Unter- 
nehmer verboten. Vgl. Brünner Schöffenbuch (Rösslcr S. 389, 
405). Auch bei der Mehrzahl der Künstlerverträge wurde der 
Stoff vom Besteller geliefert, so die Tafel, auf die das Bild 
gemalt wurde, das Holz, aus dem die Figuren geschnitten 
wurden, die Farben und das in der gotischen Kunst reichlich 
verwendete Gold. Vgl. die Ausgabeposten für die .Ausmalung 
eines Gewölbes des Basler Münsters (Münstergeschichte S. 234) 
gab im ze Ion 3 Pfd. 5 ß Item hab geben 12 Pfd. 
nmb 3 buch schön Golt zu dem Crüczgang und zu der 
Suilen . . . Item umb öli und farwe und umb lim 30 ß. 
Abgesehen von grö.sseren Bauverträgen, wie dem über den 
Turmbau auf dem Gröditzberg 1483, und die Elsterbrücke bei 
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Zeitz 1532, lieferte bei einem so bedeutenden Kunstwerk wie 
dem 1490 an Adam Kraft verdungenen Gi abmal (Repert. Bd. 25 
S. 360flf.) und bei dem Waltzroder Altarbild Hans Brüggemanns 
1523 (Repert. Bd. 24 S. 125) der Besteller den StoflF. 

Dagegen wird allerdings seit der Mitte des 15. Jabrh. viel- 
fach die zum Malen nötige B’arbe und das Gold oder auch 
Stein und Holz vom Künstler geliefert. Beim Rathausbau von 
Bremen werden Steinfigureu mit Stofflieferung durch den Unter- 
nehmer verdungen 1406—1407 (Ehmck u. Schumacher 303, 381); 
ebenso Vertrag Isenmanns mit dem Martinsstift zu Colmar 
1462 (Repert. II 153); Aufgabe des Künstlers ist es, die Altar- 
flügel zu bemalen, und die geschnitzten Figuren zu vergolden. 
Durchwegs liefert den Stoff Tilraan Riemenschneider 1491, 
1496 (Tönnies S. 80, 276); Vertrag M. Wohlgemuts über Liefe- 
rung des Schwabacher Altars 1508 (Thode S. 245); Vertrag des 
Malers BrujMi über ein Altarbild für das Stift zu Xanteu 1529 
(Beissel, Gesch. der Ausstattung S. 12); Revers des Goldschmieds 
Beyer 1531 (Mitteil, des german. Mus. Bd. I S. 167). Lukas 
Cranach hat bald mit eigenen Farben auf eigene Leinwand ge- 
malt, bald den Stoft' vom Hof geliefert erhalten (dir. Schuchardt, 
Lukas Cranach des Ä. Leben und Werke 1851 S. 144, 195). 

Soweit es sich bei solchen Werkverträgen lediglich um Zu- 
taten des Unternehmers handelt, wird man annehmen dürfen, 
dass auch nach mittelalterlicher Auffassung die Natur des Ver- 
trags hierdurch nicht geändert wurde. Ob jedoch das mittel- 
alterliche Recht die Lieferung erst herzustellender, nicht ver- 
tretbarer Sachen als Kauf oder als Werkvertrag betrachtete, 
geht aus den Quellen selbst nicht klar hervor. Die Ausdrucks- 
weise der Quellen ist zur Erklärung nicht zu verwenden. Denn 
sowohl bei der Andingung der Sandsteinfiguren am Bremer 
Rathaus, wo die Steinmetzen den Stein lieferten, als in dem 
entgegengesetzten Fall der Verdingung des Waltzroder Altar- 
bilds wird von kop, Kauf gesprochen. Man wird davon aus- 
gehen müssen, dass das MA., wenn es auch tlieoretisch den Be- 
griff der vertretbaren und nicht vertretbaren Sachen nicht aus- 
gebildet hat, doch anschaulich genug dachte, um bei solchen 
Künstlerverträgen zu erkennen, dass es sich nicht darum handle, 
dass der Künstler gegen Entgelt einen Stein oder Ölfarben 
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und Gold liefere, sondern dass seine Leistung in der Sdiöpfung 
einer neuen, nur für einen bestimmten Platz geeigneten, einzig- 
artigen Sache besteht. Der Charakter dieser Verträge als 
Arbeitsverträge trat schon im äussern Vorgang deutlich in die 
Erscheinung. Ein innerer Grund, diese Verträge unter den 
Kaufvertrag zu fassen, besteht ja nur insofern, als es sich um 
Mängel des Werks handelt, die in der Eigenschaft des ge- 
lieferten Stoffs begründet sind. 

Diese Auffassung wird bestätigt durch den Vertrag des 
Rats zu Zeitz mit Meister Bezolt 1532 über ein Kruzifix, zu 
dem Bezolt auch den Stoff zu liefern hat. Es hei.sst dort (Bau- 
denkmäler der Provinz Sachsen Bd. I S. 75): 

hat ein erbar rath zu Zeitz M. Bezolten in werckstücke 
verdingt ein crucifix . . . 

Verschiedentlich tritt eine Trennung der beiden Vertrags- 
elemente, Stofflieferung und Arbeit, in der Vergütung hervor. 
So erhält der Steinmetz Schröder 1560 anlässlich der An- 
fertigung einer Kanzel 50 Taler für die Arbeit und 10 Taler 
für den Stein (Mithoff S. 288). 

Die Künstlerverträge enthalten fast durchwegs ausser- 
ordentlich reichliche materiellrechtliche Bestimmungen, aus 
denen meistens hervorgeht, dass sie als Arbeitsverträge be- 
handelt wurden. Dies wird bei der Darstellung des materiellen 
Rechts zu zeigen sein. Die Eigenart des Künstlervertrags 
tritt jedoch in denjenigen Bestimmungen hervor, die, abweichend 
vom allgemeinen Recht, eine länger dauernde Gewährleistungs- 
pflicht des Unternehmers für Mängel des Werks festsetzen, 
und die den Fall der Auflösung des Vertrags durch den Tod 
des Unternehmers regeln. Hier hat also die Vertragspraxis 
die Sätze des allgemeinen Werkvertragsrechts unter Berück- 
sichtigung der besonderen Sachlage durch eigene Bestimmungen 
ergänzt. 

Eine Abgrenzung des Kaufs vom Arbeitsvertrag überhaupt 
gibt Ruprecht v. Freising (Maurer II 81, Westenr. Lehenr. § 66): 
Nu sprechen wir von geordentem Ion. Es mag kein 
schmid nit gesprechnn über geordenten Ion vor gericht 
do kol unnd C3'sin des Schmidts ist wann damit ver- 
chaufft er seyn eysnn unnd seyn kol, was er den leuten 
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wurcliet. Ist aber das ener kol und eysnii mit jm dar- 
pi'inggt und was er ini daraus wurcliet. unnd paid er jm 
des unnd lilt jns austragenn so mag er jn wol umb seinen 
geordenten Ion ansprcchnn. Solich recht habenn all hant- 
wercher dy den leutten jr aigen guet ze nuetz pringenn, 
da sy selbs kain aigenn guet bey habenn (vgl. hierzu 
Stobbe, Vertragsrecht S. 98). 

Es soll hiernach zwischen dem Fall unterschieden werden, 
wo der Arbeiter seinen eigenen verarbeiteten Stoff liefert, und 
dem, wo er selbst keinen Stoff liefert, sondern nur seine Arbeit. 
Stobbe a. a. 0. nimmt hier, da er die Stelle im .Anschluss an 
den lidlon des Gesindes behandelt, eine loc. cond. operarum an. 
Dies ist nicht ganz richtig, denn es geht aus obiger Stelle 
über die .Art des Vertragsverhältnisses nichts hervor — es 
kann sowohl Dienst- wie Werkmiete vorliegen. 


8. Abschnitt 

Der Abschluss des Vertrags. 

I. Die „Einigung“, das „Gedinge“, das „Übereinkommen“ 
betrifft den Inhalt des Vertrags. Dieser wird je nach den Ver- 
hältnissen mehr oder weniger genau bestimmt. Vor allem bei 
Bauten und Kunstwerken wird das herzii-stellende Werk genau 
beschrieben, es werden die Masse, die Eigenschaften des etwa 
vom Unternehmer zu liefernden Stoffs festgestellt. Es wird 
genau bestimmt, welche Heiligen und wie viele auf einem Altar- 
bild dargestellt werden sollen, ja der Wunsch des Bestellers 
erstreckt sich oft auf Einzelheiten, wie darauf, ob eine männ- 
liche Figur einen Bart tragen soll oder nicht. Andererseits 
werden genaue Abreden über die Entlohnung, sowie für Fälle 
getroffen, die abweichend von den gewöhnlichen Reclitssätzen 
behandelt werden sollen. Die meisten Künstlerverträge ent- 
halten von der zweiten Hälfte des 15. Jahrh. an hierüber aus- 
führliche Abmachungen. 

Sehr oft wird dem Vertrag über Errichtung eines Bauwerks 
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oder Herstellang eines Kunstgegeiistands ein Plan, „Visierung“ 
genannt, zugrunde gelegt, nacli dem das Werk auszuführen ist. 
Steinmetzordnung von 1465 (Jauner S. 254); Vertrag über 
die Herstellung des Münnerstädter Altarbilds durch Tilman 
Riemenschneider (Tönnies, Tilman Riemenschneider S. 276), 
Vertrag Hans BrUggemans mit dem Propst zu Waltz- 
rode 1523 (Repert. f. Kunstw. Bd. 24 S. 125), Revers des 
Goldschmieds Beyer 1531 über Anfertigung von Silber- 
geschirr (Mitteil, des german. Mus. Bd. I S. 167); Vertrag 
Wenzel Jamnitzers mit Erzherzog Ferdinand 1561 (Mitteil, 
des Inst, für österr. Geschichtsforsch. Bd. IX S. 285). 

Ferner gehört hierher das „Gegengewicht“, das nach ver- 
schiedenen Ordnungen der Goldschmied beim Empfang des zu 
verarbeitenden Metalls dem Besteller zur Nachprüfung bei der 
Rückgewähr geben musste. 

Der Sicherung des Beweises dient die Beurkundung der 
Verträge. Privaturkunden werden einmal ausgestellt, für den 
Gebrauch des Bestellers, oder doppelt für den Besteller und 
Unternehmer. In diesem Falle wird der Vertrag zweimal auf 
dasselbe Blatt geschrieben, das dann an einer mit Buchstaben 
bezeichneten Stelle abgeteilt wird. Die Urkunden sind meistens 
gesiegelt. Zur ersteren Gruppe gehört der Vertrag Isenmanns 
mit dem Martinsstift zu Colmar 1462 (Repert. f. Kunstw. Bd. II 
S. 153) und der Vertrag über Errichtung der Elsterbrücke zu 
Zeitz 1532 (Baudenkm. der Prov. Sachsen I 73), zu der zweiten 
Gruppe gehört der Vertrag über Errichtung einer Säule im 
Xantener Dom 1481 (Beissel, Baugesch. S. 172), der Vertrag 
des Abts zu St. Godehard in Hildesheim mit Meister Wolter 
1504 (Mithoff S. 430), Glaserkontrakt abgeschlossen von der 
Stadt Löwenberg 1511 (Anz. f. d. Kunde d. d. Vorz. Bd. 29 
S. 174), Vertrag des Malers Bruyn mit dem Stift zu Xanten 
1529 (Beissel, Gesch. der Ausstattung der Kirche zu Xanten 
S. 12). 

II. An welchen Tatbestand knüpft nun das Recht die 
Obligation? 

1. Es ist hier davon auszugehen, dass der Werkvertrag 
verschiedene wirtschaftliche Vertragsformen umfasst, unter 
denen zwei vornehmlich sich gegeiiUbertreten: Einmal die 
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Gruppe von Verträgen, wo der zu bearbeitende Stoff dem 
Unternelimer zur Bearbeitung an seiner eigenen Arbeitsstätte 
übergeben wird, und andererseits die Gruppe von Verträgen, 
wo der Unternehmer verpflichtet wird, aus seinem eigenen 
Stoff das Werk zu liefern, oder an fremder Arbeitsstätte, vor 
allem bei Bauwerken, durch seine Arbeit einen Erfolg herbei- 
zuführen. 

Jene erste Gruppe von Verträgen erlangt schon durch die 
Hingabe des Stoffs und die Annahme durch den Unternehmer 
verbindliche Wirkung, ohne dass es einer hierzutretenden Form 
bedürfte. Diese Verträge können als Realverträge gültig 
abgeschlossen werden. 

Tatsächlich erwähnen die Quellen bei dieser Art von Ver- 
trägen nirgends den Gebrauch einer Form, vielmehr lassen sie 
schon durch ihre Ausdrucksweise erkennen, dass das Gedinge 
durch die Hingabe des Stoffs sofort rechtliche Wirkung er- 
langte, dass von diesem Zeitpunkte an die Pflichten und Rechte 
der Vertragsteile entstanden. 

„. . . swaer eime snider gewant enpfilchet ze sniden. . .“ 
Augsburger Stadtr. A, 133 § 2 (Die typische Form! 
vgl. Lexer I 563); ebenso Ruprecht v. Freisiug I 149 (M.). 

. . gebit eyn man und tut syn gewant eyme snyder 
czu machin . . .“ System. Schöffenr. V c. 4. 

„Ap ein mau silber ader gewant czu machin tut 
umme daz Ion . . .“ Glogauer Rechtsbuch cap. 600 
(Wasserschlebeu). 

„Dinget ein man ein chaufschatz überlaut, und sich 
desselben chaufschatzes der fuerraan uuterwindet auf 
seinen wagen. . .“ Wiener Stadtr. A. 56. 

In dieser letzten Stelle ist der Fall so gelegen, dass die 
Vertragsteile den Frachtvertrag schliessen, der sofort durch 
die tatsächliche Übernahme des Guts vollzogen wird, während 
A. 55 des Wiener Stadtrechts („Dingt ein man sein guet über- 
laut . . . und geit seinen gotzphenning daran. . .“) von der 
Hingabe eines Gottespfennigs spricht, und hierbei den Fall im 
Auge hat, wo sich der Fuhrmann verpflichtet, das Gut zu ver- 
frachten, das Gut aber nicht zur Stelle ist, sondern erst später, 
vielleicht an einem andern Orte zur V'erfrachtung übergeben wird. 
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NhcIi Börlin, Transportverbände und Transportrecht der 
Schweiz S. 54, vollzog sich der Vertragsschluss durch Übergabe 
der Güter oder durch Einzähleii in das Schiff. Eine Form für 
den Vertragsschluss findet sich bei dem Rodbetrieb nirgends. 

Die voi'getragene Auffassung wird weiter dadurch gestützt, 
dass in den Quellen, wie weiterhin zu zeigen sein wird, alle 
andern Verträge, bei denen nicht der Stoff gleichzeitig mit dem 
Gedinge dem Unternehmer übergeben wird, entweder als sym- 
bolische Realverträge (Gottespfenning, Weinkaiif) oder als 
reine Formverträge behandelt werden. Nirgends findet sich 
ferner in den Quellen ein Anhaltspunkt dafür, dass die 
Gültigkeit des Abschlusses solcher Realverträge von den 
Parteien im späteren Prozesse bestritten worden wäre. Es 
steht diese Annahme eines Realvertrags auch durchaus nicht im 
Widerspruch mit den allgemeinen Grundsätzen des deutschen 
Rechts, das ja auch die Leihe, die Hinterlegung und die 
Schenkung als Realverträge behandelte. 

2. Neben diesen Verträgen, die durch Hingabe des zu ver- 
arbeitenden Stoffs an den Unternehmer vollzogen werden, sind 
alle diejenigen zu berücksichtigen, in deren Tatbestand dieses 
Moment fehlt. Da die reine Übereinstimmung der Vertragsteile 
zum Zustandekommen der Obligation nicht genügt, wird künst- 
lich dem Gedinge der Charakter des Realvertrags verliehen. 

a) Dies ist in der Weise möglich, dass von der einen Ver- 
tragsseite, wenn nicht die ganze Leistung, so doch ein sehr 
erheblicher Teil im voraus erfüllt wird. Der Besteller macht 
eine Anzahlung auf die Vergütung. So im folgenden Fall: 
Hirvor em gelauet (gelobt) vi“ m & lub. Darvon 1 m & 
ret up de hant to dem gadespenning. . . Verdingung des 
Turmbaus zu St. Peter in Hamburg 1517 (Mithoflf S. 33), 
und ähnlich erhält Barward Tafelmaker 1525 für Er- 
bauung der Rossmühle in Leipzig 300 Thlr. und 10 Thlr. 
Gottespfenning (Mithoff S. 309). 

Es handelt sich bei diesen „Gottespfenningen“ nicht um unbe- 
deutende Leistungen, sondern sie stellen eine wirkliche Voraus- 
leistung des Bestellers dar. Die Bezeichnung „Gottespfenning“ 
zeigt, dass nach der Auffassung der Quellen die Begriffe der 
arrha und der Anzahlung, unter dem einheitlichen Gesichts- 
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punkt der Sachleistung beim Vertragsabschluss zusammen- 
flossen. Hieraus ergibt sich für die Entwicklungsgeschichte der 
arrha, dass bei Verträgen der oben erwähnten Art der Ver- 
trag durch eine wirkliche V^orausleistung des Bestellers voll- 
zogen wurde, dass diese Gabe dann im Laufe der Zeit viel- 
fach an Wert verlor, bis sie als zu geringfügig für den Unter- 
nehmer nicht mehr in Betracht kam, der sie dann als Almosen 
„in die Büchse“ steckte. In dieser Form ist der „Gottes- 
pfennig“ in den mittelalterlichen Quellen erhalten. Beim 
Werkvertrag jedoch lag es mit Rücksicht auf die oft wirt- 
schaftlich schwache Stellung des Unternehmers nahe, in vielen 
Fällen die alte „Anzahlung“ beizubehalten, die sich ja tat- 
sächlich, wenn auch ohne die alte rechtliche Bedeutung bis in 
unsere Tage gerade in den hier in Betracht kommenden Ver- 
hältnissen erhalten hat. 

Die Hingabe des „Gottespfennigs“ findet sich ausser in 
der üben angeführten Stelle des Wiener Stadtrechts (Art. 55) 
in folgenden Quellen; 

„Item wen men ock mit den meistern mhurwergke 
vordingeth, so schollen se mit gadesgelde edder mit 
schencken de böigere nicht overlestern und beschnidenu, 
sunder truwelicken vordenst nemen“. Rostocker Ordinanzie 
von 1530, angef. bei Mithoff S. 445. 

„Wann ein Meister eine arbeit idt sy nie oder olde 
annimpt, und ein gadespenning darup gegeven werdt, 
schall hie densulven, nademe hie gade gegeven ist, in die 
bussen stecken. Lübecker Schiffszimmerleuteartikel von 
1560 (Wehrmann, Die älteren Uibeckischen Zunftrollen 
1864 S. 410). 

Sehr oft schwankt die Bezeichnung dieser Vertragsgabe; 
so heisst es z. B. 1447 von Meister Ebberd, Glasewerte zu 
Stendal (Mithoff S. 85), dem der Rat zu Braunschweig die 
Fenster im Altstadt- Rathause verdungen hatte, dass ihm '/* 
Verding (der vierte Teil einer Mark) an Trinkgeld, und seinen 
Knechten zwei Gottespfennige zugesagt worden seien. Diese 
Gottespfenninge sind das Trinkgeld, das die Gesellen gewöhn- 
lich erhalten, und das Trinkgeld des Meisters kann ein Gottes- 
pfenning oder ein Weinkauf sein. 
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Ein Haftgeld erhält der Baumeister der Frauenkirche 
in München, Jörg Ganghofer 1468 bei seiner Bestellung (Mayer, 
die Domkirclie zu U. L. Frau in München 1868 S. 59). Wenn 
dieser Vertrag auch ein Anstellungsvertrag gewesen zu 
sein scheint, so darf doch angenommen werden, dass auch bei 
anderen Arbeiten im Baugewerbe, also auch bei Werkver- 
dingungen ein solches Haftgeld gebräuchlich war. Denn 
äusserlich unterschied sich eine Werkverdingung mit Zeitlohn 
wenig von einem Anstellungsvertrag, bei beiden besteht wirt- 
schaftlich für den Besteller das Bedürfnis, den Unternehmer 
durch eine Gabe zum Bleiben am Baue zu verpflichten. 

„pandesgeld“ wird von Mithoflf (S. 453) erwähnt, das 
als Handgeld bei Verdingung von Arbeiten gegeben wurde. 

„. . . dar scheide ick em 12 fl vor geuen. Ick bot 
em anerst 6 und quam endlik up 8 fl, darup gaff ick em 
1 dutken to pandesgelde“ 1563 (Baltische Studien XIX, 
angeführt bei Mithoff S. 45.3). 

Gottespfenning oder arrha führen die Lübeckischen 
Statuten (III. Bch. 6. T. § 6) als Mittel zur Perfektion des 
Vertrags an, und auch die „Teutschen Stadtrechte für Böhmen“ 
(Wien 1721) bestimmen unter loc. cond. cap. 6; Die Stein- 
metzen, Maurer etc. und alle andern Handwerker, die eine 
Arbeit verdingen und ein Angeld darauf empfangen . . . 
sind verpflichtet, den Vertrag zu erfüllen. 

In Niederdeutschland tritt die vormede auf, die ursprüng- 
lich beim Vertragsabschluss gegeben worden zu sein scheint. 
So nach der Auffassung von Schiller-Lübben V 404 und Wehr- 
mann, Die älteren Lübeckischen Zunftrollen S. 523, der die 
vormede oder vorelon, vorhure in dieser Bedeutung, als bei der 
-■Vndingung von Gesellen oder der Miete einer Bude vorkommend 
erwähnt. Damit stimmt nicht der Gebrauch überein, wie er 
bei Verdingung grösserer Arbeiten beim Rathausbau zu Bremen 
herrschte (Ehmck & Schumacher S. 291, 310; 357). Dort heisst 
es z. B. nach Beendigung des Vertragsverhältnisses in der 
-Vusgaberechnung: 

jitem mester kurde 36 sware schillinghe unde 4 gülden 
vor syne vormede, de wy eme ghclovet hedden, do wy 
ersten inyt enie vordroghen“. 

Rotbeobttcher, Werkvertray ^ 
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Der Vertrag wurde also oline Vormede geschlossen, diese 
dem Unternehmer vielmehr versprochen, zu dem Zweck, ihn um 
so sicherer am Bau zu halten, ihm für die Erfüllung des Ver- 
trags eine besondere Prämie zu gewähren. Vgl. hierzu die 
Verdingung eines HolzgestUhls für die Predigerkirche zu Bern 
etwa 1302 (Fontes rerum Beruensium IV 112), wo ausser dem 
Lohn dem Unternehmer nach Fertigstellung des Werks ein 
eigenes Entgelt (im Wert von einem fünften Teil des Gesamt- 
lohns) zu minn (zur Erinnerung, Lexer I 2144) versprochen 
wird. 

b) Der Weinkauf lässt sich in seiner ursprünglichen Form 
als leykauf: Perfektion des Vertrags durch gemeinsamen Trunk 
mit den zum Vertrag zugezogenen Zeugen für das Gebiet der 
Werkverträge nicht nachweiseu. Zwar finden sich in den 
Baurechnungen oft Posten wie der folgende: 

1394. Item pro duabus quartis vini propinatis magistro 
Gerardo lapicidae et suis sociis consilium dantibus posset 
novum arniarium construi (Beissel, Xantener Baugesch.), 
allein ein Schluss auf die rechtliche Bedeutung ist hier nicht 
möglich, da es sich auch um gewöhnliche „Schoppen“ handeln 
kann, wie sie in Weinländern bei jeder Gelegenheit getrunken 
werden. 

Dagegen tritt der Weinkauf in seiner späteren Gestalt, als 
„trockene“ Gabe, meistens an die Gegenpartei selbst, sehr oft 
auf. Er hat in diesem Falle keine andere Bedeutung als der 
Gottespfennig. 

1398 erhält Meister Gerhard in Xanten bei seiner 
Bestellung als Baumeister 2 sol. 8 den. pro licopio (Beissel, 
Baugesch. S. 125). 

1405 Wedeken van Bomechen 4 gr tho wynkope eme 
unde syne kumpanen, do de raet myt eme vordroghen 
umme dat brekent unde loveden eme 30 m & (Rathaus 
zu Bremen S. 272). 

Item Koken 1 gr tho wynkope, do wy myt eine vor- 
droghen umme den miischelnkalk tho voreude . . . (ebd. 
S. 277). 

To dem ersten H. Str. 1 m & vor 1 reep w'andes tho 
wynkope (ebd. S. 299). 
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To dem ersten 3 gr vor 3 quarten wyns do wy den 
köp makeden myd den ersten mestere . . . der andere 
erhielt 3 sware tho godespeuuyuglien . . . (ebd. S. 303). 
Die letzte Stelle lässt deutlich erkennen, wie die beiden 
Begriffe weinkauf und godespenning ineinander übergingen. 
Möglich, dass bei dem einen Meister noch der Wein wirklich 
mit Zeugen vertrunken wurde, möglich aber auch, dass der 
Wein hier in natura gegeben wurde, wie sonst an demselben 
Bau das Geld hierfür, oder das Geld für ein Gewand gewährt 
wurde (vgl. hierzu auch Mithoff S. 461, sowie Stobbe, Deutsches 
Privatr. 2. Aufl. Bd. III S. 62ff. , und Reurecht und Vertrags- 
schluss, Leipzig 1876, I S. 12ff., II S. 4 ff.). 

3. Der Werkvertrag wird auch weiterhin als formbedürftiger 
Vertrag durch Treugelöbnis abgeschlossen. 

a) Die Quellen sprechen in einer Reihe von Verträgen von 
„geloben“, „versprechen“, „promittere per fidem suam“, 
Formen, die alle dasselbe, nämlich ein Treugelöbnis bedeuten. 
a) scriptor promisit per fidem suam . . . Vertrag mit einem 
Kunstschreiber (Wattenbach, Schriftwesen S. 478). 

. . . also dat de vruchtlude schuldegheden copadzen, 
dat he em ghelovet hadde ere got to zeghclude . . . 1303 
Statuta Bremensia (Oelrichs S. 254). 

Wir och vergehen an disem briefe das wir gelopt 
hau, vur uns und unser erben . . . 1328 Urkunde über 
den Bau einer Brücke (Fontes rerum Bernensium V 650). 

Meister Swelbil hat sich vor uns verlobit . . . eine 
Uhr zu machen. Am Ende heisst es „Di globde hat syn 
bruder mit em globit“. Breslauer Ratsurk. von 1373. 

. . . mit hand und mund entruwen geloibet einen 
nuwen koer zu buwen (wird in einem Brief des Amtmanns 
von Lichtenau an den Rat zu Göttingen gesagt, wo Hein- 
rich Herte zwischen 1430 und 1440 am Rathaus be- 
schäftigt war. Mithoff S. 146). 

. . . altar tafel, de he ne uppe Paeschen geloubet 
helft toberedende . . . 1457. Eintrag im Lübecker Nieder- 
stadtbuch (Pauli, Lübeck. Zust. III S. 146). 

Zusagen und geloben, eine Wasserleitung anzulegeu 
1477. Vertrag der Stadl Görlitz nüt Mathias Häiiwriz 

3 * 
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(Anzeiger für die Knnde der dentschen Vorzeit Bd. 24 
S. 103). 

1483. Die Maurermeister, die den Turmbau auf dem 
Gröditzberg übernehmen, geloben bey eren guten trawen 
auch bey irem hantwerke und bey vorinst aller irer 
gntter die sy haben (Anzeiger Bd. 24 S. 298). 

1493. Hinrick Slappbrenn . . . befift bekandt dat he 
. . . twe tafelen entfangen unde gelaueth heflPt, de to 
Messchede truweliken to bringende . . . Frachtvertrag 
im Lübecker Niederstadtbuch (Pauli, LUbeckische Zustände 
S. 146). 

1511. . . hat Hanns gelobit selbige czu gewerin . . . 
Vertrag der Stadt Löwenberg mit dem Glaser Hans 
Schwantner (Anzeiger Bd. 29 S. 174). 

1520. . . angedingt und versprochen. Vertrag über 
Anfertigung eines Altarschreins zwischen dem Rat zu 
Zeitz und Pankraz Gruber (Baudenkmäler der Provinz 
Sachsen I S. 71). 

1523. . . mester Hanssz uns geloveth dat besthe 
darinne to thonde. Waltzroder Vertrag mit Hans Brügge- 
mann (Report. Bd. 24 S. 125). 

1545. . . dat in dem gedinge iithgesecht und belavet 
ys. Lübecker Zimmerleuteartikel (Wehrmann S. 460). 

(i) Auf Seite des Bestellers: 

. . . wes ze eme van wegene der orgelen in Sunte Peters 
Kerken gelovet hebben . . . 1463. Eintrag im Lübecker 
Niederstadtbnch (abgedruckt bei Pauli, Lübeckische Zu- 
stände III 150). 

. . . Das uppe byn ek ouereyn gekomen to snyden de 
bilde . . . ome darvor gelouet driddehalue mark . . . 
Aufzeichnung über die Anfertigung eines Altarbilds für 
die Stiftskirche auf dem Petersberg bei Goslar f Mithoff 
S. 425). 

Das Geloben mit Handreichung ist im Baugewerbe weit 
verbreitet. Die im Dienst der Stadt Nürnberg stehenden Hand- 
werker werden in dieser Weise verpflichtet. 

Item es sollen geloben die zimmergesellen und ir trew 
geben . . . Lutz Steinlingers Baumeisterbuch von 1445 
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(Heft in S. der Mitteil, des Vereins für die Gesch. 
der Stadt Nürnberg). 

Wahrscheinlich wurden in dieser Form sowohl Dienst- wie 
Werkverträge, die sich bei Zeitlohn äusserlich nur wenig 
unterscheiden, abgeschlossen. 

Auch in den Fällen, wo nicht von der fides, der trewe die 
Rede ist, sondern, wo es einfach geloven, versprechen 
heisst, wird man im Zusammenhalt mit der Ausdrucksweise 
der übrigen Belegstellen annehmen müssen, dass dies nicht ein 
gewöhnliches „Versprechen“, sondern ein förmliches Gelübde 
ist (vgl. hierzu Puntschart, Schuldvertrag und Treugelöbnis 
S. 306, 308, 311 ff.). 

Hierfür spricht auch der Umstand, dass der Bicbterlicke 
Klagspiegel (Strassburger Ausgabe von 1536) I. Teil fol. 45 die 
Überschrift „de actione ex stipulatu“ ins Deutsche übersetzt 
,So eyner dem andern etwas verheysst mit der hant“ und als 
Master hierfür gerade einen Bauunternehmerwerkvertrag an- 
führt. 

„Her richter ich dag euch von R der hat mir verheissen 
uff mein frag uff meim grund allda gelegin etc. zfi bauwen 
ein hauss von stein oder von holtz das da zwölff scb&ch 
weit X schuch lang und souil in der höhe sey umb X 
pfnndt der müntz . . . 

Dass in dem Verheissen mit Handschlag der alte deutsche 
Fonnaivertrag zu erkennen ist, hat schon L. Seuffert (Zur Ge- 
schichte der obligator. Verträge S. 88) gezeigt. Es sei jedoch 
hier noch weiter darauf hingewiesen, dass an jener Stelle der 
.\bschluss des Vertrags noch durch folgende Beispiele ver- 
deutlicht wird: 

Zu diser pflicht würden etwan solich wort gebraucht und 
geübt du verheisst ich verheiss du gelobest ich gelobe jr 
gelobet mit treuwen ich gelobe mit treuwen . . . 

Das einfache Geloben ist dem Geloben mit Treue gleichgestellt. 

b) Neben dem feierlichen Gelübde treten noch andere 
Formen beim Vertragsabschlüsse auf. 

Zunächst kommt der Vertragsabschluss vor Zeugen wieder- 
holt vor. 

„. . . und der Beranku dem W. vor guten ges waren 
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lewten versprachen hat, die bej' dem gedieng gewesen 
sein . . Entscheidung des Oberhofs zu Iglau vor 1416 
(Tomaschek Nr. 72). 

„Item wor eyn borgher buwen will und desse twc 
olderlude dar aver hefft, wath de borger offte inwoner 
dede buwen leth, also bedingeth, dath schall eme de 
meister holden . . .“ Lübecker Zunftrolle der Manerleute 
und Dachdecker 1527 (Wehrmann S. 332). 

Ferner sind Zeugen in einer Reihe von Urkunden er- 
wähnt: 1303 Liegnitzer Vertrag mit Meister Wieland (Anz. f. 
d. Kunde der d. Vorzeit Bd. 24 S. 210), 1493 Frachtvertrag im 
Lübecker Niederstadtbuch (Pauli III 146); 1490 Andingung 

eines Grabmals an Adam Kraft (Repert. Bd. 25 S. 360(f.); 
1531 Revers des Goldschmieds Beyer (Mitteil, des german. 
Mus. I 167). 

Dem Abschlüsse vor Zeugen verwandt ist die Eintragung 
des Vertrags in das Stadt- oder Gerichtsbuch. Diese kommt 
sehr häufig vor, den Parteien wurden Abschriften der Urkunde 
hinausgegeben. Vgl. die bisher angeführten Urkunden aus dem 
Lübecker Stadtbuch, ferner den Vertrag mit Jodok Tauchen 
über Errichtung eines Ciboriums 1453 (Alwin Schultz, de vita 
Jodoci Tauchen S. 17), Vertrag der Stadt Görlitz wegen An- 
legung einer Wasserleitung 1477 (Anz. Bd. 24 S. 103), Vertrag 
über den Turmbau auf dem Gröditzberg 1483 (Anz. Bd. 24 
S. 298), Andingung eines Grabmals an Adam Kraft 1490 
(Repert. Bd. 25 S. 360ff.), Vertrag über den Druck der 
Schedelschen Weltclironik 1492 (Repert. f. Kunstw. Bd. 25 
S. 347). In der oben erwähnten mehrfach gesiegelten Urkunde 
über eine Verdingung von Chorgestühl für die Predigerkirche 
in Bern (1302) heisst es: 

Und ich der vorgeschriben R. R. vergych (bekenne) aller 
der gedingen, die hie vor geschriben sind, und verbind 
mich mit disem bryef, si stet und fest zü behalten. 
Sowohl beim Vertragsabschluss vor Zeugen, als bei Ein- 
trägen in das Stadtbuch scheint jedoch sehr oft das Hand- 
gelübde nebenher gegangen zu sein, so dass hier eine Häufung 
der Formen vorliegt. Zweifelhaft könnte dies lediglich bei den 
Künstlerverträgen der letzten Jahrzehnte des 15. Jahrh. sein, 
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liier wäre möglich, dans das Handgeliibde hinter der Bedeutung 
der Beurkundung vor Zeugen zurückgetreten wäre. 

Aus dem bisherigen ergibt sich; Der Werkvertrag wird 
als Realvertrag durch Hingabe des Stoffs an den Unternehmer 
zur Bearbeitung vollzogen. Wo dies nicht der Fall ist, kann 
er als Realvertrag in der Weise abgeschlossen w'erden, dass 
der Besteller eine Sachleistung an den Unternehmer macht, sei 
es nun, dass diese Leistung einen wirtschaftlichen Wert hat, 
eine Anzahlung auf das Entgelt ist, oder dass sie wegen ihrer 
Geringfügigkeit zu einer symbolischen Leistung, dem „Gottes- 
pfenuig“ wird, und in dieser Form mit der Gabe des „Wein- 
kaufs“ oder „Leykaufs“ zusammenfliesst. Ausserdem wird der 
Werkvertrag als formbedürftiger Vertrag, vornehmlich durch 
Geloben abgeschlossen. Die reine Willensübereiustimmung ge- 
nügt nicht zum Zustandekommen der Obligation. Es findet 
sich hierfür in den Quellen nicht der geringste Anhaltspunkt; 
vielmehr spricht gerade die nach dem wirtschaftlichen Vorgang 
sich beme.ssende Verschiedenartigkeit der Vertragsmodalitäten 
hiergegen. Damit ist auch für unseren Quellenkreis der Gegen- 
beweis gegen die Siegelsche Meinung, der Vertrag entstehe 
durch gegenseitigen Konsens, erbracht (vgl. hierzu auch Stobbe, 
Renrecht und Vertragsschluss S. 8 ff.). 

Für den Reugeldcharakter des Gottespfennigs oder Wein- 
kaufs findet sich in den hier einschlägigen Quellen keine 
Andeutung (vgl. Siegel, Versprechen als Verpflichtungsgrund 
S. 33). 

4. Beim Vertragsabschluss treten verschiedene Begleit- 
erscheinungen auf. 

Es kommen vielfach Bestärkungsmittel des Vertrags 
vor, ausdrückliche Obligation der Person, des Vermögens oder 
von Teilen des Vermögens, ferner Bürgschaften. 

„Promisit idem scriptor per fidem suam, quod si desisteret 
in scribendo, perficiendo et continuando dictum opus, quod 
ipse prisionem in domo dicti magistri in vinculis ferreis 
tenebit, inde nullatenus exitnrus, quousque dictum opus 
fuerit integraliter perfectum, et si in hoc defecerit, quod 
praepositus noster vel serviens ubicumque eum capiat et 
ad domum dicti magistri adducat pro prisione tenenda. 
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Obligavit idem R. per fidem suam se et heredes suos et 
omnia boiia sua mobilia et immobilia praesentia et futura, 
renuncians p. f. s. in hoc facto omni juris auxilio (Ver- 
trag mit einem Kunstschreiber, Wattenbach, Schriftwesen 
S. 478). 

Hier unterwirft sich also der Unternehmer der Verhaftung, 
die jedoch mehr Zwangshaft zur Erzwingung der Leistung, als 
eigentliche Schnldknechtschaft ist (vgl. hierüber unten S. 55). 
Er verpfändet ausdrücklich sein Vermögen, und zwar gegen- 
wärtiges und zukünftiges (hierüber bestanden viele Streitfragen 
bei derartigen Generalhypotheken; vgl. Stobbe, Privatrecht 
3. Aufl. II 2 § 145 S. 139). Er verpflichtet ausdrücklich seine 
Erben und verzichtet auf alle Rechtsbehelfe und Rechtsmittel 
(vgl. zu dieser Obligation des Vermögens neben der Person 
Pnntschart, Schuldvertrag und Treugelöbnis S. 122 ft'.). Vgl. 
ferner die Verdingung des Baus einer Brücke 1328 (Fontes 
rerum Bemensium V 650), wo der Unternehmer erklärt: 

. . . Und um die schuld ze werenne nach dien vorge- 
nanten ziln, swenne es gevordert wird, setzzen wir uns 
und unser erben dien selben herren und ir nachomen 
und der gemeind von A., und zu uns Cunrat und Berchtold 
Gobin, brudra unverscheidenlich ze gelten und ze 
bürgen. 

Ähnlich heisst es in dem Vertrag über den Bau der 
massiven Elsterbrücke bei Zeitz 1532 (Baudenkmäler der 
Provinz Sachsen Bd. I S. 73); 

Zue dem allen soll und will ich vor diesem bau allent- 
halben mit meinen gütern beweglichen und unbeweglichen 
... so ich habe oder künftig erlange . . . einen gnugsamen 
schriftlichen Vorstand und Versichrung machen, wie ich 
dann mit den strengen und vesten Günthern und Hinrichen 
von Bunau gevettern zue Droissigk gethan, dass sie sich 
vor mich verschrieben haben dieser gestalt, wo sie der 
rath ahn solcher brücken durch meinen unfleiss oder ver- 
warlosung schaden nehmen wurden, dass sie sich alsdan 
solchs schaden ahn meinen gütern nach gestalt der Sachen 
erholen sollen und mögen, ohne mein und menniglichs 
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widerfechten oder einige einrede, alles trtielich und un- 
geferlich. 

Eine Verpfändung einzelner Verniögensteile enthält der im 
Lübecker Niederstadtbuch 1463 eingeschriebene Frachtvertrag 
(Pauli, Lübeck. Zust. III S. 146): 

Dar vor (für die Erfüllung des Vertrags) he synen wagen, 
perde unde alle varende have helft vorpandeth. 
Bürgenstellung kommt vor in der oben angeführten Bres- 
lauer Ratsiirk. von 1373 („Di globde hat syn bruder mit ym 
globit“), in der eben erwähnten Verdingung des Baus einer 
Brücke 1328; in der Verdingung einer Brücke in Nürnberg 
1457 für den Fall des Todes oder der Krankheit des Unter- 
nehmers (Nürnberger Ratsverlässe, Quellenschr. z. Kunstgesch. 
Neue Folge XI. Bd. S. 3); im Vertrag über die Anfertigung 
des Schwabacher Altars durch Michael Wohlgemuth 1508 (ab- 
gedr. bei Thode, Malerschule von Nürnberg S. 245), in dem 
Revers des Goldschmieds Beyer 1531 (Mitteil, des german. 
Mus. I 167), wo jedoch der Bürge nur für die Rückgewähr des 
vom Besteller geleisteten Vorschusses bürgt (vgl. hierzu auch 
Puntschart S. 144). 

Erwähnt mag schliesslich werden der häufige Gebrauch 
der formelhaften Schlusswendung „ohne alle gevaerde“, wie sie 
sich ausser in den schon angeführten Stellen noch findet in der 
Andingung des Schreyerschen Grabmals an Adam Kraft 1490 
(Repert. Bd. 25 S. 3601f.) „alles getrewlich unnd ohngeverlich“, 
und in dem Vertrag des Malers Bruyn mit dem Stift zu Xanten 
1529 (Beissel, Gesch. der Ausstattung S. 12) „sonde arglist“. 
Diese Formeln, die auch in den Rechtssatzungen als Gebote 
wiederkehren, drücken den Vertrags willen aus, alle unehrlichen 
Einreden auszuschliessen , andererseits aber auch dem ge- 
schädigten Vertragsteil die Geltendmachung der unredlichen 
Vertragserfüllung sicher zu stellen. Berücksichtigt man nun 
weiterhin, dass eine Reihe von Verträgen bis in die Einzel- 
heiten gehende Bestimmungen enthalten, offenbar um für alle 
Fälle eine billige und sinngemässe Auslegung des Vertrags zu 
sichern, so ist die Annahme nicht ausgeschlossen, dass dort, 
wo eine derartige ausführliche Niederlegung des Vertragswillens 
nicht erfolgt, die oben erwähnten Formeln ausdrücklich eine 
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Auslegung des Vertrags „nach Treu und Glauben“, und nach 
dem mutmasslichen Willen der Parteien anordnen, eine wört- 
liche oder buchstäbliche Auslegung verbieten wollen. 

III. Die Vertragsfreiheit ist im Mittelalter vielfach be- 
schränkt, sowohl hinsichtlich des Kreises der Personen, mit 
denen Verträge abgeschlossen werden dürfen, als hinsichtlich 
des Gegenstands des Vertrags. 

1. Der Besteller war meistens gebunden, nur mit Stadt- 
angehorigen Verträge abzuschliessen (Münchner Stadtr. A. 478; 
Regensburger Statut über die Anfertigung der Tücher 1259 bis 
1314 bei v. Freyberg V S. 61, Pauli, Lübeck. Zust. III S. 6). 
Innerhalb dieser Beschränkung war ihm, zumeist aus gewerbe- 
polizeilichen Gründen, geboten, nur mit Zunftangehorigen, und 
zwar nur mit Meistern, nicht mit Gesellen Arbeitsverträge ab- 
zuschliesseu. Diese dürfen nicht auf eigene were, d. h. auf 
eigene Hand arbeiten. Strassburger Armbrusterordnuug 1449, 
(Brücker S. 18); Ordnung für die Freiberger Böttcher 1450 
(Ermisch, Freiberger Stadtr. S. 287); Lübecker Zimraergesellen 
1545 (Wehrmanu S. 462), allgemein das reform. bayr. Landr. 
von 1518, 42. Tit. 2. Art. Innerhalb der Zünfte bestand eine 
gewerbepolizeilich streng geregelte Arbeitsteilung, die aus 
zünftlerischen Beweggründen, wie es scheint, oft geradezu zu 
einer Last für die Besteller gestaltet wurde. Darum wurde es 
in Strassburg 1522 auf eine Bittschrift der Tuchscherer hin 
nötig, eigens die Kontrahierungsfreiheit für die Besteller zu 
statuieren (Schmoller, Stiassburger Tücher- und Weberzunft 
S. 133). Hierher gehört schliesslich noch, dass in Lübeck die 
Arbeit für die Schiffszimmerleute durch die Älterleute des Amts 
vermittelt wurde 1560 (Wehrmann S. 410). Nach böhmischem 
Bergrecht (Zycha, Das böhmische Bergrecht des MA. 1900 
Bd. I S. 306) werden die Gedingverträge unter Hinzuziehung 
der Geschworenen abgeschlossen, die darauf zu achten haben, 
dass niemand übersetzt werde. 

In den ländlichen Verhältnissen ist die Vertragsfreiheit 
vielfach durch die Bannrechte, vor allem der Mühlen, einge- 
schränkt. Vgl. Weistum zu Berrisborn (Grimm II 526), Ding- 
hofrecht zu Balschwiler von 1413 (Grimm IV 50), Fischbachcr 
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Weistum von 1536 (ebd. I 776), Vestcniecht zu Hagen 1513 
(ebd. III 35); Dingliofrecbt zu Lörrach (Grimm I 327): 

§ 13. . . . und in dieselben mfilile sollent alle die malen, 
die darnf des gottshuses von sant Alban guter sizent. 
und darzu haben die vorgemelten herren recht sy ze 
zwingende ze malende uf der vorgenant müle, und wäre 
sach, dass sy anderswo mulent, so sollen sie doch nit 
destominder dem mttller Ionen als hätten sy da geraalent 
oder sie mochten denn fürziehen, dass inen derselb müller 
anders thäte dann recht w’är. 

Aber auch die Vertragsfreiheit des Unternehmers ist viel- 
fach eingeschränkt; zunächst durch den Kontrahierungszwang. 
Die auf Grund öffentlichen Rechts sich ergebende Pflicht der 
Handwerker stets zum Dienst der Stadt bereit zu sein (z. B. 
in Lüneburg; Kraut Stadtr. S. 29), sowie die aus einem früheren 
Fronhofs- oder Hörigen Verhältnis sich ergebende Pflicht zur 
Arbeit (z. B. in Strassburg) kommt hier nicht in Betracht. 
Der Kontrahierungszwang ist ausdrücklich ausgesprochen in der 
Handfeste Herzog Albrechts von Österreich für die Schneider- 
zunft in Wien (angeführt bei v. Berlepsch, Chronik der Ge- 
werbe II S. 226), in dem Regensburger Statut über Anfertigung 
der Tücher 1259 — 1314 bei einer Busse von 3 Pfd. oder Be- 
strafung an der Hand (v. Freyberg V S. 95), in der Strass- 
burger Bäckerordnung von 1460 (Brücker S. 98), Rügisches 
Landrecht (Frommhold) 97 § 11. Struve (III. Buch cap. 9 § 9) 
führt noch den Kontrahierungszwang der Arbeiter als gewohn- 
heitsrechtlich bestehend an. Für die Fürsprechen bestand 
Kontrahierungszwang nach dem Stadtr. von Hannover (heraus- 
gegeben von Brönnenberg 1844 S. 379) und nach Kölner Stadtr. 
von 1463 art. 37. In dem mittelalterlichen Rodbetrieb der 
Schweiz (Börlin S. 50) durfte der Kunde, der Waren trans- 
portieren lassen wollte, nicht abgewiesen werden. Desgleichen 
bestand für den Müller, der ein Bannrecht hatte, der Kontra- 
hierungszwang. Vgl. die oben angeführten Weistümer, ferner 
für den Bäcker Albisheimer Weistum Z. 10 (Grimm IV 638); 
Niederolmer Weistum Z. 9 (Grimm IV 597). 

Andererseits waren die Unternehmer noch innerhalb der 
für sie bestehenden Vertragsfreiheit durch züuftlerische Rück- 
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sichten beschränkt. So war es verboten , „ das von einem 
Zunftgenosseu begonnene Werk ohne dessen spezielle Erlaubnis 
weiterzuführen. Bei einzelnen Zünften war es sogar untersagt, 
von dem Schuldner eines Amtsbruders eine Arbeit anzunehmen, 
bevor diese bezahlt war, und noch weiter ging eine Kölner 
Weberznnft, die jede Kreditgewährung an den Schuldner eines 
Genossen verbot“ (Gierke, Genossenschaftsr. Bd. I S. 395/396). 
In der Steinmetzordnung von 1563 Z. 9 (Jänner S. 275) heisst es: 
Ez sollen auch nit zwen Meister ein werck oder ein gebew 
gemein haben ; Es were dann dz es ein kleiner baw were, 
der in jars frist ein end nemme: den mag man wol gemein 
haben mit dem, der ein mitburger ist. Vgl. auch 
Lübecker Dachdeckerordnung aus dem 16. Jahrh. (Wehr- 
mann S. 196). 

Dieser Satz ist zweifellos der Niederschlag einer allgemein 
herrschenden Rechtsanschauung; denn tatsächlich findet sich 
nur in ganz wenigen Fällen, z. B. beim Rathausbau in Bremen 
(dort S. 282), Übernahme eines Werks durch mehrere. 

2. Objektiv wird die Vertragsfreiheit vielfach beschränkt. 
Wenn man absieht von allgemein polizeilichen Verboten, z. B. 
dem in den Freiberger Innungsartikeln der Messerschmiede von 
1440 § 3 (Ermisch S. 282) ausgesprochenen Verbot, andern als 
Stadtbürgern Messer, und diesen mehr als drei im Jahre zu 
machen, so kommen vor allem gewerbepolizeiliche Bestimmungen 
in Betracht. Vielfach musste auch Kundenarbeit auf die Be- 
schau gemacht und nach den Regeln des Amts hergestellt 
werden, z. B. nach den Freiberger Wollweberart. von 1350 bis 
1379 § 5 (Ermisch S. 277), der Stra.ssburger Tuchmacherordnnng 
von 1433 (Schmoller S. 42ff.). Noch 1658 wird die Unterwerfung 
unter die Beschau ausdrücklich unter Berufung auf das alte 
Recht in den Strassburger Wollweberartikeln ausgesprochen 
(Schmoller S. 318). In der Strassburger Barchentschauordnung 
von 1537 — 1541 (Schmoller S. 161) ist ausser dem Gebote, 
Kundenarbeit nicht anders zu machen, als auf die schowe aus- 
drücklich verlangt, der Barchartweber solle dem Kunden sagen 
„das er den barchart nit anders gebruchen solle dan in seira 
haus und nit auf den kauf“. Denn dies darf nur, wer das 
Handwerk gekauft hat. 
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Dagegen ist Freiheit von den Regeln des Amts ausdrück- 
lich ausgesprochen in der Lübecker Kürschnerrolle vor 1407 
(Wehi-mann S. 359), in der Nürnberger Polizeiordnung Nr. 13 
für die Kannengiesser. 

Verschiedentlich verfällt sogar der Besteller in eine Strafe, 
wenn auf sein Geheiss das Werk nicht nach den Regeln des 
Amts oder der Stadt angefertigt, „verfälscht“ wurde, so nach 
den Innungsartikeln der Freiberger Wollweber (Ermisch 
S. 277) § 5 (1350 — 1379): Die verfälschten Tücher werden 
verbrannt und der Eigentümer wird nach Ermessen der Bürger 
und der Meister gestraft; ferner nach der Strassburger Tuch- 
macherordnung von 1433 (Schmoller S. 43) und der Hamburger 
Ordnung für die Oltflicker von 1434 (Rüdiger S. 280), wo eben- 
falls Vernichtung des verfälschten Werks und Busse an das 
Amt ausgesprochen wird. Dagegen haftet nach der Münchner 
Bauordnung von 1631 Art. 67 (Auer S. 222) für die Verstösse 
gegen die Bauordnung nach dem Polizeirecht nicht der Bau- 
herr, sondern der Baumeister. 


4. Abschnitt 

Das materielle Vertragsrecht. 

A. Vorbemerkung. 

Vor der Darstellung der einzelnen Rechtssätze muss auf 
einen für das ganze Bild bedeutenden Zug hingewiesen werden, 
nämlich auf die ausdrückliche und wiederholte Betonung der 
Grundsätze von Treu und Glauben, die in den Quellen überall 
hervortritt. 

Es ist schon oben erwähnt worden, dass in den uns über- 
lieferten Verträgen fast regelmässig die Formel „ohne ge- 
vaerde“, „sonde arglist“ wiederkehrt; dazu kommen dann 
weitere Wendungen, wie „alles truwelich und vast“. 

Der snider sal getruwe und gewer sin ulf deme haut- 
wercke deme armen also deme riehen. Rechtsbuch nach 
Dist. Buch V cap. XIII dist. 1. 
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. Die vorgeuanten Sehr, und L. (Besteller) haben 
auch alspald bekand das sy allem dem, so ine, wie vor- 
lawt, zugepuere, auch volg und voltziehung thuen wellen, 
alles getrewlich unnd ungeverlich“ 1490 Vertrag mit Adam 
Kraft (Repert. Bd. 25 S. 360). 

. Also dat he dasselbe Ciborium uflfs allerbeste 
und bestendigste machen und bereiten sol noch seinem 
besten fleisse . . . “ 1453 Vertrag der Kirchenväter zu 
St. Elisabeth mit Jodok Tauchen (Alwin Schultz, De vita 
J. T. 1864 S. 17). 

„. . . ind dareto allen moegelick arbeidt ind vlysth 
kieren ind doen, dat sülks künstlich und waill gemaickt 
mag werden . . Vertrag des Malers Bruyn mit dem 
Stift zu Xanten (Beissel, Gesch. der Ausstattung S. 12). 
Nach der bei v. Berlepsch, Chronik der Gewerbe II S. 14 
angeführten Stelle des Nürnberger Polizeibuchs (1302 — 1315) 
soll der Mentler arbeiten „wie ein Freund dem andern“. Nach 
Münchner Stadtrecht muss der Unternehmer arbeiten „als er 
pest mocht“ („das best sy können und mögen“ in einer Grau- 
bündner Ordnung f. d. Schiflfmeister, Börlin a. a. 0. S. 61), nach 
andern Quellen „truwelich und ungeverlich“, so z. B. nach dem 
Ofner Stadtr. Art. 144; Innung-sartikel der Freiberger Messer- 
schmiede um 1440 § 2 (Ermisch S. 282); Freiberger Böttcher- 
artikel von 1450 (ebd. S. 285); Hamburger Allgemeine Be- 
stimmungen für Handwerker 1563 (Rüdiger S. 128); Bayr. Land- 
und Polizeiordnung von 1616 IV. Bch. U. Titel 3. Art. Vgl. 
die entsprechenden Vorschriften über den Kauf in der Frank- 
furter Reform, von 1578 II. Teil 2. Titel. 

Die Beobachtung dieser Grundsätze suchte man sich zu 
sichern, indem die Stadtbehörden oder die Ämter selbst die 
Handwerker auf die Innungsartikel oder eben ganz besonders 
auf obige Formeln schwören Hessen. 

„. . . unde dat gi allerhande körn dat in de suluen molen 
gebrocht werdt to melende den luden truweliken vorwaren 
und juwe medecumpane vorwaren laten un juwen vifi 
synnen alse gi best kunnen und mögen . . .“ 

Eid der Müller nach dem Braunschw. Ordinarius von 1461 (Häusel- 
mann UB. S. 172); ferner Verordnung von 1416 für die Strassburger 
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Goldschmiede (bei Meyer, Strassburger Goldschmiedzunft S. 4 ff.); 
Ordnung für die Strassbnrger Ölraüller aus dem 15. Jalirh. 
„als ob es ir eigen gut were“ (Brücker (S. 405), für die Strass- 
burger Müller 1452 und 1478 (Brücker S. 376), für die Bäcker 
in Strassburg 1478 (Brücker S. 116). 

Es ist bezeichnend, dass fast alle Quellen jenen Grund- 
satz in der Richtung gegen den Unternehmer betonen. Er 
scheint hier auf das wirtschaftliche Bedürfnis hingewiesen zu 
haben. Die Klagen, dass die Handwerker nachlässig, ohne 
Schonung des Stoffs, „schlampig“ arbeiten, sind sicherlich über- 
all da aufgetaucht, wo man auf die fertige Arbeit, die mau 
nicht beaufsichtigen konnte, angewiesen war. Das Mittelalter 
sucht sich hiergegen durch die ausdrücklicke Ermahnung zur 
Befolgung von Treu und Glauben zu schützen. Es entspricht 
dies der ganzen mittelalterlichen Auffassung, die dazu neigte, 
ethische und rechtliche Gesichtspunkte zu verbinden. 

Wenn bei der nun folgenden Darstellung der eigentlichen 
Rechtssätze nicht von der üblichen Einteilung in Rechte und 
Pflichten des Unternehmers ausgegangen wird, so geschieht dies 
deswegen, weil jener Weg nur zu lästigen Wiederholungen 
führt, ohne viel mehr Klarheit in die Darstellung zu bringen. 

B. Die Herstellung des Werks. 

1. Der Zweck des Vertrags ist die Herstellung des Werks, 
die Bewirkung des Erfolgs. Die Quellen sprechen daher auch 
die aus dem Vertragsabschlüsse sich ergebende Pflicht des Unter- 
nehmers zur Ausführung des Werks ausdrücklich aus. 

Wenn sich ain werchman er sei maurer oder zimerman 
oder decker, ains werchs unterwint ze taglon oder ze 
fürding, daz selb weich sol er mit seinen gesellen volfürn 
und vülpringen . . . 

A. 472 des Münchner Stadtr. (Auer S. 180); A. 129 Augs- 
burger Stadtr., ebenso fast wörtlich iin reform. bayr. Landr. 
von 1518, 42. Titel 4. Art. und noch im Landrecht von 1616, 
32. Titel 2. Art., vgl. ferner die oben angeführten Ordnungen 
für die Handwerker, in denen über die Art der Ausführung 
gesprochen wird. 
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2. Die Herstellung muss fast durchwegs durch den Unter- 
nehmer persönlich erfolgen. 

Schon in den allgemeinen Zeitverhältnissen ist dies be- 
gründet. „Das Amt oblag als persönliche Pflicht, jeder Ge- 
nosse war daher zu seinem Teil verpflichtet zur Arbeit, und 
zwar zur Arbeit in Person“ (Gierkc, Genossenschaftsrecht 
Bd. I S. 390). War der Kreis der Unternehmer beschränkt, 
so war cs innerhalb dieses Kreises Vertrauen.ssaclie , mit 
welchem Meister man den Vertrag abschliessen wollte. Nach 
der Lübecker Zunftrolle der Maurer und Decker von 1527 
(Wehrmann S. 332) darf ein Meister seinen Knecht zu einer 
einigermassen grösseren Arbeit nicht allein senden, es sei denn, 
dass der Besteller ausdrücklich damit einverstanden ist. Die 
(allgemein geltende) Haftung für die Arbeit des Gehilfen wird 
dadurch nicht berührt. (Ähnlich die Lüneburger Maurer- 
ordnung von 1570 bei Bodemann, Ältere Lüneburger Zunft- 
urkunden S. 169.) 

Entsprechend ist die Unterverdingung meistens verboten. 
Es ergibt sich dies schon aus zünftlerischen Erwägungen. 
Nur seine lebendige Arbeitskraft soll jeder zum Erwerbe ge- 
brauchen. Fremde Arbeit darf vom Unternehmer nur durch 
Dienstvertrag mit den Gehilfen gebraucht werden. Eine Ab- 
grenzung, inwieweit Unterverdingung zulässig ist, enthält für 
die Steinmetzen die Ordnung von 1459 Art. 7, 8 (Jänner 
S. 254). 

Bei den Erziehungsverträgen ergibt sich schon von vorn- 
herein aus den Verhältnissen die Pflicht zur persönlichen 
Leistung für den Unternehmer. Die Quellen regeln daher auch 
nur den Fall des Todes des Lehrherrn, hier nämlich soll der 
Lehrling bei dem Erben des Lehrmeisters oder bei einem 
andern Zunftmeister „bestätigt“, d. h. untergebracht werden (vgl. 
Lüneburger Goldschmiedordnung von 1400 bei Bodemaun S. 97). 

Die grösste Bedeutung hat die persönliche Herstellung des 
Werks bei Künstlerverträgen. So heisst es in dem Vertrag 
Hans Imhofs mit Adam Kraft über Errichtung des Sakra- 
mentshäuschens 1493 (Wanderer, Adam Kraft S. 16): 

Auch soll der mer gut Meister Adam an solchem werck 
stettigs verpunden sein mit sein selbs Leib zu arbeitteu 
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und ZHsampt im bestellen vier oder anff das ineynst drey 
gesellen redlich und künstlich zu solcher arbeit küment 
die auch stettigs daran arbeitten unnd sich sunst keinss 
andern wercks oder arbeit unterwinteu noch daran machen. 
Es war demnach die nach der Natur der hier in Betracht 
kommenden Arbeit unbedingt notwendige Beihilfe durch Ge- 
sellen, wie oben, nur unter der persönlichen Leitung und Haupt- 
arbeit durch den Meister gestattet. In der Malerei kamen 
Werkstätten, wo Schüler und Gehilfen an den Werken des 
Meisters mitarbeiteten, erst ziemlich spät auf. Es ergab sich 
daher schon aus den äusseru Verhältnissen die persönliche 
Ausführung durch den Meister. Ei’st um die Wende des 15. 
zum 16. Jahrhundert, wo die Kunst selbst zur Sache der Persön- 
lichkeit wurde, wird diese Frage mehr betont. So verpflichtet 
sich Albrecht Dürer in dem Vertrag über Herstellung des 
Hellerschen Altarbilds ausdrücklich, dass er das Mittelstück 
selbst machen werde und „soll auch kein anderer Mensch keinen 
Strich darzu malen, denn ich“ (LlUzows Zeitschr. für die bilden- 
den Künste Jahrg. 1871 S. 94). 

Hieraus ergibt sich, dass durch den Tod des Meisters die 
Leistung unmöglich wird, und der Vertrag aufgelöst wird. So 
erklärt Tilman Riemenschneider in einer Quittung über einen 
Vorschuss 1490, dass für den Fall seines Todes vor Vollendung 
des Werks seine Erben die Anzahlung zurückzuzahlen haben 
(Tönnies, Tilman Riemenschneider S. 278). Entsprechend der 
Vertrag des Rats zu Zeitz mit Pankraz Gruber über Anferti- 
gung eines Altarschreins 1520 (Bau- und Kunstdenkraäler der 
Provinz Sachsen I 71). Man wird sonach annehmen dürfen, 
dass die Rechtslage hier im MA. dieselbe wie in unsern Tagen 
ist, dass die Natur der in Betracht kommenden Leistung für 
die Frage der persönlichen Ausführung entscheidend ist, ja dass 
das MA. sogar mehr geneigt war, gerade persönliche Aus- 
führung zu fordern. 

Über persönliche Ausführung beim Frachtvertrag und die 
Befreiung hiervon durch „schlechten Wechsel“ vgl. Börlin, 
Transportverbände etc. S. 56. 

3. Schon in dem oben angeführten Vertrag mit Adam 
Kraft ist ausdrücklich verboten, dass die Gesellen noch eine 

KottieBbüclier, Werkvertray 
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andere Arbeit übernehmen. Dieses Verbot besteht in weiter 
Ausdehnung für den Werkvertragsunternehmer überhaupt. Bei 
all den Werken nämlich, die ihrer Natur nach nicht vom Unter- 
nehmer in seiner Werkstätte hergestellt werden, sondern an 
einem bestimmten Ort in ununterbrochener Arbeit zu fertigen 
sind, also vor allem im Bau- und Anbringungsgewerbe, besteht 
die Gefahr, dass der Arbeiter von dem Werk geht, die Stadt 
und die Gegend verlässt, und dass es bei den engen gewerb- 
lichen Verhältnissen dann schwer wird, Ersatz an Arbeits- 
kräften zu finden. Daher wird regelmässig den im Dienst- 
oder Werkvertrag beschäftigten Arbeitern und Unternehmern 
verboten, während des Baus an einem andern Werk zu ar- 
beiten oder das angeduugene zu verlassen. 

Art. 472 des Münchner Stadtr. reiht an das oben 
angeführte Gebot, das Werk zu vollbringen, den Satz 
. . . und sol auch an chain ander werch die zeit nicht 
sten, und sol darausz nicht gen oder dem richter LX dn; 
der stat I lib. 

Ez soll auch kain maister nach disera geböte niht 
mer werke besten denne ain werk, weder ze furgriffe 
noch sust, nutz er jenem sein w'erk zubriuget, und sol 
auch von dem w’erke niht gen ane dez willen und wort 
dem er wirket. Nürnberger Bauordnung aus dem 13. und 
14. Jahrh. (Baader S. 286). 

Welck schepestiramerraann enen schipper edder jeuigem 
anderswo arbeiden will, der scholl den sülven (Unter- 
nehmer) erst fragen, eflfte he idt arbeit ock eenem andern 
thogesegt helft. Und dar desülve man dat arbeit einem 
andern thogesecht helft und gelick wohl darup geit, so 
schall he davor breken, wat eme ein ambt finden kann 
na gelegenheit der sacke. Hamburger Schilfbauerordnung 
von 1554 (Rüdiger, Die ältesten Hamburger Zunftrollen 
S. 245). 

Übereinstimmend, zum Teil mit Festsetzung von Bussen für 
das Fortlaufen ent.sprechend den Gesindeordnungen, Nürnberger 
Baumeisterbuch des Endres Tücher (S. 274), Lübecker Zunft- 
rolle der Maurer und Decker 1527 (Wehrmann S. 332), Lü- 
becker Rolle der Schilfsziramerleute von 1560 (Wehrmann 
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S. 405), Zimmerraannsordming von 1570 (Boderaann S. 259), 
Lüneburger Malerordnang von 1595, Glaserordnung von 1596 
(Bodemann S. 165, 92). Ferner gehört hierher der mehrfach 
angeführte Vertrag mit einem Kunstschreiber (Wattenbach 
S, 478) 

promisit per fidem suam quod aliud opus non accipiet. 

4. Die Herstellung des Werks umfasst nach einigen Quellen 
auch die Pflicht , das Werk dem Besteller zu bringen. Frei- 
berger Böttcherartikel von 1450 § 4 (Erraisch S. 286), Strass- 
burger Müllerordnung von 1452 (Brücker S. 376), Strassburger 
Bäckerordnnng von 1460 (Brücker S. 98), wo allerdings nicht 
ganz klar, ob Dienst- oder Werkvertrag, Ordnung der Ulmer 
Mangmeister von 1508 (Nübling S. 108). 

Allgemeine Geltung der Bringschuld wird kaum behauptet 
werden können, vielmehr wird es in den meisten Fällen auf 
die Vertragssitte, oder auf den eigens ausgesprochenen Ver- 
tragswillen ankommen. So wird in verschiedenen Verträgen 
bestimmt, dass der Unternehmer das Werk up egene kost 
an den Platz der Aufstellung zu bringen habe; z. B. bei der 
Verdingung der Sandsteinfiguren am Bremer Rathaus 1406/1407, 
Verdingung des Grabmals an Adam Kraft 1490, Vertrag des 
Malers Bruyn mit dem Stift zu Xanten 15 -9 („auf seine Kost, 
Angst und Arbeit“). 

Im Zusammenhang hiermit mag erwähnt werden, dass auf 
dem Lande der Müller und Bäcker vielfach auch verpflichtet 
sind, den zu verarbeitenden Stoff zur Verarbeitung beim Be- 
steller abzuholen, sei es, dass dies mit dem Bannrecht des 
Müllers zusammenhängt, oder damit, dass es sich um eine ge- 
meindliche Einrichtung handelt. 

Dar umm soll der moeller dem gemeinsmann hollen zu 
mallen in sinem hus oder in einer mill wegs, wo er es 
hat; und wer es sach, dass dem moeller das körn zum 
ersten mall nit wurde, for er dan mehcr, darnach soll er 
im ein zimlichen Ion geben. Xeubamberger Weistum aus 
dem 15. Jahrh. (Grimm IV 622), Bibelnheimer Weistum 
von 1529 (ebd. I 725), Rechte zu Langenerringen (ebd. 
III 645), Gross- Bockenheimer Weistum (ebd. V 625), 
Albisheimer Weistum (ebd. IV 638). 

4 » 
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5. Das Werk muss rechtzeitig geliefert werden. Der 
Termin für die Lieferung wird nur ganz ausnahmsweise durch 
eine Rechtssatzung bestimmt, in der Regel wird er vertrags- 
mässig festgesetzt (mit einer Konventionalstrafe in der Verdin- 
gung des Baus einer Brücke 1328, Fontes rer. Bern. V 650). 
Nach dem Hannoverschen Stadtrecht (Brönnenberg S. 472) muss 
der Leinweber den Leuten ihr Gut 4 Wochen nach Übergabe ab- 
liefern. Während diese Bestimmung polizeilicher Natur ist, 
hat das Rügische Landrecht CXIV §§ 6, 7 (Frommhold 1896 
S. 122) einen dahiu gehenden privatrechtliehen Satz aufgestellt. 
Wenn der Weber nämlich nicht innerhalb 12 Wochen das 
Werk abliefert, so hat er die Gefahr des Untergangs der 
Sache durch höhere Gewalt zum Teil zu tragen. 

Im allgemeinen ist der Rechtssatz, dass die Lieferung des 
Werkes fristgerecht erfolgen müsse, in den Quellen selten 
ausdrücklich ausgesprochen. Er findet sich in den Freiberger 
Böttcherartikeln von 1450 § 5 (Ermisch S. 285). 

Item so sullen die pender . . . ouch nemen gut und be- 
stendigk holcz und das ouch darczu zu rechter zeit 
ausrichtcn und schicken . . . 

Vgl. ferner den von Börlin, Transport verbände S. 58 mit- 
geteilten Portenbeschluss von 1557: Der Fuhrmann soll das 
Gut uff zil und tag, wie er verheissen hat, unverzogeii- 
lich antwortten. 

Im allgemeinen jedoch ist diese Seite der Verpflichtung 
des Unternehmers, die in unserm heutigen Gewerbsleben eine 
so bedeutende Rolle spielt, im MA. noch nicht entsprechend 
entwickelt. Man muss sich hierbei vergegenwärtigen, dass der 
Kreis der Unternehmer und der Besteller örtlich und persönlich 
ein engbegrenzter war, dass das ganze Geschäftsleben noch 
nicht in der hastenden Geschwindigkeit der späteren Jahr- 
hunderte sich abspielte. Der Besteller war noch mehr an der 
Herstellung des Werks überhaupt, als daran interessiert, dass 
es gerade an einem bestimmten Zeitpunkt geliefert werde. 
Auch hier wird von Bedeutung, dass bei jener Gruppe von 
Werkverträgen, die die Errichtung eines Baus bezwecken, der 
Unternehmer meist im Zeitlohn arbeitet. Da er meistens wirt- 
schaftlich nicht stark genug ist, als „Bauge.schäftsinhaber“ in 


Digiiized by Google 



53 


uuserm heutigen Sinne aufzutreten, werden die Arbeiter und 
Handlanger oft vom Bauherrn selbst eingestellt und entlohnt, 
so dass dieser auf die Fertigstellung des Baus grösseren Ein- 
fluss gewinnt, als der Baumeister. In solchen Fällen kann 
dann natürlich von einem Endtermin nicht mehr gesprochen 
werden. Kommt es ja sogar vor, dass sich der Unternehmer 
die Vertragsbestimmung gefallen lassen mus.s, dass, wenn dem 
Besteller der Stolf oder das Geld ausgeht, die Ausführung des 
Werks auf einige Jahre eingestellt werde, z. ß. bei dem Ver- 
trag über die Erbauung der Elsterbrücke bei Zeitz 1532. 
Andererseits ist zu berücksichtigen, dass die Werkverträge 
des MA. grösstenteils von dem konsumierenden Publikum un- 
mittelbar abgeschlossen werden. In diesem Verkehr wird aber 
bekanntlich auch heute noch die Einhaltung der Lieferungs- 
fristen nicht strenge dnrchgeführt. 

Soweit nun in den Verträgen über die Errichtung von 
Bauwerken tatsächlich Lieferungsfristen bestimmt sind, sind 
doch keine rechtlichen Nachteile an deren Nichteinhaltung ge- 
knüpft; vielmehr scheint man sich mit den oben angeführten 
vertragsmässigen oder gesetzlichen Verboten, ein anderes Werk 
anzunehmen, begnügt zu haben. 

Dagegen finden sich für die Verträge über Bearbeitung 
eines übergebenen Stoft’s in den Quellen Ansätze zur Frist- 
setzung. 

In der Wismarer Goldschmiedrolle von 1380 Art. 9 (Crull, 
Das Amt der Goldschmiede zu Wismar 1888 I) heisst es: 

welk goltsmit verclaghet wert vor den werkmestern 
umme golt edder umme suluer, dat em ghedaen is to 
arbe}'dende in syne wonynghe, deme schalme bescheden 
veerteyu daghe vul to doude deme jenem, de se claghet, 
it en were, dat me dat werk binnen verteyn daghen 
nicht konde reede maken. So schal me em noch ene tyt 
legghen de langhe noch is dat werk to raakende. Weret 
dat hee denne binnen der tyt nicht nogafteghen voldede 
an golde in suluere edder mit reedem ghelde edder mit 
panden, de schal en half jaer sines ampts untberen. 

Diese Bestimmung bezieht sich nicht nur auf die Verzögerung 
des Werks, sondern auch auf den Fall, dass der Goldschmied 
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den Stoff „verwarlost“ hat, ihn nicht zur Hand hat, also seine 
Vertragspflicht nicht erfüllen kann. Denn die Bestimmung, 
dass er ein halbes Jahr des Amts entbehren soll, wenn er mit 
Geld oder Pfand den Besteller nicht befriedigen kann, hat den 
Fall der Veruntreuung im Auge. Aber auch die Fristsetzung 
für den Fall der Versäumnis ergibt sich aus der Stelle zweifel- 
los. Im Jahre 1543 hat sich der Rechtssatz dahin geändert, 
dass füi’ den Fall der Verzögerung — nur dieser ist getroffen 
— die Älterlente des Amts dem Goldschmied eine „ziemliche“ 
Frist setzen sollen, nach deren Ablauf man ihn vor den Herren 
(dem Rat) verklagen kann. Ebenso die Lübecker Maler- und 
Glaserordnung von 1474 (Wehnnann S. 329). 

Jnt were das welck man werck vordinget, id were mal- 
werck edder glasewerck unde nicht bereide makede, also 
dat dar dachte over queme, dar so scholen de olderlude 
over und by gan unde to sehen, wat dar inne maket is, 
unde zetten em ene tyd dar inne he dat reke machen 
kan, unde kumpt denne dar noch eyn dachte over, so 
schal he dat wedden na uthwisinge unser rollen bovens- 
creven so hoch edder so zyd alse dat de hern richtenn 
willen. 

Ferner Lübecker Leinweberordnung von 1425 (Wehrmann 
S. 322); vgl. auch Struve, Systema jurisprudentiae opifleiariae 
1738 III 3 cap. 9 § 23 unter Berufung auf die Jenenser 
Schneiderrolle § 16. 

Man wird annehmen dürfen, dass diese Fristsetzung durch 
die Älterleute des Amts weiter verbreitet war, als aus den an 
sich dürftigen Quellenbelegen hervorgeht. Denn, wie noch zu 
zeigen sein wird, bestand für die Ansprüche des Bestellers 
gegen den Unternehmer in verschiedenen Richtungen die Zu- 
ständigkeit des Amts. Es entsprach dies auch der ganzen 
mittelalterlichen Auffassung, nach der die Organisation dafür 
zu sorgen hatte, dass jedes ihrer Mitglieder seinen Pflichten, 
nicht nur in rechtlicher, sondern auch ethischer Beziehung ge- 
treulich nachkam. Was lag näher als auch dort, w'o dies nicht 
ausdrücklich ausgesprochen war, die Vermittlung und Hilfe der 
Älterleute anzurufen, die an sich schon zur Beaufsichtigung 
der Arbeit, und meistens zur Beschau des fertigen Werks be- 
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rufen waien ? Der Besteller war vornelimlicli daran interessiert, 
dass das Werk fertig gestellt werde, ein allenfallsiger Scliadens- 
ersatzanspruch wegen verspäteter Leistung war nach den ge- 
schilderten Verhältnissen für ihn von geringem Wert. Wäre 
ihm ein Eecht zum Rücktritt vom Vertrag eingeräumt gewesen, 
so hätte dies seinem wirtschaftlichen Bedürfnis nicht genügt. 
Ihm lag wesentlich an der Herstellung des Werks. 

6. Aus demselben Gesichtspunkte heraus griff das mittel- 
alterliche Recht zu dem Mittel der Zwangshaft gegen den 
Unternehmer, die bei Verzögerung des Werks oder Nichter- 
füllung des Vertrags entweder vertragsmässig vereinbart war 
oder durch die Obrigkeit verhängt wurde. 

In dem bei Wattenbach S. 478 abgedruckten Vertrag mit 
einem Kunstschreiber findet sich die Verpfiichtuug des Unter- 
nehmers, für den Fall, dass er das Werk liegen lässt 

„quod ipse prisionem in domo dicti raagistri (Bestellers) 
in vinculis ferreis tenebit, iude nullatenus exiturus, quous- 
que dictum opus fuerit integraliter perfectura, et si in 
hoc defecerit, quod praepositus noster vel serviens ubi- 
cunque eum capiat et ad domum dicti magistri adducat 
pro prisione tenenda . . . 

Es handelt sich hier um das im MA. sehr häufige Versprechen 
des „Einlagers“. Es wird hier nur durch den Zweck, dem es 
dienen soll, insoferne von der gewöhnlichen Form abweichend 
bestimmt, als er nicht den Zweck hat, eine Geldleistung zu 
erreichen, sondern unmittelbar dazu zu zwingen, das Werk zu 
vollenden (vgl. Stobbe, Zur Geschichte des deutschen Vertrags- 
rechts S. 192 ff., Planck, Gerichtsverfahren II. Bd. S. 335). 

Verwandt hiermit ist die reine Zwangshaft, wie sie in 
Nürnberg vorkommt. Dort wurde der Ofenbauer Leupold, der 
mit dem Pfalzgrafen von Neuburg einen Vertrag über Lieferung 
kunstgewerblich bedeutender Öfen abgeschlossen hatte, auf Be- 
schwerde des Pfalzgrafen vom Rat in den versperrten Turm 
getan, nach einigen Tagen angewiesen, innerhalb eines 
Monats die Arbeit fertig zu stellen, und als er dies wieder 
nicht befolgte, neuerdings mit Verhaftung bedroht (Mummen- 
hof, Rathaus zu Nürnberg S. 154). Zu gleicher Zeit (1619) 
wurde einem andern Ofenbauer Veit vom Rat mit Verhaftung 
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gedrolit, wenn er nicht innerhalh eines Jahrs die für das Rat- 
haus zu liefernden Öfen fei tig stelle (Mitteilungen des German. 

* Mus. 1902 Heft I S. 8), wie auch 1539 schon Peter Vischer 
vom Rat mit dem Turm bedroht worden war, falls er nicht 
ein angedungenes Prachtgitter fertig stelle (Muminenhof S. 97). 

Es ist mir nicht gelungen, weitere Belege in dieser Rich- 
tung oder eine hierauf bezügliche Rechtssatzung zu finden. 
Da die Voraussetzung der Schuldhaft, ein gerichtliches Urteil 
fehlt (vgl. Planck, Gerichtsverf. II 258 ff.), kann diese zur Er- 
klärung nicht herangezogen werden. Eine verwandte Ein- 
richtung findet sich jedoch im Züricher und Luzerner Recht 
(vgl. Wyss, Die Schuldbetreibung nach Schweiz. Recht, in der 
Zeitschr. für Schweiz. Recht Jahrg. VII 1858 S. 17, 40). Da- 
nach wurde nämlich bei besonders privilegierten Schulden der 
Schuldner im Auftrag der Obrigkeit durch den Gerichtsboten 
gemahnt. Blieben diese Mahnungen unberücksichtigt, so konnte 
der Gläubiger den Schuldner gefänglich einziehen lassen. Wyss 
bemerkt hierzu, es könnten diese Gebote, zu zahlen, angesehen 
werden als eine blosse spezielle .\nwendung der allgemeinen 
Befugnis der Obrigkeit, Gebote zum Schutze von Privatrechten 
zu erlassen, und das Gefängnis sei hier zunächst eher Strafe 
des Ungehorsams, als Realisierung eines Rechts des Gläubigers 
auf die Person des Schuldners. 

Auch im vorliegenden Falle muss meines Erachtens die 
Praxis des Nürnberger Rats ans diesem Gesichtspunkte erklärt 
werden. Der Besteller hatte vertragsmässig den Anspruch auf 
Herstellung der Kunstwerke. Kam der Meister dieser Ver- 
pflichtung nicht nach, so half dem Kunstliebhaber, der nun 
eben von dem in seiner Art einzigen Peter Vischer das Gitter 
haben wollte, der .Anspruch auf Schadensersatz in Geld nichts. 
Der Meister musste gezwungen werden. Hier musste die Stadt- 
obrigkeit eingreifen. Möglich, dass noch der alte Gedanke 
lebendig war. dass die Genossenschaft, hier die Stadt, für ihre 
einzelnen Mitglieder hafte; auf jeden Fall war Nürnberg daran 
interessiert, dass seine Kunstgewerbe treibenden Bürger die 
Stadt nicht in Verruf brachten. Das Mittel der Haft war das 
einzige, das wirken konnte. Die alte Sicherheit der Person 
vor willkürlicher Verhaftung aber mochte in der Zeit der er- 


Digiiized by Google 



57 


stärkenden obrigkeitliclien Gewalt vergessen worden sein. In- 
wieweit diese Einriclitung, die als gewohnlieitsrechtliclie an- 
gesehen werden darf, anderswo verbreitet war, gelang mir 
nicht festzustellen. (Wie willkürlich der Rat zu N. oft vor- 
giug, zeigt der Verlauf seines Streits mit Veit Stoss: Dieser 
drohte, den Rat beim Kaiser wegen Nichtbezahlung seines 
Lohns zu verklagen, worauf der Rat am 27. März 1506 he- 
schliesst: . . . sich sein zu mechtigen und zu gefengkns dess 
lochs zu bringen. Nürnbeiger Ratsverlässe Bd. I S. 107 tl.) 
Auch Knapps Nürnberger Kriminal verfahren 1891 und Nürn- 
berger Kriminalrecht 1890 gibt keinen Aufschluss. 

7. Zur Ausführung des Werks sind vielfach Handlungen des 
Bestellers nötig. Vor allem hat er den Stoft' und die Zutaten 
zu liefern. Nach verschiedenen Mühl- und Bäckerordnnngeu 
muss das Getreide oder Mehl an die Betiiebsstätte des Unter- 
nehmers von den Leuten des Bestellers gebracht werden. Das 
Rügische Landrecht (Frommhold) CXIV 1 bestimmt; 

De wewer mögen aue unrecht dat werk laten liggen edder 
auholden went se ere Koeken und vett und meel und 
schmittelisse (Gebühr für die Stärke der Scherung) van 
den, de en lieft sin garne gebracht, nicht bekamen hebbe. 
ebenso noch der Wendisch - Rügianische Landgebrauch, 
230. Titel (Gadebusch). Vgl. ferner die Bestimmungen des Hof- 
rechts von Wangen (Grimm IV 353) über den Fähren. Dort 
müssen die Fahrgäste mitrudern helfen. 

Art. 20. Item in dem grossen schiff sol er haben drig 
rasten (Ablösung im Rudern) und welen er heist ziehen, 
der sol es tuon; wöll er aber nüt ziehen, so mag im der 
herr ein pfand nemen und mag es einem andern geben 
der für in fert. 

Am wichtigsten wird die Anwesenheit des Lehrkinds beim 
Lehrvertrag. Hier ist vielfach eine Busse für das Weglaufen 
festgesetzt, z. B. Strassburger Küferorduung von 1395 (Brücker 
S. 316, 317). 

8. Das herzustellende Werk muss bestimmte Eigenschaften 
haben. 

Diese für den ganzen Vertrag hochwichtige F'rage wurde 
im mittelalterlichen Recht anders wie heute behandelt. Vor 
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allem ist liier die Organisation des Handwerks in den Städten 
von grösster Bedeutung. „Aus dem Interesse am gemeinen 
Besten und der Ehre des Handwerks ergibt sich die Haupt- 
pflicht der Zunft, welche aus dem Begriff des Handwerks als 
Amts folgt, die Sicherung der Güte und Brauchbarkeit des 
Arbeitsprodukts“ (Gierke, Genossenschaftsr. Bd. I S. 388 ff.). 
Die Ämter und Zünfte stellen teils auf Grund eigenen Gesetz- 
gebungsrechts, teils im Zusammenwirken mit der Stadtobrig- 
keit Vorschriften für die anzu wendende Technik auf. Es wird 
die Herstellungsweise der einzelnen gewerblichen Erzeugnisse 
genau angeordnet, die Beobachtung dieser Vorschriften wird 
strenge beaufsichtigt, schliesslich unterliegen die fertigen 
Werke der Beschau. Es wird daher auf diesem Wege ge- 
werbepolizeilicher Gesetzgebung manche Frage gelöst, die sonst 
auf dem Privatrechtswege auszutragen wäre. 

Es können die ausserordentlich zahlreichen, hierher gehörigen 
Ordnungen hier nicht angeführt werden. Bemerkenswert ist, 
dass die Verletzung der aufgestellten Gebote regelmässig mit 
Bussen an das Amt, oder die Stadt bestraft wird. Allein diese 
Gewette erscheinen nicht als Strafen für den Vertragsbruch, 
sondern als Strafen für den Ungehorsam gegen die Ordnung 
des Amts. 

a) Aber auch die eigentlichen, bürgerlichen Rechtssatzungen 
enthalten Bestimmungen über die Eigenschaften des Werks. 
Vortmer de glaze werten scholen maken gut glazewerk, 
dat truwe und vast si . . . 1375 Hamburger Glaser- 
ordnung § 7 (Rüdiger S. 90) 

und och einem jeden sine wollen slahen und bereiten 
wol und recht nach nutze uf das beste jedem nmb sinen 
Ion und jedes nach siner ordenunge und nach sinem werde 
und zu gehörde. Art. 24 des Strassburger Tucherbuchs 
1400—1434 (Schmoller S. 29). 

wen ein jeglich Meister ein Werk verdinget und eine 
V 3 ’sierunge dazu git wie das werden sol: dem Werk sol 
er nit abbrechen an der Vysierunge, Sünder es sol es 
machen, wie er die Vysierunge den hern, Stetten oder im 
Laude gezeiget hett, dass es nit geschwechet werde. 
Art. 11 der Steinmetzordnung von 1459 (Jänner S. 254). 
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Item das alle olute sollent swern . . . deu artickel, 
das si einer jegliclien personen sin ole machen sollent, 
als ob es ir eigen gut were. Strassburger Olmüller- 
ordnung aus dem 15. Jahrb. (Brücker S. 405). 

So sollen auch die sniyd gud arbeit und wahr machen 
1564 Lüneburger Schmiedordnung (Bodemann S. 207). 

... in sinem thogesechten unsträflichen gude tho 
levernnde 1560 Hamburger Schmiedordnung Nr. 6 (Rü- 
diger S. 254) ; vgl. Hamburger Allgem. Best, über Haud- 
werksarbeiten 1563 (Rüdiger S. 128). 

Der Sinn dieser Bestimmungen ist: das Werk muss genau nach 
der Vertragsabrede hergestellt werden, also die zugesicherten 
Eigenschaften haben, im übrigen aber so gefertigt werden, 
wie es sich nach Treu und Glauben gehört. Aus diesem 
Grnude bestimmt das Münchner Stadtrecht Art. 176 über die 
Beweislast: 

Swer ainem antwerchsman oder ainen arbeitet' anchlagt, 
er hab schaden genomen von seiner arbeit, mag dann 
der antwerchsman bereden, daz er daz tenrist (nach an- 
dern Handschriften treuist) und daz pest von seiner 
chunst getan hab än gevaerd, des sol er geniezzen, ez 
mach dann der chlager war, daz er von seiner arbait 
ze schaden sey chomen. . 

Soweit also nicht der Kläger den Beweis der Mangel- 
haftigkeit des Werks erbringt, darf der Unternehmer schwören. 
Man beachte auch hier die Betonung der Treue! 

Wie eng übrigens noch die ganze Auffassung der Ver- 
tragspflichten hierbei war, beweist die Stelle in Art. 5 der 
Freiberger Böttcherartikel um 1450 (Ermisch S. 286), wo aus- 
drücklich angeordnet werden muss, dass die für das Land be- 
stimmten Werke die nämlichen Eigenschaften haben müssen, 
wie die für die Bürger der Stadt Freiberg zu liefernden. 

Die Feststellung, was unter den nach Treu und Glauben 
erforderlichen Eigenschaften zu verstehen sei, ergab sich in 
den meisten Fällen durch die Beschau seitens der Älterleute. 
Ausser in den bereits oben beim Kapitel über die Vertrags- 
freiheit angeführten Stellen, ist die Beschau angeordnet für die 
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Gerber im Reclitsbuch der Stadt Meramingeu 139ö XLIX 
(v. Freyberg V S. 31ß), in Art. 4 und 5 der Freiberger Gold- 
scliniiedartikel um 1466 (Ermiscli S. 291), in der Lübecker 
Zunftrolle der Maurer von 1527 (Wehrmann S. 332) und der 
Zimmerleute von 1545 (ebd. S. 460), in der Lübecker Laken- 
Wardeyenordnung von 1553 (ebd. S. 310) und in den Lübecker 
Schiffszimraerleuteartikeln von 1560 (ebd. S. 410). Hiernacb 
muss jede von einem Lübecker Sebiffszimmermann selbständig 
ausgeführte Arbeit von den Älterleuten besehen werden; ist 
die Arbeit „tüchtig“, so zahlt der Besteller 6 Pf. in die Kasse 
der Zimmerälterleute, andernfalls der Zimmerinanu. Es ist 
klar, dass anlässlich der Beschau durch die anerkannten Sach- 
verständigen der Besteller etwaige Klagen vorbrachte, und 
dass dann das von den Älterleuten abgegebene Urteil weit- 
tragende tatsächliche Bedeutung hatte. Denn es wurde bei 
einem etwaigen Prozesse dem Urteil meistens zugrunde gelegt. 

b) Es ergibt sich aus dem Wesen des Vertrags, dass der 
Unternehmer, der der eine Vertrag schliessende Teil ist, für 
die Arbeit der Personen, deren er sich bei Ausführung des 
Werks bedient, einzustehen hat. Es scheint dieser Gedanke 
als so selbstverständlich betrachtet worden zu sein, dass er 
nur selten ausdrücklich ausgesprochen wurde. Erst sehr spät 
tauchen Bestimmungen hierüber auf, so in der Lüneburger 
Maurerordnung von 1570 (Bodemann S. 169). Bezeichnend ist 
eine aus dem Jahre 1730 stammende Satzung aus Basel 
(Rechtsquellen von Basel Bd. I 2. Abt. S. 940), in der es heisst, 
dass die Gesellen zwar nicht zu schwören haben (was in einer 
Reihe von Städten, z. B. in Strassburg, in Ulm bei den Bar- 
chartwebern vorgeschrieben ist), 

man habe aber dafür gehalten, dass die Meister für ihrer 
Gesellen Arbeit stehen müssen. 

c) Wie lange musste nun der Unternehmer die erforder- 
lichen Eigenschaften des Werks gewährleisten? 

Die Frage ist in den Quellen, von wenigen Ausnahmen 
abgesehen, nicht glatt beantwortet. Soweit nicht vertrags- 
mässig eine längere Gewährleistungsfrist vereinbart war, endete 
die Haftung des Unternehmers fiü- Eigenschaften des Werks 
in der Regel mit dessen Abnahme, Die .Abnahme des Werks 
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ist nur selten ausdrücklich vorgeschrieben. In der Hamburger 
Leinweberordnung von 1375 § 16 (Rüdiger S. 161) heisst es: 
Vortmer so schall nen man edder frouwe linnewand tho 
hus senden mit den kämmen (Weberkamm), he schall das 
afsniden in sinem huse, und dar schall jegenwerdich wesen, 
deme dat linne wandt hörete, edder eine von siueswegen. 
Hierdurch soll allerdings nicht nur die Prüfung der Eigen- 
schaften des Werks, sondern auch der vollen Zurückerstattung 
des übergebenen Stoffs ermöglicht werden, und insofern hängt 
die Stelle mit all den Kechtssatzungen zusammen, die auord- 
nen, dass der Unternehmer das Werk dem Besteller zuzu- 
messen oder zuzuwägen habe, und die später noch anzuführen 
sind. Auch für die Abnahme war die Beschau von grösster, 
tatsächlicher Bedeutung. Sie erfolgte bei Abliefeiung des 
Werks, sie sicherte eine Prüfung des Werks und gab dem 
Besteller Gelegenheit, die Mängel zu rügen. 

Man darf nun wohl anuehmen, dass der Besteller durch 
die Abnahme , soweit nicht Arglist des Unternehmers in 
Betracht kam, das Recht verlor, Mängel des Werks zu rügen. 
Es ergibt sich dies schon aus dem Inhalt der Abnahme- 
erklärung. Nahm der Besteller das Werk als Erfüllung des 
Vertrages an — und dies musste aus seiner Erklärung hervor- 
gehen — so begab er sich des Rechts, nachträglich noch einen 
Fehler geltend zu machen. Mit Recht konnte ihn dann der 
Unternehmer auf seine erste Erklärung hinweisen, die, soweit 
nicht Täuschung vorliegt, im Rechtsverkehr nicht zurück- 
genommen werden kann. Dass das Mittelalter dies klar er- 
kannte, geht daraus hervor, dass die später anzuführenden 
Bestimmungen über die Folgen mangelhafter Lieferung alle an 
den Zeitpunkt der Beschau oder der Abnahme anknüpfen, dass 
mit wenigen Ausnahmen eine längere Gewährleistungspflicht 
des Unternehmers nirgends erwähnt ist, dass diese vielmehr in 
Verträgen eigens festgesetzt werden musste. Damit stimmt 
auch überein, was Conze (Der Kauf nach hanseatischen 
(Quellen 1889 S. 95) über den Kauf sagt. Danach kann der 
Kauf nicht mehr rückgängig gemacht werden, insbesondere 
nicht wegen Mängel der Sache, wenn der Käufer das Gut be- 
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sehen, und in seine were gebracht hat. Diese Auifassang 
wird, wie mir scheint, bestätigt durch eine Stelle bei Ruprecht 
V. Freising I 151 (Westenrieder S. 100). 

Swenn dat chore (Korn) ze melbe wirt und daz pant für 
den sach (Sack) chümt so sol es der man hin haimfirren 
so hat der mulnaer nicht mer damit zeschaffen. 

Verwandt damit ist eine ebenfalls dem Mühlenrecht angehörige 
Bestimmung des Rügischen Landrechts LXXXXVII 10. Zwar 
ist in beiden Fällen vornehmlich an die Verteilung der Gefahr 
gedacht, allein hier ist eben der Zeitpunkt, in dem der Ver- 
trag als erfüllt angesehen wird, von Bedeutung. Wenn der 
Besteller sich das Mehl in dem Sack hat füllen lassen und 
diesen zugebunden hat, kann er nicht nachträglich Klage 
wegen Mängel erheben (vgl. über die Streitfragen betr. den 
merkantilen Empfang Thöl, Handelsrecht 6. Aufl. I § 278 
Anm. 28, 31). 

In der Strassburger Armbrusterordnung von 1465 (Brücker 
S. 17) heisst es, dass die Meister eine Armbrust nicht länger 
„weren“ wollen, als man sie in eines Meisters Haus beschiesst. 
Es wird angeordnet, dass man es diesbezüglich beim alten 
lassen soll. Danach scheint bis dahin doch eine längere Ge- 
währleistungspflicht bestanden zu haben. Hierfür sprechen 
auch einige Bestimmungen des Rügischen Landrechts. So 
heisst es vom Schmied CVII 2: 

Im eggetuige ane behagh stund de schmid vor dat umme- 
leggent und nicht vor dat utbrekent. imme hofschlage 
vor dat brekent des nien hofisere, dat erste vorleggent, 
upschlant binnen landes 14 dage; brak it edder Alle it 
of ungebrakens edder-beschedigen hofes, de schmid möste 
ane vorböte darto antwerden, maken, vorleggen edder 
betalen. 

Diese Bestimmung ist dann in dem Jüngern Wendisch-Rügi- 
anischen Landgebrauch (Gadebusch) 221. Titel noch weiter ins 
einzelne ausgeführt. Es wird festgesetzt, dass der Schmied 
bei Hufeisen 14 Tage haftet, dann w'erden die einzelnen Werk- 
zeuge, Pflug und Egge usw. einzeln behandelt, die Haftung 
für das Lahmwerden oder Brechen der Schlösser wird für ein 
Jahr festgesetzt. Im 214. Titel heisst es: 
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De Schneider mosten in vortyden alle Näde, so unvor- 
dragenss Kleider von sich sulvest upsprungen, ahne Be- 
lohnung, wo se dat kleid hedden gemaket, wedder neyen. 
Diese Bestimmungen stehen ganz vereinzelt da, sie zeigen 
schon in ihrer Kasuistik, dass es sich nur um eine partikuläre 
Rechtsbildung handeln kann. 

Gegenüber der Klage des Bestellers, dass das Werk mangel- 
haft sei, kann der Unternehmer geltend machen, dass dies aus 
der mangelhaften Beschaffenheit des zur Bearbeitung über- 
gebenen Stoffs sich ergebe. Er muss diesen Fehler des Stoffs 
jedoch rechtzeitig dem Besteller angezeigt haben. 

weres auch daz ein werk miszettelt wurde, es sie an 
tucher werk oder an weher antwerk so sol der weber, 
es sie raeister oder knecht, dem ein semelik werk fur- 
kome und es wirken sol, daz vor und ec sagen dem das 
werk ist , daz es missezettelt ist, ee daz er das werk uf 
den stul leit bie dem eide den er gesworen hat. Und 
wer daz auch were, der daz verswige und dem es nit 
enseit, des daz werk were, der sol meyneidig und erlös 
und sol dem deheinen schaden bringen, dez das 
werk ist. 

Strassburger Tuchmacherordnung von 1433 (Schmoller S. 73). 
Zweifellos spielt hier auch das zünftlerische Verbot, ordnungs- 
widriges Werk zu machen, herein. Allein der privatrechtliche 
Satz ist doch die Hauptsache. Ebenso Rügisches Landrecht 
eXIV 5; 

Tüget einer der wever, wen he dat garne vorwaret edder 
annimpt, darvan an, dat dat garne is vordorven und kan 
bewisen, he lit neinen Schaden. 

Die Rechtssätze Uber Gewährleistung für Mängel des 
Werks werden abgeändert, und teilweise ergänzt durch hierauf 
bezügliche Abreden in Verträgen. Vielfach wird eigens fest- 
gesetzt, dass der Unternehmer für Fehler der Sache einzu- 
stehen habe, und diese Haftung wird sogar auf die Erben aus- 
gedehnt. So wird in dem Vertrag Caspar Isenmanns mit dem 
Martinsstift zu Colmar 1462 (Repert. II 153) für den Fall, 
dass sich Mängel zeigen sollten, bestimmt; 
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(lensclbeu gebrust söllent er und sine erben z& einer jeg- 
lichen zytt schuldig sin dem genielten sant Martins buwe 
zebekern und zebewandeln suuder allen gebresten, costen 
und schaden, so daruss mit widermachens und sust er- 
wachsen möchte, gcntzlieheu und gar ze bezalen und ab- 
zetragen ohne geverde. 

Ebenso Vertrag mit einem Uhrmacher 1407 über Lieferung 
einer Uhr für das Rathaus zu Basel (Gesch. und Besclir. des 
Rathauses zu B. von Alb. Burckliardt und Rud. Wackernagel 
1886), Glaserkontrakt der Stadt Löwenberg 1511 (Anzeiger f. 
d. Kunde der d. Vorzeit Bd. 29 S. 174). 

hat Haunsz gelobit selbige czu gewehrin (liefern) uii- 
wandilbar und darvor czu stehen 10 jahr. 

Was innerhalb dieser Frist abfiillt, hat er zu ersetzen. 
Ferner der oben mitgeteilte Vertrag über den Bau der Elster- 
brücke zu Zeitz 1532, Baukontrakt des Rats zu Brieg mit 
Jakob Baar 1570 (Anzeiger Bd. 25 S. 80), Andingung eines 
Orgelwerks an Lukas Behaira 1619 (Anzeiger Bd. 29 S. 6), 
wonach der Unternehmer Jahr und Tag Gewelirschaft zu 
leisten, und jederzeit die Pfeifen auszu wechseln liat. Anderer- 
seits wird Adam Kraft anlässlich der Quittierung der beider- 
seitigen Rechnung für ein Grabmal 1492 eigens von jeder 
Haftung befreit (Repert. Bd. 25 S. 360 ff.). 

Adam Craft hat Sebolten Sclireyer und M. L. unnd hiu- 
widerumb haben sie ine auch ijuit, ledig und loss gesagt, 
in lawt des Vertrags, Auch umb die pesserung und alle 
ander Sachen daz werk antreffend nichtz ausgenomen nocli 
hindan gesetzt . . . 

Hier konnte ein Verzicht auf jeden Besserungsanspruch aus- 
gesprochen werden, da wahrscheinlich das Werk von Sachver- 
ständigen geprüft worden war. Wenigstens war dies in dem 
1490 abgeschlosseuen Vertrage vorgesehen. Eine solche 
Prüfung durch Sachverständige — eine Ergänzung der Be- 
schau — war verschiedentlich in Künstlerverträgen ange- 
ordnet, so in den mehrfach erwälinten Verträgen mit Michael 
Wohlgemut über den Schwabacher Altar 1508, und mit Jakob 
Baar über den Bau des Brieger Rathauses 1570. 
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C. Mangelhafte Erfüllung oder Nichterfüllung des Vertrags. 

1. Mangelhafte ErrniluiiK infol^^e Verschulden des Unter- 
nehmers. 

a) In diesem Falle billigt das mittelalterliche Recht dem 
Besteller den Anspruch auf Besserung und Schadensersatz zu. 

Vortiner de glazewerten scliolen maken gut glazewerk, 
dat truwe und vast si, und scliolen dat wol und stark 
blyeii uiide loden, unde ok dat blye reyne unde wol ge- 
vallen si sunder rethe. Wer das bricht . . . Darto scal 
he dat deme ghenen noch gut maken deme he dat ge- 
maket lieft. 1375 Hamburger Glaserordnung Art. 7 
(Rüdiger S. 90). 

De schmid mag ok vor sin tügh, dat hc maket, ant- 
worden. wo he dat vorbrende edder sonst dat eggetUch 
nicht düchte, men niagh it eme billiger tit wedderwerpen 
np sinen .schaden, ane unrecht, bedroch und argelist van 
beiden parten utgeschlaten. bi deme de mangel de moste 
vorböten. Rügisches Landrecht LXXXXVIII 4. 

Vorderwet he dat linnewand edder let dat garne vor- 
niulschen (verfaulen) edder verrotten, he mot it betalen 
na gewerde des linnewandes, dat dar hedde van werden 
köuen. sint neste edder brakeiie eggen an dem linne- 
wande und nicht ganz vordorwen, he misset vor dat vor- 
dorwene sein Ion. Rügisches Landrecht CXIV 4. 
Übereinstimmend Lübecker Zimmerleuteartikel von 1503 (Wehr- 
mann S. 460); Laken -Wardeyen- Ordnung in Lübeck 1553 
fWehrinann S. 310). Es ergibt sich hieraus, dass, wo dies nach 
der Sachlage möglich war, der Besteller Besserung, und ausser- 
dem Ersatz in Geld verlangen konnte. Die den Leinweber 
betreffende Stelle des Rügischen Landrechts fasst den Fall zu- 
sammen mit der Haftung des Unternehmers bei Verderb des 
Stoffs. Der Ersatz des Schadens umfasst nicht nur den Wert 
des Stoffs, sondern auch der Verarbeitung. In der Lüneburger 
Malerordnung von 1595 (Bodemann S. 165) Art. 22, gleich- 
lautend mit der Lüneburger Glascrordnnng von 1596 7. Art. 
(ebd. S. 93) heisst es: 

Rotbenbtiüfaer, Werkvertra;; ^ 
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Da ein Meister eine arbeit verdingte und er schlüge die- 
selbe unfleisszig von der handt dergestalt, dass Clage 
darüber kerne, es auch von den Älterleüten mangelhaft 
befunden würde, der soll für die Arbeit gebührlichen 
Chur und Wandel thun und über das einem erbarn Rahte 
und dem Ampte nach billiger Ermessigung geschafft 
werden. Vgl. auch Albisheimer Weistum (Grimm IV 638) 
„kohrung thun“. 

Chur oder Chor und Wandel sind pleonastische Ausdrücke 
für Abhilfe schaffen, Schaden beseitigen. „Chor“ ist gleich 
ker, keren, das nach Grimm V 403 rückerstatten, widergeben, 
ersetzen, vergüten bedeutet. Schmeller (I 1282) übersetzt 
es übereinstimmend mit „Schaden wenden“ und führt die Stelle 
an „dass sie dem N. darum Abtrags, Kerung noch Wandel 
nicht schuldig seien“. Hier tritt auch die Gleichstellung mit 
Wandel hervor, das nach Schmeller bedeuten kann: 1) Ände- 
rung, Abänderung, Rückgang eines Kaufs; 2) Gebrechen, das 
den Kauf rechtlich aufhebt; 3) Ersatz, Genugtuung, Busse. 
Wollte man nun obige Stelle dahin auslegen, dass der Unter- 
nehmer Chor tun, den Schaden beseitigen, und wandel, Straf- 
geld an den Besteller zahlen muss, so wäre dies sicher nicht 
richtig. Es ist doch nicht anzunehmen, dass der Meister ausser 
der Strafe an den Gerichtsherrn und das Amt noch eine Privat- 
strafe hätte zahlen müssen, abgesehen davon, dass nicht zu er- 
sehen ist, wonach diese bemessen worden wäre. Vielmehr 
muss „chör und wandel tun“ als „Schaden ablegen“ aufgefasst 
werden. Dem entsprechen auch die Bestimmungen der Lüne- 
burger Maler- und Glaserordnung von 1497 (ßodemann S. 163) 
„die arbeit wandeln“, die Lübecker Schiffszimmerleuteartikel 
von 1560 (Wehrmann S. 410) und die Lübecker Dachdecker- 
ordnung (Wehrmann S. 196) „betern bi sinen egen kosten“; 
insbesondere aber der mehrfach angeführte Vertrag C. Isen- 
manns 1462, wo er sich verpflichtet, alle Gebresten „zebekern 
und zebewandeln“, d. h. „kehren und wandeln“. 

b) Ansätze zu einem Recht des Bestellers, die Entlohnung 
bei mangelhafter Erfüllung zu minilern, finden sich verschiedent- 
lich. Es ist bereits oben S. 6.6 die hierauf bezügliche Stelle des 
Rügischen Landrechts (]XIV 4 mitgeteilt. Nach der Strass- 
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burger Barcbentschauordnung von 1537 (Sclimollcr S. 161) kann 
der Meister der Spinnerin, die verdorbenes Garn bringt, ent- 
sprechend den Lohn kürzen, „am spinnerlon abschlahen“. Ebenso 
nacli dem jUngern Wendisch- Rügianischen Landgebrauch 230. Titel. 

Es lag ja nahe, dass der Besteller sich den Ersatz des 
Schadens gleich dadnrch verschaffte, dass er eine den Mängeln 
des Werks entsprechende Minderung des Lohns eintreten Hess. 
Man darf hierbei wohl annehmen, dass dies nur da geschah, 
wo eine Besserung des Werks ausgeschlossen war. 

c) Öfters wird im Vertrag das Recht des Bestellers Vor- 
behalten, falls das Werk nicht mangelfrei geliefert wird, vom 
Vertrag znrückzutreten. So ist in dem Vertrag, den Hans 
Böblinger 1440 in Esslingen über Errichtung eines Turms ab- 
schliesst, bestimmt, dass ihm die Pfleger das Werk absagen 
können, wenn ihnen bedünkt und von redlichen Werkleuten er- 
kannt wird, dass er den Ban nicht nach Nutz und Notdurft 
vollbrachte (Klemm, Württemberg. Baumeister und Bildhauer 
1882 S. 88). Ebenso ist in der Andingung des Schwabacher 
Altars an Michael Wohlgemuth 1508 bestimmt: Wenn der 
Fehler des Werks so gross ist, dass er nicht mehr zu ändern 
ist, so behält Wohlgemuth die Tafel und muss das Geld zu- 
rückgeben. Übereinstimmend Waltzroder Vertrag H. Brügge- 
manns 1525; Andingung eines silbernen Waschgeräts an den 
Goldschmied Beyer 1531 (Mitt. d. german. Mus. I 167). 

2. Nichterffllluiig infolge Verschuldens des Untenichniers. 

Hier hat der Besteller den Anspruch auf Schadensersatz. 

Dinget ein man den andern an sin werk gat er davon 
und lat im sein waerk ligen von sin selbes muthwillen 
geschiett iem chein schade davon, den sol er im abe tun 
nah sinem eide . . . Augsburger Stadtr. A. 129. 

Wer ainem gepew oder ander werkh andingt, und 
ine der werckman über daz geding versaumbt, des der 
andinger zu schaden kumbt, wo sich alsdann der an- 
dinger und werkman solhs schaden ausserhalb gerichts 
nit vertragene mugen, so sol der werckman dem andinger 
nach mässigung des richters widerkerung thuii, jedoch sol 
übberuert mässigung nach rat der werkleiite beschehen. 

ü* 
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Reform, bayi'. Landr. von 1518 42. Titel 3. Art,, ebenso 
Landr. von 1616, 32. Titel 2. Art. 

Man wird diese Bestimmung des bayrischen Landrechts kaum 
als römisch rechtliche ansprechen dürfen, vielmehr scheint sie 
dem älteren Rechte entnommen, womit auch die wiederholt 
schon erwähnte Berücksichtigung der Sachverständigen über- 
einstiromt. Man beachte übrigens, dass nach Augsburger Recht 
der Kläger den Schätzungseid hat, während das spätere Recht 
hier eine objektive Schätzung anstrebt. 

In andern Quellen ist obiger Grundsatz, entweder, weil 
selbstverständlich, nicht ausdrücklich ausgesprochen, oder, und 
dies ist meistens der Fall, im Zusammenhang mit andern Fragen 
aufgestelit. 

3. NiclitorfGllnng Infolge eines vom Besteller zu vertreten- 
den Umstands. 

Der am häufigsten in den Quellen behandelte Fall ist der 
des Entlaufens des Lehrkinds. 

Swelich schnoler aht tag in ein schuol get, der geb 
daz gantz Ion von einem jar; welle aber er vor dem jar 
ans der schuol in die andern gen, so geb peidenthalben 
gantzes Ion umb sein unstaet und sein irregenge . . . 
Münchner Stadtr. VII 80 (Auer S. 285). 

Ebenso das Rechtsbuch Ruprechts von Freising I 162 (Maurer), 
mit der Bestimmung: 

Und kümbt es wider dy weil es XIIII jar alt ist und 
wil es wider zu jm, er sol es enpfahnn unnd sol sein 
zeit gar aus lernen. 

Ferner Bestallung des lateinischen Schulmeisters zu Überlingen 
1465—1608 (Mone II 153) Z. 13: 

Wölher schnoler och über die halben vronfasten under 
mich zfi schfil gat, und dann darnss gienge, der soll mir 
gantzen Ion vervallen sin. 

Dieser Grundsatz, dass bei Unmöglichkeit der Leistung infolge 
eines vom Besteller zu vertretenden Verschuldens der Unter- 
nehmer seinerseits den Anspruch auf volle Vertragserfüllung 
hat, gilt entsprechend auch im gewerblichen Lehrlingsverti-ag. 
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Dingt ain man ainen lerencknecht ze jaien end get er von 
iui in den jaren, an sein Urlaub, so ist er dem maister 
seins Ions schuldig waz er geweisen mag, daz er der 
saumsalung schaden genomen Iiab, und dem richter 72 
pfenning; cz möciit dann der chnecht bezeugen mit zwaicn 
erbern mannen daz er in mit sogetanen Sachen vertriben 
bab, die im schedlich waeru und mit sogetaner handlung, 
die er nicht erleiden möcht, so ist der maister schuldig 
dem chnecht allez dez er im schuldig waer, und dem 
richter 72 pfenning. Bayr. Landr. von 1346 X 87 (v. Frey- 
berg IV 424). 

Diese Bestimmung ist dieselbe, wie sie in dem folgenden § 87 
für das Gesinde aufgestellt ist. Sie ist fast wörtlich noch 
aufrechterhalten im Reform. Bayr. Landr. von 1616 33. Titel 
1. Art. Der Lehrjunge ist dem Meister den ganzen Lohn oder 
das gedingte Lehrgeld und Schadensersatz schuldig, er könnte 
denn mit zwei Mannen beweisen, dass ihn der Meister mit 
solchen Sachen vertrieben hat, die ihm schädlich gewesen 
wären oder die er nicht hätte erleiden können. Auch hier 
wieder ein Beweis, dass auf dem Gebiete des Arbeits Vertrags 
das bodenständige Recht sich bei Jeder „Reformation“ behauptet 
hat. Auch nach der Nürnberger Reformation (1479 — 1484) 
25. Titel 10. Ges. hat deijenige, der sich für einen Lehrjungen 
verpflichtet hat, dem Meister bei dem Entlaufen des Lehrlings 
für das „Übermass“ zu entschädigen, „wie sich nach gleichem 
und billigem Ding nach Lage des Falls gebührt“ (vgl. über 
die fast gleichmässige Behandlung des Falls beim Dienst- 
vertrag Hertz, Die Rechtsverhältnisse des freien Gesindes 
S. 79 ff ). 

Selbstverständlich musste der Besteller, der eine ihm nach 
dem Vertrage obliegende Handlung versäumte, auch sonst dem 
Unternehmer Schadensersatz leisten. So erhielt 1510 Tilman 
Riemenschneider, der die Herstellung eines Sakramentshäus- 
chens für den Würzburger Dom übernommen hatte, eine Ent- 
schädigung, weil er 10 Tage auf das vom Besteller zu liefernde 
Gerüst warten musste (Tönnies, TR. S. 207). 
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4. NIchtorfiiiluiit; des Vertras?s infolge eines weder vom 
Bestellter noch vom l nternehmer zu vertretenden llmstainds. 

Das Augsburger Stadtr. Art. 129 bestimmt, dass der Werk- 
mann den durch das Verlassen der Arbeit entstandenen Schaden 
nach Schätzung des Gegners zu ersetzen hat, 

ez enmuge danne der waerkmauu bringen eliaffte not 
oder sust ettewaz für geziehen, daz ir beider gedingde 
geiiren muge oder gebrochen. 

Die Quellen sprechen diesen Grundsatz, weil dem ganzen Rechte 
angehörig, selten für unsern Einzelfall aus. Auch bei der Ab- 
grenzung des Begriffs der „echten Not“ muss auf die allge- 
meinen Grundsätze zurQckgegriffen werden (vgl. hierzu Artur 
Schmidt, Echte Not 1888). Sicher fallen hierunter die im 
Sachsenspiegel II 7 angeführten vier Fälle. Man wird jedoch 
annehmen müssen, dass seit dem 13. Jahrh. der Begriff der 
„echten Not“ eine weitere, die Verkehrsverhältnisse mehr be- 
rücksichtigende Auslegung über jene 4 Fälle hinaus gefunden 
hat. Es gehören hierher vor allem die Fälle der Unmöglich- 
keit der Leistung. 

Ruprecht v. Freisiug (Maurer) I 162 erklärt, dass für den 
Fall des Todes des Lehrkinds vor Ablauf der Schulzeit, mau 
an dem Geld abschlageu soll, „was nach der Zeit gebührt“, 
man sol der ersten zeit allcrmaist abslahen mann so hat 
er allermaist arbeitt mit dem chindt. 

Hier verliert also der Unternehmer nicht seinen Lohnanspruch, 
sondern er wird, wie dies der Forderung der Billigkeit ent- 
spricht, nach dem Masse des bisher Geleisteten entlohnt. Dieser 
Gedanke ist vor allem im Frachtrecht fast durchwegs durch- 
gefübrt. 

Dinget ein mann ein chaufschatz überlaut, und sich 
desselben chaufschatzes der fuerraan unterwindet auf seinen 
wagen, und daz dem fuerman desselben uachtes seinen 
roz verstellen werdent, als er des morgens varn schol, 
der empristet wol mit recht, wann in ehaft not irret. 
Hat awer er mer roz, denn die er verlern hat, so muez 
er für sich varn. Wiener Stadtr. Art. 56. 
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vord eyu man dem andern gut, werd dat gud ge- 
nomen edder de perde, alzo veme alze he dat gevoret 
liefft, alzo lonet me ome na wechtale. Braunechweiger 
Stadtr. um 1445 (Hänsclmann S. 114). 

Item wenn ein fürman odir ein schiflfman auz fert. 
und kiimen an die stat, da sie laden sullen und so sie 
auf die widerfart herbeim keren und daz dann schade 
zu der habe geschehe mit nemeu mit aufhalten odir mit 
gebot dauon die hab aussen beliebe odir in ein haireii 
kom, wie verren daun ir einer gefaren wer dez selben 
wegg, Sol man in Ionen als vil sich an dem geding da- 
für gebürt und gehört auch bescheidenheit für die fart 
hinabe ob er lere da durch hinab gevaren ist, wie daz 
gericht daz erkennet. Bamberger Stadtrecht Tit. XXXVIII 
§ 401 (Zöpfl S. 111). 

Abweichend, jedoch noch günstiger für den Fuhrmann, bestimmt 
das Stadtrecht von Lüneburg (Kraut S. öl): 

Were dat en mau wunne enen vurman und queme mit 
eme np en, so were he eme schuldig balue vrucht; und 
vorede he dat gud bitte to halifweghe, und en mochte hc 
nicht vordere varen von ghewolt, he ne scholde nicht 
mer gheuen men halue vrucht; men vore he vördere und 
wordc eme dat gud ghenomen, so scholde he eme gantze 
vrucht gheuen. 

Während also sonst genau der Lohn nach dem Mass des zn- 
rückgelcgten Wegs, nach „Wegzahl“ zu zahlen ist, wird hier 
schematisch die ganze Frachtreise in zwei Teile zerlegt. 
Auch für den Seefrachtvertrag gilt obiger Grundsatz, je- 
doch ebenfalls mit vei'schiedener Berechnung des verdienten 
Lohns. Ein Urteil des Lübecker Oberhofs von 1463 (abgedr. 
bei Löi-sch und Schröder, Urkundenbuch Nr. 308) lautet; 
Ein Schiffer, der Salz von Biskaya nach Reval zu führen 
hatte, vom König von Dänemark angehalten worden war, 
und notgedrungen das Salz in Kopenhagen verkauft hatte, 
kann nur die Fracht von Biskaya nach Kopenhagen verlangen. 
Pauli (Lübische Zustände III S. 90) macht darauf aufmerksam, 
dass diese Entscheidung offenbar auf Grund des hansischen 
Rezesses von 1447 Art. 24 ergangen ist: 
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Wellik schippher, de de blifft raid gheladencm schepe 
binnen der helfte des weges offte reisen, dar he enne 
bevrachted is, de schall hebben de halve vracht van deine 
gude, dat dar an gheberged were. Blivet he ok over de 
helfte, so schall hc na antale so vele meer hebben, alse 
baven de helfte is ghesegelt. 

Im ersteren Fall war die Ladung, in diesem das Schiff die 
äussere Veranlassung, dass die Verfrachtung unmöglich wurde. 
Nach zwei weiteren bei Pauli III S. 91, 242 angeführten Ent- 
scheidungen des Lübecker Rats erhielt der Schiffer, der in- 
folge eines Unglücksfalls die Reise nicht vollenden konnte, die 
ganze Fracht, soweit aber nicht das ganze Gut gerettet war, 
die Fracht, die dem Wert des geretteten Guts im Verhältnis 
zu dem zurückgelegten Wege entsprach. Vgl. auch Hamburger 
Statuten von 1603 II 14 Art. 3; Lübecker Statuten VI 3 § 1. 
Eine abweichende Bemessung des Lohns setzt eine Bremer 
Entscheidung (Statuta Bremensia von 1303, Oelrichs S. 254) 
fest, die auch den Unglücksfall des Schiffers näher beleuchtet; 
En scel quam vor de ratmannen tuschen copadzen unde 
sineu vruchtluden also dat de vruchtluden sculdegheden 
copadzen dat he em ghelovet hadde ere got to zeghelnde 
tho zunderliken havenen unde des nicht ghedaen en hadde. 
dar to sprak c. he hadde van ze nodes weghene verloren 
sin Zeghel unde al sin touwe unde were van nothweghene 
körnen up de wesere ... er weist einen Brief vor, dass 
er gezwungen worden war, Bürgern von Z. zu fahren. 
Entscheidung: Na deme dat der bonik en van den dren 
brak unde de sciphere lieft sine vrucht vordenet de scolen 
eine de vruchtlude gheven tuschen den minuesten und den 
mesten alse use borghere gheven hobbet van schone her. 

Es ergibt sich, dass echte Not, höhere Gewalt eine Anzahl 
von Möglichkeiten umfasst; vor allem Raub, Arrest, aber auch 
andere Unglücksfälle. Es kommt hier ferner in Betracht der 
vom Unternehmer nicht verschuldete Untergang der Sache. 
Dieser Fall ist in der Lehre von der Haftung des Unternehmers 
für die Rückgewähr des Stoffs zu behandeln. 

Das deutsche Recht gewährt in diesen Fällen dem Unter- 
nehmer den Anspruch auf Lohn, mindestens soweit er verdient 
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ist. Es ist dies klar für den Erzieliungsvertrag und den Fraclit- 
vertrag ausgesprochen. Eine gesonderte Stellung nehmen jedoch 
diejenigen Werkverträge ein, bei denen es sich um Verarbeitung 
eines übergebenen Stoffs handelt. Lässt man hier den Fall 
des zufälligen Untergangs des Stoffs zunächst ausser Betracht, 
so ergibt sich nur der Rechtssatz, dass echte Not den Unter- 
nehmer von der Erfüllungspflicht befreit. Hat er das Werk 
noch nicht begonnen, so hat er selbstverständlich keinen Lohn- 
anspruch. Ist das Werk iu der Ausführung begriffen, so wird 
man anuehmen dürfen, dass in der Regel kein Lohnansprucli 
bestand. Wurde der Schuster in den Turm gesetzt, oder zog 
er in des Reichs oder der Stadt Dienst ins Feld, so trug der 
Besteller die halbfertigen Schuhe wohl zu einem andern Meister; 
ob er dem ersten dann einen Lohn zu zahlen hatte, mag zweifel- 
haft sein. Es ist gerade eine Eigentümlichkeit der Werk Ver- 
dingung, dass der Unternehmer die Gefahr der Herstellung 
des Werks trägt. Die Rcchtsauffassung, die ihm erst nach 
Vollendung einen Lohnanspruch gewährt, verträgt sich nur so- 
lange mit dem Grundsätze der Billigkeit, als sie den Unter- 
nehmer, der unverschuldet, wie in obigem Falle, umsonst seine 
Arbeit auf das Werk verwendet hat, durch den Bereicherungs- 
anspruch gegen den Besteller, der vielleicht den fast fertig 
bearbeiteten Stoff in Händen hat, schadlos hält. 

Man wird annehmen dürfen, dass in solchen streitigen 
Fällen trotz Fehlens einer theoretisch ausgebildeten Bereiche- 
rungsklage die Rechtsauffassung der Richter diesen Er- 
wägungen entsprach. 

D. Die Rückgewähr des Stoffs und die Haftung des 
Unternehmers hiefür. 

1. Vorbemerkung. 

Die mittelalterlichen Quellen enthalten über die Pflicht 
des Unternehmers, den Stofl’ zurückzuerstatten, und Uber seine 
Haftung weitaus die meisten Rechtssätze. Diese Frage schien 
nach der allgemein herrschenden Anschaunng die wichtigste des 
ganzen Rechts über den Werkvertrag zu sein. Es ergibt sich 
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(lies daraus, dass die Gefahr des Verlustes der Sache für den 
Besteller die grösste war. Durch Verlust oder Beschädigung 
des Stoffs konnte der Besteller am schwersten benachteiligt werden. 
Hierüber entstanden offenbar die meisten Streitigkeiten, dem- 
entsprechend mussten sich die Rechtssatzungen hierüber äussern. 

Durch die Übergabe und Annahme des Stoffs zur Verar- 
beitung trat keine Veränderung im Eigentum ein. Es blieb 
beim Besteller. Das heutige Recht hat bekanntlich den Grund- 
satz des Eigenturaserwerbs durch Verarbeitung, und bedarf 
daher beim Werkverträge der Konstruktion, der Unternehmer 
wolle für den Besteller durch Verarbeitung das Eigentum er- 
werben. Das deutsche Recht kannte jedoch den Grundsatz der 
Spezifikation noch nicht. Verarbeitet einer wissentlich fremden 
Stoff, so gehört das Arbeitserzeugnis dem Eigentümer des 
Stoffs, tut er es unwissentlich, so muss er auch in diesem Falle 
das Werk herausgeben, hat aber Anspruch auf Lohn uud 
Schadensersatz. Schwabenspiegel c. 325, 329 (Wackernagel); 
Entscheidung des Oberhofs zu Iglau vor 1416 (Tomaschek 
Nr. 228), ferner Alte Culm. V 71, 72 mit dem weitern Zusatz: 
Verlangt der Eigentümer im Fall der unwissentlichen Verar- 
beitung Herausgabe des Stoffs, da er an dem Werk kein Inter- 
esse hat, so kann der gutgläubige Verarbeiter die Sache so 
hoch als möglich verkaufen, und soll aus dem Erlös dann nach 
Möglichkeit den Rohstoff kaufen. Wiederholt im jus Culmense 
ex ultima revisione III. Buch 1. Titel 4. und 5. Kap. Über- 
einstimmend, jedoch offenbar röraischrechtlich beeinfiusst (Paul. 
1. 4 § 20 D. de usurp. 41, 3) sagt das Brünner Schöffenbuch 
316: „Si ex lana furtiva vestimentum feceris, vestis erit furtiva 
. . .“ Dagegen trägt das Rechtsbuch Johann Purgoldts III 
60ff., 70 (herausg. v. Ortloff) unter Berufung auf das „kaiser- 
liche Recht“ römisches Recht vor. Der gutgläubige Verarbeiter 
erwirbt das Eigentum und ist schadensersatzpflichtig, war er 
bösgläubig, so hat er den entgangenen Gewinn doppelt zu er- 
setzen; in III 70 wird auf den höheren Wert der Verarbeitung 
abgestellt. Ebenso der Richterliche Klagspiegel 49. Bl., wo- 
nach es gemäss Justinianeischem Recht darauf ankommt, ob 
die Sache in den früheren Zustand zurückgebracht werden 
kann. Vgl. auch Gierke, Deutsches Privatrecht II S. 584. 
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2. Die RiickKcwAhr d«*s Stoffs. 

a) Aus der Vertragsabrede ergibt sich die Pflicht des 
Unternehmers, den Stoff zurUckzugeben. Und zwar in derselben 
Masse und derselben Güte, soweit sich nicht durch die Ver- 
arbeitung notwendig hierin eine Änderung ergibt. In einer 
Reihe von Rechtsquellen ist dieser Grundsatz noch ausdrücklich 
ausgesprochen. 

Es söllent auch alle mOller und müllerin und alles ir 
gesinde sweren . . . und ouch schaffen und bestellen das 
jcderman sin gewerde trucken heym komme, so verre sie 
könnent oder mögent by dem eyde, one gevaerde; und 
söllent ouch mcnglichem syn gewerde widerumb ant- 
worten unvermenckelt, in solicher mosse und von solichcr 
guten gewerden, da es inen geantwortet ist. Strassburger 
MUllerordnung von 1460 (Brücker S. 376). 

Der snider sal getruwe und gewer sin uff deme hant- 
werke deme armen also deme riehen. Wen her eyme siu 
gewant nicht redelich antwerd, so tud her eyne dube. 
Rb. nach Bist. V 13, Bist. I. 

Ferner Art. 14 des Breslauer Ratsges. von 1360 (Korn, Urkund. zur 
Gesch. des Gewerberechts 1867 S. 119); Zürcher Ratserkenntnis 
über die Bäcker aus dem 14. Jahrh. (Wyss, Gesch. des Kon- 
kursprozesses S. 106); Strassburger Bäckerordnung von 1460 
(Brücker S. 98), Strassburger Verordnung für Goldschmiede 
1466 (Meyer S. 51), Lübecker Goldschiniedrolle von 1492 (Wehr- 
niann S. 218), Rügisches Landrecht CXIV 3; Wendisch-Rügi- 
anischer Landgebrauch 230. Titel; Weistum zu Niederolm Z. 9 
(Grimm IV 597); Reform. Bayr. Landr. von 1516 XL. Titel 
3. Art.; Brauuschweiger Echtmling von 1532 (Häuselmann 
S. 338). 

b) ln bestimmten Fällen braucht der Arbeiter nicht die 
ganze Masse des übergebenen Stoffs zurückzuerstatten, und 
zwar da, wo nach der Natur der Arbeit sich gewisse Abfälle 
ergeben. Nach Münchner Stadtrechtbrauch (Auer S. 270) darf 
der Sägmüller die „scherw“ des Baumes (vgl. hierzu Schmeller, 
Wörterbuch 2. Aufl. II 463) abhauen und für sich verwenden. 
Die Stra,ssburger Goldschmiede dürfen nach der 1482 erlassenen 
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Ordnung (Brücker S. 245) einen „Abgang“ mir dann in An- 
rechnung bringen, wenn ihnen altes Geschirr zur Verarbeitung 
übergeben wird. Der Abgang beträgt für die Mark ein halbes 
Lot. Im Jahr 1534 wurde diese allgemeine Bestimmung dahin 
abgeändert (Meyer S. 87), dass der Besteller das sich abrechnen 
lassen muss, was beim ersten Guss in seinem Beisein abgeht. 
Nach Rügischera Landrecht CVII, Wendisch -Rügian. Land- 
gebrauch 221. Titel kann ein Schmied, der ans neuem Stoff 
etwas macht, den 10. Teil in Abzug bringen, bei altem Stoff 
den 8. Teil. Nicht hierher gehören die aus polizeilichen Er- 
wägungen erlassenen Vorschriften, inwieweit die Goldschmiede 
Legierungen verwenden dürfen, wie sie z. B. im Rb. nach 
Dist. V c. 10 Bist. II ff. enthalten sind. 

c) Um eine sichere Rückgewähr des Stoffs zu erreichen 
und gegebenenfalls genau zu prüfen, greift das deutsche Recht 
zu vorbeugenden Mitteln. 

Nach einer Reihe von Bestimmungen muss sich der Unter- 
nehmer eine Aufsicht des Bestellers oder seines Gesindes 
während der Verarbeitung gefallen lassen. Diese Aufsicht er- 
streckt sich nicht auf die Art der Verarbeitung, sondern be- 
zweckt nur, Veruntreuung des Stoffs zu verhindern. 

Was man deme möllere zeufurt adder her infurt, wen 
her^ by tage nicht gefuren mag, daz sal her bewarn. Ge- 
schege schade dorzcu, dene mus he irlegen. Wo abir 
eyns gesinde selber by ist, den schaden darf her nicht 
irlegen. Rb. nach Dist. V 4, dist. 16. 

„. . . und solle (der Bäcker) dem armen mann, oder 
wer von seinetwegen im backhaus ist, darstellen ein sessel 
und daruf ein küssen, daruf soll der arm mann sitzen 
und dem becker zusehen, dass der becker ihme sein gnth 
zn nutz mache . . .“ Weistum zu Oberhilbersheim (Grimm 
IV 604). 

Es mag auch ein jeder bey seinem getrayd ze malu 
selbs sein oder yemands von seinen wegen dabei ze sein 
verordnen oder schickheu daran sollen die Mttluer ayneu 
yeden unverhindert lassen. Bayr. Landr. von 1516 XL. 
Titel 3. Art. 

Übereinstimmend Braunschweiger Echteding (Hänselmann S. 338), 
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Strassburger Bäckerordnung von 1460 (Brücker S. 98); Tiroler 
reform. Landr. von 1573 (VI. Buch 39. und 82. Titel), Chur- 
fQrstl. Pfälz. Laudesordnung von 1582 26. Titel; Bayr. Land- 
und Polizeiordnung von 1616 IV 8 Art. 7. Gesetzlich ist ferner 
wiederholt festgelegt, dass der Münzmeister sich vom Münz- 
herrn zur Verhütung von Veruntreuungen beaufsichtigen lassen 
muss. Biaunschweiger Ordinarius (Hänselmann S. 168); Strass- 
burger Müuzordnung von 1470 Art. 9 (Eheberg, Münzwesen 
S. 207). Auch vertragsmässig pflegt diese Aufsicht ausbedungen 
zu werden, z. B. in dem Nürnberger Münzprägungsvertrag von 
1594 (Mitteil, des german. Mus. I 235). 

Weiterhin ist vielfach vorgeschrieben, dass vor der Ver- 
arbeitung des Stoffs und bei der Ablieferung des Werks der 
Stoff zur Wage gebracht werden muss. Goldschmiede müssen 
bei der Übergabe des Metalls eine Probe des Metalls oder ein 
, Gegengewicht“ geben. Es scheint dies eine schriftliche Be- 
stätigung des Gewichts gewesen zu sein (Meyer, Strassb. Gold- 
schmiedz. S. 50 erklärt den Ausdruck nicht). Lüneburger 
Leinweberordnung von 1430 (Bodemann S. 149); Strassburger 
Goldschmiedart. von 1534 Art. 44 (Meyer S. 87); Braunschweig- 
Lüneburg. Taxordnung von 1646 (augef. bei v. Berlepsch, Chro- 
nik der Gewerbe III 281); vgl. auch Segesser, Rechtsgesch. 
von Luzern II 374. Hierher gehört auch ein Urteil des Brünner 
Schöffenbuchs Nr. 693 unter der Überschrift: Quod testimonium 
factorum praefertur testimonio verborum. Der Schneider wird 
beschuldigt, von 4V* Ellen Tuchs '/» Elle für sich verwendet 
zu haben. Sachverständige, die Älterleute des Amts geben ihr 
Gutachten im Sinne der Klage ab. Der Kläger beruft sich 
auch darauf, dass das Tuch vor der Übergabe „coram testibus 
ad hoc assumtis“ gewogen worden sei, und dass das Gewicht 
hiermit jetzt nicht übereinstimme. Der Beklagte erbietet sich 
zum Beweis damit, dass das Kleid zertrennt und nachgemessen 
werde. Diesem Beweisantrag wird stattgegebeu, „est enim con- 
suetum, quod pannus mensuratur et non ponderatur“. Dagegen 
war in Bremen das Wägen des Stoffs üblich: 

So we scrodere w'esen wil in unser stad. De scal vaii 
alles weme de id van eme eschet, untvangen dat want 
dat he snideii scal by der wicht. Dar scoleu wachscale 
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wesen ünde weghen mit lode, unde scolen dat snedene 
kleet weder antwnrden under derselben wicht. Statuta 
Bremensia 1303 (Oelrichs S. 28). 

Schliesslich mag noch eine Bestimmung des Rechts der 
Reichsstadt Rottweil (1315 — 1425) angeführt werden, nach 
der der Bäcker Wische bereit legen muss, dass jeder das ab- 
fallende Mehl anfwischen und heimtragen kann (Greiner, Das 
ältere Recht der Rst. R. S. 249). 

3. Der Zufall und die Toni Uiiternehiiier zu beobaehteiide 

Sorcfalt. 

Schon Stobbe (Vertragsrecht S. 290) hat betont, dass „die 
Deutschen nicht so weit in ihrer Abstraktion gelangten, um 
den Begriff der Unglücks, Zufalls festzustellen und seine Merk- 
male anzugeben, sondern dass es bei einer Aufzählung der ein- 
zelnen Fälle blieb“. Dies gilt natürlich auch für das hier be- 
handelte Rechtsgebiet. Die Fassung der Quellen ist zugleich 
meist derart, dass die Haftung für Zufall und das Mass der 
aufzuwendenden Sorgfalt zusammen behandelt werden. 

a) Während die Rechtsauffassung über die Haftung bei 
Diebstahl der Sache verschieden ist, ist sie im allgemeinen 
eine einheitliche hinsichtlich der Fälle, die gewöhnlich unter 
dem Begriff der „höheren Gewalt“ zusammengefasst werden. 

Geschee aber eyn sulchis daz daz egenannte hantwerke 
an eren tuchen czwisschen des obgeschreben czeyt (d. h. 
z. Zt. des Betriebs) in eren walkmolen icht schaden emp- 
fingen es were von herrewalt, von fures not adir yn gotes 
gewalt, yn flute wene adir sust von rewbern ichs schaden 
empfingen, des sollen die raolherreu nicht gelden. Ge- 
schee abir andere ungelucke von dyberye adir umbe rysse 
der tuclie, so sollencz die molherren geldin adir by namen 
alzo halden umbe solche dyberye unde rysse yn allir wise 
und niasse alz cs die obgenanten webimeistere haldin 
mit erre genieyne. Striegauer Walkraühlenordnung von 
1390 (Korn, ürk. z. Gesch. des Gewerber. S. 87). 

Item wan ain sebefman annymbt gevasst wegen, welher- 
lay das wer, und vert daliiii in stillem weiter, und kumbt 
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ain Wetter an in auf dem wasser, das gots gewalt ist, 
und das doch scheflewt an dem schefif sint, maister und 
genossen, das inn gots gewalt das schef nymbt, das sy 
nicht sein gewaltig mugen sein . . . Befreiung von jedem 
Anspruch. 1450 Rechte an dem Urfar zu Nnssdorf (Grimm 
III 704). 

Gebit eyn man syn gewant eyme snyder tzu machenc 
. . . do vor he syn Ion von yeme nemen wil. her sal 
is ym bewarn und unvorterbit wedir geben. Wirt is ym 
abir vorstolen, her sal is j'm gelden. vorbrente abir das 
selbe beheltnisse. do her is ynne hatte, so en darf her 
is nicht gelden ab her synen eyt dor tzu tut und sal 
swcren das der braut aue syne warlose tzu körnen sy 
und das her is nicht us gebrengen noch geretten künde. 
Alte Culm. V 3, hinsichtlich des Brandes ebenso jus Cul- 
mense ex ult. rev. 1767 IV 7. Titel cap. 9 S. 174 — 175. 

... he (der Müller) mot ok tom körne und secken 
van der tit an, dat de winde wert angeschlagen, wente 
wedder up den wagen alle var und eventür stan, he konde 
den bewisen, dat de möle durch blixen edder donner to 
schaden kerne, dat anders is: Sehe to und wäre dine 
möle. Rügisches Landr. LXXXXVII 11. 

Wurde eme dat werk gestalen, mot de wewer waren, 
edder vorbrant dorch sin eigen fiier, kerne de brand van 
gades wedder edder van sines nabers füer, de wewer 
drecht den halven schaden ; it were denne na twelf weken, 
dat he id bi sik gehatt hedde. Rügisches Landr. CXIV 7. 

. . . si sub curru transeunte pons frangatur damnum 
cquorum et currus vector, damnum autem bonorum eorum 
dominus patietur. Brünner Schöffenbuch Nr. 157. 

. . . der (Fuhrmann) soll seinem geheiss genuog thuon 
und ihm sein guot uff endt und ohrt auch zil und tag, 
wie er verheissen hat, unverzogenlich antwortten , Vor- 
behalten Gottes gewalt und Herrenzwang. Portenbeschluss 
von 1557 (Börliu, Transportverbände S. 58). 

.\m reichhaltigsten ist die Aufzählung der „Unglücksfälle“ in 
der Striegauer Walkmühlenordnung: Gottesgewalt, Feuer, 
Wassersnot, Herrengewalt, Raub. Die Möglichkeit eines Ver- 
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schuldeiis des Unternehmers ist nicht berücksichtigt. Dagegen 
kommt es nach den andern Quellen darauf an, ob die Feuers- 
gefahr vom Unternehmer verschuldet ist. So ausdrücklich nach 
Culmischen Recht, das dem Unternehmer zugleich die Ver- 
pflichtung auferlegt, sich um die Rettung des Guts zu bemühen. 
Auf das Verschulden stellt auch das Rügische Recht ab, das 
nach der Art der ältern Rechtsbildung die Fälle anführt, in 
denen ein Verschulden als ausgeschlossen gilt, oder angeiiommeu 
wird. Kein Verschulden ist möglich bei dem durch Blitzschlag 
entstandenen Brand, stets verschuldet ist der Brand, der vom 
eigenen Feuer des Unternehmers kommt. Für den Weber ist 
im besondern bestimmt, dass der Schaden, der durch Brand 
von Gottes Wetter oder von des Nachbars Feuer entstanden 
ist, vom Weber zur Hälfte getragen wird. Es ist nicht ganz 
klar, wie dies aufzufassen ist. Man wird annehmen müssen, 
dass der Weber den Wert des Garns zur Hälfte zu ersetzen 
hat, aber auch Anspruch auf die Hälfte des Lohns hat. Wäre 
dies letztere nicht der Fall, so trüge er ja mehr als die Hälfte 
des Schadens. Möglich wäre allerdings auch die Deutung, dass 
der Besteller den Stoff, der Unternehmer den Lohn verloren 
habe. Für diese Auslegung würde der Brünner Schöffensprucli 
sprechen, nach dem bei dem Bruch der Brücke der Besteller 
= Verfrachter keinen Ersatz des Frachtguts verlangen kann. 
Hierzu ist noch eine Bestimmung des Bamberger Rechts § 403 
(Zöpfl S. 112) heranzuziehen, wo für den Fall des Schadens am 
Frachtgut festgesetzt wird; 

So sol der, des die hab ist, den schaden halben tragen 

und der fUrman den andern halbteil. 

Bemerkenswert ist übrigens, dass der Weber nach Rügi- 
schcm Landrecht jene günstige Stellung verliert, wenn er das 
Werk länger als 12 Wochen inne hat. Dann hat er es seiner 
Saumseligkeit zuzuschreiben , wenn er den ganzen Schaden 
tragen muss. 

Allgemein gilt ferner der Satz, dass im Falle des Raubs 
oder des Arrests des Guts der Unternehmer von der Haftung 
befreit ist. Hier ist zunächst eine oberstrichterliche Entschei- 
dung des Landgrafen von Thüringen von 1215 zu erwähnen (Ur- 
kundenbuch des histor. Vereins für Niedersachsen Heft 3 Nr. 88). 
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. . . abbas de Walkenried exposuit nobis qiiod quidam 
lioinines pannos suos ad fullandum alias res ad servandum 
in grangiis abbatiae depüsuerunt, quae a quibusdam ma- 
litiosis lioininibus simul cum propriis rebus inibi nocte 
violenter ablata fuerunt, cumque bis reddendis abbati 
(piaestio coram nobis moveretur, ad Judicium calculus sen- 
tentiae servabatur videlicct praefatum abbatem restitu- 
endis rebus ablatis non teneri non obstante eo, quod mer- 
cedem pro fullando acceperunt. 

Der Tatbestand ist, soweit er die Werkverdingung betrifft, 
iiiclit ganz klar. Man wird annelimen müssen, dass die Tücher 
gewalkt, vielleicht abgenommen waren, sicher aber war der 
Lohn bezahlt. Dass dieser vor Fertigstellung des Werks be- 
zahlt worden wäre, ist nicht wahrscheinlich. Sonach war der 
Werkvertrag beendet, und es lagerten die Tücher nur mehr 
auf Grund Verwahruugs Vertrags im Kloster. Somit kann die 
Stelle nur vergleichsweise hier verwertet w'erden. Beachtens- 
wert ist die Hervorhebung des gleichzeitigen Verlustes eigener 
Sachen des Klosters. 

Auf dieses Moment, das beim Verlust des Guts durch 
Diebstahl von grosser Bedeutung ist, legt keinen Wert eine 
Entscheidung des Frankfurter Oberhofs von 1401 (Thomas 
S. 318): 

ez were dann daz solich wäre raublich genomen oder mit 
gerichte ufl'gehalden were. 

Dagegen bringt das Wiener Recht mehr den Gesichtspunkt 
der Sorgfalt des Unternehmers zur Geltung. 

Fuert ain man kamerguet auf ainem wegsei und 
wird beraubt auf der strass bei sunnenschein und bewaret 
er das, als er zu recht sol, der gilt des kamerguet nicht, 
wan es dem hertzogen verloren ist, der frid schaffen soll 
in seinem lande. Verleust er aber das guet ee die sunn 
aufget, des morgens, und des abentz, darnach und sie 
widerkumbt, der mues das guet zu recht selber gelten, 
wann sich niemant verfruen noch verspäten sol mit kainem 
guet auf der strass. Wiener Stadtr. A. 37. 

. . . Chöment in darüber die rauher an, und nement 
im daz guet, und verleuset er seinen roz damit, oder 

Kot hen b Uchc r. Werkvertrag “ 
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anders, das sein ist, ze rechter zeit, weder ze spat noch 
ze frue, und ist auch die strazz gevarn, die in der chauf- 
man haizzet varn, mag der fuerman das bewern, als recht 
ist, und auch, daz er sein guet damit verlorn hat, er 
gütet des guetes nichtes nicht. Vert aber der fuerman 
ze frue oder ze spat auf der strazze und vert ein andren 
strazze, denn in der chaufman hat haizzen varn, und ver- 
lenset dem mann sein guet, wirt der fuerman sölicher 
ding überwert, er muez das guet selber gelten. Wiener 
Stadtr. A. 55. 

Diese Stelle grenzt genau das Mass der vom Fuhrmann zu 
beachtenden Sorgfalt ab, und bringt als Merkmal der subjek- 
tiven Sorgfalt bereits auch den Verlust eigener Sachen des 
Unternehmers. Vgl. weiterhin über die vom Fuhrmann zu be- 
achtende Sorgfalt Börlin a. a. 0. S. 67. 

Nicht hierher gehört der Fall eines Schöffenurteils der 
Dresdner Handschrift (Wasserschieben, Sammlung deutscher 
ßechtsquellen S. 251), in dem der Fuhrmann zugleich den Ein- 
kauf der zu verfrachtenden Ware besorgt, und hierbei trotz 
des Verlustes von Wagen und Pferden auch für den Fall der 
Beraubung einzustehen hat. Vgl. hierzu Pauli, Lübcckische Zu- 
stände III S. 86. 

Eine eigentümliche Stellung nimmt der Seefrachtvertrag 
ein. Es ist schon oben bei der Lehre von der Nichterfüllung 
des Vertrags darauf hingewiesen worden, dass hier der Schiffer 
mit seinem Anspruch auf Bezahlung der Fracht besonders 
günstig gestellt ist. Entsprechend lautet ein Urteil des Lü- 
becker Oberhofs von 1486 (Michelsen Nr. 183). 

Is de scipper beneden der helffte des weges dar he vor- 
vrachtet wes gebleuen, denne doruen eme de koplude 
nicht mer dan de haluen vracht vor sodane duchtige gud 
dat se weder ent fangen betalen, uiule moghen dat ander 
unduchtige gud dem scipper vor de vracht laten beliggeu. 
Die Beklagten batten geltend gemacht, dass die Waren infolge 
dei- Versäumnis des Schiffers verbrannt seien, allein das Gericht 
scheint darauf nicht eingegangen zu sein. Hinsichtlich des 
Seewurfs galt allgemein der Grundsatz der lex Rhodia de 
jaetn, dass der Schade von Schiff und Ladung vcrhältnis- 
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massig zu tragen sei. Das Alte Lübische Recht Cod. II art. 134 
bestimmt: 

So war lüde sint an waternot linde er ghut werpet, dat 
gut mot dat schip uude de lüde, de dar gut liebben in 
deme schepe, na marktale gheldeu na deme alse jewelik 
ghut mochte gheldeu in der havene dar se to dochteu. 
Vgl. hierzu die bei Pauli III S. 88 angeführten Ratserkennt- 
nisse, ferner Bremer Statuta von 1303 (Oelrichs S. 299), wo 
noch bemerkt ist, dass, wenn das Schiff zu tief geladen war, 
der Schiffer den Schaden allein zu tragen habe, auch Nowgo- 
roder Skra II 38 (Freusdorff, Das statutar. Recht der Kaufleute 
zu Nowgorod, in den Abhandlungen der Gotting. Gesellsch. 
d. W. 34. Bd. S. 25). 

b) Wird die Sache gestohlen, so muss nach einigen Rechten 
der Arbeiter auch hierfür einstehen, nach einigen Rechten ist 
er hiervon befreit, jedoch nur unter der Voraussetzung, dass 
er die erforderliche Sorgfalt gewahrt hat. Äusseres Merkmal 
hierfür ist der gleichzeitige Verlust eigener Sachen (s. oben 
S. 81). 

Wirt aber eirae snider gewant enpfolhen unde wirt im 
daz verstoln mit auderm sime gute, mag er daz bereden 
des sol er geniessen. Augsburger Stadtr. A. 133. 

Und enpfilcht ein man ainem sein gewandt zu schneidern 
oder zu machnn. und wirt es jm gestolnu. es sol der 
Schneider gelten. Also ist es umb alles was man ainem 
enphilcht. . . . unnd wirt mir aber mein guet gestolenn 
mit ains anudern ich gilt sein nicht. Ruprecht von Frei- 
sing I 149 (Maurer) und ähnlich in der von Westenrieder 
herausgegebenen Handschrift I § 90 (S. 68). 

Soror Pessoldi Salomonis conquerebatur super J. laui- 
ficem, quod sibi unum pannorum in suam habitationem 
dedisset etc. Sententiatum quod reus suas cum dicto 
panno perdidisse probate deberet, alioquin actori pannum 
solvat, sicut ipse actor juramento suo valorem panni 
comprobabit. Entsch. des Oberhofs zu Iglau vor 1416 
(Tomaschek Nr. 166). 

Ebenso Lüneburger Stadtrecht (Kraut S. 51) für den Diebstahl 
de.s Frachtguts ohn«> das Erfordernis des Verlustes eigener 

li» 
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Sachen. Einen Sonderfall nehmen aus eine Entscheidung des 
Iglauer Oberhofs ans der 2. Hälfte des 14. Jahrh. (Tomaschek 
S. 369) und das Glogauer Rechtsbuch cap. 600, 601 (Wassersch- 
ieben). Nach der Entscheidung muss nämlich der Unternehmer 
fttr das von seinem Gesinde gestolilcne Gut aufkommen, 

wiwol er sein gut domit verlewset, wenn semeleiche ar- 
beiter sallen sich gesindes bewaren dem sie fremder lewte 
gut getrawen. 

Ebenso nach dem Glogauer Rechtsbuch, das sonst den Beweis 
des Verlustes eigener Sachen zulässt. 

Lediglich den Gesichtspunkt des Verschuldens des Unter- 
nehmers bringt das SchöfiFenrecht der Dresdner Handschrift 
(Wasserschieben, Sammlung deutscher Rechtsquellen I S. 111) 
zur Geltung; 

Gibt eyner dem andirn zcu machin gewant adir Silber 
adir andir ding was is sey, und man ym do von Ionen 
zal vor seyne erbeit, vorburnet ym das in seyner gewere 
adir wirt ym gestolen das her verwarlist das mus her 
gelden noch seynen wirden und weide is yener tewir 
rechen wen ist wert ist das sal her behaldin uflF den hey- 
ligen mit zeynes eynes hant. 

Von ähnlicher Auffassung geht auch eine Bestimmung des 
Augsburger Rechts (einzelnes Blatt 145, Meyer S. 246) aus: 
Ist auch daz ainem lederer heute oder vel enpfolhen wer- 
dent ze wurchen, werden! die verstoln, da ist umb recht, 
wann er si an dem wetter haben müz und si ze allen 
ziten niht besliezzen mack, mag er bereden zu den halli- 
gen ob er ain unversprochen man ist, daz die heute oder 
din vel ane sine schulde und ane gevaerde verlorn sin; 
der sol danne ledick sin und muz jener den schaden haben 
der si im empfolhen het. 

Dagegen muss nach einer grossen Anzahl von Rechten der 
Unternehmer für das gestohlene Gut aufkommen. Nach der 
oben angeführten Striegauer Walkmühlenordnung von 1390; 
nach Lübischem Recht (Hach S. 347); Schwabenspiegel Art. 189; 
nach einem Urteil des Frankfurter Oberhofs von 1401 (Thomas 
S. 318); nach altem Culmischen Recht V 3, wogegen jus Cul- 
mense ex ult. rev. IV 7 cap. 9 den Schneider zum Beweis zu- 
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lässt, dass das Gut ohne seine Verwahrlosung gestohlen worden 
sei, „da er es nebst dem seinen wohl verwahrt, aufs beste er 
konnte“. 

c) Wie schon aus der oben angeführten Stelle des Rechts- 
buchs nach Dist. (V 4 dist. 16) sich ergibt, ist der Unter- 
nehmer dann von der Haftung befreit, wenn der Besteller oder 
dessen Vertreter während der Verarbeitung des Stoffs an- 
wesend ist. Damit stimmt überein das oben erwähnte Weistum 
zu Oberhilbersheim § 29 (Grimm IV 604): 

. . . und der arm mann soll die beuth lassen als er sie 
findet. 

d) Es versteht sich von selbst, dass die oben angeführten 
Stellen über den Zufall sich nicht nur auf den Untergang, 
sondern auch auf die Verschlechterung der Sache beziehen. 
Dies gilt vor allem auch für die noch zu besprechenden Stellen 
aus dem Frachtrecht. Einige Rechte stellen hier auf die Sorg- 
falt des Fuhrmanns ab, so das Münchner Stadtrecht A. 164 
(Auer S. 64). 

Ob ainer salz herfüeret umb Ion, und ob er dem ain 
scheiben oder mer zerbrach, wirt er darum angesprochen, 
tar er dann bereden, daz er die scheiben von seinen 
trenn gefOrt hab, als er pest mocht, und auch den wagen 
nicht umb hab geworfen anz der rechten wagcnlaist, und 
daz salz gedeckt hat, und gevarn sey an gevaerd, des sol 
er geniezzen, ez mach dan ener war, als das rechtbuoch 
sait, daz er im die scheiben verwarlost hab. 

(Vgl. hierzu die auf den Handwerker bezügl. Stelle A. 176 
und Bayr. Landrecht von 1346 IX 85 über den Hirten.) 

Postquam vasi tractor in scalis et funibus seu vector 
in cnrru vas habuerit, si debile fuerit et frangatur, vel 
alio modo sine tarnen negligentia et improvidentia vasi 
tractoris ant vectoris stillaverit et effnndatnr, damnum 
tale vasis dominns sustinebit . . . Item si currus ad 
aquam venerit quae plus solito inundaverit et exereverit 
nisi vector vadum prius diligenter examinet et qnaerat, 
si aquam intraverit improvide, pro damno, quod in bonis, 
quae ducit, acciderit, eorurn domino respondebit. Brünner 
Schüffenbuch Nr. 157. 
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Ebenso lässt das Bamberger Recht XXXVIII § 402 (Zöpfl) 
dann, wenn das Frachtgut Wein oder andere Getränke sind, 
den Fiihimann zum Entschuldigungsbeweis zu. Dagegen scheint 
nach der Mehrzahl der Rechte dem Fuhrmann eine objektive 
Haftung auferlegt worden zu sein. 

Dingt ainer ainem fuorman wein auf iimb Ion und ver- 
schütt er den wein wie das geschieht, so sol der fuer- 
man den wein halben gelten als er geschaufft ist, da er 
geladen ist von dem selben fuorman. Bayr. Landr. von 
1346 XXVII § 347. 

Wiener Stadtr. A. 56 nnd Lüneburger Stadtr. (Kraut S. 51) 
lassen den Fuhrmann den Wein oder das Gut ganz zahlen, 
wogegen ihm wohl der Lohnanspruch bleibt; so wenigstens nach 
Brunner Schöffenbuch Nr. 156 b. 

Sententiatum est quod vector ille, qui vas vini pervertens 
effundit, tenetur domino vini solvere id ipsum vinum, prout 
ipse dominus vini apud vos in loco emptionis comparavit, 
et non prout dominus vult estiraare. Et dominus tene- 
tur vectori dare praetium de quolibet miliari pro rata 
juxta conventionem inter eos celebratam. 

Eigentümlich verteilt das Bamberger Recht § 403 die Haftung. 
Die Schäden, die der Habe beim Fahren zustossen, sei es auf 
dem 'rechten Weg oder ausserhalb der Strasse, sollen der Eigen- 
tümer und der Fuhrmann je zur Hälfte tragen. 

Aber wo die fure stille heldet unverlichen da gibt der 
fürman nichts am schaden. 

Vielfach ist ausdrücklich hervorgehoben, dass auch hier 
der Unterneluner für seine Gehilfen einzustehen habe; Strass- 
burger Tuchschererartikel von 1362 (Schmoller S. 8); Strass- 
burger Goldschmiedartikel 1363 — 1410 Art. 9 (Meyer S. 4); 
Strassburger Müllerordnung von 1452 (Brücker S. 375); Ent- 
scheidung des Frankfurter Oberhofs von 1401 (Thomas S. 318). 

Das Ergebnis ist: Das deutsche Recht befreit den Unter- 
nehmer von der Haftung für die unversehrte Rückgabe des 
Gutes in all den Fällen, wo nach dei- Art des eingetreteneu 
Unglücks ein Verschulden des Unternehmers unmöglich ist, vor 
allem bei Wassersnot. Blitzschlag, Raub und Arrest. Es bringt 
jedoch sehr bald den Gedanken zur Geltung, dass der Unter- 
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iiehmer das Gut nicht „verwahrlost“ haben darf, d. h. unacht- 
sam behandelt, die erforderliche Sorgfalt ausser acht gelassen 
haben darf. Es verpflichtet den Unternehmer zum Handeln, 
er muss nicht nur unschuldig an dem Unglücksfall sein, son- 
dern muss sich bemühen, das Gut zu retten. Das Mass der 
aufzuwendenden Sorgfalt wird in einer Reihe von Fällen kasu- 
istisch bestimmt, im allgemeinen wird die Sorgfalt gefordert, 
die sich aus der peinlichsten BeobachAing aller berufsmässigen 
Regeln unter Berücksichtigung der Vertragstreue ergibt. Als 
Beweis der subjektiven Sorgfalt gilt da, wo dies nach Lage 
der Sache möglich ist, der gleichzeitige Verlust eigener Sachen 
des Unternehmeis. Wo die Rechtssätze dies Merkmal nicht 
erwähnen, darf nicht angenommen werden, es habe nicht ge- 
golten, vielmehr kommt diese Möglichkeit des Verlustes eigener 
Sachen in dem besondern Fall in der Regel nicht in Betracht. 
Der Besteller, der den Unternehmer um sein Gut anspricht, 
muss die „Verwahrlosung“ beweisen, kann er dies nicht, so 
muss der Beklagte schwören, dass er das Gut behandelt habe, 
„als er pest mocht“ unter Beobachtung aller gebotenen Vor- 
sichtsmassregeln. Eine Sonderstellung nehmen der Seefracht- 
vertrag und der Vertrag mit dem Fuhrmann ein. Hier ist die 
Haftung des Schiffers durch die Eigentümlichkeit der Ver- 
frachtung zur See beeinflusst, sowie durch die besonders be- 
günstigende Behandlung des Lohnanspruchs. 

Es werden demnach die Ausführungen Stobbes (Vertrags- 
recht S. 247) durch die bisherigen Darlegungen bestätigt. Dass 
der Handwerker „selbst den unverschuldeten Verlust“ trage, 
ist ausgeschlossen. Es könnte dies höchstens für den Dieb- 
stahl des Gutes zweifelhaft sein. Allein hierbei ist zu be- 
achten, dass die Quellen, die sich für den Ersatz des ge- 
< stohlenen Gutes aussprechen, die Möglichkeit des Verlustes 
eigener Sachen nicht ins Auge fassen, es also nicht aus- 
geschlossen ist, dass auch nach ihnen der Beklagte sich durch 
den Nachweis befreien kann, dass ihm keine Verwahrlosung 
zur Last fällt. Lediglich der Diebstahl durch das Gesinde des 
Unternehmers gilt immer als verschuldet. 
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4. Die d<‘R Bestellers bei Verlet/.uiiK der Rilek- 

KewSlirpflicht des Uiiterneliniers. 

a) Die bisher angefülirten Stellen über die Haftung des 
Unternehmers haben bereits erkennen lassen, dass der Unter- 
nehmer, der den Verlust oder die Beschädigung der Sache zu 
vertreten hat, Schadensersatz zu leisten hat. 

Das mittelalterliche Hecht behandelt weiterhin den Fall, 
wo der Handwerker dem Besteller die Sache „vorhält und 
nicht wiederum gibt“, oder die Sache „verwahrlost“ hat, meist 
im Zusammenhang mit dem dinglichen Anspruch auf Heraus- 
gabe, regelt die Bestrafung der „Untreue“, und die Verpflichtung 
zu Bussen an das Amt. Dass hier der Unternehmer im Fall 
der Unmöglichkeit der Herausgabe zum Schadensersatz ver- 
pflichtet ist, ergibt sich schon aus den allgemeinen Rechts- 
sätzen. 

Die Schadensersatzpflicht für Verderb des Stoffs ist in 
einer Reihe von Quellen ausdrücklich ausgesprochen. Frei- 
berger Stadtrecht cap. XLV § 4; Strassburger Tuchscherer- 
artikel von 1362 (Schmoller S. 8); Lübecker Leinweberordnung 
von 1425 (Wehrmann S. 322); Hamburger Färberart. von 1535 
(Rüdiger S. 298); Lübecker Dachdeckerordnuug aus dem 16. 
Jahrh. (Wehrmann S. 196). 

Liefert der Unternehmer zu w’enig Stoff zurück, so hat 
der Besteller das Recht, am Lohn den Wert abzuziehen, nach 
der Strassburger Barchentschauordnung von 1537 (Schmoller 

5. 161). Hierher gehört auch die Bestimmung des Niederolmer 
Weistums § 10 (Grimm IV 598), wonach der Besteller solange 
den Lohn einbehalten kann, bis der Stoff vollständig zurück- 
erstattet ist. 

b) Der Anspruch des Bestellers auf Schadensersatz geht 
gegen den Unternehmer. Nach Freiberger Stadtr. XLV § 4, 5 
haftet aber auch die Schneiderinnung für den Ersatz des 
Schadens, der dem Besteller dadurch entstanden ist, dass ein 
Mitglied der Innung das Tuch verdorben, oder unterschlagen 
hat. Ebenso tritt nach der Grimselordnung die Gemeinde 
für den Schaden ein, den der Fuhrmann nicht zu ersetzen ver- 
mag (Börlin a. a. 0. S. 64). Ob diese Rechtssätze eine weitere 
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Geltung auf unsorm Gebiete geliabt haben, lässt sich nicbt 
feststellen. Sie werden verständlich aus der mittelalterlichen 
AuflFassung der Genossenschaft, der eine Haftung der Genossen- 
schaft für ihre Mitglieder ganz geläufig ist. Vgl. Gicrke, Ge- 
uossenschaftsrecht Bd. II S. 388. 

c) Der Ersatz des Schadens kann zunächst in der Aus- 
besserung des teilweise verdorbenen oder beschädigten Stoft's 
bestehen. Lübisches Recht von 1294 (Hach S. 375); Ofner 
Stadtrecht A. 113 (Michney S. 83), Wendisch-Rügian. Land- 
gebrauch 214. Titel. Das Lübische und das Ofner Recht be- 
handeln übereinstiininend den Fall, dass der Schmied das Pferd 
„vernagelt“. Er muss es auf seine Kosten heilen. Nach Ofner 
Recht muss er dem Besteller ein Pferd stellen oder mieten, 
mit dem er arbeiten kann. Ja ein reisiger Mann kann sogar 
verlangen, dass der Schmied ihm ein anderes gleich gutes Pferd 
gebe. Wird das Pferd nicht wieder hergestellt, so muss der 
Schmied es nach Meinung guter Leute ersetzen. 

Massgebend für den Wertersatz ist in dem besondern 
Falle des Frachtrechts der Einkaufspreis, den der Verfrachter 
gezahlt hat. Biünner Schoffenbuch Nr. 156 b, Wendisch-Rü- 
gianischer Landgebrauch 214. Titel, Reform, bayr. Landr. von 
1616 IV. Teil lila. 

Dagegen ist nach einem Urteil des Lübeckischen Oberhofs 
von 1492 (Michelsen S. 290) und nach Rügischem Landrecht 
eXIV 4 der Wert zu ersetzen, den das Werk bei der Voll- 
endung gehabt haben würde. Diesen Gedanken bringt auch 
die Nowgoroder Skra II (Frensdorif a. a. 0. S. 25) bei Berech- 
nung des Wertes der geworfenen Güter zur Anwendung. 

Ist der Wert der Sache streitig, so hat der Kläger ihn 
eidlich zu schätzen, so nach einer Iglauer Entscheidung vor 
1416 (Tomaschek Nr. 166); dagegen wird, wie in den oben 
angeführten Stellen des alten Lübischen und Ofner Rechts auf 
die „Schätzung guter Leute“ abgestellt in den Strassburger 
Tuchschererartikeln von 1362 (Schmoller S. 8); in der Lübecker 
Rolle der Schiffszimmerleute von 1560 (Wehrmann S. 405), in 
den Lübecker Statuta III 8 § 16. Nach dieser Quelle wird 
der Unternehmer gegen die Schätzung der guten Leute zum 
Eid zugelassen, dass die Sache nicht mehr wert gewesen sei. 
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d) Der Ersatzanspruch des Bestellers ist nach Ofner Recht 
an die Voraussetzung geknöpft, dass dem Schmied 

,der statman pey nacht und pey tag zu wissen tue“, dass 
das Pferd vernagelt ist (A. 113). 

Diese Anzeigepflicht wird wohl allgemein gegolten haben. 

E. Der Lohn. 

1. Die Entgeltlichkeit gehört zum Begriff des Werkver- 
trags. Es ist oben schon gezeigt worden, dass die Quellen 
zur Unterscheidung des Tatbestands des Werkvertrags von 
andern Verträgen vielfach das Erfordernis des Lohnes aus- 
drücklich betonen. Die rechtliche Natur des Vertrags wird 
nicht dadurch bestimmt, ob der Lohn als Ganzes für die ganze 
Arbeitsleistung oder nach Zeit bemessen ist. Beide Formen 
der Entlohnung kommen bekanntlich im Bau- und Anbringungs- 
gewerbe vor. Es ist auch darauf hingewiesen worden, dass 
vielfach die Entlohnung nach Zeit vorgeschrieben war (S. 8, 20). 

Der Lohn unterliegt zunächst der Vereinbarung, die je- 
doch in vielen Fällen an die von den gewerblichen Körper- 
schaften oder den Stadt- und Landesbehörden erlassenen Tax- 
ordnungen gebunden ist. Das Überschreiten dieser Verord- 
nungen wird öfters mit Strafe bedroht, so der Art. 24 des 
Strassburger Tucherbuchs 1400—1434 (Schmoller S. 29). 

Der Lohn kann fest vereinbart sein, oder aber es wird 
ein Höchstpreis festgesetzt, der nicht überschritten werden 
darf, der wirkliche Preis wird dann auf Grund eines Sachver- 
ständigengutachtens über das fertige Werk bestimmt (so bei 
der Andingung des Grabmals an Adam Kraft 1490 Eepert. 
Bd. 25 S. 360 flf.). Es bleibt also innerhalb des gesteckten 
Rahmens auch noch ein Spielraum für das Ermessen des Be- 
stellers. Auf demselben Gedanken beruht die weit verbreitete 
Sitte, dem Unternehmer für besonders gute Ausführung eine 
eigene Belohnung zu gewähren. Soweit diese im Vertrage ver- 
sprochen ist, besteht dann ein Anspruch der Unternehmers 
hierauf. 

. . . Undc wo der erbenomede vonnan szodane vor- 
berorden tafelenu to der erbenomeden stede, szo he ge- 
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louet liefft, woll bringelh, so willen eme de obgenanten 
vormundere utli guden willen, noch eyneu rinschen gülden 
geuen unde vornogen. 1493 Fracliturkunde im Lübecker 
Niederstadtbuch, Pauli III S. 147. 

. . . unde dar en boven aclitentich mark Lnb. de ze 
eme dorch frundschopp willen geschenket bebben. 1463 
Quittung über die Vergütung für Anfertigung einer Orgel. 
Pauli m S. 150. 

Nach einem Vertrag von 1491 erhält Tilman Riemenscbneider 
für besonders gute Ausführung ausser dem ausgemachten Lohn 
noch 10 fl. (Tönnies, Tilman R. S. 80). Vgl. auch Mithoff 
S. 309 und S. 12. Diese Sitte ist durchaus nichts Fremdes; 
aucli im heutigen Verkehr mit dem Lohnkutscher ist es noch 
allgemein üblich, ein Trinkgeld zu versprechen, dessen Höhe 
der Besteller bestimmt, ähnlich, wie in manchen Gegenden der 
Banmeister für befriedigende Herstellung des Baus eine eigene, 
nicht vertragsmässige Belohnung erhält. Es soll eben durch 
derartige Sünderversprechen, die tatsächlich einen Teil des 
Lohnversprechens bilden, der Unternehmer zu besonderm Fleiss 
und Eifer angespornt werden. 

Ist eine Vereinbarung nicht getroffen, und besteht auch 
keine Taxordnung, so sollen die Handwerker „ein gewöhnlich 
Lohn“ nehmen, um „ein bescheiden pfenning“ arbeiten; Recht 
der Reichsstadt Rottweil (Grciner S. 511). 

Item ein gewonlich Ion sullen sy von irer arbeit nemen 
und nymands obirsetzen ; wurden sy abir ymands zu hoch 
obirsetzen wullen, mag yn der rath das Ion selbs setzen. 
Innungsartikel der Freiberger Goldschmiede von 1466 § 9 
(Ermisch S. 291). 

Nach Bamberger Recht § 405 (Zöpfl S. 112) sollen die Meister 
des Handwerks auf ihren Eid erkennen, ob der Handwerker 
den Besteller „übernommen“ hat. Dagegen wird der Arzt nach 
Rügischem Landrecht CXXVIII 2 bei Klage wegen „Über- 
setzung“ zum Eid zugelassen. 

In den ländlichen Verhältnissen findet sich vielfach im 
Verkehr mit dem Fährmann die Übung, dass die Markgenossen 
eine einmalige, jährliche Leistung dem Fergen machen, so dass 
Entlohnung für den Einzelfall nur bei Fremden- und bei ausser- 
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ordentlichen Transporten z. B. von Wagen eintritt. Vgl. Hof- 
recht zu Wangen § 20 (ürimm IV 353), Öffnung von Üsslingen 
1420 II § 16 (ebd. V 117), Weistum v. Kuessenberg 1497 
(ebd. V 221). 

2. Der Lohn kann in Geld oder Naturalien bestehen. 
Naturallohn findet sich in ganz Deutschland bis ins 18. Jahrh. 
beim Vertrag mit dem Müller. Er besteht in einem Abzug des 
10. Teils oder eines andern Masses von dem Stoff. Rechtsbuch 
nach Dist. V 4 dist. 18; Herrschaftsrecht v. Büron (Zeitschr. 
f. Schweiz. R. \ 112); Augsburger Stadtr. A. 14 § 24; Engel- 
berger Thalrecht 1483 (Zeitschr. f. Schweiz. R. VII 29); Bayr. 
Landr. von 1346 XXVI 337; Rügisches Landrecht LXXXXVII 
3 ff., Reform. Bayr. Landesordnung von 1616 IV 8; Reform. 
Tiroler Landrecht von 1573 VI 44. Vgl. auch Segesser, Rechts- 
gesch. von Luzern II S. 374. 

Das Verbot des Naturallohns tritt vielfach in den Städten 
auf. 

Wir setzen auch daz man allen hantwerchen, die in 
beidenthalben wurchent wan bereit phenning ze lone geben 
schol und dehein wert. 

Regensburger Stadtr. 1259 — 1314 (v. Freyberg V S. 95), über- 
einstimmend Oberehnheimer Weberartikel von 1391 (Schmoller 
S. 343), Lübecker Färberrolle von 1500 (Wehrmann S. 488), 
Lübecker Rolle der Zimmerleute von 1503 (ebd. S. 466), Ord- 
nung der Kartei- in Ulm 1521 (Nübling S. 58); Strassburger 
Tuchschererartikel von 1545 (Schmoller S. 70), wonach als Lohn 
Tuch nur insoweit gegeben werden darf, als der Unternehmer 
es im eigenen Hause braucht. Massgebend scheint demnach 
vor allem der Schutz der andern Gewerbe gewesen zu sein. 
Der unserm Truckverbot zugrunde liegende Gedanke kommt 
klar erst in einem Nürnberger Ratserlass von 1715 zum Aus- 
druck, wo zum Schutze der kleinen Handwerker deren Be- 
zahlung in barem, gutem Geld angeordnet wird. Struve III 3 
cap. 9 § 27. Nach böhmischem Bergrecht (Zycha I S. 306) ist 
Entlohnung in Rohmetall unzulässig. 

Geldlohn kann als ganze Summe auf einmal, oder auch iu 
in Raten ausgezahlt werden; verschiedentlich wird er zum Teil 
als Rente, Leibgeding festgesetzt; z. B. iu dem Vertrag zwischen 
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dem Rat zu Liegiiitz und Nickil Smed über Anfertigung eines 
Altarbilds 1481 (Anz. f. d. Kunde der deutschen Vorzeit 
Bd. 24 S. 296), wonach der Unternclimer liierfür 270 fl. erhält: 
Sundir hundirt goldin davon sal man im off dy genante 
kirche u. 1. fr. vorschribin lossin, 8 marg geldis jerlicher 
czinse zu leibrenten, als off zweue leibe, oft’ en und sein 
weib und welchs undir en abestirbet, so sal seyne helfftc 
desselben verstorbenen körnen an dy kirche und loss 
sterben . . . 

Vielfach kommt Naturallohn neben Geldlohn vor. Z. B. 
erhalten die Meister beim Bremer Rathausbau ausser dem Lohn 
Beträge „to Bere“ (Biergeld) oder „to ferynge“ (Zehrung); dies 
deutet darauf hin, dass früher die Naturalien wirklich gegeben 
wurden, und dass erst später an ihre Stelle der entsprechende 
Geldbetrag trat. Bei der Andingung des Turmes zu Saraencz 
1480 (Anzeiger Bd. 24 S. 210) werden dem Unternehmer ausser 
24 M. zwei Seiten Fleisch und andere Naturalien versprochen. 
Der Zimmermeister Hinrik Berndes erhält für die Errichtung 
der Spitze des Peterskirchturms in Hamburg 1516 (Mithofif 
S. 33) ausser dem Arbeitslohn 2 Wispeln Malz und einen halben 
Brau Bier, 10 Ellen feinen englischen Tuchs von bestimmter 
Güte und freies Logis. Der Maler Bruyn erhält 1529 für die 
Anfertigung des Altarbilds in St. Viktor zu Xanten den Lohn 
in Raten, und ausserdem ein Leichentuch zu 10 Ellen für sich 
und seine Frau, 

„up dat Hy oick to vlietiger und guete arbeit dair anne 
kieren sali sonde arglist“ 

(Beissel, Gesch. der Ausstattung S. 12). Vielfach arbeiteten 
die Meister geradezu in der „Kost“ des Bestellers, z. B. Til- 
man Riemenschneider (Tönnies S. 276). Ähnlich bei der Ver- 
dingung des Chorgestühls für die Predigerkirche in Freiburg 
1302 (Fontes rer. Bern. IV 112). 

Im vorstehenden ist schon angedeutet, dass auch die Frau 
des Meisters oft einen Anteil an der Belohnung zugesichert 
erhielt; oder es wurde ihr auch freiwillig eine „Verehrung“ 
gewidmet. So erhielt Michael Wohlgemut für den Schwabacher 
Altar 600 fl und seine Frau 10 fl zu „Leykauf“ (1508); die 
Witwe Hans Behaims erhält 1615 bei Ablieferung des von 
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ihrem Mann gefertigten Leuchters eine „Verehrung“ von 36 fl. 
(Mummenhoff, Rathaus zu Nürnberg S. 120); 1619 wird bei der 
Verdingung einer Orgel an Lukas Behaim dessen Frau „ein 
guter Leykauf“ zugesichert (Anzeiger Bd. 29 S. 6). Die Be- 
zeichnung Leykauf darf nicht dazu verleiten, diese Verehrung 
au die Frau mit dem die Obligation begründenden Weinkauf 
zusaramenzubringeu. (Leykauf heisst auch der Hebewein, der 
Hans Multscher anlässlich der Vollendung eines Altarbilds ge- 
währt wird; Reber in den SB. der Münchner Akad. 1898 
Bd. II S. 17.) Es ist dies schon deswegen ausgeschlossen, weil 
der Leykauf für den Fall der Erfüllung des Vertrags ver- 
sprochen wird, also einen Teil des Lohns bildet. Wahrschein- 
lich wurde in späterer Zeit, als die ursprüngliche Bedeutung 
des Leykaufs immer mehr schwand, jede kleine Gabe au den 
Vertragsgegner als solcher bezeichnet. Der Zweck dieser Sitte 
liegt auf der Hand: Der Besteller wollte die Frau des Unter- 
nehmers an der Erfüllung des Vertrags interessieren, und sie 
so veranlassen, in diesem Sinne auf den Maun einzuwirken. 

Auf einem ähnlichen Gedanken beruht die weit verbreitete 
Sitte, dass die Gehilfen des Unternehmers ein Trinkgeld er- 
halten. Soweit dies vertragsmässig vereinbart ist, besteht 
selbstverständlich ein Anspruch hierauf. Es findet sich dieses 
Trinkgeld in den beiden oben angeführten Verträgen aus dem 
17. Jahrh., ferner in einer Xautener Baurechnuug 1391 ; 1533, 
1536 (Beissel, Gesch. der Ausstattung S. 2, 16), beim Bremer 
Rathausbau 1405 als Badegeld; (Ehmck u. Schumacher S. 320); 
vgl. auch MithoflF S. 458. 

3. Wann entsteht nun der Lohnanspruch und wann ist er 
fällig? Zunächst entscheidet hierüber die Vereinbarung der 
Parteien. Wo Zahlung in Raten oder wo Zeitlohn vereinbart 
ist, kommt es auf die festgesetzten Ziele an. Für den Er- 
ziehungsvertrag treffen verschiedene Rechtsordnungen Bestim- 
mungen. Nach Münchner Stadtrecht (Auer S. 286) ist das 
Schulgeld an den Quatembern fällig, nach der Bestallung des 
lateinischen Schulmeisters von Überlingen von 1465 (Mone II 
S. 153) 8 Tage voi' oder nach Fronfasten. 

Für den Frachtvertrag bestimmt das Wiener Stadtrecht 
Art. 55, dass der Fuhrmann, „als aller wagenleut recht ist“. 
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innerhalb 3 Tagen zu entlohnen ist. Wann jedoch der Lohn- 
anspruch entsteht, ob erst mit Vollendung der Reise oder schon 
während derselben, geht aus jener Stelle nicht hervor. Es 
ist oben bei der Lehre von der Unmöglichkeit der Leistung 
gezeigt w'orden, dass die Mehrzahl der Rechte den Lohnan- 
spruch im Verhältnis des zurückgelegten Wegs entstehen lässt, 
ja dass nach einigen Rechten der Frachtführer die halbe Fracht 
beanspruchen kann, wenn er nur die Reise augetreten hat, die 
ganze Fracht aber, wenn er mehr als die Hälfte des Wegs zu- 
rückgelegt hat. 

Bei der Verdingung eines Werks als Ganzen, also beim 
Akkord, besteht ein Lohnanspruch erst mit der Fertigstellung 
und gegebenenfalls der Ablieferung des Werks. Die Rechts- 
quellen sprechen sich hierüber nicht ausdrücklich aus, allein es 
ergibt sich aus dem Vertragsinhalt, der eben dahin geht, dass 
der Arbeiter nicht für seine einzelnen Handlungen, sondern für 
den Gesamterfolg entlohnt werden soll. Daher ist der Lohn 
auch erst in jenem Zeitpunkte fällig. 

4. Bei Verzug des Gläubigers mit der Lohnzahlung tritt, 
soweit das Entgelt für den Werkvertrag das Privileg des lid- 
lons geniesst (siehe unten S. 96), Verzugsbusse für den Gläu- 
biger ein. So nach bayrischem Recht (siehe S. 96) und 
nach einem Steinacher Weistum (St. Gallen) von 1462 (Grimm 
V 187): 

§ 29: Item wer sich lät beklaguen umb Ion, es si lidlon 
ald ander Ion, so ist aines ainem ammeu zc buoss ver- 
fallen 3/J und dem cleger 3pf ob es ervordert wird 
vor gericht. 

Nach Wiener Stadtr. A. 56 hat sich dieser ursprüngliche 
Anspruch auf Verzugsbusse in einem Anspruch auf Schadens- 
ersatz verwandelt: 

swaz er (der Fuhrmann) des Schadens nimbt und fürbaz 
zert mit seinen rossen, den schol er ablegen dem, der ge- 
fuert hat, darumb, daz er im leuger saumpt mit seinem 
Ion denne recht ist. 

5. Von besonderer Bedeutung ist die Frage, ob der An- 
spruch des Werkvertragsunteruehmers auf Vergütung die be- 
günstigte Stellung des liedlon-Anspruches geniesst. 
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a) Der Anspruch auf den „verdienten Lolin“ ist insofern, 
besonders prozessual, bevorzugt, als der Kläger zum Beweis 
seiner Forderung gegenüber dem Leugnen des Beklagten sofort 
zum Eid zugelassen wird. Erfolgt eine Verurteilung, so muss 
der Beklagte sofort bezahlen, das Verfahren ist im Interesse 
des Klägers ein abgekürztes, summarisches. Das Vorzugsrecht 
beim Tode des Schuldners beschränkt sich naturgemäss auf 
den Gesindelohn. Vgl. hierzu Planck, Gerichtsverfahren I 
4391f.; Schröder, Rechtsgesch. S. 751; Stobbe, Vertragsrecht 
S. 96; Hertz, Rechtsverhältnisse des freien Gesindes S. 89 if. 

b) Der liedlon, im Niederdeutschen auch menasne, bayr. 
gearntz Ion, geordneter Ion, umfasst den Begriff Gcsindelohn, 
dann weiterhin auch Arbeitslohn für einen, der nicht Gesinde 
ist (Grimm VI 994; Hertz a. a. 0. S 85). Die Bezeichnung 
liedlon füi' die Vergütung des Werkunternehmers findet sich 
in einer Quittung Tilman Riemenschneiders über den Emp- 
fang des Lohns für das Münnerstädter Altarbild (Töiinies 
S. 278) und in der Strassburger Tuchschererordnung von 1545 
(Schmoller S. 171) für den Lohn des Tuchschcrers. Hieraus 
kann ein Schluss nicht gezogen werden, da hier liedlon eben 
einfach für Arbeitslohn gebraucht ist. 

Eine .sehr umfassende Bestimmung gibt das Herrschafts- 
reclit von Büron (Zeitschr. für schweizer. Recht Bd. V S. 117). 
Item wer umb ein utzit dienet er sy Hantwerchman, sy 
werchman oder burman, wer um ein utzit dienet mit 
synen glydinen daz ist als lidlon. 

Dies ist im allgemeinen die Auffassung der süddeutschen, vor 
allem schweizerischen Rechte, die im Gegensatz zu andern 
Rechten den liedlon nicht auf den Gesindelohn beschränken, 
sondem auch den Lohn einzelner Handwerker hierunter be- 
greifen. Das bayrische Landrecht von 1346 X 89 (Frej'berg 
S. 425) bestimmt die prozessuale Bevorzugung des garentz oder 
gearntz Ion dahin, dass der Beklagte vor das nächste Ding zu 
laden ist, und zur Zahlung innerhalb 14 Tagen zu verurteilen 
ist, allenfalls verfällt der Beklagte in eine Busse von 72 ^ 
an den Richter. In dem folgenden § 90 wird erklärt, was 
gearntz Ion ist: 

Swaz der man veidient mit seinem pfinog, mit seinem vih. 
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da der man selb oder seyn gedingter elialt pey ist, daz 
haizzt alles garentz Ion. 

Gleichlautend Münchner Stadtrecht A. 136, 140; Reform, bayr. 
Landr. von 1518 43. Titel 9. Art. und Reform, bayr. Landr. 
von 1616 33. Titel 10. Art., Ruprecht v. Freising (II 83 Maurer; 
II 57, 66 ff. Westenrieder) bestimmt: 

So getanes recht habent-dienstpoteu und alle die man ze 
arbeit gewinnet ze tag oder wochen. 

Er bemüht sich dann weiterhin, den Begriff des gearntz Ion 
gegenüber dem Preis, der beim Kauf gezahlt wird, ferner der 
Pachtsumme klar zu stellen (II 66, 67 Westenrieder). Der 
Lohn, den der Schmied erhält, wenn er mit fremdem Stoff ar- 
beitet, ist gearntz Ion. „.schuechlon ist geordentz Ion“ (Maurer 
n 83). Es ist schon früher (S. 28) darauf hingewiesen worden, 
dass aus der den Vertrag mit dem Schmied betreffenden Stelle 
die rechtliche Natur des Arbeitsvertrags sich nicht ergibt. 
Die Neigung, bestimmte Handwerker zu begünstigen, tritt daun 
besonders im schweizerischen Recht hervor (vgl. Wyss, Gesch. 
des Konkursprozesses der Stadt und Landschaft Zürich 1845 
S. 108). 1484 wird in Zürich verordnet: 

dass smidlon eines hufsmids, es sye zu beslahen oder ros 
zu artznen, wie laug joch das stände, lidlon sin und 
heissen solle, aber uff einen pflüg bestat wie von altem 
harkommen ist, das es ein jar und nit fUrer lidlon heissen 
sol“ (Wyss S. 108). 

Diese Bestimmung ist aufrecht erhalten in einer vor 1553 er- 
gangenen Auffallsordnung, und nur aufgehoben für den Lohn 
wegen Verarztens: 

angesehen daz ein jeder das ross, so er geartznet, in siner 
gewalt und macht hat, dasselb nit von handen zu lassen, 
im sye dann zuvor umb sinen artzet Ion abtrag be- 
schehen. 

Es geht aus der altern Bestimmung klar hervor, dass es sich 
hier nicht nur um Vergütung im Dienstvertrag handelt. Die 
Beschränkung auf ein Jahr entspricht dem allgemeinen Rechte, 
vgl. Sachsenspiegel I 22 § 2, Hertz S. 87. 

. Weitere Züricher Verordnungen dehnen dann das liedion- 
recht aus auf „der wagner werc.h“, und auf den Weberlohn 1553 

UotbenbacLer, 'Werkvertrag 7 
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und 1530 (Wyss S. 108, 112); die Praxis ging schon gegen 
Ende des 16. Jalirh. noch weiter, so dass auch Sattler, Schneider, 
Schuhmacher das Vorzugsrecht des liedlon genossen (Wyss 
S. 113). Vgl. über diese Ausdehnungen auch Hertz S. 86; 
Stobbe, Geschichte des Konkursprozesses S. 94; Sickel, Be- 
strafung des Vertragsbruchs S. 169; A. Heusler, Bildung des 
Konkureproz. nach Schweiz. Rechten (Zeitschr. für Schweiz. R. 
7. Bd. S. 196, 197). 

Die Vergütung des Arztes wird vielfach als lidlon bezeich- 
net; 1496 in Zürich; 1534 in einem bei Grimm WB. VI 994 
erwähnten Schreiben. 

Auch die rechtliche Stellung des Anspruchs des Fuhr- 
manns oder Schiffers ist nicht ganz klar. Während die Bremer 
Statuta von 1428 III 7 (Oelrichs) die Klage um Fracht der 
Klage um Geld gleichstellen, wird nach Rügischem Landrecht 
CXXXII 2 der Anspruch des Schiffers der Klage um „gare 
Kost“ gleichgestellt, die dieselbe Bevorzugung geniesst wie die 
um Lidlohn (Planck, Gerichtsverf. I 442). Nach Wiener Stadtr. 
A. 56 muss der Fuhrmann innerhalb 3 Tagen entlohnt werden. 

Eine Abweichung von den für den lidlon geltenden Be- 
weisregeln enthält das Rügische Landrecht CXVI Wendisch- 
Rügian. Landgebrauch 233. Titel unter der Überschrift Van 
betaling der handwerk und arbeideslüedeu: 

Se mögent mit eideshand jemand umme ere Ion beschul- 
digen. wil averst der beklagede nicht schweren, deferirt 
actori den eid, und des kan he sik nicht vorweigern, he 
hedde denne bewis und wat he mit sinem eide edder 
sonst bewiset, dat betalet der beklagede. 

Einen besondern Fall der Klage des Werkunternehmers 
um Lohn behandelt das Regensburger Stadtr. (Freyberg V 
S. 37): Der Werkmann darf schwören, was er an seiner Arbeit 
verdient hat, wenn dies nicht durch Augenschein festgestellt 
werden kann; diese Feststellung obliegt den „Werkleuteu “. 
Nach Augsburger Recht (Mayer S. 246) hat der Werkmanu 
den Eid schlechthin. 

Die bisherige Darstellung zeigt, dass die Vergütung des 
Werkunternehmei-s nicht allgemein als lidlon behandelt wurde. 
Die Quellen schweigen, mit den w'enigen partikularen Aus- 
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nahmen, hierüber völlig, während sie den lidloii des Gesindes 
nnd der Taglöhner fast durchweg ausgiebig besprechen. Es 
ist dies auch völlig gerechtfertigt. In all den Fällen nämlich, 
wo der Unternehmer die ihm vom Besteller übergebene Sache 
anlässlich der Verarbeitung in Händen hatte, brauchte ihm eine 
bevorzugte Stellung nicht eingeräumt zu werden, da er ja durch 
den Besitz der Sache geschützt war. Er konnte, wie später 
noch zu zeigen sein wird, das Werk zurückbehalten, ja weiter- 
hin auch verpfänden, und sich dadurch befriedigen. Die Be- 
günstigung des „gebrödeten Dieners“ und des Taglöhners aber 
hat ihren Grund darin, dass der Gläubiger wirtschaftlich 
schwach ist, in der Regel von der Hand in den Mund lebt, 
meistens darauf angewiesen ist, zu wandern, und beim Ab- 
.schluss des Vertrags gezwungen ist, dem Dienstherrn zu kre- 
ditieren. Alle diese Gründe fallen beim Handwerk weg. Sie 
schlagen je nach den Verhältnissen mehr oder weniger ein bei 
den schon früher besonders gekennzeichneten Werkverträgen, 
wo der Unternehmer an ein Werk gedungen wird, um an 
fremder Betriebsstätte einen Erfolg herbeizuführen. Hier ist 
der Tatbestand ein ähnlicher wie beim Dienstvertrag. Wirt- 
schaftlich steht dieser Unternehmer dem im Dienstvertrag 
stehenden näher. Und hier mag auch vielfach die Vergütung 
dem licdlon gleichgestellt gewesen sein. Mit dieser Auffassung 
vereinbart sich sowohl die Erklärung, die Grimm (WB. IV 994) 
gibt, wonach lid das ahd. lied, gang Wanderung sei, liedlon, 
der Lohn, der beim Gehen aus einer Stellung bezahlt werde, 
wie die Vermutung Schmellers, der lid mit dem altisländischen 
lid, comes, auxilium, Gesinde in Verbindung bringt. Die Ety- 
mologie des Wortes ist höchst unsicher, in beiden Fällen wird 
jedoch ein Tatbestand vorgestellt, bei dem einer zu einem 
andern in eine Stellung geht, oder aus ihr ausscheidet. 

c) Mit der bisherigen Darstellung stimmt auch die Behand- 
lung überein, die dem Lohnanspruch des Werkunteruehmers im 
Konkurse eingeräurat wird, soweit für den hier in Betracht 
kommenden Zeitraum ein Konkursrecht besteht. Abgesehen von 
dem Honorar des Arztes für die Behandlung des verstorbenen 
Schuldners in seiner letzten Krankheit (Stobbe S. 95), besteht 
eine bevorrechtete Stellung des Werkvortragnnternelimers mit 

7 * 
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Ausnahme der bereits erwähnten schweizerischen Rechte nicht 
(Stobbe S. 94; Heusler a. a. 0. S. 193, 196, 197). In Luzern 
war den Handwerkern für ihre Ansprüche das Vorrecht des 
liedlons insoweit eingeräumt, als sie nur ihre Arbeit, nicht auch 
Material lieferten. Es kann hieraus ein Schluss auf das Vor- 
liegen eines Werk- oder Dienstvertrags nicht gezogen werden, 
vielmehr könnte dies nur für den einzelnen Fall festgestellt 
werden. Eine bevorzugte Stellung geniesst der Schmied, und 
verschiedentlich auch der Schneider und Schuhmacher nach 
ländlichen Rechtsquellen. Hofrecht zu Loen 1363 und 1547 
(Grimm III 156), Öffnung zu Langenerchingen im Thurgau 
(Grimm I 269), Öffnung zu Wellhausen ebd. (Grimm I 252), 
wonach der Anspruch der genannten Handwerker auf Ent- 
lohnung dem Anspruch des Zinsherrn vorgeht. 

In diesem Zusammenhang mag erwähnt werden, dass der 
Handwerker nach bayrischem Rechte in seinem Lohnanspinich 
insofern geschützt ist, als die Gläubiger des Bestellers das in 
seinen Händen befindliche Gut nicht schlechthin arrestieren können. 
Alle di gut gebent in die stat hintz antwerchsleuten daz 
man is wirche, garn hintz dem webaer, haeut hintz dem 
Ledrer, gewant hintz dem sneider, oder swelcherlay daz 
sei, daz mag nieman verpieten. das ist dar um gesetzet, 
daz der antwerchslaent niemand geraten mach (= ent- 
raten = entbehren kann). 

Ruprecht v. Freising II § 55 (Westenrieder S. 165); so auch 
Rechtsbuch des Johannes Purgoldt VII 92. Vgl. ferner Weis- 
tum von Pfeffingen 1344 (Grimm, Weistümer V 374) § 11: 
Man sol auch nüt pfenden im bachofen, noch in dem (ge- 
schirr) am schnider noch am weber. 

Dasselbe bestimmt Münchner Stadtrecht A. 347 mit der Aus- 
nahme; 

an als vil, ob man an sogetanem werk frays (Gefährde, 
dolus) erfür, oder ob jener, des daz werk ist, seinen geltem 
fraydigen (flüchtigen) fuozz gesetzet hat, so mag man 
sölichez werk datz ainem jegleichen hantwerchsman wol 
verpieten mit fronpoten auf ein recht . . . (Vgl. hierzu 
Auer S. 319). 

Demnach kann das Werk nur beschlagnahmt werden bei arg- 
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listigem Verhalten des Bestellers, oder wenn er sich seinen 
Gläubigern durch die Flucht entzieht. Es ist hier also dem 
Unternehmer die Stellung eingeräumt, wie wenn er ein ding- 
liches Recht an der Sache hätte, und es ist dieses Privileg 
ähnlich dem, das für die zur Stadt gebrachten Lebensmittel 
nach Münchner Stadtr. Art. 379 gilt. Vgl. Planck, Gerichts- 
verfahren II 379 ff.; V. Meibom, Pfandrecht S. 165. 

6. Ausser der gerichtlichen Klage bestand für den Werk- 
unternehmer noch die Möglichkeit, zu seinem Lohn mittels 
Selbsthilfe da zu gelangen, wo eine gewerbliche Organisation 
bestand. Es ist bei der Lehre von der Vertragsfreiheit schon 
darauf hingewiesen worden, dass es vielfach verboten war, 
von dem Schuldner eines Amtsbrnders eine Arbeit anzunehmen, 
bevor dieser bezahlt war. Nach den Strassburger Tuchscherer- 
artikelu von 1362, 1460 und 1545 (Schmoller S. 8, 171) konnte 
demjenigen, dem Tuch zu scheren gebracht wurde, dies auf An- 
trag des Gläubigers des Bestellers durch die Meister verboten 
werden. Ebenso Schleswiger Rademacherordnung von 1699 bei 
Struve III 3 cap. 9. Das Verfahren wird noch weiter aus- 
gebaut in der Hamburger Wandbereiterordnung von 1547 Art. 12 
(Rüdiger S. 286). Hiernach soll der Unternehmer den Besteller 
den Morgensprachsherren und Werkmeistern ansagen, diese 
sollen den Amtsboten dem Säumigen zweimal ins Haus schicken, 
und zur Bezahlung innerhalb 8 Tagen mahnen lassen. Zahlt 
der Schuldner nicht, so darf ihm kein Wandbereiter arbeiten, 
bis er gezahlt hat. Auch der Wendisch-Rügianische Land- 
gebranch 221. Titel gestattet dem Schmied nur dann, einem 
andern die Arbeit für seinen Schuldner zu verbieten, wenn er 
den Schuldner vorher verklagt hat. Es handelt sich hier also 
um eine Art von Boykott, der von der Rechtsordnung als 
zulässiges Mittel bei der Zwangsvollstreckung anerkannt ist, 
nnd dessen formelle Voraussetzungen genau geregelt sind. Das 
zu beobachtende Verfahren entspricht dnrehaus den Forderungen 
der Billigkeit. 

Während aber dieser Boykott nur mittelbar den Schuldner 
zur Bezahlung des Lohns zwingen soll, geht eine Bestimmung 
des Strassburger Goldschmiedbuchs von 1465 Art. 15 (Meyer 
S. 35) noch weiter: 
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oucli so haut wir erkant, das, wer der were, der einie 
litzent schuldig were an unserra hantwerck von wcrckes 
wegen daz er ime gemachet hat, und er sin werk darnoch 
zu eime andern trüge, so mag der, dem er also schuldig 
ist, den houbtkannen nemen und dem gebieten, dem das 
werck also bracht ward, das werck nit von banden zu 
handen zu geben, der sige denn bezalt, von des wegen 
ime denn das gebotten w'art. 

Hieniach kann und muss auf Gebot jeder Zunftgenosse das 
dem Unternehmer zustebende Zurückbehaltungsrecht für einen 
andern ausüben. Ähnlich die Oberehnheinier Weberartikel von 
1391 (Schmoller S. 343) unter Berufung auf das Recht der 
Stadt Hagenau. Es mag diese Übung weiter verbreitet ge- 
wesen sein, allein in den rechtlich anerkannten Ordnungen 
findet sich hierfür kein Anhaltspunkt. Eine Übertragung des 
gesetzlichen Zurückbehaltungsrechts des Unternehmers ist seiner 
Natur nach ausgeschlossen; es handelt sich hier vielmehr um 
das selbständige Zwangsmittel einer gewerblichen Körperschaft. 

F. Das Zurückbehaltungsrecht des Unternehmers. 

1. Durch die Verarbeitung der Sache oder die Bewirkung 
des Erfolgs entsteht auf Grund des Werkvertrags neben der 
persönlichen Haftung des Bestellers für den Lohnanspruch des 
Unternehmers noch eine Sachhaftung. Das Werk haftet dem 
Arbeiter. Er kann das Werk zurückbehalten, wenn und so- 
weit ein Lohnansprnch entstanden ist, bis zur Befriedigung 
dieses Anspruchs. Unter derselben Voraussetzung kann er das 
Werk versetzen: 

Eyme kerstene, dem eyn Schröder gesneden want settet, 
dar en sal de ghene nicht mer ane hebbcn, dan de schro- 
dere dar anc vordent hevet. Dortmunder Statuten (Frens- 
dorff S. 109). 

Wer auch hie zc M. aini antwercksmann ichtz ent- 
pfilcht ze machent und er das versatzti, e er es gemachti, 
der sol ain manod von der stat und sol jms dennocht an 
schaden lösen. Versatzti er das aber, so ers gemacht 
hett, das sol er doch nicht tiurer tuon, denn umb sin Ion 
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. . . StaiUr. von Meraniiugen von 1396 XLVI (v. Fiey- 
berg V S. 312). 

Ein iglich arbeiter mag daz guet oder daz dinck do 
er an gearbeit lian um daz Ion, daz er zu der zeit vor- 
dienet hat, wol czu pbant halten an dez richters Urlaub; 
hab aber er czu andern zelten icht verdient, daz schol 
er mit chlag vor gericht vordem, sam ein recht ist. 
Brünner Schöffenspruch (Einzelne Sprüche Nr. 197, ßössler 
S. 393). 

In demselben Sinne wendet sich eine Entscheidung (vor 1416) 
des Oberhofs zu Iglau (Tomaschek Nr. 121) dagegen , dass 
Schmiede die Möglichkeit, das zum Beschlagen übergebene Pferd 
zurückzubehalten, dazu missbrauchen, sich eine Sicherung für 
frühere Schulden des Eigentümers zu verschaffen. Wegen 
dieser soll er den Rechtsweg beschreiten. Dieser ßechtssatz 
Avird ausgedehnt auf Schuster, Schneider und andere Hand- 
werker. Dass diese Entscheidung notwendig w'urde, beweist, 
dass das Zurückbehaltungsrecht des Unternehmers eine vielfach 
gebrauchte Einrichtung war. Vgl. hierzu auch den von Kapras 
(Das Pfandrecht im böhmisch-mährischen Stadt- und Bergrechte, 
Breslau 1901, S. 80) mitgeteilten Rechtssatz gleichen Inhalts 
des Lib. Theutob. Art. de impigneracione rei date ad laboran- 
dum alicui artifici pro suo pretio. 

In der Tat erkennen auch die meisten Rechte das Zu- 
rückbehaltungsrecht im Zusammenhang mit dem Rechte, das 
Werk zu versetzen, ausdrücklich an: 

Lübisches Recht von 1294 (Hach S. 493); Hamburger 
Stadtr. von 1270 VI 16; Verden Stat. 60 (Pufendorf, 
observ. I 90); Stade Stat. von 1279 V 15 (ebd. 194); 
Bremer Statuta von 1303 XXXVI (Oelrichs S. 90) wieder- 
holt 1428 und 1433; Lüneburger Stadtrecht CXIII (Kraut 
8. 79); 

Gerichtslenfft zu Eisenach A. 60 (Anhang zum Rechts- 
buch des Johann Purgoldt S. 369); Augsburger Stadtrecht 
CXXXni § 2 (Meyer S. 217); Ruprecht von Freising 
11 55 (Westenrieder); Regensburger Stadtr. (v. Freyberg 
V S. 37); Münchner Stadr. Art. 348 (Auer S. 135) und 
einzelner Artikel 74 (Auer S. 284); Bayr. Landrecht von 
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1346 X. Titel 86. Art., wiederholt in der Reform, von 
1518 42. Titel 1. Art. 

Auch noch die bayrische Reformation von 1616 32. Titel spricht 
dem Arbeiter ein „stillschweigendes Pfandrecht“ an dem Gute 
für seinen verdienten Lohn zu. Besteht aber zwischen den 
Vertragsteilen ein „Irr“, so darf der Handwerker das Gut 
nicht auflialten, sondern muss obrigkeitliche Entscheidung ab- 
warten. Arrest ohne gerichtliche Beihilfe ist also bei Wider- 
spruch des Bestellers unzulässig. 

Das böhmische Bergrecht (Const. Juris metallici Wenceslai II 
Lib. I cap. 15 § 2 bei Zycha, Böhmisches Bergrecht 1900 Bd. II 
S. 107) begi'enzt das Zurückbehaltungsrecht hinsichtlich des An- 
spruchs, für den es ausgeübt werden kann, und setzt ordnungs- 
mässige Forderung des Lohns voraus: 

Von den smiden und arbeitern und von irem lone . . . 
Aber si mugen pbenden nur umb di selbe wochen und 
noch über ein wochen, die nehest vorgeende ist, umb ir 
verdientes Ion, ab ir pergmeister, die das angehoret, das 
nicht undernemen und stillen wollen. 

(Die Stelle bezieht sich auf Fälle des Dienstvertrags und des 
Werkvertrags, und zwar mit Zeit- und Akkordlohn.) 

Nach Münchner Stadtrecht VII 80 (Auer S. 285) kann der 
Schulmeister das Kind in der Schule pfänden, wenn der fällige 
Lohn, den er durch einen Boten hat fordern lassen, innerhalb 
8 Tagen nicht gezahlt ist. Übereinstimmend die Bestallung 
des lateinischen Schulmeisters von Überlingen Art. 4 (Mone II 
153), in Geltung von 1465—1629. 

Im Frachtrecht war bereits vor dem 16. Jahrh. das Reten- 
tionsrecht am Frachtgut mit pfandrechtlichen Wirkungen aus- 
gebildet (Goldschmidt, Universalgesch. des Handelsrechts S. 302). 
Auch hier bestand die Befugnis, die Waren zu versetzen, allein 
mit ähnlichen Einschränkungen, wie sie oben erwähnt wurden 
Portenbeschluss von 1599: dz nun fürohin keiner in 
unsern 6 portten keinerlay kauffmanschatz höcher noch 
weitter versetzen noch inlegen (Deponierung beim Sust- 
meister oder in eines ehrlichen Manns Haus) solle, dan im 
eben von demselbigen stuckh oder säum für sein fuerlohn 
gehördt, und nit von anderen fuerlöhnen, oder andere 
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schulden, wie dieselbig möchten genambset werden (Bör- 
lin, Transportverbände und das Transportrecht der Schweiz 
im MA., Zürich 1896, S. 72 ff.). 

Vgl. zu dem Vorstehenden auch Schlegelberger, Das Zurück- 
behaltungsrecht 1904 S. 40, 42 ff., 66, 77 (Abhandlungen zum 
Privatrecht und Zivilprozess Bd. XII 1. Heft). 

Ausgeschlossen ist das Zurückbehaltungs- und Versetzungs- 
recht des Handwerkers nii-gends. Es könnte höchstens das 
Braunschweiger Stadtrecht § 108 (Hänselmann, UB. I 110) an- 
gezogen werden, das bestimmt: 

We eynem scradere bringt want dar he ome cledcre van 
snyden schal, vorkofft edder vorsed de scrader dat want, 
me schal dem scradere volghen myt der veme. 

Allein diese Stelle betrifft nur den Tatbestand der Unter- 
schlagung, und es ist nicht ausgeschlossen, dass auch diesem 
Satz gegenüber die Möglichkeit bestand, für verdienten Lohn 
das Werk zu versetzen. 

2. Das Recht des Arbeiters hinsichtlich der verarbeiteten 
Sache gewinnt noch eine weitere Bedeutung dadurch, dass das 
Werk nach einzelnen Rechten dem Zugriff seiner Gläubiger 
oder wenigstens eines bestimmten Gläubigers, des Hausherrn 
und Vermieters unterliegt. 

wanne man gelt awf eynen sneyder, oder auf eynen mont- 
ier, oder awf eynen andern man, der semleicher arbeit 
phliget, erstet und schol im dorum pfenden, so mag man 
im ander lewt gut nicht genemen, den sundern um als vil 
sam her seynes lones dennoch auf demselben gut hat. 
Iglauer Entscheidung vor 1416 (Tomaschek Nr. 106). 
Übereinstimmend Bamberger Recht XXXIX 404 (Zöpfl S. 112). 
Dagegen fassen nur die Pfändung durch den Hausherren ins 
Auge die Dortmunder Statuten (Frensdorff S. 109): 

Rumede eyn schrodere und leite gesneden want in der 
were, dar eneyget dey worthere nicht mer af, dan wat 
dey schrodere dar ane vordeynet hevet. 

Übereinstimmend das Alte Lübische Recht von 1254 (Hach 
S. 493) und Lübecker Statuta III. Buch 8. Tit. § 15; Bremer 
Stadtr. von 1428 cap. 47 (Oelrichs S. 341) wiederholt 1433 
(S. 529). 
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Dagegen wird das PHlndungsrecbt des Vermieters aus- 
drücklich verneint in der Basler Gerichtsordnung von 1457 
A. 67, 66. Danach kann der Hausherr zwar ein Pfandrecht 
an den Gütern, Wein oder Korn ausüben, die dem Mieter 
gegen Bezaldung zum Einlagern übergeben wurden, nicht jedoch 
an den dem Mieter zur Verarbeitung übergebenen Gegen- 
ständen. So hatte bereits eine 1394 vom Rat zu Basel er- 
lassene Entscheidung gelautet (Rechtsquellen von Basel Bd. I 
Nr. 52) in einem Fall, wo einer dem Schneider geschnittenes 
fremdes Tuch zum Pfand genommen hatte. Ebenso System. 
Schüffenr. V cap. 4; Alte Culm. V 4 und Jus Culmense ex ult. 
revis (1767) III 5 § 5. 

Es ergibt sich somit, dass min<lestens zur Zeit der Ent- 
stehung der angefülirten Quellen der Rechtsstand verschieden 
w'ar. Auf jeden Fall scheint das Zugriffsrecht des Gläubigers 
des Arbeiters, wenn schon anfangs nicht allgemein anerkannt, 
später auch in den meisten Gebieten seiner ursprünglichen Gel- 
tung zurückgetreten zu sein, da sich weitere Andeutungen nicht 
finden. Immerhin deutet die ausdrückliche Betonung einzelner 
Quellen, dass das fragliche Recht nicht bestehe, darauf hin, 
dass das Zurückweichen nur ein langsames war. 

Bemerkt mag schliesslich noch werden, dass das Zurück- 
behaltungsrecht des Arbeiters in dessen Konkurse von den 
Gläubigern gegenüber dem vindizierenden Eigentümer geltend 
gemacht werden konnte. Vgl. Stobbe, Gesch. des Konkurs- 
proz. S. 67. 

3. Die eben vorgeführten Ergebnisse bringen zum Teil 
schon Bekanntes. Das Zurückbehaltungsrecht des Unternehmers 
ist ein Einzelfall des allgemeinen, in weitem Umfang geltenden 
Satzes, dass der Gläubiger die Sachen des Schuldners, die er 
in Händen hat, zur Befriedigung fälliger Forderungen in An- 
spruch nehmen kann. Vgl. Laband, Vermögensrecht!. Klagen 
S. 148; V. Meibom, Pfandr. S. 306. Das Zurückbehaltungsrecht 
des Unternehmers umfasst, wie das Pfandrecht, die Befugnis, 
die Sache zu versetzen, nicht jedoch, wie Stobbe, Privatrecht 
2. Aufl. II § 146 Note 30 und in der Zeitschr. für das Ges. 
Handelsrecht XI 404 ff., annimmt, auch zu verkaufen. Das Pfand- 
recht gewährt auch diese Befugnis, allein die Quellen sprechen 
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nur von einem „versetzen“, nicht auch von „verkümmern“ oder 
verkaufen des Werks. Die Verpfändung genügte aucli dem 
wirtschaftlichen Bedürfnis, der Arbeiter erhielt seinen verdienten 
Lohn und nicht mehr. Würde man annehmen wollen, die 
Sache hätte auch verkauft werden dürfen, so hätte der Kauf- 
preis nur die Höhe des Lohns erreichen dürfen, der Wert des 
Stoffes selbst wäre nicht bezahlt worden. Es ist klar, dass 
es nicht die Absicht der Rechtsordnung sein konnte, dem 
Käufer so billig die Sache zu verschaflfen. 

Das Zurückbehaltungsrecht ist dem Arrest nahe verwandt; 
es ergibt sich dies aus der Fassung der Quellen, die hervor- 
heben, dass man keiner richterlichen Erlaubnis bedürfe. 

Auch der Zugriff der Gläubiger des Unternehmers auf die 
Sache des Bestelle« ist keine Einzelerscheinung; vielmehr 
findet sich eine analoge Befugnis des Gläubigers gegenüber 
dem Drittschuldner in einer Reihe von Fällen, z. B. bei dem 
Gläubiger des Leiheherrn gegenüber dem Leihemann, Sachsen- 
spiegel I 54 § 1. Vgl. Meibom, Pfandr. S. 61, 306. Hiebei 
ist nicht erforderlich, dass der Anspruch des Schuldners gegen 
den Drittschuldner zugunsten des Gläubigers gepfändet wird, 
sondern dieser ist kraft eigenen Rechts befugt, in Vertretung 
des Schuldners auch gegen dessen Willen seine Ansprüche gegen 
den Drittschuldner geltend zu machen. Vgl. Stobbe, Privatr. 
II § 177. 

4. Im Zusammenhang mit dem Verpfändungsrecht des Unter- 
nehmers steht die nach den mei.sten Rechten dem Besteller und 
Eigentümer des Stoffs eingeränmte Befugnis, das Werk beim 
Dritten zu vindizieren, wogegen dieser den Anspruch auf Lösung 
der Sache durch Zahlung des Lohns des Unternehmers geltend 
machen kann. So nach Augsburger Stadtr. Art. 133 § 2; Lüb. 
Recht cod. II A. 193 und Lübecker Statuta III 8 § 17; Münchner 
Stadtr. A. 348; Brannschweiger Stadtr. (Häuselmann, UB. S. 110). 
Dagegen ist diese Vindikationsbefugnis ausge.schlossen und aus- 
drücklich für den vorliegenden Fall die Geltung des Grund- 
satzes „Hand wahre Hand“ ausgesprochen im System. Schöflen- 
recht V c. 7 und im Alten Culm. Recht V 6. Vgl. hierzu 
Laband S. 82; Heusler, Institutionen II S. 214; Goldschmidt in 
der Zeitschr. für das ges. Handelsrecht VIII S. 253 ff., die über- 
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einstimmeiul die nach obigen Rechten bestellende Ausnahme 
von dem Satze „Hand wahre Hand“ auf das (vermeintliche) „ur- 
sprüngliche Hofverhältnis der Handwerker“ zurückführen. Der 
freie Handwerker werde noch dem Dienstboten gleich behandelt, 
der Gut seines Herrn veruntreut habe. Hiergegen macht Stobbe 
(Privatrecht 2. Aufl. II § 146 N. 30) mit Recht geltend, dass 
dem Eigentümer, dem doch nach jener Auffassung noch der 
Besitz zustehen müsste, „nirgends die Klage gegen den dritten 
Besitzer auch dann zugeschrieben wird, wenn die Sache dem 
Handwerker gestohlen wird“. Stobbe erklärt vielmehr jene 
Abweichung von dem Grundsätze „Hand wahre Hand“ durch- 
aus befriedigend damit, dass nach den hier einschlägigen Rechts- 
quellen der Arbeiter berechtigt sei, die Sache zu versetzen. 
In der Tat muss logischerweise die Rechtsordnung da, wo sie 
dem Unternehmer dies Recht einräumt, den Eigentümer an den 
Dritten verweisen, und diesem hinwiederum den Lösungsan- 
spruch einräumen. Es ergibt sich dies notwendig aus dem 
Wesen dieser Rechtseinrichtung. 

G. Das Ende des Werkvertrags. 

Der Werkvertrag wird beendigt durch beiderseitige Er- 
füllung des Vertrags, durch beiderseitig unverschuldete Un- 
möglichkeit der Leistung, sowie durch den Rücktritt vom Ver- 
trag, sofern das Recht hierzu beim Vertragsabschlüsse aus- 
bedungen worden ist. Vgl. Waltzroder Vertrag Hans Brügge- 
nianns 1523 (Repert. Bd. 24 S. 125); Revers des Goldschmieds 
Bayer 1531 (Mitteilungen des german. Mus. Bd. I S. 167). In 
diesem Falle haben sich die Parteien das bis zum Rücktritt 
vom Vertrag beiderseitig Geleistete zurückzugewähren. 

Durch den Tod des Unternehmers wird der Vertrag in der 
Regel nicht aufgelöst. Es ist dies im gewerblichen Verkehr 
auch nicht veranlasst. In einer Frachturkunde des Lübecker 
Niederstadtbuchs von 1463 (Pauli III S. 146) ist dies ausdrück- 
lich ausgesprochen. Im allgemeinen schweigen allerdings die 
Quellen hierüber. Beim Lehrlingsvertrag wurde der Vertrag 
in der Regel mit dem Nachfolger des Meisters im Amt, dessen 
Witwe, Sohn, Schwiegersohn fortgesetzt. Lüneburger Gold- 
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schmiedordnang von 1400 (Bodemann S. 97); Hamburger Schiff- 
bauerordnung von 1545 Art. 11 (Rüdiger S. 245). Soweit dies 
nicht möglich war, konnte die Witwe den Lehrling bei einem 
andern Meister „bestedigen“. Also schloss der Lehrling oder 
sein Gewalthaber nicht einen neuen Lehrvertrag ab. 

Bei Verträgen über bedeutendere Kunstwerke ergab sich 
wohl meistens aus der Natur der Sache die Beendigung des 
Werkvertrags beim Tod des Künstlers. Angedeutet ist dies 
in der Vertragsurkunde über die Anfertigung des Münnerstädter 
Altarbilds durch Tilman Riemenschneider 1490 (Tönnies S. 276), 
wo ausbedungen wird, dass für den Fall des Todes die Erben 
Riemenschnciders den erhaltenen Vorschuss zurückzuzahleu haben. 

Der Tod des Bestellers wird in der Regel keinen Einfluss 
auf den Werkvertrag haben. 

Ob der Besteller das Recht hatte, den Vertrag bis zur 
Abnahme des Werks zu kündigen, wird in den Quellen nicht 
gesagt. Man wird annehmen dürfen, dass der Besteller bis zu 
diesem Zeitpunkte allerdings den Vertrag kündigen durfte, dass 
aber der Unternehmer den Anspruch auf das volle Entgelt in 
diesem Fall hatte. Für das Gebiet des Seefrachtvertrags findet 
sich eine Bestimmung in diesem Sinne in den Bremer Statuta 
von 1303 (Oelrichs S. 291), wonach derjenige, der vom Vertrage 
mit dem Schiffer zurücktritt, solange das Schiff' noch nicht aus- 
gelaufen ist, halbe Fracht zahlt, wenn aber das Schiff schon 
drei Meilen seewärts ist, ganze Fracht zahlt („Fautfracht“). 


5. Abschnitt 

Die Zuständigkeit für die Geltendmacliuiig der 
Ansprüche aus dem Werkverti’age. 

Der allgemeine Satz, dass die privatrechtlichen Ansprüche 
vor den ordentlichen Gerichten geltend zu machen sind, erleidet 
vielfach eine Ausnahme oder Einschränkung da, wo die Arbeit- 
nehmer in gewerblichen Körperschaften zusammengeschlossen 
sind, denen eine Gerichtsbarkeit über ihre Mitglieder zusteht. 
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„Die Zunft war das Organ der zünftigen Gewerbe- und Sitten- 
polizei und somit in vielen Angelegenheiten auch für die Un- 
geuossen erste Instanz“ (Gierke, Genossenschaftsrecht Bd. I 
S. 397). Schon bei der bisherigen Dai-stcllung war wiederholt 
zu erwähnen, dass die Älterleute des Amts oder die Werk- 
meister in vielen Fällen angegangen wurden, auf Giuud der 
ihnen von der Zunft übertragenen Gewalt dem säumigen Unter- 
nehmer eine Frist zu setzen, das Werk zu beschauen, zu be- 
gutachten, dass ferner vielfach der Richter bei Prüfung der 
Mängel des Werks, oder Schätzung des Schadens an das „Er- 
kenntnis der Werkmeister“ gebunden war (S. 53, 54, 59). 

Inwieweit nun der Besteller gezwungen war, zunächst tlie 
Gerichtsbarkeit der Zunft anzurufen, kann allgemein nicht fest- 
gestellt werden. Es bemisst sich dies danach, inwieweit in 
einer einzelnen Stadt die gewerblichen Körperschaften eine 
selbständige staatsrechtliche Stellung, Autonomie und Gerichts- 
barkeit erlangt haben. Hierbei ist auch noch zu berück- 
sichtigen, dass diese Verhältnisse im Laufe der Jahrhunderte 
innerhalb einer Stadt sich vielfach änderten. In Lüneburg 
waren die Morgensprachen der Ämter nach einer 1554 für die 
Schmiede erlas.^enen Rolle (Bodemann S. XXXII) zuständig auch 
für Zusagen, Gelöbnisse, Verträge, Kauf, Verkauf usw. lu 
der Schueiderrolle von 1552 (Bodemann S. 227) heisst es: 

Spricht ein man to einem scroder, he hebbe sin want 
nicht alle to sinen klederen, des schall men körnen vor 
de werkmester; spreken de, id sy dar nicht, he schall id 
ome wedder don; spreken se averst, id sy dar alle to, 
de man is darumb dem schrodere nichtes plichtich, dat 
he umme sin want sprak. Siuicket he aver na des, dat 
de werkmestere dat erschededen, dar mach men one umb 
.schuldigen. Bekant he, he niot id wedden mit dien pfun- 
den; vorseket he des, he wert es los mit sinem ede. Id 
mach neen radman up eue tugen na derae dat id eine 
gewalt ist. 

Ebenso muss noch nach der Basler Gerichtsordnung von 
1719 (Rechtsquellen I S. 765) derjenige, der behauptet, bei 
einer Handwerks.sache übervorteilt, oder durch schlechte Aibeit 
geschädigt worden zu sein, die Klage bei den Vorgesetzten 
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derjenigen Zunft erlieben, der der Beklagte angehört. Gegen 
deren Entscheidung ist dann Berufung an das ordentliche Ge- 
richt zulässig. Nach den Strassburger Goldsehniiedartikeln von 
1482 Art. 18 (Meyer S. 75) geht die Klage gegen den Unter- 
nehmer, der den Stoff dem Eigentümer „vorhält und nicht 
widerum gibt“ vor die Meister und das Gericht des Gold- 
schmiedwerks, das gegen den Meister, abweichend von dem 
Rechte anderer Städte, Entziehung des Amts verhängen kann. 
Dasselbe gilt nach der Lübecker Goldschmiedrolle von 1492 
(Wehrmann S. 218) und der Wismarer Goldscbmiedrolle von 
1380 (Crull S. I). Dagegen musste nach der Wismarer Gold- 
schmiedrolle von 1543 (Crull S. III) Art. 5, der Goldschmied, 
dem zur Erfülluug des Vertrags erfolglos eine Frist gesetzt 
worden war, „vor den Herren“ verklagt werden. Auch in 
Lüneburg scheint die Entwicklung später in dieser Richtung 
gegangen zu sein, denn 1514 wird in einer Leinweberordnung 
bestimmt, dass „ohne und ausser eines ehrbaren Rats Gericht“ 
niemand auf eine Klage um das zur Verarbeitung übergebene 
Gut zu antworten braucht. Nach bayrischem Landrecht, Frei- 
berger Stadtrecht, Bamberger, Brünner Recht bestand nur die 
Zuständigkeit des ordentlichen oder Stadtgerichts für Ent- 
scheidung von Streitigkeiten aus dem Werkvertrag. Bayr. 
Landr. von 1518 42. T. 4. Art.; Freiberger Stadtr. Zusatz 4 
(1380) § 4, Zusatz 5 (1390) § 6 (Ermisch S. 279, 281); Bam- 
berger R. § 405 (Zöpfl S. 112), Rüssler, Stadtr. von Brüun 
S. LXVI. 

In Hamburg konnte nach der Wandbereiterordnung von 
1547 (Rüdiger S. 286) Art. 12 der Besteller, der den fälligen 
Lohn nicht zahlte, zweimal durch den Amtsbolen zur Zahlung 
gemahnt worden. Allein dieses Verfahren begründete keine 
Zuständigkeit der Morgensprache hinsichtlich dieses Lohnan- 
spruchs. sondern es bildete die förmliche Voraussetzung für das 
oben bereits besprochene Verbot, das dann an die Amtsgenossen 
erging, dem säumigen Besteller zu arbeiten. 
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ti. Abschnitt 

Die Bestrafung des Vertragsbruchs. 

Die Bestrafung des Vertragsbruchs muss unter Berück- 
sichtigung der wirtschaftlichen Verhältnisse erklärt werden. 
Wo ein scharfer Konkurrenzkampf der Unternehmer herrscht, 
jeder an der Erhaltung seines Kredits und seines geschäftlichen 
Ansehens interessiert ist, genügt die zivilrechtliche Klage, um 
dem Kunden Sicherheit für Erfüllung des Vertrags zu ge- 
währen. Anders dort, wo mit dem Vertragsbruch für den 
schuldigen Teil kein wirtschaftlicher Nachteil verbunden ist, 
und er sich durch Wandern der gerichtlichen Inanspruchnahme 
leicht entziehen kann. Für diese Fälle hat nicht nur das alte 
Recht Strafen aufgestellt, sondern auch unsere heutige Rechts- 
ordnung noch glaubt z. B. hinsichtlich der Dienstboten (vgl. 
Bayr. Polizeistrafgesetzb. A. 106) und der Seeleute hiervon 
nicht absehen zu können. Aber auch weiterhin besteht für das 
mittelalterliche Recht ein Bedürfnis nach Bestrafung des Ver- 
tragsbruchs darin, dass im Gewerbe dieser Zeit der Kunde auf 
den Unternehmer und dessen guten Willen angewiesen ist, 
da die Möglichkeit, sich anderweit Ersatz zu vei-schaffen , be- 
schränkt ist. 

Hierbei haben von vornherein polizeiliche Bestimmungen 
auszuscheiden, wie das unter Strafe gestellte Verbot, im Akkord 
zu arbeiten (Baumeisterbuch der Endres Tücher 1464—1475, 
herausgegeben von Weech und Leier S. 274), oder das Gebot 
des Kontrahierungszwangs (z. B. hinsichtlich der Zimmerleute 
und Steinmetzen nach einer Kölner Ratsverordnung, Ennen 
S. 128), oder das Gebot, den zur Verarbeitung übergebenen Stoff 
zu wägen (Bremer Statuta von 1303, Oelrichs S. 28) und andere. 
Es handelt sich hier nicht um Verletzung von Vertragspflichten. 

Am zahlreichsten sind natürlich die Strafen, die auf Nicht- 
erfüllung des Vertrags schlechthin gesetzt sind; aber noch 
weiterhin tritt eine Differenzierung insoferne ein, als die Ver- 
letzung einzelner Vertragspflichten, so die zur Leistung eines 
Werks mit den zugesicherten Eigenschaften, oder zur Rück- 
gewähr des Stoffs gesondert behandelt wird. 
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1. Das Verlassen des Werks, das vor allem im Baugewerbe 
häufig ist und Nichterfüllung des Vertrags bedeutet, wird mit 
öffentlicher Strafe bedroht. Münchner Stadtr. Art. 472 „dem 
lichter LX den., der stat i lib“. Lübecker Mauerleute- und 
Dachdeckerordnung von 1527 (Wehrmann S. 332) „affweddenn 
mitli dien marckenn sulvei's“. Lübecker Schiffszimmerleute- 
ordnung von 1560 (Wehrmann S. 405): 

So averst hircntjegen dede, die schall dem Erbarn Rade 
by dem w'edde veer marck afwedden und up der lasta- 
dieu (Ort, wo die Schiffe gebaut werden) noch up der 
brawinge nicht angenahmen oder ein arbeit darsulvest 
vergönnt werden, ... bis das Werk vollendet ist. 
Ebenso Nürnberger Polizeiordnung (Baader S. 286), Bayr. Landr. 
von 1518 42. Titel 5. Art. Vgl. hierzu Sickel, Bestrafung des 
Vertragsbi-uchs S. 162 ff. 

Nach Bayrischem Landreclit von 1346 X 87 verfällt der 
Lehrling, der seinem Meister entläuft, in eine Busse an den 
Richter im Betrage von 72 Pf. ; hat aber der Meister durch sein 
Verhalten gegen den Lehrling dessen Entlaufen gerechtfertigt, so 
zahlt er die 72 Pfennig. Wer also den Vertrag bricht, zahlt die 
Busse. Dieser Satz entspricht genau dem für den Gesindever- 
trag geltenden des § 88 (Freyberg IV S. 425). Nach der 
Lübecker Rolle für die Spinnradmacher von 1559 (Wehrmann 
S. 449) darf ein Lehrjunge, der seinem Meister entlaufen ist, 
von keinem Meister angenommen werden, che er „den Herren“ 
und dem Amte geweddet hat. Auch hier verfällt der Meister, 
der den Jungen durch seine ungehörige Behandlung vertreibt, 
in dieselbe Busse. Vgl. hierzu Sickel S. 122, 126 ff. 

2. Die Lieferung schlechter Arbeit wird vielfach bestraft. 

Strassburger Tuchschererartikel von 1362 (Schmoller S. 8). 

Strassburger Goldschmiedartikel 1363 — 1410 Art. 9 (Meyer S. 4): 
5 Schillinge in die Büchse des Amts. Hamburger Glaser- und 
Malerordnung von 1375 Art. 7 (Rüdiger S. 90): 10 Schilling dem 
Rat, 6 Pfenning dem Werk. Freiberger Stadtrecht XLV § 4 
(Ermisch S. 249): Verlust des Amts. Lübecker Leinweberordnung 
von 1425 (Wehrmann S. 322). Strassburger Müllerordnung von 
1452 (Brücker S. 375). Hamburger Kistenmacherordnung von 
1519 (Rüdiger S. 136): 

Hothenbttcher, Wurkvertra)^ ^ 
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Item weret, dat ein verdingede ein stuck Werkes mit 
enem meister düsses ampts, und dat so nicht gemaket 
worde, dat idt kopmansware were, und klage darvan kerne 
vor de olderlude, dat he sick dar denne nicht mit willen 
aver en schickede, de schall dat wedden, na willkör des 
rades und dem ampte eine tunne beers. 

Lübecker Mauerleute- und Deckerrolle etwa um 1527 (Wehr- 
mann S. 332) und gleichzcit. Dachdeckerrolle (Wehrmanii S. 196): 
einfache Wedde. Hamburger Allgemeine Bestimmungen über 
Handwerksarbeiten 1563 (Rüdiger S. 129); gewillkürte Strafe 
zum gemeinen Besten. Lübecker Zimmerleuteordnung von 1545 
(Wehrmann S. 463): 

und de mester scholl vor denn untruwen offte unvorsten- 
digen arbeyt ghevenn dem ampte eine thunne beers. 
Lübecker SchiflFszimmerleuteart. von 1560 (Wehrmann S. 410). 
Lüneburger Malerordnung von 1595 Art. 12 (Bodemann S. 165): 
Strafe nach billigem Ermessen. Vgl. auch Sickel S. 167. 

Die Strafen waren entsprechend der mittelalterlichen Rechts- 
aufifassung in ihrem Betrage und in ihrer Höhe normiert, erst 
seit dem 16. Jahrh. kommen Strafen „nach Ermessen“ auf. 
Sie fallen je nach der Stellung, die die Zunft staatsrechtlich 
einnimmt, an die Zunft, oder an das Gericht, oder an beide 
Behörden. Meistens wird die Strafe von den Werkmeistern 
verhängt; dies hängt zusammen mit der Gerichtsbarkeit der 
Zunft über ihre Mitglieder. In der Fassung der Quellen kommt 
vielfach zum Ausdruck, dass es die Verletzung der Vertrags- 
treue ist, die gestraft werden soll. 

3. Die Verzögerung der Vertragserfüllung durch den Unter- 
nehmer wird gestraft. 

Nach der Wismarer Goldschmiedrolle von 1380 (Crull S. I) 
muss der Unternehmer, der in der ihm gesetzten Frist den 
Vertrag nicht erfüllt, ein halbes Jahr des Amts entbehren. 
Nach der Lübecker Leinweberordnung von 1425 verfällt der 
Leinweber, der innerhalb der von den Werkmeistern gesetzten 
Frist das Werk nicht liefert, in eine Busse von 3 M. an die 
Herren, wovon die Meister 6 Pf. erhalten — wohl als Ge- 
bühr für ihre Mühewaltung. Nach der Lübecker Maler- und 
Glaserordnung von 1425 steht die Bemessung der Höhe der 
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Strafe beim Rat (Wehrmann S. 329), 1560 Hamburger Sclimied- 
ordnnng Art. 6 (Rüdiger S. 254) „inn poene tre punt und dem 
ampte einne tunne bers“. 

4. Mit dem gemeinen Strafrecht trifft die Strafe für Ver- 
letzung der Rückgewährpflicht zusammen, insofern der Tat- 
bestand der Unterschlagung oder Veruntreuung gegeben ist. 

Die Quellen behandeln den Fall, wo der Unternehmer den 
Stoff nicht, oder nicht vollständig zurttckerstattet, oder den 
noch unverarbeiteten Stoff versetzt, oder das Werk zu einem 
den verdienten Lohn übersteigenden Betrag verpfändet, fast 
durchweg übereinstimmend. Bayr. Landr. von 1346 X § 86: 
Der Arbeiter, der das Werk um mehr als den verdienten Lohn 
pfändet, ist nicht nnr schadensersatzpflichtig, sondern zahlt dem 
Richter 72 Pfennig. Gleichlautend die Reformation von 1518 
42. Titel 1. Art. und die Reform, von 1616 32. Titel 1. Art., 
ferner Schweidnitzer Schneiderstatnten mitgeteilt bei v. Berlepsch, 
Chronik der Gewerbe II 230 (Busse von 4 Pfd., wer das Gewand 
nicht zurückgibt); Münchner Stadtr. VII 4 (Auer S. 270): Der 
Sägmüller, der mehr als die scherw des Baumes abhaut, zahlt 
dem Richter 24 du. Lüneburger Schneiderordnung von 1552 
(Bodemann S. 227); Der Schneider muss wedden mit 3 Pfunden. 

Dagegen tritt neben die Busse die Strafe, „des Amts zu ent- 
behren“ nach der Lübecker Goldschmiedordnung von 1492 (Wehr- 
mann S. 218) und den Strassburger Goldschmiedartikeln von 1482 
Art. 18 (Meyer S. 75). Die schärfere Strafe der letzteren Bestim- 
mung ist wahrscheinlich dadurch mit begründet, dass in der wieder- 
holten Weigerung, den Stoff herauszugeben trotz Befehls der 
Meister ein Ungehorsam gegen die Zunft erblickt wird, der mit 
Ausschluss aus dem Amt bestraft wird. Auch soll der Handwerker 
dem Stadtgericht zur weiteren Bestrafung überwiesen werden. 

Eine Ausnahmestellung schliesslich nimmt das Rügische 
Landrecht CXIV § 3 ein; 

Und letc einer uptehen bi bind bi stigetalen (Zahlmass 
von 12 Ellen), de wever möten tales werdich sein und so 
vele bind averantwerden. und tellede, dem dat garn hö- 
rede, datsulvige und missede ein bind, dat sind 60 fedenie, 
de wever löset den hals van der heerschop, betalet dat 
garne brekt 3 pund an den kleger. 

8 * 
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Hier ist also die Unterschlagung bestraft, und der Besteller 
erhält die Busse des Unternehmers. 

Vgl. zu dem Vorstehenden Löning, Vertragsbruch S. 396, 
402 ff. und dessen Auffassung, dass „das deutsche Recht in dem 
Wegführen oder Verheimlichen einer anvertrauten Sache keine 
Uurechtsform sieht, welche an sich eine, über die Rechtsvoll- 
streckung hinausgehende Rechtsfolge erforderte, insbesondere 
kein diebliches Behalten, keine Unterschlagung“. Dies wird im all- 
gemeinen durch die vorstehenden Ergebnisse bestätigt, immerhin 
sind in den Bestimmungen, die die Entziehung des Amts verhängen, 
sowie in der des rügischen Landrechts schon Ansätze zu einer 
strafrechtlichen Behandlung der Veruntreuung des Stoffs gegeben. 

5. Die bisherige Darstellung lässt erkennen, dass die Be- 
strafung des Vertragsbruchs vor allem seitens des Unternehmers 
weit verbreitet ist, dass sie auch im 16. Jahrh. fortdauert, und 
dass sie ursprünglich mehr kasuistisch geregelt ist, insofern 
die einzelne Vertragspflicht besondei-s behandelt wurde. All- 
mählich wird dann die Fassung der Bestimmungen allgemeiner, 
die Strafen werden Ermessensstrafen. Als Abschluss der Entwick- 
lung in dieser Richtung kann die Bestimmung des Art. 10 der Lüne- 
burger Leinweberordnung von 1614 (Bodemann S. 151) angesehen 
werden, wo der Vertragsbruch schlechthin unter Strafe gestellt ist. 

Würde auch einem Mei.ster von Jemandem in oder ausser- 
halb der Stadt Garn zu einem Werk gebracht, so er an- 
nähme und zusagte, dasselbe in einer benanten Zeit zu 
weben und zu verfertigen, käme aber seiner Zusage ge- 
bührlich nicht nach, derselbe sol dem Ambte in willkür- 
liche Strafe verfallen sein. 

6. Die Verletzung der Pflicht des Bestellers, dem Unter- 
nehmer die Vergütung zu gewähren, ist nur insofern unter 
Strafe gestellt, als nach den einzelnen Rechten diesem Anspruch 
des Unternehmers die Stellung des lidlons eingeränmt ist. In 
diesem Falle verfällt der in Verzug befindliche Besteller, der 
sich verklagen lässt, in eine Busse. Bayr. Landr. von 1346 
X 89; und Reformation von 1518 43. Tit. 9. Art.; Münchner 
Stadtr. A. 136; Basler Gerichtsordnung von 1457 Art. 62 
(Recht.squellen I S. 168); vgl. Hertz S. 99; Sickcl S. 169 ff. 
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III. Die Rechtsentwicklung seit dem Ein- 
dringen des fremden Rechts. 


Die bisherige Darstellung hat ergeben, dass das deutsche 
Recht selbständig Regeln für den Werkvertrag entwickelt hat. 
Es soll im folgenden nur noch in grossen Zügen der Gang 
der weiteren Entwicklung gezeichnet werden. Es soll gezeigt 
werden , inwieweit sich das deutsche Recht erhalten hat und 
inwieweit das römische Recht aufgenommen worden ist. 

1 . 

Das deutsche Recht ist in einigen Rechtsgebieten, vor allem 
dem bayrischen, lübischen und rügischen, und zum Teil 
dem Culmischen und Hamburger bis ins 18. Jahrhundert in 
Geltung geblieben. Es ist diese Tatsache bereits bei der 
früheren Darstellung berücksichtigt worden. Hierbei versteht 
sich von selbst, dass das heimische Recht sich nicht überall in 
allen Stücken, sondern bald in weiterem, bald in engerem Um- 
fang erhalten hat. So wird man nicht bezweifeln dürfen, dass 
reine Konsensualverträge überall anerkannt worden sind. Da- 
neben finden sich doch noch Spuren, dass das Handgeld und 
der Gottespfennig oder die arrha sich in ihrer alten Bedeutung 
auf dem Gebiete des Werkvertrags erhalten haben. Voll- 
ständige Teutsche Stadtrechte für Böhmen und Mähren (Wien 
1721) De loc. cond. cap. IV, ferner de stipulationibus S. 390, 
Lübecker Statuta (Lübeck 1728) III 6 § 6. Das Handgeld 
und die arrha haben sich hier zum Reugeld entwickelt. 

Das Mülilenrecht ist unverändert geblieben: Der Müller 
wird noch in natura entlohnt, strenge Vorschriften betreffen 
die Rückgewährpflicht, dem Besteller steht noch das Aufsichts- 
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recht zu iisw. Die Müller niiisseii noch die Ordniingen be- 
schwören. Jülich-Clevesclie Polizeiordnung von 1558 (Mühlen- 
ordnung), Tiroler Reform. Landrecht von 1573 IV 37 fif. Chur- 
fürstl. Pfälz. Laudesordnung von 1582 Titel 26. Bayr. Land- 
und Polizeiordnung von 1616 IV 8. Auch die Bauordnungen 
ändern sich wenig, vor allem ist das Verbot, eine zweite Arbeit 
anzunehmen, aufrechterhalten, daneben das Verbot des „Für- 
kaufs“, das auch in allgemeiner Fassung in Tirol gilt. Württem- 
berg. Bauordnung von 1567 p. CXXIII. Bayr. Landr. von 
1616 32. Titel 2. Art. Neue reform. Landesordnung für Tirol 
von 1573 VI 24. Dagegen tritt nach Württemberger Recht 
die neue Vorschrift auf, dass über jeden Bau ein „Verdiug- 
brief“ errichtet werden muss. 

Das Recht des Lidlohns ist im Bayr. Landr. von 1616 
33. Titel, sowie in den Schweizer Rechten aufrechterhalten, 
die, wie gezeigt, es gerade in Beziehung auf den gewerblichen 
Arbeitsvertrag weiter ausgebildct haben. Das Verpfändungs- 
recht des Unternehmers am Werk ist anerkannt in den Lü- 
becker Statuta III 17, Hamburger Statuta von 1619 II 9 
Art. 18; ferner als „stillschweigendes Pfandrecht“ am Gut nach 
Bayr. Landr. von 1616 32. Titel 1. Art. Dagegen ist in der 
Württembergischeu Landesordnung von 1567 p. 117 unter den 
wucherlichen und verbotenen Kontrakten angeführt, „wenn je- 
mand einem Arbeiter auf seine Arbeit leiht“. Das Arrestieruugs- 
recht des Hausherrn hinsichtlich des Werks, das sein Mieter 
für den Besteller aus dessen Stoff gefertigt hat, ist lediglich 
in den Lübecker Statuta III 8 § 15 anerkannt. Vgl. hierzu 
David Mevius, Comment. in jus Lubicense III 8 Art. 15 (p. 700). 

Im weitem Umfang schliesslich hat sich das wesentlich 
durch die Hanse entwickelte Seefrachtrecht erhalten. Die 
Hamburger Statuten von 1603 II 14 und die Lübecker Statuten 
VI 1. Titel §§ 9flf., § 12, 2., 3. Titel gehen, vor allem in der 
Behandlung der Gefahr und des Frachtanspruchs, auf die alten 
Hanserezesse zurück. 

Auch die Rechtssätze über den Lehrvertrag, soweit sie 
die Pflicht des Lehrherrn zur Erziehung betreffen, haben sich 
erhalten, wenn sie auch unter der loc. cond. abgehandelt werden, 
so z. B. in der Nürnberger Reformation von 1564 II 17. (Von 
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Hinlassung und Beständnis der Häuser und andern Güter, auch 
Hinlassung und Verding der Personen.) Deutsches Recht hat 
auch das Geldernsche Laudrecht von 1619 IV 4 (Maurenbrecher, 
Rheinpreuss. Landrechte 1830 — 1831 II S. 465) erhalten. Die 
Überschrift des § 4 lautet: „Van dienstboden ende aenneminge 
van Werke“. 

2 . 

Allein nicht nur in jenen bestimmten Rechtsgebieten hat 
sich das deutsche Recht erhalten. Vielmehr ist es weit darüber 
hinaus in Geltung geblieben. Die Privatrechtsgesetzgebung 
regelte, wie schon das Beispiel der eben angeführten Quellen 
zeigt, den Arbeitsvertrag nicht erschöpfend, ja viele Gesetz- 
bücher behandeln ihn, oder zum mindesten den Werkvertrag 
gar nicht. Auch da, wo das römische Recht formell und ma- 
teriell aufgenommen wurde, wurde höchstens der eiue oder 
andere Rechtsatz kodifiziert. Man darf hieraus nicht den 
Schluss ziehen, dass nunmehr das römische Recht als gemeines 
Recht schlechthin ergänzend eingetreten sei. Vielmehr muss 
behauptet werden, dass gerade auf dem Gebiete des Arbeits- 
vertrags und im besonder n des Werkvertrags, sich das Ge- 
wohnheitsrecht erhalten hat, das ja schon zur Zeit der aus- 
schliesslichen Geltung des deutschen Rechts von grösster Be- 
deutung war. Das Gewohnheitsrecht hatte sich auf dem Grunde 
der besonderu wirtscbaftlicben Verhältnisse seit Jahrhunderten 
als ständige Vertragsübung entwickelt. Es war massgebend 
bei der Abfassung der zahllosen Handwerks-, Zunft-, Gewerbe- 
und Polizeiordnungen, die in Fortsetzung der mittelalterlichen 
Statuten in den deutschen Territorien der Neuzeit erlassen 
wurden. Mochten auch die römischrechtlich gebildeten Juristen 
der deutschen Landesherren beim Erlasse von Gesetzbüchern 
das gemeine Recht zur Geltung bringen, auf diesem Gebiete 
mussten die tatsächlichen Verhältnisse, die auf ganz andern 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Grundlagen beruhten, 
als die des alten Rom, ausschliesslich berücksichtigt werden. 
Die Volkswirtschaft hatte sich seit dem Ende des Mittelalters 
in der hier in Betracht kommenden Beziehung wenig geändert, 
vor allem das Gewerbewesen blieb in den vom Mittelalter ge- 
schaffenen Formen bis an den Anfang des 19. Jahrhunderts 
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stehen. Dies ist scheu iu der Literatur des 18. Jahrhunderts 
anerkannt worden. Struve hebt in seinem Systema jurispru- 
dentiae opificiariae 1738 I. Bd. IV. Buch cap. 7 de jure opificum 
non scripto die grosse Bedeutung der , Handwerksbräuche“ als 
Rechtsquelle hervor. Er bestimmt die Geltung des Justinia- 
neischen Rechts (I. Bd. 3. Buch 2. cap. VII) dahin; 

. . . interim cum jure Justinianeo, tanquam recepto, in 
Germania communiter utamur, non possumus ejus autori- 
tatem ac usum penitus a foro opificum excludere. 

Er bespricht einige Justinianeische Rechtssätze, bemerkt aber, 
sie könnten 

non ita crude ad praxim hodiernam causae opificiariae 
transferri. 

3. 

Überblickt man die gemeinrechtlich beeinflussten Gesetz- 
bücher der Neuzeit mit Rücksicht auf den Werkvertrag, so 
lassen sich drei Gruppen unterscheiden: Gesetzbücher, die die 
loc. cond. operis überhaupt nicht regeln, solche die sie zwar 
unter der loc. cond. überhaupt erwähnen, aber nicht besonders 
behandeln, und schliesslich eine Gruppe von Rechten, die 
allerdings die Hauptsätze des Werkvertragsrechts aufstellen. 

a) Der Werkvertrag oder die loc. cond. operis wird nicht 
geregelt in der Reformation der Landgrafschaft Hessen von 
1535, Frankfurter Reformation von 1578 II. Teil, Kur-Kölni- 
sches Landesrecht (Reformation von 1563, Rechtsordnung von 
1663, authentica von 1767), Jülich. Belgische Rechtsordnung 
von 1555, Landrecht der hintern Grafschaft Sponheim von 
1578; Salm-Reifferscheidt-Dycksche Rechtsordnung von 1708; 
Kur-Trierisches Landrecht von 1668 ref. 1713 (ebenso die II. 
Redaktion von 1714), Rheingräfliches Landrecht von 1754. 
Dasselbe gilt von dem Dithmarsischen Landrecht von 1567 
(Glückstadt 1667), den Konstitutionen Augusts von Sachsen von 
1572 (wozu jedoch die Gesinde-, Taglöhner- und Hand werks- 
orduung Johann Georgs von Sachsen von 1651 heranzuziehen 
ist); Lüneburger Stadtrecht (Pufendorf, observationes Bd. IV); 
Neumünsterische Kirchspiel- und Bordesholmische Amtsge- 
bräuche (herausgegeben von Seestern-Pauly 1824), der Stadt 
Basel Stadt- und Gerichtsordnung von 1719 II. Teil (Rechts- 
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quellen von Basel I 831). Auch die folgenden Prozess- und Landes- 
ordnungen, in denen vielfach auch das Privatrecht behandelt 
wird, enthalten nichts über die locatio conductio operis; Jülich- 
Clevesche Ordnung und Reform, des Prozesses von 1562; Fürstlich- 
Hessische Landesordming in der oberu Grafschaft Katznelenbogen 
(v. Selchow, Magazin für die deutschen Rechte und Geschichte I 
1779); Gerichtsordnung und Landrecht der Grafschaft Solms 1571; 
Erneuerte Landesordnung für das Königreich Böhmen von 1627. 

Unter den privaten Rechtsaufzeichnungen sind der Layen- 
spiegel (Augsburg 1509) und der richterliche Klagspiegel (Strass- 
burg 1536) hervorzuheben. Der erstere behandelt die loc. cond. 
überhaupt nicht, dieser nur die Sachmiete. Der Bauunter- 
nehmervertrag ist in dem oben angeführten Abschnitte de stipu- 
latione erwähnt. Kein Anhaltspunkt findet sich in dem Formu- 
larbuch Leonhard Schwartzenbachs (Frankfurt a. M. 1571). 

ji) Die Gruppe der Rechte, die die loc. cond. operis im 
Systeme unter der Miete vortragen, ohne jedoch meistens näher 
auf die materiellen Rechtssätze einzugehen, wird eröffnet durch 
die Wormser Reformation von 14§8. Dort heisst es (V 2); 
Und nit allein hüsslich Wohnung oder buguter mögen ver- 
liehen und bestanden werden, sondern auch arbeit oder 
wergk zu machen mögen verdingt verliehen, angenomen 
und bestanden werden als Bücher ze schrj'ben, Tafeln ze 
malen, Schrynwergk, Schmidwergk, Muwerwerk, Zymraer- 
werk, Graben zu machen und derglychen, daruss ent- 
springen dag und forderung des verlyhens und besteens. 
Ebenso Nürnberger Reform, von 1564 II 17, Vollständige 
Teutsche Stadtrechte für Böhmen und Mähren (Wien 1721); 
Nassauische Landesordnung von 1616 VI 5; Reformation der 
freien Reichsstadt Wimpfen von 1731 II 6; Gräflich Hohen- 
lohesches Landrecht von 1738 III 7 § 12; Der Landschaft 
Basel Landesordnung von 1757 § 84; Codex Maximilianens 
Bavaricus Juris civilis IV cap. 6, die letzte grosse gemein- 
rechtliche Kodifikation, die jedoch nicht einmal eine grundsätz- 
liche Scheidung von loc. cond. operis und operarum durchführt. 
Vgl. ferner das kompilator. Werk von Noe Meiner, Liberey 
Kaiserlicher auch Teutscher Nation Land- und Stattrecht 
(Heidelberg 1582) II. Teil: Vou Beständnis der Güter. 
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;') Wählend die bisher besprochenen Gesetzgebungswerke 
für das materielle Werkvertragsrecht keine oder nur eine ganz 
geringe Ansbeute gewähren, hat eine Gruppe von Rechten, 
für die das Freiburger Stadtrecht vorbildlich gewesen ist, die 
Hauptsätze des Vertragsrechts entwickelt. Das Freiburger 
Stadtrecht von 1520 stellt unterm 5. Titel des II. Traktats 
folgende Bestimmungen auf: 

a) Vollendet ein Werkmeister das Werk innerhalb des 
Zieles nicht, oder ist soviel Zeit verstrichen, dass er es bis 
dahin nicht mehr anfertigen kann, so hat er dem andern alles 
Interesse, Schadfall und Nachteil abzutragen; es steht in 
des Bestellers Willen, ob er ihn das Werk noch vollenden 
lassen will. 

b) Ist aber der Werkmeister bereit und in der Lage, zu 
wirken, ist das Hindernis am Besteller, so muss dieser das 
verdingte Geld zahlen. 

c) Wird er durch einen Dritten gehindert, so hat er gegen 
den Besteller keinen Lohnanspruch, dieser gegen ihn keinen 
Schadensersatzanspruch. Das Recht gegen den Dritten steht 
dem Unternehmer zu. 

d) Wird zweien, dreien oder mehreren ein Werk verdingt, 
so ist jeder allein dasselbe auszuwirken schuldig, kann sich 
nicht auf die Mitschuldner berufen. 

e) Ist der Werkmeister dem Gegenteil Schaden und Inter- 
esse zu zahlen bereit, so kann der Besteller nur in dringenden 
Fällen auf Anfertigung des Werks bestehen. 

Im Württembergischen Landrecht von 1567, das ganz nach 
dem Muster des Freiburger Stadtrechts bearbeitet ist, finden 
sich im II. Teil (auch wiederholt in der Refonnation von 1610) 
die Bestimmungen a bis e fast wörtlich übereinstimmend. Ihm 
folgt das Kurpfälzer Landrecht von 1582 II. Teil 4. Titel 
(wiederholt in der Revision von 1698 IV 10). In beiden 
Rechten ist anschliessend an Bestimmung d bemerkt; 

f) Wenn aber viele ein Werk stückweise, oder sonst ohne 
eine Verbindung verdingten, so kann jeder nur für sein Stück 
in Anspruch genommen werden. 

Das Hatzfeld- Wildenburgische Landrecht von 1607 II 
cap. 6 §§ 24, 25 gibt die Bestimmungen a, b, c und setzt noch 
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fest, dass der Werkmeister erst nach Vollendung des Werks 
Anspruch auf Lolin hat. Das bei Struve Bd. III Buch III 
cap 9 angeführte jus provinciale ducatus Prussiae (publiz. 1620) 
enthält in Buch IV A. 3 die Bestimmungen b, c, d, f. 

Die Fassung der Bestimmungen allein verrät schon die 
römischrechtliche Bildung des Verfassers des Freiburger Stadt- 
rechts Ulrich Zasius. Auch der Inhalt ist aus römischrecht- 
licher Anschauung hervorgegaugen ; Bestimmung d z. B. verrät 
ganz deutlich die Anlehnung an die auf das Mandat bezügliche 
Stelle 1. 60 § 2 Dig. 17, 1. Auch die Einräumung des Rück- 
trittsrechts für den Besteller in Bestimmung a ist durchaus 
neu und ein Bruch mit dem bis dahin geltenden Rechtszustande. 
Es zeigt sich übrigens, dass auch hier das Werkvertragsrecht 
nicht erschöpfend geregelt worden ist, aber immerhin muss her- 
vorgehoben werden, dass der Gesetzgeber den der Werk- 
miete eigentümlichen Tatbestand erkannt und entsprechend be- 
handelt hat. 

4. 

Entsprechend der Stellung der Gesetzgebung zum Arbeits- 
vertrag und im besoudern zum Werkvertrag hat sich auch die 
Lehre des gemeinen Rechts nur wenig mit ihm beschäftigt. 
Es liegt ausserhalb des Rahmens dieser Arbeit, die Behandlung 
dieses Gebiets durch die Kanonisten, und die italienischen und 
französischen Zivilisten darzustellen. Es sei hier auf die Ar- 
beiten Wilhelm Endemanns verwiesen, nach dem („Die rechU 
liehe Behandlung der Arbeit“ in Band 67 S. 688 der Jahr- 
bücher für Nationalökonomie und Statistik), der Arbeitsvertrag 
als solcher von den Kanonisten selbständig, und zwar nicht 
unter der Sachmiete behandelt wurde, dagegen bei den Zivi- 
listen keine oder nur geringe Beachtung fand. 

Aus der Literatur des 16. Jahrh. sei erwähnt, dass das 
grosse Werk Differentiae ali(iuot Juris Civilis et Saxonici in 4 
partes divisae (Köln 1567) den Werkvertrag nicht berührt. 
Ulrich Zasius behandelt in seinem Kommentar zu den Pandekten 
(Ausgabe von Freigius, Basel 1576) unter dem Titel „de ver- 
borum obligatione“ die auch später in den Pandektenwerken 
viel erörterte Frage, ob durch die Stipulation, ein Haus zu er- 
bauen, auch der Erbe des Unternehmers verpflichtet werde. 
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weiterhin einen Fall für die Verteilung der Gefahr (fol. 711). 
Die loc. cond. operis ist als solche nicht berücksichtigt (fol. 718). 
Dagegen bespricht Andreas Perneder in seinen Institutioues (Aus- 
gabe von Hunger, Ingolstadt 1563) ausführlich unter der Über- 
schrift De locatione III 25 die hierher gehörigen Vorschriften 
des römischen Rechts, vor allem die Klage des Bestellers wegen 
Verderb des Stoffs. Auch die Zulässigkeit der Unterverdingung 
wird, wie in vielen andern Pandektenwerken, ausdrücklich be- 
sprochen. Bezüglich der Advokaten trägt Perneder die römisch- 
rechtliche Anschauung vor, dass der Advokat unentgeltlich 
arbeiten müsse und nur eine freiwillig gegebene , Verehrung“ 
annehmen dürfe. Benedikt Carpzov (opus definitionum foren- 
sium ad Const. Elect. Saxon. Frankfurt 1669) behandelt nur 
die Sachmiete (II 37), bringt aber sonst einiges hierher ge- 
höriges. Er leitet das Rententionsrecht des Fuhrmanns am 
Frachtgut aus dem allgemeinen Zurückbehaltungsrechte her 
(II 16, 21) und äussert sich über die Stellung der Ansprüche 
des Handwerkers im Konkurse (I 28). Ulrich Huber (prae- 
lectiones juris civilis 1735) behandelt unter loc. cond. (HI 25) 
wesentlich die Sachmiete, und erörtert nur in einem scholium 
die Frage, inwiefern die loc. cond. operis hierher gehöre, nach- 
dem es sich doch nicht um den Gebrauch einer Sache handle. 
Im übrigen bespricht er in eigenen Abschnitten die operae 
libertorum und servorum (lib. 38 tit. 1; lib. 7 tit. 7). Ein- 
gehender widmet sich Pufendorf (observationes II. Bd. 1748). 
der loc. cond. operis (observ. 14), als welche ihm offenbar vor- 
nehmlich der Bauunternehmervertrag erscheint. Es werden 
die Rechtswirkungen der approbatio, sowie die Haftung des 
Unternehmers für Eigenschaften des Werks besprochen. Die 
Gesamtauffassung ist römischrechtlich, aber es werden doch 
die Sätze der Pandekten selbständig behandelt und weiter aus- 
gebildet. Bei anftauchenden Zweifeln kommen naturrechtliche 
Anschauungen zur Geltung. So wendet er sich in observ. 14 
§ 10 gegen die Meinung von Coler und andern, „conductori, 
cujus opus contra legem contractus effectum esset, nihil deberi“. 
Pufendorf setzt dem entgegen, „id aequitati conveniens non 
est“. Er führt Voet an ad tit. loc. cond. § 40, der darauf 
abstellt, ob das Werk gar keinen oder wenigstens einen ge- 
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ringen Nutzen habe. Johannes Voet (Comnientar. ad Pandektas 
6. Aufl. 1734) beschäftigt sich weitaus am ausführlidisten mit 
der loc. cond. operis. Im I. Band (Buch 19 Titel 2) bespricht 
er zunächst die Sachmiete. Bei der Dienstmiete erwähnt er, 
dass sie nur auf mercenariae operae Anwendung finde, nicht auf 
„operae liberales advocatorum similiumque, quibus salaria non 
mercedes praestari solent“ (6). Im Anschluss hieran fuhrt er 
eine Reihe von Sätzen aus dem Seefrachtrecht an über unver- 
schuldete Uiimogliclikeit der Leistung, über den Frachtanspruch 
usw. , wobei er sich auf die verschiedenen Seerechte beruft. 
Er geht hier notwendig über den Rahmen der Digesten hinaus 
und bietet die Grundsätze des im 15. Jahrhundert entwickelten 
Seefrachtrechts (27, 28). Von hier geht er zur eigentlichen 
loc. cond. operis über. Es wird die Unterverdingung, die pro- 
batio und die Verteilung der Gefahr, schliesslich das Zurück- 
behaltungsrecht des Arbeiters am Werk bis zur Bezahlung des 
Entgelts ausführlich besprochen. Weniger eingehend würdigt 
Leyser (Meditationes ad Pandektas III. Bd. 3. Aufl. 1743) die 
Werkmiete (spec. CCXII). Erwähnenswert ist hier nur, dass 
er dafür eintritt, den Bauunternehmer, nicht nur bei öflent- 
lichen Bauten, sondern bei allen privaten Bauten fünfzehn 
Jahre für alle Schäden haften zu lassen. Denn die Bestimmung 
des römischen Rechts, die nur die öffentlichen Bauten be- 
günstigt, widerspreche der Billigkeit. Er führt für seine An- 
sicht ein Helmstädter Rechtsgntachten an. 

Wendet man sich nach diesem flüchtigen Überblick über 
die Pandektenliteratur der Lehre des deutschen Rechts zu, so 
ist zunächst zu erwähnen, dass die Vorarbeiten zu dem Würt- 
tembergischen Landrecht von 1610 (herausgegeben von Faber 
und Schlossburger, Stuttgart 1859) nichts hierher Gehöriges 
bieten (S. 198 de loc. cond. S. 206). Dasselbe gilt von Schilters 
Praxis juris Romani in foro Germanien (Jena 1698), exercit. 31, 
wo die loc. cond. operis nicht ausdrücklich behandelt wird, und 
materiellrechtlich nur ein Urteil der Strassbnrger Juristen- 
fakultät von 1693 in einer Frachtsache geboten wird, und von 
Georg Beyers Delineatio Juris Germanici (Leipzig 1729) III. Buch, 
sowie von v. Selchow (Institutiones jurisprudentiae Germanicae 
1757). Joh. Rud. Engau (Elementa juris Germanici 1737) er- 
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wähnt zwar (III 11 § 119) die loc. cond. operis, führt jedoch 
einen einzigen, nocli dazu römischrechtliclien Satz unter Be- 
i nfung auf Struve an. Justus Runde (Grundsätze des deutschen 
Privatrechts. Göttingen 1791) beliandelt nur den Dienstvertrag. 
Johann Heinr. Fricke (Grundsätze des Rechts der Handwerker, 
Göttingen 1771, 1778) und Joh. Friedr. Weisser (Recht der 
Handwerker nach allgemeinen Grundsätzen, insbes. nach den 
lierzogl. Wirttemberg. Gesetzen, Stuttgart 1779) behandeln den 
Arbeitsvertrag als solchen nicht, nur letzterer beschäftigt sich 
mit der Stellung des lidlons ira Konkurse und der einschlägigen 
Behandlung des Entgelts des Werkunternehmers. 

Während aber in den angeführten Werken der Arbeits- 
vertrag und im besondern der Werkvertrag entweder gar 
nicht oder nur in der einen oder andern Beziehung berück- 
sichtigt wird, wird ausführlich das Handwerks-, Zunft- und 
Gewerberecht dargestellt. Die gewerblichen Organisationen, die 
Zwangs- und Bannrechte wurden der Gegenstand zahlreicher 
Spezialschriften. Die Literatur über das Handwerkswesen be- 
ginnt mit dem Ende des 17. Jahrhunderts, wird wesentlich ge- 
fördert durch Beyer und zu einem weitschweifigen Systema 
jurisprudentiae opificiariae von Struve verarbeitet ( 1738 ). Unter 
den späteren Schriftstellern sind vor allem Fricke und Weisser 
sowie Ortloff (Corpus Juris opificiarii 1820) zu nennen. Auch 
in dem Werk Struves nimmt der Werkvertrag einen verhältnis- 
mässig geringen Raum ein. Im 3 Buch des III. Bandes cap. 4 
ist die loc. cond. abgehandelt. Die Unterscheidung zwischen 
loc. cond. operis und loc. cond. operarum wird in römischrecht- 
liclier Fassung vorgetragen. Das Recht des Hausherrn des 
Unternehmers, auf das Werk Arrest zu legen, wird als nach 
lübischem Rechte zulässig erwähnt. Weiterhin werden die im 
Freiburger Stadtrecht und der hiezu gehörigen Gruppe von 
Rechten aufgestellten Bestimmungen vorgetragen, bei der Be- 
sprechung der custodia wird eine Entscheidung des Leipziger 
Schöffenstuhls mitgeteilt, nach der ein Schneider, dem bei Nacht 
Gewand mit seinen eigenen Sachen gestohlen worden ist, es 
bezahlen mu.ss, es sei denn, dass er beweisen kann, dass er 
sein Haus und Stuben recht verwahrt hat. und da.ss ihm keine 
Verwahrlosung zugerechnet werden kann. Nur wenn er nach- 
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weist, dass die Fenster erbrochen worden sind, ist er von der 
Zahlung schlechthin befreit. Der frühere Rechtssatz, dass der 
Mitverlust eigener Sachen des Unternehmers ein genügender 
Nachweis der erforderlichen Sorgfalt sei, ist also verlassen. 
Die Vorschriften über die Gefahr sind dem römischen Recht 
entnommen. Im übrigen wird das speziell gewerbliche Recht 
über die Fristsetzung durch die Älterleute, das Verbot, dem 
Schuldner eines Zunftgenossen zu arbeiten, das Truckverbot, 
ansführlich vorgetragen, und es zeigt sich, dass sich hier die 
mittelalterlichen Verhältnisse nicht geändert haben. Unter den 
privilegia opificum wird dann des längern das Retentionsrecht 
des Unternehmers, und seine Stellung im Konkurse des Be- 
stellers besprochen (Buch IV cap. 3). 

5. 

Es ist schon erwähnt worden, dass das römi.sche Recht 
vor allem in der Lehre vom casus und der Unmöglichkeit der 
Leistung, sowie der culpa aufgenommen wurde. Verschiedene 
Auffassungen traten wesentlich nur bei der Behandlung der 
Frage auf, inwieweit dem Lohnanspruch des Werkvertragunter- 
nehmers eine besonders günstige Stellung, vor allem im Kon- 
kurse des Bestellers, einzuräumen sei. 

a) Das Recht des Arbeiters, die verarbeitete Sache bis zur 
Zahlung des Entgelts durch den Besteller zurückzubehalten, 
hat sich im bayrischen und lUbischen Recht erhalten, aber auch 
im Gebiete des gemeinen Rechts auf Grund des römischen 
Rechts gegolten. Das bayrische Recht von 1616 behandelt es, 
wie schon erwähnt, als stillschweigendes Pfandrecht und steht 
damit völlig allein. Diese Konstruktion wird ausdrücklich ab- 
gelehnt von Struve und Mevius. Jener führt das Retentions- 
recht unter den benefleia juris opificum auf: 

reliquiae quaedam pristini juris remanserunt quatenus 
scilicet illud in ratione aequitatis naturali aut civili qua- 
dam regula continetur (I. Bd. 4. Buch cap. 3). 

Mevius begründet es schon römischrechtlich: 

. . . aequiparantur enim operae iis impensis quae in rein 
necessario et utiliter inipenduntur (Comraent. ad Jus Lu- 
bicense III 7 Art. 15). 
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Übereinstimmend G. G. Lindheimer, De jure mercedis opificum 
in concui’su creditorum (Diss. Güttingen 1753) § 5. A. v. Leyser, 
Meditat. ad Fand. (1776) spec. CCXIX, Voet, Comment. ad 
Fand. I. Bd. (1734) XIX 2 Nr. 40, wo liinsichtlich des Zurück- 
behaltungsrechts des Schiffers auf Grotius verwiesen wird; 
ferner für den Fall des Konkurses des Bestellers G. L. Böhmer, 
Electa Juris civilis (Göttingen 1747) I. Bd. exercitatio XII § 5 
unter Berufung auf die übereinstimmende Ansicht von Lauter- 
bach, Coler, Gayl und Carpzov. 

Das Zurückbehaltungsrecht ist anerkannt in dem Hohen- 
loheschcn Landrecht von 1732, nach dessen Gantprozess der 
Handwerker in die I. Klasse gehört, wenn er das Werk noch 
in Händen hat, also das Retentionsrecht gebrauchen kann 
(VI Tit. 11). Ebenso die Konkursordnung für die Geraeinberr- 
schaft Breuberg und die sämtlichen Fürstlich Löwensteiiischen 
Lande von 1805. 

b) Im Zusammenhang hiermit steht die Sicherung der 
Forderungen der Bauhandwerker auf Grund von Werkverträgen. 
Unbestritten war, dass derjenige, der Geld zur Erbauung eines 
Hauses hergeliehen hatte, zur Sicherung seiner Forderung eine 
tacita hypotheca an dem Hause besass (Edictum divi Marci). 
Die Nürnberger Reform, von 1564 II 22 gestand dem Gläubiger 
den Vorrang im Konkurse zu; 

So ainer dem andern zu erpawung pesserung und er- 
haltung ains hauss odern andern guts fürstreckung geton 
und bewisen worde, das es ain notdurft gewest und sein 
dargelihen gelt oder anders dahin gewendet w'orden were 
so soll jmc umb solche seine darstreckung vor andern 
gloubigem verholffen werden. 

Nach dieser Stelle ist es vielleicht zulässig, anzunehmen, dass 
auch die Materiallieferung privilegiert war, aber die reine 
Lohnforderung fiel kaum hierunter. Dagegen wird nach dei- 
Hamburger Gerichtsordnung von 1603 II 5 Art. 9 dem Hand- 
werker, der Arbeit zur notwendigen Erbauung von des Schuld- 
ners Haus, Schiff n. dgl. angewandt, vor allen andern 
Gläubigern an dem Hau.se „der Vorzug gegönnt“. Wir haben 
hier eine den Foi derungen der Billigkeit durchaus entsprechende, 
selb.ständige Rechtsbildung. Immerhin ist diese Erscheinung 
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vereinzelt. In den übrigen Rechten scheint man nicht so weit 
gegangen zu sein. Vgl. Württemberg. Landr. von 1567 S. CCIX 
de taeitis hypothecis und über die Praxis, die nur die Material- 
lieferung dem Darlehen gleichstellte, C. C. Dabelow, Lehre 
vom Konkurse der Gläubiger 1801 S. 616. 

Pufendorf (observationes juris universi tom. II, observ. 
CLXX) trat dafür ein, dass der Arbeiter mit seinem Lohnan- 
spruch dem Darlehensgeber gleichgestellt werde, denn es komme 
auf die causa an, nicht auf die materia. Ebenso Ortwin 
Westenberg (Dissert. ), ferner Beuther, de jure praelationis 
creditorum I 29, der denjenigen, die nur operae creditiert haben, 
eine tacita hypotheca einräumt, und Gmelin, Ordnung der 
Gläubiger cap. 3 § 3. Leyser, medit. ad Pand. spec. LXVII 
ined. 1 gesteht dem Lohnanspruch dann eine tacita hypotheca 
zu, wenn der mit der Arbeit verbundene Vorteil nicht einer 
einzelnen Person zugute kommt, sondern mit der Sache selbst 
auf jeden andern Erwerber übergeht. Dagegen bleiben auf 
dem Boden des römischen Rechts stehen : Orth in seinen An- 
merkungen zur Reformation der Stadt Frankfurt a. M. 5 Bde. 
1731 If. II S. 451 und 708ff., der ausführlich den ganzen Stand 
der Streitfrage in Rechtsprechung und liehre darstellt, Lind- 
heimer in der oben angeführten Schrift §§ 9 ft'., § 17 unter Be- 
rufung auf Rechtsgutachten von Leipzig, Halle, Rinteln und 
Tübingen; Georg Ludw. Böhmer, Electa jur civ. exercit. XII 
de jure mercedis opiftcum in concursu creditorum §§ 17, 18, so- 
wie eine oberrichterliche Entscheidung von 1817 zu Teil I 
Titel 7 des Katznelnbogcnschen Landrechts (Bopp, Beitr. zum 
Vei-ständn. der 4 mittelrhein. Landr. 1854). Struve schliesslich 
verneint die tacita hypotheca wegen Fehlens eines Gesetzes, 
gesteht jedoch der Forderung des Unternehmers ein Verzugs- 
recht im Konkurse zu (IV cap. 3 Z. 9). 

c) Was nun die Stellung des Werkunternehniers mit seinem 
Lohnanspruche schlechthin im Konkurse des Bestellers anlangl, 
so ist davon auszugehen, dass der lidlon auch im Konkursrechte 
der Neuzeit eine begünstigte Stellung insofern einniinmt, als er 
gewöhnlich in der I. Klasse der Gläubigeransprüche zum Zuge 
kommt. Vgl. Stohbe, Gesch. des Konkursproz. S. 91 ; Wyss, 
Gesell, des Konkursproz. S. 107 ft’. ; Heusler, Bildung des Kon- 

K o t ti e ti li I) (' li u r . W «rk veri rau Ü 
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kursproz. nach schweizerischen Recliten (Zeitschr. f. schweizer. 
Reclit 7. Bd. 1858) S. 193 ff. ; Hertz, Rechts verh. des freien 
Gesindes S. 91. Es wurde schon früher erwähnt, dass vor 
allem nach Schweizerischen Rechten diese Stellung des lidlons 
auch den Forderungen verschiedener Handwerkerklassen ein- 
geräumt wurde. Vgl. Heusler S. 196, 197; Wyss S. 107—112. 

Auch hier nun zeigt das Hamburger Recht von 1603 eine 
besonders hohe Wertschätzung der Arbeit, es privilegiert den 
Lohn für die Arbeit. II 5 Art. 9. Es heisst in den Anmer- 
kungen hierzu: Färberlohn ist in den dazu getanen Farben 
ein gemeines creditum, und nur soviel die Arbeit sich beläuft, 
eine privilegierte Schuldforderung. Mit dieser Auffassung stimmt 
überein die bei Wyss S. 114 mitgeteilte Bemerkung des Stadt- 
richters Escher am Ende des 17. Jahrh.: „Schuhmacher- und 
Goldschmiedarbeit ist eigentlich nur Lidlohn, soviel ihre Arbeit 
daran ist, ausser es sei eine geringe Anforderung“. Das Hohen- 
lohesche Landrecht von 1732 VI 11 Nr. 13 Gantprozess setzt 
in die I. Klasse der Gläubiger „die Schmiede, Wagner, Sattler, 
Seiler, auf die letzten 2 Jahre vor dem Konkurs noch unbezahlte 
.\rbeit und hergegebene Sachen, so zu dem Feld- oder Wein- 
bergsbau nötig gewesen und angewendet worden“. Hier sind 
die nämlichen Handwerkerklassen, wie im Zürcher Recht ge- 
troffen, und ebenfalls die Forderungen auf Grund Werk- 
vertrags und Kaufs nicht unterschieden. In die III. Klasse 
stellt den Arbeitslohn und die Handwerksschulden das Rhein- 
gräfliche Landrecht von 1754 (Maurenbrecher S. 273 ff.). Eben- 
so nach Lindheimer a. a. 0. § 15 das Oberpfälzer Landrecht 
tit. 2 a. 7. 

Dagegen ist in der Mehrzahl der Rechte der lidlon auf 
das Gesinde beschränkt, in einigen höchstens noch auf die 
Tagelöhner und gebrüdeten Dienstleute ausgedehnt. Für den 
Werknnternehmer ist kein Raum. Nürnberger Reform, von 
1564 XI 7, XXII 89. Frankfurter Reform. I 49 § 2. Nassau- 
isrhe Landesordnung von 1616 XVI. Hatzfeld- Wildenburg. 
Landr. von 1607 I 18 (Maurenbrecher II 361). Kur-Trierisches 
Landr. von 1668 ref. 1713 (ebd. II 48ff.) tit. 13 §9. Konkurs- 
ordnung der Gemeinherrschaft Breuberg von 1805 (in der 4. 
Klasse). Des Kaisei liehen Hochstifts Bamberg Landrecht (1769) 
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II 3. Codex ßavar. judic. tit. 20 § 4 lässt das lidlon-Privileg 
den Handwerker geniessen, der in der Woliming des Schuldners 
und in dessen Kost arbeitet. In Basel wurde 1648 die Privi- 
legierung der Handwerker abgescliafFt. (Heusler S. I97if. Dar- 
stellung de» Konkursreclits durch Dr. Fäsch, abgedr. in den 
Rechtsquellen von Basel I 635, sowie Gerichtsordnung von 
1719 ebd. S. 805.) 

In den meisten der angeführten Rechte ist der Anspruch 
des Arztes auf Bezahlung des Honorars für Behandlung in der 
letzten Krankheit des Gemeinschuldners pidvilegiert (vgl. auch 
Stobbe S. 95). 

Die Bechtslehre verhält sich ablehnend gegen die Privi- 
legierung des Werkunternehmers. Böhmer stellt den Anspruch 
aus loc. cond. operis und operarum unter die chirographarii 
(§ 6). Das Vorrecht des Lidlons gesteht er nur den Arbeitern 
und Werkmeistern in der Hausgemeinschaft des Schuldners zu 
(§ 15). Ebenso Lindheimer (§§ 6, 15) unter Berufung auf eine 
bei Carpzov angeführte Entscheidung. Carpzov (Definitiones 
forenses 1669 I 28 def. 24 fl'.) setzt an die 4. Rangstelle die 
gebrödeten Diener non autem operarii , vel opifices. Weisser 
(XI. Abschn.) stellt darauf ab, dass die Handwerker in der 
Kost des Bestellers arbeiten. Dabelow (S. 602) verneint aus- 
drücklich die Gleichstellung von Handwerkerschulden und Lid- 
Ion und erwähnt nur (S. 638), dass diese nach einigen Rechts- 
lehrern in die 4. Klasse zu setzen seien, ebenso wie die Arzte 
mit ihrem Honoraranspruch. 

Bei diesem Überblick zeigt sich, dass, soweit überhaupt 
eine Privilegierung des Entgelts des Werkunternehmers statt- 
fand, sie nicht als solche statuiert wurde, dass vielmehr die 
Forderung aus dem Arbeitsvertrag als solchem begünstigt 
werden sollte, und dass gewisse Klassen der arbeitenden Be- 
völkerung eines Vorrechts teilhaftig werden sollten. 

6 . 

Seit der Rezeption hat zwar eine theoretische Behandlung 
des Werkvertrags eingesetzt, aber sie ist wesentlich im An- 
schlüsse an das römische Recht erfolgt. Die Werkverdingung 
wurde gemäss der Anordnung der Pandekten unter den Begriff 
der Miete, und zwar der Miete im römischen Sinn gestellt. 
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Die Reclitslelire, wie die Gesetzgebung liabeii bis zum Ende 
des 18. Jabih. die Eigenart des Arbeitsvertrag.s als solchen 
nicht gewürdigt und nicht erkannt, dass nur die besondere ge- 
schichtliche Entwicklung in Rom die Werkverdiugung mit dem 
Tatbestand der Sachmiete in dogmatischen Zusammenhang ge- 
bracht hat. In dogmatischer Hinsicht hat erst das Preussischo 
Landrecht (I 11 §§ 925 — 980) dem Werkvertrag die richtige 
Stellung zugewiesen, indem es ihn unter die Verträge. Uber 
Handlungen einreihte. Damit ist die alte, gemeinrechtliche 
locatio conductio aufgegeben. Ihm ist das österreichische 
bürgerliche Gesetzbuch gefolgt, das den Werkvertrag mit dem 
Dienstvertrag unter den Hegriff des Lohnvertrags zusammen- 
fas.st, ferner das Schweizerische Obligationeurecht, das Sächsische 
Bürgerliche Gesetzbuch und das Bürgerliche. Gesetzbuch des 
Deutschen Reichs. Man darf sagen, dass erst mit dem Preitssi- 
schen Allgemeinen Landrecht sich das heimische Recht in dog- 
matischer Beziehung von dem römischen Recht emanzipiert hat. 

Sicherlich ist dies auf die naturrechtlichen Anschauungen 
zurückzuführen, die im 18. Jahrh. neben dem gemeinen Recht 
oder gegen es sich geltend machten, und die sich gegen die 
nicht verständliche Konstruktion der Sachmiete auflehuten. Es 
ist dargelegt worden, da.ss diese naturrechtliche Auffassung 
auch auf das materielle Recht Einfluss hatte. .Auch dies zeigt 
sich in der Behandlung der Werkverdingung zunächst im 
Preussischen Landrecht, dann aber auch im Code civil, der 
zwar die Werkverdingung unter der Überschrift der Miete be- 
handelt, aber sie niateriellrechtlich durchaus ilirer Besonderheit 
entsprechend gestaltet. Man ging bei der .Abfassung dieser 
Gesetzbücher davon aus, den wirtschaftlichen Verhältnissen 
entsprechende Rechtssätze aufzustellen, grifl’ dabei vielfach auf 
die von der gemeiiirechtliclicn Lehre ausgebildeten Normen 
zurück, und suchte von dem schon in der Literatur vielfach 
liervorgehobenen Gesichtspunkt der Billigkeit aus, die einzelnen 
Fragen zu regeln. Es kann nicht davon gesprochen werden, 
dass die neueren Gesetzgebuugeu das alte deutsche Recht be- 
rücksichtigt hätten, vielmehr waren die Gedanken ausschlag- 
gebend, die sich in der Literatur und Gesetzgebung der vor- 
ausgehenden Zeit entwickelt hatten. 
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Vollkommen einheitliclie Anscliaiiungen über den Werkver- 
trag haben sich übrigens auch in neuerer Zeit nicht entwickelt. 
So kann nach dem Preussischen Allgemeinen Landrecht, wie 
wenigstens die herrschende Meinung lehrt, und nach code civil 
nur ein materielles Werk Gegenstand der Werkverdingung sein, 
während nach Österreichischem und Deutschem Bürgerlichen 
Gesetzbuch auch geistige Erfolge hierher gehören. Nach 
Preussischem Landrecht kann nur ein Werkverständiger einen 
Werkvertrag abschlie.ssen. Dagegen ist überall in der Neuzeit 
die römische Unterscheidung der operae liberales und illiberales 
aufgegeben worden, und wir sind daher zu der Anschauung 
zurückgekehrt, die bereits vor der Rezeption in Deutschland 
herrschte. 

Die neuere Rechtsentwicklung hat weiterhin zu einer aus- 
giebigen Siiezialisierung des Werkvertrags geführt. Die Ver- 
träge des Handelsgesetzbuchs, der Kommissions-, Speditions-, 
Frachtvertrag gehen ihre eigenen Wege. Der Verlagsvertrag, 
der Mäkler vertrag, der Vertrag mit dem Arzte und mit dem 
Advokaten wird gesondert behandelt. Das Preussischc Land- 
recht hat nicht mit Unrecht den Bauunternehmervertrag ge- 
sondert berücksichtigt. 

Ich komme zu dem Ergebnis: Das deutsche Recht hat 
selbständig ein Werkvertragsrecht entwickelt, dessen Sätze auch 
nach der Rezeption des fremden Rechts in verschiedenem Um- 
fang in einzelnen Rechtsgebieten fortgegolten haben. Seit dem 
16. Jahrh. werden von Gesetzgebung und Rechtslehre die im 
Corpus juris enthaltenen Normen weiterentwickelt, wobei die 
naturrechtliche Anschauungsweise, die von „Vernunft“ und 
„Billigkeit“ ausgeht, von Einfluss ist. Auf diesem Boden stehen 
die Gesetzgebungen der letzten 150 Jahre. Sie suchen in Fort- 
bildung jener Ergebnisse das Vertragsrecht in einer den wirt- 
schaftlichen Bedürfnissen der Parteien entsprechenden Weise 
zu regeln. Sie sind das Werk selbständiger Gedankenarbeit; 
sie setzen nicht das alte Recht fort, aber eröffnen auf eigener 
Grundlage eine neue Periode des Rechts des deutschen Volks. 
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Krntes Kapitel. Hiirger. Milwolincr und (last 1—24 

Ltic priizessualcn Vorschriften, der juristisch interessanteste llestand- 
leil des tJüsterechts. Kntstanden und zu behandeln vor allem für 
auUerhalb, aber auch für in der Stadt gesessene Gäste. Notwendigkeit 
i'iner Feststidlung <lcs Gastbegrin's. 

I. l>ie Kärger, rrsiirünglieh li'diglieh städtischer Grundbesitz 
und allgemeiner Gerichtsstand mindestens vor einem StadtschullheiUeii 
erforderlich: Möglichkeit eines zweiten allgeuieinen Gerichtsstandes 
vor auswärtigem (irundherm. Später .Vnfnahme in das Kürgerreelit 
notwendig. 

II. Die .Mitwohncr. Mangels Grundbesitz oder Aufnahme nicht 
Bürger, aber auch nicht lediglich Gäste. — 1. a) Dauerndes und wirt- 
schaftlich selbständiges Wuhnen in der Stadt, b) Verpllichtiing zu 
städtischen (direkten) Steuern und Diensten, c) Befreiung von .Ab- 
gaben, die Gästen obliegen, d) .Allgemeiner < iericlitsstand gemein- 
schaftlich mit den Vidlbiirgern. — 2. i)nellenniäbige Bezeichnung, 
a) Positiv Kingescssene und Mitwobner. negativ l.cuG'. die in der 
Stadt wohnen, aber nicht Bürger sind. Zuweilen Bezeichnuug als 
Bürger, b) Ausdrücklicher Gegensatz zu iu und auUerhalb der Stadt 
wohnhaften Gästen, c) Bezeichnuug als .Gast* seltime Ausnahme. 

III. Die Gäste. 1. Gäste, die in der Stadt wohnen. Meist nach 
ihrem Stande bezeichnet. Grundsätzlich nicht dem Stadtgericht und 
den städtischen Lasten unterworfen. — 2. a) Gäste, die auUerhalb des 
Stadtgerichts- (Stadtgemeinde-) Bezirks wohnen. Vorzugsweise als 
.(fremde) Gäste* bezeichnet, c) Nicht den städtischen Lasten, aber 
dem Zoll unterworfen, c) Stadtgericht nur bei Vorliegen besonderen 
(ierichtsstandes zuständig. Prozessuales Verfahren, im Wesentlichen 
ohne Hücksicht auf Kntfemung des WohnsitZ(‘s des Gastes und nach 
dem Hi'cht des ProzeUorts gehandhabt. grundsätzlich nicht von dem 
des gewöhnlichen bflrgerlieheii Prozesses unterschieden. 
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Zweites Kapitel. Vare, ElcndRncit! und prozessuale Stellverfreliing 25 37 

Existenz von prozessualen Auaimliinevorschriften teils zu Gunsten, 
Udls zu l,ngunstcn der Gftste. Abgesehen von deji Sondergebieten 
der folgenden Kapitel zu ncmii'ii; 

I. Vorschriftiui nussclilieClicli für Gäste über Fristen, (ic- 
bübreu, Rngebefugnissc. 

II. Vorschriften allgcineinercr Natur. — 1. Kegeln über die 
Beseitigung der Vare beim Unsehuldseid und im Vorfahren überhaupt. 

— 2. Kegeln über den Elendencid. — 3. Kegeln, denen zufolge ge- 
wisse Frozeßhandluiigeii durch Dritte wahrgenommen werden dürfen. 
Klagerhebitng von Auitswegen bei l'ngeriehten. Fürsprecher. Eigent- 
liche prozessuale Stellvertretung. 

]>ritt«a Kapitel. Vom tjerichtsstandc 37— 8(i 

I. Allgemeines. Allgemeiner tierichtsstaml des Beklagten das 
foruin domicilii. Für das (iästerecht bedeutsamer die besonderen fora 
contractiis und delicti commissi. .Süt 12. .lahrliumlert Verwirrung 
der Gerichtsstandsverhältnisse infolge schrankenlosen I’latzgreifens der 
fora arresti und deprehensionis. — 1. .riistizweigernug und .Tiistizver- 
zügeriing infolge Schwächung der kai.serlichcn tiewalt. Daher zwie- 
faches Streben der Städte, a) Entscheidung aller Prozesse, in denen 
Bürger Beklagte, durch heimisches Stadtgericht. Aufhebung nieht 
nur allgemeiner, sondern namentlich besonderer tierichlsstände durch 
die Ev.)kation8privilcgien späterer Zeit, b) Entscheidung aller Pro- 
zesse, in denen Bürger Kläger, Gäste Beklagte, «lurch heimisches 
Stadtgericht. Begründung des Gerichtsstandes zunächst durch Fest- 
halten von Person oder Gut des in der Stadt belindlichen Gastes. 
SpäG-r das Stadtgericht für Klagen von Bürgci-n gegen dii- in seinem 
Bezirk anwesenden Gäste auelj ohne jene Voraussetzung zuständig. 
SchlieUlich das Stadtgericht auch unbedingt für Klagen von Gästen 
unter einander zuständig. - 2. Die genannten Bestrebungen der 
Städte durch andere Vorschriften abgeschwächt, a) Verbot von Pro- 
zessen unter Bürgern derselben Stadt im auswärtigen Gericht, 
b: Innerhalb der Territorien Einschränkung der städtischen Gerichts- 
barkeit über Ministerialen sowie hörige und unfreie Bauern. 

II. Die besonderen Gerichtsstände. - I. Klagen um .Schuld, 
a) Im .sächsischen Esnidrecht allgemeine tieltung des foruin contraetus 
und der Evokation dorthin. Ebenso ursprünglich das .Stadtrecht, 
Spater nur territorial und sachlich begrenzte G.-Ilnng des städtischen 
foruin contraetus. Verfahren bei der Evokation, b) Im älteren Land- 
recht kein foruin arresti. Im .Stadtrechl .seit dem 12. .Tahrhundert 
zunächst Befugnis der Bürger die Person des Gastes festzuhalten. 
später auch, trotz kaiserlicher Verbote, entsprechendes Kecht gej m 
Uber dem Gut des Gastes. Benihigung der Gäste zu gegenseitigem 
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Arrest (und zwar sogar Kitpi'eosalienarrost), auch W'egcn auBorhalb 
kontrahierter Sehnid. SchlieBlieli unbedingte l’llicht des anwesenden 
tiastes ini auswärtigen Gericht zur Hauptsache zu vcrhandelu, lediglich 
auf hadiing eines linrgers oder Gastes, ohne vorungegangene Hesetzung. 
Einschränkung dieses foruin arrcsti durch Verträge und namentlich zu 
Gunsten der Ministerialen und Bauern des Territoriums durch Pri- 
vilegien. — 2. Klagen um Gut. a) Klagen um bewegliches Gut. Bei 
Ancfang Zuständigkeit des Gerichts, in dessen Bezirk der Ancfang 
stattlindct. Bei schlichter Klage Zuständigkeit des furuni domicilii 
des tiastes oder des Gerichts, in dessen Bezirk der Gast zurällig an- 
getroflen wird, b) Klagen um unbewegliches Gut. Trotz Evokations- 
privilegien aussehließliche Zu.ständigkeit des furuui rei sitae. Bei 
Klagen wegen einer gegen Grundstücke gerichteten strafbaren Hand- 
lung Zuständigkeit des foruiii delicti eonnuissi oder deprehensiunis. — 

3. Klagen um l'ngcricht und Frevel, a) Forum delicti commissi und 
Evokation dorthin das Ursprüngliche. So das sächsische Landrecht. 
Ebenso das Stadlrccht. b) S])äter infolge der Evokatioiisprivilegicn 
steigende Bedeutung des forum domicilii des Beklagten, c) Daneben 
Erscheinungsformen des forum deprehensionis, ohne und mit Fest- 
halten des beschuldigten Gastes. a. Gericht des klägcrischen 
Domizils, sobald der schuldige tiast daselbst erscheint, ß. Dasselbe 
Gericht mit Uncksicht auf zukünftiges Erscheinen, selbst wenn der 
Gast tatsächlich nicht erscheint. 7. Das Gericht, in dem der verletzte 
den schuldigen tiast zufällig trifft, ausnahmsweise sogar das Gericht, 
in dem cs einem Gast beliebt gegen .abwesende tiäste Klage zu er- 
heben. Das forum deprehensionis auch sonst Privilegierten gegen- 
über wirksam. — 4. Gerichtsstand der Widerklage. Wirksamkeit 
namentlich bei Prozessen zwischen Gästen und Bürgern, insofern 
erstere als Kläger für sofortige Antwort Sicherheit leisten müssen. 

Tlert«8 Kapitel. Personal- und Sacharrest 86 — 110 

I. Zulässigkeit und Zweck des .\rrests. .\ngreifen von 
Person und Gut des Schuldners grundsätzlich erst nach gerichtlicher 
Feststellung seiner Schuld zuläs.sig. Umgekehrte Bcihcnfolge besonders 
häutig bei Prozessen aller Art gegen Gäste. — 1. a) Klagen um Un- 
gericht und Frevel. Festhalten der Person des Gastes bei frischer 
Tat wie vernachtetem Ungericht. Festhalten von Bürgern, b) Gleiches 
Verfahren in der Regel gegenüber dem Gut des Gastes. Besetzung 
von Bnrgergut. — 2. Klage um Gut. Besetzung von Person und Gut 
des Gastes. — 3. .4ni verbreitetsten der .\rrcst (i. c. S.) bei Klagen um 
Schuld, a) «. Personalarrest gegen Gäste. Notwendig (behauptetes) 
Bestehen einer Schuld und einer causa arrcsti, als welche iu früherer 
Zeit Gastescigenschaft genügt. Personalarrest gegen Bürger und 
Mitwohner. Hier causa arrcsti befürchtete Flucht wegen Überschuldung. 

_,Erst später, und zwar auch bei Gästen, Minderwert des im Gericht 
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riirliaiidoiii-ii (iiubi'weglicli«n) Verinögfii« causa arrcsti. jJ. Zweck des 
l’ersonalarresls gegen (iäsU> urs|irünglivh meist liegrOiiduiig eines 
tJeriehtsslamles, sollener Krzwingung einer Siclierlicit. Verplliehtung 
rnr Sicherstellung fnr ilcn tiast, im tiegensatz zu den Hürgem, nur 
eristent. wenn zur Zeit der Hesetzung im auswärtigen Ucricht ein 
(besonderer) tierichtsstand bereits begründet. Letzteres später die 
Hegel, i- l'ngctrenntc Verhandlung über Hauptforderung \md Arrest- 
grund. b) Voraussetzungen und Zwecke des Sacharrests gegen Gäste 
und Einheimische dieselben wie beim l’ersonalarrest. Eigentümlich 
die BUS dem Sacharrest entwickelte Klage auf das arrestierte Gut. 

II. Die Ausführung des .\rrests. — 1. a) Grundsätzlich 
Mitwirkung des <!erichts (Richter, Ilflttel). Prüfung des einseitigen 
klägerischen Vorhringeiis. b) Eventuell Mitwirkung von Mitbürgern. 
Nur ausnahmsweise Arrestanlage durch Kläger allein. Nachträgliche 
gerichtliche Rechtfertigung des eigenmächtigen Vorgehens. — 2. a) 
Arrestort der städtische Gerichtsbezirk und grundsätzlich jedes Prirat- 
haiis. b) Arrestzeit, -r 3. .Maßvoller Zwang. Bruch gewaltsamen 
Widerstandes. — 4. a) Nach .\rt der Arrestfordernng sofortige Ver- 
handlung oder vorläufige Haft. Vertretungspflicht der Wirte, b) Ver- 
bleib arrestirten Gastguts bei Burgern, wemn diese Inhaber. Sonst 
in der Regel gerichtliche Verwahrung. — 5. Wiederaufhebnng von 
Personal- und Sacharrest. 

FUnftea Kapitel. Marktfriede und ProzeUgeleit 111 — Hfi 

Einschränkungen der weitgehenden Möglichkeit, Gäste aufzniialten 
und zu beklagen. 

I. .■Mlgemeinste Einschränkung der Marktfriede. — 1. Für Frage 
nach der räumlichen Erstreckung des Marktfriedens folgende Punkte 
wesentlich. Erteilung des Friedens für .lalir-, Wochen- und Tages- 
märktc unter derselben Formel. Rein persönliche Wirkung des Markt- 
friedens. Ursprünglich bei .lahmiärklen, z. B. nach dem Privileg von 
103.1 für Bremen, der materielle Inhalt des Friedens kein anderer 
als bei anderen Märkten. .-Iber in dem Bremischen und dem gleich- 
zeitigen Magdeburgischeii kaiserlichen .lahrmarktsprivileg Besonder- 
heit die Erteilung der Handhabung des Banns außerhalb des Immiinitäts- 
bezirkes an den Marktherrn und zwar dort an ihn allein, hier an ihn 
und die ölfentlichen Richter geineinsclialtlich. während an sieh letztere 
ausschließlich dafür zuständig. Für Bremen, wo .lahrmurkt und Jalir- 
marktsfriede 103.'» erst begrümlet, sowie für Würzburg il030) weitere 
Frage, weshalb der .Marktherr trotz der ihm früher erteilten licentia 
eonstruendi niercatum kaisi'rlicher Verleihung von .lahrinarkt und 
namentlich .lahrinarkt frieden benötigt. Grunil. daß dieser Friede sich 
durch weiteren räumlichen Gellnngsbereicli von anderen Marktfrieilen 
unterscheidet, Befugnis zu seiner Begründung also nielit in jener li- 
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ccntin cnlliultirii ist. UiiTfür spricht: a) Aufanj'S- und Endpunkt dus 
Friedens mich Wortlaut aller Marktprivilegien zunächst otTen, keine 
prinzipielle räniuliche Erstreckung des Marktfriedons nber das ganze 
Keich. Aber zeitliche Krstrecknng des mehrtägigen Jahrmarkts, anders 
als des mercatum ciittidianum, als Einheit über mehrere Tage hin- 
weg. Kntspreeheiiil der Friede des Jahrmarkts, gegenüber dem täg- 
lich erneuerten des Tages- oder Wochenmarktes, eine mehrtägige Ein- 
heit, Zeitlich Hegiiin und Endigung des Friedens, sei es innerhalb, 
sei es auUerhulb des Marktorts, mit Anfang bezw. Ende des Marktes. 
.Marktfahrer außerhalb des Marktorts durch den Frieden also auch 
räumlich nur insoweit geschützt, als die Eutferming vom Marktort eine 
Teilnahme am Markte nach Beginn oder vor Endigung des Jahr- bezw. 
Tagesmarktfriedens möglich erscheinen läßt, b) Der .Standpunkt der 
t^ucllcn. 1 . Widerlegung scheinbar widersprechender Privilegien. 
Erläuterung der Quelicnzeugnissc, insbesondere der Privilegien für 
.'tchwäbisch-Hall (ll.iG) und .liachen (llGfi). — 2. Materieller Inhalt 
des Marktfriedens ursprünglich .\ndrohung des Königsbannes für 
ungerechtfertigte Angriffe, später, namentlich bei Jahrmärkten, auch 
für an sich gerechtfertigte .\ngriffe (.\rrest) während der Marktzcit. 

II. Sonstige Einschränkungen. — 1. Ansllnsse des städti- 
schen Asylrechts und der Billigkeit. Insbesondere Unterbindung des 
Kcpressalienarrests. — 2. Prozessuales Ueleit, zu unterscheiden vom 
Reisegeleit, a) Privatgeleit, .Abart des Prozeßgeleits, b) «. Eigent- 
liches prozessuales Geleit. Ursprünglich allein vom Richter, später 
auch vom .Stadtrat erteilt, [i. Abwehr gerechtfertigter Klage und 
Arrestierung, namentlich in Schuldsachen, y. Mannigfache Erteilungs- 
gründe. i. Verfahren bei der Erteilung, z. Zuwiderhandlungen gegen 
den Gcleitsschutz. 

Sechstes Kapitel. Die Gastgerichte 147— litt 

I. Begriff und Name. Gastgerichte im engeren (zu Gunsten 
der Gäste) und im weiteren Sinn. Tennimdogie. 

II. Entstehung. Gastgerichte inner- und außerhalb der Markt- 
zeit. Das Privileg für .Magdeburg (1188). 

III. Die Bevorzugun'g der Gäste. 

IV. Die Parteien. — 1. Gast gegen Gast, a) .Stets Gastgericht 
für den Gastkläger, b) .'stets Gastgericht für den beklagten Gast. — 

2. Gä.stc mul Bürger, a) Stets Gastgeriebt für den beklagten Gast, 
b) Gegenüber dem (iastkläger Verweigerung eines Gastgerichts die 
.Ausnahme, Zulassung die Kegel. — 3. Hechte der Bürger auf schleu- 
niges Verfahren, a) Bürger als Kläger. Wenn fiberhaujit rasches 
Verfahren, dann in der Kegel nur hei Wegeferligkeit der Bürger, 
b) Bürger als Beklagte. Witnn überhaupt rasches Verfahren, dann 
nur bei Wegefertigkeit der Bürger. 
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V. Sarhliclic ZuständitTkcit. — I. Stet» zuständig bei Klagi-n 
uni Schuld. — 2. In der Kegel bei Klagen um Frevel. — 3. Stet» 
bei Klagen um Kalirliabe. - 4. 'Xiclil bei Klagen um rngericbt 
und Krbe. 

VI. Iter Antrag auf Gastgcrielit. — 1. Xidwendigkeit eines 
Antrags des Hcreclitigten. — 2. Voraussetzungen, a) Fnr Börger, 
b) Für Gitste. i. Bestimmte Fntfernung des Wolmsitres vom Gerichts- 
ort. ,3. Wegefertigkeit des Gastes, die tatsäelilich im Kegelfall vor- 
handen ist. c) F'orin des Narhweise.s. 

VII. lüc Organisation des Gastgcrichts. — 1. .Änderungen 
in der Besetzung des gewöhnlichen Gerichts. — 2. Kigens für Gäste 
eingesetzte Gerichte. a) Hierher nicht genossenschaftliche Kecht- 
sprechung in dritter Stmlt durch die Gäste selbst, b) Bestrachtung 
einzelner Städte, n. Magdeburg, ’f. Kiga. y. We.sel. ?. Krdn (riehter 
van den gestin). 

VIII. Ladungen. Termine, Fristen. Möglichste Abkürzung 
für Verhandlungs- und Bewcistemiine, sowie der Vollstreckungsfristen. 

IX. Pas Verfahren im tiastgericht. Im M'esentlichen Fber- 
einstiinmiing mit dem ordentliehen Verfahren. 

.ibkUrsungea für mehrfach gebrauchte Literatur- und Qnellenwerke 105 — 202 

R^rlrhtlirnngen 203 
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Erstes Kaj)itel. 

Bürger, Mitwohner und Gast. 

Der Reehtsboiiriff der St.adt ist in Deutschland iin Laufe des 
Di. und 13. Jahrhunderts zum AbsehlulJ {'elan;,d'). In dieser Zeit 
setzt zufjleieh die au.sführlicliere ('berlieferuiif' eines in den 
Stiidten herrschenden eiffenarti^en Privat-, Straf- und Prozeßrechts 
ein, (iefjenstände, fiber die sich die Immunitilts- unil Markt- 
lirivilefrien des 10. und 11. Jahrhunderts in höclist dflrttifrer 
Wei.se verbreitet hatten. In dem Maße, in dem die Anzahl Jener 
stadtrechtlichen Aufzeichnnnfren wächst, mehren sich in ihnen 
auch die Sätze Ober die Rechtsstellnng, welche die Gäste im all- 
gemeinen (die hogjiilts, e.tiranei, adrenae, alieni, die ufirendi(feii 
lüde, inkomeUnge , /romeden und elenden lüde') oder gewisse 
wichtige Klassen von Gästen (die niercatore« , peregrini, mildes, 
rvxllei, ioculatores n. s. w.) in der Stadt einnehmen. Unter 
tliesen gästerechtlichen Vorschriften sind die j)rozessnalen die 
Juristisch interessantesten. Denn sie erschöpfen sich nicht, wie meist 
das Privat- und Strafrecht, in einfachen Verboten, z. H. des Grund- 
stnekserwerbs, oder in Erludiungen und Niedcrnngen gewisser 
Sätze, z. B. der Bußhöhen, sondern führen, z. B. bei den sogen. 
Gastgerichten, zur Anfstellnng neuer eigenartiger Bestimmungen, 
die teilweise auf die Gestaltung des gewöhnlichen bürgerlichen 
Prozesses znrückwirken. 

Nicht leicht ist zu umschreiben, was das mittelalterliche 
Stadtrecht unter Gästen, unter Fremden versteht. .\nch wenn 


•) Sfliröder S. (igO. 

Kadorff, ItecbtHstelluDS drr Oäitf 1 
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man dtm Nachdruck auf die Dar.stollunpr der Rejieln leirt, welche 
ilie von auswärts in die Stadt kommenden Fnunden l)etrelTen 

non mlum pnujierfx urd fit divilfin riiiiiscnmiiiifi ofßcii, tlnhin 
fifil condi'tionia e.iiitfiriiil, slve de pro/thnjute tdee dfi lonyimiui» 
ernfinnt lix-i's et per riidtntem . . . tranxiOnn Jerennt vel ad 
eiini ipidciinujue ncraxione rel rauxa renerint '), 

wird sich zur Aufhelluiifr jenes He"riffs ein Hlick auf die 7m- 
sammensetzunfr der Stadteinwohnerscliafl niclit umgehen lassen, 
vtm der ein 'feil mit zu den (iästen, den Ausleuten rechnete. 
Diese in der Stadt pesessenen ,(iä.ste“, zu denen, wie Schröder^ 
sapt, .,auUer den Mietern auch das freie (Jesinde und die .sope- 
nannten Muntmannen pehörten,“ wurden nicht zu den Hürpern. 
sondern nur zu den Kinwtdinern der Stadt gezählt. Namentlich 
schieden ilie Voptleute der städtischen Fronhöfe, die Deistlichen 
und häufip die in der Stadt W(dinhaften Ministerialen aus der 
liürperschafl aus. Das unter.<cheidende Kennzeichen der letzteren 
war, wenigstens nach herrschender .\uffassunp. einmal <irund- 
besitz, alsdann (Jerichtsstand vor dem Stadtgericht^). 

I. Die Bürger. 

Ks .soll hier unterstellt werden, dali urs|irünplich überall nur 
die städtischen tirundbesitzer zu den llürpern rechneten*). 

') ErlSiitcrunjr des H re in i sc hon I»oiii|ir»pstes, welche Leute apptllalietu 
fcrf-rmeruui <t mhaiarum Jihtnl inUUiß (1,'tl!)), läinick II .S. I!>U; s.vchlirh 
übereinstinimend, mir kürzer (,'efaUt ist die Kiit.sclieiduii); des lireiiiisclieii 
l)omk.i|>iteIs über dieselbe Krage ^1287}, Kliinck I .S. 47.8. In beiden 
l'rkiiiiden werden von der Ifeisetzung auf dem Willeliadikirehhofe lediglich 
ailsgeiioinmen diijenigen /.<■<■{»/«/ tiinl aikrna,-, qni ch'iMeiii Itrtmrns/m visihrei- 
rin! Vit f er eam Irnmilum feeerint . . . . mereanili giatui; die.se werden ander- 
wärts bestattet. 

»; S. Ii32. 

’) Schröder S. 631. 632. 

*) Schröder S. 632. Häutig wird hierfür der bekannte .Satz ile.s 
Freiburger Stadtrechts 40 (/.u.satz des 12. .lahrh.). Keiitgen Krk. S. 122, 
angeführt: /ne/>riwu non oirii^atwH Siti Hierum votens maretntm unom in eivitati 

liiihuerU hnr^emis ist. .\ber geiaile Freiburg i. H. samt seinen Toehterrechten 
zeichnet sich durch einen aiisnehniend harten und exklusiven Stand|iunkt in 
der Hehandliing iler Fremden aus (vgl. die .Vusführungeii im dritten Ka|)itel), 
Welcher in der Helinition des Hürgerbegrilfs sein Widerspiel gefunden haben 
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Wichtiger ist ffir uns, daß die Stadt ein besonderer Ge- 
richtsbezirk wurde und die Hürger ihren allgemeinen 
und eigentfiinlieben Gerichtsstand zum mindesten vor 
einem Stadtschultheißen hatten, der auch über die Gnind- 
stflcke zu richten pflegte'). Allerdings konnte der rmstand, daß 
hörige oder unfreie Personen sich in der Stadt dauernd nieder- 
ließeu und dort Hflrger wurden, in älterer Zeit nicht ohne weiteres 
die Rechte der außerhalb gesessenen Grund- und (ierichtsherren 
beseitigen. An sich bestand eine ordentliche Dingi)flicht der Ein- 
gewanderten auch in den Gerichten der Herren, und so wurden 
besondere Evokationsprivilegien nötig, die den allgemeinen ur- 
sprünglichen Gerichtsstand derEingewanderten aufhoben’). Relow’) 
freilich läßt mit der dauernden Entfernung des Hörigen oder Un- 
freien aus dem Hofgerichtsbezirk die Hofgerichtsbarkeit über ihn 
ohne Weiteres aufhören. Aber einmal war diese Gerichtsbarkeit 
durchaus nicht regelmäßig auf Streitigkeiten aus und auf hof- 
rechtlichem Grundbesitz beschränkt. Seetiger') weist vielmehr 
darauf hin, daß sie von höchst mannigfaltiger ausgedehnter 
Komj)etenz sein konnte und namentlich in älterer Zeit nicht nur 
einen territorialen, sondeni auch einen persönlichen Geltungsbereich 
besaß. Ferner ist gegen Helow zu bemerken, daß eine Person 
zweifellos an mehreren Orten ihren allgemeinen Gerichtsstand 


könnte. .Tedenfalls ist es iiirlit unbedenklich, wenn Stolze S. 7.Ö ff. gerade 
das Freiburger Hecht /.ur (irundlage seiner Hetrachtungen über .Gäste und 
städtische Gerichtsbarkeit“ erwählt. 

') Vgl. Kictschel S. IGl. 162 für die Marktansiedelungen. Die Ge- 
richtsverfassung der Hömerslädte, auf anderer Grundlage entstanden 
(Uietschel S. 162 .\iini. 4), bot in der hier behandelten Zeit im Hesnltat 
ungefähr dasselbe Bild (vgl. *. B. fnr Köln; Heldmann S. 11.'». 116). 

•) Im Gegimsatz zu den siiätoren Kvokationsprivilegien, deren Haupt- 
zweck in der Aufhebung besonderer Gerichtsstände besteht, (vgl. unten 
Kapitel III), beseitigen die älteren namentlich die Kutwendigkeit rcgcl- 
inäliigen .\ufsuchcns auswärtiger Gerichte, also einen allgemeinen 
tierichtstand. So namentlich die bei Kentgen Urspr. S. 29 .Anm. 1 ange- 
frdirteii Privilegien für Speier (1111. 1182), Mainz (1118 1135) und 

StraUburg (1129), sämtlich abgedrnckt bei Kentgen Urk. S. 14. 1.5. 7. 8. 
sowie rlas unten S. 4 bei .Anm. 2 abgedruckte Privileg für Münstereifel. 

^ S. 108: 8. auch S. KMi. 107. 

*) Besonders auf S. 191. 192. 

1 * 
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liiibcn koiink''). also, aucli wonn sie Ufirsrer und stadtfieriehts- 
pllichtiff ffeworden war, trotzdem zum Hesuelie des H(d'din};s ver- 
|itlielitet bleilien moclite. Gerade das Privilef; des (traten von 
Ilocbstaden, liohen Vo<rts des Stiftes Münstereifel, zu (Junsten 
des letzteren: 

mani-ifna, i/iie in prei'/iat» rillu anni »paciutii com/ili’ri'runf, 
ad ejlerii jilaci/a nfr reniant mr citentvr; domino nun aii- 
nualiin et in morle sna dehitam jiersnlmnt iunliriam^) 
beweist, dat! die ordentlicbe I)in>;|itliebt im llofjjericbt ursprfins- 
lieb niebt von selbst ilureli dauernde Kntfernunf; des Ptliclitigen 
aufbörte. 

Als im 13. Jabrbundert der Satz „Stadtluft maebt frei“^ 
allfiemeine (»eltung erlangt liatte und naeb stadtisebem Aufentbalt 
von .labr und Tag intblgedessen ipso iure nur jirivatreehtlicbe 
Verbindliebkeiten gegen den auswärtigen llerni bestellen blieben, 
ersebien es natfirlicb, wenn der letztere die ordentlicbe Diniijifliebt 
seines fortziebenden rntertanen naeb Mögliebkeit im Vertragswege 
zu wabren stiebte. So erklärt sieb der von Itelow*) angefübrte 
Vertrag aus dem Jabre 1’23H, in dem ein naeb Andernaeb ziebender 
Mann aus Krust seinem Herrn verspriebt, aueb naeb .labresfrist 
Jäbrlieb einmal in seinem iudü-ium zu ersebeinen, xi jnmet*'). 
Hier wird der allgemeine (Jeriebtsstand wenigstens noeb im M’ege 
der jirivaten Vereinbarung uml zwar niebt nur formell aufreebt 
erbalten. Denn der Einwurf Helows, das Stadtgeriebt .\ndernaeb 
bätte sicher Einsprueb erboben, wenn dergestalt der Herr in Krust 
(ieriebtsbarkeit über städtisebe (irundstüeke bätte erlangen können, 
verfängt niebt, weil das forum rei sitae ein anerkanut aus- 
sebliettlicbes war*). 

Lagen die oben genannten Voraussetzungen bei einem Stadt- 
bewobner vor, so wurde dieser in älterer Zeit ipso jure Hürger. 
Im Gegensatz zu dieser „still.sebweigenden“ Aufnabme, die iler 

') Über (lerartigo Krsclieinungeii z. H. im südisisclu'ii Lanilri-clit s. 
miliMi Kii]iit('l 111. 

.MiU. lrhein. ü. 11. II S. 214. 

S. 133. 134. 

*) Hotuliis der .sitadt .\ndcriiach in: Anii. d. bist. Ver. f. d. Nieder- 
rlieiii, lid. 42 S. 37 f. 

Vgl. unten Kapitel III, sowie Planck 1 S. 47 ff. 
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riUoron Zfit ei^pritüinlipli war'), setzte sich im 13. imil 14. .lahr- 
liumlert eine ausdrflckliclie, von der (Jeineinde oder bestimmten 
flrKiinen dersellien vorzunehmende, meist entgeltliehe Anfnahme 
in das Hfirgerrecht durch. Es genügen nunmehr also weder 
(Irundhesitz und .selbständige E.\istenz in der Stadt, um die 
Stellung eines Bürgers zu erringen, noch auch allgemeiner (le- 
richtsstand vor keinem andern Gericht, als eben dem stüdtisclien. 
Umgekehrt rechnen sogar solche Personen zu den Bürgern, die 
nicht nur nicht Grundeigentum“), sondern nicht einmal selbständige 
Existenz in der Stadt besitzen’), offenbar nur deshalb, weil jener 
Form der ausdrückliclien Aufnahme Rechnung getragen war*). 

II. Oie Mitwohner. 

Schon aus dem letztgenannten Umstande erhellt, daß die .\rt, wie 
Schröder lediglich zwischen Bürgern und „GiisteiU unter.^cheidet ’), 
mindestens für die spätere Zeit nicht zutritU. Vielmehr wurde 
ein Teil der städtischen Einwohner zwar mangels Grundbesitz 
oder Aufnahme nicht zu den Vollbürgern, aber trotzdem nicht 

') Maurer Sladteverf. II S. 74(i (T. .Sie ging vor sich durch Krwerb 
von Urundbcsitr., luiiglichcrwcisu auch durch dauernde .scIbstSiidigc Nieder- 
lassung in einer Stadt (vgl. unten S. 12 in und bei .\uin. 3— .i). 

’) Lübeck Weistum für KIbing (vor 1300?) H 2, .Stobbe Heitr. S. 16.ü; 
desgl. (um 1350) 1.5, ebenda S. 170. Vgl. Froiberg Stadtr. (121)6—1307) 
II § 3, Ermisch S. 42. 

’) Osnabrück Begräbnisordnung (1278), l’liilippi S. 92: omnts burgensn 
... in tribuj parroi hiis nostris commorantes dwiits ac pnuperrs, lUet tjuuiam ex eis 
preprias domos neu habeant et oliis pro preeio serviant. , . sunt . . apud mniorem 
eetlesiam sepeliendi. Vgl. auch unten S. 7 .4nm. 1. 

*) Die in der vorigen Anni. erwähnte Begräbnisordnung kennt eine 
ausdrückliche Burgeraufnahuie. — .Vuf die mannigfacheu (iründe der „Mit- 
wohner,“ diese .Aufnahme nicht nachzusuchen, deutet Koesfeld Stat. (1349), 
Niesert U. S. III 157, Unter gewissen Umständen, z. B. wenn sie die Tochter 
cinc.s Vollbflrgers heirateten (Soest Verordn, von 1288, Seibertz I S. 512), 
gewisse Nabruugszweige, namentlich Kaufmannschaft oder Handwerk treiben 
wollten (Kiga umgearb. Stat. § 1 — um 13(X) — bei Napierskv S. 142; Lüne- 
burg de proc. iud. Plddach — vor 1400, — Kraut ,S, 31), städtische Liegen- 
schaften erbten (Göttingen Stat. von 13.54, l’iifendorf 111 .\pp. S. 186), 
war ihnen Erwerb des Mürgerrcclits vorgeschrieben, und zwar im Gegensatz 
zu anilereii l’crsonen häulig unter erleichterten Bedingungen (Lübeck Ver- 
zeichnis der Einkünfte von 1262, Lüb. U. B. I Nr. 269). 

*) Oben S. 2 bei .\nui. 2 — 4. 


Digitized by Google 



c 


zn den „Gasten“ gezahlt. Hierher gehören alle die Leute, die 
mit soiKstigen niehtbürgerliehen Einwohnern da.s Merkmal eines aut 
die Dauer bereehneten Wohnens in der Stadt teilen '), die aber 
regelmäÜig in selbständiger Stellung leben, städtische Steuern und 
Dienste tragen und schlieUlieh in der Stadt ihren allgemeinen 
Gerichtsstand ausschließlich vor dem Stadtgericht haben. 

1. a) Es fehlt nicht an Hinweisen darauf, daß diese -\rt 
städtischer Einw(diner in der Sbidt auf eigenem Grund und 
Hoden, mindestens in einem eigenen Hause sitzt, das dem Stadt- 
gericht unter.steht *). Häutiger freilich sind sie Mieter, die 
entweder ein ganzes Haus in Ans|)ruch nehmen’), oder aber bei 
Bürgern und auch solchen Leuten, die dem Stadtgericht nicht 
unterstehen, z. H. bei Geistlichen. Unterkommen*). Jedenfalls 
wird, mögen sie nur Mieter sein oder aber (irundbesitzer, betont, 
daß sie in wirtschaftlicher Selbständigkeit, in persönlicher 
Unabhängigkeit in der Stadt wohnen: 

we <0 (iotlimjen wonH tinde nt-yn borgen’ enis undc eghenen 
rock eder dixch he/t noch nemunde vermedet enis to denste, de 
gijt 6 Gott. to tinse . ... U he nver eyn ghaet, so nedarf 
he nicht tinsen, acer he mod tollen^). 

') In Prag Stat. Hcelit (1314 — 1418) 131t, KiiUlor I S. 95, bcgrünilol 
schon vicrwöchcntlichcs Wohnen onu proprio /jw? die Vermutung danerndon 
Iticibcns. 

’) Metz Kechtserkenntuis Friedr. II (1214), Meurisse S. 442: Osna- 
brück Hcgr. Ordn. (1278), Philippi S. 92; Hamburg Stadtr. (1292) K 23, 

I, a|i|icnbcrg I S. 122; lirnnn Schüflenbuch (um 13.'>0) 123, Röliler 11 S. G4: 
Göttingen Stat. (13.34), Pufendurf III App, 8. 18ß: Hameln Uatswillknr 
(1370), Mcinardus S. 442; Köln Salzungen (1385), Knnen V 8.482. 483; 
Lübeck Urk. (1397), l.nb. V. B. IV S. 735. 73C). 

*) Osnabrück Begr. Ordn. (1278), Pliilippi S. 92; vgl. Freiberg 
Stadtr. (129ß-1307) II § 3. I § 30. XL § 5. Krmisch 8. 44. 35. 234. 

*) Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen ß3, 20 (vgl. Göschen 101, 2ß 
in der Fassung bei Varges S. 294 Anin. 4); Lübeck Stadtr. Ood. Brokes 

II. 202. Hach 8. 570; Nordhausen Stat. Samml. (um 1350) 11. 33, 
Foerstenmnii N. Mitt. 111,3 8.54: Lüneburg De proc. iud. Eddach (vor 
1400), Kraut 8. 31. 

’) Göttingen Notiz im olde bok (um 1375), ISchinidt I 8. 285 .\mn. 2. 
Vgl. ferner Kreibcrg Stadtr. (129ß— 1307) II §3, vgl. § 1 und 2, Ermisch 
8. 44: hat (in man ei^en rauch, das ist ^r mitte herher^(, der heizet auch he- 
setzen; Prag Stat. Beeilt (1314 — 1418) 139, liölSler I 8. 95: y/« sedet in 
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Dieses Wolmen zusiiimnen mit den Vollbflrgern muß auf die 
Dauer eiiiffericlitet sein, derfiestalt, daß aueli die Fainilien- 
an;;eliiiri;'en des Jtetrell'endeu dauernd in der Stadt weilen '), liaß 
er auderwilrts keinen Zulialt besitzt*). 


<k'itate qtuUucr uptimanh cii»i proprio i^no, rfputatur slalim pro ävt (vjjl. 
i-bcluia S. 1)4 : qui rcoipit ius dviU't tros prcro^ath>as habet^ qttas non hnbot ilio, qni 
tst okis stH — biur = : und — qui Stilel JIIl srpliimmis cum proprio iqne); 
Dortmund Stadtb. (vor 13.50) II, Frenadorlf S. <i8: Herrschaftl. Itoolit auf 
lleorgcwSte u. (ioriidc wird au.sgvachluasen gogonübor jedem mcnuhc, ilnt ti 
man cdcr wi/, der in der stat van Dorpmunde wonachtuh « unde tghenen royk 

ici'cl; Itrniin Schöffenb. (um 1350) 125, Uößler II S. I>4 (negativ gefallt); 
imjuuittui ((iegensatz: civis) nec hereditatem nee propriam in eivitate habe ns 
residentiam; Kleve .‘^tadtr. (nach 1424) 9(! § 4, ZIW. 10 S. 234: alle kuriere 
end oir in^setenen, die binnen der stat vriheit ~oan Cteve roiek end vtter haldcn. 
Vgl. auch Metz Uechtserk. Priedr. II. (1214), Meurisse .8. 442, abgegeben 
unter Znatiinniung des derzeitigen Schöffennieisters und anderer .Metzer 
Sebölfoil : licet homines de Huy haberent in urbc Metensi domos, nikilominus debiiores 
essen! thelonei, cum in eadem eh'itatc nee ignem nee fumum faeerent, nec eorum 
uxores et famiiiac ibidem manerent, nee ipsi in eadem enütate sieut alii eives faeerent 
excubias: Frank f urt a. M. .''ladtr. (12D7) 20, Keutgen l'rk. S. 181), und dazu 2ti 
(l’fablbürgcrl). — .\ucli wer nicht in eigenem Hause sitzt, kann also eigenen 
Itaiich und eigenes Feuer halten, wofern er nur, wie Freiberg Stadtr. 
(1296—1307) 1 § 30, Knniscli ,S. 3,5, es ausdrückt, ein Haus (oder den 
selbständigen Teil eines Hauses) dergestalt mietet und bewohnt, daß er 
-.oir! darinne ist, daz Ae die vier wende inne tial. Hausgenosse dagegen ist, loer 
mit dem andern inne ist in sinen vier wenden (Freiberg a. a. t). § 31). Haus- 
genossen sind also namentlich Familienangeh>5rige und Dienstboten des 
Hausherren, die diesem gegenüber kein selbständiges, durch Miete und dgl. 
begründetes liecht auf Ilenutzung bestimmter abgeschlossener M'ohnräunie 
haben: vgl. z. 13. S. Lei. H. I 20 § 7: die müder is gast in des sons gezoeren 
unde die sone in der müder, sowie Wend isch-lingian ischer Landgebrauch 
(bei »iadebusch >S. 270): Dienstboten sind Leute, die mit der Herrschaft in 

einem huse sind unde ein fuer thosammen hebben. 

') Metz Iteclit.serk. Friede. II (1214), s. vorige .Vnmerkung. Osna- 
brück Hegr, ürdn, (1278), l’hilippi S. 92: quiaimque domum in eivitate emerit 
tust eonduxerit, cuntseutnque fuerit eonditionis, nisi sit proprius, quam diu ipstvn do- 
tnum inhabiten’erit et famUiatn et expensas in ea Aabuerit, apud maiorem ecetesiam 
sepeliendus est; wegen der nobiles, ministerialcs und cohni werden ebenda besondere 
Bestiinmungen getroffen. S. hierzu oben S. 5 .\mn. 3. 

'•') Magrleb. Frag. II. 5 d. 3, Behrend S. 173: vgl. auch lirnhl (128.5), 
Lacomblet II 8. 474: nuL’w* . . vendere . . debeat vinum ad broeam nisi oppidum 
ipsum inAabitet tanquaus oppid a nus et iura faeiat queeumque exigit oppidum; 
Hamburg Stadtr. Anh. (1270) 5, I.ajipenberg 8. 72: desser stad borger unde 


Digitized by Google 



s 


b) Ibis Korrelat solchen Aufenthalts in der Stadt, der nicht 
bedingt ist durch Zugehörijikeit zu einem andern innerhalb der 
Stadt betindlichen (Jerichte als dem städtischen, bildet die Ver- 
ptlichtuni' zum Mittrapen der städtischen Lasten Nur wer 
dauernd innerhalb des Stadtbezirks weilt, ist namentlich im Stamie, 
jiersönliche Dienste zu leisten. Meist ist freilich nur allfjemein 
von der Veri>flichtung, die iura viritatw zu erffillen, die Rede, 
woninter nicht nur jene Dienste, sondern namentlich auch (Jeld- 
z.ahlungen begriffen werden. Die.se direkten Abgaben, meist Scholl 
oder Losung genannt, sind häutig nur in Ilezug auf Vollbürger 
geregelt und vorwiegend nach Verhältnis des städtischen (Jrund- 
besitzes verteilt. Sie trelfen jedoch in letzterem Falle natürlich 
auch solche Mitwohner, die Kigentümer von stadtgerichtsjdlichtigen 
Imimdiilien innerhalb der Stadt sind*); auch werden .Mieter ganzer 
Häuser nach Maßstab die.ses Hauses herangezogen*). Da jedoch 
der Schoß keineswegs nur vom unbeweglichen Vermögen, sondern 
auch von beweglichen Sachen und Forderungen erhobmi werden 
kann'), so steuern zutreflenden Falles auch solche .Mitw’ohner, die 
sich bei Dritten eingemietet haben*). 


bor^truke, imcomr unät inwontr sch( ^ de sik under desser stad harter' 
Schaf ncret; Freiburg a. E. l’riv. (12‘.)4), Smlumliirf IX S. 374, und 
(iualar Priv. (1390), (löschen S. 122. 

') Freiberg Stadtr. (1290—1307) II § 3. § 9. XII § 1, Eriuis<di .'S. 44. 
40. 95: schossen unde umhen; desgl. N ordha US c n (um 13.50) II. 33. Foer.sle- 
inaiin N. M. III, 3 S. 54: (löttingen Xolir. im (dde bok (um 137.5), .Schmidt 1 
S. 28.5 .\mu. 2: Jede Wort gibt to Unse s ßt. Colt, fennin^e, und ist sit: geteilt, 
ioxoelk hussinentim, und dazu Statut (1354), Pufeiidorf III .V|ii>. S. 180: od en 
mach ncyn unser medebor^cre oder mcdcwoncrc syn hus und toord dat beter is 
wen aehteyn mark an neme udmanne eder medewoncre de neyn boryher is . . . vor~ 
kopen. Vgl. auch Metz (1214), eben S. 0 .\nin. 5. 

Osnabrück Begr. Ordn. (1278), oben S. 7 ,\niii. 1. 

*) Osnabrück, oben S. 7 .\nm. 1; Freiberg Stadtr. (1290—1307) II 
§3. XII § 1, Ermiseh S. 44 und 9.5. 

') Hamburg Stadtr. (1292) E 19, La|ipeiiberg S. 121: Freiburg i. S. 
Stadtr. (1290 — 1.307) IV §§10. II, auch 18, Ermisch S. .55: Prag Stat. 

Kocht (1314— 1418) 104, Kößler I S. 0,5: Marienburg Stadtordii. (130.5), 

Voigt .S. 520; Braunschweig Stadtr. (1401) 290. 991, Hänselmann 1 
S. 125. 

*) N'ordbauson 3. Stat. Samml. (um 1350) II. 33, Foerstemann S. M. 
111, 3 S. 54; tiültiugen (1375), s. oben S. 0 bei Anni. 5. Ohne besondere 
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c) Ein Api|uivaleiit für solclie Leistungen stellt die Be- 
freiung Voll gewissen Abgatieii dar, die den Fremden, 
den (lüsten obliegen, nainent lieb vom Zoll '). Ein süildent.se,lies 
Stadtreelit faßt das in den iiragiianteii Satz zusammen: 
omnii i/iti /acit iura rille, non dal (lieloneuiii^), 
also auch iiielit der non Lurgeniis, wofern er facit tinu'i rille. 
Ausdrüeklieh werden denn auch verschiedentlich städtische Mit- 
widmer neben den Borgern als nicht zolljitlichtig bezeichnet’), 
meist unter Hervorhebung der oben gegebenen Begründung’). 
Demgegenüber sind Außenbürger, die in der Stadt zwar (Jnind- 
besitz haben, aber wegen Nichtwohnens daselbst zur Leistung von 
e.rcubiae u. dgl. nicht iin Stande sind, zur Zollzahlung verjitlichtet’). 

Krwähnung der Wnhnungswrhältinsso wird des ferneren der Seh(ili|illielit 
u. s. W-. einfiieher Mitwtiliner Erwälinnng getan z. li. in: Bern Stndtr. 
(l'.M8?) 2.1, Kentgen l'rk. S. 120; Kreibiirg i. l.’. Ilandf. (I2t!l) 102. 107. 
lOH, (iau|ip .St. H. II S. lOO. 101 : Brühl I’riv. (I28.i), Laeoinblet II .S. 474: 

llainbiirg .'Stadtr. (1292) L 19, Lapiieiiberg S. 121: l'roibnrg a. K. I’riv. 
(1294), Sudendnrf IX S. 374: Goslar Stadtr. (um 13<X)} bei Göschen 101, 
2t> und in der Fassung bei Varges S. 294 .\niii. 4; Frag Stat. Hecht 
(1314-1418) 22. 139, HöUler 1 .S. 15. 94; Koesfeld .8tatute (1349), Niesert 
r. S. III. 157: Ilaniuln Katswillk. (1370), Meinardus S. 422. .\usnahins- 
weise können Mitwohner alle Lasten und Ilieiistc mit gewissen Suimncn im 
voraus jährlich ablösen: vgl. Lübeck Urk. (1397), Lfib. U. B. IV S. 735. 

•) Über die Begründung der Zoll|illicht der Fremden als einer Gegen- 
leistung für die städtischen Pllichten der Bürger vgl. die richtigen Be- 
merkungen bei Scheller, Zoll und Markt (Blankenhain 1903) S. .5(> nnil 57. 
— Ob in Namslau (Verkauf der Krbvogtei, 1333), Tzschoppe S. 53-i, der 
.Marktzins, eine Budenabgabe, lediglich von den krsfius und den imohe non 
MertJilati bezahlt oder ob er, insoweit ihn auch Bürger pntrichten müssen 
(was die Hegel wäre, vgl. Gengler H.A. .S. 139), vom Liegnitzer Herzog 
nicht mitverkauft wird, ist nicht zu entscheiden, liii übrigen stehen in 
Bezug auf .Abgaben u. dgl. die Bürger und .Mitwohner stets geschlossen 
den Gästen gegenüber. 

*) Freiburg i. 1,'. Handf. (1249) 102, vgl. auch 107, Gaupp St. H. II 
S. 100. 101. 

’) Hagen Priv. (1296) 9, Seibertz 1 S. 572, und zwar in einer Über- 
setzung aus dem Anfang des 14. Jahrli.: borghtre und inuvncre suiun toi fry 
syn; Freiberg .Stadtr. (1296—1307) XL §2.5, Erinisch S. 234; Göttiii- 
gen (1375), oben S. 6 bei .Anm. 5. 

*) Über Mühlhausen Stadtr. (1230 — 12.50), Herquet S. 631, vgl. unten 
S. 15 bei Anm. 6. 

*) Vgl. Frensdorlf in Hans, (iesch. Bl. 1897 S. 130. 
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d) Insbesondere teilen ilie erwälinten Milwohiier mit den 
Volll)üif'eni den t'leichen iillftemeinen (leriehtsstand in 
der Stadt, oline daU etwa besondere Vereinbarnnjien mit Herren, 
die in der Stadt Sonderj^erielite besitzen, nr>ti;r waren. Aus- 
drüekliehe Hest immuneren fiber die.se (lemeinscliartlic-likeit des 
t icrielit.sstands sind freilieli selten. Das Stadt<,mrielit liat eben in 
der Stadt pewisscnnatien die Vermutimij der Zustandifrkeit tür 
sich. Deutlich z. 11. ist jedoch das Stadtrecht von Freiberir'). 
Nach ihm hat, wer beie::en ist (und hierzu frehört auch der 
Mann, der nach Freiberj,' kommt und dort ledifrlich ein Im:, 
eine her!>er(jt zum daueniden Wohnen mietet*)), gleich dtrni Erb- 
ge.sessenen und im (legensatz zum einfachen Hau.sgenossen und 
selbstverständlich zum .\usmann und (last, .Anspruch auf mehifachc 
I.adung ins Gericht. Gleich dem Erbgesessenen braucht er, wenn 
er zwar an Gerichtsstelle, alier tizicrndlr den henken steht, dem 
fiehot des Hichters sofort zu antworten keine Folge zu geben. 
Ähnliche Vorschriften wie diese Freibergischen tinden sich auch 
anderwärts’); meist flherwiegen freilich allgemein gefattte Sätze ^). 

'2. Es erscheint, und damit kehren wir zum Ausgangs- 
imnkt unserer Betnichtung zurflck, von vornherein zweifelhaft, 

') (12S)6 — 1307) XXXII § 12 und 11, Krmisch S. 213. 

*) II § 3 und XL §5, Krmisch S. 4t. 234. 

*) Hrüiiii ScliiilTcnb. (um 13.)0) 12ö. Kölilcr 11 S. 04. bezüglich des 
mt/uUimts . . hcrtMtatem . . . oder ptof>riam in &eitat< imbens resitit’ntiam\ Magdcb. 
Fr. II. öd. 3, lleliri'nd S. 173, auf die .Anfrage, «b, wer 22 Jahre in einer 
Stadt wohne und anderwärts keinen Zuhalt habe, nwchtt eya t,’ns/ . . . 

iver in tUr stat boiin iar umit xoonihi/ti: ist untie anJirs in koyner stat besosszon, 
tirr sal reckt Hnbin, ^ gebin umie nemen g.iek tynem andirn besessen burger; Kleve 
Stadtr. (nach 1424) Uä § 1, Zliti. 10 S. 232: Oeen innger off burgertehe noch 
ingesetenen der stat i’an Cleve en sal den andern bnrger off' bnrghersehe off ingesetenen 
Ittiden belasten noch btkroiden voir eenigen geriehi, dass voir geriekte to Cleve. 
Vgl. ferner Lüneburg 1‘riv. (1247). Doebner Städtepriv. S. 28: Land fr. der 
(Jebiete zw. llhein, Lahn u. Main (120,7) 8. Itöhiner F. 11. I S. 122: 

Freiberg i. S. Stadtr. (I29G — 1307) XXXIX §4 [gm dinge gen; über burger 
in Freiberg s. unten S. 12 bei Anm. 3. 4) mit §2. 3, Krmisch S. 233: 

Kleve Stadtr. (nach 1424) 96 §4 und zu Tit. 2.77 gräfl. l*riv. (1448), 

ZllU. 10 S. 234 bezw. 257. 

*) Z. H. llreslau Keclitsbel. an (ilogaii (1315) 1, Korn S. 91: hü, 
qui sedent snb miliaris non astant iuri eoram nostro advoeato hereditario in nostra 
ehntate, sed tantum ilU astant, sieut se extendit districtus nostre eh itatis, id est, nbi 
pasista nostre ervitatis terminantur. 
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daß die Kl.osse städtischer Kinwnhiier, welche die hisher be- 
schriebenen Merkmale anlweist und auch in anderen Punkten den 
Volll)ür!iern anf'eiiahert ist'), ohne Weiteres, wie Schröder 
meint*), unter der Hezeichnnng „Uiiste“ mitbegrilTen und also 
auch unter die für letztere gegebenen Vorschriften gestellt 
worden sein sollte. Wendungen wie: /losjteg rojimiig nl/i-riiin 
»ice ciriliilig nliene qui venerit nd muiiendum^')'^ bi'weisen natür- 
lich für Schröder überhaupt nichts. .\nders schon, wenn 

(jexte , Iwsjdtffi , ufliiri'iidii/e liidc, e.rtrawi, die in der Stadt 
wohnen, enviihnt und im (Jegensatz womöglich zu den Hürgeni, 
den cieeg genannt werden. Doch darf man bezüglich des letzt- 
envahnten Punktes, was auch sonst von Wichtigkeit ist, nicht 
übersehen, daß die (Quellen da, wo sie allgemeine Vorschrillen 
über die Rechtstellung der hurger bringen, unter den letzteren 
otfenbar liäufig nicht nur die sogen. Vollbürger verstanden wissen 
wollen. Nicht jedes Stadtrecht besitzt eine so ins Kinzelne durch- 
geffihrte und sorgföltig bestimmte Terminologie wie das Frei- 
bergische. Ks kommt auch in einem so iiusführlichen Stadtrechte 
wie dem Kleveschen vor, daß Sätze, die zunächst ausdrücklich 
auf Bürger und andere Eingesessene bezogen werden, in ihrer 
Einzeldurchfühning sich auch da lediglich über die Börger ver- 
halten, wo diese unzweifelhaft nicht allein gemeint sind. 

a) In Wirklichkeit kommt denn auch die Bezeichnung „fJast“* 
für diese Klas.se städtischer Einwolmer nicht oder doch nur ganz 
vereinzelt vor. Im Gegenteil sind sie es, die im besonderen und 

') Z. H. in der Käliif'keit, für andere gerichtliche Sicherheit Jia bestellen 
bezw. Nichtverpllichtmig Hiirgen zu setzen (Freiborg i. S. Stadtr. — 12!M> 
bis 1307—11 §§ 3. 7, Knnisch S. 44. 46), l.iegcnschaften zu orwerben (Tnln 
Stadtr. — 121)6 — 13, Keutgen l’rk. ,S. 202: llainoln Ihilsnillk. — 1370 — , 
Meinardns S. 422: vgl. Dist. 1. 48 d. .ö, Ortlolf S. 88), zu Sladtäuitern ge- 
wählt zn worden, (Freihnrg a. K. l’riv. — 1294 — , Siidendorf I.V S. 374). 
S. ferner Ueinhold S. .öli. 57 and die dort citierlen l'rtoilo ans dem 
Woselcr Urtoilsbuch bei Wolters S. 67 Nr. 131. 134. 136; lieinhohl deutet 
das Urteil Nr. 136 auf Vorzüge der fern von der Stadl auf lleisen gezogenen 
Börger, während in Wirklichkeit von .Anllenbnrgern die Itede ist. S. auch 
Prag Stat,-Uecht (1314-1418) 139, Kömer 1 S. 94. 95, z. T. oben S. 6 
.Vnin. 5 abgedruckt. 

*) Oben S. 2 bei Anni. 2 und 3. 

Breslau Abänd. des Magdeb. Hechts (1261), Korn I 8.29. 
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eippiitliclicn Sinne von den (Quellen positiv als ,Kingese.ssenp‘‘, 
als „Mitwohner')“, und netjativ als die Leute bezoielmet werden, 
Avelclie zwar „in der Stadt wohnen, aber nicht Hürfter sind-)“. 
Weiter seht natnentlicli Freiberp i. S., woselbst zur Zeit der Nieder- 
schrift de.s Stadtrechts allem .\nsehein nach noch keine forniliche 
Hürgeraufnahine e.xistierte^) und infolgedessen das Wort hurger, 
trotz seines sjior.idischen Vorkommens, eine so scharf begrenzte 
Hedeutung wie in andern Städten derselben Zeit nicht besaß. 
Hier werden solche Momente, die allen selbständig und dauernd 
in der Stadt Wohnenden, dem Stadtgericht Unterworfenen ge- 
meinsam sind, in den Vordergnind gestellt. .\ls das Knt.scheidende 
erscheint nicht, ob jemand burger, sondern ob jemand be.sezzen 
ist. Hesezzen aber ist nicht nur, wer auf eigenem oder Krbzins- 
boden sitzt^); für einen besessenen Mann wird vielmehr auch der 
„Mieter“ gehalten*). In Prag, wo eine fonnliche Hürgerauf- 

') Auch incohe, in (h'ilalt numtnlts. Vgl. Lüneburg l'riv. 

(1247), DiiebtiiT Stadte|iriv. ; Lübeck Verzeiclinis der Kinkünfte (I2fi2), 
Lfib. U. H. I Nr. 2fi!l; Hamburg Stadtr. (127(1) .\iibaiig und (1292) 
K 2.3, l.H|i|ienborg S. 72 bezw. 122: Lübeck Cod. Hrukes II. 202, Hach 
S. .IIO; Hagen l’riv. (1296) 9 in alter Übers., Seibertz I S. 572: (loslar 
Stadtr. (um 13tK)}, (iüschen 101, 26 in der Fassung bei Varges S. 294 
Anm. 4: Namslau Erbvogteiverkauf (1333), Tzscho]i|ie S. .535: Heiligeii- 
stadt Willk. (133,5) 43, Wolf l'rk. S. 1 1 : (iöttingen Stat, (1.344) 69, 
Zeitschr. d. hist. V. f. N. .S. 1885 S. 162: Koesfeld .8tBt, (1.349), Niesert 
I'. S. III. L57; Mühlhausen Vertr. mit Hessen (13.50), Herquet Nr. 1028: 
Brünn .Schöffenb. (um 13.50) 125, HüÜler II S. 64: Frankfurt a. M. 
Stat. (um 1350) 65 § 1. 2, Sei. an I 8. 59: Hannover Stadtr. (um 13.50?) 
III. .32, Vaterl. Arch. 8.379: (iöttingen Stat. (1354), l’ufendorf III App. 
8. 186; Königsfeld Kechtsbr. (1360) 4 und 5, (iengler St. K. S. 22.5: 
Hameln Katswillk. (1370), Meinardus 8.422: Köln Satzungen (138.5), 
Ennen V S. 482 ff.; Kleve Stadtr. (nach 1424) 95 § 1. 2 und 96 § 4, ZK(i. 10 
S. 232. 234; Braunschweig Echteding (1.5.32) XXVIII §174, Hänsel- 
inann I 8. 341. 

’) Soest Verordn. (1288), Seibertz I 8. 512; Göttingen Notiz im olde 
bok (um 1375), Schmidt I .8. 285 Anm. 2: Wesel l'rt. Buch 1.34, Wolters 
.8. 67; Braunschweig Echteding (1401) 111, Hänscimann 1 8. 136. Vgl. 
auch Frag Rechtsb. 20, UöUler I 8. 107. 

*) 5Venigstens erwähnt sie da.s sehr ausführliche Stadtrecht (1296—1307) 
nicht. .Sie wird vielmehr erst in Statuten aus der zweiten Hälfte des 
14. .lahrhunderts genannt; vgl. Ermisch 8.308 s. v. burgerrrtht. 

*) Stadtr. (1296 — 1307) II § 1 und 2, Ermisch 8. 44. 

*) II § 3 und I § 30, Ermisch 8. 44 und 35. .Alle Fersonen, die 
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nähme bekannt ist, heiUen derartige Einwohner sogar eiVes'); 
ähnliches findet sicli aucli an anderen Orten*). 

h) h'erner aber werden diese städtischen „Eingesessenen“, 
„Mitwoliner“ ausdrücklich in einen entschiedenen Gegensatz zu 
den „Gästen“ {hospite«) , zu den „Ausleuten“ gestellt’). Dies 

btsnzea sind, bihU-ti mit den Hausgenossen, nuinentlich also den Kindern 
lind dem Gesinde, den Inbegriff der Leute, die zu der Stadt gchörim (XL § 2 
und XIX $ 12, Erniiseh S. 234 und 124). Ihnen stehen gegenüber einmal 
die, die außerhalb der Stadt wohnen (uzuum und ^ar/), dann aber auch 
solche, die zwar in der Stadt wohnen, sei cs auf der Hurg, sei cs auf Lehn- 
tiöfcn, sei es schließlich auch bei Knrgcrn, die aber nicht dem Stadtgericht 
unterstehen (XXXIX § 2—4, vgl. II § 7, Knuisch S. 233. 45). 

') Stadtr. Buch (1314— 1418) 13'J, Rößler I S. 94, vgl. oben S. 6 Anm. 5. 
Siehe auch S. 7 .\nm. 2. 

’) Goslar Stadtr. (iiin 1300), Göschen 101. 2t>, mit der Fassung bei 
Varges S. 294 .\nni. 4: vgl. Hamburg Stadtr. (1270) .\nhang 5, La]ij)en- 
herg S. 72. 

’) Zum Teil allgemein: Namslau York, der Krbvogtei (1333), s. oben 
S. 9 .\nm. 1; Frankfurt a. M. Stat. (um 1350) liö § 1. 2, sei. an. 1 S. 59: 

unsir Bürger atlir der by uns wonei soll den andern, bei Strafe von ein- 
monatlicher .Ausfahrt aus der Stadt oder von vier Gulden, vor geistlich Ge- 
richt laden; wird aber jemand in solcher .Art von eyme Gaste gelaJin, so soll 
dem Gaste das dojipelte, acht Gulden, sofort nach der Ladung abge|ifändet 
werden dürfen; Dist. I. 46 d. 10, Ortloff S. 84: n^ere eyn erbe irstorben in 
wiihbUde uf eynen gast, adJer uf eymn burger addtr der mnetoendig gezogen wer . . 
Braunschweig F.chteding (1401) 111, HAnsclinann I S. 136: Ohne des 
Rates Erlaubnis sollen neyne geste offte newent de hir neyn borgker en were 
Schwerter u. dgl. führen. Vgl. auch Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen 
63,20; Lübeck Stadtr. Cod. Brokes 11.202, Hach 8.570; Kocsfcld Stat. 
(1349), Niesert U. S. III. 1.56 und 157. — Zum Teil treten die stSndigcn 
Kiiiwohncr s|ieziell in Gegensatz zu GSsten, zu auswärtigen Leuten, die 
entweder in der Stadt: G oslar Stadtr. (um 1300), Göschen 101, 26: u<e mit 
uns nicht ne siotet, de is en gast und nen borghere, zusammen mit der Fassung 
bei Varges S. 294 Anm. 4: mituonre seotet, de gast nUhf, Xordhausen dritte 
Stat. Sainml. (um 13,50) II. 33, Foerstemaun N. M. III. 3 S. .54: eyn borger 
mak west husen unde keime solche tute, di da schozzen un UHtehen, eder geste, die ir 
brotezen sint un di nieheines gnverbes fßegen. Ilettc ein gast gewerb, des tnan on 
besege mochte, so vorlore sin wert vier tnark; Braunschweig Stadtr. (1401) 290, 
s. unten S. 15 bei Anm. 8, mit Kchteding (1532) .XXVTII § 174, llänselinann 
I S. 341 : borger, imooner, borgers gesinde edder uthmann, oder aber außerhalb 
der Stadt ihren Wohnsitz haben: Göttin gen ,Stat. (um 1344) 69, Zsebr. 
d. hist. Ver. f. N. S. 1885 S. 162: neyn user borgerc eder snedewonere schal 

hogcr borge eder sakravlde vor utlude werden zoenne vor esu tnarlc; Güttingen 
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erscheint um so weniger wunderbar, als selbst das Gesinde nur 
ausnahmsweise zu den G/tsten gezahlt'), häufiger neben uml nicht 
unter ihnen genannt wird''), obwohl man das Letztere erwarten 
dürfte. Kenn mit Rücksicht auf den Mangel einer selbständigen 
Lebensstellung in der Stadt"), mit Rücksicht ferner darauf, daü 
das Ge.sinde, soweit es von auüen stammt''), in ab.sehbarer Zeit 
.seine Wohnung in der Stadt wieder aufgibt, wird es vielfach 
neben den „Mitwohneni“, den „Kingescsseneii“, als eine besondere 
Hevölkerung.sklasse in den (Quellen hervorgehoben"), deren Merk- 
male die Rezeichnung als „Gäste“ wohl rechtfertigen würden. 

c) Wenn einmal „.Mitwohner“ der beschriebenen Art tat- 
sächlich unter der Rezeichnung „Gä.ste“ erscheinen, so handelt 
es sich um eine seltene Ausnahme. Aus Xorddeutschland dürften 

Stat. (13.">4), oben S. 8 Aiiiii. 1: Göltingcii Notiz im olde bok (um I37ä), 
oben S. G bei Amn. ö; Hiinnover .Stadtr. (um 13.70?) III. .32, Vaterl. 
-Areb. S. 37!); Magdcb. Fragen II. ä d. 3, s. oben S. 10 .Anm. 3: Hriiiin- 
seli wei g Ke.btoiling (1.732) X.W'III § 171, vgl. diese ,Vnm. oben, mit Sta<Ur. 
(1401) 290, s. unten .S. 1.7; s. aucli Freiberg oben S. 12 .Anm. 5. 

’) Nordliausen dritte Stat. .Samml. um 1370) II. 33, s. vorige Anm. 
A'gl. Uremen F.rate .Statuten (1304) II, Oelricbs .S. 44. — .Auf die in den 
Städten vorkommeuden sog. Muntmaiinen und „coloni“, welche in einem 
Schutz- null Abliängigkeitsverhältnis zu einzelnen llürgern stehen, soll hier 
nicht näher eingegangen werden. Sie werden, von Krdii und vielleicht 
Magdeburg abge.sehen. in der llau]it.<;iche nur in smbleutschen St.7dlen ge- 
nannt. Vgl. über sic Maurer .Städteverf. II S. 234 IT.; (iengler KA. S. 403 IT.; 
iJierkc I S. 322 bei Anm. 43. 

>) F'rciberg Stadtr. (129G — 1307)|, s. oben S. 12 Anm. .7; (roslar 
Stadtr. (um 13IX)), (iöselieu 37. 3G. .77, 9. G3, 20; Lübeck .Stadtr. <!od. 
Hrokes II. 202, Hach S. .770. 

’) Vgl. oben S. G .Anm. .7 gegen Knde, sowie Göttingen Notiz im 
olde bok (um 137.7), oben S. G bei .Anm. 7. Vielfach inulite das Ge.sinde erst 
dureliA'ermittelung der Herrschaft klagen oder verklagt w erden (Hertz.S.. 37 — 71). 

*) Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen IG, 1.7. 

*) Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen G3, 20; Lübeck Stadtr. Cod. 
Hrokes II. 202, Hach S. .770; Heiligenstadt Willk. (133.7) 43, Wolf Urk. 
S. 1 1 ; Nordhausen dritte Stat. Samml. (um 13.70) II. 33. Foerstemann N. 
M. III, 3 .S. 74; Hraunschweig F.chtcding (1.732) XXA'III § 174, Hjlnsel- 
mann I ,S. 341, — .Ausnahmsweise muU das Gesinde, gleich den ständigen 
F.inw(dinern, schosse;i (Kreiberg Stadtr. IV. § 18 bei Ermisch), ist dann aber 
auch vom /oll frei (ebenda , XL §2); in Goslar Stadtr. (um 13tX);, tlöschen 
8G. 12. ist das Gesinde auch zum l rteiiriudeii berechtigt. 
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mir Heili;;i*nshi(lt ') und Soest’), aus Süddeutschland Hern’) unil 
Freilmr^ i. 1'.*) hierher zu rechnen sein; ilie beiden letzteren 
sind Tochterreohte von Kreibur^ i. Hr. ’). Eigentüinlieh äußert 
sieh d;is Stadtreeht von Mühlhausen'''). Zieht jemand zu bleibendem 
Aufenthalt in die Stadt, will aber nicht Imi-yere irenle umle wil 
doch koiiphe linde rirkoyiilie, so sat he ;ii rechte sinen roi/l f/ehi nlxe 
ein andir ijnst. Diese letztere Bezeichnung ist im vorlieffenden 
Fall f;ere(httertifrt; denn die „Mitwohner'* in Mühlhausen nehmen 
als Strafübel für den Nichlerwerb des Hürjjerrechts reelitlieh nicht 
die bür^renihnliche Stelluii}' ein wie in andern Stiidteii, wo sie 
namentlich von der Zollzahlun^ befreit .sind’). 

III. Die Gäste. 

1. Unzweifelhaft freilich lassen es auch die eben genannten 
Aufzeichnungen von Heiügenstadt und Soest nicht, ob die dort 
OTiannten „(iaste** nicht lediglich zu der Kategorie von Personen 
ziihlen, die das Braunschweigische Stadtrecht zusammenfaßt als die 

ffhei/sllileu lüde edder iithlude, de nejiiie sladplirhl 

/liegen to donde, iilxe sehnten, icaken, nlhjngen, edder der stiid 

liehul/ielik to wesende ran oren /lersonen wegen, se woneden 

binnen der stad edder dar enhuttn*'). 

') IIc i 1 igcnst adt Willk. (1IJ3.'») 4.'}, Wolf l’rk. S. II: ein ynx/, <('<•/■ nkhi 
ern AMJaiHwer ist, nachileni vortiiT von Dnroer, liflri'crskneclit nnit .Mit- 
wohner die Keile gewesen. 

*) Soest alte Sclir.ie (uni Ki-jO) 14.S und 11!1, SeiberU II S. 401. .‘11)9: 
vgl. auili Soeater rrfeil für Siegen (1:!0<I — Id.'xO) von bete gehen, Westfäl. 
Ztsehr. XI S. .4.3:1. 

*) stadtr. (1218?); dem extnmens (XV. .XXXVI) steht der henfies, iler in 
nrhe resiilel et omnin iura civitatis ailiin/'Ul (XXV. XXXIII), gegenüber und er- 
freut sich bis zu einem gewissen lirade des ins (vgl. XIV), Keutgeii 

l'rk. S. 128. 180. 129. 

*) Handf. (1249), die zwar die .tusdruekc bosfes, aJvena, extraneus, non 
hurgensis vielfach durcheinander wirft, aber unter dein non bur^ensis, 

wofern er faeit usiis vit/e (vgl. z. H. 18 mit 107), den ständigen Mitwohner 
zu verstehen scheint, •iau|>]i St. U. II S. 8.'». 101. 

*) Vgl. oben S. 2 .4nni. 4. 

®) (1230—1250) Herquet S. ri3l : über Ki werb des Ilürgerrechts S. ('i,')2. 

’) Vgl. oben S. 9 bei .\nm. 1 — 5. 

*) (1401) 2!K), llänsebiiann I S. 125: vgl. Uraiinschweig I'.ehteding 
(1532) XXVlll § 174, oben S. 13 Anm. 3. 
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Die iiusdrQckliclie Erwähnung; der gheijiitlikm lüde deutet 
an, daü hier unter uthluden üherliaupt alle die verstanden sind, 
die als Pfaffen, Ministerialen, (irundliörige') ihren allsremeinen 
(ierichtsstand nicht vor dem Stadtgericht hatten und die ferner 
auch grundsiltzlicli nielit zum Mittragen der städtiselien Lasten 
verpflichtet, nicht /dichibtor fi/rfc*) waren. In letzterer Ife- 
ziehnng freilich setzten die Städte vielfach durch, daß mindestens 
von Grundstücken, die dem Stadtgericht unterlagen, auch durch 
Angehörige jener Stände städtische Lasten mitgetragen wurden’). 
End auch bezüglich des Gericht.s!ätandes gelang es ilen Städten, 
ihre eigenen Gerichte neben den Sondergerichten Jener Stände’) 
für Klagen gegen letztere in gewi.ssem l^mfänge kompetent zu 


') In Kap. OCX XVI van hoviluJtn umu paftn des deutschen Stadt- 
rechts von Lübeck (1294), Hach S. .‘>G4, gebietet der Itat bei äO Mark Strafe, 
tiat nrn horcht rt mttt selUn sht e>vc voy fwn qast noch nen bor^kfre nc schal vesr- 
cepen CU erve, papen oiitr ^hcistlichrn inden noch riihltrcn io/ hobe- 
lnden, to nc^oener wis. — Bei dieser (ielegenheit ist darauf hinziiwcisen, 
datl bei Vorschriften über diese .Vrt von I lasten letztere in der Kegel nicht 
unter dem ( lesamtnanimi .tia-sf“, sondi'rn unter der Bezeichnung ihres 
Standes, d. h. als milites, rustici, clerici und dgl. erscheinen. 

’) Braunschweig Stadtr. (1401) 290, Häii.selnmnn 1 S. 125: vgl. 
oben S. 8 bei Anin. 1— .5. 

^ Vgl. Soest Urt. f. Siegen (13tX)— 13.50), Westf. Zeitschr. XI S. 333, 
und alte Schrae (um 13.50) 143, Seibertz II S. 401; Schwaney Stadtr. 
(1344), Wigand I, 4 8. BXI; sowie namentlich den BesehluB von Miilil- 
liaiisen (1302), Heri|uet S. (>38, woselbst in .Anbetracht des Schadens, den 
phaphen, ritlere unde imlcn der Stadt durch Nichterfüllen der städtischen 
Lasten von städtischem Besitz zugefügt haben, für alle Zeiten streng verboten 
wird, yeheyme phaphen, rittere oder iuden vricit tu gebene an hcr,*en odir an an,lerme 
rchcynirley^e gttu. Atif Lehngut u. dgl. ruht von vornherein nicht städtische 
Schoß- und Dien.stpilirbt; deshalb ist sein Besitzer im Sinne des Stadt- 
rechts nicht besessen (Kreiberg Stadtr. II § 7 bei Krmisch S. 4.5). — Ohne 
Beschränkung sogar auf eigentümlichen Besitz von Stadtgrümlen verpflichten 
zu städtischen Leistungen z. B. Hameln Stadtr. (1277) 12, Kcntgen Urk. 
S. 177; Freiberg Stadtr. (129ti— 1307) XXXIX § 3, Knnisch S. 233: 
Ilildesheim Kats.scbIuU (1297), Hoebner I'. B. I S. 2G2. 

*) ('ber grtindlierrliehe (lerichte in Magdeburg vgl. Hagedoni S. 348, 
in Braunschweig unten Kapitel III. Im Verhältnis zu Itienstmannen-, 
geistlichen n. dgl. tierichteu werden sie selten erwähnt. ,S. ilazn Below 
S. 90 .Anm. 1. 
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inaclu‘ 1 ) Aiirli lUr diese letzteren, zwar in der Stadt wohnhaften, 
aber nicht zu ilirem (lerichtsverhande geliörifren Personen wird 
die dem Sachverhalt entsprecliendc ausdrückliche Bezeiclinung 
„(lüste“ selten anj;ewandt“). 

•2 a) Desto reichlicher findet sich die Benennunfr „(last“ für 
alle die, die auBerhalh des Stadtgemeindebezirks und des mit 
ihm in der Regel zusammenfallenden Stadtgericht.sbezirks’j gesessen 
sind^i. Häufig werden solche Auswärtige zum Unterschied von 

') Vgl. darüber die Ausffdirungen in Kajiitel 111 an verschiedenen 
Stellen, Die dort eit. Vorschriften beziehen sich meist sowohl auf die in wie 
auf die außerhalb der Stadt wohtdiaften milius, rustici u. dgl. — Man einigte 
sich u. l’. mit einzelnen Personen. Die liebrüder von Weidensce erhalten von 
Mühlhausen (126(J), llerqnet Nr. 135, die ofariuiiilai libere raiJmdi in der 
Stadt und zwar befreit \tm trltuteum und (s. jedoch oben S. 16 Amn. 3j, 

verpilichten sich aber dafür, sich im Falle einer Klage gegen sic vor dem 
städtischen vi/luus zu gestellen. 

*) S. oben S. 16 Anm. 1. 

Das regelmüUige Zusammenfalien des „Uebiots, innerhalb dessen die 
Stadt die Uechte einer Ortsgenieindo ausübf, mit dem Stadtgerichts- 
bezirk vertritt mit Kecht Hclow S. 32 ff. und S. 82 bei .Anm. 4; vgl. («engler 
U.A. S. 265 ff., aber auch Rietschel S. 221 .Amn. 5. Nur wenn der .Aftervogt 
ist ift dfnt wifbilät , iz si vor der stat odtr In den oder in den husen, uf 

dem marete oder wo he ist, da ist in geriehte, nicht aber, wenn er knmit uz 
disem toübilde uf da: ve/t oder in ein darf oder in ein vonverc (Freiberg Stadlr. 
XXXll § 2. 6 bei Kniiisch S. 211): wer außerhalb jenes ersterwähnten Bezirks 
Wohnt, es sei nun auf dem ^ebirge, das in die stat su l'ribere gehöret, oder auf 
dem bmde, der ist — obwohl auch für dieses (iebiet die Stadt gewisse pro- 
zessualische Vorschriften gibt (z. B. II § 10. 12, XXIX § 4, XXXII § 6, Kr- 
misch S. 46. 47. 183. 211) — ein uzman (I § 37, Ermisch S. 37). S. auch 
Breslau Uechtss. für tJlogau (1280) 1, Koni S. 48: landlute, dy heiler syte 
hesen der stat wiehbilde in andtrme reehte gesessin sin, verantworten sich u. 1’. 
vor dem Stadtgericht, zusammengehalten mit Bechtsbel. an Glogau (1315) 
I, oben S. 10 .Amn. 4: Bautzen I’riv. (1282), Tzschoppe S. 398. 

t) Insbesondere Brünn SchölTenb. (um 13.50) 166. 167. 175, Rößler II 
S. 84. 8.5. 87, betont, daß, wer aus einem anderen (lerichte kommt, ein 
adveeta, ein homo extraneus sei. Vgl. ferner Wesel l’rk. Buch 142, Wolters 
S. 67: die eens vremdt mans famlt ofbaidt voir dem gerieht off buten dem 
Kersfe! gesotten; Sächs. Weichb. XXVIH ^ 1, Daniels S. 103: Dist. IV. 9 
d. 5 und IV. 47 d. 4, Ortlofl S, 198 und 275: Itresl. I.amlr. (1256) 195, 
<iaupp Schics. I.R. S. 167: bairisches Reuhtsbucli (1332), abgedrnckl bei 
Grimm, deutsches Wörterbuch (Leipzig) IV^, 1 .8[i. 1456: wir sfreehen, das alles 
gest sein, die in der stat nieht gesessen (= wohnhaft) sint noch in der stat geriehte. 
Andere Rechte bezeichnen als .Auswärtigen, als alienus einfach den, der extra 
Kudorff, UucUl..i.sleUuiiK der OrL.l«. 2 
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(U*n stadtbewolineiulen (>äst(‘n noch iiu.sdrrtcklich luh-fna houpe»^ 
lionjie« ttlieiius, fremet <jast^ vztcenliy yugt genannt') und als Männer 
gekennzeiclinet, die yextfiriiz in die Stadt kommen ’), als Kauf leute, 
die, anders als <lie im Weichbild gesessenen Knämer, in yuxte» 
wisxze farn^). Sie zeichnen sich vor den in der Stadt wohnhaften 
(iiisten eben dadurch aus, daU ihnen die Absicht dauernden 
Aufenthaltes in der Stadt mangelt*). Gäste, die hir pleyhen to 
liylieiule raa einer tit tor anderen^), bleiben eben aus jenem 
Grunde (iäste. Solche auswärtige Personen sind, wie das llraun- 
schweigische Stadtrecht'') gelegentlich einer Vorschrift über .\us- 
antwortung vererbten Gutes an Auswärtige es ausdrückt, 

in ghastex irisen in der xiad .... mit der v»rsa(e, wen 
se dat ghevordert hedden, dal ere wonelit denne hir nicht lengh 
en trere. 

b) Diese auswärtigen Gäste sind ebenso wie die Stadtgäste 
jiicht dinggfichtich edder xladfilichlich ‘ — Einmal tragen sie 
stäiltische Lasten grundsätzlich nicht mifj, es sei denn, dali sie, 
selbst auJierbalb wohnend, entweder von ihrem städtischen Gruml- 


crrUaUm wohnt (Schwerin Stadtr. — lUtO? — 'li in ZUir. 9 S. 28.i; Hrann- 
scliw cig Hagen — 12. Jahrh. — 13 und Ottonianuin — 13. Jahrh. — l.j in 
lliinselinann 1 S. 2 bezw. .1). Vgl. auch vorige .\nmcrkung. 

') Brünn Sladtr. (1243) 31, Kiißler II S. 3.W: Uersfeld Verordn, d. 
.\bts (1289), Wenek III V. li. S. 157: .Soest l'rt. für Siegen (1.300—1350). 
(’hron. d. dtseh. Städte Bd. 24 S. LXXV: Erfurt Zus. zu den Stat. 
(1313), Walch II S. 23; Schwerte I’riv. (1397), v. Steinen I S. 1,507. 

^) Magdcb. Fragen 111. 9 d. 2. Behrend S. 202. 

") Diät. V. 9 d. 24, Ortlolf ,S. 295. 

*) Vgl. aber oben S. G .\mn. 1. 

®) Hamburg .Stadtr. (1292) M XI, Lapiienberg S. 147. 

®) (1401) 291, Hänsebnann I S. 125. Vgl. auch tlr>ttingrn Stat. (1.354), 
l’ureiidorf 111 App. .S. 175: Bauern, die dor vrtdts ndlUn . . . hir rne vi/e 
7<v>nen iw/drn, sowie oben S. 2 in und bei Anm. 1. 

^) Braunschweig .Stadtr. (1401) 291, Hänselmaim I S. 125. 

") tioslar Stadtr. (nm 131X1), oben S. 14 .Anin, 1: Prag Stat. Hecht 
(1314—1418) 139, HnÜler I S. 94: Göttingen Notiz ini olde bok (um 1375), 
oben S. 6 bei Anm. 5: Braunschweig Stadtr. (1401) 290, oben S. 15 bei 
Anm. 8. 

®) Freiberg Stadtr. (1296 — 1307) IV § 3, Ermisch S. 52; Prag, 
IWÜler 1 S. XPIV. 
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besitz*) oder von den zu Uirein Gewerbel)etriebe freUöripen und 
stilndij;' in der Stadt befindliclien (Jätern ') Schoß erlegen müssen. 
Anstatt dessen sind sie zollptliclitig*). 

c) Weil fenier der allgemeine (Jerichtsstand der auswärtigen 
(Jäste sieh außerhalb der Stadt befindet, mflssen sie nur bei Vor- 
liegen eines besomlercn (Jerichtsstandes*), namentlich also, wenn 
sie sich in der Stadt befinden, vor dem Stadtgericht antworten: 

Qnii-unijtie mercanili causa ciritatem intrarerint , tarn ipsi 
(/iiam hona eoruiii mb iudiria iUorum mancanl, ijui publice 
iuracerunt, iuMam iudicii darr sentenciam^ id est scabinorum*'). 

Wanderten (Jäste von außerhalb in eine Stadt ein und wurden 
daselb.st llflrger, so hing während einer gewissen Zeit ihnen in 
bestimmten Bt'ziehungen die ehemalige (Jaste.seigenschaft an*). 

') Lfiwciibcrg i. Schl. Willkür (1311) 4, Tzseboppe S. 481). 

Vgl. oben S. 9 Anm. 1 bis ."i, sowie llraiinschweig Ottonianum 
(13. Jabrli.) 57, Hänscliiiann I S. 7. 

•) harüber s. unten Kapitel III. 

*) Utrecht (1122), Hans. U. H. I S. G, Kestsotzungon Heinrichs V., 
nach<lein sich SchuItliciU, Kustollaii uiiil Utrechter Hürger über die gegen 
fremde Kautleute aiisgebruchten ungerechten Ziillc beklagt haben. Mariun- 
burg Handf. (1276) 6 und 7, (longier St. R. S. 277, trill't die Hestininiung, 
ilall Streitigkeiten zwischen den in der Stadt wohidiaflen Leuten des Land- 
ineisters, die nicht dem Stadtgericht unterstehen (eximfH ab oimii iure civium), 
und solchen Fremdlingen, die nicht auf städtischem, sondern eximiertem 
Hoden Aufenthalt nehmen, nicht von dem Stadtgericht, sondern von dum 
ordentlichen Richter jener Leute zu entscheiden sind. 

*) Xamentlich im Beweisrecht: (1 osl ar Stadtr. (um 1300), (löschen 76, 
3: auch Riga nmgearb. Stat. (um 13UÜ) VII. II, Napiersky S. 183; Kus- 
k irchen Stadtr. (1302) 4, Keutgen Ulk. S. 156; Bremen Ordale (1305 — 130(!) 
('XXII, Oelrichs S. 138. — Umgekehrt wird Bürgern, die ihre Bürgerschaft 
anfgebon, auch dann die Behandlung als (läste angedroht, wenn sie in der 
Stadt bleiben und die Lasten tragen (Hildeslieim Stadtr. 141 — um 1300 
— , Doebner U. B. I S. 293): vgl. Mühlhausen, oben S. 15 bei .Anm. 6 
und 7, Bürger, die eine längere Weile aus der Stadt fahren, hören deshalb 
noch nicht auf Bürger zu sein (Bruunschweig Ottonianum 50— 13. Jahrh. 
— , Hänselmann I S. 7 : (loslar Stadtr. — nm 1300 — , (löschen 67, 24): 
Mitwohner dagegen sollen, um nicht wieder in die Stellung von (»ästen 
herabzusinkeu, in solchen Fällen vorher das Bürgerrecht erwerben (I. übeck 
Urk. — 1397 — , Lüb. U. B. IV S. 37.5. 376). — Bezüglich der Aullenbii rger 
vgl. (iierke II S. 279 und Zeumer in ZK(J. 23 S. 87 (T. ; ihre Rechtsstellung 
ist sehr maunigfaltig, auch in prozessualer Hinsicht, bald mehr der der (läste 

2* 
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und insofern nntorscliieden sie sich von den schon innrere Zcil in 
der Stadt wohnhaften Hürireni. Hei (iästen daireiren, die auüer- 
halb der Stadt ilircn Aufenthalt beliielten, machte es hei vorfdier- 
frehendem Verweilen daseihst in prozessualer Kichfiinü wenii' 
aus, oll sie selbst wiederum in kleinerer oder j;rößerer Kntfernun^' 
\on der Stadt gesessen waren, und namentlich, ob außerhalb des 
Territoriums, zu dem die betretfende Stadt gehörte. Nur in <lcr 
Hechtsprechung des Hriinner Schöttenstuhles taucht dieser letzte 
(Gedanke, ein .^ustluß beginnenden staatlichen Hewußtseins, mit 
Klarheit auf und nimmt sogar in dem Satze: 

Unspen dicifur ix, ifui non est lerrigena, rel etinm, tjui ex! 
xub dninino alterius jirineipis^) 

die Bezeichnung „(last“ nur für Kxterritoriale in Anspruch, trotz- 
dem, wie oben') gezeigt, in Brünn auch die außerhalb des Stadt- 
gerichtshezirkes Wohnhaften keineswegs als Kinheimische betrachtet 
und behandelt werden. Anderwärts dreht es sich doch mehr um 
Kinzelheiten. Am ersten tritt noch der Kintliiß von Kntfernung und 
möglichenfalls exterritorialer Lage des Wohnsitzes des Fremden'’) 
hei den Vorschriften über die (iastgerichte hervor^). Ferner kommen 
diese Finstände, von den fierichtsstands- und den damit zusammen- 
hängenden Arrestprivilegien der Stailt- und Territorialherren für 
ihre Ministerialen und (Jrundhörigen abgesehen’), bei manchen 
S.ätzen aus dem (iehiete des Beweisrechts in Betracht®). Schließ- 

(II ildeslieim Slaiitr. Uö — um 1300 — , Dm biuT l’. H. I S. MH), bald iiiclir 
der der Ilürger aiigenabert (Wesel Urt. Hiieb I3(i, Wolters S. <!7). 

') .''chiplleiib. (um 13,')0)5üfi, HöUler 11 S. 2t!3; vgl. ebernKv .5i)l (Köliler II 
S. 272), sowie unten Kapitel VI. 

'•) S. 17 Anm. 4. 

’) Kr ist dann ulhlamUsih (Wittenburg l’riv. — 131.Ö ~, Meckl. I’. H. 
IX .'S. <!84), exhapnn’indalis (Stade Iloelitslir. 17 — 120‘J — , (iengler .Sl. U. 
S. 4.75). 

‘) S. unten Kapitel VI. 

’) S. oben S. 17 Anin. 1. 

*) Zum Nachteil des Ksterritorialen i.. 11.: i.eohschntr. l’riv. Kru. 
(1270) 13. 44, Gengier St. 11. S. 240 (der innerhalb der pravimm Gesessene 
überzeugt den Ilieb mit drei, der anüerhalb Gesi'sseiie mit sieben 
Männeni): Salzwedel Ueehtsbr. (1273), l’ufendorf III .App. S. ,39!) (der 
auUerhalb der M.irk Gese.ssene kann Bürger mir mit Hürgern, ein anderer 
sie auch tum ex/ramis Itslibus überzeugen). Zum Vorteil di‘s Krterritorialen : 
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Hell häiiKt ilie Miiglietikeit, in bestimmten Fällen Kla^ie zu erbeben, 
bisweilen von jenen Voniussetzungen ab'). Die weitere Frage, ob 
jemand Reiehsangehöriger sei oder nicht, s]iielt in den prozell- 
reelitlielien (Quellen der damaligen Zeit überbau])! keine Rolle. 
Wenn Relow *) vom Handelsverkehr sagt, daß die auf die Gäste 
bezüglichen Restimmungen Jedenfalls der Hauptsache nach Unter- 
tanen des deut.'ichen Königs, sehr häufig In.sassen desselben Terri- 
toriums“ zunächst im Auge haben, so trillt das sicherlich auch 
für den Prozeß häufig zu’). .\usdrücklich genannt werden äußer- 
deutsche Gäste überhaupt nur in Verträgen prozessualen Inhalts, 
die verschiedentlich mit ihnen abgeschlossen wurden'). 

Wenn in diesen Verträgen z. R. Heinrich der Löwe den Goth- 
ländern versj)rach: idmam ej- iudiciuria jxife-'ifate nostm iu.tliciai» 
i t ronretionem. coiini/nantur, oder Lül)eck den Schwedim zusicherte, 
sie zu behandeln, als wären sie Lübecker, so sind das mehr R»‘- 
stärkungen alter Gepflogenheiten als Zeugnisse dafür, daß die 
Gothländer, die Schweden vorher rechtlos gewesen wären. Denn 
grundsätzlich sollte den GiLsten überhaupt stets gleich den 
Rürgern zu ihrem Rechte verholfen werden. Unter der Voraus- 

Kr .illoin ist u. U. zuin Klcmieiieiile berechtigt (s. unten S. 30). — l'ber 
den KinfluU der Staiiuncsziigehörigkeit in älterer Zeit auf dem (Jebiot 
des Beweisrechts, naiiientlich bezüglich der Eigenschaften von Zeugen, vgl. 
(iöhruin I S. l.'iG .Anm. 2. 

') Bezüglich der Klagen von .Mitbürgern gegeneinander in freindem 
Lande s. Näheres unten in Kapitel III. — Der einem Herrn ui txlnmen 
froi’itua Entlaufene kann von jenem im (iegensatz zu andern Eigentümern 
auch noch nach Jahr und Tag beansprucht worden (Frei bürg i. U. Handf. 48. 
Uaupp St. It. II S. 102). Vgl. auch Uatihor Einf. der Verjährung (131.ä), 
Tzschoppe S. 49fi; Breslauer Lnndr. (13.iG) IM, Gaupii .Schics. L. K. 
S. 1G7; Wien Stadtr. (1221) 19, Keutgen l’rk. S. 209. 

*) Hist. Ztschr. 8(1 S. (19. S. auch Below in Jahrb. f. Sat. (Ik. 7.ä S. 30. 

’) Die Vorschriften indessen z. B. über (iastgerichte haben gerade 
ferner wohnende, namentlich auch auUerhalb des Territoriums gesessene Gäste 
im .\uge: vgl. unten Kapitel VI. 

*) Z. B. Vertrag zw. Deutschen und Gothländern, bestätigt von 
Heinrich d. Löwen (1163), I.üb. L'. B. I Nr. 3; Köln- Flandern (1197 
und 1212), Hans. V. B. 1 S. 2.Ö bezw. 40; Vertr. zw. deutschen Kauf- 
leuten und Smolensk (D229 und 12.5.7), Hans. T. B. I Nr. 232 bezw. 
398- Lübeck -Sch Weden (12.50) Lüb. l'. B. 1 Nr. 170: Bremen-Flandern 
(1253), Ehuick I S. 30.5. 
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Setzung, 'laß sie selbst es halten würden '), sollten sie desselben 
Herhtes’i, desselben I’riedens’) in der Stadt frenießen wie die 
Hflrper selbst. Letztere sollten lediglich wcf^en dieser ihrer Ei},'en- 
schafl nicht vor einer Partei, die (nist ist, bevorzufrt sein*). Die 
Verpllichtiing einer nn])arteiischen Hechtsprechung zu (iunsten der 
Fremden ward nicht selten in die Kidesfonnel aul'genominen, 
welche Richter^), Urteiler*', Fronboten’) oder berufsmäßige Vor- 
s|irecher*) zu leisten hatten. 

Hart genug war es schon, daß sich das Prozeßverfahnm in 
der hier behandelten Zeit auch da, wo ausschließlicli (Jast mit 
(«ast stritt, durchweg nach dem Recht am Orte des Prozesses 
richtete: 

ijtiod actor ef reux consueludinex et iura hx-orum, in (luihux 
litigant, obxerrare debenl, licet fnrlaiixis in aliix loeig, nbi atia 
vigent iura, retidenliam liabent cori>oralem *). 

Und wie hier das Hrünner, so entscheidet schon in früherer 
Zeit das Magdeburger Recht: 

( >b sich :wene ander ein ander leunden binnen iriehbilde, 
die beide ron trindiseber art »in here konien ttnde doch nine 
irinede »in, die eine käme core ttnde klage nach icindiecher 
site, die andere ne darf ime zu rechte nicht antwttrten, ob her 


') Goslar .Stadtr, (1219) 22, Keiitgen Urk. S. 181. 

*) Riga Stadtr. (1225 — 1238} Kinl. und 38, Saiiier.sky S. 3 boiw. IO: 
Froising Stadtr. Huch (1328) <>9, Maurer S. 309: Lübeck an Burggraf 
von Stroinberg (1368). Lüb. U. B. III Nr. 672. Ygl. Siegburg an Köln 
(1284), I.aconiblct II S. 168, und Köln Satzungen (138.5;, Eniien V S. 482 IT. 

’) Kraiinscliweig Ottonianum (13. .lalirh.) 57, Hänseltnunn 1 S. 7: 
H ainburg- Lfibec k (um 12.‘k)), Hans. U. B. I S. 81. Vgl. Strallburg 
Erstes Stadtr. (12. Jahrh.) I, Keutgen Urk. ,S. 93. 

*) Brünn Sehöffenb. (um 13.50) 167, HöUler II S. 85. Vgl. jedoch 
Itustuck an Lübeck (um 1300), Lüb. U. B. II, 1 Nr. 124. 

*•) Diät. 111. 1 d. 1, OrtlolT ,S. 134: Göttingen grSIl. Kid auf dem 
Leineberge (1421). Haveiuann II S. .509. 

*) Hamburg Stadtr. (1270) XL II, La|i|ieiiberg S. 60: Hist. III. I d. 2, 
Ortloff S. 134. 

') Diät. III. 1 d. 3, Ortloff S. 134. 

*) Kassel Laudgräil. Satzung (1384) 29, Gengier Uod. ,S. 472. 

'’) Brünn Sehöffenb. (um 13.50;, 105, BölJler 11 S. 56. 


Digitized by Google 



•23 


trol heklagcf in an der n/irnc/ie, diu ime angeboren ist, nach 
iriefdnliles rechte '). 

Mit Reclit liet>t IMaiick*) liervnr, /.war habe jeder Fremde 
nach Mapiehurfji.-^cheni Reclit“; einen .\ns{irueli darauf, in der 
Sprache seiner Herkunft heklafrt zu werden, also, wenn diese 

') Magdcb. lircsl. Uedit (1'261) 54, I.abaml UQii. S. 21. Sicht cnt- 
gcgcn.stcht S. Ld. K. III. TU $ 2, der im AnschliiU an § I von neu ansgeaet/ten 
Ilörfcrn ru verstehen ist: ihr entweder vom Dorflierrn erteiltes oder von 
den Dorfgenosson selbst geset/.tes Hecht wird nur als Sonderrecht der Dorf- 
genossen, n icht aber als eine gleichberechtigt neben dem l.andrecht stehende 
Hechtsbildung (wie i. B. das Markt- oder Stadtrecht) /ngelasson. Die Be- 
merkungen von Kiihns II S. 382. 383 in Berlin Stadtbnch von 1397 (Buch 111 
hinter qu. Xt'VIll). Pidicin 1 S. 172, sind schon ans dem letzterwähnten 
tirnnde unrichtig, abgesehen davon, dal! in der fraglichen Stelle nicht davon 
die Bede ist, es müsse jemand mit Zeugen sein Prenidtum beweisen (e<i4r!), 
um nicht nach Berliner Lokal-, sondern nach sächsischem Hechte sich ver- 
teidigen zu dürfen. — ln eine Zeit, da ilic einzelne Stadt das eigene Hecht 
noch nicht zu voller Selbständigkeit durchgebildet hatte, nUlt das bekannte 
und streitige Privileg des .\bts Kggehard für .Allensbach (107.5), Keutgen 
l’rk. S. 62: onmibm eiusdtm eppidi vUUmis mtrtandi polfslaltm tomessimut, ut ipsi 
ti (crum posiert sin! ntereaiores, exeeptis Ais, qtii in exereendis tuneis vei areis oent- 
pantur. Ipsi autem »tereniores inter st vel inter alias nulla alia faeiant 
/udieio, preierqitam ^uae Constaniiensibus, Basitiensibus et omnibus mereatoribus ab 
anliifuis iemparibus sunt eoneessa , . Hii-tschel's Erklärung (S. 195) iler gesperrt 
gedruckten AVorte dahin, dal! ,die mtnaiares [von .VllensbaehJ in ihren 
Rechtsstreitigkeiten vor lierieht sowohl am Orte selbst wie an andere n tlrtcn 
das allgemeine Kanfmannsrecht genicUcn .sollen*, verträgt sich nicht mit 
dem Sinne des Worts faeere, welches nicht ein leiden, sondern ein .handeln'^ 
bedeutet, ln Allen.sbach richtet naturgemäü das Ortsgericht, unter Vorsitz 
des advoea/us und Beisitz von (iemeindemitgliedeni, seien dies nun s|ioziell 
die mereatares, seien es die sonstigen vi/lani; es ist nämlich eine einzige Oe- 
meinde vorhanden, nicht ein Nebeneinander zweier Personalgemeinden (Below 
Su 30). Diese (iemcindemitglieder finden das Hecht (iudkia faeiant). Sobald 
im einzelnen Palle mereatares als Beisitzer fungieren (über die Bildung der 
Gerichte im aliemannischen Hechtsgebict s. .Schrfider S. .557 oben) — und 
dies dürfte die Kogel dann gewesen sein, wenn der im Privileg genannte 
Woclienmarkt anstand — , sollen sie, wofern Allensbacher oder fremde mer- 
caiores (so mit Hecht Keutgen Urspr. ,S. 214 .\nni. .3) mit einander prozes- 
sieren, ausschlieÜlich das gemeine Kaufniannsrecht. den Vorläufer des Stadt- 
rechts, zur Anwendung bringen. 

») 1 S. 136. 

’) Vgl. Magdcb. Bresl. syst. Sch. K. III. 1 d. 4, L.aband S. .5.5: und 
ferner: .'J. Ld. H. III. 71. 70: Dist. VI. -26 d. 1, lUtlolT S. .333, 
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wendisch sei, auf wendiseli; aber abj'csehen von diesem einen Zu- 
ffestiindnis darf, selbst wenn beide Parteien .Stamniesfreindc sind, 
nur /uK'k tvichhihU» rechte, nicht nach iriii<lischer eite prozes- 
siert werden N’anicntlieh auf dem (lebiete des Heweisreclits 
war die Frage, welches Recht in .\nwendung zu bringen sei, wichtig. 
Im Recht.sbuclie von Herford*! wird sie auf Krsuchen eines Kfir- 
sprechers des Herrn von der Lippe und dessen Meiers um Re- 
scheid, wie sie einen in die Stadt gezogenen angeblich eigenen 
Mann gewinnen sollen, zu gunsten des ProzeUorts, des Shidtrechts 
mit der Regründung entschieden: eree ammetes recht leiste men 
hir nicht, — Dali (lilste die Anwendung ihres heimatlichen ProzeU- 
rechts hiitten in der Fremde verlangen können, war eine -■\us- 
nahme, bewirkt vielleicht durch ein besonderes Privileg, wie z. R. 
das bekannte vom Kaiser an Lübt'ck erteilte, wonach ein jeder 
.seiner Rflrger überall im Reich 

se ecpuryabit aimiue captione seciindum iura Jam dicte 

cicitatie^'). 

Wo derartige .\usnahmen nicht galten, ilas Recht des ProzeU- 
orts also eintrat, konnte sich <ler (last bei Verstößen gegen Ver- 
fahrensvorschriften in der Regel nicht mit Rechtsunkenntnis ent- 
schuldigen ‘i. 

‘) Die .\ntwort inuU vom Uukla^tcn, evtl, mit tlnlfc von Vors|ireclnTn, 
8» erteilt werden, daU die Qeriebtspersonen sic verstellen können (Diät. VI. 
d. 1, Oitloir S. 333). 

*) (1360) 10, Wigand I, I S. 18. Vgl. aueb Higa rmgearb. Slat. (um 
1300) 2, Napiersky S. 142. 

*) (1188) 5 , Keutgen l'rk. .S. 184. Die Privilegien des Krzbisebofs 
V. Itiga nsw. für alle die Ostsee u. Livland besuchenden Kaullente (1277) und 
des Deiitscliordensmcistcrs usw. für die Lübecker (121)!)), Lnb. P. H. 1 
nr. 37!) bezw. nr. 688, lassen die Privilegierten ihre Streitigkeiten unter 
einander nach gothländischeni bezw. lübischem Iteeht erledigen; sobald aber 
ein Kingeboreiicr mit in Frage kommt, i.st, auch wenn der Uichter der 
Privilegierten richtet, das liecht des Prozellortes in Anwendung zu bringen. 
Vgl. übrigens Priv. der Gräfin v. Flandern für die Kaulleute des lieiehs 
(1252), Lüb. D. 11. I nr. 180, wonach l'rteile der tiandrisehen Schölfon in 
Deul.schlnnd in die Güter der Verurteilten so vollstreckt werden sollen, 
wie der flandrische Spruch verlangt; gegen ihre Personen jedoch soll nach 
dem Recht des Ortes der Vollstreckung vorgegangen wi'rden. 

‘) Vgl. jedoch München Stadtr. Huch (1347) 262, Auer S. 101; liecht 
des Hillwärder (um I4(K)) 23, Lappenberg S. 32.S. 
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/jwoiti's Kapitel. 

Vare, Eiendeneid und prozessuale 
Stellvertretung. 

Die «nindsiitzlieli (»leielie prozessuale Hehaiidliino der (laste 
hatte jedoeh, teils zu ihren dunsten, teils zu ihren rn^runsten, 
ihre .\usnahinen. Nicht nur verhältnismatSiff am eigentimilichsten 
aus}rei)räj;t , sondern auch, wie schon aus der auUerordentlich 
haiiti^'en KnvjUmung in den (Quellen hen'orpdit, von ausnehmend 
praktischer Hedeuturifr Inr die Stellung derdii.stc‘) war alles, was 
sich auf derichtsstand, auf Personal- und Sacharrest, auf Markt- 
frieden und Prozeligeleit. .sowie auf die sogen, dastgerichte bezog; 
diese dehiete mögen deshalb einer gesonderten Hetrachtiing weiter 
unten Vorbehalten tileibeii*i. An dieser Stelle soll nur kurz auf 
einzelne Kesonderheiten hingewiesen werden, die nicht jene He- 
ileutung besitzen, von denen jedoch ein 'l'eil eine sogar ausschlieü- 
liche Beziehung gerade auf düste hat. 

I. AusschlieUlich auf düste dürften u. a. gehen die Sätze, 
die mit Rücksicht auf Kntfernung unil Art des Wohnsitzes den 
düsten die Fristen zur Klagerhehung’) oder zur Rechnungslegung 
verlängern, be.sondere Bestimmungen über die Orte tretfen, wo sie 
zu laden oder die Kntscheidungen ihnen zu verkünden sind^); die 
Satze ferner, die den düsten höhere debühren als Einheimischen 
auferlegen, handele es sich nun um defälle an die derichtsbehörden 


Vgl, oben S. 2 bei .Vmii. 1. 

*) .\iieli im Vnllstreckungsverf.ihreti, namentlicb aber im Hewoisver- 
fahreii zeigen sich umfangreioh« Uesomlerheiten. Beide (iebiete bleiben in- 
dessen, vom Kleiideneide und gewi.ssen Besunderbeiten des gastgeriebt lieben 
Verfahrens abgesehen, von vorliegender Arbeit ausgeschlossen. 

^ S. oben 8.21 Anni. 1: Freiburg i. l'. Handf. (1212)48: Kutibor 
Kinf. d. Verj. (1315); Bresl. Landr. (1356) 125. — Vgl. auch Dist. I. 34 d. 2, 
• irtloff S. 67, und utiten Kapitel VI. 

*) Brünn Schölfeiib. (um 1350) 166, KöUler II S. 84. 

*) I’rcibcrg Stadtr. (1226—1307) I § 37. 111 § 3, Fnniseh 8. 36. .50 
(Markt; Herberge): (ioslar Stadtr. (mn 1.300), (löschen 40, 24. 47, 12. 52,23. 
52, 26. 67, 37 (Marktlaube: /irrlxrglu dar he — sc. der (last — f leihet in ta 

tranderende)-, Frankfurt a/M. l’riv. (1376), Lnnig p. sp. IV Cont. .8. 521 
(reine htrherge, da er — sc. der (last — inne e;ele^en ha/J. 
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boi Rflrker.staltunK abliandiMi "(’koinnipner, nanientlirh gestohlener 
oder gerauhter Uegenstande '), boi Vornalime bestiinnitor grozessualor 
Handlungen*), bei Auskunft über das in der Süuit geltende HwhtA); 
die Sätze schlielilich, die das Rügeretdit der Gäste betreft'en'l. 

II. Wichtiger als die eben genannten erscheint eine Reihe 
von Vorschriften allgemeiner Natur. Es zählen zu ihnen nament- 
lich die Regeln über die Reseitigung der vare, über den sogen. 
Eiendeneid und über die i)rozessuale Stellvertretung. 

1. Die Regeln über die Beseitigung der care wird man 
mit Siegel am besten zerlegen in solche, die den Formalismus 
speziell beim Unschuldseide, und solche, die ihn überhau])t oder 
doch in ausgedehnten Partieen des Proze.sses ausschlielien sollen. 
Vom Unschuldseide nimmt Siegel®) an, daß seine .\bleistung 
ohne rare bei leugbarer Schuld schon Ende des 12. Jahrhunderts 
allgemeiner Bestandteil des Kaufmannsrechts gewesen sei’). Wenn 


') Münster Sladtr. (1221) 3!). 38, Keutgen l’rk. S. 153: Dortmund 
Lat. Stat. (1254 — 125(1) 11 und rrteilsburli (13<K) — 13,50) 1. 2, Frensdorff 
S. 26 buzw. 108; Bremen angcbl. Vertr. des Krzb. mit Stadt (125.9), Khmck 
1 S. 337, und ürdale (1305) LXXV, Oelricbs .S. 109: Hamburg Stadtr. 
(1270) XII. 6, Lapiienberg S. 67: Hannover .stadtr. (um 1350?) III. 16, 
Vaterl. .\rch. S.362; Bresl. Landr. (1356; 195, <iau|>|i Schles. Landr. S. 167; 
Dist. IV. 9 d. 5, OrtlolT S. 198. F.inc Befreiung der ileiitschcn Kaulleutc von 
dieser tiebnhr enthält Itiga Priv. d. Krzbiscli. (1275), Lfib. F. It. I nr. 362. 

•) Dem Büttel für die Ladung: Freiburg i. V. Handf. (1249) 15, 
(iaupj) St. U. II S. 85. Dem Buttel für die Verwahrung des Schuldners: Frei- 
berg i. S. Stadtr. (1296—1307) .XXXVI §2, Krniisch S. 22.5. Dem (Jericht 
bei MiUlingen erhobener Beweise: .Münster .Stadtr. (1221) 33.32, Keutgen 
l’rk. S. 152; M'esel I’riv. Beslät. (1277) 13, Wigand IV, 4 ,S. 410. Dem (le- 
richt vor F.rklärung der beantragten Friedloslegung: Werden Vertr. zw. Abt 
u. Stiftsvogt (1317), Laconiblet III S. 121. 

*) Magdeburg Sch6ffen8]ir. für .Stendal (13.34) II. 5 und 6, Behrend 
l'rt Buch S. 2. Vgl. nberhau]it Goslar Stadtr. (mn 1300), Güschen 1, 17; 
Magdeburg ,Alph. Saminl. v. .SchfifTenspr. 338, Wasserschleben S. 98. 

‘) Brannach weig Stadtr. (1401) 207, vgl. 206, Hänselmann I S. 118, 
verbietet überhaupt, dali Köge gegen Bürger von Xiehtbürgern angebracht 
werde. Magdeburg Itat.sordn. (1329), Magdeb. F. B. S. 2(K), verlangt dem- 
gegenüber nur eine vorherige Prüfung der Glaubwfinligkeit der utwenJi^ken luJt. 

») S. 33. 35. «) S. 36. 

’) Vgl. Aachen Priv. (1166) .5, Keutgen Frk. S. 38; Priv. Friedr. 1. 
für die Flandr. Kaufleute (117.3) 4 und 8, ebenda S. 52 ; Lübeck Priv. 
(1188) 5, ebenda S. 184; Hamburg Priv, (12. .Tahrh.), Lappenberg S. XL; 
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sich das auch nie mit Bestimmtheit wird nacliweisen lassen, so 
ist dcx'h die Wahrsclitünliclikeit dieser Autstellmif; sclir firoU. 
Da l»eim Eid das !renaue Nachsiirechen vorftesprocheiier Worte in 
Frasre kam und eine Vertretunir durch Vorsprecher Inerbei fiiund- 
siitzlich niclit verstattet war'i, so l)efand sicli der Fremde, der in 
einem andern Dialekt oder nberhauid nicht deutscli redete, in 
einem "anz otTeusichtliclien Nacliteil. Selbst in Hildeslieini, dessen 
Stadtreclit als das einzige in Deutschland den (hust bezrifrlich der 
oire bei der Ableistnns des Eides schlechter stellt als den 
Bilrj'er, heißt es: 

Siiiui* non loi/iiitur ?w>itru limjua, non U'nrfur iurare <id 
rare *). 

Damit ist die erwähnte ungünstige Vorschrift tatsilchlich auf 
einen kleinen Teil der (Jaste beschrankt. Denn bei der großen 
Verschiedenheit der mittelalterlichen Mundarten erklilren z. B. die 
Schöffen von Brünn’) nicht nur den Sachsen, Schwaben und Rhein- 
länder, sondern auch den Wiener Bürger für einen alienü/ena alium 
litibrM modum loifurndi i/iiam hic lo(/iii ronmietuni ent; sie geben 
ihm demzufolge das Recht, nach Berührung des Kreuzes die Worte 
des Eides so auszusprechen, sicut in suin partihuH ronxuerit. 

Wenn Schröder^) meint, daß die niederlündischen K(donisten 
in der Regel das Privileg erhalten hätten, sine rnra schwören 
oder überhaupt prozessieren zu dürfen’), und daß dies wohl der 

Köln Vt-rlr. mit Flamlorii (1197), Hans. f. H. 1 S. 25. Aus s|iälciH'r Zeit 
erwälinon die gefahrlose Kidesleistiing Fremder i. B. Köln Vertr. mit Flan- 
dern (1212), Hans. F. B. I S. 40, und Vertr. mit Berg (12fi2), l.acomblet II 
S. 290; Koblenz Altes (iericbt.sbnch (13(>fi— 1424) 19 § 1, BSr S. 93. 

') Planck I S. 197 oben. 

’) Stadtr. (um 1249) 40 und entspr. (um 13(K)) 38, Doebiior l,'. B. 1 
S. 105 bezw. 283. Nach Stadtr. (nm 1249) 37. 38 und entspr. (um 13(X)) 35. 
38, Doebner V. B. I S. 104 bezw. S. 283, schwört der Gast dem Burger sui 
(•rtm que dkiiur vart ; ein gleiches gilt für das Verhältnis von Burger zu 
Bürger, während der Bürger dem Gaste gegenüber von der vart befreit ist. 

•) Schölfenbiich (um 1350) 454, KöUler II S. 211. 

•) S. 785. — l>a.ssog. Priv. Friedrichs I. für llandr. Kaufleute (1173)4, 
Keutgen l'rk. S. 52, gibt keineswegs nur dic.sen das Hecht sint vara schwören 
zu dürfen. 

*) Z. B. Krzb. von Magdeburg für die Holländer der Kirche von Naum- 
burg (1152), thfiring. Uechtsdenkm. 1. 145; Heinrich d. Löwe für die Holläu- 
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erste Anstoß gewesen sei, iin siiäteren Mittelalter tlie (ietalir iin 
tteelitsgaiiff überhaupt aufzuhehen, so ist dies wolil nielit rielitifj. 
FJininal weisen Rechtsaul'zoiehnunfren anderer Art in einer niiinlestens 
ebenso frnlien Zeit wie jene flandrischen Privilegien auf eine He- 
seitigung der mre hin '). Ferner ist zu berücksichtigen, daß die 
Notwendigkeit, den scharenweise anzusiedelnden, fernher staninionden 
Kolonisten ihr neues Recht zu fixieren’), zufälligerweise gerade für 
sie Niederschriften des Prozeßrechts in einer Zeit entstehen ließ, 
die verhältnismäßig nur wenige Aufzeichnungen solcher Art her- 
vorgebracht hat. Daß in die.sen Niederschrilteii des Verbots der 
r«/v gedacht wurde, geschah, weil man den .\nsiedlern natur- 
gemäß jene Itefreiung von der eure ausdrücklich zusichern wollte, 
die auch sonstige Fremde genossen. 

Im allgemeinen wurden seit dem l.'t. .lahrhundert die Kin- 
heimischen bezüglich der eure nicht anders behandelt als die 
Fremden: 

preeii>iwus, ut omne iue a/isr/ue captionr, ijuad rulijo eure 

dicitur, olmrrvctur tarn de e.rfraneia quam de hurgensibu« ’), 

die Regeln über care überhau]it meist Ununterschieden danach, ob 
für Kinheimische, (d> für (laste bestimmt, hingestellt. Höchstens 
in Vertragen, namentlich den von Köln oder den niedersüchsischen 

der des Fr. von Meckenstvdt (1171), Hoyaschos l’. H. II, 5 S. 2: l’riv. d. 
Krzb. von Hroinon fnr Ibdländer (1 171), Yopt, iiinnuiii. Rrcincnsia 1.10. 
Vgl. l’riv. Friedrichs I. für llandr. Kaullctitc (1173) 4. 8, Keutgen l'rk. 
S. 52; 8. oben S. 27 Amii. 4. 

') 8. Siegel S. 31 ff. In dem ebenfalls bei Siegel genannten sog. Vogt- 
weistum von (landcrsheim (1188), Harenberg S. 130, wird bezeugt, dalJ 
schon der Graf und Vogt Siegfried von Bouieneburg bestimmte Güter aus der 
Hand der .\ebtissiti cmj>fangen habe, nt [H/tmct eetLsue] tafrirso iuJirio titbtant 
iuJkari; jener Vogt ist identisch mit dem Giafen und Vogt Siegfried (IV.), 
der in einer rrkuiide des Bi.schofs von Hildesheim 1134 genannt wird und 
vor 1150 stirbt (Harenberg S. 108 — 172). 

*) S. l’riv. Heinrichs d. Löwen (1171), oben S. 27 .\mn. 5: «/ auttm 

frii/ietii emlorilnis nulUt fossil hsferri vioUntia, iustidam eomm tiisHnclt iussimus 
subttolori, 

’) Goslar Friv. Friedr. II. (1219) 40, Keutgen l'rk. S. 182. 

^) Mit Herg(1263), Knnen II S.4t!fi; mit Berg (1280), ebenda III S. 1.57: 
mit Berg (1318), Lacomidet III S. I.3(!; mit Ucifferschcid (1320), Hnnen 
IV S. 63: mitBrabant und .\achen (1351), Lacomblet III S.,399; niitOber- 
wesel, Koblenz, ,Vnilernach und Bonn (1359), Lacomblet 111 S. 499. 
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Strulteii ') iibgesrhlosspiieii. versirherte man dif Anf'oliörifrpn anderer 
Stäilte unil Liinder noch au.sdriicklich eines e<iuum ludidnm, 
iuJicluiii ijratiosiini et sine ruptione, genetUch gerethe siimler rair. 

2. Audi zur Hntwicklung des Eiendeneides*) wird die 
Hücksieht auf (liiste. welche im auswärtinen Lande der Freunde 
und Verwandten entbehren, ursjirünglicli niclit wenif' beigetragen 
haben. In sjiäterer Zeit erscheint er jedenfalls, anders als es bei 
der Hefreiung von der rare der Fall ist, häutig .sogar ausschliell-^ 
lieh aut (lüste beschrankt. Wer mit Eidhelfern schwören mfliite, 
diese aber aufzutreiben nicht im stände ist, darf unter gewissen 
Umstanden einen roregl leisten, e/ielende gexwerin, d. h. eid- 
lich beteuern, dalJ er lediglich xinen cUendighen thuch habe’); 
nur darf er, wenn er diesen Voreid in Ansiiruch nimmt, seine 
Unschuld noch nicht angeboten haben’). Solche Umstände liegen 
vor, zuweilen schon, wenn dem Hewei-sfülirer nicht die genügende 
Anzahl von Verwandten ’), meist, wenn ihm nicht diese oder die 
erforderliche .Menge von Freunden zur Verfügung steht. Letzteres 
wird natürlich am häutigsten gerade bei (lüsten eintreten. Nicht 

■) .Müll stcr - l'riusl Hii d (lltiöj, Wiliiianiis III iir. 988; UündiiiK zw. 
(ioslar, Hraunschweig, Hat berstadt, Qiiedlinbiirg und .Vsclicrs- 
Icbeii (1335), Halbcrstädt. U. B. I iir. 443. Vgl. Priv. des livl&iid. 
Heiitscli I aiidin eisters für die Ifibisehen Kaulleiite (1299), I,nb. U. B. I 
II r. G88. 

’) Vgl. über ihn l’laiiek 11 S. 138 iinil 139. 

’) Kschershausen bischöll. Priv. (1133 — 1137), Iti'diiiior .Icta II S.81C: 
Sordliaiisen iura civitatis (1208), nach Senckeiiberg visioiies S. 330 ge- 
druckt bei Sachsse S. 28G: I.übeck lat, Stadtr. (12G3) I.IV, Ilach S. 202; 
Flensburg Stadtr. (1282), nach Wcstiihaleii inuniiin. Ciinbrica toni. IV 
S. 1944 gedruckt bei Sachsse S. 87 ; Briich.stück eines (Magdeburgischon?) 
(Icsetzbiichs (13 .labrh. ?), Üreyer 8. 170 und 171; Hamberg Stadtr. (130G) 
157. 1.58, Z(">pll S. 4G. 47 : Magdeburg SchölTens|ir. für Stendal (um 1340) 
X.XVII § 2, Behreiid Urt. Buch S. 112; Vertrag zwischen Mecklenburg, 
Sachsen, Schwerin und Lübeck, Uostock, Wismar, Grcvisinühlen 
iisw. (1354), Lüb. U. B. III nr. 218; Berlin Stadtbiicb (1397) III. Buch 
hinter cju. X(UV, Fidicin I S. IGl; ItLdIt 45 § 4 und 5: Zweite Keiire von 
Poperinghen .\rt. 8, VVarnkönig III, 1 S. 297: niederdeutscher Ucchts- 
satz, nach Itaccr Overysselsche (iedenkstiikkeii 5. 387 und 6. 87 gedruckt 
bei Xoordewier S. 167: Odensce Priv. (1477) 7, nach Kolderup Samml. V 
S. 207 gedruckt bei Sachsse S. 87. 

’) Lcubschütz Willkürrecht (127G), Bfthiiie I Teil II S. 11. 

*) Kschcrshaiiscu bisehfdl. Priv. (1133—1137), Brdiiiier acta II S. 81C. 
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selten ist infol^tedossen bei Erörteniiijfen über den Eiendeneid nur 
von ibnen die Rede ’). In späterer Zeit heilJt es sos^ar, daU in 
der Stadt nur iler (last Anspruch darauf liube, den Eiendeneid 
ableisten zu dürfen, und zwar auch er nur, wenn er außerhalb 
einer bestimmten Entfernung von der Stadt -), oder gar nur, wenn 
er auUerhalh des 'l'erritoriuins gesessen ist, in dem die Stadt liegt’). 

Hat der Berechtigte den erwähnten Voreid geleistet, so führt 
er den ihm obliegenden Eideshelferbeweis derart, daU er den eigenen 
Unschuldseid und dazu selbst die Eide der Eideshelfer ableistet, 
.sei es in gleicher*), sei es in verminderter''), sei es sogar in ver- 
mehrter Anzahl®). Oder aber er bringt wenigstens einen Teil 
der Eideshelfer auf; dann schwört er seinen Unschuldseid, die 
Eideshelfer leisten ihren Eid ab, und hierauf schwört der 
Beweisfflhrer, sei es allein’), sei es mit den Eidhelfern*), so viele 


*) Br nun .Stadtr. (nach 1300) H3, UöUlor II S. 304: rfcsgl. Flensburg 
lind Odenscc, 9. oben S. 29 .\nm. 3. 

•) Hraiiiiacliweig Stadtr. (vor 1300/ 80, Hänsclniaiiii II .S. 22.5. Vgl. 
Lfincbiirg Statuten (vor 14(XJ) XX.XIX, Kraut S. .54. 

’) Magdeburg Scliöll'etis|>r. f. Stendal (uni 1340) X.XVII § 2, Uclirend 
UrL Huch S. 112; vgl. Lcobschfitz Willk. Hecht (1276), s. oben S. 29 
Aniii. 4. S. auch unten S. 32 bei .Anni. 7. I’.s ist nicht richtig, wenn 
Planck 11 .S. 138. 139 — unter Itcriifiing auf: Magdeburg für Breslau 

(129.5) 19, Laband Ktpi. S. 30: Magdeburg für llörl it z (1.304) .58, Tzschojipe 
S.461; Kulm 111. 24, I.ciiian .S. 58; Glogaii Hechtsb. (1386) 225, Wassersch- 
ieben Ityii. S. 32: Magdeburg .''chöffenspr. für Stendal von 13.33, XXVI 
§2, und von 1340. X.XVII §2, Behreiid l'rt. Buch S. 102 bezw. 112: SSchs. 
Weichbild t'II § 3, Daniels .S. 51 — behauptet, ilas Magdeb u rgis che 
Hecht habe den Klendcneid überhaupt verboten. 

*) Ksch ershaiisen bischöfl. I’riv. (1 1,33— 1 137), Böhmer acta 11 S. 816; 
Bamberg Stadtr. (1306) 157. 158, Zöpll ,S. 46. 47; HI.dH 45 §4. 

*) Nordhausen jura civit. (1208), oben S. 29 .Anm. 3: Bruchstiiek 
eines (Magdcburgischcn ?) (iesetzbuchs (13. dahrh, ?), Drcycr S. 170. 171. 

•) Flensburg Stadtr. (1282) und Odensee I’riv. (1477; 7, beide oben 
S. 29 Anm. 3. 

') Lübeck .Stadtr. (1263; UV, Hach S. 202; Bamberg Stadtr. (1306) 
157. 158, Zfipll. S. 46. 47; zweite Koiirc von Poperiiighcn .Art. 8, Warn- 
könig III, 1 S. 297. 

*) Bremen A'ertr. mit Hustringen (1220), Khmck 1 S. 141. Hier wird 
auch, ohne Beziehung auf Klende, eine interessante Abart wiederholten 
Eides erwähnt: Der nicht auf haudhafter That ergrilTene Häiiber s< loiitns 
iuraminto quot martas actor aö ipso rtquirii. 
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Kide ab, bis die Kide des mani(elnden Teiles der Fädeslielfer hier- 
durch ersetzt sind. — Ilisweileii wird für den Elenden von vorn- 
herein eine geringere Zahl von Helfern festgesetzt; diese muß 
der lieweisführer dann aber auch .säintlieh herbeiführen'). 

Die Anwendung des ?]lendeneides zu (junsten der angreifenden 
Partei ist liöchstens ganz ausnahmsweise gestattet worden''); 
sie wird sogar einmal ausdrücklich verboten’). Gmndsützlich 
diente der Eid der Verteidigung des Heklagten, und zwar urs])rüng- 


') Vertrag zw. Mecklenburg, Sachsen usw. (1354), eben S. 29 
Anm. 3. 

’t l’lanck II S. 138 beruft sich hierfür auf das Halleschc Hecht für 
Xeuinarkt (128.5) §29, Labaud l!()u. S. II, und zwar in der Kaasung bei 
Hoiueyer Eztravag. S. 259 ff. § 19: Si risfondet, te persolvisse , /uu sta- 

tin vel aj duas seftimanas in rrlitjuiis obtintbit scilket ipst tercius vtl iurat Ent- 
tfnde. Es liandelt sich bei dieser Fassung wahrscheinlich um eine lübisch- 
rechtliche I berarbeitung des genannten Hechtsdenkinals (vgl. Honieycr Extrav. 
S. 265 und unten in Kapitel III): bei dieser ('berarbeitung könnten die 
unklar gefaßten §§ 28. 29 der llallcscheu Hechtsuiitteiliing sehr wohl miß- 
verstanden und dem Wortlaut des § 29 (ebenso wie vorher schon dem 
des § 15) die Worte vei iurat EncUnde unter lieziehung auf den Beklagten 
hinzugesetzt worden sein, der tatsüehlich zwar im § 15, nicht aber im § 29 
der Kechtsmilteilung als schwörcmler Teil gedacht ist. — Eine gewisse 
Wahrscheinlichkeit dafür, daß in der That wenigstens das lübische Hecht 
den Elendcneid auch zu (iunsten des Angreifers gekannt haben mag, er- 
schließt indessen der Landfriede vom 1. November 1354 (oben S. 29 .Anm. 3), 
an dom sich Lübeck und eine große Zahl der mit seinem Hecht bewidnieten 
StSilte beteiligt haben: derselbe enthält gegenüber dem sonst gleichlauten- 
den Landfrieden vom 27. Februar 13.53 Lnb. U. B. III nr. 158) einige Zu 
.Sätze, unter ihnen den, daß tUndt hüte nicht wie im allgemeinen die Bürger 
ihre berurhtiden Missethäter selbzwölft, sondern schon selbdritt gewinnen 
dürfen, wofern sie nur zuvor ere elende benaeren mit ereme rechte. — Was die 
Von Bodman II 8.643 aus einem angeblichen Eltviller l'rteilsbuch ge- 
brachten Belege für den ('berfiihrungseid des Elenden anlangt, über die sich 
schon Homeyer HLdit S. 473. 474 .Anm. nicht unbedenklich äußert, so darf 
man ihnen gegenüber neuerdings wohl alle Zurückhaltung bewahren. Vgl. 
H. Meyer in ZRü. 37 S. 309 ff., namentlich S. 333 ff. über die Fälschung 
gerade des Eltviller lirteilsbuehs durch Bodman. 

’) Bruchstück eines (M agdebu rgischen ’f) (Jesetzbuchs (13. Jahrh. ?), 
I treyer S. 170. 171: mer de Clevere seal sine Lüde at hebben. de mit eme al daet 
sweren solen; vgl. Magdeburg Hechtsinitt. an Stendal (1333) XXAT § 2, 
Bebrend Urt. Buch S. 102. 


Digitized by Google 



32 


lieh iiiisschließlicli des wofren Uiifcericht.'' Hcklai;ten '). Später wird 
er vereinzelt aueh für Khif'en um Schuld-) und auf Krbe und (iiiP) 
erwrdmt. de mehr ilie strengen Kesjeln filier e«iv verschwanden. 
Je häutiger die materielle Kewei.swürdigung Platz gritf, um so 
mehr vertlflchtigte sich der ursjirflngliche Sinn des Klendeneides; 
Johann von Buch bezeichnet ihn einmal als dnl^). Immerhin 
hat er sich länger gehalten, als man nach Planck*) vermuten 
möchte. Denn wenn man davon ahsieht, daß das Magdeburgische 
Rwlit ihn für den um Erbe Beklagten gänzlich und im Übrigen 
bei Nichtgästen verbietet') und daß auch im Lübischen Recht 
letzteres der Fall zu sein scheintot, steht er im 14. Jahrhundert 
noch in voller Geltung. — 

3. Endlich besitzen alle die Regeln, die zu gunsten dieser 
oder jener Partei ge.statten, Handlungen, die ihr selbst ob- 
liegen würden, durch Dritte vornehmen zu lassen, natur- 
gemäß für das (iästerecht eine besondere Bedeutung. — So liegt 
z. B. bei gewissen .Missetaten, namentlich bei Totschlag und 
kampfbaren M'unden, den städtischen Gerichtsbeamten die 
Pflicht zur Erhebung und Iturchführung der Klage ob, 

*) l'sclicrshauscii bischötl. I’riv. (1133— 1137 , Bölimcr acta II S. 81ß; 
Norilliauacii iura civit. (1208', oben .'S. 2!) .\nm. 3: Urciiieii Vertrag mit 
Itii.stringcn (1220), Khmck I S. 141: Halloschas Recht für Xcumarkt 
(123.7) § 1.7 in der Fa.s.sung bei Homeyer Kxtrav. S. 2.71) II. § 11, Labaiid 
Rt^ii. S. 10; Lübeck Stadtr. (1203) LIV, Hach S. 202: I, eobsc h ü tz Willk. 
Kocht (1276) oben S. 2H .4nm. 4; Bruchstück eines (Magdeburgischen D 
(iesetzbuchs d.3. Jahrh. ’d, Dreycr .'S. 170. 171: Bamberg Stadtr. (1306) 
1.77. 1.7.S, Zöpll S. 46. 47; zweite Keure von 1‘aperinghcn .\rt. 8, Waru- 
kfinig III, 1 S. 21)7. 

’) Flensburg Stadtr. (1282), oben S. 2D .\um. 3: Berlin .Stadlbuch 
(13i)7j III. Buch hinter ipi. XI'IV bezw. Xt'VHI, Fidicin I S. 161. 172: 
HLdR 4.7 §4. Möglicherweise gehört hierher auch llallo.schca Reclit für 
Neuinarkt (123.7) § 29 bei Ilotiieyer Kitravag. S. ‘259 IT. § 19, worüber oben 
S. 31 Anni. 2. 

’) Brünn Stadtr. (nach 1300) 63, RöUler II S. 364. Vgl. aber Magde- 
burg Schöffeiispr. f. Stendal (um 1340) XXVI I §2, Behrend l'rt. B. S. 112. 

*) HLdR 4.7 § 5. 

*) II S. 138. 

®) Oben S. 30 .\nin. 3 und S. 32 .\nm. 3. 

’) M'enn man Stadtr. (1263) LI\' mit (1294) .Xt’I, Hach S. 202 bezw. 
‘2.S9, zusammenhält, daneben aber die oben S. 31 Aum. 2 angeführten, für 
den F.hmdeueiil .sprecliendi'ii lübiselireehtliclieii Slidleii berücksichtigt. 
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wenn diese Missetaten srefien Kleinle. d. h. gegen Leute ansgeführt 
sind, die selbst nicht im stände sind zu klagen und die keine klage- 
bereiten Verwandten in der Nahe besitzen Nicht selten wird 
hervorgehoben, daß dieser Satz in erster Linie den Gasten, den 
Fremden zu gute kommen muß*). — Des Fenieren gehüren hier- 
her die Vorschriften über die sog. Fürsprecher, d. h. Jjeute, die in 
derVerhandlung vorGericht der anwesenden Partei zur Seite treten und 
ihr Wort sprechen. Etwaige Formfehler bringen dann, weil nur von 
den Fürsprechern, nicht von der Partei selb.st begangen, der letzteren 
nicht den infolge strenger Regeln über care drohenden Rechts- und 
Prozeßverlust. Freilich ist der Satz der flandrischen Quellen, es 
müsse der gegen eine opijidanm klagende e.riraneu« selten eenen 
jmrter recht te jile<jheni\ welcher ebensowohl die Aufgabe hat, 
den Prozeß an der Seite der betreffenden Partei dnrchzuführen, 
wie auch die letztere ihrem städtischen Gegner ebenbürtig zu 
machen’), dem deutschen Rechte nicht bekannt. Hier scheint ur- 
sprünglich sowohl bezüglich der Frage, ob die Partei sich eines 
Fürsprechers bedienen müsse*), wie bezüglich des Punktes, wer 
zum Fürsprecher geeignet sei, auch für Gaste im wesentlichen 


') Freibt!rg Stadtr. (129G — 1307) XXX § 1. 2, vgl. 3. 4, Ermiscli 
S. 190; Magdcb. Hresl. syst. Sch. R. II. 2d. 74, Labaad S. 52; Magdcb. 
Fragen I, 2 d. 14 und 15, Bidirend S. 47. 48: Magdeb. SchBlTenurteil. 
Hahme II, 2 S. 148. 149; Lüneburg Stat. XCV, Kraut S. 76. 

’) Köln Schied (1258) Klagepunkt 35 des Bischofs und Entacheidung 
dazu, Keutgen l'rk. S. 161. 169; Brünn Stadtr. (nach 1300) 70, Rößler II 
8. 365. Auch geistliche (ierichte schritten hüutig zu Gunsten von Güsten 
ein: Vgl. Schreiben Papst Gregors IX. an die Geistlichkeit von Bremen 
(1234), Lflb. l’. B. I nr. 65; dort waren Pilger aus Soest beraubt worden 
[•repter quod eomm voti excattic impedihtr, 

’) Benneckc 8. 38 bei Amii. 3 (Jahr 1248) und 8. ,52. 

*) Volle Freiheit, ohne Fürsprecher zu prozessieren, gibt z. B. einem 
jeglichen Mann Bist. IV. 26 d. 12, OrtlotT 8. 239; vgl. auch Planck I 
8. 195. In Köln Kidbuch (1341) VII. 4, Stein .Akten I 8. 38, wird, vielleicht 
mit Rücksicht auf die Formlosigkeit und Schnelligkeit des Verfahrens, ein 
.Auftreten von Fürsprechern vor den richurn van qestin (vgl. unten Kap. VI) über- 
haupt verboten. — Nur Hannover Stadtr. (um 1350) III, 12, Vaterl. Arch. 
8. 361, und Minden Stadtr. (um 1300) 12, Doebuer Städtepriv. 8. 33, 
drohen dem Gaste, der sine praloeutcre suum v/rbum laquilur, eine Strafe 
von 4 Solidi an, zwingen aber auch den Burger bei 6 Denaren Strafe zur 
Annahme eines Fürsprechers. 

Hudorff, Recbtsstellaas der (iäst« 3 
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Freiheit fioherrsclit zu liabon'j. Diese Freiheit wird, wenigstens 
in der letzterwähnten llezieliung, später zu gunsten der Hürger- 
sehut't in zwiefaeher Hinsicht eingeschränkt. Einmal kamen näm- 
lich, als im Gegensatz zu früherer Zeit’) die Vorsprecher Honorar 
fordern durften, heriifsmäLiige einheimische Vorsprecher auf, die 
der Bürger und der Gäste Wort sprachen; wo sie existierten, 
wurde den Gä.sten nicht gestattet, Vorsprecher zu sein*). Frei- 
lich mußten solche berufsmäßige Vorsjtrecher dann auch für (läste 
unter allen Umstanden eintreten'i, konnten sich also dessen unter 
Berufung auf die Gasteseigenschaft nicht mehr, wie früher zu- 
weilen, weigern*). Zweitens sollte ln Sachen, die die Stadt oder 
den Hat betrafen, bei Strafe eiii Bürger nicht ohne Erlaubnis 
des Kats Fürsprecher eines Gastes werden '"'i, unil ferner in Pro- 
zessen, in die ein Bürger verwickelt war, der Fürsprecher eines 
Gastes nicht mehr als die gesetzliche Taxe für seine Tätigkeit 
fonleni dürfen’). — Namentlich aber ist die eigentliche jiro- 
zessuale Vertretung iler (abwesenden/ Partei für das Güste- 
reeht bedeutungsvoll geworden. 

Das deutsche Hecht kennt die prozessuale Vertretung, von 
der notweniligen Vertndung der Weiber, Kinder, Unsinnigen ab- 

') Mann kann in jeilfiii weltlirhi'ii (icritht Fnr.-iiiri'cli<'r Wfrden, 

naniuntlinb al.'iu der Uast iin auswärtigen lierirht; Magdob. Fragen 1. ü d I. 
Itebrend S. 81; so aiicb schon SLdH. I dl §4 und (>0 §2 (vgl. 1‘lanek 1 
S. 188. 188). .41s (Jegenbeispiel fuhrt IManek ebenda Schwerin .Stadtr. 

(um 11 (in) 22, ZK(J. 8 S. 28 j, an; aber der Satz: .</ y/«/ fx/ra crAlattm 
mnmns tfUfriineniam flV ek'e feitrit, poUst u fiz’is cum <juotiOel ttefentUre, alienus 
vero cum cive aliqua defenjet sc bezieht sieb nicht auf Ffirsjirecher , son- 
dern auf Zeugen. — Der Auswärtige durfte aln‘r , mit Uncksicht auf 
mangelndi' Keebtskenntnis, anders als der Kinludmische, ohne Weiteres eine 
Berufung zum Fürsprecher ablehnen (Bist. IV. 26 d. 3, Ortloff S. 238). — 
Berufung der Versprecher uth der Gemeine schreiben nur vor die späten 
.Statuten von Verden (ItUb 182, I’ufi'iidorf I .4pp. 111 8. 13(i. 

*) Noch in Pösneck «Jerichtsoriln. (13.')l) 4 und .ä, (Jengler St. li. 
S. .‘WT, wird verboten, einen Bürger oder Nichtbürger als Vorsprocher zu 
miten, d. h. ihm für seine Tätigkeit Held zu geben. 

’) Kassel landgräfl. .Satzung (1384) 28. (Jengler Coil. S. 472. 

t) Kassel, siehe vorige Anni. 

*) Hannover Stadtr. (um 13.70) 111. 32, vaterl. .Archiv S. 378. 

®) Heiligenstadt Willk. (1335) 78, Wolf Frk. S. 16. 

’) Hannover Stadtr. (um 13.70) 111. 32, s. oben .Anni. .7. 
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gesehen, ursprünglich mir hei ganz bestimmten Alters- und Ge- 
sundheitshindernissen Im übrigen darf ,,ein selbständiger Mann, 
der aus beliebigem Grunde vor Gericht nicht erscheinen kann 
oder auch nicht will“, zunächst selbst im Falle echter Not nicht 
einen gewillkürten Vertreter, einen Vonnund, an seiner Statt ver- 
handeln lassen-). Der Anstoll zur Änderung dieses Zustande.s in 
der Hichtung, dall zunächst einmal die llestellung eines Vormundes 
wenigstens im heimischen Gericht, siifiter auch der außerhalb von 
einem Abwesenden erkorene Vormund zugelassen werden mußte’), 
ging von den Städten aus. Denn deren steter Handel mit ferner 
Wohnenden drängte in erster Linie auf die unbedingte Mfiglich- 
keit der ]irozessualen Stellvertretung. Der Verkehr mit Flandern 
und Holland scheint für diese Kntwicklung wichtig geworden zu 
sein. Schon 1‘2F2 heißt es in einem Vertrage zwischen Köln und 
Flandeni : 

.SV «//(/«/.» etiani de ( 'otonla in Fiondrta aliifuem FUin- 
drenseni . . . conrenire roluerit, dututmn egt, ut per nunriuni 
guum gicut per ge Ipgiini . . . omtie iu-i mium proseipmtnr, et. 
FUnningi apiid (jiloniam giniililer*). 

Ks werden also bereits damals in der Fremde bestellte Ver- 
treter ausw’ärtiger Kläger im diesseitigen Gericht zugelassen. .Ähn- 
lich lautet eine Mitteilung des Vogtes und Kates von Bremen an 
die Grätin von Flandern aus dem .Jahre 1255: 

Si anteni nu’reator (ge. Flandrie) diem placiii gui e.rpec- 
tare non poterit, jideiu»sor gum rel allug poterit pro eo regpon- 
dere 

Diese Urkunde beruht auf einem Vertrage, wie er fast gleich- 
lautend von einer großen Zahl deutscher Städte mit Flandern ab- 
geschlossen worden ist®), der also in hohem Grade zur Verbreitung 
des Instituts der prozessualen Vertretung in Deutschland bei- 

») Planck 1 S. 188-190. 
ä) I’lanck I S. 190. 

*) Planck I S. 191. 191'. 

*) Hans. V. B. I .S. 40. 41. 

’) Khüick I S. 30,5; wicilcrholt z. 11. 1307 und 1300. 

*) Anmerkung des Herausgebers zu der in der vurigen Anin. erwähnten 
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tragen mußte. Es findet .sich dein;;emiiß die jtrozessiiale Ver- 
tretung auch einlieiinisclier Parteien bereits im Ausgang des 
13. Jahrhunderts'), namentlicli dann, wenn der einheimische Klager 
oder Beklagte eine Reise anzutreten sich genötigt sieht*), immer 
jedoch unter der Voraussetzung, daß der Vertreter im heimischen 
Uericht der Partei bestellt wird. Zahlreicher freilich sind die 
Fälle, wo des Vertreters — und zwar gerade des außerhalb er- 
nannten Vertreters — eines Gastes gedacht wird’). Zuweilen er- 
scheint sogar das Auftreten eines Boten des (klagenden) Gastes 
als das regelmäßig Gedachte*). Überall da, wo der Vertreter des 
Gastes nicht im Bezirk des Prozeßgerichts be.stellt wird’), muß 
der (auswärts ernannte) Vertreter ein Schreiben des auswärtigen 
Gerichts, der fremden Stadt vorlegen können, in dem seine Be- 
stellung zum Vertreter des Gastes beglaubigt wird®). Diese Ver- 
treter der Gäste, als (jilfnijioletifefi) proruratorex, (certi) ituutii, 
interpoaita persona, rormunder, (irare) bade, {yeweldige) boidr usw. 


Z. B. Freiberg Stadtr. (1290—1307) XI.IX §20, Krnii.sch S. 2.59. 

*) Hamburg .''tadtr. (1270) V. G, Lappenberg S. 25: desgl. Kiga 
l’mgcarb. Stat. (um 1300) II. 5 § 1. 2, Napiersky S. 155. 

’) Köln Schied (12.58) Klagepunkt 7 der Bürger und F.ntscheidung 
dazu, Keutgen Urk. S. 164. 170; Köln-Nimwegen Vertr. (1278), Lacouiblet II 
S.421: Lippstadt an Lübeck (1281), Lnb. U. B. I nr. 409: Hildealiuini 
Stadtr. (uni 1300) 17. 18, Unebner 1'. B. I S. 281; Goslar Stadtr. 
(um 1300), Göschen 18, 9 und 70, 8. Vgl. Bamberg Stadtr. (130G) GÜ 
lind G8, Zöpfl 8. 22, woselbst einem Gaste unbedingt, einem Bürger nur 
mit Zustimmung des Beklagten prozessuale Vertretung bewilligt wird. 

‘) Köln - Soest Vertr. (127G), Seibertz 1 S. 460: Goslar Stadtr. 
(um 1300), Göschen 81, 34. 

’) Uas trat z. B. ein, wenn der Gast keine Zeit hatte, das Ende 
eines, wenn auch gastgerichtlichen, Verfahrens ahzuwarten (Freising Stadt- 
rechtsb. — 1328 — 69 bei Maurer S. 319: Magdeburg alph. Samnil. von 
SchölTenspr. Kap. 427 bei Wasserschlebcn S. 118). In manchen Städten war 
übrigens den Bürgern teils unbedingt (Hameln Uunat25 — 14. .lahrh. — , 
Meinardus S. 567), teils unter gewissen L’mständen (Uortmund jüngste 
Stat. Samml. 27 — um 1400 — , Frensdorll S. 175) verboten, Gäste als Vor- 
münder vor Gericht zu vertreten. 

®) Köln-Soest Vertr. (1276), Seibertz 1 S. 460; Brünn Schöffenb. 
(um 1350) 591, Uößlcr 11 S. 272: Bist. III. 10 d. 4, OrtlotT S. 154. 
Beispiele sidcher Schreiben: Lippstadt an Lübeck (1281), Lfib. U. B. I 
nr. 409: Wisby an Uanzig (1346), Hans. l'. B. III S. 39: Brügge an 
iteval (1348), Han.s. U. B. III S. 66. 
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liezeiclmet, nehmen eine Stellunfi ein tttmtfuani « dü-f.m eoi'um con- 
c/n't personaliter presens esset '). Die Sache steht in ihren Händen 
tho irinne umle tho rerlees^). Ja cs wird sogar einmal, olTenhar 
unter dem EintluU des kanonischen Reclits, gestattet, dal.l sie bei 
StrafsiK’lien in nnimas ihrer Auftraggeber den Reinigungseid 
schwören ’). Gleich ihren Vollmiichtgebem sind sie insbesondere 
verpflichtet, für Klagengewere und Beantwortung der Widerklage 
Sicherheit zu leisten ‘). 


Drittes Kapitel. 

Vom Gerichtsstände. 

I. Allgemeines. 

Der allgemeine Gerichtsstand des Beklagten fiel in der hier 
behandelten Periode im Wesentlichen bereits mit dem forum 
domicilii zusammen*) und besaß naturgemäß hervorragende 
Bedeutung. Doch bietet gerade für eine • gästerechtliche Be- 
trachtung die Lehre von den sogenannten besonderen Gerichts- 
ständen noch mehr Interesse. Diese Gerichtsstände unterwerfen 
den Beklagten dem Spruche eines außerheimischen Gerichts, und 
die Sicherheit der Rechtsjtflege eines Landes hängt zu einem 
großen Teil von dem Reichtum und der Zweckmäßigkeit der Vor- 

') Köln -Soest Verlr. (1276), Seibertz U. B. I S. 460. Ähnlich 
Freising Stadtr. Buch (1328) 69, Maurer S. 319: Brunn Schöffenb. 
(um 1350) 591, Uößlcr II S. 272. 

•) Vgl. die Belege oben S. 36 Anin. 2. 

*) Köln Schied (1258) Klagepunkt 7 der civos und Ent-scheidung dazu, 
Keutgeu Urk. S. 164. 170. Allerdings wird hier die Sendung eines Be- 
Tollmächtigten ausnahmsweise von iustus me/us des Auftraggebers bezüg- 
lich der Reise abhängig gemacht; der Beauftragte hat das Vorhanden- 
sein der Voraussetzung zu beweisen. 

*) Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen 70,8 und 81,34; Dist. III. 
10 d. 4, Ortloff S. 154. 

*) S. oben S. 3 ff., sowie über den Einfluß des Hantgemals und des 
Heimatsrechts auf den Gerichtsstand in der ältesten Zeit Homeyer Heim 
und Stobbe Gerichtsst. S. 432 ff. 
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sclirifton ah, die sich auf Jene Gerichtsstände heziehen, von der 
Starke der Garantieen dafür, dati sicti der Heklagte diesen Vor- 
schriften tatsächlich unterordnet. In die.ser Beziehuns' zeigt die 
Rcchtsentwicklung in Deutschland seit etwa dem DJ. Jahrhundert 
eine rückläufige Bewegung. Bei den Klagen um Schuld büßt 
da.s forum contractus, d. h. des Ortes, wo der Vertrag geschlossen 
ist, bei den Klagen ans Frevel und l'ngericht das forum delicti 
commi.ssi die Bedeutung, die es nach den alteren stadt- und 
landrechtlichen (Quellen besitzt, schließlich vfillig ein. Dafür be- 
wirken die schrankenlos angewandten fora arresti uml deprehensionis 
in ihren Folgen eine völlige Verwirrung aller Gerichtsstands- 
Verhältnisse. Nur das forum rei sitae wahrt seine bisherige 
Stellung. 

1. Der Grund dieser Verwirrung lag in der Schwächung der 
kaiserlichen Gewalt, deren Aufgabe es gewesen wäre, <ler Justiz- 
weigerung und -Verzögerung zu steueni und in der hieraus 
folgenden Auflösung des Reichs in Verbände, deren Beziehungen 
einen „halb völkerrechtlichen Charakter“ trugen’). Denn nun- 
mehr strebten vorzugsw'eise die Städte bezw. die Stadtherren, 
deren Bürger in weit höherem Maße als die Bewohner des platten 
Liindes in den Fernverkehr und die hieraus envachsenden Streitig- 
keiten hineiugezogen wurden, ein doppeltes Ziel an. 

a) Einmal sollten alle Prozesse, in die Bürger als Beklagte 
verwickelt waren, nach Möglichkeit ausschließlich vor dem 
heimischen Stadtgericht entschieden werden. Diesem Zwecke 
dienen die schon im 12. Jahrhundert den Städten verliehenen 
Evokationsprivilegien, kraft deren die Bürger bestimmter 
Städte Ladungen in auswärtige (ierichte nicht zu folgen, sondern 
nur vor den Gerichten ihrer Stadt zu Recht zu stehen brauchten. 
Hier freilich müssen dann Kläger, die von außerhalt) kommen, 
auch stets Recht erlangen können. In der Tat ist dies auch die 
Regel gewesen. Nur eine kleine Stadtrechtsgrup])C, Freiburg i. Br. 
nämlich und einzelne seiner Tochterrei-hte, nimmt eine .Vus- 
nahmestellung ein und verweigert dem auswärtigen Kläger Ge- 


') Vgl. Wach S. 39 bei Amii. I uml 2. 
>} Gierke 11 S. 3«0 If., Wach S. 38 fl.J 
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rii'Iit wepien ffowisser Dclikto, dir er autierhalh der Stadt von 
deren Hürgern erlitten hat'). 

Schon oben (S. 3 hei und in .\iiin. -’) ist darauf liingewiesen 
worden, dali die alteren Evokations|iriviIegien mehr den allgemeinen 
(ierichtsstand der Ifürger lestsetzen, nicht jedoch besondere (Se- 
richtsstande für die einzelne Sache ausschließen sollten. Es 
mußten die (ierichte ..auswärtiger Stifter und weltlicher Herren“, 
ileren l’ntertanen die Hürger gewestm, oder die Vögte der Stadt- 
herren .selbst, .soweit sie außerhalb der Stadt richteten, dein Stadt- 
gericht weichen^); nur hier sollten die Hürger voll dingptlichtig 
sein. Derartige Privilegien brauchten an sich das forum eontractus 
und delicti conunissi nicht zu verdrängen’). Anders steht es mit 
ilen spateren Kvokationsprivilegien, welche nicht den allgemeinen 
(ierichtsstand regeln, sondern einfach Ladungen jeder Art in 
auswärtige (ierichte verbieten: 

Videides afßicti<mt‘» et presxurtui, ipias ab eHriruuvU imii- 
ribus euttinuerunt , qui eos e.rtra cicitatem ad nliena et in- 
solita iura xolehatd evocare, atutuiiiiux, ne qttis itide.r 
e.rt rinxecux manenx qiie mqiiam ex eivibus pro aliqua 
causa prexumat evocare, nixi prius querimoniain suum in 
cwitate eoram ciciUitix reeloribux vel rornin nobix e.rsequatur 

*) Kreibiirg i. Br. Hotel (um 1200) t!9: AV hurgtmis rädern in provin- 
eieoH extraneum peratsserit vel eapilUeverit , et extraneus in eivitatem veniens eonqueshts 
fuerit, nuUam satisfactiemem erit hahiturm (Keutgcil t'rk. S. 123): ithulich Bern 
Stadtrecht (1218?) XXXV’l § 1, ebenda S. 130, und allgemeiner, aber mit 
einer dem Kläger günstigen Befristung, Kolniar Stadtrecht (1293) 30, 
(fau|ip St. K. I S. 120. — In (Joslar Stadtrecht (um 1300) wird wenig.stens 
die Verfeatung, die auf den Antrag des außerhalb beschädigten ulmnnnes er- 
folgen soll, Ton der (ienehmigung des Bats abhängig gemacht (Göschen 
S. 61, 21; vgl. S. 48, 31). 

*) Vgl. Keutgen Urspr. S. 28 bis 32, bes. S. 29 .Anm. 1. 

’) Such 1258 wird in Köln, das sich eines Evokationsprivilcgs erfreute 
(vgl. Recht des Burggrafen — 1169? — 4 bei Keutgen t’rk. S. 10), im Schied 
§ 3 auf die entsprechende Beschwerde der Bürger von den Schiedsrichtern 
geurteilt : non debet dominus archiepiseopus pti/i vel dissimuture, quod de contraetibus 
in Colonia /aetis vel rebus ibidem habitis extra Coloniassi ad iudiemm voeentur 
(Keutgen Urk. S. 170. 164), womit freilich nicht ge.sagt ist, daß die Bürger 
bei außerhalb geschlossenen Verträgen noch in der Kegel der Evokation 
folgten. 


Digitized by Google 



40 _ 

rt secundum cicitatls ins ronmetvdinarium dehitam come- 

quutur i tisHciii ni 

In zalilreiclien Füllen teils für das Gebiet des Iteichs, teils 
für den llereicli eines bestimmten Territoriums erteilt®), seheinen 
diese späteren Evokationsprivilegien manelimal, dem Wortlaut naeh, 
selbst dann eine Klage im auswärtigen Gerielit verhindeni zu 
wollen, wenn der zu beklagende Hürger einer jirivilegierten Stadt 
in dessen Bezirke weilt: 

NuUuk jiretereii'Jmrtjrmiii Gnalarh rnii aliadti iudicio »tare 

debi’l preirnjuiim in ip«<i civitntc in fxdnlio imjierii, sub ipu) 

habitnt 

Doeh dürfte in Wirklichkeit widU nur an das Verbot einer 
Ladung von Goslarer Bürgern, die nicht im auswärtigen Gerichts- 
bezirk anwesend sind, gedacht worden sein‘). 

In gewissen Fällen übrigens, namentlich bei Klagen um 
Immobilien, bisweilen auch bei schweren ITigerichten oder Klagen 
um bewegliches Gut*), ward auch in einem Evokations])rivilegium 
die Evokation gestattet. Regelmäßig geschah letzteres, wenn in 
dem Gericht des Schuldners Recht geweigert worden war®). 

') l’riv. Friedrich» I. für die Bürger von Usiiuhrück (1171), Kcutgcii 
Urk. S. 8. 

•) Vgl. z. B. Priv. Rudolfs von Habsbnrg 1274): voUntcs (Wts noilrxs 
Thurictmts ac aiimti alias ch'Hates nobis et itnftrio altinrnUs hac gratie prtrogativa 
gaudere, ut nullus extra huiusiHodi dvitates super ifssaeuss/fue eausa in iuaiäum evo- 
ee/i/r (MG. LL. II. 399), oder Priv. des Bischofs von Münster für Dülmen (1311): 
epidestsis hoe eoneedimtts, quod extra nostrutu opidum pi aedietstm a guaque evaeari non 
debent ad mallusu gogrtndi vet alterius mdieii auetoritate spiritstalis iudieis seu eivilis 
dependentis a nobis (Niesert l'. B. III S. 24). Fenier sind zu vergleichen die 
bei Simon S. 12 ff., Knicke S. 2ti ff., Franklin 11 S. .5 .4nm. 1 und S. 10 ,\nm. 2 
gebrachten Belege und Ausführungen, uiiUerdein die Privilegien für Lipp- 
stadt (1198) l.ü, Keutgen l'rk. S. 149; Bamberg (1234), bei Genglor Kod. 
S. 109; Mühlhausen (12C>ö), bei Henpiet nr. 189; Duisburg (1290) 6, 
Gengier Kod. S. 9.90. 

’) Priv. Friedrichs II. für Goslar (1219) 29, Keutgen l'rk. 181. 
Vgl. fenier die kaiserl. Privilegien für Kolmar (1293) 16, Gaupp St. R. 1 
S. 117, und Dortmund (1332) 1, Frensdorff S. 196. 

*) .Ausnahmen s. unten S. 64 .Anm. 7. 

*) Kassel landgräfliehe Rechtsbest. (1239) 2 mit 3, Gcngler Kod. 
S. 468: Kolmar Stadtrecht (1293) 16, Gaupp StR. I S. 117. 

®) Vgl. Stobbe GerichUst. S. 460. 
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Satze, die dem Inhalt der Kvokationsprivilegien entspraelien, 
wurden schließlich als Sfitze städtischen gemeinen Rechts auch in 
Statuten und Urteile solcher Städte aufgenoinmen, denen keine 
Kvukationsprivilejjien erteilt worden waren'). 

Stohbe*) f;eht bei der Heurteilunp dieser Privilegien von 
dein Standpunkt aus, daß „die Städte anfangs beanspruchten, 
daß jeder Fremde in ihrem, nicht in seinem eigenen Gerichte 
ihnen Rede und Antwort stände“ und daß „fflr die einzelnen 
Städte diese ihre Unabhängigkeit bedrohende Gewohnheit erst 
durch die zahlreichen, fast allgemein erteilten privilegia de non 
evocando bestütigt werden mußte.“ Richtiger müßte es heißen, 
daß die Städte in ihrem Uestreben, ihre eigenen Bürger als Be- 
klagte nur vor ihrem Gericht erscheinen zu lassen, durch jene 
Privilegien bestärkt wurden; diese Privilegien beseitigten nicht nur 
ungerechtfertigte, sondern auch rechtlich begründete Evokationen ’). 

b) Die Unmöglichkeit rechtlich begründete Evokationen zu be- 
wirken, rief das Bestreben der Städte w'aeh, als Ersatz hierfür 
die Entscheidung aller Prozesse, in die ihre Bürger als Kläger, 
Gäste als Beklagte verwickelt waren, dem eignen Gericht zu- 
zuführen. 

Es geschah dies zunächst in der Weise, daß man es ge- 
stattete, die Person des .Auswärtigen festzuhalten, ein Verfahren, 
namentlich beliebt und ausgebildet bei Klagen um Schuld, aber 
auch bei andern Klagen bekannt'). Der Gast ward hierdurch 

0 Vgl. Planck I S. 46, Simon S. 10 fl'. 

*) Vertr. S. 152. 

’) Vgl. z. B. die Motivierung des Verbots in dem Priv. fnr Osnabrück 
(1171), oben S. 39, welche nicht auf Kechtsgriinden beruht. — Über eine 
rechtlich nicht begründete Kvokation in ein auswärtiges Oericht verhält sich 
Beilage II zu .Magdcb. Fragen I. 1 d. 23, Behreiid S. 213. 

') S. Planck II S. 367 IT., bes. S. 370 f. Mit Hecht betont Planck gerade 
bei ilen Klagen um Schuld, daß dem deutschen Recht das Ursprüngliche und 
Grundsätzliche die Besetzung der Person des Schuldners ist. Insofern 
unterscheidet sich das deutsche Hecht von der italienischen Entwicklung 
(trotz Wach Einl. S. III), welche von der jiraktisch gebliebenen langobar- 
disehen Privatpfändung an Sachen des Schuldners ihren Ausgang nimmt und 
die Pfändung der Person des Schuldners erst später und als etwas Subsidiäres 
hervorbringt (Wach S. 34. 42). In Deutschland war jene altgermanische 
Privatpfändung in karolingischer Zeit endgültig ausgerottet worden (Brunner II 
S. 446 f.; 522). Vgl. unten Kapitel IV. 


Digitized by Google 





('(•zwuiif'Pii, sii'li auf oino Verhaiullun« <i(‘s ihm vnrp'Wlirfcru'n 
Unreolits vor eimun (iericlit eiiizulasscn, das aus andern («runden 
nieht zuständig gewesen wäre. Im Verfolge die.-er Kntwirklung 
wurde sehlieUlirh jedes («erielit für Klagen gegen die in seinem 
Hezirke weilenden Fremden ganz allgi‘raein ffir zuständig erklärt, 
auch ohne daU dureh die Besetzung ihrer Person die Zuständig- 
keit im hesonderen Falle er.«t hätte hergestellt werden müssen. 
Dieser Gedanke ist bereits ausgesprochen im Statutum in favorem 
principum (l'i.'D); 

ln riciUitibm nostris arlor j'orum rei ai'ijiiatur, iiiai iv«« 
vel del/itor jirinri/ialiji ibidem fnerit ineentua, ijtin cirxu re- 
Hjtimdeaf ibidem 

Hier mag zunächst lediglieli an ein Betretlen i!es Aus- 
wärtigen in der Heimatstadt des Klägers gedacht sein. Fs fehlt 
indessen, namentlich in späterer Zeit, nieht an mannigfachen 
andern Belegen dafür, daß auch in Streitsachen, wo ausschließlich 
Gast gegen (»ast vor auswärtigem Gericht steht, das letztere 
nicht nur wegen einer erfolgten Besetzung, sondern ganz allgemein 
als zuständig angesehen wurde, in Fällen also, wo nachweislieli 
irgend ein hesonilerer Gerichtsstand nicht begründet war. 

Es ist bezeichnentl, daß in den älteren landrechtlichen Quellen, 
namentlich dem sächsischen Landrecht, nichts von einer derartigen 
Begründung des («erichtsstandes erwähnt wird; und ferner, daß 
sich in den ältesten stadtreehtlichen (Quellen Hinweise darauf 
finden, daß der s|)äterhin so wichtig gewordene indirekte Zwang, 
den man gegen den abwesenden («ast durch Beschlagnahme seines 
im Gericht des Klägers befind liehen Vermögens auszuflhen ver- 
mochte, um 1200 noch nicht völlig durchgedrungen war*). 

In einzelnen Territorien gelang es den Städten sogar dahin 
j)rivi legiert zu werden, daß der aus dem Territorium stammende 
beklagte Gast der Zuständigkeit des Stadtgerichts unter allen Um- 
ständen, d. h, audi dann unterlag, wenn weder das forum contrac- 
tus oder dtdicti commissi liegrflndet war noch er seihst oder sein 

') MU. LL. II. Vfil- 'lern gegenüber noeh StraUbiirg Staälr. (12. 
Jahrh.) 10, Keufgen l'rk. S. H3: Der emuiiiims soll, ahgeselieii von gewissen 
Leuten lies Hiscliofs, über alle richten, die in die Stadt kommen, nisi ratio- 
nabilem epfonant exccpl'wnem. 

•) S. unten S. 5ü. 57. 
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(iut sich in der Stadt liefand. Infolfiedesseii wurde dann eine 
Evokation t>eklajrter (lästc in das Stadtsericlit der klagenden 
Hiirffer für unhedinct zulässig' erklärt: 

ipxi jiolerunf pro dehitin rrl />ro aliin riniHin (piox rnliwriiit 

licet itti in terra noatra rrxideant, ninto ijludio corani noatro 

iiidirio Wrxalitmi proclamare seu corare ultra «icut inria eat 

procrdendo '). 

Wie hei den Evokationsprivile{,Men Vorscliriften zu (iunsten 
des liekhifften, wurden hier uingekelirt solelie zugunsten des 
klagenden ttnrgers bis in die äußersten Konsequenzen entwickelt, 
(iruiidsatz at)er war, daß. wie dort der von außerhalb kommende 
klagende Gast in der Stadt Itecht finden mußte (S. 3H), so um- 
gekehrt hier der beklagte (bist, der in Person oiler Vermögen in 
der Stadt arrestiert oder in die Stadt evociert wurde, daselbst im 
Wege eines ordentlichen Gerichtsverfahrens abgenrteilt werden 
mußte. Nur Freiburg i. Hr. und die von ihm beeinflußten Tochter- 
rechte maclien auch hier wieder eine .\usnahine und verstatten den 
liürger zur Selbsthfllfe: 

') Priv. lies (irafoii von Kleve für Wesel (1329), Lacomblet III 8. 198 
In Strafsachen wurde nicht selten iin forilin actoris (,'eklagt, ohne daß der 
beklagte (last anwesend oder sonst ein Ijeriehtsstand begründet gewesen 
wäre. F.s mag das mit dem l’mstande verknüpft sein, daß hier die Ver- 
festung. zumal wenn sie in andern Städten gleichen Rechts ebenfalls Gültig- 
keit erlangte, eher praktische Resultate zu erzielen vermochte: Vgl. z. K. 
Magdcb. SchölT. Urt. für Stendal (1333) VII, Rehrend 1‘rt. H. S. 3fi: mark- 
grätl. Privileg für Stendal (134.Ö). Riedel 1. XV. S. 122: Naumburg Stadtr. 
(1337)12, tiengler St. R. 8.308; auch Nordhausen Weistnmer (13.79) b, 
P’ör.stemann N. M. 1,3 S. 19 f. — Bei Schuldsachen pflegte dergleichen 
seltener zu sein, worauf eine von Reinhold S. 77 mitgeteilte Urkunde des 
Wesclcr Ratsarchivs (um 14lXt?) hindeutet. die das oben im Text abgedruckte 
Privileg <Iahin erläutert: Ind so rn is dm van tVesetl vtrmids dm puntt in dm 
eysu/un nyet sonder/inx s^a^tvan , dan dtU die bor^ere ttmb scholl ind all ander 
saieken eyssehen moi^hen, dal sy nae qesneynen vredehsen reckten nyet dan 
umh fynlycke saieken doin en mochten, dit is sunderlin^e ^eueren. Kin Bei- 
spiel .solcher Uvokation um Schuld bietet indessen die vom Herzog dem 
Vogt von Schweidnitz 1281 erteilte, 1285 allerdings beschränkte (s. unten 
8. 53 .4nm. 3) Befugnis; qnod omnes milites, ßlios snilitum, feodales, sendentes, ad^ 
voeatos, ehfcs, seultetos, villanos et alias omnes ad iudiciunt evoeet et tisdem ervibus 
Suidniemsibus de ipsis, qui debitores ipsorum fuerint, sati’/aeiat in pignore et argento 
(Tzschoppe 8. 397. 403). — Stobbe Gerichtsst. 8. 457 f. übertreibt die Be- 
deutung der Privilegien, welche von dem Satz: aetor sequitur farum rei befreien. 
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üi ej'lranew cirem hKjarerit rel nilnerari'n/, s! civis indici 
notißcarerit priu-'i et si postea e-rtraimm in rivitalem eenerit, 
Imrgenjiix ijuidiptid ei nudi intulerit, nullnm upud iudicem 
penam metinebit '). 

' 2 . Die Hetrflnsti^;ung, welche die Stiidte durch Evokafions- 
privilegieii erliielten, wurde so zum gröliten Teile auf'gewogen 
durch die Tatsache, daß ihr Jlürger als Gast fast schrankenlos 
in jedem auswärtigen Gericht belangt werden konnte. Immerhin 
waren Mittel vorhanden, diese Wirkung wenigstens etwas ab- 
zuschwächen. 

a) Es verboten einmal die Städte oder Stadtherren ihren 
eigenen Hürgern, einander in fremden Gerichten zu beklagen: 
A’ullux enrum ipii civix eester eat et eaxe rult ipierimoniam 
Jaciat de emeiri suo i?i alienix re(/ionibux; sed si i/uix habet 
cum eo agere, coram concieibux xnis familiaril^T et amice (er- 
minel, xi potest. Si alter eorum secundum cnnsiliuin cicittm 
suortim (erminare noluerit, (/uerimonia dißeratur et in nppido 
restro terminetur civili iusticia. <2ui ixtud preceptum non ser- 
vaverit, decem ß vadiabit^). 


') StadtrechtszHsaU (12. .falirh.) 26, Keutgen l'rk. S. 120. Bern (1218?) 
XXXVI § 2, ebenda S. 130; Straßburg (1214)22, ebenda S. 104; Kolmar 
(1293) 12, Gaupp St. H. I S. 116, verlangen in ihren Stadtrechten wenigstens 
die förmliche Erhebung der Klage und auch (Slraßburg, Kolmar) iJire Mit- 
teilung an den Beklagten, ehe der verletzte Bürger sich an dem ohne Geleit 
in die Stadt kommenden Gast straflos vergreifen darf. Andius liegt der 
Fall im Magdeb. Schöfferiurt. für Stendal (1333) XIV. 1, Behrend Urt. B. 
S. 68, wo der Totschlag straflos bleibt, weil der Erschlagene bereits ver- 
festet war. — Jenen süddeutschen Hechten halte man Sätze wie die der 
Stadtrechte von Soest (vor 1200) 21, Keutgen L’rk. S. 141; Stade (1259), 
Pufendorf II App. V S. 159; Padberg (1290) 9, Gongier St. H. S. 340, u. a. 
ni. gegenüber. 

’) Priv. des Erzb. von Krdn für Medebach (1165) 17, Keutgen l'rk. 
S. 147. Weitere Belege bei Simon S. 6 bis 8, Planck I S. 46. S. auch die 
Stadtrechte von StraUburg (12. Jahrh.) 31, Bern (1218) XXIII, Münster 
i. W. (1221) 30, .sämtlich bei Keutgen l'rk. S. 95. 129. 152; Kiga (1279)51, 
Napiersky S. 37; Duisburg (1290) 6, Gcugler Kod. S. 950; Büren (1300) 6, 
ebenda S. 441; Kleve (nach 1424) 95 § 1, ZKG. 10 S. 232. Auch in SI.dR. 
in. 87 § 2, einem vor 1270, möglicherweise nach .Analogie des Stadtrechts 
aufgenommenen Zusatze heißt cs, daß der Landniann seinen Gau- oder Uorf- 
genossen nicht binnen wichbeUe oder in enem utioenäigen ^erieAte beklagen solle. 
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Müjflichprweisc meint dieses Medehaclier Privileg mit den 
Worten in alienis regionibus etwas ähnliches wie das älteste 
Stadtrecht Soests (vor 1 •200) •20 ‘), welches verbietet, daü Soester 
Bürger einander e.itm prorirwinm, d. h. wohl außerhalb des 
erzbischöflichen kölnischen Territoriums, belangen. Im übrigen 
ist es nicht zweifelhaft, daß namentlich in späterer Zeit eine 
Klage vor einem anderen Gericht als dem Stadtgericht durch der- 
artige Vorschriften ausgeschlossen werden sollte; anderwärts 
herrschten eben aliena et inmlita iura. Die auswärtigen Gerichte 
selbst nahmen auf derartige Vorschriften grundsätzlich *) keine 
Rücksicht. Aber auch die heimische Gesetzgebung war nicht in 
der Lage, ein unbedingtes Verbot auszusprechen. Sie ließ es 
namentlich zu, daß der einheimische Bürger den andern außer- 
halb beklagte, wenn ihm zu Hause Recht geweigert worden war: 
»/ /orte artnr a relii/uis burgemibu-i testimonium habeat, 
ipiod Ule, i/urm convenire rult, adrocato cmtuma.r e.rtiterit et 
rebelli»^). 

Sie ließ aber auch, wie Planck (l S. 46) ausführt, im ein- 
zelnen Falle überwiegende Interessen der klagenden Bürger ver- 
gehen und demzufolge die angedrohte Strafe nur eintreten, 

nisi [creditor] cau-iani rationabilem, gtiae ad hoc iptuni 
moreat, anidgnet*). 

Einen Fingerzeig, wann eine solche rationabilk causa vorlag, 
gibt die Glosse®) zum AV eichbild 28. Danach soll man seinen 

') Kcutgen l'rk. S. 141. 

’) Vgl. die Glosse zu AVeictibild LXVII, Daniels 01. S. 389. 391. liii 
.Stadtreclitsbuch von Freisiiig (1328?) 69, Maurer S. 32U, wird llcsutzuiig 
(und Klage ?) zwischen zwei Gästen derselben Stadt verboten, es sey dann 
Jas recht äahaim verzi^nn, 

®) Goslar (1219) 30. Keutgen l'rk. S. 181: l’ritzwalk Stadtrecht 
(1256), Kuhns I S. 184; Weichbild '28 § 1, Daniels S. 103; Duisburg 
(1290) 6, Gengier Kod. S. 950; Kleve (vor 1424) 95 § 1, ZRG. 10 S. ‘232; 
auch vorige Anin. 

*) Brünn Schöffenbnch (uni 1350)95, Rößler S. 51. 

*) Daniels Gl. S. 319. 320. — Vgl. auch Planck I S. 46 .\nm. 9, sowie 
unten S. .55 .Anni. 5 und Nordhausen zweite Stat. Samnil. (1308) 97, 
Foerstcniann N. M. III, 2 S. 20, wo die Klage gestattet wird, ab lin urisis 
bor^ers mnk edir vrunl rrslagtn wordt von eine uns/ borget unde di vromtde richUr 
nUht stau ivolde, daz men di totcnhint uz dem geruhte vurU^ he en hette den totsiae 
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Opriclitsgenos!sen außerlialb beklagen dürfen, wenn hier Krbgnt 
liegt, Missetat getan oder Kaufsc-hlag und Hürgschaft geschehen 
ist, im wesentlichen also dann, wenn die fora rei sitae, delicti 
commissi und contractus begründet sind. 

Übrigens wird dem auswärtigen Verfahren, auch wenn eine 
rationaMis caitm nicht vorliegt, im allgemeinen die Gültigkeit 
nicht abgesjtrochen. Der Bürger, dessen (int in einem andeni 

(iericlite von einem Mitbürger — wenn auch ohne rationahUi« 
ruHKu — besetzt worden ist, wird für verptlichtet erkliirt, zur 
V'erhandlung der Sache sich dorthin aufzumachen*). Dem außer- 
halb gegen einen Mitbürger erbrachten Zeugenbeweis wird auch 
in der Heimatstadt volle Gültigkeit beigelegt, wofern er dem 
Rechte der Heimatstadt entspricht’). Eine im besondern Falle 
erteilte Erlaubnis sowie ausdrückliche Parteivereinbarung entbindet 
natürlich überhaupt von dem Verbot und seinen Folgen’). Die 
letzteren bestehen im wesentlichen nur in der Androhung von 
Strafen und von Schadenersatz*); hantig wird eines dieserhalb 
eingeleiteten besonderen Verfahrens gedacht’). Nur sehr selten 
aber ist von einer Rückgängigmachung des auswärtigen Verfahrens 
selbst die Rede, so in Nordhausen, wo der klagende Bürger zwei 
Mark zahlen und die Stadt acht Wochen räumen soll 

vnde erual us der öme nirht kome he en habe di clay abe 
<jetan 

so in Hagenau: 

vor siiat gerichle gr.'orJirl ; licsgl. KIcvc (nach 1424) 95 S 1, '/Aid. lü S. 232: 
om erfnissc. 

') Brönn Schöffenb. (um 1350) 95, KöÜIit S. .50. 51, woselbst im An- 
fang sinnentstellende Interpunktion. 

’) Ilromcn Ordale (1304)29, Meirichs S. 81.). 

’) Lippstadt (1198) .3, Keutgeu L'rk. S. 148; Kleve (nach 1424) 95 
§ 1, ZRG. 10 S. 232. 

*) Soest Stadtr. (vor 12(X1) 17: Münster Stadtr. (1221) 30; Straß- 
burg Stadtr. (12. Jahrh.) 31, sämtlich bei Keutgen l'rk. S. 140. 152. 95, und 
viele Belege aus S. 44 Anm. 2. 

‘) Z. 1!. in Riga Stadtr. (1279) 51, Napierskv S. 37; Glosse zu Weich- 
bild 67, Daniels Gl. S. 389. 391; .Magdeb. Prag. I. 1 d. 23 Beil. M, Bohrend 
S. 213. 

*) Zweite Stat. Saniml. (1308) 97, Pörstemaim N. .M. III, 2 S. 20. Köln 
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Si >/uis suorum cirium i/ueimiuam e.rlra nmbitum ville 
coi'aiii ijiux-u/tque iuiUre in ftiusam (Iwren't, eundem a iiidire 
obiolfat ^Ibii/ite orilinato iudit-i Ires llbras jtersolrat'). 

b) Die Entwicklung einer uneingeengten lurisdiktion der 
Stiidte über alles, was in iliren Bereich trat, wurde des Ferneren 
eingeschränkt durch die Territorialherren. Der unten S. 49 im 
Wortlaut wiedergegebene Satz des § '1 SLdR 111. 1') bezeugt, dali 
auch vom Standpunkt des Eandrechts aus die Angehörigen der 
freien, auf dem platten Lande wohnhaften Bevölkerungskla.ssen 
binnen mariede antworten müssen, wofern dort ein außerordent- 
licher (Terichtsstand begründet i.st. Demgegenüber sollten die 
Ministerialen, wenn möglich aber auch die unfreien und hörigen 
Hau(‘rn der Stadtherren der (lerichtsgewalt der Städte entzogen 
bleiben. 

Bezüglich der Ministerialen gelang das häufig in mehr oder 
minder weitem rmfang, zumal sie seit dem 12. Jahrhundert mit 
freien edlen Ehmienten zu einem .\del verschmolzen, dessen eigene 
Machtstellung die Bestrebungen nach ausschließlichem Gerichts- 
stand vor den höheren Landgerichten und fürstlichen Hofgerichten 
wirksam unterstützen mußte. Anders stand es in dieser Beziehung 
mit den unfreien und hörigen Bauern und Handwerkern. Deshalb 
gehört ein Satz wie der des ersten Straßburger Stadtrechts: 

(’aueidicvs iudiadnt pro furto, pro frecelu, pro gelturkulda 
in onines cives iirbin et in onincs ingredientea eam de ejiiaco- 
patu isto, nisi rationabilein opponant e.rceptionem, preter niinia- 
fei'ialea crrleaiae et eos qui aunt de familia epiacnpi et 
</ui ab ipao sunt oßieiaii^) 

in seiner Beziehung auch auf sämtliche auf dem Lande wohnhaften 
Bauern und Handwerker des Bischofs zu den Seltenheiten. Da- 
gegen sind Vorschriften, welche alle oder doch gewisse Klassen 
des Adels, mögen sie nun in oder außerhalb der Stadt wohnen, 

Eidbuch (1341)5, Stein I S. 47, erzwingt die KöckgSngigmachiing der erfolg- 
ten Ladung durch Strafandrohungen. 

') Stadtr. (1104)8, Kentgen Urk. S. 135. 

») Schröder S. 601 L; 582. 

*) (12. Jahrh.) 10, Keutgen l'rk. S. 93. 


Digitized by Google 



48 


der Gerichfo(;ewalt der Städte völlig entzielien, verbreiteter'), zu 
schweigen von den Sätzen, die f(ir bestimmte Angelegenheiten die 
Zuständigkeit des Stadtgerichts ausschlieüen *). Solche Privilegierung 
bezog sich natQrlich, wie schon angedeutet, nur auf den Adel, die 
Ministerialen, welche mit der Stadt Angehörige eines Territoriums 
waren. Sollte sie auch für Personen anderer Territorien gelten, 
so muliten sich die Landesherren darüber vertragen: 

(juintug (mc. urticulug) eat, tjuod et unlua et alteriu-s ereleaiiie 
hominea in territwiia alteruti'lua iudieio civili occuimn rel 
arreatari non dehent, niai corain doniino auo ad VI aeptinia- 
na-1 fuerlni coneenii^. 

Solche zugunsten bestimmter Stände erwachsenen Regeln galten 
indessen nicht für die Marktzeit *)• Mindestens bezüglich der 
währenddessen abgeschlossenen Kaufgeschäfte grifi' Platz die Kegel 
des Vogtweistums von Gandersheim: 

Siipiia autenv in prefatia locig (d. h. innerhalb der Stadt- 
mauer und der Klosterfreiheit) publicaa merruturua e.rer- 
cnerit, rntione mercationia, non ratione personae legi forenai 
aiiöificebit; ceaaante eero causa cesaabit et ejffectua^), 
dergestalt, daü dann die pcraonae ecdesiaaticae, nanientlich auch 
die miniaterialea, vor dem Stadtgericht zu Recht zu stehen hatten. 
Als das Gewöhnliche wird man demgemäll die Vorschrift des Stadt- 
rechts von Kferding ansehen dürfen, wo es heißt; 

De Omnibus venientibus ad forum inder ciciiatia, cuius- 
ruingue sint hom i nea , tudicabif“). 

Die infolgedessen an den Markttagen be.sonders ausgedehnte 
Rechtsprechung zwang an vielen Orten dazu, möglichst nur Streitig- 

■) brcmcii (ierhanl. Revers. (1246) 3, Kcutgen Urk. S. 173, und dazu 
l’riv. (icrhards II. (1233), Cassel Samnd. S. 124: Salzwedel Kcchtsbrief 
(1273), Pufendorf III App. S. 400; Berlin Priv. (1313), Ktdicin II S. 18: 
Hrüiiii Schöffenb. 14. 32, Rößler TI S. 10. 17; Magdeb. Bresl. syst. Sch. U. 
II. 2 d. 73, I.aband S. 51 ; Magdeb. Keclitsuiitt. an Breslau (13G!)), Koni 
S. 215. 

’) S. unten S. 65 ff. 

’) Vertrag der Bischöfe von Münster und Osnabrück zu Gunsten 
ihrer Dienstuiannen (1245), Osnabr. P. B. 11 nr. 464. 

*) Vgl. im allg. liietschcl S. 207 ff. 

») (1188), Harenberg S. 130. 

•) (um 1260) 2, Kcutgen l’rk. S. 199. 
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keiten, in die auswärtige Markthesucher verwickelt waren, zu er- 
ledigen und Prozesse von Hürpeni gegen Hürger überhaupt zu 
verbieten: 

Nvilux truhet xuum rivem in iudicium die Jorenxi. xi fecerit, 
vadidbit II xot.') 

II. Die besonderen Gerichtsstände. 

Nacli diesem allgemeinen Überblick mag in Kürze betraclitet 
werden, wie sieb im einzelnen bei den verschiedenen Klagen die 
Lehre vom Gerichtsstände gestaltete. 

1. Klagen um Schuld. 

a) Bei den Klagen um Schuld war, wie schon oben S. 3S be- 
tont wurde, das forum contractus und die Evokation in da.s- 
sclbe gerade dem alteren Rechte durchaus geläufig. 

Schon das SLdR. UI. '2'> sagt: 

§ 2. Hinnen murhede noch binnen ulirendigen geriehte ne 
darf neman antwerden, he ne hebbe dur leonunge oder gut 
binnen, oder he ne eerteerke eik mit ungerichie dar inne, oder 
he ne verborge xik dar binnen. 

§ .3. Seat so buten deme geeichte geschiet, dex ne darf he 
dar binnen nicht nnticeeden. 

Während Homeyer*) in dieser Stelle die Festsetzung einer 
ausschlielilichen Gültigkeit des forum contractus erblickt, scheinen 
sich Stobbe’) und mit ihm Simon*) für elcktive Zuständigkeit 
der fora contractus und domicilii zu entscheiilen. Alle drei lassen 
jedenfalls eine Evokation in das Gericht des Vertragsschlusses 
gelten. Demgegenüber besteht nach Planck*) ein forum contractus 
nur so lange, als der Schuldner auch tatsächlich in dem Gerichts- 
bezirk, wo der Vertrag geschlossen ist, verweilt. 

') Münstur Stadtr. (1221) 29a, Kcutgun l'rk. S. 132. Vgl. ferner die 
Belege bei Rietseliel S. 206 .\iim. 6. 

“) Heimat S. 58. .Soweit er die .\usschliel51ichkeit des foniin contractus 
vertritt, wendet sich gegen ihn mit Kecht l’bmck 1 S. 7t Anm.; vgl. dazu 
HLdU. 46 § 4 und Simon S. 45. 

*) lierichtsst. S. 441 fl'. 

*) S. 45 f. 

*) Planck I S. 76. 74 f. 69 IT. 

Kndorff. KcchtssteltiiDfC der (iuste 4 
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Diese Meinungsverschiedenheit läßt sich nur durch einen 
Vergleich mit der Regelung der fibrigen Gerichtsstände entscheiden. 
Planck fibersieht hierbei, anders als Homeyer und Stobbe, 
nicht den scheinbaren Widerspnich im ij '2, der das (iericht des 
Klagorts als ein für den Heklagten utu-mdigcs bezeichnet, obwohl 
der Beklagte im Bezirk dieses Gerichts wohnhaft oder doch mit 
Gut angesessen ist, hier also seinen allgemeinen (ierichtsstand 
besitzt'). Indessen hebt Planck bei seinen Krörterungeu, die 
diesen Widerspruch aufhellen sollen, nicht mit genfigender Schärfe 
den entscheidenden, auch für die fibrigen Gerichtsstände wichtigen 
Gesichtspunkt lieraus, den nämlich, daß nach der .\ufl’assung 
des § 2 der Beklagte im Zeitjuinkte der Klageerhebung 
nicht im Gerichtsbezirke des Klagorts weilt. Der Be- 
klagte mag, wie in dem Gerichtsbezirk des Klageorts, so auch 
in dem seines augenblicklichen Aufenthalts wohnhaft oder an- 
gesessen sein; nichtsdestoweniger muß er sich nach erftdgter 
Ladung nach dem Gericht des Klageorts auf den Weg machen, 
das in diesem Zeitpunkt und unter solchen rmständen ganz 
natürlich als ein ntwendigen erscheint. .lene ,\uffassung nun, die 
nach § 2 den Worten utm-mligi'n gerirhie zugrunde liegt, muß 
auch gelten, wenn es sich um die Regelung der be.sondpren 
Gerichtsstände handelt. Das heißt : § 2 setzt ausdrücklich und 
nicht nur mittelbar fest, daß der Beklagte .sich aus dem Gerichte 
seines Aufenthalts in ein auswärtiges Gericht, in dem er zur Zeit 
der Klageerhebung nicht weilt, lediglich deshalb zu begeben hat, 
weil er daselbst kontrahiert oder delinquiert hat und nunmehr ver 
klagt wird. Hieraus folgt selb.stverständlich, daß eine Klage in 
diesem letzten Gericht erst recht zulässig sein muß, wenn der 
Beklagte in ihm zur Zeit der Klageerhebung anwesend ist. 

Im Gegensatz zu Planck*) möchte übrigens anzunehmen 
sein, daß die Zuständigkeit des foruni contractus nicht nur dann 
Platz griff, wenn der Beklagte sich verbürgt hatte, sondern bei 
allen Arten von Schuldver])tlichtungen. Abgesehen davon, daß 
sich sowohl die Glos.se zu SLdR. III. 2.') § 2; 


') S. Planck I S. .V2 ff. 
*) I S. 76. 
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das ist, ob rr riof leicht bürgen darinnen setzte rechts zu pßegen 
oder daselbst kauj}' schlagcte und contract machete, 
wie auch die zu Weichbild 28: 

kougslai/t mich egner in egnem anderen gerichte, ader borgite 
er dl) icht, er muste do md werten ') 
in diesem Sinne ausspricht, liegt dem § 2 in SLdR. III. 25 offen- 
bar nicht die Absicht einer erschöpfenden Aufzahlung zu Grunde. 
Darauf deutet einmal die allgemeine Fassung des § 3 wie auch 
die Tats<ache, daß SLdR. III. !> §2: 

Vrede sal man unii'eden oder beteren binnen deine gerichte, 
dar he gelovet is 

einen neuen Unterfall bringt, wo ebenfalls der Gerichtsstand des 
Vertrages eingreift. 

Überhaupt ist nicht zu vergessen, daß die Entwicklung des 
Reweisrechts die Bedeutung des forum contractus zunächst unter- 
stützen mußte. Namentlich die Möglichkeit, Vertrage durch Ge- 
richts- oder Dingmannenzeugnis zu erweisen, und ferner das Auf- 
kommen eines echten Zeugenbeweises vorzüglich im Stadtrecht 
sind hierher zu rechnen. Für den Kreditgeber, der sich dergleichen 
Beweismittel sicherte, war es in hohem Grade wichtig, den Prozeß 
da zu führen, wo er diese Beweismittel am ehesten zur Hand 
hatte. Bestand doch im älteren Recht nicht einmal die Möglich- 
keit, das Gerichts- oder das Priv<atzeugnis mit Hülfe der Urkunde 
einem dritten Gericht zu unterbreiten; war doch für den Kläger, 
der gegen den Beklagten im forum domicilii vorgeheu wollte, 
die Beweisführung vielfach erschwert durch die Vorschrift, nur 
Mitbürger des Beklagten dürften diesen überzeugen. 

Erwägungen der letztgenannten Art spiegeln sich noch wieder 
in dem bekannten Privileg Kaiser Friedrichs 1. vom 29. Mai 1173*), 
das in seinen drei ersten Abschnitten Bestimmungen über den 
Besuch der Jahrmärkte zu .■Aachen und Duisburg speziell durch 
flandrische Kaufleute trifft, in seinen Abschnittten 4 — ff aber Vor- 
schriften allgemeiner Natur enthält, die sich nicht nur auf die 

') Itanicls Gl. S. 320. Vgl. auch die allgemeine Fassung von SLdU. I. 
70 § 2, worüber NShercs unten S. 56 .\nm. 1. 

*) Keiitgen Urk. S. 51 f., wo die Urkunde nicht recht pas.send ak 
„Handelsvertrag ilea lleichs mit Flandern* bezeichnet wird. 

4* 
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Flandrer, .sondern flberlianjit auf Kaiilleiite, und ferner auf das 
Ranze Reicli.sRebiet beziehen. Es heißt da: 

4. QuicuiiKfue mevcaionn , »ire Flandrinses slve alii, bona 
sua cttitjuam crediderin/, rornm iiidiir ft xcabini« hoc facinnt, 
i/ui tfxtimonium rei ccedite perhibeant; et mercator ita faclenx 
per tesliinoniiim iudieix et scabinonim bonti rredi/a sine conlca- 
dictione recipiei. Sed »i xiiper bonü creditix lexlimoninm /«- 
dieix et scahinofum non kidiiicrit, ille n ijuo bona reijuinm- 
tur xacramrntn xinc ciini xe c.rpuryet, ipimi btmnrvm debitor 
non f.rtiterit. 

5. ( 'uhucunupif terre mercator Ihmui xua, per testinionium 
iudieix et xcabinorum credita, rehabere non potaerit, a 
iudice et xcabinis illius loci ijiicm debitor in h abi> at 
iHxticia.ni rei/iiirat et petat, nt inde debitor trans- 
mittntur ad iudirem et xcabinox i/ui bonix creditix 
inter/uerunf; coram quibus deb itoreni conrincat. 
t^uodxi iiixticiam reipiixilam non inrenerit, deinde illiux loci 
mercatoribux, ubi ncyata ext ei iuxticia, jiii/mtx auf erat, donec 
iuxticiam conxeipialur, et ob hanc canxain loci alterinx merca- 
torex non infextet. 

Nacli diesem PrivileR ist, allerdings unter der Voraussetzung 
eines durch Gerichtszeugnis beweisbaren Vertrages, die Evokation 
ausdrücklich zugelassen. Hier wie in der Bestimmung des Hern- 
schen Stadtrechts: 

.Si burgenxix aliipiit e.rtra nrbem enieril rel aliipiid alieni 
promixent xeu debitor alicniux i/uocuint/ue modo Jactux fnerit 
et xnper hoc in ciritale ab alii/uo conreniautr , xi negare vo- 
luerit, e.rtra rillam tibi talix conrentin xeu proniixxio facta 
fuit ire debet, et ibi xe per xolutionem xeu iudicinm ab eo 
taliler e.rpediat, ipiod civifax inde non gravetur') 
wird eine Nichtfolge des Schuldners ins forum contractus noch 
als eine Rechtsweigerung desselben angesehen, die den Gläubiger 

') (1218?) X.\I, Kciitgon l'rk. S. 128. Has Hcrnsclio Stadtrecht ist 
eine Fälschung aus der 2. Hälfte des 13. .lahrhunderts. Sicherlich ist in 
ihm viel altes pusitircs Iteeht iiiedergelegt, wie Stutz in ZU(i. 23 S. 349 ff. 
ausführt; und zwar darf man mit Zeerleder, die Uerner Handfeste (Hern 1891) 
S. 55, das oben angeführte Kapitel XXI gewiß zu den ältesten Ilestandteilen 
rechnen. 
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zum Rejiressaliunarrest gegen Mitbürger fies Schuldners be- 
rechtigt. 

In so allgemeiner Form, nicht an territoriale Grenzen 
bindend, die Evokation des Einheimischen durch den Auswärtigen 
betonend, reden vom tbrum contraetus späterhin die (Juellen nicht 
mehr. Zwar ein ausdrückliches Verbot einer Evokation dorthin 
findet sich nur ganz vereinzelt'). Dagegen leidet die tatsächliche 
Anwendung einer Evokation mindestens Zweitel, selbst da, wo die 
(Quellen ein forum contraetus, einen Incnn contractw anzuerkennen 
scheinen : 

Si reug alicuim debiti recogniti oh uliquam cougain se a 
Joro actofig absentarerit, uctor hincinde gi present iam de- 
bitoris in loco talis contraetus exspectare noluerit, 
forum rei seguatur^). 

Hier ist oftenbar eher ein zufälliges, als ein durch Ladung 
veranlaßtes Erscheinen des Schuldners im forum contraetus gemeint. 

Dagegen wird in territorialer Begrenzung das forum 
contraetus in mannigfacher Beziehung praktisch. Namentlich dient 
es dazu, die Angehörigen privilegierter Stände als Beklagte dem 
städtischen Gericht dann zu unterwerfen, wenn der Vertrag vor 
dem letzteren abgeschlossen worden ist: 

Item si fustrenses non fccerinl pactum coram scabinis super 
debitis, non sunt trahendi ad iudicitim, nin infra iudicium 
peccaverint manifeste ’J. 

') König Johann an Breslau (1337) 2, Korn S. 136. 

*) Vertrag zwischen dem Grafen von Berg und Köln (1249), La- 
eouiblct II S. 188. Vgl. ferner Vertrag zwischen dein Herzog von Brabant 
und Köln (1251), Hans. ü. B. I S. 136; hem ontinitlum est hinc imie , qued in 
terra nestra, uii eives Coloniense» debita eontraxerint, eonvenliones seit paethnes feee- 
rint, ibidem stabunt Juri et sententie seabinorum . . . Similiter et homines nostri de 
debitis suis, cerwenthnibus seit faecianibus in ewitate .... Coloniensi, sowie die oben 
S. 39 Anm. 3 angeführte Stelle des Kölner Schieds von 1258. 

•) Lechenich Rcchtsbr. (1279) 34, Genglcr St.H. S. 241. Vgl. fenier 
die vom Herzog dem Vogt zu Schweidnitz 1285 lediglich bezüglich der 
ritterlichen Personen erteilte einschränkende Befugnis: ut omnes ... super 
debitis^ tu dicta eivitate coutraetis toram nastro provineiati aibeoeato ciusdem eivi’ 
tatis cemienti debeant respondere (Tzschoppe S. 403; vgl. wegen der Einschrän- 
kung oben S. 43 Anm. 1); Salfeld Stadtr. (um 1300) 34, NValch 1 S. 23. 
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Oder aber es mildert die Anwendung des foriim arresti; Nur im 
(lericlitsbezirk des Vertrairsschlussos soll der Schuldner belangt 
und arrestiert werden dürfen'). Oder es schwächt schließlich die 
Wirkunir von Privilesrien ah, die die Ausschließlichkeit des formn 
domicilii zugunsten einiger Städte konstituieren; I.st ein Vertrag 
vor einem andern Gericht als dem des Wohnsitzes des Schuldners 
abgeschlossen worden, so soll er auch vor dem Vertragsgericht 
belangt werden können*). 

Stobbe’s’) Satz, das forum contractus sei nur von geringer 
Hedeutung gewesen, trifft nach den bisherigen .Ausführungen für 
das spätere Mittelalter allerdings zu. Hier liegt auch der Grund, 
weshalb über die Art und Weise der Evokation verhältnismäßig 
sehr wenig überliefert ist. Daß z. ü. das SLdß. sich hierüber 
nicht äußere, vermochte Planck') zu der Bemerkung, eine Evo- 
kation ins forum contractus sei überhaupt nach dieser Rechtsquelle 

') Priv. des Herzogs von Sachsen für ttcrlin und Köln (1319): 
dvts caram suo fre/edo unwenis . . . hominiius ifsos inailparc . . . pro dthitis sive 
exffssibus in ipso iuJido commissis votentihus thhrnt solummodo et non eorani ytuiice 
alieno respomUre (Fidiciii II S. 18). Der gleiche Gesichtspunkt liegt einer 
von lirnnn ergangenen Entscheidung (SchölTcnbiich 5, Uöliler II S. G) zu 
Grunde; hier wird die in Ilrnnn gegen einen Wiener erhobene Schuldklage 
eines Hreslaucr Bürgers mit der Begründung abgewiesen: Kx quo actor de 
iitteris^ ßdeiussoribus et verbis rei ionßderetur, ambo deberent iVien/taat, ubi eontraetus 
per ipso» est Jaetus, remitti. Wenn ein Vertrag mit derartigen Garantieen um- 
kleidet ist, dann soll dem im Schön'enbuch 29 (Böüler II ,S. 16) ausge- 
sprochenen Satze zuwider dem Gast gegen den Gast nicht auüerhalb des 
Kontraktsgerichts Recht gewährt werden; anders, wenn ein Gast gegen einen 
Brünncr Burger in Brünn und nicht im forum contractus klagt (SchölTen- 
buch 166, Rößler II S. 84). Eimoii S. 49 erklärt diu Entscheidung der 
Brünner SchülTen unrichtig damit, daß Wien Ecistungsort sei ; hiervon ist 
überhaupt nicht die Rede. 

’) Kleve Gräll. l’riv. (1348), Gengier Kod. S. 495: nullus in terminis 
nostris burgenses nostros Clwenses, bona eorwa aut res obHqare seu arrestare presu- 
mat; sed si quis eontra tos occasionem (aetionendi ) Juibuerit, ad dietum opidtwi^ ius 
ehdie ibidem postulaturus . ., aiiveniat, nisi aiiqua promiserint . . ., que eontra eos testd 
monio seabinorum poterunt opprobari, super quibus faeient id quod ius diekwerit et 
sententia seabinorum; Huessen gräll. klev. Priv. (1348), Teschenmacher Urk. 
XXIII S. 14. Vgl. auch Grieth gräll, klev. Priv. (1254), Teschenmacher 
Urk. XXXI II S. 26. 

’) Gerichtsst. S. 443. 

*) I S. 76. 74. 
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iiiisficesdilossen. SLdR. I. 70 § 2, eine Stelle, der von Planck') 
und von Meibom*; eine sehr künstliche Auslegung gegeben 
wird, enthalt jedoch in Verbindung mit SLdR. III. 25 § 2. 3 und 
RLdR. 7 § 1 *) einen direkten Hinweis, wie in einem bestimmten 
Unterfall, dann nämlich, wenn der auswärtige Schuldner Gut 
im Gericht hatte, verfahren wurde. Er wurde, wenn er bei der 
Klageerhebung nicht gegenwärtig war, durch Vermittlung des 
Richters geladen, um entweder zu zahlen oder sich zu verant- 
worten. Tat er keines von beiden, so griff ein eigentümliches 
Verfahren gegen das Gut des ungehorsamen auswärtigen Schuldners 
Platz, das zur schlii'tllichen Ilefriedigung des Gläubigers führte. 
Wo und wie der Richter den Schuldner, der nicht cn dingpUch- 
tich, der in dem richte nicht icnnaftich is, vorbieten läßt, 
sagen die Quellen zwar nicht ausdrücklich. Da es sich aber 
um aihswärtige Schuldner handelt, die nicht gegenwärtig sind, so 
ist das Natürliche, daß die Vorladung in ihrem Gerichtsbezirk vor 
sich geht. Eine unmittelbar an den Schuldner in den aus- 
wärtigen Gerichtsbezirk ergehende Ladung wird, allerdings nicht 
unter spezieller Beziehung auf das forum contraetus, in Wesel*) 
erwähnt. Aber die weit verbreitete Regel scheint gewesen zu 
sein, das Gericht des Schuldners anzugehen, ihn unter Über- 
mittlung der Ladung zur Gestellung im forum contraetus zu 
veranlassen. Und zwar begab sich in früherer Zeit der Gläubiger 
anscheinend selbst ins Gericht des Beklagten, um dem dortigen 
Gericht seinen Antrag zu unterbreiten*), während es in späterer 
Zeit genügte, wenn dem betreflenden Gericht die schriftliche Auf- 
forderung zuging*), seinen Gerichtsinsassen zur Gestellung im 
Gericht des Klägers zu zwingen. — 

b) Im geraden Gegensatz zu dem bisher Besprochenen ent- 


') II S. 270. >) S. 150. 

*) S. dazu in der Homcycrschcn .\usgabo S. Ul Anin. 14. 

*) Urteilsbiich 142, Wolters S. <!8. 

*) Priv. Friedrich.^ I. (1173) 5 und — bei Delikten — 6, s. oben 
S. 52 ; wohl auch Ilern Stadtr. (1218?) XXI, oben 15.52. 

*) Dortmund Stadtbuch (vor 1350) 23, Frensdorll S. 71 ; Rees Stadtr. 
(vor 1400?) 14, Liesegang S. 90. beide allerdings nicht mit spezieller Be- 
ziehung auf das forum contraetus, Kees anscheinend auch nur mit Beziehung 
auf Deliktsklagen. 
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halt das Ivand rocht, namentlich das sächsische, für die ältere Zeit 
keinen Hinweis darauf, daÜ lediglich durch Festhalten einer aus- 
wärtigen Person oder ihres Gutes ein forum arresti hätte be- 
gründet werden können'), .\iulers das Stadtreclit *). Hier tritt 
seit dem Knde des Pi. .lahrhunderts die Befugnis des Bürger.s 
auf, die Person des auswärtigen Schuldners festzuhalten’), un- 
eingeschränkt ilurch eine Vorschrift etwa der Art, es müsse der 
Itürger zuvor im Gericht des (jastes Recht gesucht haben *). Auch 
der Arrestierung lediglich des Fremdengutes wird schon früh 
Envähnung getan'’). Hier mag zunächst Voraussetzung gewesen 

') Vgl. Planck II S. 370, I S. 8(i. SLdli. I. 70 § 2 — vgl. oben S. öl 
Aiiiii. 1 — gehört nicht hierher, weil ilas ebenda beschriebene Verfahren 
einmal Ladung und Fristsetzung voraussetzt, zweitens aber mir in Verbin- 
dung mit 8LdU. 111. 2ö §2, 3 — abgi'druckt oben S. 4!l — eingreift, also 
den tierichtsstand nicht begründet. 

*) Vgl. im allg. die Belege bei Simon ,S. 70 — 73. 73 — 81 und l’laiik I 
S. 83-86. 

’) Z. II. Braunschweig Hecht des Hagen 13, Ilänselmann I .8. 2. und 
Ottonisches Stadtr. (13. Jahrh.) 15, ebenda 8.5: Parchiin Stadtrechtsbe- 
widiuung (1225— 1226) 6, .Meckl. 1’. H. 18.311; .Mühlhausen Stadtrecht 
(1230 — 1250), llerquet 8.621; sowie oben .\nin. 2. 

*) Charakteristisch der Kölner Seliied (1258) bei Keutgen l'rk. S. 162. 
170. 168: der F.rzbisehof sagt in Klagepunkt 46: eiim homines ifsius arcJiiefis- 
topi otqtw fxtranei oJ ävitaUm Ct^tonuun lu-niunt tum rrhus i'enalihus <t nou vt-nitUhus^ 
<iv{s ipsi arnstant res ipsoruut att^ue ipsos bomiues, Mtenles ipsos sibi in peeustia vel 
re tslia obli^atos, ati iutiieium snti/n traiientes eusi/enit propter qttotl evenit, ut ipsi eives 
Cotonienses et res ipsarwn in tiiversis lotis extra ervitatem Cohnunsern a tüversis illP 
eite arrest[ejntur et etiam ist causam trabantur earam iutiiee actoris, cum tarnen 
iuris sit in utraque casu, ut actor forutn rei sequatur, Ctuie ipsi cives 
iniwiantur et tpsarum iniutiam alia iniuria camitatur, worauf die Schiedsrichter 
wie zu Punkt 16 so auch hier den Arrest uneingeschränkt zulassen: sieut 
supra, quoä quiäam de haminibus arebiepiseipi possunt arrestari et simiti'cr de extra- 

neis. — Das kleine Kaiserrecht (nach 1300) I. 34, Endeinann S. 33, 
verlangt indessen, daß man dem Schuldner van alter erst lur sime riebter recht 
sat beiseben t sitzit er alsa nahet das man in gereichest mag in eint tag; 
erst wenn hier Hecht geweigert ist, soll man ihn überall angreifen dürfen. 
.Vhnlich .\ltenburg Stadtr. (1256) 28, tiau|ip St. H. 1 8.212: extram-us si 
citiquam ctvium tencatur in debitis ct in rttre impignorari non possitt hic si intraverit 
ch'itatcm, pro debitis potest oceupari. Vgl. übrigens unten 8. 65 in und bei .4nm. 
3 und 4. 

’) .Münster .Stadtr. (1221) 56, Keutgen Urk. 8. 153; Uolzminden 
Hecht.sbrief (124.5) 14, Ceiigler 8t. H. 8.20.5; Wismar Hatswillkür (1306), 
Burmeister S. 11; sowie oben Anm. 2. 
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sein, daß der Kiwentniner des (iiites niclit persönlich in der Slailt 
weilte 'i. Zweil'ellos aber ist wenigstens in spaterer Zeit, daß das 
Festhalten ausschließlich von tJötern auch des amvesenden Gastes 
trestattet Avar, um ihn in dein hetrelTenden (ierichte zur Verhand- 
lung zn nötigen’). Ks verdient indessen hervorgehohen zu werden, 
daß die älteste von einem Kaiser über den Sacharrest erlassene 
Vorschrift noch ein glattes Verbot desselben enthält. Ks handelt 
sich um das Privileg, das Otto IV. im Jahre l'JOß seinem lirnder 
Heinrich zugunsten der Hürger der Stadt Stade erteilte, mit der 
tieneh.st der Grafschaft Stade Heinrich vom Krzbisclud’ von Hremen 
belehnt wonlen war. Es heißt daselbst im § 17, der bezeichnender- 
weise in das vom Erzbischof Hilelxdd Pi.öit erneuerte Stadtrecht’) 
nicht aufgenommen worden ist: 

< iincedimii» ad hat'c ijisi'S, nt nidli t-.rlrajirorincitdi licent 
in cicHute res (dicuius hos/iilis (hier = Wirt^ orru/xire, sed 
si forte civis rel alii/uis incnlu terrae exfrajirorineialem idiijuem 
hnbeat super alii/uo impetere, jn'ius roram iudice e.rtra- 
jiror i neial i per iuris ordinem debel obfinere, nt 
ticilum sit ei res ipshts occujiare*). 

Zu unterstellen i.st hier, daß der Fremde nicht persönlich in 
der Stadt anwesend ist. Hestand doch gerade in weltischen Terri- 
torien, entsprechend dem allgemeinen Ileclitszustande, schon früh 
die Befugnis, die Person des gerichtsanwesenden .Vuswärtigen 
zum Zweck der Verhandlung festzunehmen: 

(Juicumipie ejira cicilaleiii manens ulicui bunjensiHm teneatur 
in debita, si riderit eum in civilafe, assiimef seeum bodellum et 
cum detinebit. Si autein bodellum habere non possit, cum dnobus 

') Vgl. Planck II S. 38fi. 

’) Münster (oben S. 5ö Aiiin. .5): Lüneburg Statuten (vor HÜO) L, 
Kraut S. .58. 59. Nach beiden Su-llen darf sich der tiast, dessen Gut besetzt 
ist, sofort verantworten: er miiU also in der Stadt sein. Vgl. ferner Frei- 
berg i. S. Stadtr. (1290—1307) XLI § I, Knnisch S. 2.39; Freiburg i. l'. 
Handfeste (1249) 73, Gaupp St. U. II S. 90. 

’) Pufendorf II .\pp. V S. 159. 

’ ‘) Gengier ,St. H. S. 455. § 17 wird von Maurer Städteverf. I S. 377 
grundlos auf die Zeit des Marktverkehrs bezogen. Im Sinne des § 17 äuUert 
sich später einmal der Kat von Keval an den von Hortmund (1358), Hans. 
U. a III S. 165. 
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guui ronciribus luiii jioteril iliiiwri’ li ad indiciuni jter- 

trakere 'J. 

Wie schon olien-i erwiilmt, ward auch den («iisten gegen 

') Hraunscli wi'i)' Hecht dos Hagen (vor I2<X)) 13, Hänsolinaiin 1 S. 2. 
Hraunscliwcig Hecht des Hagen 14, ebenda S. 2, läßt auch die Prandnahnie 
von Sachen gewisser Schuldner r.u: i/uicwii^ur mi/rs out ilrruw aut msticus in 
irvitat€ atkni Unetur in d^bito ci Sifivtre notuet it hene lierhit eum in thütate detinere 
tt res sutts oeeuf^re quoustjttc debUwn solvat aut per sentenlmm evadat; doch durfte; 
hier, wie sich u. K. ans § 17 des Ottonischen Stadtrechts, ebenda S. 5, ergibt, 
die Kestnahnic von I’erson mnl (int des .Schuldners erst dann erlaubt sein, 
wenn der eivis iin tiericht des .Schuldners geklagt, aber kein Hecht erhalten 
hat. — i’brigeiis sind die angeführten §§ 13 und 14 des Hagen und die ihnen 
entsiirechendcn §§ 1.5— l!t des Ottvnianuin geeignet, die von Fren.sdorrt' 
(Hans, (iesch. Hl. 6 S. 117 ff.) anfgestellte Ansicht zu stützen, wonach das 
Uttonianuin nicht ein gleichzeitig mit der erhaltenen Hedaktion des Hageii- 
rechts aiirgezeichnetes (iewohnheitsrecht der .VItstadt ist, sondern eine später 
und zwar zwischen 1250 und 1279 entstandene erweiterte Hedaktion der 
iura Indaginis. ln $ 13 des Hagenrechts und 15. Iti des Uttonianuin wirdjcdeni 
extra eivUatem wohnhaften Schuldner .krrest angedroht, wenn ihn der Hnrger- 
(iläubiger binnen deine wiebitde erblickt. Hem gegenüber haben § 14 des 
Hagenrechts, 17 — 19 des Otlonianum nur .Sinn, wenn man sie auf 
Schuldner bezieht, die nicht extra e’roitatem wohnhaft sind. Während aber 
die erwähnten §§ 17 — 19 des Uttonianuin sich w eit ausführlicher als jener 
Paragraph 14 des Hagenrechts darüber verhalten, wie man Geistliche und 
Dienstleute arrestiereii und ob man sic zunächst vor ihrem Send bezw. ihrem 
Marschall verklagen soll, erwähnt das Ottonianiim kein Wort von den im 
Hagenrccht § 14 genannten rustiei. Unter ihnen können nur die Hewohnerder alten 
Wik begrilTen sein, eines grundhörigen Dorfes, das unter Otto IV. im .lahrc 
1202 durch Graben und Mauer an der oireiieii Ostseite geschlossen und in 
den geineinsamen Mauerriiig, der die drei Weichhilde .Altstadt, Hagen und 
Neustadt, sowie die Hurgfreiheit (letztere namentlich Wohnplatz der mitius, 
der Dienstmannen) umschloß, einbezogeu wurde (Hänselmann in Chron. d. 
deutsch. Städte Hd. VI S. XVI— XX). Mit Hiicksicht hierauf konnten die 
Hewohner der alten Wik in gewissem Sinne als nicht extra ervitatem wohnhaft 
betrachtet werden. Zur Stadt im Hechtssinne wurde die alte Wik im Laufe 
des 13. Jahrhunderts; ob 1245 — Hänselmanii I S. 10; vgl. auch die Urkunde 
I S. 9 aus dem Jahre 1240, wo ein eigener aitvoeatus der alten Wik genannt 
wird — , ist streitig (dafür; Hänselmann Chron. .S. XIX: Varges, die Ge- 
richtsverf. der Stadt Hraunschw. bis zum Jahre 1374, Marb. 1890 S. 25; 
dagegen: Hietschel S. 95 .Vnin. 6 und dort Genannte). Jedenfalls aber muß 
zwischen der Niederschrift des Hagenrechts und der des Uttonianuin die 
Stadtwerdung der Wik liegen, da andernfalls dort nicht von rustki hätte ge- 
sprochen, hier ihre Erwähnung nicht ohne Grund hätte unterbleiben können. 

>) S. 21. 
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einander*) die Ausübung des Personal- und Sacliarrests ge- 
stattet. Zwar meint 0 senb rüggen -) auf (Tnind einer Anzahl 
süddeutscher Weistümer^) das Gegenteil als die Regel hinstellen 
zu sollen. Indessen würden diese hofrechtlichen Quellen über das 
städtische Verfohren keine genügende Auskunft geben. Deshalb 
benift .sich Osenbrüggen gleich Planck*) auf die Vorschrift 
der Statuten von Goslar: 

Kn galt ne mach dm anderen gait nicht besettm\ orlorede 
arer dal de rat, so mochte dal mol sin ^), 

sowie auf das Stadtrechtshuch von Freising: 

kuin gast mag den anndern gast in der stat rei'iiitienn noch 
niicalleiin. im seg dann das recht dahaim rerzignn. das sol 
er berednn ujind sol im darnach rieht nn als recht ist^). 

Aber in Goslar, das 1‘iilO die Keichsvogtei erworben hatte, 
waren überhaupt viele Punkte des gerichtlichen Verfahrens mit 
einer vorausgehenden Erlaubnis des Rats verknflpR, sodaÜ man 
von (.ioslar, das übrigens den Arrest der Gilste unter einander 
gar nicht unbedingt untersagt, nicht ohne weiteres auf andere 
Orte schlielien darf. Und Freising wiederum hat offenbar nur 
zwei Gäste aus derselben Stadt im Auge. Denn datl dem Kläger 
dahaim, d. h. in seiner Heimatstadt. Recht geweigert sein soll, 
ist eine V'oraussetzung, die man nur auf den Fall beziehen kann, 
daß der Beklagte ein Mitbürger des Klägers ist. So aufgefaßt, 
paßt die erwähnte Voraussetzung zu den zahlreichen Vorschriften, 
die Besetzung und Klage von Mitbürgern gegen einander nur 
dann im Auslande zulassen, wenn in der Heimatstadt der Kläger 
kein Recht hat erlangen können*). Und schließlich stehen den 
Bestimmungen von (foslar und Freising die zahlreichen Nachweise 


') l'nter Umständen konnte auch gegen Börger vorsorglich (durch Gäste) 
im Wege des Arrests cingeschritten werden. Darüber vgl. unten Kap. IV. 
•) S. 41. 

3) Grimm I. 38 § 36. 210. 219. 225'; V. 123 § 16. 127 § 13. 159 § 16 • 
177 § 14. 

<) II S. 372. 

*) (um 1300), Göschen 66, 1. 

^ (um 1328) 69, Maurer S. 320. 

*) Vgl. oben S. 45. 
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gppeiifibor, dip unbefidiriinkt Arrest und Klage der (Jäste gegen 
einander gestatten '). 

Mit Keclit bat Planck*) darauf bingewiesen, daU die all- 
gemeine Fassung dieser Nacbweise ilie Vermutung recbtfertige, 
dali man „in bürgerlicben Scbuldsacben dem (last gegen den (last 
selbst wegen auswärts eingegangener Verbindliclikeiten Itecbt 
s])racb.“ Hiermit stellt freilich nicht in Einklang seine ÄuLlerung 
anderwärts*), nicht überall dürfe der (last den (last vorsorglich 
angreifen, „wenn nicht besondere (Iründe dessen Ver|)flichtuiig, 
gerade hier zu antworten, ergeben“. Indessen fehlt es nicht an 
positiven Helegen dalttr, daß in der Tat minde.stens in späterer 
Zeit der klagende (last in den erwähnten Heziehungen dem hei- 
mi.schen Hürger völlig gleichgestellt wurde. Es kam nicht darauf 


*) S. die Belege bei Simon S. 80. 81. .\iif F.rlaiibnis des Arrost.s gegen 
die Person oder das (lut des anwesenden Gastes beziehen sich ferner: 
Freiburg i. U. Handfeste (l-->49) 117. 196, Gaupp St. li. II S. 109. 103: 
Prag Statutarreclit (1314 — 1418; 117, Rößler I S. 71 ; Koblenz Gerichtsbnch 
(1366—1494) 19 § 3 und 1, Bär S. 93. 94: Kleve Stadtrechtsb. (nach 1494) 
109 § 1, ZKG. 10 S. 939. — Arrest gegen das Gut des abwesenden Gastes 
gestatten: Stade erzbisch. Priv. (12.79). Pufendorf il .Vpp. V S. 159, mit der 
Einschränkung, daß .stets der Vogt hinziigezogen werden muß; Magdeb. 
Fragen II. 2 d. 3a, Kehrend 8. 156: Magdeb. Schölfenspr. aus der Dresdener 
llschr. Kap. 50, Wasserschi. Rt^u. S. 188: Brünn Schöllenb. (um 1350) 110, 
Rößler II S. 58: Stiiunlia/Iim fuil, quoJ skut ailor ppkst reum in omni iuJido, in 
qno ipmm personatikr rrponurit, pro dtbilis nrrtstare\ sic ctiiim potest rts eins occu- 
pore, ct ad iliud indkium debet rcus venire^ cf res disbrigando^ aeforis querimoniis 
respondere. — Klage des tjastes gegen den Gast lassen zu die allgemein gehal- 
tenen Stellen: Freiburg i. f. Handfeste (1249) 18, Gaupp St. R. II S. 85: 
Hamburg Stadtr. (1270) VII. 5 und IX. 14, (1292) M. II, Lappeiiberg S. 40. 
55. 147; Wien-Neustadt Stadtr. (13. Jahrh.) 4.5, Winter S. 152; Goslar 
Stadtr. (um 1300), Göschen 36, 13; Magdeb. Bresl. syst. Sch. R. II. 2 d. 35, 
Laband ,S. 32; Magdeb. Fragen I. 2 d. 13. II. 2 d. 8. 9 a. 14 bei Behrend 
S. 47. 159. 160. 164. Simon S. 79 bezeichnet auf tirund der (späten) I.nnc- 
burgischen Xiedergerichtaordnung (Pufendorf III -4pp. S. 366) es als das 
Wesen des sog. Gastgerichts, wenn eine Stadt Klageanstellung von Gast gegen 
■Gast gestattet: er hat aber die betreffenden Stellen mißverstanden, welche 
unter „Gastgericht“ wie gewöhnlich^(s. unten Kap. VI) schnellen Prozeß 
zu Gunsten Fremder verstehen, mag sich die Klage nun gegen Gäste oder 
gegen einheimische Bürger richten. 

•) 1 S. 85. 86. Falsch Meibom S. 159 f. 

*) II S. 372; vgl. auch I S. 86 Zeile 5 und S. 82 .Anm. 19. 
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an, ob der schuldige (last sicli wegen auUerlialb kontraliierter 
Schuld im fremden fJcrichl dem klagenden Gast stellen wollte, 
sondern er war ver]»flichtet, dies zu tun. Der Klüger konnte 
ihn zu diesem Zwecke in Person festhalten: 

dominus meus rontulil cumiis cinUitihus tale im, quod possit 
quilibet nofuiudem sibi debitis obliffaftim in tjualibet ciritate 
sine delrimenlo udvoctitorvm et iudicuni rum iustitia obligare '); 

iti welchem gericht ein mun seinen schuldiger rindet, da 
mag er in wol aufhalden oder sein guet und mag im czu- 
sprerhm um schulde und her schal im antirorten mit einem 
rechten 

Der klagende Gast durfte, war der schuldige Ga.st nicht persönlich 
anwesend, sein Gut im auswärtigen Gericht arrestieren’). Kurz, 
er durfte ihn, wie fiherhaupt allgemein ausgesprochen wurde, 
um auBerlialb kontrahierte Schuld an drittem Orte gerichtlich 
belangen: 

leelk ghasf enen anderen ghast schulde.ghrt in desser stad 
vmme gheldaftighe schuld, de buten desser stad ghemaket is; 
de schult mach he nu/t ghasten tughen, de ghude lüde zi/n, 
vnde de also hoghe in steden edder in landen mgd eiwe beseten 
:i/n, alse de schult is*)-, 

beschuldegite adir beclagete egn gast den andirn rmb gelt, 
daz her ym sculdig were. und czoge sieh des an egnen riczinden 
rat in eynir andirn stat, das is deme wissende were, rnd bete, 

') .\iiliaii){ t. Wcrleschen Priv. für I’cnzlin (1263), Meckl. U.H. II S. 227. 

*) Driuiti Schöffensatziiiig (14. Jahrli.), Uößlcr II S. 402; s. ferner 
Kleine» Kaiserrecht (nach 1300) I. 34, Kndcinaim S. 33; Magileb. Bresl. 
8T»t. Sch. K. IV. 2 <1. 84, I.aband S. 178. Vgl. auch Uoichssentenz (1277) 
MG. LL. II. 412. 

*) S. die oben S. 60 Anin. 1 abgedrucktc Stelle aus Brünn Schöffeiib 
(um 1350) 110; vgl. auch Brunn SchölTcnb. (uni 1350) 95, UolJlcr II S. 50. 

*) llainbiirg Stadtr. (1292) 11. 21, Lajipenberg S. 140. Vgl. dazu 
Hamb. Stadtrecht (1292) (I. 6, ebenda S. 126, sowie Lübeck deutsches 
Stadtrecht 0X1 (1294) nebst den in der dazu gehörigen .4nm. abgedr. 
SLdlen aus dem Cod. Hamb. 175 und aus dem Beval. Cod. : feste de ere sak 
hebhen, dal sy wumc sehult edder anders n-ar um/ne, dat byntien unser Stadt edder 
dar lub. rieht is fesihen is, mach de tne up den anderen nicht tufen, suss mach 
ein Up den anderen tuol tufcn, C(!X (1294) und OXCII (Gött. nebst Scgeberger 
Cod.), Hach S. 302. 303. 357. 442. 
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(h’i czu rrogin i/n fi/m' n'chfin, ab man den selbin »irnnden 
rat nicht cnrharim nulle cor allir anfworf, und do iredir spricht 
der andir gast 

In negativer Hinsicht wäre noch zu bemerken, daß keine Vorsclirift 
existiert, die Arrest oder Klage lediglich zwischen (»ästen wegen 
außerhalb kontrahierter Schuld ausdrficklich verbietet. 

Es dürfte ini (»egenteil nicht einmal der von Simon*) aus- 
gesprochene Satz zutreffen, wonach wenigstens die Ausübung des 
Repressalienarrests auf die Heimatstadt des Gläubigers beschränkt 
geblieben sein .soll. Abgesehen davon, daß vom Repressalienarrest 
meist in einer Weise die Rede ist, die keinen Schluß zu (iunsten 
der Simon’schen Auffassung zuläßt *), wird nicht selten ausdrück- 
lich in einem ihr gegenteiligen Sinne entschieden. Charakteristisch 
z. B. ist es, wie die Stadt Frankfurt a. M. in der von ihr im Jahre 
1297 bewirkten Rechtsaufzeichnung die möglichen Folgen einer 
etwa in der Stadt vorgekommenen Rechtsweigerung beschreibt: 

Dicimus eciam, <ptod si aliquis ceniret ad nostram cicita- 
lein mncendo actianein alicui et optineret in iudicto nosiro, iptod 
sibi iudicitnn super sua actione jieri deberet: si non iudicare- 
tur ei, e.rtunc ubicungue locorum videt(ur) illum vel 
alium de suis conciribus unum, posset eum conrenire per 
iudicem et occiipare, pro eo iptod iuslicia ipsi est denegafa.*) — 
Angesichts dieses Rechtszustandes des i;l. und 14. Jahrhunderts 
ist Rosenthals, auf das LandshuterStadtrecht gegründete Ansicht*), 


■) Magdeb. Brosl. sjst. Scli, K. I. 2G, I.aband S. 11. S. ferner Brünn 
Schflffeiib. (nni 1350) 29, Hößler II S. Iß; Hannover Stadtr. (um 1350?) 
lib. III (Mind. K.), Vaterl. Arcli. S. 425; Magdeb. Fragen Beil. II lu I. 1 d. 
23, Bcbrend S. 213. Vgl. die oben S. 54 .\nni. 1 behandelte Stelle ans 
Brünn Schöffenbncb (um 13.50) .5, die im Gegensatz zu Magdeb. Bresl. 
sjst. Sch. U. I. 2ß auch im „Gastgerichf* unter gewissen ümslllnden auf das 
forum contractus zurückwoist. 

’) S. 81. 

’) Vgl. z. B. Briv. Friedrichs I. (1173; 5, abgedruckt oben S. 52. 

*) (1297) 25, Kcntgen Urk. S. 189. Vgl. ferner Brünn Schöffensatzung 
(14. Jahrh.), Hößler II S. 402: Fordert der Klüger Recht »« geruht, da der 
e.ntu'urler in ^estiten i>t, und wierl im da reeht versait, to halt er uwl einen andern 
auf aus dem selben ^eriekle , wo er in sändet. 

‘) Bosenthal S. 108. Die fragt .Stelle dos Stadtbuchs von Landshnt 
(14. .lahrh.) VII. 1, ebenda S. 188, lautet: VerbuiUt ein bur^er einen auzman in 
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es habe nach dem Grundsätze orlor .wpiitur fnrum rei der in der 
Heimatstadt des (tläubi>;ers anwesende Fremde nicht gezwungen 
werden können, sieli anderwärts als vor dem Gericht seines Wohn- 
orts aut' eine Klage einzulassen, abzulehnen. Sie dürfte auf eine 
Verkennung des Inhalts des Landshuter Hechts zurückzufflhren 
.sein ‘). Grundsätzlich mußte vielmehr der anwesende Gast einer 
Ladung folgen und sich auch — wenigstens in späterer Zeit, 
nach eingetretener Verwirrung der Gerichtsstandsverhältnisse — stets 
auf die Sache selbst einlassen. Leistete er der Ladung nicht Folge, 


(Zrr s/at umb sein gelt und umb ander saeh mit dem vranboten, wil dann der auiman 
dem burger ein recht tun, so soll der auzman an den vronboten iverben, das er im 
uf das recht gebiet, er toell im ein reckt tun und kaht im von im ftirbieten an 
gastes stat. ckumt dann der burger u/ daz recht nicht, dieioeil der richter csn gevar 
sitzet an dem geruht und das es der gast meldet und suchet, so ist dem burger bruch 
umb alles, daz er hinz dem gast se sprechen tust, ze geleicher weis für daz der auz- 
man dem burger des neuhtes an gastes stat fürbut mit dem vronboten. chum <r des 
morgetu nicht tsf daz recht an gevar, dieweil der richter sitzet an dem rechten, so ge- 
vellet der auzman dem burger umb alles, das er hinz im zesprechen hat und gevellet 
dem Sichler umb das soandel. liusenlbal meint hierzu, die Ladung an den Gast 
wurde ,nur als eine -■tuirorderung Xamens des Bürgers an den Gast bc- 
trarhtet, die dieser nach Gutdünken annehinen und ablclincu konnte“; kündigte 
der Gast dem Pronboten an. er wolle hier zu Hecht stehen, und lud dann 
seinerseits den Bürger vor Gericht, so wurden erst durch diese eigentlich 
wirksame Ladung beide Parteien zum Krscheinen vor dem Landshuter Ge- 
richt veri)llichtct. 

') Kosenthal übersieht bei seinen Itarlegiingen (vgl. vorige Anm.) die Be- 
deutung der Worte fürbicten an gastes stat, ein Ausdruck, der übrigens im Stadt- 
rechtsbueh von Freising (1328) 69 bei Maurer S. 314 gelegentlich der Dar- 
stellung des Gastgeriebts wiederkchrt. .4n sich wäre nämlich der Ausmann ver- 
pflichtet, der Ladung des Bürgers zu fidgen ; auf diese Ladung fand im regel- 
mäßigen Gange indessen erst binnen einer vierzehntägigen Frist (Stadtb. X. 6, 
ebenda S. 191) gerichtliche Verhandlung statt. Dur Ausmann besitzt dem 
gegenüber das im allgemeinen nicht den Bürgern, wohl aber den Gästen, 
seien sic nun Beklagte oder Kläger, zustehende Hecht, sofortige Verhand- 
lung, ein sog. Gastgericht, zu verlangen. Die vorliegende Stelle nun befaßt 
sich mit einem solchen Gastgerieht zu Gunsten des beklagten bezw. klagenden 
•kusmannes. Kicht das also ist in ihrer ersten Hälfte das Kntsebeidende, 
daß der Ausmann dem Bürger Recht tun w'ill, sondern daß er es im an 
gastes stat, d. h. sofort tun will. Dieser Wille aber muß dem klagenden 
Bürger gegenüber verlantbart werden; das geschieht in Form einer an den 
Bürger ergehenden Ladung zu dem alsbald anzusotzenden Ding. 
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entzog er sicli vielleiclit gar der Verhandlung dnreli die Flucht, 
so war Strafe und eventuell ein Kuntuinazialverfahren möglich: 

llo*pea citatus si non retierit in iudicinm, radiabü LX 
Molldoa; ai pro/iKjus est, H peremptorie citahitur 
Freilich hot das Kontumazial verfahren wenig Aussicht, wenn Ver- 
mögen des schuldigen Gastes im Bezirk des Klagegerichts nicht 
vorhanden war*). Deslialh wurde iler Besetzung der Person des 
anwesenden, dos Gutes des ahwesenden Gastes vor der einfachen 
Ladung der Vorzug gegeben und dies Verfahren zur Einleitung 
des Prozesses gegen (Liste als das Kegelinäüige angesehen*). (Liste, 
die nicht in der Stadt weilten, waren einer Ladung in die Stadt 
zu folgen nicht verjdlichtet hezw. genötigt^), wofen: nicht das forum 
contractus hegründet war-') oder ihr Gut in der Stadt gefunden 
und besetzt wurde. 

Sehr selten geschah es, daü zu (Junsteu einzelner Städte, sei es 
für das Reichsgebiet®), sei es für den Bereich eines Territoriums ’), 
das forum arresti aufgehoben wurde. Und auch die zwischen ein- 
zelnen Städten geschlossenen Verträge haben eine solche Beseiti- 
gung .mtfallend selten zum Zweck, wenden sich vielmehr meistens 


*) Müustcr Stailtr. (1221) 48 bei Koutj;i'n Urk. S. 153: vgl. auch 47 und 
26 bis 28. — Für Klage von (last gegen (last s. Goslar Stadtr. (um 1300), 
Göschen 55, 13. 

’) llalicr di« seltene Krnälmung. 

Vgl. Wesel l'rteilsbuch 136, Wolters S. 67. I'cn so gegen den 
Gast ausgeübten Zwang, sich zu einer bcstiniinten Verhandlung zu stellen, 
bezeichnen die Quellen verschiedentlich mit tUnrkf'lithtuk maktn (.Al]ihab. 
Saniinl. v. Magdeb. SchölTensprflchen Kapitel 148, Wasserschlcbcn S. HO: 
.Magdeb. Fragen Heil. II zu I. 3 d. 17, Behreiid S. 223). 

*) iSalfeld Stadtbuch (nach 1300) Xt'VIIl, Walch 1 S. 37: (Herr (in 

(Ur rkhter hisde einen imtnian vor (^eriehte leere he di nieht der lantman wette dem 
riehtrre darumme keyn fc/Z. — ln Görlitz (132'.l), Tzschoppe S. 528, werden 
die auf dein Laude wohnhaften Hauern der Kittcr.schaft nach königlicher 
Entscheidung durch Vermittlung des Vogts in die Stadt vor Stadtrichter 
und Schöffen geladen. S. auch Freiberg Stadtr. (1296— i;l07) 111. 3U. 40, 
Ermisch S. 68. 

*) Vgl. oben S. 54. 55; in späterer Zeit unpraktisch. 

®) Duisburg Kechtsbest. liudolfs 1. (1290)6, Gengier Cod. S. 950. 

t) Die grätl. l’rivilegicn für Kleve (1242) und Grieth (1254), Gcngler 
God. S. 495 bezw. Teschcnmacher Urk. XX.VllI S. 26. Vgl. oben S. 40 
Anm. 2 — 4. 
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nur gegen eine übertriebene Anwendung des Re]>ressalienarrests. 
So enthalten denn viele Verträge lediglicli ein Verbot des Ke- 
j>ressalienarrests und geben damit mittelbar das Fortbestehen des 
fonim arresti gegenüber der Person des Hauptschuldners zu. 
In andern Verträgen wird sogar der gegen Person oder Gut 
des.selben ausgebrachte Arrest ausdrücklich gestattet ’i. Auch da, 
wo die Städte verabreden, der Gläubiger solle behufs Beitreibung 
seiner Forderung das Domizil des Schuldners aufsuchen, ist, wie 
z. T. ausdrücklich ausgesprochen wird, lediglich an eine vorbeu- 
gende Maßregel gegen mißbräuchlichen Rej)ressalienarrest gedacht*). 
Nur vereinzelt wird das fornm arresti unzweifelhaft vertraglich aus- 
geschlossen *), eine Möglichkeit, auf die übrigens das Stadtrecht von 
Kleve*) bei seiner Erörterung des Arrests ausdrücklich hindeutet. 

In höherem Grade ward dagegen das forum arresti, wie schon 
oben angedeutet*), durch die Nonnen beschränkt, welche zu Gunsten 
des Gerichtsstandes gewisser Einw’ohnerklassen eines Territoriums 


') Ohne Weiteres z. B. in H ildesheim- Ha iinovc r (12!)8), Hann. 
Urk. B. iir. 70; Lübcck-Haiiiburg-Wisinar usw. (1358), Liib. V. B. nr. 310. 
Pntcr ausdrücklichem Hinweis darauf, daß uiiUbräiichlicher Arrest gegen 
Dritte ausgeschlossen bleibe, z. B. in Hainburg-Wurston (1238), Hamb. 
L'. B. S. 441; Flandr. l’riv. für die Kaufl. des röm. Ueichs (1252), Lnb. 
l'. B. I nr. 180; N iuiwcgcn- Köln (1278), Lacoinblct II S.421; Arnstadt- 
Erfurt (1283), .\rnst. 1'. B. S. 23. 

*) .Ausdrücklich z. B. in Boppard-Köln (1252), Gengier Cod. S. 25G; 
Flandr. l’riv. für die Kaufl. des rüm. Keichs, s. oben Anmerkung I: 
Bremen -Kmsgau (1255), Kbmck I S. 307; I.andfr. der Gebiete zw. Bbein, 
Lahn und Main (12G5) 3 und 5, Bobnier l’. B. I S. 122; Soest-Köln (I27G), 
Seibertz 1 8. 4G0; Ni m wogen - Köln (1278), s. oben Anmerkung 1. Nicht 
ausdrücklich z. B. in Üldcnzaal-Koesfeld (1261), Wilmans nr. G85. 

*) Mfinstcr-Osnahruck- Soest - Itortinun d (1277) 8, Osn. U. B. III 
nr. 598 : si aKquis chii de altera predictarum eh'Ualum in alteram negotialionir seu 
alia quacumque de eausa veneritt nee ipse nee res sue dehent ibi a quaquai» hominum 
obliqari seu etiam arrestari, sed siquis ibidem contra tnm aliquid duxerit proponendum, 
mittetur in emiiatem, in qua facit resiäentiam Ute rens, et eonsutes ewitatis illius 
faeient actori de ipso eorum eoneive ßeri eorum cruitatis iustieiam expedilam; Hildes- 
hei m-Hannover (1310), Hann. U. B. nr. 101; H al ber.stadt-(^uedlin- 
burg (132G), Höfer dtsche. Urk. II. nr. lOG; I.andfr. des livlünd. Deutsch- 
Ordens und Rigas mit Littaucn, I’olozk u. \Vi tebsk (1338) 11, Hans. 
F. B. II 8. 277. 

*) (Nach 1424) 109 § I, ZUG. 10 8. 239. 

*) 8. 24. 25. 

Badorrr, Ucchl.sstelluag der Oästr 5 
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bestanden. Insbesondere jjrifl'en sie Platz zum Vorteile des Adels, 
der Dienstmannen, meist panz allgemein gefaßt, .seltener nur auf 
.solche .Angehörige des Standes bezogen, die außerhalb der Stadt 
ihren Aufenthalt besaßen und nur vorübergehend in denselben er- 
schienen. t>b nun rein negativ das Stadtgericht für Klagen um 
Schuld gegen derartige Pensonen als unzuständig bezeichnet ') oder 
positiv das Hof-, Land-, Dienstmannengericht als das zur Ent- 
scheidung solcher Streitigkeiten berufene Dericht genannt wunle *), 
jedenfalls war der Ritter, auch wenn er in der Stadt verweilte, in 
solchem Falle nicht zu zwingen, auf Ladung des Klägers vor dem 
Stadtgericht zu erscheinen. -Auch ein Zwang durch Besetzung der 
Person oder des Gutes des Schuldners durfte, sollten jene Vor- 
schriften praktische Wirkung äußern, nicht Statt haben, wie hänfig 
ausdrücklich ausgesprochen wurde *). Der tatsächliche Zustand 
freilich mochte mit iler Theorie nicht selten in Widerspruch treten. 
So soll nach einem Vorhaben Karls IV. die im Weichbild bähau 
gesessene Ritterschaft fortan ausschließlich iin Hofgericht zu Bautzen 
und nicht mehr vor dem Stadtrichter in Löbaii zu Recht stehen. 
Hiergegen wendet sich die Ritterschaft mit der Begründung, sie 

') l’ritzwalk Stadtr. (1256)14, <ienglcr St. K. S. 364: Hrieg llcohts- 
bc.stät. (1324) 18. K»ni S. 102: Kreicnwalde l’riv. (1338), Kiedel I. XVllI 
S. 111 nr. 22. Ygl. auch Wien Stadtr. (1236) 15, Kuutgon l'rk. S. 215. 

*) Braunscliwcig Otton. Stadtr. (13. Jahrb.) 17, Hänaclinaiin I S. 5 : 
Hrciiien Gerb. Revers. (1246) 3, Keutgen l'rk. S. 173: Xcu-Salzwcdel 
l’riv. (1247), Riedel I. XVI. S. 3 nr. 5: Rngcnwalde Reebtsbr. (1312) 13, 
Gengier St. R. S. 388; Görlitz F.iit.scbeid. des Königs von Köbnicu (1329), 
Tzschoppe S. 528: Itrünn Schöllenb. tum 13.50) 14, RöUler 11 S. 10. A'gl. 
aiicb IHepbolz l’riv. (1318), Gengier Cod. S. 759, und Ilraunscbweig 
Huldebrief (1371) 15 mit Verweis auf 1299, Hänselmami V. H. I S. 58. S. 
auch Kfihns 1 S. 207. 221. 

’) Ilraunscbweig (13. Jahrh.) 17, oben .Anmerkung 2: Zusicherung 
der Pürsten von W'crlc (1276), Mecklb. F. H. II S. .553: Diepholz (1318), 
oben .Anmerkung 2; AIngcleb. Hresl. syst. Sch. R. II. 2 d. 73, I.aband S. 51 
(höhere Dienstleute'.;, und Magdeburg Rechtsbezeugung (1369), Korn S.215; 
Pelzen Reebtsbr. (1371)8, Gengier .St. R. S. 496. Nach Ilraunscbweig 
Stadtr. (1401) 76, Hänselmami 1 .8, 107, nehmen ort mt^Mc unJt ort kneihle 
an dem Gericht.sstand.s- und .Arrestprivileg der herzogl. Dienstmannen nicht 
teil. Anders steht es mit dmi brotetm der A'asallen in derGörlitzer Knt- 
scheidung und mit den homhus nobilium d ministoiaHum in Hrctnen, oben 
Anmerkung 2. A'gl. auch llililesheim Stadtr. (um 1300) 92, Doebner P. H. 
1 S. 288. 
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fürclite dann von der Hiirf'erschat't aucli wegen unbedeutender 
Schuldtbrderiingen in allzu hohem Malie durch Arrest belästigt zu 
zu werden'). 

(iewis.se Kinschriinkungen erlitt der erwähnte Rechtszustand 
•schon dadurch, datl Personen adeligen Standes gestattet ward, sich 
freiwillig vor dem Stadtgericht auf eine gegen sie ange.stellte Klage 
einzulassen*) ; immerhin konnten sie u. U. selbst in einem solchen 
P'alle verlangen, den ihnen zukmnmenden Eid vor ihrem Sonder- 
gericht ahleisten zu dürfen*). Oder er wurde dadurch eingeengt, 
dali nur, wenn beide Parteien privilegierten Standes waren, das 
Stadtgericht für unzuständig erklärt wurde'). Schließlich aber 
ward, von dem Falle der Rechtsweigerung ganz abgesehen*), gerade 
bei Klage um Schuld einer Anzahl von Städten der V'orzug, daß 
vor ihrem Gericht die ritterlichen Personen nicht allein klagen®), 
soudeni auch Recht leiden mußten’). Damit war dann auch die 


') Die Kitterscliaft Löbau« an Karl IV. (1348), Tzachoppe S. 5.59. 

•) Salzwcdel Keditsbrief (1273), l’ufeiidorf III .Vpp. 8. 400. 

*) llröiui Schöffeiib. (imi 1350) 4.52, Kiiüler II S. 211; vgl. dazu 
lirünn 14, üben S. 66 Anm. 2. 

•) Eger Priv. (1279) 21, Gaupp St. K. I S. 192. 

*) Vgl. z.B. llraunacbwcig (13. Jalirli.) 17 und (1371) 15. 16, oben S. 66 
.4nm. 2; Zusieherung der Fürsten von Werlc (1276), oben S. 66 Anm. 3; 
Diepholz (1318), oben S. 66 Anm. 2. 

®) Kuhns I S. 222 scheint das Gegenteil als die Regel hinstellen zu 
wollen. Doch trifft, soviel wir sehen, einzig Salzwcdel Kechtsbr. (1273), 
Pufendorf III App. 8.400, mit dem Satze: si ipsi (sc. militcs ct famuli) ab atüs 
Hur^nsibus non coram nabis sed coram iudicc civttaiis super hysdequibus 
movent juerimoniam volunt iustitiam consequi, eidem (sc. militts et famuH) 
coram codem iudicc stalim respondcant accusati eine Itestiniuiung, die so ausgelegt 
werden könnte. Im Lbrigen müssen, wie das auch das Natürliche ist, die Pri- 
vilegierten als Klüger im Stadtgericht erscheinen: liraunsch w eig (13. Jahrh.) 
18, oben 8.66 .\nni. 2; I.andfr. für das »iebiet zw. Rhein, Lahn und Main 
(1265) 8. 3, Hfdimer P. H. I 8. 122; Duderstadt Priv. (1314), Jäger nr. 14; 
Prag Schöffemirl. für Glatz, Röüler I nr. 14. In Eger Priv. (1279) 18, 
tiaupp St, R. I 8. 192, heilit es sogar von dem coram suo iudicc belangten 
auswärtigen Kdeln oder Dienstmann : si forte ipsum civem reconvenerit , nisi 
forte (sc. civis!) voiuerit, coram iudicc civitatis sibi tenetur tantummodo i cspondcrc. 

^) Bremen Priv. Gerh. 11. (1233), (’assel Samml. 8. 124 (vgl. dagegen 
oben 8.66 Anm. 2); Breslau Priv. (1263), Korn 8.30, unter Vorbehalt der 
Berufung an die herzogliche curia; Schweidnitz Priv. (1281), Tzscho|ipe 
>8. 397 (vgl. oben .8. 43 .\nni. l); Eger Priv. (1279) 21, Gaupp St. K. 1 8. 192 

5* 
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Ausübung des Arrests gegen sie fiirinlich gestattet'). Auch hier 
ist meist nur von den milifes, den minies im allgemeinen die Rede. 

Im Gegensatz zur Ritterschaft*) genossen Landhewoliner nicht- 
ritterliehen Standes, welche entweder vom Stadtherm oder von 
dessen Grollen und Ministerialen abhängig waren, nur selten der 
Freiheit von Arrest und I,adung im Stadtgericht’). Oft bezog 
sich ein bestehendes Privileg auch nicht auf die unfreien und 
hörigen Bauern im allgemeinen, sondern nur auf die Bewohner 
eines bestimmten Ortes'). Ward in einem solchen Falle im Sonder- 
gericht des beklagten Bauern Recht geweigert, so trat natürlich 
diLs Stadtgericht ein’), das im allgemeinen überhaupt für Ladung 


Magdeburg Kechtsbezeugung der Schöffen (1.36*.)), Korn S. 215 (niedere 
Dicnstinannenl): Kölner Schied (1258), Klage 16 des Krzb. und Kntsch. 
dazu, Keiitgen Urk. S. 159. 168; Landfr. (1265) 5 und 3, oben S. 67 Anui. 6; 
Kreiberg i. S. Stadtr (1296 — 1307) XLI § 1, Knuisch S. 239. — liber Kon- 
traktagerichtsstand vgl. oben S. .53 .Anm. 3. 

') Vgl. die letzten drei Belege der vorigen .Anmerkung, sowie: Breslau 
Kechtss. für ülogau (1280)4, Korn S. 49 (vgl. dazu über , Landleute“ § 1 
und dagegen Tzschoppc Kinl. S. 210): Brünn Stadtr. (nach 1300) 39, Kößler 
II S. 361; Duderstadt Priv. (1314), Jager nr. 14; Löbau Priv. (1329), 
Tzsehoppe S. 528; Königsfeld Kechtsbrief (1360) 4, tienglcr St. K. S. 225; 
Liegnitz Kechtsniitt. an Karl IV. (1369), Koni S. 218; Perleberg Priv. 
(1403), Riedel 1. III S. 409 nr. 118. Vgl. auch Ege r Priv. (1279) 20, Claupp 
St. K. I S. 192; Freiburg i. U. Haiidf. (1249) 73, v» militis, die in die Stadt 
kouiuien, nur /<•/• imsum scu/Mi arrestiert werden dürfen (tJaupp St. I!. II 
S. 96): l im Stadtr. (1296)28, Keutgcii Urk. S. 193. 

’) Dies wird auch ausdrücklich hervorgehoben: Freienwalde Priv. 
(1.338), Riedel I. XYIII S. 111 nr. 22; N eu-S al z wedel Priv. (1247), Riedel 
I. XVI S. 3 nr. 5; Uörlitz Entscheid, des Königs von Böhmen (1.329), 
Tzsehoppe S. 528: Uelzen Rechtshrief (1371)8, Gengler St. R. S. 496. 

’) Bremen Oerh. II. Revers. (1246) 3, Keutgen Urk. S. 17.3; Marien- 
burg Handfeste (1276) 9 zum Teil (vgl. 6), Gengler St. R. S. 277; Zusiche- 
rung der F'firsten von Wcrlc (1276*, .Meckl. U. B II S. .553; Erklärung der 
Grafen V. Sch werin (1279), Meckl. U. B. II S. 610: Hiepholz Priv. (1318), 
Gengler Cod. S. 759: Paderborn Priv. Best. (1327), Philippi S. 99; Danzig 
Handf. (1378) 3, Gengler Cod. S. 712. 

') Goslar Statuten (1290). Gosl. U. B. II .S. 417; Duderstadt Priv. 
für Obernfeld (1320), Jäger tir. 18; München Stadtr. Buch (1.347) 185, 
Auer S. 71. 

’) Bremen, Werle, Schwerin, Diepholz (s. .Anmerkung 3). 
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und Arrcfil bei Klagen um Seliulil gegen Bauern als zustiindig be- 
trachtet wurde'). 


2. Klagen um (lUt. 

a) Hei Klagen auf bewegliche.s Uiit, .soll e.s bezüglieli des 

< ierielit.s.stande.s einen Unterschied machen, ob mit Anefang oder 
oder ob schliclit geklagt wird. 

Im er.stgenannten Verfahren wird „der Besitz des Beklagten 
vor*) Anstellung der Klage durch das Ergreifen der Sache von 
Seilen de-s Klägers fe.stgestellt“ und dies Ergreifen alsbald vor 

< iericht in rechtsfbmilicher Weise wiederholt; alsdann ist zur Ver- 
handlung und Entscheidung eben das Gericht zuständig, in dessen 
Bezirk die (außergerichtliche) Ergreifung stattfand*). Dem ist 
zuzustimmen. Insbesondere war auch ohne eine weitere V'oraus- 
setzung die Ausübung des Anefangs von Gast gegen Gast gestattet*). 

Für schlichte Klage um Gut soll dagegen nur „das persön- 

') Vgl. die oben S. fiS Anm. 2 angeführten Stellen, sowie ferner bezüg- 
lich der Zul&ssigkeit des Arrests: Mühlhausen Stadtrecht (1230 bis 
1250), Heniuet S. 621; .Altenburg Stadtr. (12.56) 28, Uaupp St. R. I S. 212; 
Breslau Kechtss. für Glugau (1280) 4, Korn S. 49; Frankeuberg Rcchts- 
brief (1294), Kuchenbecker Cod. V S. 183: Wismar Ratswillk. (1306), 
Burmeistcr R. S. 11; Dudorstadt I’ric. Best. (1314), .litgor nr. 14; 
Güldberg l’riv. (1325) 5, Tzschnppe S. 511: Heiligenstadt Willkür 
(1335) 31. 159, Wolf l'rk. S. 10. 28: Göttingen Statut (1354?), Pufendorf 
III .\pp. S. 199; Könlgsfcld Rechtsbr. (1360) 4, Gengier St. R. S. 225; 
Liegnitz Rechtsniitt. an Karl IV. (1369), Korn S. 218; Berleberg Briv. 
(1403), Riedel I. III S. 409 nr. 118; Magdcb. Bresl. syst. Sch. R. II. 2 d. 73, 
Laband S. 51. Bezüglich der Zulfissigkcit der Klage überhaupt; 
Schweidnitz Briv. (1281), Tzschoppe S. 397 ; Brünn Schöffenb. (um 1350) 
108, Rößler II S. 57; Magdeburg Rcchtsmitt. an Karl IV. (1369), Korn 
S. 215; Landfr. der Gebiete zw. Rhein, Lahn u. Main (1265) 3 mit 5, 
Böhmer U. B. I ,S. 122. 

’) I>ics das Rcgebn&ßigc; über Ausnahmen in späterer Zeit siehe 
Planck I S. 836 ff. 

*) Planck I S. 836. 828, auch S. 82, unter Anführung von Magdeb. 
Rechtsbr. für Herzog von Schlesien (1201 — 1238) 8, Laband Rt)u. S. 5, und 
Glogau Rechtsaufz. (1302) 2, Tzschoppe S. 444. In demselben Sinne Stobbe 
Gcrichtsst. S. 445. 

*) Magdeb. Kr. I. 13 d. 1, Bohrend S. 129. Vgl. auch speziell bei 
Anefang wegen gestohlener Sachen: Mühlhausen Stadtr. (1230 — 1250), 
Ilerquet S. 619: Dortmund Stadtb. (1350 — 1400) 63 mit 62, Freusdorff 
S. 83. 82. 
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liehe Oericht des Verklagten“ zuständig gewesen sein')- Freilich 
existierte, darin ist Simon*) zuzustimmen, keine Itegel, fl'« die 
Zuständigkeit für die schlichte Klage lediglich von der Anwesen- 
heit des Streitgegenstandes in dem betreffenden Gerichtsbezirke 
abhängig gemacht hätte *). Aber die schlichte Klage ist ja über- 
haupt von der körperlichen Anwesenheit der Siiche in der Gerichts- 
verhandlung unabhängig. Und es wäre nicht recht verständlich, 
weshalb das Stadtrecht, das Klagen der Gäste unter einander tim 
ausserhalb kontrahierte Schuld zuliell, gerade bei Klagen um be- 
wegliche Habe einen engeren Standpunkt eingenommen haben sollte. 
Um .«0 weniger verständlich, als sich die Klage um Schuld in eine 
schlichte Klage um Gut verwandeln konnte'). — DaIHn der Tat 
auch bei der schlichten Klage um Gut in späterer Zeit ein ähn- 
licher Grundsatz herrschte wie bei den Klagen um Schuld, der 
nämlich, den Schuldner nicht nur in seinem Domizil, sondern da 
zu belangen, w'o man seiner habhaft werden konnte, ist ver- 
schiedentlich bezeugt. So bestimmt einmal das Stadtrecht von 
Celle (1301) §§ 14 und 15; 

Siirlich mail enen tjn»t ang/iricfit uinnw »cult, dene mol 
he wol ujihalden, icnnfe he dal richte hebben miii/he. Umme 
nicht belant gut scal de crone den man htdden, wante deine 
clegere recht geschehe 

Hier ist eine schlichte Klage auf Gut gemeint, die jemand 
(Bürger oder Gast) gegen einen Gast anstellt, welcher außerge- 
richtlich, wie aus dem Zusammenhang mit § 14 folgt, seine Ver- 
pflichtung zur Herausgabe einer Sache oder gar deren Besitz ab- 
geleugnet hat. Die Sache selbst ist überhaupt nicht zur Stelle. 
Sonst würde der Gläubiger gemäß § 30 a. a. 0. das .\nefangsver- 
fahren wählen und nicht den Mann, .sondern die Sache besttten unde 


') Labaml verm. Kl. S. 103, der sich auf Stobbe (Jcrichtsst. S. 445 IT. 
bezieht, wo indessen lediglich von .Vnefang gehandelt wird. S. auch Simon 
S. 56 und 57. 

8. 16 und 17, sowie S. 56 und 57. 

*) Vgl. üben 8. 39 .Vnui. 3: Jf rthus [in Colonia] kibitis. 

•) Vgl. Planck I S. 494. 495 und 836. 837. 

(Jenglcr Cod. S. 480; da.s Stadtrecht stiiunit ini wesentlichen mit 
dem Braunschweiger Ottunianuin (13. .Tahrh.) überein, doch ist gerade 
§ 15 ein dem letztercu unbekannter Zusatz. 
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dar np klaffen'); denn auf diese \\'eise wäre er einmal vor der 
Kntzieliung eines Vollstreekungsubjekts gesclifitzt, zweitens aber 
wäre aucli der Naeliweis der Passivlegitimation des Beklagten, 
nämlich der Nachweis des Besitzes der Sache, sichergestellt®). 

Zweitens aber ist schlichte Klage um Gut in einem dritten 
Gericht voraussetzungslos dem Gast gegen den Gast erlaubt. 
Magd. Fr. II. .ä d. 1 bestimmt, daß man wegefertigen fern wohnenden 
Gästen und ebenso wegefertigen Bürgern soll 

umme ncfiolt und umh varnde habe fftaffis richfen^). 

-\nefang .steht hier nicht in Frage; denn bei Anefang galt 
Oberhaupt die uneingeschränkte Hegel: depn-hmsus in eodem Iko 
rexpnndebit '), und mindestens würde der Ausdruck umb rarnde habe 
auch die schlichte Klage einschließen. Über die Passivbeteiligten 
verhält sich die angeführte Stelle nicht. Sie setzt lediglich Er- 
fordernisse für die Kläger fest, gestattet ihnen aber bei deren 
V'orhandensein wie die Klage um Schuld *), so auch die Klage auf 
Gut gegen jedermann, er sei nun Bürger oder aber Gast. 

Es mag außerdem darauf hingewiesen werden, daß, von den 
möglichen strafrechtlichen Folgen abgesehen®), die Anefangsklage 
für den Gast mit gewissen Erschwerungen verknüpft sein konnte, 
die, hätte ihm in einem auswärtigen Gericht die schlichte Klage 

') Glosse zum SLilU. 111. 23 § 3. Iti dieser .Stelle kommt die spätere 
Entwicklung des Anefangs zum .Ausdruck, die seinen ursprünglich strafrecht- 
lichen (/haraktcr in den Hintergrund treten und ihn als arrestatorischo Maß- 
regel erscheinen läßt ;Planck 1 S. 835—831), 11 S. 370); dazu stimmt Celle 
.Stadtr. (1301) 15 und 30, zusanimongehalten mit Hraunschweig Otto- 
niamim 26. 

*) Celle a. a. 0. 30 und Uraunschweig Ottonianum 26: Letzteres 
schreibt überhaupt, ersteres sobald die .Xnefaiigsklagc auf Diebstahl oder 
Itaiib gestützt wird, üffentliche Verwahrung vor. Im Übrigen läßt Celle 30 
freilich die betreffende .Sache in der Hand des Schuldners, eine Hegel, die 
indessen, sobald letzterer ein Gast war, gemäß dem arrestaturischen Charakter 
des Anefangs nicht zur Anwendung gelangt sein dürfte (s. unten Kap. IV). 

®) Behrend S. 172. 

*) Magdeb. Rechtsbr., oben S. 60 Anm. 3: in eodtm loco — auf der 
Stelle (Planck I S. 828 Anm. 10). 

®) Klage von Gast gegen Gast um außerhalb kontrahierte Schuld im 
Oastgericht: Magdeb. Bresl. syst. Sch. U. I. 26, Labaud S. 11, und über- 
haupt unten Kapitel VI. 

®) Laband verm. Kl. S. 94. 
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gojion einen anderen (Ja.st ofl'en gestanden, ihn des Vorzugs einer 
Verliandlung hantig Initten berauben niflssen. Die Anefangsklage 
war nämlich nicht selten von besonderen Sicherstellungen abhängig 
gemacht, wenn ein Gast sie erheben w'ollte'). 

Die Klage um Gut mullte übrigens, auch wenn sie ohne 
Anefang angestellt war, notgedrungen in ein für beide I’arleien 
fremdes Gericht gespielt werden, wenn diese sich, wie z. B. das 
Magdeburgische Hecht im Gegensatz zum Goslarischen und Ham- 
burgischen vorschrieb, in das Gericht des Geweren begeben mußten 
b) Für Klagen um unbewegliches Gut, um Erbe be- 
stand im Gegensatz zu andern Klagen ein ausschließlicher Ge- 
richtsstand, das forum rei sitae’). .\uch Evokationsprivilegien 
schützten in solchem Falle nicht gegen eine rcchtswirksame Ladung 
in ein auswärtiges Gericht*). Umgekehrt durfte der Eigentümer 
in einem andern (tericht solange nicht um das Erbe angesprochen 
werden, als nicht im forum rei sitae Recht geweigert worden war’). 
Eine Ausnahme bedeutet der Satz des Hainburgischen Stadt- 
rechts: 

. . . Vnde umme erre, dut buten desseme wicbetde be ■ 
legen U, sclud men to rechte körnen an dat richte, dar dat 

') Dafür, dat hl syner kLighe volgtu : Dortmund .Stadtb. (1350 — 1400) G3, 
FronsdorlT S. 83; dafür, daß er die mit Anefang geforderte Sache nicht in 
rechter Fehde (vgl. Laband venn. Kl. S. 77) verloren und deshalb zur .Vn- 
atellung der Klage ein Hecht habe: Hraiinschweig Krweit. Stadtges. 
Sanunl. (1377 — 1380) Ü(!, Hänselmann 1 S. 09. Der Uast soll auch, bevor er 
den .\nefang vollzieht, S(dche Zeugen stellen, die die vermutliche Hcreckti- 
gung des .\netangs versichern (Hraiinschweig a. a. <).). 

’) llieriiber linden sich bei Simon (S. .58—1)15) noch nfihere Ausführungen. 

I’lanck I S. 47 ff., Simon S. 21 ff. — Auch wer sonst privilegirten 
(terichtsstamles war, konnte sich dem (iericht der belegenen Sache nicht 
entziehen (Brünn Schfitl'cnbueh — um 13.50 — 32. bei Rößler 11 S. 17). 
Vgl. oben S. 4. 

*) Siiiioii S. 21. 22 und ferner Straßburg l*riv. Lothars (1129), 
Keiitgen Urk. S. 8, und Oldenburg-Bremen (1243). Khmck 1 S. 258. Nur 
Frankfurt a/M. Stadtr. (1297) 2, Keutgen Urk. S. 188, verlangt zunächst 
Klage in der Stadt und verweist, nachdem dii-s geschehen, den beklagten 
Bürger vor das liericht der belegenen Sache. Wenn Karl 1\'. in einer 
l’rivilegsbestätigung für Köln fl3.5.5), Lacoinblet 111 S. 4.5G, es vcrhictct, 
die Bürger propur posusswnrs aus der Stadt zu evocicren, so sind dabi'i 
jedenfalls Kölner Urundstfieke gemeint. 

’) Kassel Kechtsbest. (1239) G, Gengier Kod. S. 4G8. 
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(jud hdetjen in; it ne teere also, dal il Ij eitle a a se hör ff here 
teeren, den dat guil Io horde: de scliolen beide umme 
(lat ffud hi/r Io rechte körnen'''). 

Diese letztenvahiite Vorsclirift liatte ilire priiten (irüiule. 
Kininal besaß das (Jerieht der Heimatstadt die Möfjlielikeit. seine 
l)eiden (lerichtseingesessenen zur Errtlllung eines Urteils über 
auswärtiges Erbe indirekt zu zwingen, ohne in die Redite eines 
andern (Jeriehts einzugreifen. Zweitens braucliteu beide Bftiger 
nicht den immerhin l)edenkliclien Weg in ein auswärtiges (ierieht 
anzutrefen, wo sie dem Arrest wegen Klage um Schuld ausgesetzt 
waren. Zwar heißt cs, daß im (ierieht der belegenen Sache nur 
auf eine Klage wegen dieser Sache geantwortet zu werden brauche*). 
.\ljer dieser Satz ist lediglich so zu verstehen, daß der Eigentümer 
l)ei andern Klagen einer einfachen Ladung in das forum rei sitae 
nicht zu folgen braucht. Aber einmal kann er indirekt durch 
He.setzung seines (iruudbesitzes ’) zu einem Erscheinen gezwungen 
und zweitens, wenn er um einer Klage auf Erbe willen erschienen 
ist. nach allgemeiuen (> rundsätzen wegen anderer Klagen in Person 
besetzt oder vor (ierieht geladen werden*). 

Nicht zu verwechseln mit diesen bürgerlichen Klagen aut 
Erbe sind Klagen, welche aus einer gegen das (irundstück ge- 
richteten strafbaren Handlung entsj)ringen, ohne daß durcli diese 
— vom Täter gewöhnlich abgeleugnete — Handlung ein Recht 
an dem (irundstück in Ans|iruch genommen werden S(dlte*). Für 
solche Fälle gelten die Regeln vom Gerichtsstände bei stratbaren 
Handlungen. Insbesondere greifen das forum delicti commissi und 
das forum deprehensionis ein. Die Bestimmung des Hamburgischen 
Stadtrechts ; 


') (1270) IX. 7, Lapptnibcrg I S. 51 ; vgl. Kleve (unten S. 74 Anin. 5). 

•) Simon 8. 33. .34. Planck I 8. 79. 80. 

*) Vgl. Planck II 8. 384. 

*) Z. B. schreibt der Landfriedc der Gebiete zwischen Rhein, Lahn 
und Main (12(55;, Böhmer U. B. I 8. 122, in § 3 vor, man solle stets das 
Domizil des Beklagten angehen; in § 4 heißt cs, ilaU bezüglich (unbeweg- 
licher) Bachen jeder Recht geben und nehmen müsse im forum rei sitae, 
und in § .'), daß bei Klagen um Schuld jeder da beklagt werden dürfe, wo 
man ihn antrelfe. 

*) Beispiele für solche Verletzungen bei Planck I 8. 821. 


Digitized by Google 



74 


Mer (lei! en ija/il enen tnixen hnnjhere iri’ddersal an aifnem 
(Jude, dut buten densem udebelde belegben ig, unde wert he 
bgnnen deggcnie wicbelde umnie de suke beclaget, he gehfd eme 
durumme hgr rechtes pleghen ') 

stellt also keine Ausnahme von den Hegeln über das tornm rei 
sitae dar''*), sondern gestattet die gewülinlielie Deliktsklage im 
tornm (leprehensioni.s. Umgekehrt bezieht sieh der Satz des Stadt- 
reehts von Hrünn: 

HVer cerleiehen aurh den selben purejern c:u Brunne, duz 
man sw van iers erwes wegen um ehen'nerlai suche in duz 
Inntgericht aus der stut run den, die dez luntgericktes ainptlent 
sint, schul laden-, dock nein wier cziru such aus: ist duz, duz 
sieh ein pnrger mit unrerhf underwindet eins andern munnes 
erbe oder daz er czuprichet rrecellirh gemcrckt, die ezwisehen 
erb gemuchet sin, umb die ezwai suche mag man sie wol in 
duz lantgericht laden^') 

auf das forum delicti commissi. Bürger, die auf Grund und Boden 
außerhalb der Stadt sitzen, sollen — man sehe namentlich Brünn 
Stadtrecht (D243) 24*) und (131i() 17P) — gewissermaüen auf 
.Stadtboden sitzen und nur vor dem Stadtrichter belangt werden 
dürfen. Begehen sie aber unerlaubte Handlungen gegen ebenfalls 
im Landgerichtsbezirk gelegene Grundstücke ihrer Mitbürger“), 
so können sie dieserhalb ins Landgericht geladen werden, wahrend 
als forum rei sitae das Stadtgericht anzusehen ist. 

3. Klagen um Ungericht und Frevel, 
a) In höherem Grade noch als bei den Klagen um Schuld 
das forum contractus ist bei den Klagen um Ungericht und 
Frevel das forum delicti commissi ein von Natur gegebenes. 

') Oben S. 73 .\mn. 1. 

’) So unrichtig .Simon S. 84. 

») (1292) 157, Rößler II S. 378. 

*) Rößler II S. 351. 

*) Rößler II S. 385. S. auch die Citate für andere deutsche StSdte bei 
Simon S. 30, sovfic Kleve Stadtr. (nach 1424) 95 § 1, ZRG. 10 S. 232. 

“) Ka liegt kein (irund vor, mit Simon S. 29 und 30 aiizunehmen, daß 
hier ausscbließlieh Ausschreitungen von linrgern gegen Grundstöcke von 
Landbewohnern gemeint seieu. 
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Strallaten driin^'on ini (leprciisatz zu Schuldverlialtiiisson stots 
zu ra.Sflier Erlcdiguiif', und zwar da, wo sie begangen sind '). 

Dem Landrecht, nämlich SLdIL III. '2i> § 2 und H, ist das 
erwähnte Forum wohl bekannt, l'nzweifelliaft kann der Verletzte 
bei Ungericht und gewissen Freveln^) nicht nur im Falle der Er- 
greifung des Täters, sondern überhaupt „auf frischer Tat allhier 
die Klage erheben mit der Wirkung der Vcriestung beim Ausbleiben 
des Täters’)“. Dagegen leugnet Planck^), dall das sächsische 
Landrecht bei übernächtiger Klage eine Evokation des abwesenden 
Taters vor das Gericht der begangenen Tat gekannt habe; der 
Verletzte habe vielmehr dem Täter in solchem Falle vor dessen 
ordentliches Gericht folgen müssen, es sei denn, daß er ihn s])üter 
im Gericht der Tat zufällig angetrotlen habe. Aber wenn auch 
zuziigeben i.st, daß SLdK. I (J7 § 1 und III. Iß einmal zu allge- 
mein gefaßt .sind, als daß sie diese verneinende Ansicht wider- 
legen könnten, und daß zweitens in ihnen überhaupt nur die 
Frage im Vordergrund steht, ob wegen Ungericht auch bei nicht 
handhafter Tat verfestet werden dürfe, so s))richt doch gegen 
Planck ein Doppeltes. Einmal dasselbe, was oben’) über SLdIL 
III. 2.Ö §§ 2 und 3 bezüglich des forum contractus gesagt worden 
ist. Zweitens aber, daß bei Klagen um Ungericht u. s. w. die 
Möglichkeit bestand, durch .\ntrag auf Verfestung innerhalb über- 
geordneter Gerichte „die räumliche Wirkung der Verfestung zu 
erweitern“*), sodaß im Gegensatz zu den Klagen um Schuld, denen 
eine Hilfsvollstreckung in einem andern Bezirk als dem des 
Spruchgerichts unbekannt war, ein wirksames Mittet existierte, 
den Beklagten zum Erscheinen im forum delicti commissi zu 
zwingen. 

.\uch dem Stadtrecht ist das forum delicti commissi und die 


■) Vgl. I.öning Kein. Eid S. 34. 

’) (tanz allgemein war bni geringeren Vergehen Verfestung möglich 
im ln hi sehen Hecht (FrensdorlT in: Strals. Verf. Huch S. XXXII). 

’) Planck I S. 74, unter Berufung auf SLdH. I. 70 § 3, I. 68 § 2 und 
III. 9 § 5 . 

*) I S. 74. Anders Hoineyer Heim. S. 58 und 97, sowie Simon S. 96 
(vgl. auch S. 45. 46). 

’) S. 49—51 ; auf S. 49 ist Sl.dU. 111. 25 § 2 und 3 ahgedruckt. 

«) Planck II S. 303 und 304, auch S. 298. 
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Kvokation in dieses Cierieht wohl bekiinnt'). Neben dem furnm 
contraetus wird es in § (! des oben *) genannten kaiserlichen Privi- 
legs von 1173 erwähnt: 

Si ijui» inKrrutuK Juerit mcrailorem rfc inaiori loro ad mino- 
rem, imi>oncns ei alitjuod mahnn, sl i/iierimonüim prosequi 
ndiierit, rererlatiir rum mercafore ad loriim in qun mahnn 
nihi fatetnr esse illatum et coram iitdice iusiiciam consequatnr. 
1‘riiis turnen quam rerertatiir conqurrens, jideiussianem j'aeial 
mereatori, qiiod querimoniam suam in maioei loro prosequi celit. 
tjuam si non Juerit e.rseevtus et de/ecerit servndum ßdeiussi- 
onem pritis factum, mrrratorem pro graramiae per sutisj'aelio- 
nem si/ii condliet. Sed si prius ßdeiussionem mercatori 
de prosequenda querinumia non fecerit, mercatorem non gruva- 
hit, sed in pace di mittet. 

Anzunehmen ist, daß auch liier, wie bei den Klagen um 
Schuld, der Kläger die Hilfe desjenigen (ierichts bei der Evo- 
kation in Anspruch nehmen darf, in dessen Bezirk der Delinquent 
verweilt; andenifalls würde Reclitsweigening des betreffenden 
Oerichts vorliegen. Auch hier ist die Evokation nicht davon ab- 
hängig gemacht, daß handhafte Tat vorliegt. Ebensowenig ist 
das in den zahlreichen Magdehurgischen Quellenstellen der Fall, 
die Simon dafür anführt, daß man in Magdeburg das forum de- 
licti commissi gar als ein ausschließliches betrachtet liabe’), und 
die Planck durch die Unterstellung zu beseitigen sucht, in ihnen 
sei lediglich von Klage auf handhafte Tat die Rede*); 

') S. im allgemeinen l’lanck 1 S. 80 — 82 und Simon S. 97 — 99. Vgl. 
Köln Schied (1258; Klage der civcs 7, Keutgen l'rk. S. 1<>4. 170. 

*) S. 51 bei Anm. 2. 

’) Simon S. 97. 98, namentlich Magdeb. Bresl. syst Sch. H. II. 2 d. 
78 und III, 2 d. 5, Labaiid S. 53. 71, sowie Magdeb. Fr. I. 2 d. 20, 
Bcbrcnd S. 53: .•ll/e ungerichte sal man erst (lagen unde rUhlen in dem geriehte, 
da dy bruehe gesehen, ab man da geruhte bekommen mag. 

*) Planck 1 S. 80 IT., bcs. S. 81 /.ilTer 3. Daselbst legt Planck den an 
Schweidnitz (vor 1100) erteilten Magdeburger Schöffenapruch ((laupp 
Schics. LU. S. 2ß8 IT.) nicht richtig aus. Zwei Schweidnitzer haben einander 
iu Ureslau geschlagen und verwundet; der eine läßt in Breslau seine Wunden 
besehen und klagt dort, der andere klagt in Schweidnitz. Bezüglich des 
letzteren wird entschieden: dal ungeriehte sotde men van reektis wegen habin 
geelaget in deme Hehle tiar i! gesehen waz, aber da kein Uegner vorhanden ge- 
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vielmelir setzt gerade mit Beziehung auf übernächtige Klage 
ein von den Magdeburger Schöffen an Stendal erteilter 
Spruch') die Ausschließlichkeit des foruin delicti commissi*) 


wesen, der rechte Urteile hätte fragen können, so hätten die Schöffen von 
Schweidnitz an ihrem Urteil keine Schuld, l’lanck meint nun, die Schöffen 
hätten wegen Kechtshängigkeit der Sache in Ureslau nicht in Schweidnitz 
richten dürfen. .\ber in Ure.slau hatte der Mann, dessen Klage die Schweid- 
nitzer Schöffen stattgeben, überhaupt nicht geklagt; fulglich lag keine Itechts- 
hängigkeit dieser Klage vor und geben auch die Magdeburger Schöffen 
Kechtshängigkeit nicht zur Kegründung ihres Spruches an. — l>ii-selben 
Hedenken bestehen gegen Planek's .\uslegiing von Magdcb. Kresl. syst. 
Sch. If. II. 2 d. 78. 

') (1333) VII, Kehrend Urt. Buch S. 3ö. 

*) Kin Bürger von Seehausen ist in einem auswärtigen Landgerichts- 
hezirk erschlagen worden; äfs quam äts manncs vader undc brodete undc 

dtdtn Hat claqht in tUr stad to Sthus/n dar he eyn bargher was; de dridde eia (he 
uw/ Up ghesloten (wahrscheinl. = deferre, verweisen) rui/ ordet unde mit r,eh/e. 
DaU dieser dritten Klage nicht stattgegeben wird, ist nach Ansicht der 
Magdeburger dann gerechtfertigt, wenn der (Irnnd, weshalb nicht vor dem 
Gericht der begangenen Tat geklagt zu werden brauchte (van vrnrh/en unde 
lan angheste Ihes unde ghudes), nicht mehr stichhaltig erscheint, nachdem 
nämlich des Mörders Freunde den elegheren tUst ghebaden, dal si aldar queaien, 
se uio/den te veylighen. Dann soll der Kläger sine elagke dar (d. Ir im aus- 
wärtigen Gericht) vu! vuren Letzteres ist nur in der Form möglich, daß 
(anders als die in der Anfrage ausgesprochene Ansicht will) auch im aus- 
wärtigen Gericht wieder zu drei Dingen geklagt wird [unde ist ilal he wal 
de — erste — ebi^he vut vart litre dar de märt g/useen is, doch maeh he de anderen 
— zwei — claghe dar mi ok tvol uulvoren). Behrend Urt. Buch S. 39 mißver- 
steht diese letzten Worte, wenn er meint, auch nach Beendigung des Ver- 
faliretis im auswärtigen Gericht, d. h. nach Frhebung der einen dritten, noch 
aus dem städtischen Verfahren rcstierenden Kinzelklage, dürfe der Kläger 
noch einmal in Seehausen klagen (de anderen e/ag/ie vulvaren). Die Stelle ist 
freilich insofern unklar gefaßt, als sie unter dem Mort elaghe ein Doppeltes 
versteht, nämlich einmal die in jedem einzelnen Termin vorzubringende 
Klage, zweitens die Gesamtheit der drei einzelnen Klagen, welche erst Ver- 
urteilung herbeiführen kann. M'enn Bohrend S, 37 sieh für seine .Auslegung 
auf die Analogie eines bei ihm zum Abdruck gebrachten, 1313 dem Lande 
Lebus erteilten Privilegs beruft, so ist der Unterschied der, daß die dritte 
(einzelne) Klage hier in einem übergeordneten Gericht, nämlich dem mark- 
grätlichcn llofgericht. ungestellt werden darf, während cs sich bei der 
Stendaler Anfrage um zwei unvermittelt neben einander stehende (Stadt- 
bezw. Land-) Gerichte handelt. Mur für den Fall behalten die Magdeburger 
dem Kläger die dritte (einzelne) Klage in Seehausen vor, lassen also insofern 
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fest und bestätigt also ausdrückliidi die Simonschen Auf- 
stellunfjen '). 

Der Vorzufr unliedingter Zust:indij;keit verlilieb dem fbnim 
delicti commissi stets bei solcbeu Ungerichten und Freveln, die 
auf bandbatter Tat geklagt wurden*). Seine Hedeutung trat in 
spaterer Zeit autSerdein namentlich in doppelter Heziehung heiror; 
Kinmal durften da. wo das forum del. comm. bereits seine .\us- 
schlieUlichkeit verloren hatte, Ibirger gewisser Städte kraft be- 
sonderen Privilegs wegen solcher Delikte, die sie innerhalb jener 
Städte begangen batten, nur dort belangt werden*). Zweitens 
unterlagen nicht nur bei handhafter Tat *), .sondern auch sonst 
Angehörige jirivilegierter Stände der Aburteilung durch das Stadt- 
gericht, wenn sie in seinem Bezirke strafbare Handlungen be- 
gingen*), nur dall bisweilen die bhitschcidung kombinierten (le- 
richten fibenviesen wurde'); wenn es .sieb auf beiden Seiten um 
Privilegierte handelte, ward sie ausnahmsweise dem Stadtgericht 
ganz entzogen ’)• 

b) Trotzdem die j)raktische Bedeutung des forum delicti com- 
missi nicht selten durch Anslieferungsverträge zwischen verschiedenen 


i/c trs/t (Oosaiiit-) riafA^ /<> reihte stnn aUt langhe went he liisse (d. h. die auQer- 
lialb angestellte Geaanit-)t/ocAe dar vul togken hebbe , dalJ Leibesiiol dem 
Kläger die Vollziebung dieser letzter« älmteu zweiten Klage von neuem im- 
miiglich marhe. 

') liierfnr nauieutlicb auch llrünn SeliölTenb. (um löäU) Cül, Itüillerll 
S. 275. Uber Kvekation vgl. oben S. 7G bei Anni. 2 und S. 6.7 bei Anm. 
I-C. 

>) Vgl. l’lanck 1 S. 80 -82, Simon S. 100—104. 

*) Hcrliii Priv. (131!l), Kidicin II S. 18. 

*) Kitter: Lechenich (1270) 34, (Jeiigler Stit. S. 241: Hrcalau 
Hechtssätzc f. Ologau (1280) 1, Korn S. 48. Hauern: Priv. d. Fürsten v. 
Wcrlc (127G), Meckl. f. H. II S. 554; Marienburg Handf. (I27G) 9, 
(jengler StK. S. 277; Priv. d. Grafen v. Schwerin (1279), Meckl. ü. B. II 
S. 610: Danzig Handf. (1378) 3, Gengler Cod. S. 712. 

*) KgerPriv. (1279) 21, Gaupp StR. IS. 192; Bautzen Priv.(1282). 
Tzschoppc S. 398; Kügenwalde Kechtsbr. (1312) 14, Gengler StK. S. 388; 
Berlin Priv. (1319), Fidicin II S. 18. 

') Görlitz Entsrh. d. Königs v. Böhmen (1329), Tzsehoppe S. .729; 
vgl. Breslau Priv. (1263), Korn. S. 30. 

’) Eger Priv. (1279) 21, Gaiipp StK. 1 S. 192. 
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Städten und Territorien unterstützt ward geschah ihm, wenn 
audi nicht in so holiein Maße wie dem forum contractus, Abbruch 
einmal durch Evokationsprivilegien. Zwar ward in diesen, 
von handhafter Tat abgesehen, bisweilen die Evokation wegen ge- 
wisser üngerichte gestattet*). Meist aber waren sie ganz allge- 
mein gefaßt-’) und schlossen also, befand sicli der Verbrecher 
einmal innerhalb des privilegierten Gebiets, eine Ladung ins forum 
delicti commissi überhaupt aus’). Eine Ausnahme trat in letzterem 
Falle nur ein, wenn der Verbrecher unmittelbar auf der Ver- 
folgung vom Orte der Tat aus innerhalb des jn-ivilegierten Be- 
zirkes ergrill'en wurde. Dann sollte er der Regel nach beim Vor- 
handensein bestimmter Voraussetzungen*) seinen Verfolgern aus- 
geliefert werden. Freilich Avard diese Vorschrift häutig enriveder 
nicht beobachtet oder vertraglich ausgeschlossen*), .sodaß manche 

') Warliurg Vortr. dor boidvii Städte (133.S), Wi>;aiid IV, 3 S. i'.Kt: 
Ldcn-Ilerg Hündiiis (1361), Lacomblet III S. 511. 

•) Kassel Reclitsbcst. (1239) 2 vgl. 3, (Jengler Ood. S. 468. 

*) Simon S. 102, sowie Dortmund lat. Stat. (1254 — 1250) 22, Frens- 
dorlT S. 31. 

*) Wurden Hnrgcr einer privilegierten Stadt trotzdem evociert, so ver- 
teidigten u. U. deren tieriebtsbehürden das Nichterscheinen im ladenden 
Gericht in eigentümlicher Weise; vgl. .I.G.C. Thomas, der Frankfurter Ober- 
hof. Frankfurt 1841. S. 584. 

*) Di st. VI. 6 d. 4, Ortloff S. 317: /st aier der gewundd, ilas er nuht 
^rvol^en en mac, so sekuUen dy htte votiert mU pßieht, diwiU si yenen amehen, der 
tun frid ^ebroehen hat. Vnd ob er in ein ander ^eriehte ßnhet^ muyen si in da 
gevahen uß' dem ,'ande unde von dem geruhte, das das Volk von dem lande und von 
dem geriehte nicht daezu kumpt, si furen in wol mit in wider. Fluhet er aber ezu 
dorßern oder ezu steten in ein ander geriehte, tla sehol man das gernfte vornuxuen, 
und laden daretu den burgermeister und di bürge r und den rat, den burgersueister 
und die gebur, ob er in dorfern geßohen ist, und alle gute lute, di tuan in der ezit 
gehaben mae, und heisehen yenen heruz ezu rechten geriehte. Den schol ntan in ant- 
xoorten, ob er in der hanthaftigen tat begriffen ist, und bestetigen, daz si dez geezugen 
mugen mit siben mannen, daz si im gevolget haben in der hanthaßtigen tot von irem 
geriehte in das geriehte. So sullen si bürgen seezen vor des mannes xoergelt, ob si 
nuht recht uff' in ervordern Ist es das si in gewinnen mit reehte, so puren si in 
xvider mit in ir geriehte (vgl. .\nm. 6). 

®) Dist. VI. 6 d. 4, OrtlofT S. 318 (vgl. vorige .\nm. 5): Doch ist grosse 
cztoeiunge worden in dem lande hirumb, daz uberge gewalt hindert; wenne ieglieh 
herre, edeltuan, ritter, und stete meinen, xoas ezu irem geriehte kamt, ihiz schölle 
mars in irem gerechten geruhten. Daz spreeh ich xool, was in irem ger'uht begunst 
xvirt; was man aber volget in frischer tat uz einte geriehte in das ander uff ßueh- 
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Striilte sich in dieser Bczieliung durch Itesonderes Privileg') oder 
durch Vertrag*) sicherten. 

Unter diesen Umständen mußte dann da.s forum domicilii 
des Beklagten gegenüber dem forum delicti commissi an Be- 
deutung gewinnen. Wurde der Missetäter in letzterem wegen 
seiner (iasteseigenschaft nicht von vornherein festgehalten oder 
später zufällig angetroffen, so mußte der Kläger ihm in seine 
Heimat folgen: 

ifuicumquf civis I MtuUshtiriengi« in quocunque tudicio e.rlra 
ch'ilatem malefinum aliijuod perpefracerit, nisi ütre el eodem 
loco delentns fueril per iuJicem talem, nere-sxe habehit iude.r 
talis vel ijuilibel conquerens coraiii iudire Lamlixhuelemi iusti- 
liain jioehilarc. ’) 

c) Doch blich die Entwicklung nicht beim forum domicilii 
des Beklagten stehen 

a. M’ie bei den Klagen um «Schuld bewirkte auch hier das 
Bedürfnis, den Beklagten überhaujit da festzunehmen und zu be- 
langen, wo man .seiner habhaft werden konnte daß dem heimi- 
schen Kläger in dessen eigenem (iericht in dieser Be- 
ziehung weitgehende Möglichkeiten eröftiiet wurden. Für den Fall, 
daß der Missetäter hierselbst persönlich erschien, ward 
sogar die Klage auf handhafter Tat, die dem Kläger große Vor- 
teile bot, u. U. vom forum delicti commissi in dieses Forum 
verpflanzt: 

Si aliqiiiji infra vel e.rtra rioiiatem spoliufus, rulnera- 
tus rel oeeUue fuerit et infra terniinoa, in quibux initiriam 
xiiellniiit, ad iudirem proclamarerit, de reo, si comprebensus 
fuerit, debitii ßut iusticia, auf si aufugerit, si postnioduin 
nie, qui lesus est, reuni invenerit, et iniuriam siiani trsHbus 
idoneis se proi-lainasse probare potiierit, tuniquam si iniuria 
recens e.risteret, ei salis/aciat *). 

ti^rn fusze, und gehart damit aho vor besehrehen ist, den sehot man reehte Unzen 
u’iderfarn in yenez berichte, dar sich das belast hat. — llrandenburg-l'oiiiincrn 

I.andfr. (1361), Riedel II. II S. 435. 

') Nordliauscn I*ri». (1349), Fner.stomann l'rk. (icsch. I Urk. iir. 19; 
Stendal Priv. (1349), Kiilitts I S. 2.52 ff. 

■■*) I»a n nenberg-Löbe ck (1273—1274), Meckl. U. R. II S. 470. 

*) Landsbut Ifoditsbr. (I279I 5, (icnglcr StR. S. 234. 

') Magdeburg erzb. Priv. (1188) .5, I.ubaml RQu. S. 2. 
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H.nt also nioht mir dor innerhalb, sondeni auch der aulk'rhalb 
der Stadt verletzte Hflrger das Gertichte innerhall) des Gerichts- 
bezirks der beirantjenen Tat erhoben, ist aber der Schuldiire 
entronnen, so kann er, wenn er spater {poatmodum, d. h. nachdem 
die Tat nbernilehtig geworden, immerhin aber nur eine mäßige 
Frist verstrichen ist®)) den Schuldigen in der Stadt antrifft, ihn 
hier mit Gerflchte beklagen, als ob die Tat unvernachtet sei, 
wolern er nur die erforderlichen Schreimannen zu stellen vermag'). 
— Kntsprechend darf der Hürger auch mit vernachteter Klage 
gegen ilen (^ast Vorgehen, den er in der Stadt antriflt und möglicher- 
weise sofort festgenommen haf). 

?. Nicht .selten ward ähnlich verfahren, selbst wenn der aus- 
wärtige Missetäter Oberhaupt nicht im heimischen Gerichts- 
bezirk des Klägers erschien. Es konnte namentlich auch in 
die.sem Falle im Gericht des Verletzten Klage mit GerOchte wie 
auf frischer Tat erhoben werden: 

Si <jui» ivruni fm-ultatuinoe »uanim ubalienationem rel 
duinjinarionem Hustiniierit iudici ma.rimc rontermino ubi eio- 
lenüam /uihkuii e»t bonMijue hominibm intimabil (dum modo 
amu« sit i>rofifer necenxitutem rite mie). Veniom aufem in ean- 
dem i/ua morutur riritafem coram iudiro super rasu suo cla- 
morem publice suscitabü et si reus inj'rn triduum non rompa- 
ruerit reus proscrihetur et ubicumpie locorum reum post moduni 
comprehenderit si snam proscriptioneni cum se.r inculpatis 
hominxbux probure potuerit reus capitali sententie subiacebit^). 

') Die Meiiimi)' von Kfilins 1 S. 17!), imtor (b>in Au.silruck ex/m civi- 
hUem .soi nur lier ISmlliche SprcnKcl lics Masdet>ur)»t‘r Hnryorafi'n zu vc>r- 
■stohen, ist n. E. unbourflndct. 

’) VrI. Kries S. Kil, Löiiiii)' Kein. Eid S. !!3 .\mii. 28. 

•) Die als .Zciij'on'' bekunden, »sie seien zu der vom Kläger ge- 
machten Walirnebinung imd zu dessen (d. h. zu dem ini auswärtigen Gericht 
erhobenen) <ie.schrei hinzugekonimen" (Lüning Uein. Eid S. 93— !)ß;. 

') Über noch weitergehende Klagen gegen abwesende Gäste vgl. 
unten Abschnitt [i. 

*) tianiburg Stadtr. (1270) IX. 7 und (1292) N. 10, Lajipenberg S. 51 
und 154; vgl. auch schon A ugsbu rg Stadtr. (1 1.56) 31, Keutgen l'rk. S. 92, 
sowie Simon S. 83. 

®) Lübeck lat. Stadtr. (1263) 127, Hach S. 209, in der von FrensdorlT, 
Strals. Verf. Buch S. XIX. initgcteilten Form. 

Itudorff. Kechtsstelluoz der ö 
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Ks ist nicht richtig, wenn Frensdorff) meint, daß in vor- 
steliemler Stelle an ein subsidiäres Tiitigwerdeii des Kihischen 
(iericlits gedacht werde. Wie in dem oben '■*) angeführten Magde- 
burgischen Privileg, so wird auch hier zwar Gerüchte im Geriehts- 
tiezirk der begangenen Tat, förmliche Klage aber prinzipiell im 
(iericht de.s Klägers erhoben, und zwar mit einleitendem (Jerflchte, 
d. h. unter Zuziehung der auswärtigen Schreimannen, sobald der 
Kläger nach Lübeck heimgekchrt ist. .Auch hier gilt die Tat als 
remin, insofern sofortige Verurteilung, d. h. Verfest\ing erfolgt, 
wenn der Schuldige nicht binnen drei Tagen ’) zu seiner Verant- 
wortung in Lübeck erscheint. Indem man später das dem Magde- 
burgischen ad iudicem prorlamare entsprechende iudici nuurime 
rtmtermino boHisijiie hominibus intimure^') fälschlich von einem förm- 
lichen Klagen im auswärtigen Gericht verstand, setzte man, um 
die nunmehr suh.sidiär aufgefaßte Klage im lübischen Gericht zu 
rechtfertigen, die übertlüssigen Worte dum modo augun sit propUr 
necvumtatem vite sue hinzu. 

Ferner wurde iin .späteren Magdeburgischen Kecht*) dem 
Hürger .sogar dann Klage mit Gerüchte und zwar mit auswärtigen 
Schreimannen erlaubt, wenn ihm in fremdem Land ohne .sein 
Heisein durch Kaub Schaden zugelTigt worden war und er sofort 
nach Kenntnis in seiner Heimat.-^tadt Kliure erhob. Vermochte er 
solche Schreimannen nicht alsbald in genügender Zahl zu be- 
.schalfen, so mußte er zu den gewöhnlichen ilrei Dingen mit je 
vierzehn Tagen Frist greifen und durfte erst dann die Verfestung 
des abwesenden auswärtigen Täters beantragen. 

Wie jene (|ualifizierten, so waren auch einfache übernächtige 
Klagen gegen die abwesenden auswärtigen Missetäter nicht nur 

') Strals. Vrrf. IliiHi S. XIX. XXII. XXXIV. 

>) S. .S« Amii. I. 

Niclil; itrei Diiigi'ii. wie Frensdorff will. Die sfx imulpali ht-mints, 
mit denen iler Klüpc die (se. in l.übeek) erfolnte Verfestung in Lübeek 
lind ini liebict des Inbischen Itechts bezeugen .soll, briuirheii nntnrlieh nirht. 
wie fiilsriilicli Krensdorff S. XI.X. XX. anniniint, mit den (aiiswärtigen) 
isclireinianneii identisrh zu sein. 

*) Nicht nur an die iin tiericht (iesesseneii. sondern nainentlieh auch 
an den Itiehler richtete sich das (nnUergerirhtliehe) lierüchte: vgl. I’lanek 
I S. 7(M) 

'■) Magdeb. Itresl. syst. .Sch. li. III. 2 <1. 25, I.aband S. .SO. 
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l)t‘i Vorliiiiidetisein besontlerer Grüiule'), sondoni häufig ganz 
allgemein im Domizil des Klägers gestattet*;, mit der Wirkung, 
daL! hei Nichterscheinen des Heklagten Verl'estung eintrat*). 

7. Wie bei den Klagen um Schuld, so zeigte sich schließlich 
ebenfalls hier, bei den Klagen um Ungericht und Frevel, das 
Hestreben, auch dem (laste nach Möglichkeit zu seinem Rechte 
zu verhelfen. 

Es geschah das einmal in der Form, daß ohne weitere Voraus- 
setzungen sogar bei außerhalb der Stadt begangenen Delikten dem 
(last gegen den (last in der Stadt Recht ges])rochen wurde: 

Welk ghu»t eiten anderen (juxt »rhiddeget in desser stad 
umme enen doetxlarh edder nmine enen moerd, den he buten 
dexxer etad ghedan lieft, unde bekunde de» deghene de be- 
grhiildeghet irorde, unile x/ireke he hadde xtpien openbaren 
cgunt gheelaghen: dat eii iiuich eine nicht heljien-, xunder he 
sad dul beteren nu stut rechte*). 

Im (legensatz zu ihrer früheren Stellungnahme zu Gunsten 
des foriim delicti commissi ist diese weitgeheniie Begünstigung 
der Gäste, wie anderen*;, so auch den späteren Magdeburgischen 
Recht,si|uellen'‘) nicht fremd. Nur freilich ist hier überall voraus- 
gesetzt, daß der zu beklagende Gast auch persönlich in dem 


Magflob. Sehßn'onsiir. «n Sti'iiiial (1333) VII, oben S. 77 .\tiiii. 1 

und i. 

•} Oben S. 43 Amii. 1. 

*) Oergleichcn wiird auch verlraplicb feslgcleKt: Vgl. die Hfind- 
nis.se von Münster, O.snabrück iisw. (IZ4G) und Ourtiiiiiiid, Suest iisw. 
(IZliS), Osnabr. l’. H. II nr. 48(1 bez«. III nr. 382, wo die iiu Uoniizil 
des klaeendeu Hürgers wegen auUerlialb erlittener Delikte nnsges|irorliene 
Verfestnng nach entsprechender Ilotschaft auf die Territorien aller Hiindes- 
genossen gültig erstreckt wird. 

Hamburg Stadtr. (12!)2) X. II, Lappenberg S. 1,54. Festhalten 
des Gastes wegen auswärts begangener Verbreelien wird ebenda X. 10 
vtirgeschrieben. 

') Mühlhansen .Stadtr. (1230—12.70), lleri|net S. (il9; Dortmund 
St.adtb. (13.70— 14tK); (12, FrensdorlT .S. 82, wo die Forderung, liie sechs Folger 
müßten des klagenden Gastes nahure hmtn t,ifr htneJcH sein, die auswärts 
hegangene Tat andelitet. 

*) Magileb. Fr. II. (! il. 1, Mehrend .S. 174: .VIpliab. Saininl. Magdeb. 
SchülTeiisiir. Kap. 89, Wassersehleben S. 31. 

6 * 


Digitized by Google 



84 


(Jerichte des Klag(“orte.s verweilt '). Zweifelhaft dafrefjen er- 
scheint, üb der (Jast auch ge^en den abwesenden (Jast in 
drittem (Jericht wegen auswärts begangener fihemiichtiger Tat 
klagen durlte, mit der Wirkung. daU bei Nichterscheinen Ver- 
festung eintrat. In Ooslar*) war das mit Erlaubnis des Rats 
gestattet, in Magdeburg’) in späterer Zeit anscheinend sogar vor- 
au.s.setzungslos: 

. . tnrl eyn yast yeironi yn euer Stuf undr neyne /runde en 
irey fneren yn eyn andir geeichte unde cltiyil in euerem yerirhte 
nicht, do her yeieoiU iV, do hot her aeyne claye mete vorlnrn 
in euerem geeichte dn her mochte yeeliigit hüben In eyner hant- 
ha/tiyen tot unde hot dor kein unrecht an gethan unde ist 
der nu tot in dem anderen yerirhte dar he ye/urt ist unde 
hat der geclayit czu dreyen dingen so i«1 do recht yetkan. 
Im dor abir gerlayit eyne hanihaf'tiye tuet, So ist euerem burger 
rzu Unrechte, in eyne corjestunge körnen. 

Simons*) Gegenargument, in einem nicht erhaltenen Teil der 
Anfrage müLSten noch besondere Voraussetzungen genannt gewesen 
sein, verlangt nicht, da die Anfrage ebenfalls wortgetreu 7uit- 
geteilt ist’). Natürlich durlle in .solchen Fällen der Schuldige 
nicht IJürger einer mit Evokations])rivileg begnadeten Stadt sein. — 


') Hier wiintf der MisactSter liSiifig zur Sicherheit featgeiinmmen. 
Die Släilte vertrugen sich bezüglich arger Frieden.sbrecher sngar dahin, 
daß nicht mir die Verletzten, aondeni auch deren Freunde den Schuldigen 
in der dritten Stadt aufhalten dürften, bia der Klüger selbst koinine: 
Dortinund, .Soest usw. (I‘2C8), Osn. l'. 11. III nr. 38g; (ioalar, Braun- 
sehttcig usw. (133.'»), Haiberst. II. B. I iir. 443. Vgl. .Absatz II dieses 
Ka|iitel.s. 

») Stadtr. (um 1300) 48,31 bei Oflschen S. 48. 

’) Schötrenurteil 37, Stobbe Beilr. S. 105, 

*) S. 105. 

’) (Jegen Hinion spricht auch Magdeb. Bresl. syst. Sch. K. III. 
’J d. 5, l.aband S. 71, wo bestimmt ist, ein (Ja.st solle gegen einen (Jast 
in dein (iericht zuerst klagen, de dy hmiluiJU tot ynnr gacUt; ob mit Klage 
auf handhaftc’r Tat oder mit vernachteter Klage, ist gleichgültig (anders 
IManek 1 ,S. 81). Kann der (Jast den Schuldigen aus bewegenden (Jrfinden 
ebendort nicht belangen, so steht ihm die Klage nicht nur in seinem, des 
Klägers, eigenem Domizil (so unrichtig Planck I S. 83), sondern in jedem 
dritten t iericht olTen, di ie//c daz uyinant %eedir rcäit. Nur ist in letzterem 
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Su Jiatte das forum depreliensionis, d. h. des Ortes, wo 
der auswärtige Missetäter, vom funun delicti commissi und domicilii 
abgesehen, angetroffen und eventuell festgenommen wurde, mannig- 
fache Erweiterung im Laufe der Zeit erfahren. Insbesondere 
unterlagen ilim häutig auch die Angehörigen privilegierter Stände, 
die in den Bezirk eines bestimmten Stadtgerichts eintraten 

4. Gerichtsstand der Widerklage. 

Ein Gerichtsstand, der den verschiedenen Arten von Klagen 
gemeinsam und zum Schluß noch kurz zu behandeln ist, ist der 
Gerichtsstand der Widerklage’). 

Seitdem das forum arresti und das forum deprehensionis eine 
so große Ausdehnung erhalten hatten, war dieser Gerichtsstand 
von untergeordneter Bedeutung. Die alte Kegel: Scar die man 
recht vordere!, dar sal he rechtes plee/en nnde helpen^), oder: Srar 
die man klaget, dar mut he antwerden, of man np ine klage!'), 
wird deshalb im sächsischen Weichbild’) nicht einfach wiederholt, 
sondern nutzbar gemacht für die Frage, wie es zu halten ist, 
wenn ein Mann seinen Gerichtsgenossen in einem answärtigen 
Gericht belangt. Dies wird zwar, vom Standpunkte der Heimat- 

(lericht Klag« auf handhaftur Tat aiisgcschloascn. — Die liier noch er- 
wähnten Voraussetzungen sind in dem zitierten Schöffenurtcil 37 (oben S. 84 
.\nm. 3) gefallen. 

‘) Bitter u. a.: Breslau l'riv. (1263), Korn S. 30; l’ritzwalk 
Stadtr. (12.56). abgedruckt bei Kuhns II S. 202: Liegnitz Bechtsmitt an 
Karl IV. (1369), Korn S. 218f. — Bauern: Stade Briv. (12.59), l’ufendorf 
III .\pp. V S. 159; (iuldberg Briv. (132.5) 5, Tzschoppe S. 511; Liegnitz 
(1369), 8. vorhin. 

’) S. im allg. Simon S. 37-44, Blanck I S. 72—74 und 80. 

’) SLdB. I. 60 § 3. 

‘) SLdK. III. 79 § 3. Die Meinung dieser Stellen ist, wie Blanck I 
S. 73 bei Anm. 9 bemerkt, die, daß jedem Widerkläger, nicht nur dem 
Beklagten geantwortet werden müsse. Auch Brünn Schöffenbuch (um 1350) 
14, Kößlor II S. 10, scheint in diesem Sinne gefaßt zu sein. Immerhin 
sagt ein Zusatz in Dist. III. 10 d. 4, Ortloff S. 1.54, wo ein Oastbote mit 
versiegelten Briefen kommt und klagt, ausdrücklich das Oegenteil; Nymami 
boiarf er (d. i. der Bote) anders antu'orten von yenes tvegen, wenn den;, von des- 
soeben der mit kuntsehafft siner offen brife geclait hae. 

») Bei Daniels GL S. 103 (X.XVIIl § 1 und 2). 
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stitdt aus, ffir uiizuliissifr und strafbar erachtet'). Oeschieht es 
indessen, so soll der Klücrer ebendort wieder belangt werden dürfen, 
und zwar offenbar irerade von jenem verklagten (ieriehtsgenossen*j. 

Das Recht der Widerklage wurde namentlich insofern praktisch, 
als dem (Jasfc vielfach die Pfliclit erwuchs für seine eigene dem- 
niichstige ,\ntwort Sicherheit zu leisten, .sobald er einen Ein- 
heimischen belangte, ehe dieser selbst den Gast verklagt oder arrestiert 
hatte. Die Verptlichtung des Einheimischen zur Antwort hing dann 
von dieser Sicherheitsleistung ab’). Konnte sie nicht heigebracht 
werden, so miiUte der Gast entweder unverzüglich nach Abhandlung 
der Klage seinerseits antworten*) oder aber die Klage des ein- 
heimischen Hürgers vorgelien lassen’). 

Über Widerklage zwischen Bürgern und privilegierten Stünden 
fehlt es an Vorschriften. Die wenigen, die e.xistieren, sind zudem 
widerspruchsvoll "j. Doch scheint regelmäßig die Pflicht solcher 
Personen bestanden zu haben, im Stadtgericht zu antworten, 
wenn sie daselbst gegen Bürger Recht gesucht hatten'). 


Viertes Kapitel. 

Personal- und Sacharrest. 

I. Zulässigkeit und Zweck des Arrests. 

Grund.satzlich soll sich ein Klüger der Person oder des 
Gutes seines Schuldners — dies Wort in weitem Sinne genommen 
— erst dann bemächtigen, wenn .seine Befugnis hierzu durch 
l’rteil des zustündigen Gerichts ausgesprochen worden ist. (?leich- 

') § 1 a. a. (>. 

’) § 2 a. a. O. 

’) <Toslar .StaiUr. {um 1300), liiiachen 70,8; Froiburg i. V. Uamlf. 
(124!») 11«, (laiipp ,SI. 1!. II S. 102. 

*) I»ist. III. 1.') .1. 1, Ortloir S. 1H4. 

’) Krciburg i. V. llaiidf. (1249) 11«, (iau|i|i 8t. U. II S. 102. 

*) irber Kgor l’riv. (1279) 18 vgl. oben S. «7 .Vmii. «. Kntsprecbctul 
eiitbimbü Hrnnn Scliöllenb. (um 13.50) 14, KölSIer II ,S. 10, den .Vdid von 
der Verplliclitutig, itii Stadtgericlit der Widerklage zu autworteii. 

') Salzweilel Ueeblsbr. (1273), oben 8. «7 .tniii. 6 abgedriickt, sowie 
der von Simon S. 41 ans Hiiolel II 8. 410 .\nm. 1 gebrachte Heleg. 
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<;iUtig ist es (iiinn, ob der Klager unter Zuhflitenahnie ilesj Geriehts 
oder, mit des letzteren Erhuibnis, in eigener Person die Vollstreeknng 
gegen den Sehuldner betreibt ‘i. Unter bestimmten Umständen 
darf indessen jene gerielitlielie Feststellung naclifolgen, der 
Gläubiger sogar ohne eine auch nur vorläufige gerichtliche Erlaubnis 
gegen seinen Schuldner mit Zwang einschreiten. Diese eigen- 
tümliche Erscheinung findet sich namentlich im Stadtrecht, bei 
Klagen um Schuld gegen Gäste, als sogenannter Arrest aus- 
gebildet; doch tritt Entsprechendes auch bei Klagen um Ungericht 
und Frevel, sowie bei Klagen um (iut auf. 

1. a) Des Festhaltens der Person eines (iastes, der Un- 
gericht oder Frevel begangen hat, wird allerdings nur sehr 
selten in anderer als in der Verbindung mit frischer Tat gedachU'). 
.\uch wo diese nicht ausdrücklich genannt ist, läüt die Fassung 
der liuellen immerhin eine ausschlietUiche Bezugnahme auf sie 
oder auch auf den Fall erfolgter Verfestung zu"). Trotzdem muli 
das Festhalten des (iastes wegen vernachteten Ungerichts allgemein 
bekannt gewesen sein*). Es ergibt sich dies mittelbar nament- 
lich daraus, daß der Marktfriede oder ein speziell erteiltes Geleit 
den Gast davor schützen sollen, wegen von ihm begangener 
früherer Strallaten in der betretfenden Stadt festgehalten zu 
werden Damit ist zugegeben, daß der (iast .sonst wegen eines 
Delikts, das er vorher in oder außerhalb der Stadt verübt hafte, 
hatte besetzt werden können“). Wo der Gast wegen Ungericht 


') Vgl. im allgemciiien IManck II 8. '23.1 — 238. 

») 8. l’lanck 11 8. 3(iö und 1 S. 7G5 ff. 

*) Lechenich Keehtsbr. (127!)) 15, (lengler St, 11. 8.241: LHiicUhnt 
Uechtsbr. (127!)) 5, tiengler St. U. 8. 234: llililesheiin Stadtr. (um 13tK)) 80, 
Dnebner L'. K. 1 8.287; Goldborg l’riv. (132.')) 5, Tzschojipo 8.511. 

*) Vgl. Planck II S. 368 — 370. Kino positive .ViiKiiahmo bildet imr 
<ioslar Stadtr. (um 13(KJ). (•öschoii 40. 24 mid 47. 12, wonach ein Gast 
wogen fibernachligen Friedbruchs nur vorgeladen und verfestet, nicht aber 
besetzt worden darf. 

®) 8. unten Kapitol V. 

•) Vgl. z. H. den Wortlaut des Stadtrechts von Odernheiui (1286), 
llöhnii'r Acta nr. 4.54: tjucti in ipsius fori (d. h. eines forum sfpHmimah- nie 
Martis freifuentant/uni) tiif vel loco nultus hominum pro ahqua etutra vet culpa 
antiq ua , nisi forU cotUm die factum navwn emerscrit, quod debile eorriqendum 
deeernimus, possit . . , aliqualiter eonveniri vel q uomodolibet molestari. 
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in Person festfjelialten werden darf’), soll das mit Maßen 
geseliehen — Auch Einlieimische, selbst wenn sie Vollbiirger waren, 
konnten in Lübeck wegen vormals begangenen rngerichts, und 
zwar auch durch (Jiiste, aufgelialten und gefangen gesetzt werden’); 
ein Gleiches mag von Hamburg gelten ‘g wahrend Magdeburg sieh 
ablehnend verhält’). 

b) Derselbe Gegensatz zwischen lübisehem und magdeburgi- 
schem Hecht zeigt sich bei der Behandlung der Frage, ob das 
Gut des Verbrechers besetzt werden dürfe, um ihn zum Er- 
scheinen vor Gericht zu zwingen '‘). Andenvärts wird sie, wie 
in Lübeck, ausdrücklich und zwar gerade bezüglich des Gastes 
bejaht’). Erscheint der Delinquent oder .sein Vertreter bezw'. 

') Köln Schied (1258) Klagc|innktc 16 und 46 des Krzbiscliofs und 
Entscheidungen dazu, Keutgen l'rk. S. 159. 162. 168. 170: Hamburg 
Stadtr. ,1292) N. 10, Lappenberg S. 154: sowie die Schreiben von Bremen 
an Lübeck (1320) und von Harlingen und Norden an Köln (um 1340). 
Lnb. UB. II nr. 393 bezw. Hans. LB. 111 S. 443. 

’) Soest Stadtr. (vor 1200) 21, Keutgen l’rk. S. 141: Stade erzb. 
l’riv. (1259), l’ufendorf 11 .4pp. V S. 159. Die Frage, ob der besetzte (last 
die Haft durch Bnrgenstellung abwenden dürfe, behandelt und bejaht ledig- 
lich das in der vorigen .\nin. erwähnte Schreiben von Bremen, entsprechend 
der 1255 vom breinenschcn Vogt und Kat an die (irälin von Flandern er- 
teilten Zu.sicherung (Ehmck I S. 305). 

’) Lübeck Weist, für Elbing (vor 1300?) B II, Stobbe Beitr. S. 165, 
und zwar, ohne Fluchtverdacht zu fordern. .Anders in letzterer Beziehung 
die lubischruehtliche Bearbeitung der Rechtsniitteilung von Halle an 
Neumarkt (123.5) 6 bei Homeyer Extrav., Labaml Klju. S. 8, die aber 
möglicherweise durch § 34 (s. unten .Anm. 5) der Bechtsmitteilung beein- 
flußt ist. 

*) Obwohl Hamburg Stadtr. (1270) I.\. 8, Lappeuberg S. 153, anders, 
als Planck II S. 386 anzunchmen scheint, zunächst nur Be.setzung wegen 
Schuld im -Auge hat. 

’) Ilallesche Kechtsinitt. an Neuinarkt (123.5) 6 und 34, Laband Kliu. 
S. 8 und 11, läßt Festhalten der Person dos Verbrechers nur bei Flucht- 
verdacht zu. Dieses letzte Erfordernis läßt später fallen sächs. Weichbild 27 
§§ 1 und 2, Daniels <il. S. 10.3. woselbst der Verbrecher indessen zur Bürgen- 
stellung verstattet wird. 

®) Hallesche Kechtsinitt. an Neuinarkt (1235) 6 und 34, Laband K<2u. 
S. 8 und II, sowie lübischrechtliche Überarbeitung dazu (siehe oben 
.Anm. 3). 

’) Bezüglich der Eingesessenen aber verneint: Lüneburg Priv. (1247), 
Doebner Städtepriv. S. 28, und Uelzen Rechtsbr. (1270) 5 und 6, Geiigler 
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F]rbe nicht binnen bestimmter Frist, so verfällt das besetzte (Jut 
der Stadt und dem Richter. 

•J. Bei Klagen >im Gut tritt der Aneläng, das Festhalten 
des Streitobjekts, in den Vordergrund. Doch auch die Person 
des zu Beklagenden kann besetzt werden, namentlich, wenn er 
ein Gast ist'). 

3. Der durch Personal- oder Sacharrest für den Schuldner 
herbeigefflhrte Zwang, sich im Forum der Zwangsgewalt zu ver- 
antworten, und die mittelbar daraus entspringende Folge einer 
Sicherung der Vollstreckung für den (tläubiger war im mittel- 
alterlichen Stadtrecht von besonderer Wichtigkeit bei den Klagen 
um Schuld. Schon oben*) ist darauf hingewiesen, wie Planck 
mit Recht im Personalarrest die ursprüngliche und prinzipale Form 
des deutschen Arrestes erkannt hat. Gerade, soweit es sich um 
.\usbringung des Arrestes gegen Gaste handelt, steht in den 
Quellen schon rein quantitativ der Personalarrest im Vordergründe, 
während, wie gleichfalls oben*) ausgeführt wurde, sich in der 
älteren Zeit noch Spuren eines Verbotes des reinen, gegen Gäste 
auszubringenden Sacharrestes nachweisen lassen. 

a) o. Der Person alarrest gegen Gäste hat zwei Voraus- 
setzungen. 

Voraussetzung ist einmal das Bestehen, wenigstens das be- 
hauptete Be.st eben einer SchuldverbindlichkeitdesGastes. Ob sie 
auch bedingt, oder betagt .sein durfte oder ob sie fällig sein mußte, 
ist gerade mit Bezug auf Gäste nicht ausdrücklich vorgeschrieben. 
Oder, richtiger ausgedrückt, die wenigen Fälle, in denen das 
Ausbringen des Arrestes tatsächlich an die Bedingung der Fällig- 
keit der betreffenden Forderung geknüpft wird'), beziehen sich 

St. It. S, Vgl. dazu Planck I S. 13!) bei .\iiui. 13 mul 14, sowie 

S. 406. 407. 

') S. oben S. 70 und 71. 

z) S. 41 in und bei Anin. 4. 

’) S. 37 und 58. sowie S. 42. 

*) Mühlhausen Stadtr. (1230—12.30), Herquet S. 621 : sa/ iman von 
äime lande emi unsimi bur^cri j^ldi hinnen biseit he den hinne unde iz di tae 
irgen, diu seif geldin rnae he woli ufhntdi mit mi riehteri edir mit sime botin; 
Urcalau Tiechtas. f. tilogau (1280) 4, Korn S. 41); Freionwaldu I’riT. (1338), 
Kiedel I. XVlll. S. 111 nr. 22: eh'itati dedimus ee>nstituJionem , ut quicunqtte 
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auf .solche Gaste, die in näherer Uingehunj; iler Stadt auf d(‘iii 
l,ande, die mit den Hürijern in einem und demselben Territorium 
wohnen. Sidite liier eine He.schräiikun}; der an sieh sreltenden 
Iteffel vorliegen, so möi;en Hücksichten auf die Nähe des Wohnorts 
in gleicher Weise, wie wir das hei anderen Gelegenheiten beobachten 
können'), eingewirkt haben. Als Heyel dürlle, freilich erst für 
die spatere Zeit, anzunehmen sein, dali auch bei noch nicht existenter 
Forderung der (iast fest^ehalten werden konnte. Denn wenigstens 
bezüglich des Sachanestes gegen angeses.sene Kinheimisidie wird 
einmal angedeutet, dali er auch wegen noch nicht fälliger Forderung 
zulässig sei, wofern der Schuldner voraussichtlich zur gericht- 
lichen Verhandlung (wegen Krankheit) überhaujit nicht werde 
erscheinen können ®), 

Als causa arresti ferner genügt, mindestens in früherer Zeit, 
bei Gästen die vom (tlänbiger behauptete (Tasteseigenschaft, der 
Mangel eine.s für sie beim Forum der Zwangsgewalt begründeten 
ordentlichen Gerichtsstandes. Rücksicht auf das in diesem 
Gerichtsbezirk etwa vorhandene, möglicherweise .sogar unbewegliche 
Vermögen des Gastes ist zunächst kein Hinderungsgrund des 
Personalarrestes Es verlohnt sich, zur Erläuterung dieses zweiten 
Punktes die Regeln mit heranzuziehen, die den gegen Bürger 
und ständige Stadteinwohner auszubringenden Personalarrest 
zum Gegenstände haben. 

/Vuch hier natürlich ist erste Voraussetzung das Itestehen 
einer vom Gegner zu behauptenden Schuld'), wobei — wie hier 
ein für alle Mal herx’orgehoben werden mag — es gleichgültig 
ist, ob der (legner ein Bürger oder aber ein (iast ist*^. Die 

vitlanorum terre uchtinha^en , ktrkoxo, xvricnwaidh et txoeryn bona 
fretfutorum civium aceomodtruerit et si termino pe r soltie io nis debito non 
persoiverit et in civitate repertus /uerii, ... ad iudiemm trnhaiur satis/atiemdo 
debilis pro eisdem. Vgl. am*h Hrnnn Stadlr. (iiacli KöÜlor M S. 3tU. 

') ^ S. 5H Aniii. 4 a. K. uml unten KapilvI VI. 

*) Magdub. Frugüii II. *i d. 10, lidireiid S. UJO. 

®) Vgl. aber unten S. 34 f. 

Vgl. oben bei Amn. 2. 

•') Das oinzige p(»sitive Verbot eines von (rasten gegen llfirger auszu- 
bringenden (Sacli-!) Arrestes entlialt Kiseiiacli l*riv. Drii. (1283} 7, (»HUpji 
St. K. I S. 133: tjuod nuUm extraneus nostros äves vei vadimonio seu causa lott' 
vaUionaU aliqua itnpuiptare praesunutt, nisi priiHO eoram nestro villko et scabinU 
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zweite Voraussetzunj;, eine spezielle causa arresti, ist nicht flherall 
•'leicliarti^' ausgebildet worden. Uneiiiffescliränkt war der Personal- 
arrest überall zulässiir, wenn der einbeiiniscbe Sebuldner um seiner 
Verbindlicbkeiten willen tatsäcblieb Veranstaltunfi;en zur Flucht tn»t; 

nulln« civiitm nostrorum fiotest u/ii/uent cone ire m 
mtuin in/ra aäeocatiam occujiiire wl bona eius, nisi ipDf 
xit cauxaoi suam romni adeocato e.recutua, niai i/tse sit prn- 
jufjux'). 

laMli^rlicb die lur laneiero Zeit ins Werk i'esetzte Abreise 
da^'ej'en lieiUt öfters ein nicht zundeheuder (Irund*); mul auch 
da, wo sie ilie Arrestanlape an sich rechtfertigt’), wird diese für 
den Gläubiger zuweilen mit gewi.ssen Fiinschränkungen verknüpft*). 

nostris ipsos in facic iutiiiii ionvfniat. Ab»T 2’> ebenda verbietet «len Arrest 
geffen Bürger allgemein, also auch den eigenen Mitburg«‘rn, iiml (Personal- !) 
Arrest gegen Uäste. den «!ie Burger jedenfalls ausnbten, wird nach 37 
auch den Gästen zugelassen. Stuist linden sich keine .Anhaltspunkt-e dafür, 
daU in der Ausbringung des Arrestes die Gäste hinter den Bürgern zurück- 
gesetzt worden wären. Brauiisch weig Stadtr. (14UI) 78 mit 711, Hänsel- 
mann 1 8. 108, verlangt lediglich, daÜ der Gast den Persunaiarrest gegen 
den (llnchtigeii) Bürger stets mit, nicht, wie «1er Bürger, aucli ane ^trUhu- 
vollfnhre. Vgl. aueli Mag«leb. Fragen II. 2 d. 3a, Behrend S. 

') Hildesiieim Stadtr. (Il* 49) 4!I, Doebiier V. B. 1 S. 105, und (um 
l.'IOO) 40, ebenda S. 283. Vgl. Gikslar Aufs. üb. d. Schultli. Amt (14. dalirli.), 
Goschen 110, 13: Magdeb. Fragen II. 2 d. 20, Bebreiid S. Iü7, und Braun- 
schweig Stadtr. (1401) 7!) um! 78, Hänselmann I S. 108. Auch Saeharrest 
ist in solchem Falle natürlich zulässig tmd, wenn die Flucht gelungen, das 
einzig .Mögliche (s. unten S. 1)8). 

*) Halberstadt Stat. (1370 — 140t)) 35, Haiberst. 1*. B. 1 ur. ö8l>, 
allerdings unter .spezieller Bezi«jhung auf Sacharr«‘St; tht nn unser 

hur^ere enxueeh to^he eJJer emouh teen woldc unde nkhi betalen wotde, dat lu 
seuidiih lotre, wur men des overvundUh wurde, dat he en wech bringen weide,, dat 
he kedde, des i^ut seoltie men hindern liker wis als* cynem i^nste^ id enwere dtnste., 
dat he sek des lederen weide mul rcehte, dat he doreh seulde wilun nirgen teen 
wolde , dat scclde men von eme nemen. Ähnlich inuU in B rau n s eli w eig Stadtr. 
(1401) 70, Hän.scliimnn I S. 108, der Bürger, der seinen Mitbürger auDiiilt, 
alsbaM sveren, dat he yd do donh an^st syner schult, offt de sehuldener des nycht 
wel vmberen alza lan^he went he dat ruhte hebben mo^he. 

®) ICrfurt Stat. (1320), Walch II S. 32, mit spezieller Beziehung auf 
Saeharrest. 

*) Magdeburg Ucchtsmitt. an Breslau (12ül) 31, Kaband Ut^u. 8. 18; 
ist 13 alsa^ daz ein man beteverten oder sines koufes varen teil buzen Itndes, wil den 
jeman hinderen umbe schult, der ne tnath ist tun nieht, her ne mwe nemen sin recht vor 
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Wenn von ilie.scii Fallen einer tatsädiliclien Hegrüiuletlieil 
gänzlichen oder doch längeren Fernbleibens des Schuldners von 
der Stadt abgesehen wird, soll zunächst, wie unstreitig ist, gegen 
Itürger, die mit Eigen und Erbe angesessen sind, kein Arrest aus- 
gebracht'), ein Zwang zur hürgenstellung nicht ausgeübt werden*). 
Denn Mangel bestimmten Vermögens des Bürgers und des stän- 
digen Mitwohners, namentlich auch Minderwert der schuldnerisehen 
Immobilien gegenüber dem Betrag der gläubigerischen Forderung, 
ist ursprünglich kein allgemeiner Arrestgrund. Noch in Freiberg 
heißt es; 

Ut ein iiutn besezsen unde wirf heklait umme sil/>er nnde 
loikent he den, der darf' keinen bürgen netrcti ror diiz recht, 
wen he benezzen ist unde schozzet unde wachet. He darf auch 
nicht keine bewisunge tun. daz he so wol besezzen si, 
als he i in schult gibet, wend he int loikent unde nicht ver- 
wunden ist. Man sal in bescheiden in daz nehiste dinc. 

Hierin liegt zugleich der Nachweis der Unrichtigkeit der von 
Planck*) vertretenen Anschauung, es sei unbedingt „ein jeder nicht 
mit Erbe oder Eigen ansässige Mitbürger für unsicher angesehen 
und daher der Arrest gegen einen solchen ohne eine besondere im 
konkreten Falle nachgewiesene causa arresti zugelassen“ worden. 
Nur das hamburgisclie *) und mühlhausensche *), möglicherweise auch 
das magdeburgische Recht') könnte zur Rechtfertigung herange- 

sime richterc, d. h. der (iliiibiger mulJ, wenn er den .\rrest ausbringt, bereit 
.sein, auf Wunsch des arrestierten Bürgers unverzüglich seine Forderung vor 
dem Richter einzuklagen. Vgl. unten Kapitel VI. 

') Vgl. l’lanck II 373. S. auch oben S. 91 bei .\iiin. 1. 

*) Münster Stadtr. (1221) 47, Keutgen Urk. S. 153; XuUus <reis lr,utus 
in iudicinm pro debitis potut ßdeimserem suo chd. nisi a prindpio posuerit. 

’) Stadtr. (129G— 1307) II § 9, Krmisch S. 41). t'ber die, den ander- 
wärts sog. ständigen Mitwohner mitiunfassendo Bedeutung des Wortes bactun 
in Freiberg vgl. oben S. G .\nm. 5 und S. 12 bei ,\nui. 3 — -5, sowie S. IS bei 
.\nin. 1 und 2. 

•) II S. 373: vgl. unten S. 94 und 95. 

*) Unten S. 94 bei Anni. 2 und 3. 

*) S. unten S. 97 bei Anm. 2. 

*) Kechtsbuch von der (ierichtsverfassung XXVIl § 1, Laband Itt)u. 
S. G8: die, Stelle ist dem vor 12G9 entstandenen Keehtsbueh später, wahr- 
scheinlich erst im 14. Jahrhundert, zugefngt werden (ebimda S. 41 — 47). S. 
auch sächs. Weichbild 34, Daniels Gl. I S. 109. 
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zogen werden. Im Übrigen wird zu Gunsten sogar der einfachen 
ständigen Mitwohiier das, was Lüneburg ') vom Sacharreste sagt : 

rotiiniuJi, i/Hod udriK-atiis nitlli in hac rivitah’ munenii 
boiui xua iM-cupfl fei impediat tillo modo, (juain diu Imtilioin 
jttrere. ridt, 

auch bezüglich des Personalarrestes hüutig ansgesiwoclien, zum 
Beispiel in Braunschweig*), Freiberg*), Goslar ‘) und Brünn'). 
Insofern also ist Meiboms“) Verwerfung unbedingten Arrestrechtes 
des Gläubigers gegen nicht erbgesessene Mitbürger oder Mitwohner 
zutreffend, wenngleich gerade die Stelle der Magdeburger Fragen, 
auf die Meibom sich stützt: 

ei/n unyeivix; man, her trere cy/i ^ast oder ei/n bürger, der 
nirkt stehende erbe enhette noch so eil earnder habe''), 
keine sichere Grundlage dafür abgibt. Denn der ungewisz man 
i.st als klagender Teil gedacht, über die Stellung von Bürgern 
und (Jästen in der Stellung des Beklagten läßt sich aus dem Satze 
also unmittelbar nichts schließen. Jedenfalls aber wird, wenn 
man einen solchen Schluß ziehen will, in der letzterwähnten 
Stelle, gegensätzlich zu den oben genannten“), Nachdruck auf 
eine bestimmte Hrdie und Art des Vermögens iles Schuldners ge- 
legt, die .\usbringung des Arrestes also im Gegensatz zu früherer 
Zeit bereits lediglich auf die Vermutung hin gestattet, daß der 


') Herz, l’riv. (1247), Ddehiier Slädtepriv. S. 28. 

“) Ottunianuin (13. Jalirli.) 15 mit 21, Häiisolmann 1 8.5: Hin Mann 

aus der Stadt, der «».- inert ist (21), sidl im (iegensatz zu dem auUerlialb 
der .Stadt wnlinhaften Schuldner (1.5) erst dann aufgelialten und vor den 
Hichter geführt werden, wenn er drei ordnungsmÄUigen Ladungen nicht 
Folge geleistet hat; cs handelt sich hier also um Zwang gegen den bereits 
l'ngehorsanien (vgl. l’lanck II S. 27ß bei Amn. 8). 

*) Oben S. 92 in und bei .\nm. 3, sowie Stadtr. .X.'CXV ^ 16. 18. Er- 
inisch 8. 220. 221. 

*) Stadtr. (um 1300), Göschen 63, 20: Laien, die sich in geistlichem 
Hause ini;Aeuieiü/ liahrn, sollen vorgeladen (vore Men) vicrien , während ihr 
tlesinde und in ihrer Hand befindliches Gastgut besetzt (hesetUn) werden darf. 

') Schöffenb. (um 1350) 125. Uößlcr II S. 64: s. oben S. 6 .\nni. 5. 

Falsch l’lanck II S. 379, der propriam residentiam al.s eigenen Grundbesitz 
ver.steht. S. auch unten S. 94 Anm. 4. 

•) S. 157 f. 

') II. 2 d. 4, Bchrcnd S. 157. 

®) Oben bei .4nin. 1-5 und 8. 92 bi'i Anm. 3. 
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Srhuhliier infolge mangelnden Verin(')gens, namentlicli mangelnder 
Immobilien, sieb seinem ordentliehen (ieriehtsstande entziehen werde. 

-\m entsehiedensten und frühesten gelangt die erwähnte Ver- 
mutung, vom Mühlhausenschen abgesehen '), in dem Satze des 
Hambiirgischen Rechts zum .Ausdruck: 

<-_//« ifwelih man unhexeten mit erce xrlial bm-yen netten 

ene xelnilt, ife men eine ^ijt Mer ne hecet en man neuen 

bori/m, Xi) xehal de woltbode ene x-'t.ten in dat ijxeren teeiite 
ta deine nei/esten dinge 

desselben Rechts, das, sobald es sich um einen erbgesessenen Voll- 
bürger handelt, nicht einmal den Sacharrest gegen ihn zulätU: 

it ne xeJiat neman unxex borgherx gud bexetüm, de erre 
hecet nnde egen; unde deit dar ieman enboeen, dat schal 
he beteren mit dren /ninden 

.MIgemeiner noch befreit Kleve'l nicht allein den ständigen 
Mitwohner, sondern auch den Vollbiirger nur dann vom Arrest, 
wenn er im (ierichtsbezirk hinreichendes Vermögen (gnet.) besitzt. 
Und von iliesem Stand|iunkt aus ist es schließlich zu erkhlreu, 
wenn nunmehr auch (laste dann vom .\rrest befreit bleiben, wenn 
sie durch geeignete Vermögen.sinassen innerhalb des auswärtigen 
Uerichtsbezirks Sicberheit für ihr Erscheinen zur mündlichen Ver- 
handlung auch im Fonim der Zwangsgewalt zu bieten scheinen. 
Schon eine .so allgemeine Vorschrift wie: 

man sal in kegme gerichle gmande xin legende gud be- 
xee;en inx-h erbe nneh xim- j'urnde habe^ diiegle er e:a sinen 
xehulden domete genug besessen 

braucht nicht nur auf (Jerichtseingesessene bezogen zu werden, 
.ledenfalls aber ist es unnötig, ilen Satz des Hambiirgischen Rechtes: 
ghift en man dem anderen schult umme gelt unde exxehet em 
biirghen to unn hegt de andere also eele ercex bgnnen der xtat 

‘) l’iitrii S. !I7 bi-i Amii. 2. 

*) StaiUr. (1270i IX. 8, l.a|i|M‘nhi-rg 8. 1.73. 

*) Sliiiltr. (I270J l.X. 11, biiiiponbcig S. 1.73: vj;l. unten S. 95 bei .\nin. 1. 
*) Stailtr. Huch (nach 1421) 9fi § 3 uml 4, ZUG. IO S. 234, unit liazii 
9.7 § 1 (ebi'nda S. 232) uml 109 $ 1 (ebenda S. 239) V>>1. »ben S. II. 

*) lüsl. 111. 4 d. 14, OrtliilV S. 144. — Vgl. oben S. 93 bei .Aion. 7. 
wo.selb.st der letzte Itelativsatz auch auf zu beziidien ist, wa.s in iler 
besarl di-s Kod. Hr. : ryn unciieh man, ^as! aJii /'/»-"ve, i/er u. s. tt ., uorll dellt- 
lielier bervurlritt. 
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ahn de srhidt h deinen eine gi/t he en dorff neue horghen 
netten, dirgnghet he ene dar nrer dat schal he beterm mit drgn 
/iiinden ^), 

mit Planck*) lt“(li(;Iicli von erbfiases^cnen Hiirgern zu verstehen, 
ila bezüglicli dieser irgend welclier Zwang überhaupt ausgeschlossen 
bleiben sollte") und ferner auch fiäste in Hamburg in Besitz von 
Krbeigen kommen konnten'). .\uch in Duderstadt sollte der 
Personal- oder Sacharrest gegen riditere. Inecht oder bur nur zu- 
gelas.sen sein, wenn sie in der Stadt kein (unbewegliches?) (Jiit 
besaßen ; 

Welr man in iinseine richte negn gäd enheft, dar man np 
clagen möge, linde egneni unser burgher schiddirh ist, de mach 
en eder sin gut uphalden rar sin ghelt *). 
fl. Als Zweck des gegen Gäste ausgebnichten Personalarrestes 
wiril, wie auch siiäterhin sehr häufig, so schon in alter Zeit he- 
zeichnet, dtm Schuldner festzuhalten, 

i/iioiisipie debitum solrat aut per scntciitiani eradat^), 
donec solrat rel iusiiciain e.rhibeat 
In der Tat scheint dem Schuldarrest ursprünglich ledig- 
lich der (Jedanke zu Grunde gelegen zu hal)eii, den schuhligen 
(iast selbst unbeilingt festzuhalten, um ihn dem (Jerichte 
zur Verhandlung des Streites persönlich vorführen zti können, die 
dann entweder mit der Verurteilung des Beklagten zur Zahlung 
oder mit der .Unveisung der Klage endigte. Daß von vornherein 
ein Anspruch des Klagers darauf bestand, daß der Gast sein Kr- 
scheinen zur Verhandlung durch Bürgen u. dgl. sicher stelle, und 
daß erst, falls der Gast dies nicht gutwillig tat, der .\rrest ein- 
treten und jenen .\nspnich realisieren sollte, ist nicht wahrschein- 

') Stadtr. (f27(b I-X. 12. I,nii|ioiibcrg S. l.O.'l: s. oben S. U-f bei Arno. 2 ii. .'t. 

If S. .m 

S. oben S. bei .‘1. 

.'StioUr. (1270) ,'Viibang .7. l.iippeiiberg S. 72, iiml (12!<2) K. 27, eben- 
da .S. 122. 

.Tilger nr. 14. 

") llriiunscli weig Iteelil des lUgeii (12 .lalirb.) 14, Ki-utiren flrk. 
S. 178. Vgl. dazu 13 niirl Otlnniaimin (l.'l. .lalirli.) I.7. llilnselinaiiii 1 S. .7: 
Mialf he ’nue verbellte e/te reehtrs />lei;e. 

’j I’nrrbiin St.aillr. llewidni. M22.7 2C.) Meekl l'H. I S. 311. 
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lieh. Solion oben ') wurde aiisgcffilirt, wie da,*; Festhalten der 
Person de.s Gastes vornehmlich bezweckte, einen (Jerichtsstand zu 
begründen , der (dinedies nicht vorhanden gewesen wäre. Hin 
Kecht des (jläubigers auf Sicherstellung konnte also begritt'lich 
in solchen Fallen zunächst gamieht bestehen. So erscheint denn 
auch die Sicherstellung, die der Gast mit Hülfe von HOrgen und 
dgl. vorninimt, in der Hegel nicht als des Gläubigers, sondern 
als sein eigenes Kecht, mittels dessen er den Gläui)iger zwingt, 
.seine Person freizugeben. .\usdrücklich wird der Gräfin von 
Flandeni vom Vogt und Hat zu Hrenien vers]»rochen: 

r 'nluntjiniutiiK de Ute vel alia re non in einculnt teneatur, 
si dare eolverit jideiumoreni ydoneuin, vel tot bona habeat ibi- 
dem, i/iiod raleant ei/am emendum, dnmnwdo de hoc constare 
jtoxgit f>er dnoe rieinog hhoh non simiiectos'^). 

Fnd wenige Jahre später rnuU dieselbe Gräfin von Flandeni 
Hamburg gegenüber ausdrücklich bemerken: 

mereutoren Flundrcni<e-t apud Hamburg arrentari non pote- 
runt nee cuptiruri oeraeinne ulienim guerimonie, de (/ua paruti 
fuerint dare ßdeiusxorex sufßrientrn aut pignoru ad valorem i/uerl- 
nionie eomptteiitia ad e.i speetandum ibidem laxticiam xire legem ’). 
l)al.l in der Tat auch noch in späterer Zeit die Sicherstellung 
als ein Recht des (tastes aufgefalit wurde, geht nicht nur aus 
der ausdrücklichen Fassung der (Jiiellen herr’or'), sondern folgt 
mittelbar auch danius, daLl dem beklagten Gast, der arrestierl 
worden ist, ein Gastgericht bewilligt"’) uml als Motiv dieser He- 
vorzugung unterweilen ausdrücklich angegeben wird, dall er keine 
Hürgen für sein Krscheinen im ordentlichen Ding zu setzen im 
Stande sei.®) 

I) S. 41 IT. und S. bb IT. 
ä) iI2.j5), Khmck I S. 305. 

(I21I8)) .1. M. Lappenberg, Hamburg. Urk. Hnch. Hamburg 1S42. 

S. tiOl. 

*) Riga umgearb. .'Stal, (um I3(K); 11.9 1, Napierskr S. 1.54; Ite.-iftzt 

der (ilUubiger den von auswärts kommenden Sebnldner iiiil -.tmlhonte des 
vp^fudes, ursJe spii de wert loven vor de scnlt, dar sal he sie an ghenp'ßien laten, 
also vere alse de wert wisse noeh is. Älinlieh Kleve Stadtr. Ilnch (iiacli 14Z4) 
109 § 1, ZU«. 10 S. 239. 

®) Unten Kapitel VI. 

®) Unten Kapitel VI. 
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Diese Unmfigliohkeit oder doel» große Schwierigkeit, Sicherheit 
zu beschatten, bestand in sehr venninderteni Grade für die eigenen 
Gerichtsgenossen des Klägers. Umsomehr konnte letzterer 
von ihnen, die in ihrem allgemeinen Gerichtsstände zu erscheinen 
von vornherein verpflichtet waren, beim Vorlicgen der nötigen 
Voraussetzungen eine Sicherstellung dieser ihrer Verpflichtung 
unter eventuellem .\rrestzwang beanspruchen. In charakteristischer 
Weise faßt das Stadtrecht von Mühlhausen den Gastarrest als ein 
Festhalten der Person des Schuldners lediglich zum Zwecke 
der Sachverhandlung auf), während es vom nicht beerbten Stadt- 
bewohner heißt: 

Het ein mnn eniin man »in guü zu eime tage, so inviac 
he un eor dimi tage wedir zu phandi noch zu burgin 
getic inge. Kumit abir di Ute wuri unde ist he nicht ein 
bizezzin man, so sal he diz richteris genize, daz he umi 
gebi phant edir phentiinge^). 

Dieser prinzipale .\nspruch des Gläubigers auf Sicherstellung, wie 
er namentlich auch im Magdeburgischen Rechte ausgesprochen 
wurde ^), mußte späterhin, als schon die bloße Anwesenheit des 
tiastes im auswärtigen' Gericht daselbst einen Gerichtsstand für 
ihn begründete*;, auch dem Gast gegenüber Platz greifen. So 
heißt es ausdrücklich in Eger von dem e.vtraneus: 

ubicumque civis debitorem, preterquani in eeclesia, balneo et 
tabema conoenerit, iudejr tenetur »ibi ibidem pro debiti» indi- 
care ipmum ßdeiussoribus cel quocunujue modo certißeando ‘). 
Und im Rechtsbuch nach Distinktionen wird, allerdings nach so- 
eben vorausgegangener Klage des (iastes, dem Widerkläger ver- 
stattet, er möge den Gast 

an der stenden stad bedingstadeln , daz ist, daz he bürgen 
sal seczen, czu deme nesten dinge tcedder zeu antworten , ab 


') Der .\iifaiig der Stelle i.st oben S. 8H Amn. 4 abgedriickt. 

■'*) Stadtrecht (1230—1250), Herquet S. G32. 

’) Magdob. Brcsl. syst. Sch. K. I. 22, Laband 8.9. Vgl. auch Krei- 
berg Stadtr. (129G— 1307) II § 9 mit XX.XV § IG. 18, ErmiscL S. 4G 
bzw. 220. 

*) Oben S. 41. 42 und auch S. Gl. 

‘) Eger Priv. (1279) 19 mit 18, iiaiipp St. R. 1 S. 192. 

Hu dorrt, BechMstolloai der Gäst« 1 
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her (d. ll. der Gast) zett dettte yedinge gesessen ist, daz ist in 
ßr milcn. Had he abir nictu bürgen, unde tnd he einen egd 
dorczu, so muz her zcu hant antworten '). 

7. Eine Trennung des Verfahrens, über die Rechtfertigung 
der erfolgten Arrestanlage einerseits und über die Begründetheit 
speziell der Hauptforderung andererseits ist dem deutschen Rechte 
damaliger Zeit so gut wie unbekannt^. Über beides wird, nament- 
lich auch im sog. gastgerichtlichen Prozeß, zusammen verhandelt 
und entschieden. 

b) Die Voraussetzungen des Sacharrestes gegen Gilste und 
gegen Einheimische unterscheiden sich nicht von denen des 
Personalarrestes. 

Der Sacharrest gegen Bürger uürd namentlich dann betont, 
wenn sie wegen ihrer Schulden flüchtig geworden sind’). Goslar 
hält auch an dieser ursprünglichen Voraussetzung als an einer 
ausschließlichen fest^), während andem'ärts schon die länger dauernde 
Entfernung des schuldigen Teiles genügt, um einen Arrest gegen 
hinterlassene Vermögensstücke zu rechtfertigen ’). .\llerdings werden 
in diesem zweiten Falle so viele Kautelen gegen eine mißbräuch- 
liche Ausbringung und zu Gunsten einer Wiederaufhebung des 
ausgebrachten .Arrestes geschallen, daß der Arrest wegen Flucht 
des iSchuldners tatsächlich sehr überwogen haben muß*'). Im 
Übrigen durften auch hier ständige Mitwohner, wofeni sie keine 


') III. 15 <1. 1, OrtlofT S. lf.4. 

®) Fiinc Art von sofortiger Yonerhaiidlung über die causa arresti 
stellen liöclistens die oben .S. 91 Anin. 2 abgednickten Stellen dar, in denen 
aber Bürger die Arrestierten sind. In Di st. III. 15 d. 1, oben bei 
Amn. 1, handelt cs sich nicht um eine Vcrhandluno über die Vergiilich- 
tung zur Bürgenstcllung, sondern über das Vorhandensein geeigneter 
Burgen. 

’) Magdcb. Bresl. avst. Sch. K. III. 2 d. 6S und 70, Laband S. 69: 
Hörde Rechtsbr. (1340) 9, (Sengler St. U. S. 198; Lünen Rechtsbr. (1341)9. 
T. Steinen IV S. 239. 

*) Stadtr. (um 1300), Göschen 67, 14. Vgl. dazu .Aufs, über das Schulth. 
Amt (14. Jahrh.), Göschen 110, 13. 

*) ln Magdeb. Fragen II. 2 d. 10, Bebrcnd S. 160, wird einmal sogar 
die W'.ahrscheinlichkcit, daß ein Einheimischer wegen Krankheit nicht zum 
Gericht werde kommen können, al.s hinreichender .Arrestgrund bezeichnet. 

“) Vgl. überhaupt Planck II S. 374 — 376. 
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Anstalten zur Rechtsweigerung machten, nicht arrestiert werden 
Und bezüglich der Frage, ob eine bestimmte Art und Grüße des 
Vermögens vor Sacharrest schützte, gilt auch hier in Ansehung 
der Einheimischen wie der Gaste Entsprechendes wie beim 
Personalarrest 

Auch der Sacharrest wurde gegen Gaste ausgebracht, um sie 
zur Verhandlung im Forum der Zwangsgewalt zu nötigen’). Nach- 
dem er zum Zwecke der Begründung eines Gerichtsstandes überhaupt 
zugelassen worden war *), ward hier sowohl ’) wie beim Sacharrest 
gegen Einheimische die Tatsache bedeutsam, daß dieser Arrest dem 
Gläubiger ein Vermögensobjekt verschaft'te, welches einmal den 
(mindestens gegenüber Einheimischen bestehenden) Sicherungs- 
anspruch des Gläubigers befriedigte und ferner die Vollstreckung 
in das Vermögen des Schuldners garantierte. Mit Rücksicht 
darauf ist, wenigstens in den Quellen des l.'}. und 14. Jahrhunderts, 
von einer Aufhebung des Arrestes gegen anderweite Sicher- 
stellung kaum die Rede; ähnlich wie schon im Sachsenspiegel 
dann, wenn der Schuldner in einem begründeten Gerichtsstand 
nicht erschien, ein Verfahren gegen sein Gut Platz grill'®), ward 
der Sacharrest gegen Einheimische und, nach seinem Vorgang, 
der gegen Gäste der Beginn einer Klage des Gläubigers auf das 
Gut des Schuldners, welches Verfahren hier nicht näher darzustellen 


*) S. oben S. 93 bei Anin. 1. 

’) S. oben S. 94 bei .\nm. 3 und 5 und S. 95 bei .Anm. 5. 

*) S. oben S. 95 bei Anni. 6 und 7. Auch beim Rcpressalienarrest, 
d. h. der Wegnahme von Gut aus den Händen der Mitbürger des Schuldners, 
wird der Zweck einer Herbeiführung gerichtlicher Verhandlung betont. Vgl. 
2 . B. Priv. Friedrichs 1. für Flandern (1173), Kculgen Urk. S. 52: iV/A« 
ioci mfreatorihuSf ubi »e^ata est fi iustküi, miferat, dotttf iusticiam comt* 

fuii/ur, <t ob hatte (ausam hei allerhis mtreatores non infes/et, und Vertrag 
/.wischen Köln und Boppard (1252), Ge.ngler Kod. S. 256; poterum (nach- 
dem Recht geweigert worden ist) nostros amstare toaeivis vel pignora nostra 
capere et tenere, que tarnen . . ttnebuntnr^ quousque eonquerenti fuerit satis- 
faeium, 

*) Vgl. oben S. 42, 56 ff., 89. 

®) Hol /min den Rechtsbr. (1245) 14, Genglcr St. R. S. 205: Si achena 
. . res eit'ium aeeomoetaverit et postmoelum reeedens non persoh’eril , ns i/Hus per in- 
dieetn obH^entnr ad restitntionem eornnt^ quibus debitor est, 

®) S. oben 8. 55. 

7 » 


Digitized by Google 



100 


ist*), lleraerkt sei nur, daß Rechtfertigung der Hauptforderung und 
des Arrestes auch liier wie beim Personalarrest '/usainmentiel ®). 

II. Oie Ausführung des Arrests. 

1 . a) Die Ausführung des Arrestes ist grundsätzlich von vorn- 
herein mit einer Mitwirkung des Gerichtes verbunden. 

Der Kläger soll den Gast oder sein Gut cum iu-stitia obli- 
gare, iuridire urrenture, iurü ordine nercaio dcfinere ’). Und 
zwar braucht nicht das zum ürteiltinden vollbesetzte Gericht an- 
gegangen zu werden. Es genügt und ist das Gewöhnliche, sich 
an den Richter allein zu wenden*). Häufig zwar scheint in den 
Quellen der Kläger zu völlig selbständigem Handeln verstattet zu 
werden, wenn es sich um .\rre.st gegen Gäste handelt. Aber ab- 
gesehen davon, daß bei letzteren häufig ohne Weiteres Flucht- 
verdacht begründet sein mochte, ist nicht zu vergessen, daß trotz 
obrigkeitlichen Reistandes immerhin der Gläubiger als der, der 
den Arrest ausbringt, als urresfafor angesehen wurde“); die 
Quellen können deshalb, unter Übergehung jener gerichtlichen 
Teilnahme, lediglich vom Kläger als dem Arrestator reden, ohne 
daß man hieraus auf ein prinzij)ielles Recht desselben, ohne Ge- 
richt vorzugehen, schließen dürfte'). 


') Vgl. Planck II S. 389 ff. 

’) S. oben S. 98 Anni. 2. 

“) Pcnzlin Kcehtsbost. (12G3), Mekl. U. B. II S. 227; Lübeck an 
Frankfurt (1374), Lnb. l’. B. IV S. 247; Verordnung Karls IV. für den 
Krzbiscliof von KOln (1372), Lacomblet 1'. B. 111 S. 622. Vgl. auch die 
Stadtrechte von Lippstadt (1198) 5 und Hamm (1213) IG, Kculgen l'rk. 
S. 148 bzw. 150. 

*) Die .\usdrücke yW/b««, ivnVi/ bezeichnen in dieser Verbindung häulig 
nur den Hichtcr. S. z. B. Köln Schied (12.78) Klagepunkt 16 des F.rzbischofs 
bei Keutgen l'rk. S. 159, und Freiberg Stadtr. (1296—1307) .XXXV. IG 
u. 18, Ermi.sch ,S. 220. Manchmal bezieht sich das Wort auch auf den 
Büttel; vgl. schon Soest Stadtr. (vor 1200) 21, Keutgen l'rk. S. 141. 

') Brünn Schöffenb. (uni 1350) 95, Kölller 11 S. 50. 

Dali da, wo ein solches Recht scheinbar erteilt wird, in Wirklichkeit 
an Mitwirkung des Richters oder des Büttels gedacht ist. ergibt sich häutig 
ans der Nebeneinanderstellung von Bestimmungen derselben oder verwandter 
Rechisquellcn. Man vergleiche Braunschweig Hagen (12. Jahrh.) 14 mit 
13, Hiinselinann 1 S. 2; Lüneburg Stal, (vor 14IX): L und zu L, Kraut 
S. 58. .59, mit Priv. (1247), Doebner Stiidtupriv. S. 28; Freiberg Stadtr. 
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Es sollen vielmehr in Anseliunp des Arrests Ja: gerichte uvde 
eyn rad in wichbilde erkennen, ab i.i mogelieh geein möge'), und 
eine unbegründete Vernachlässigung dieser Instanz zieht Buße an 
den Beklagten, Wette an das Gericht nach sich *). Die Hülfe des 
Richters soll to rechte van ome gheexchet werden’), d. h. der 
Kläger hat — einseitig — alles vorzutragen, w<as- die Besetzung 
in dem vorliegenden Falle gerechtfertigt erscheinen läßt^). Im 
Besonderen bei Klagen um Schuld wird ihm nahegelegt, nicht 
nur das Vorhandensein der Schuld zu behaupten, sondern auch 
sogleich ihre Hohe anzugeben A\^o der Arrest sich nicht gegen 
einen einfachen Gastschnldner, sondern gegen einen von dessen Mit- 
bürgern (Repressalienarrest) oder einen privilegierten Gast richten 
soll, muß neben der Gasteseigenschaft auch die vorgUngige Rechts- 
weigerung im Gericht des Hauptscluildners vorgetragen*), bisweilen 
sogar schon unter vorläutigen Beweis gestellt werden')- 

(1290—1307) XLI § 1 mit XXXV 16. 18 und XXXVI 1. 3, Krinisch 8. 239. 
220. 225; Goslar Stadtr. (um 1300), Güschon 8. 9, mit 65, 25. 68, 39. 
110, 13; Salfcld Stadtbucdi (nach 1300) LVlll mit VII. LX.XVI, Walch I 
S. 28. 15. 33; llrüuii SchOffcnb. (um 1350) 95 mit 389. 391. 392, llöUlor II 
S. 50. 177. 179; Köln Ordnung der Messe (nach 1360) III. IO mit Eidbucli 
(1341) XX. 3, Stein II S. 32 brw. I 8. 47. 

') Hist. III. 4 d. 1, Ortloff 8. 140. 

*) Brannsebweig Ottnnianum (13. .labrli.) 15, Hiinselmann 1 8. 5; 
Mühlhausen Stadtr. (1230—12.70), Herquet 8. 621 ; Salfcld Stadtb. (naeh 
13(X)) LXXVl, M'aleh 1 8. 33; Hameln Keehtsbestätignng (1335), Meinardiis 
8.213; Brünn Schöffenb. (um 1.350) 389 und 392, Rößler II 8. 177. 179; 
Bist. in. 4 d. 1, Ortloff 8. 140; Glogau Rechtsbuch (1386) 486, Wasscisch- 
lebcn Rtiii. 8.59; Braunschweig 8tadtr. (1401) 78, Hänselmann IS. 108. 
Vgl. Hildeshoim Stadtr. (um 1300) 58 a. B., Doebner U. B. I 8. 284; 
Heiligenstadt Willk. (1335) 1.59, Wolf Urk. 8.28. 

’) Goslar Aufs, über das Schnlth. .Amt (14. Jahrh.), Göschen HO, 13. 

*) Entsprechend muß, wer Gut eines nicht anwesenden Gastes besetzt, 
vor Einweisung in dasselbe schwören, daß er ihl also best! hibbc, also he 
van rechte seole (Hildesheim Stadtr. 18 — um 1300 — , Doebner U. B. I 
S. 281). 

*) Magdcb. alphab. Samml. v. Schöffenspr. Kap. 148, Wasserschieben 
8. .50. Vgl. Hildesheim Stadtr. (um 1300) 17, Doebner U. B. I 8. 281, und 
Koblenz .Altes Gcrichtsbuch (1366 — 1424) 19 § 3 a. K., Bär 8. 94. 

’*) Arnstadt Vertr. mit Erfurt (1283), Amst. U. B. 8. 23 (assererel). 

Zusicherung der Fürsten von Werle an ihre w,«?/// (1276), Mcklb. 
U. B. II 8. .5.53; Di st. III. 4 d. 12, Ortloff 8. 144. 
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Rechtfertigen die Behauptungen des Klagers die beabsichtigte 
Arrestanlage, so kann die Mitu"irkung des Gerichts in verschiedener 
Weise vor sich gehen. Entweder begibt sich der Richter per- 
sönlich zu dem Gaste oder zu dessen Gut '), in Begleitung natür- 
lich des Klagers. Oder aber er erklärt lediglich seine Einwilligung 
und beauftragt mit der Ausführung entweder den Büttel*) oder 
läßt den Kläger selbst gewähren*). In Landfriedensvereinigungen 
wird die Gestattung der Arrestanlage bisweilen den besonders 
eingesetzten Landfriedensrichtern übertragen*). 

Der Büttel tritt also in der Mehrzahl der Fälle auf Geheiß 
des Richters in Tätigkeit. Der Klager darf sich aber von vorn- 
herein an ihn wenden, sobald er des Richters nicht habhaft werden 
kann ‘j. Und selbst ohne diese Voraussetzung wird unter- 
weilen ein sofortiges Angehen des Büttels gestattet'), dem dann 
allerdings nicht immer dieselben Rechte zugebilligt werden wie 
dem arrestierenden Richter’). 


') Mnbihausen Stadtr.(1230— 1250), Herquet S. 621; Braunschweig 
Ottonianuni (13. Jahrh.) 15, Hän.^itdmann I S. 5; Holzminden Kecbtsbr. 
(1245) 14, üongler St. K. S. 205: Lnnebnrg Priv. (1247), Doebnnr St&dte- 
priv. S. 28: Brübl Priv. (1285), Lacomblet II S. 474; Bodenwerder Stadlr. 
(1287) 40, üengler Kud. S 246; Goslar Stadtr. (um 13(X)), Güscben 65, 25. 
68, 39. 110, 13. 

*) Freiberg Stadtr. (1296 — 1307) XXXV § 18 und XXXVI § 1, Er- 
niiscb S. 221. 225; Brünn Schöffenb. (um 13.50) m 392, Römer II S. 177. 
179; Dist. III. 4 d. 1, Ürtloff S. 140. 

’) Riga umgearb. Stat. (um 1300) II 9 § 1. 2, Napiersky S. 154; 
Brünn Scbüflenb. (um 1350)389, Rößler II S. 177; Glugau Reebtsb. (1386) 
486, tVasserscblebeu S. 59. S. auch Freiburg i. U. Uaudf. (1249) 73, 
Gaupj) Stadtr. II S. 96: Laudsbut Reebtsbr. (1279) 1, Genglcr St. R. S. 233. 

*) Landfr. für das Gebiet zw. Rbcin, Labn und Main (1265) 9, 
Böbmer U. B. I S. 122. 

*) Goslar Stadtr. (um 1300), Göseben 65,2.5. 68,39. 110, 13: Salfeld 
Stadtb. (nach 1300) XLVIII, Walcb I S. 26. 

') Braunschweig Hagen (12. Jabrb ) 13, Hänseluiann 1 S. 2; Mübl- 
bausen Stadtr. (1230—1250), Herquot S. 621; Lübeck Stadtr. (1263) 49 
und (129II 148, Hach S. 200 bzw. 321: Kleve Stadtr. tnach 1424) 109 
}) 1 und dazu 96 § 3, ZRG. 10 S. 239 bzw. 234. S. auch Soest Stadtr. 
(vor 1200) 21, Keutgen Urk. S. 141. 

■) Freiberg Stadtr. (1296-1307) XXXV §16. 18 und XXXVI § 1, 
Ermiseb S. 220. 225, und dazu Planck II S. 379. 
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b) Abgesehen von dem Fall richterlicher Erlaubnis darf sich 
der Gläubiger grundsätzlich nur dann ohne Beihilfe von Richter 
oder Büttel an Person oder Gut des Gastes vergreifen, wenn er 
dieser gerichtlichen Personen nicht habhaft zu werden vermochte*). 
Aber auch hier soll er sich der Regel nach der Unterstützung von 
Mitbürgern bedienen, sei es eines sei es zweier*), sei es einer 
nicht näher bestimmten Anzahl*); selbständiges Vorgehen bildet 
die Ausnahme *). — In sehr seltenen Fällen nur wird dem Kläger 
grundsätzlich ein Vorgehen gegen den Gast auch ohne Beteili- 
gung gerichtlicher Personen zugelassen. So darf der Gastwirt 
seine Gäste verfolgen *), freilich nur auf der Straße, während er 
die in ein Haus Geflüchteten lediglich mit dem Gericht heraus- 
holen soll. Auch gesetzte, noch nicht übergebene Pfänder darf 
der Gläubiger bisweilen ohne Weiteres den schuldigen Gästen 
fortnehmen’) und in einem Sonderfalle grundsätzlich seinem in 
die Stadt eintretenden auswärtigen ßdeiwtsor aut debitor ohne 

') Nach Magdeb. Fragen II. 2 d. 20, Bebreud S. 1(57, sollen Richter 
oder Bnttcl unter keinen Umständen vom Gläubiger umgangen werden, auch 
wenn der Schuldner ym ent^iUn mohU. .\hnlich für (}äste als Arrestierendc: 
Braunschweig, oben 8. 90 Aum. 5. 

Mühlhausen Stadtr. (1230 — 1250), Herquet 8. 621; Büren Stadtr. 
(um 1300) 26, Genglcr Kod. 8.442; Driburg Reebtsbr. (1345) 11, Uongler 
Kod. 8. 904. 

^ Braunsebweig Hagen (12. Jahrb.) 13, Hänselmann I 8.2; Kleve 
Stadtr. (nach 1424) 109 $ 1, ZRG. 10 8. 239 ; außerdem die beiden oben 
8. 102 Anm. 6 angeführten Lübeckschen Stellen. 

*) Görlitzer Landrecbt (nach 13(X)) XLIV §2, Homeyer Görl. LR. 
8. 209; Hameln Rechtsbest. (1335), Meinardus 8. 213; Dist. 111. 4 d. 1, 
Ortloff 8. 140. 

*) Soest Stadtr. (vor 1200) 21, Keutgen Urk. 8. 141; Freiberg Stadtr, 
(1296—1307) XXXV § 16, Ermisch 8.220; Brünn Schöffenb. (um 1350) 389, 
Rößler II 8. 177: Glogau Rcchtsbuch (1386) 486, M'asserschleben Rt^u. 
8. 59; Salfeld SUdtb. (nach 1300) VII, Walch 1 8. 15. 

®) 8. z. B. Bodenwerder Stadtr. (1287) 39 und 40, Gcngler Kod. 
8. 246, und die Belege bei Meibom 8. 222, woselbst richtig bemerkt ist, 
daß sich dieses Arrcstrecht hauptsächlich gegen Nichtbürger richtete. Viel- 
leicht hing es mit dem Beweisvorrecht der Gastwirte (s. darüber Planck I 
8.442) zusammen. Vgl. auch Freiburg i. U. Handf. (1249) 81, Gaupp II 
8. 97. 

*) Eger Priv. (1279) 20, Gaupp I 8. 192; vgl. auch Lübeck Kod. 
Brokes II. 202, Hach 8. 570. 
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vorherige Zustimmung des Schultheißen Vermögensstücke mit 
Besclilag belegen, wofern nur der Schuldner kein miles aut »acer- 
dos aut hämo reliffionis ist *). 

In allen Fallen, wo der Richter nicht von vornherein beteiligt 
ist, wird der Arrestierte ihm, u. U. auch dem Büttel zuzulührcn 
sein*^. Nur in bestimmten Städten ist vorgeschrieben, daß der 
Arrestierte nicht fortgeführt werden, daß vielmehr das Kommen 
des Richters oder des Büttels abgewartet werden soll’), es sei 
denn, daß der Besetzte sich freiwillig zum Mitgehen entschließt. 
Vor dem Richter hat der Kläger auf eine etwaige Beschuldigung 
des Arrestierten, he hefte on in obermute ufgehalden, d. h. mut- 
mutwilliger Weise ohne vorheriges Angehen des Richters oder des 
Büttels V), diesbezüglich sein Verhalten zu rechtfertigen, d. h. zu 
schwören, daz he daz nicht anders yeenden machte 'J. dat he den 
coghet. noch den bodel nicht hebben ne machte^). Andernfalls würde 
er eine inissetat, eine broke, einen freva! begangen und die darauf 
gesetzte Strafe verwirkt haben’). 

') Krcibiirg i. U. Handf. (1249) 73, Gaupp II S. 9G: vgl. dazu ebenda 
§ 81 wegen der Pflicht nachher anzuzcigeii, <juapropKr mm rttinuit. 

Itraunschweig Hagen (12. Jahrh) 13, Hänsoimann 1 S. 2; Sal- 
fold Sladtb. (nach 13tK)) VII. Walch I S. 15: l>ist. III. 4 d. 1 , Ortloff 
S. 14«: Kleve Stadtr. (nach 1424) 109 § 1, ZUG. 10 S. 239. — Selbst da, 
wo der schuldige Gast ohne Zutun des Vogtes vom Kläger auf eigene Hand 
aufgehalten und alsbald eine außergerichtliche gütliche Einigung zwischen 
den Parteien zu Stande gekutnnien ist, unterliegt dies Verfahren — bei 
Strafandrohung iui Falle der l'nterlassung — der nachträglich einzuholeiiden, 
allerdings nicht zu versagenden Genehmigung des Vogtes (Hildeshcini 
Stadtr. .58 — um 1300 — , l'oebner li. B. I S. 284). S. dazu oben Anm. 1. 

’) Mühlhausen Stadtr. (1230 — 12.50). Herqnet S. 621: Lübeck 
Stadtr. (1263) 49 und (1294) 148. Hach S. 200 bzw. 321; Prciberg Stadtr. 
(1296-1307. XX.W § 16, Ernüsch S. 220. 

*) Hist. III. 4 d. 1, Ortloff S. 140. Um dergleichen möglichst zu ver- 
hindern, wird in Fällen, in denen der Gläubiger auf eigene Hand den Gast 
besetzen will oder besetzt hat, von ihm die Hinterlegung einer Sicherheit 
gefordert, die eventuell als Strafsummc verfallen soll (Heiligenstadt 
Willkür 159, Wolf Urk. S. 28, bzw. Salfcld Stadtb. VII — nach I3(X) — . 
Walch I S. 15). 

») Di st. III. 4 d. 1, Ortloff S. 140. 

®) Goslar Stadtr. (um 1.300), Göschen 65, 25. Vgl. außerdem oben 
.S. 91 .Anm. 2 und S. 98 .Anm. 2. 

llaiiielu Kechtsbest. (133.5), Meinardus S. 213, spricht von einem 
(Mietwu iuiluis (gegen den Hichtei). \\ egen der Strafen s. oben S. 101 .Anm. 2. 


Digitized by Google 



105 


2. a) Arrest darf gegen Gäste in der gantzm f>tad!'\ ausge- 
bracht werden, und zwar niclit nur innerhalb des von der Stadt- 
mauer umschlossenen Raumes, sondern auch uz der stad, cor deme 
Tore, in der Borger Holze^J. Im allgemeinen dürfte sich der so 
beschriebene Raum mit dem städtischen Gerichtsbezirk gedeckt 
haben’); anderwärts aber scheint die äulierste Grenze durch die 
Bannmeile bezeichnet worden zu sein^). Der Regelfall, von dem 
die Quellen ausgehen, ist. daü der Kläger den zu Besetzenden auf 
der Straße trifft und ihn dort, eventuell zusammen mit seinen 
Sachen, namentlich mit Pferd und Wagen, festnimmt oder fest- 
nehmen läßt’). Der Arrest innerhalb der Häuser dagegen wird 
häufig mit besonderen Kautelen umkleidet*). Insbesondere kann 
auch die Besetzung von Gastgut in einem Bürgerhause dadurch 
ausgeschlossen werden, daß der Hauswirt sich verbürgt, sodaß also 
nur dann, wenn es sich um en wöste hus dar nm trirt inne ne 
is handelt, das Gut liker iris alse up der strafen besetzt und 
der Obhut des Gerichts anvertraut weiden kann ’). Im Übrigen 
gewährt aber das Privathaus, namentlich auch das des Privile- 
gierten, den Gästen keinen Schutz vor Arrest"); ein gleiches 

*) Fraiikcnberg i. H. Kechtsbr. (1294), Kucheiibocker V S. 183. 

’) S.ilfeld Stadtb. (nach 1300) L.XXVl, Walch I S. 33; Hciligcnatadt 
Willkür (133.5) 31. 159, Wolf l'rk. S. 10. 28. In Nienburg Freiding' (um 
1400), hatlilef III S. 10(5. werden auf di« Frage: reojtrne Me wn Nienburg 
einen .liuiinm mit Kummer verfolgen mitten, vier bestimmte Punkte außerhalb der 
Stadt nach den vier Himnielsriclitungen aufgeiäblt. 

") infra aitvoenlittm oenepare (Hildesheim Stadtr. 49 — um 1249 — , 
Doebner U. K. I S. 103. mit spezieller Heziehung auf flüchtige Bürger); 
ufhahlin in unsirm stat rechte (Magdeb. Bresl. syst. Scb. K. II. 2 d. 73 bei 
I.aband S. 51). S. auch Dist. III. 2 d. 1, Ortlotf S. 136. 

•) Lechenich Kechtsbr. (1279) 28, Gengier St. K. S. 241. 

*) Vgl. Diepholz l’riv. (1318), Gengier Kod. S. 759. 

") Vlnhlhauscn Stadtr. (1230 — 1250), Herquet S. 621, wo, anders als 
auf der offenen Straße, ein Festhalten des auswHrligen Schuldners mit Hülfe 
lediglich der nniibure nicht schon dann gestattet ist, wenn mau riekter oder 
bote nicht zur Huud hat, sondern er.st, wenn jener unteolM mit grsualt datmin 
ge. S. auch Bodenwerder Stadtr. (1287) 40 und 39, Gengier Kod. S. 246; 
Brünn Schöffeiib. (um 13.50) 602, Küßlcr II S. 276. 

’) Goslar Stadtr. (um 13(K)), GOschen 66, 23. 

*; Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen 63, 20; Köln Ürdu. d. Schöffen- 
gerichts (um 1390) 9, Stein 1 S. .566. S. Straßburg Stadtr. (12. Jahrh.) 32, 
Keutgen l'rk. S. 95. 
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gilt im Allgemeinen von der Herberge, der Taverne und dem 
Kaufhaus 

b) Auch eine zeitliche Grenze ist dem Arrest gegen Gaste 
nicht gesteckt; sie können zu aller zit, iz xi tae oder nacht, be- 
setzt werden 

3. Überall, wo die Person des Gastes besetzt wird und dieser 
nicht freiwillig dem Büttel oder dem besetzenden Klüger vor den 
Richter folgt oder wartet, bis dieser erscheint, kann der Gast nicht 
ohne eine gewisse Kraftanstrengnng fortgeführt bezw. auf der Stelle 
festgehalten werden. Dieser Widerstand verpflichtet ihn zwar, falls 
sich später sein Unrecht herausstellt, zu Wette und Buße und ebenso 
die, die dem Gaste etwa Beistand leisten ’g Umgekehrt aber soll auch 
der Klüger nicht das Maß des erforderlichen Zwanges überschreiten, er 
mac in wnl ujhtilden mit ycwalt an einen daiic zuchtekliche'). Kinem 
Gaste, den ein Bürger ane rertüjet eorebliche, darf der Wirt oder ein 
sonstiger Bürger zu Hülfe kommen, allerdings nur dann, .vo he 
houeechlichii mac^); denn Mißhandlung des besetzenden Bürgers 
wird gebüßt. — Ähnlich ist es beim Anhalten von Gastgut; auch 
hier wird Buße und Wette dem angedroht, der Widerstand leistet 
oder ihn unterstützt*), und Straflosigkeit denen in Aussicht ge- 
stellt, die gewaltsamen Widerstand brechen halfen’). 

4. a) Ist der arrestierte Gast vor dem Richter erschienen, 
so wird es bei Klagen um Schuld und Gut und Frevel im allge- 


') Ulm Stadtr. (12%) 28, Keutgeii l'rk. S. 193; Köln Ordii. d. Schöffen- 
gerichts (um 1390) 9, Stein 1 S. .566. Eine Ausnahme scheint in dieser 
Richtung nur Eger I’riv. (1279) 19 und 18, tiaupp St. R. I S. 192, fest- 
setzen zu wiillen. 

*) Freiberg Stadtr. (1296— 1307) XXXVI § 3, Ermisch S. 225. 
-\hnlich tioslar Stadtr. (um 1300). (iöschen 63. 5, und Dist. III. 2 d. 1, 
Ortb.ff S. 136. 

*) Görlitzcr Landrecht (nach 1300) XLIV §2. Homejer Görl. LR. 
S. 209; Heiligenstadt Willk. (133.5) 31, Wolf l'rk. S. Hl; Kleve Stadtr. 
(nach 1424) 109 §3, ZUG. 10 S. 240. Vgl. Hildesheim Stadtr. (um 1300) 
80, Doebner U. B. I S. 287. 

•) Freiberg Stadtr. (1296 1307) XXXV § 16, Krmisch S. 220. 

®) Nordhausen Zweite Stat. Samml. (1308) 13, Foerstemann X. M. 
III, 2 S. 8. 

*) Dist. III. 4 d. 15, Ortloff S. 145; Kleve Stadtr. (nach 1424) 109 
§ 3, ZRG. 10 S. 240. 

*) Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen 68, 39. 
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meinen sofort zur Verhandlung über die Sache, zu einem sog. 
Gastgericht kommen '). Andernfalls wandert der Gast, wofern er 
nicht durch Bürgen u. dergl. frei wird, in gerichtliches Gewahr- 
sam *). Bei Klage wegen Ungericht (nicht auf frischer Tat) 
existiert kein Anspruch auf sofortige Verhandlung. Hier gelangen 
die Gäste, ebenso wie aufgehaltene cive-i bene heredati, in obrig- 
keitliche Haft’), die häufig sehr willkürlich und grausam ge- 
handhabt wurde*). 

Diese Personalhaft mochte indessen bei alten .\rten von 
Klagen häufig durch die gesetzlich vorgeschriebene Vertretung 
der Gäste durch ihre Wirte ausgeschlossen werden. Es heißt 
mit Bezug auf diese geradezu: 

ifHod itniie(/ui.siji(e ridenl quem hoepitet quod talin sif pro 

quo ipee respondere velit^), 

mdlus debet alium hmqyitare nm oelit reepondere pro eo 
Allerdings sind solche Vorschriften nicht in dem Sinne auf- 
zufassen, als ob der Wirt ohne weiteres von vornherein neben 
seinem Gaste für dessen Schulden und Delikte hafte. Bezüglich 
der letzteren wird eine solche Haftung namentlich bei Vergehen 
gegen Leben und Gesundheit, die Gäste im Hause des Wirtes 
ohne dessen Mitschuld begehen, häufig ausdrücklich abgelehnt’). 

') Vgl. unten Kapitel VT. 

») Preiborg Stadtr. (1296— 1307) XXXV § 18 und XXXVl §2. 3, 
Ermiscli S. 221. 22.'): (trafen von W'crnigcrod« an Ooslar (um 1330), 
Gosl. U. 11. III S. Ö75. S. auch Kccbtsbuch von der Gerichtsverf. 
(Zu.satz nach 1300) XXVII § 1, Lahand Hlju. S. 68, und heznglich des Hc- 
pressalieiiarrestes Vertrag zwischen Boppard und Köln (1252), Gengier 
Küd. S. 256. 

’) Sehiedsspr. zw. den Grafen von Wernigerode und Goslar (1290 
bis 1323), Gosl. U. B. III S. 129: Preiberg Stadtr. (1296— 1307) XXXVI 
§ 2. 3, Erniisch S. 225: Lübeck Weist, f. KIbing (vor 1300) B II. Stobbe 
Beitr. S. 165: Urphedc Üldinghofs an Lübeck (1.339), Lüb. U. B. II 
nr. 690. S. im allg. Planck II S. 368. 369. 

•) S, das Schreiben von Harlingen und Norden an Köln (um 1340), 
Hans. V. B. III S. 443. Vgl. auch das oben Anm. 2 angeführte Schreiben 
an Goslar. 

’) Wismar Bürgerspr. (1344)3, Burmcistor Bürgerspr. S. 1. 

“) Güttingen Statute (um 1344) 21, Ztschr. d. h. V. f. N. S. Jahr- 
gang 1885 S. 149. 

’) Hamburg Stadtr. (1270) XII. 2, Lappeuberg S. 66; Bist. VI. 28, 
OrtlofI S. 334; Glogau Kechtsb. (1386) 291, Wasaerschleben KQu. S. 37. — 
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Wohl aber wird dem Wirte, bei Vb’nnoidung solclier Folgen, iin 
Falle vorsorglicher llesetning des Gastes die |)rozessiiale Ver- 
pflichtung auferlegt, den Gast im (Jerichte zu stellen: 

xi ocaipntum hoxjies xponte abire juTmuxril, pro eo rr- 
gpondebit 

Ob er diese prozessuale Verpflichtung übernehmen will, wird 
anderwärts jedoch in das Belieben des Wirtes gestellt, handele es 
sich nun um Klagen wegen Schuld-) oder wegen Cngericht*). 

h) Ist lediglich Gastgut arrestiert worden, so bleibt es für 
den Fall, daü es sich im Hause Einheimischer befindet, dann mit 
der Verpflichtung zur Aufbewahrung in deren Händen, wenn sie 
ihre Bereitwilligkeit dazu erklären: 

dominus domus, nixi relit, ad rerum interdidarum consir- 
vationein nullafenus obligatur'). 

Eine so strenge Vertretungspflicht wie beim Personalarrest liegt 
also dem Wirte hier nicht ob; er hat jedoch, unter der Voraus- 
setzung, daß er dazu überhaupt in der Lage ist*), sich auf Ver- 
langen darüber zu erklären, ob er die Aufbewahrung der Gegen- 
stände übernehmen wolle*). Gibt er eine bejahende Erklämng 
ab, so wird er nur dann von seiner Haftung frei, wenn er die 

Bei dieser Gelegenheit sei darauf hiiigcwicseu, daß sich in den stadtreeht- 
lichen (Juellcn Norddent-schlands rnr I4CX) nichts von jener privatrecht- 
lichen Haftung des Wirtes gegennher seinen Gästen für solchen Schaden 
findet, den diese durch Verlust ihres Eigentums u. s. w. in seinem Hause 
erleiden; in Snddciitschland enthält lediglich das Stadtrechtsbuch von Fre i- 
siug (um 1328) 70. 71, Maurer S. 320. 321, eine derartige Haftpilicht, bei 
deren Erörterung zwischen speziell auvertrauten und lediglich eingestellten 
Sachen unterschieden wird. 

■) Altenburg Stadtr. (12.Ö6) 28, tiaupp St. It IS. 212. Vgl. StraUburg 
Erstes Stadtr. (12. Jahrh.) 32, Keutgen l'rk. S. 95. 

*) Riga Umgearb. Stat. (um 13(X)) II 9 § 1. 2, Napiersky S. 154. 

*) Braun schweig Stadtr. (1401) 78, Hänselmann I S. 108. 

‘) Brnnii Schöffeub. tum 1350) 391, Rößler II S. 179: die Stelle fahrt 
fort: « a$Oem ipsi hospiti (sc. dem Wirte) iiu, mius res sunt interdktae, ist ex- 
pensis vel in debitis vel istis \onsimilibtts ifb/ipatur, pro talibus res interdütas scr- 
vare potcrit de ipsis pri neipaliter suum debitum extorsurus. 

Üies ist z. B. nicht der Fall, wenn sich der Wirt auf Reisen u. dgl. 
befindet: Di st. Ul. 4 d. 11, UrtloiT S. 143. 

®) Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen 66, 6; Dist. 111. 4 d. 11, 
Urtloff S. 143; Brauuschweig Stadtr. (1401) 78, Hänselmann 1 S. 108. 
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('pwiillsame Entfernung der Sachen zu beweisen im Staude ist’). 
Ein gleiches gilt, wenn er absichtlich die Abgabe einer Erklärung 
hintertrieben hat’). Will er sich dagegen auf die Verwahrung 
nicht einlassen, so muß er die Sachen aii das Gericht oder den 
Klager sofort ausantworten ’). Ihr Verbleib in seinem Besitz geht 
auf des Klägers Gefahr*), dem der Wirt im Falle des Sieges die 
Sachen auszuantworten hat, ohne dem Gaste dafür zu haften’). 

Gibt der Wirt das bei ihm arrestierte Gastgut heraus oder ist 
er verhindert, eine Erklärung abzugeben, oder wird das Gut von 
vornherein unter dem Schuldner selbst oder sonstigen Gästen, z. B. 
Leuten des Schuldners, aufgehalten, so soll es grundsätzlich bis zur 
Verhandlung oder Erklärung — falls diese nicht sofort stattfindet 
— in gerichtliche Verwahrung gebracht werden: 

hegfczt der richter adder der hotel gud in eyme huse und 
der wert nicht kegenicertig wer . . ■ , »o »al der, der w besaczt 
had, daz gud /tewaren, bis dnz der wert zcu huse kempt^), 
ti tempore interdicli nuntiis iudicis dicit (sc. domintis domus), 
quod res interdictas nolit custodire, iudex ipsas in suam reci- 
piat custodiam interdicenti de ijisis iu.rta suam querinwniam 
de iustüia procisurus‘‘). 

Bisweilen scheint jedoch auch dem besetzenden Bürger ein Auf- 
bewahrungsrecht zugestanden zu werden’), — Verderbliches oder 


■) Uoslar Stadtr, (um 1300), Höschen 67, 1; Dist. III. 4 d. 10, Ort- 
lolT S. 143. Vgl. Planck 11 S. 381 in und bei .\niii. 17. 

’) Bist. III. 4 d. 11, OrtlolT S. 143. 

’) Goslar Stadtr. (um 1300), Oöschen 66, 6: Brünn Schöffenb. (um 
llöO) 391, Rößler II S. 179. 

*) Goslar Stadtr. (um 1300), (iöschen 66, 6. 

’) Dist. III. 4 d. 4, Ortloff S. 141. 

”) Dist. 111. 4 d. 11, Urtloff S. 143. 

’) Brünn Seböffenb. (um 1350) 391, Rößler II S. 179. S. ferner 
Magdeburg Alphab. Samml. v. SchöHcnspr. Kap. 305, Wasserschlebcn S. 91 ; 
Frankfurt a/.M. Priv. Karls IV. (1376), Lünig IV, Coiit. S. 591; sowie 
wegeu Repressalienarrest Vertrag Boppard-Köln (1:152), Gengicr Kod. 
S. 256. Im allgem. vgl. Planck II S. 382. 383. 

®) Stend. Urt. Buch (1333; XXII § 1. Allerding.s ist hier der Fall sehr 
besonders gelagert — vgl. Behrend Urt. B. S. 93 Anm. a — , sodaß man 
kaum mit Planck II S. 383 schließen darf, eine derartige Überantwortung 
sei psehr häufig“ gewesen. 
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lebendes Gastgut darf), ja muß’), eventuell unter Zustimmung 
der Erben und des Gerichts’), verüußert werden. Der Erlös kehrt 
in die bewahrende Hand zurück*). 

5. Die Benachrichtigungen, die an den Gast ergehen, in 
dessen Abwesenheit Gut be.setzt wurde, sind bereits Bestandteil 
des Einweisungsverfahrens und deshalb hier nicht zu behandeln. 

Zu erwähnen dagegen ist, daß noch vor Beginn des Ein- 
weisungsverfahrens, vor Anfang der Verhandlung zur Sache, eine 
Wiederaufhebung des Personal- wie des Sacharrestes 
stattfinden kann. So z. B., wenn sich gewis.se Voraussetzungen 
des Arrests sofort als nicht gewahrt herau.sstellen ’); namentlich 
aber, wenn der Klüger seiner Verpflichtung, seine Forderung und die 
Ausbringung des Arrestes alsbald vor Gericht zu vertreten, nicht 
nachkommt und infolgedessen der Gast einseitig die Aufhebung 
des Arrestes beantragt, nachdem er den Besetzer zur Verhandlung 
hat auffordern lassen. Diese Aufhebung kann entweder unmittel- 
bar nach geschehener erfolgloser Ladung®) oder aber binnen be- 
stimmter kurzer Frist danach ') stattfinden. 

Kleve Stadtr. (narb 1424) 110 § 5 u. 7, ZRß. 10 S. 241. 

’) Magdeb. .\lpbab. .'Samml. von Scbdffenspr. Kap. 305, Wa.scberscb- 
leben S. 91. 

>) Diät. III. 4 d. 4, Ortloff 8. 141. 

*) Dist. III. 4 d. 4, OrtloH S. 141; Frankfurt a M. Priv. Karls IV. 
(1376), Lfinig IV. (’ont. S. 591. In IHst. wird das Gut verwahrt und event. 
verkauft, nicht vom Kläger, sondern vom Hauswirt. 

^) Vertrag .krnst adt - Erfurt (1283), Ariist. l'. U. 8. 23: Sofortige 
Aufhebung des Kepressalicnarrcstoa, wenn der Kat der andern Stadt schrift- 
lich versichert, daß daselbst dem Kläger Recht gewährt worden sei und 
fernerhin gewährt werden solle. 

‘) Goslar Stadtr. (um 1300), Göschen 66,3,): I'ist. III. 4 d. 9, Ort- 
lolT S. 143; Koblenz altes Gerichtsbuch (1.366 — 1424) 19 § 3, Här S. 94. 

’) Goslar Stadtr. (um 1300). Göschen 66,35; Dist. III. 4 d. 9, Ort- 
loff 8. 143; Lnneburg Stat. (vor 1400) L, Kraut 8.58. Die hier überall 
festgclegtc Frist von einem Tage kann nach Goslar a. a. 0. sogar noch eine 
Verlängerung erfahren, wenn zur Zeit der Ladung der Besetzer nicht inner- 
halb der Stadt weilt: diese Verlängerung wird in Dist. a. a. 0. ausdrücklich 
zurückgewiesen mit der Begründung: wen do man is besaezle , da uw/e her 
(sc. der Kläger) wo!, daz man deme beeactlen gute zat band mJde folgen mit reehte 
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Fünftes Kapitel. 

Marktfriede und Prozeßgeleit. 

Die allgemeine Geltung des forum arresti und deprehensionis, 
die weitgehende Möglichkeit Gäste aufzuhalten, erheischte not- 
wendigerweise gewisse Einschränkungen '). 

I. Eine Einschränkung allgemeinster Art war der sogenannte 
Marktfriede. Unter seinem Schutz durften die Gäste und ihr Gut 
nicht aufgehalten, ja es durften die Fremden nicht einmal vor 
Gericht geladen und beklagt werden. In dieser höchsten Aus- 
bildung erscheint der Inhalt des Marktfriedens seit etwa dem 
13. .lahrhundert. Wie weit er sich indessen im einzelnen Fall 
räumlich erstrecken sollte, und ob sein eben geschilderter mate- 
rieller Inhalt auch schon in älterer Zeit der gleiche wie späterhin, 
ob er namentlich auf .lahr- und auf Wochenmärkten derselbe ge- 
wesen, darüber herrscht nicht vollständige Klarheit. 

1. Was zunächst die Frage des räumlichen Wirkungs- 
bereiches anlangt, so faßt ßietschel seine, auch von anderen 
Schriftstellern*) vertretene Anschauung dahin zusammen: „Der 
Theorie nach sollte dieser Marktfahrerfriede für alle Besucher 
des betreflenden Marktes im ganzen Reiche Geltung haben; 
tatsächlich mußte er sich auf die nächste Umgebung des 
Marktes beschränken“*). Dem wäre zu entgegnen, daß in Wahr- 
heit dieser Gegensatz zwischen Theorie und Praxis in älterer 
Zeit nicht vorhanden war, weil der Marktfahrerfriede ur- 
sprünglich gar nicht ohne Weiteres für das ganze 
Reich gelten sollte. Wohl aber bestand ein anderer Gegen- 
satz. Die räumliche Erstreckung des Marktfahrerfriedens über 
den Marktort hinaus war nämlich der Kegel nach eine ver- 
schiedene, jenachdem es sich um einen Jahr- oder um einen Wochen- 
markt handelte; .sie stand in enger Wechselbeziehung zur 
zeitlichen Dauer der einzelnen marktlichen Veran- 
staltung. 

') Eine Reihe von ihnen falSt zu.sammen Kleve Stadtr. Buch (nach 1424) 
109 § 1, ZRG. 10 S. 239. 

*) Vgl. V. Below S. 9.Ö. 9ü; Waitz VII S. 378; wohl auch Schröder 8. G2ä. 

*; S. 209. 


Digitized by Google 



11-2 


Es sei gestattet, zum Nachweis der Richtigkeit dieser Auf- 
fassung zuvörderst an Rietscliels ’•) Darlegung zu erinnern, daß 
der in den Marktprivilegien der deutschen Könige seit dem 
10. Jahrhundert auftretende haiinus nicht die Verleihung der ötTent- 
lichen Gerichtsharkeit bedeutet. Die Hannleihe gibt vielmehr dem 
Marktherrn die Befugnis, unter Königsbann einmal die Markt- 
abgaben zu erheben, zweitens das ihm meist schon auf Grund 
der Immunität zustehende, evtl, ihm noch besonders verliehene 
Marktgericht zu halten, insbesondere Verletzungen der Markt- 
besucher mit dieser hohen Strafe zu ahnden. Gerade diese sollten 
wegen ihrer Teilnahme am Marktverkehr in mndo, commnrando ef 
redfiindo einen durcli .\ndrohung des Künigsbannes gewährleisteten 
Frieden (pa.r) genießen: 

mercatum omni die leyitimum comtrui conressimns et om- 
hibw quidem eundem mercatum inquirentibus pacijicum 
aditum ac reditum nostri imperialig bannt distric- 
tione firmiter Hand muti.*) 

Die Formel, unter der den Teilnehmem am Marktverkehr der 
Friede erteilt wird, lautet in den Privilegien seit dem 10. Jahr- 
hundert der eben zitierten Freisingschen fast durchweg vollkommen 
gleich. Es macht also — anscheinend wenig.stens — keinen 
Unterschied, ob der Friede einem Jahrmärkte’), einem Wochen- 


') S. 195-200. 

’) Frcisiiig Priv. Ottos III. (99G), Keutgon Urk. S. 30. Vgl. ferner 
Uietsehel S. 202 und die Belege ebenda S. 203 Amu. 't bis 12. sowie außerdem: 
Salzburg Priv. Ottos III. (99C), MO DI) II, 208; .Andlau Priv. Heinr. II. 
(1004), MO DI) III, 79; Magdeburg und Bremen Priv. Konr. II. (103.Ö), 
Keutgen l'rk. S. 32. 33; Kölbigk Priv. Konr. II. (I03G), Mon. Bo. XXIXa 
S. 49: Priv. Heinr. III. für Krzbiscliof von Mainz (1049), Budman S. 200; 
Wasserbill ich Priv. Heinr. III. (10.ÖG), Mittolrh. U. B. I S. 40j. 

’) Würzburg Priv. Kunr. II. (1030). Mon. Bo. XXIXa S. 30; Donau- 
wörtli Priv. Konr. II. (1030), Keutgen l'rk. S. 32 : Magdeburg Konr. II. 
(103.3), Keutgen Urk. S. 32 : Bremen Konr. II. (103.3), Keutgen Urk. S. 33: 
Kaufungen Heinr. III. (1041), Stumjif nr. .30: Essen Heinr. III. (1041), 
Lacnmblet I S. 109: Verdun Priv. d. Bischofs (1082), Ualinet III S. 78 : 
Metz Priv. d. Bischofs (1090), Calmet II S. 245, und (1130), Hist, de Metz 
111 8. 110; Sch« iibiscli-Hall Priv. d. Bischofs (115G), Wirt. U. B. II 
S. 103: Aachen Friedr. I. (IIGG) 3, Keutgen Urk. S. 38. 
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markte ') oder einem Markte zu Gute kommen soll, dessen einzelne 
Termine vom Marktlierrn auf Grund der ihm allgemein erteilten 
licentia cmuib'uendi luercatum'j nach eigenem Ermessen fest- 
gesetzt werden •’). Die Hefriedung des Marktes ist ein derart 
allgemein verbreitetes Institut'*), daß selbst da, wo die pax nicht 
ausdrücklich mitverliehen ist, anzunehmen sein wird, daß sie als 
eine dem Markte notwendig anklebende Eigenschaft in der__Be- 
fugnis des mfrcatum coristniendi und in der Verleihung des bannus 
von voniherein mit enthalten ist. 

Dieser Marktfriede charakterisiert sich als ein Friede per- 
sönlicher Natur, der den einzelnen Marktteilnehmern zu 
Gute kommt, mögen sie nun speziell merratoren, negotiatores 
oder aber sonstige Personen sein ‘). Abzulehnen ist die u. a. von 

*) Allensbach Otto III. (998), Kentgen ürk. S. 61; Weinheim 
Otto III. (1000), Keutgen Urk. S. 31 ; Andlau Heiiir. II. (1004), MG. DD. 
UI. 79: Kaufungen Hoinr. III. (1041), Stumpf nr. 50; Waascrbillich 
Ilcinr. III. (1056), .Mittelrh. U. B. I S. 405; Hagenau Friedr. I. (1164) 10, 
Keutgen Urk. S. 135. 

*) Daß mer<atum in solchen allgemein gehaltenen Verbindungen nicht, 
wie Varges will, das Recht des Handelsverkehrs, sondern einfach „Markt“ 
bedeutet, hat Rietschel S. 42 — 45 gezeigt. Bestätigt wird Rietschels Auf- 
fassung noch dadurch, daß das Wort mercatum bei solchen Gelegenheiten 
bereits in dem übertragenen Sinne von „Markt“, im Sinne nämlich von 
Marktstätte, Kaufstadt gebraucht wird : abbnti . . . luintiam ametdimus . . . mtrea- 
tutn edi/icandi i/t vitln que ttunatpatur Duruhtrio (Donchery Heinr. II. — 
1005 — in MG. DI). lU. 96). 

’) Meppen Otto I. (946), Keutgen Urk. S. 26: mercatum vero co/utituaeU 
publicum irt iilis ubicumque abbati pbictterit locis, pacemque firmissimam teneant 
aqgredientes et regredientes et ibi manenteSf eodem modo sicut ab ante- 
eessoribuj nostris regibus iam pridetn aliis publicis mercatorum locis 
coneessum erat,- Odenhausen Otto I. (973), Keutgen Urk. S. 27; Prei- 
sing Otto III. (996), Keutgen Urk. S. 30; Salzburg Otto III. (996), MG. 
DD. II. 208; Villingon Otto III. (999), Keutgen Urk. S. 31; Hclmars- 
hausen Otto III. (KKK)), Keutgen Urk. S. 30; Kreuznach Otto III. (1000), 
MG. DD. II. 367; Priv. Heinr. III. für Erzb. von Mainz (1049), Bodman 
S. 200; Kfllbigk Konr. II. (1036), Mon. Bo. XXIXa S. 49; Wienhausen 
Heinr. III. (1053), Janicke I. S. 88; Hirschbruck Heinr. IV. (1057), Mon. 
Bo. XXIXa S. 140; Villach Heinr. IV. (1060), Mon. Bo. XXI Xa S. 343. 

«) Rietschel S. 200—202. 

*) Helmarshauscn Otto III. (1000), Keutgen ürk. S. 30: omnei 
negotiatores eeterique mercatum excolentes; Essen Heinr. III. (1041), Ea- 
comblet I. 8. 109: negotiatores eeterique homines ad predictum mcrcatua. 
venientes , u. s. w. 

Budorff, BachtssteUuüC der Gist« ^ 
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Sch rüder') vertretene Ansicht, dali der Marktfriede dinglicli wirke. 
Wenn Schröder sich zuin Beweise auf ilie Privilegien heruft, die dein 
Marktherm die allgemeine Krlaubiiis tinusli-mndi meiratum geben, 
so ist zwar zuzugestehen, daß mit ilirer Hilfe der Marktherr in 
der Tat einen „ständigen“ Markt gründen konnte, indem er namlicli 
an jedem Tage der Woche Markt halten ließ ''). Auf diese für den 
Marktherm bestehende Möglichkeit hat auch schon KietscheP) 
hingewiesen, gleichzeitig aber mit Hecht hervorgelioben , daß von 
einer solchen Befugnis nur in Ausnahmefällen werde Gebraucli 
gemacht worden sein. Schröder läßt nun nicht nur diesen letzten 
Gesichtspunkt, er läßt auch die Frage außer Acht, wie es denn 
mit einem „ständigen“ Markt an solchen Orten hätte bestellt sein 
sollen, wo das Marktbegründungsprivileg überliaupt nur einmal in 
der Woche oder gar noch seltener Markt zu halten gestattete, wo 
dem entsprechend der Friede der Marktbesucher eben nur für den 
Besuch dieses Marktes, d. h. für diesen Markttag, festgesetzt 
wurde. Schröder verkennt schließlich, daß der Friede speziell 
der auswärtigen Marktbesucher außerhalb des Marktortes nicht 
eine Kigentümlichkeit der .Jahmiärkte darstellt, sondern für alle 
Märkte gilt*), daß also dort nicht dem dinglichen Frieden ein 
spezieller persönlicher Friede hinzutritt'’), sondern daß dort wie 
hier sich die rein persönliche Wirkung des Marktfriedens in be- 
sonders klarer Weise äußert. 

Schröders Meinung, ilaß nur der .Tahrniarktslriede (und zwar 
außerhalb des Marktorts) persönliche Wirkung äußere, beruht 
namentlich auf dem bekannten Privileg, das Konrad 11. im .lalire 
1035 dem Krzbischof von Bremen verlieh: 

Becelino . . arrhiepincopo mercatuiii in t odnn loco (sc. Bremen) 
. . . habere concfmimue, eii videlicet lege, ut bis in anno omnes, 
</ui iUue causa mercitndi veniant, una rice seplem dies ante 
Pentecosten, seeunda vice similiter seplem dies ante JcsticiUitem 

') S. 625 in und bei Auin. 24. 

’) Fand in der Tal an jedem Ta^e Markt .statt, so ist die Vurstelbiiig 
denkbar, daß der Marktfriede in solclieiii Falle itinerlialb des Marktortes 
dingliche Wirkung erlangt h&Ue. 

>) S. 45 und 46. 

*) Oben S. 1 12 bei Anin. 2 und 3, S. 1 13 bei .4niii. i — ,3. Vgl. Ifietsehel 
S. 202. 

*) Vgl. unten S. 115 bei Anui. I. 
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WUlehiuU . . atmiiale »uTrafuni illic Jiabeant. Rannum aulem 
nmh'vm «uper (nnnen h(m illuc viwenten, ut illic euiido et redeundo 
htibninl paceni, /'aciiiius eundemque buiinitin nontrum praedicto 
arihiejiisropo ob suum ßdele xervitium eu rutione concediinwi, ut si 
in hoc Hiatuto tempore e.r Uhu- renientibux aliqua teineritas ere.ne- 
rit, inde imtitiam Jariendi neque dujc neque comes 7ie(fue oliquix 
hominum preter ipxum xuosque xiiccessorex lirentiam habeant^). 
Diesem Privileg liat Rietscliel, der die persönliche Natur des 
MarkttViedens verficht, eine andere Auslegung als Schröder gegeben, 
die aber ebenfalls nicht zu billigen ist. Anknüpfend an das von 
Otto dem üroUen dem Hamburger Erzbistum !)(iö gegebenen Privileg: 
nos .... conxtruendi rnercutum in loco Rreinun nuncupato 
Uli coneexsisse licenliam [oinnibux conxtet\, Bannum . . .pre- 
libatae conferimux xedi^), 

sagt Kietschel: „Die Urkunde von 1035 enthält gegenüber den 
früheren Urkunden etwas durchaus Neues, nämlich die besondere 
Hefriedung der von auüen kommenden Marktbesucher. Der 1035 
verliehene .Jahnnarkt genielit einen höheren Frieden als die 
sonstigen Hremer Märkte; deshalb war eine besondere Begründungs- 
urkunde für denselben erforderlich“ ’). Inwiefern aber das Privileg 
den auswärtigen Marktbesuchern einen höheren Frieden als bei 
sonstigen Märkten hätte verschafl'en sollen, ist bei Rietschels Auf- 
fassung von der grundsätzlichen räumlichen Erstreckung des Markt- 
fahrerfriedens über das ganze Reich') nicht verständlich. Denn 
das Privileg spricht weder in Ansehung der Art der Handlungen, 
g(‘gen die die Marktfahrer ge.schützt sein sollen, noch bezüglich 
der auf solche Handlungen gesetzten Bannbußen etwas aus, was 
den Inhalt dieses Jahrmarktfriedens über den Inhalt sonstiger 
Marktfrieden erhübe ‘). — Nur der vennag einen Unterschied 
gegenüber dem bisherigen Rechtszustan<i zu entdecken, der mit 
uns annimmt, daß kraft dieses neuen Privilegs die Marktfahrer 
in einem weiteren Kreise außerhalb Bremens geschützt sein 
sollten als bisher. Möglicherweise freilich teilt auch Kietschel, 

■) Keutgen Urk. S. 33. 

•) MO. DD I. 307. 

») S. 48. 

*) S. oben S. 112 bei Anm. 2. 

*) 8. oben 8. 112 bei Ajiui. 2 und 3, 8. 113 bei .\mii. 1 — 3. 

8* 
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der an sich die Existenz eines Bremischen Marktfriedens auch 
schon vor 1035 nicht leugnet'), diese letztenviihnte Anschauung; 
denn er setzt vielleicht voraus, es habe jener ältere Friede der 
Marktbesucher nur für den Marktort Bremen selbst gegolten. 
Aber eine derartige Voraussetzung würde mit Bietschels sonstigen 
Ausführungen über den Marktfrieden nicht im Einklänge stehen ; 
er sagt ja anderwärts ganz allgemein’), daß die Marktbesueher 
sich dieses JYiedens „nicht nur während ihres Aufenthaltes am 
Marktorte selbst, sondern auch während ihres Kommens und Gehens, 
während der Hin- und Rückreise“, erfreuen sollen; „ja der 
Schutz auf der Reise erscheint bisweilen als die Hauptsache“. 

Um zur Klarheit über den Gehalt des Bremischen Jahrmarkt- 
privilegs zu gelangen, ist zunächst das etwa einen Monat früher 
erteilte Privileg Konrads II. für Magdeburg heranzuziehen; in 
diesem Privileg heißt es: 

Batmum noatrum imperialem .tuper omnes ad mercatum 
tolennem Magedeburch venienle», uf, illuc eunda H redeundo 
habeant pacem, Jacimua eundemtpie bannum iiostrum ßdelibua 
imperii ea ratione ccmcedimus, ul iti in statuto tempore 
üluc venientibus aliqita temeritus eeenerif, inde iusticiam Ja- 
ciendi dux aut aomes vel et epiacopua aut quiaquia ho- 
minum locum illum a nobia tenet lietmliam habeant^). 
Hier wird nicht wie in Bremen ein neuer Jahrmarkt gegründet, 
sondern von einem schon zu Recht bestehenden Jahrmarkt von 
nicht näher bezeichneter Dauer gesprochen. Magdeburg, dessen 
Moritzkirche bereits 965 von Otto dem Großen im Wege eines allge- 
meinen Marktprivilegs ein mercalum*) erhalten hatte, nahm bereits 
im 10. Jahrhundert eine sehr bedeutende und vorbildliche") Handels- 
stellung ein. Daß sein Markt im allgemeinen und speziell der 
erwähnte merratua aolennia jenen auch für die Reise gültigen 

') Schon der Schlußsatz in dem oben S. 115 bei Anm. 2 abgedruckten 
Privileg deutet darauf hin; vgl. oben S. 113 bei Anm. 4. 

>) S. 202. 

*) Keutgen Urk. S. 32. 

") Und dazu: quUquid hadenus utilUatis exinde ad nostrum publicum ius 
pertnure videbatur (in: MG. UD. 1. 301). 

*) Vgl. die Privilegien für Halberstadt Otto 111. (989); et ufdda/cs 
de eodem mercato ... et banne . , . possideant sicut relique cwitates, A/agadaburg 
ei alue, und für 0 uedl i u bürg Otto 111. (994), Keutgen Urk. S. 28 bzw. 29 
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Marktfahrerfrieden nicht genossen haben sollten, in dessen Besitz 
zahlreiche andere und viel minder wichtige Märkte waren'), ist 
durchaus unwahrscheinlich. Die anscheinend erst 1035 vorge- 
nommene Begründung des Bannes über die Personen der zum 
Magdeburger Jahrmarkt ziehenden Marktfahrer ist in Wirklichkeit 
nur die feierliche kaiserliche Bestätigung eines bereits bestehenden 
Zustandes. Sie gibt indessen die Grundlage ab für eine tatsächlich 
neue Vorschrift, die auch im Bremischen Privileg wiederkehrt, 
nämlich über die Ausnutzung des Königsbannes. 

Beide Privilegien, das Magdeburgische wie das Bremische, 
zeigen durch diese Vorschrift klar, daß an sich der Marktberechtigte 
die Gerichtsbarkeit über die durch den Königsbann gefreiten 
Marktfahrer nicht auch dann ohne Weiteres ausübte’), wenn 

’) S. oben S. 112 Anm. 3 und S. 113 Anm. 1 und 3. Vgl. anch S. 116 
Anm. 1. 5 und S. 113 bei Anm. 4. 

■•*) Wie Uietschol S. 20.') und 206 annimmt. Wo dergleichen ansge- 
.s|>riiclien ist, liamlell cs sich uni Ausnahmen. Namentlich möchten wir der 
Aiifzeichming der Kochte des Herzogs von Lothringen gegenüber dem Kloster 
St. Die im Tale Galiliia (1115—1123) 1, Waitz Urk. S. 48, nicht zu viel 
liedoutung beilegen, wenn es daselbst heißt: Si numsionarau Sancti Deodati aii 
fonuH vemrä et in die fori Urtia ferki in ifso foro , vel in via fori aliquam 
cnlpam fecerit, seatndum iusiiiiam fori inde respomUbit, d. h. vor dom Herzog. 
Ka handelt sich in der Urkunde einmal, wie schon Waitz VII S. 132 her- 
vorhebt, nm eine Vereinbarung. Zweitens aber wird die Gerichtsbarkeit 
des Herzogs lediglich über die mansionarii des Klosters festgestellt, 
dessen Vogt der Herzog war und dessen mansionarii pertirunUs ad prae- 
iendam fratrum nach dem Privileg Papst Leos von 1051 (Calmet II S. 295 ff.) 
nur dann widerruflich, gegen '/j ü*“'' Gefälle, der Gerichtsbarkeit des Vogts 
unterliegen sollten, wenn die Brüder ihn aus freiem Antriebe horbeiholten. 
Lediglich diese letztere Einschränkung wird für Markttage nunmehr 
ausgeschlossen. Wie cs hier und anderwärts mit fremden Markt- 

besnehern oder auf Märkten, deren Verhältnisse lediglich ein könig- 
liches Privileg ordnete, gehalten wurden, läßt sich demnach aus jener 
Vereinbarung nicht schließen, — Das Stadtrecht von Soest (12. Jahrh.) 54, 
Keulgen Ulk. S. 143, erklärt zwar ferner die preeones extra oppidum manentes 
für kompetent, quolibet die quo forum servatur in Susato Ladungen vor das in 
der .Stadt abgehalteue Gericht auszuführen. Diese Bestimmung bedeutet 
indessen keine Erweiterung der örtlichen Zuständigkeit des Stadtscbulthcißcn 
(Gaugrafen) zur .Marktzeit. Das Gericht desselben erstreckt sich vielmehr 
nicht allein auf den Kaum infra opidum Susalense, sondern auch extra ad tsnum 
miliare tircumqtsaqne (Bestand des Marscballamts in Westfalen — 1293 bis 
LlOO — , Seibertz I S. 619 bis 621). Der Sinn jenes §54 ist also lediglich, 
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letztere außerhalb seines (lerichts- (Immun ititts-) hezirkes wider- 
rechtliche Angriffe zu erdulden hatten. In Magdeburg wie in 
Bremen ist vielmehr erkennbar, daß an sich außerhalb des 
Immunititsbezirkes die Inhaber der öffentlichen Gewalt, Herzog, 
Graf u. s. w., über Brüche des Markttriedens zu richten und — 
fügen wir hinzu — auch den Königsbann einzuziehen hatten '), 
der auf der Person der Verletzten (mjier omnrs ad mercatum ve- 
nientes) ruhte*). In beiden Privilegien soll nun in dieser Beziehung 

da0 an Markttagen wegen des grölSeren Verkehrs neben den StadtbntUdn 
(§§ 11. 45 des StadtrechU, S. 622 bis 623 des liestandsverzeielinisses) auch 
die auf dem nahen Lande gesessenen FronbtiUm des Stadtrichters zu ge- 
richtlichen Handlungen innerhalb der Stadt herangezogen werden dürfen. — 
Übrig bleiben würde also nur die Bestimmung der Statuten von Höxter 
§ 4, Gengier S. U. S. 202, wegen des dortigen siebentägigen Jahrmarktes; 
Si excessus alüjuis infra duo miliaria inddirit, iuduailtur, si fervtiuril ad ^ucre- 
lam infra seplrm düs iam dülos; si quid vtro ante aetum fuerii, per outnia liberutn 
permanebit. Es erscheint aber sehr zweifelhaft, ob dieser für einen engen 
Raum bestimmte und verhältnismäUig s|iäte (der Jnhniiarkt wurde im zweiten 
Viertel des 13. Jahrhunderts vom .übte Hennann von Corvey gegründet) Satz 
genügt, um die Erstreckung der Zuständigkeit des Marktgerichts auf alle 
außerhalb des Marktortes, aber während der Marktzcit geschehenen Ver- 
letzungen von Marktfahrern allgemein wahrscheinlich zu machen. 

') Wo das ausnahmsweise nicht der Fall sein, wo vielmehr der Markt- 
herechtigte auch außerhalb seines eigenen .lurisdiktionsbezirkes (Markt- 
friedensbrnchc richten und) die Bannbußen einziehen soll, wird das ausdrücklich 
hervorgehohen, so in dem von liietschel S. 210 zutreflend ausgclegten allge- 
meinen Marktprivileg Ottos III. (Kentgen Crk, S. 31), das dem tirafen Berthold 
im Jahre 999 bezüglich des Ortes Villingen atm moneta, teUmeo ae totius 
publieae rei banno, in comitatu quoque Jyara, quem Hilibaldus eomes 
lenere et potenter videtur ptaeitare, ertfult wurde. 

’) S. die beiden l’rivilegieu für Magdeburg und Bremen oben S. 116 
bei Anm. 3 und S. 115 bei .4nm. 1; s. ferner oben >S. 113 bei .Anm. 5 und 
1 14 bei Anm. 4. Insofern die Bannbuße wegen eines außerhalb des Markt- 
ortes an den Marktfahrem verübten Friedensbruches einem auswärtigen 
Richter zutiel, bestand der Vorteil eines dem Marktherrn bei Königsbann 
zugesicherten Marktfahrerfriedens nicht in der Erhebung der Bannbuße durch 
ihn seihst, sundeni nur in der voraussichtlich infolge jener Zusicherung 
größeren Frequentierung des von ihm zu errichtenden Marktes. - Bei dieser 
Gelegenheit sei daraufhingewiesen, daß die Fassung; si e x itluc venientihus 
aliqws temeritas evenerit in den beiden l’rivilegien für Magdeburg und Bremen den 
Anschein erweckt, als handele cs sich um Gericht und Bann wegen Ver- 
gehen, die sinh die .Marktfahrer selbst zu .Schulden kommen lassen, was 
aher mit der Motivierung; ut iUue eundo et redeundo habeant peuem nicht zu- 
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eine Fii'ffüii.sfii'niiir des Marktlierni, des Krzhischofs, eintreten. 
Wiilirend aber in Mafrdebur!; in l>estehende Verhältnisse einge- 
griften wird und deshalb Marktlierr und öffentlicher Richter in 
der Ausfibung der Jurisdiktion über die reisenden Marktbesncher 
und demzufolge im Bezüge iler Hannbnße nur konkurrieren sollen 
werden in Bremen, wo der Jahrmarkt neu begründet wird, Her- 
zog, tiraf u. s. w. von beidem ausdrücklich völlig ausgeschlossen 
und diese Befugnisse oh Kimm ßdele sereitium dem Erzbischot 
allein zugeschrieben. 

Diese Verleihung eines erweiterten Jurisdiktionsrechtes über 
die nach Magdeburg und Bremen ziehenden Marktfahrer erklärt 
al)er immerhin noch nicht den Umstand, daß der Erzbischof von 
Bremen trotz seines Marktrechtes den Jahrmarkt selbst nicht 
ohne die Erlaubnis des Kaisers einrichtet. Es i.st das 
eine Frage, die auch für \Vürzburg auftaucht. Hier lierrschte ein 
Marktverkehr von so hoher Blüte, daß täglich Markt gehalten 
wurde. Trotzdem lautet ein im Jahre 1080 von Konrad II. dem 
Bischof erteiltes Privileg: 

ihülfvi mom'tam iiuhlioam . naulum . mercatum cotti- 
itioniim . theloni'iim . ft fotiiu rivifatvi eivKdem düttrietnrn . 
Kieuf Juf rat nntf nogfra tempnrn constitutum . in jire- 
t'atl episropi fiusipte Kuccfssnntm potesMc deinde esse cnnce- 
dimus . conßnnamuK ar stahilimus. fnsuper nos...mer- 
Cfitu m itnnuale fl XV/ Kal. Septembris iisqite VIIII Kal. 
fiusdcm mflnsiK ibidem fnre per mittimus et nmnibus 
illuc ennfluentibuK . ibi de morantihus . inde receden- 
tibuK pacem lefffm . nc iiisticiam find praeripimus^). 
Obwidil also der würzburgi.sche Bischof, ebenso wie der bremische 
und der niagdeburgische Erzbischof, sich als Marktherr eines all- 
gemeinen, filirigens nicht überlieferten Markt])rivilegs erfreut haben 
muß, und ohw'ohl ferner, ebenso wie in Bremen und in Magdeburg, 

sHiiiiiH'nstiinineii würde. Mit Kneksicht auf diese Mntivicrung wird jene 
Vorschrift von .Ausschreitungen /,u verstehen sein, die zwar infolge des 
Kommens auswärtiger Marktfahrer entstehen, aber nicht nur durch sie ver- 
schuldet werden. 

’) Nach welchen firundsätzen, wird nicht gesagt: möglicherweise ent- 
scheidet Prävention. 

Mon. Bo. XXIXa S. 30. 
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gerade auch für Würxhur^ die Nichteiistenz eines Marktfriedens das 
Unwahrscheinliche ist, bedarf der Bischof eines besonderen kaiser- 
lichen Jahrmarkts- und Friedensprivilcss. — Die Schrödersche 
Erklärung ist abgelehnt worden'). Aber auch Rietschels An- 
sicht, daü die allgemeine lü-entia comtntendi merraium dem Markt- 
herm an sich auch die Befugnis zur Errichtung von Jahrmärkten 
gebe*), vermag ebenso wie seine Erläuterung des angeblich nicht 
widersprechenden Bremischen Privilegs*) nicht aufzuhellen, wes- 
halb der Kaiser in WQrzburg und in Bremen ein Jahrmarkts- und 
Friedensprivileg erteilt. Dies ist nur dann verständlich, wenn trotz 
des Vorhandenseins einer allgemein erteilten licentm rongtruendi 
mercatum besondere Verleihung des Jahrmarktrechts und des ent- 
sprechenden Friedens notwendig war. Diese Notwendigkeit aber 
rührt, wie schon oben angedeutet und jetzt nachzuweisen ist, 
daher, daU der Jahrmarktsfriede sich vom gewöhnlichen Markt- 
frieden durch weiteren räumlichen (leltung.sbereich unterschied. 

a) Daß Inhalt und Ausübung des Friedensschutzes auf den ver- 
schiedenen Märkten flbereinstimmte, ist schon oben hervorgehoben 
worden'). Wäre aber außerdem Ilietschels Auffassung von der 
(theoretischen) Ausdehnung des Marktfriedens über das ganze 
Reich zutreffend *), so würden Wochen- und Tagesmärkte durch- 
weg ebenso gefreit gewesen sein wie die Jahrmärkte, die Märkte 
der „Fremden“®). Unwahrscheinlich indessen ist von vorn- 
herein, daß die Marktprivilegien der sächsischen und salischen 
Kaiser, diese in eminentem Sinn praktischen Dokumente, gerade 
in Ansehung des Marktfriedens jener, wie Rietschel .selbst sagt ’), 
praktisch völlig undurchführbaren Theorie gehuldigt haben sollten. 
Der Wortlaut der erwähnten Dokumente*) braucht jedenfalls 
nicht in diesem Sinne gedeutet, insbesondere der Ausdruck in 

•) Oben S. 114 bei Änm. 1 und .5, S. 115 bei Anm. 1. 

>) S. 45-49. 

*) Oben S. 115 bei Anm. 3. 

‘) Oben S. 112 bei Anm. 3, S. 113 bei Anm. 1—3. 

•) Oben S. 111 bei Anm. 3. 

•) Vgl. Keutgen Urspr. S. 187 ff. 

*) S. oben S. 111. 

*) Über Marktprivilegien des 13. Jahrhunderts s. unten S. 124, besond. 
Anm. 3. 4. Mögen der scheinbaren Ausnahme des Marktprivilegs für 
Allensbach (998) s. unten S. 122 bei Anm. 3, S. 123 bei Anm. 1 und 2. 
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rfdeundo nicht auf das Wiederanlangen des Marktfahrers am Aus- 
gangspunkt seiner Marktreise bezogen zu werden. Die poj- in 
neniendo und in redeundo bezeichnet den Genuß eines Friedens 
beim Kommen und beim Gehen '), Anfangs- und Endtermin dieses 
Friedens dagegen bleiben bei dieser Ausdrucksweise zunächst 
völlig offen. 

Diese Lücke nun wird ausgefüllt und zwar in verschiedenerWeise, 
je nach dem, ob ein Jahrmarkt oder ein sonstiger Markt in Frage 
steht. Eine charakteristische Eigentümlichkeit des Jahrmarktes 
ist nämlich, daß er mehrere Tage hinter einander dauert*); er 
erstreckt sich als eine Einheit über mehrere Tage hinweg, per 
dies continiios, wie es häufig in den Jahrmarktsprivilegien heißt. 
Je bedeutender der Jahrmarkt werden soll, um so längere Zeit 
nimmt diese Einheit in Anspruch. Anders steht es offensichtlich 
mit dem mercatum coltidianuni^'), dem mercatum omni die legiti- 
mum*), das der Marktherr auf Grund einer allgemeinen licentia 
construcndi mercatum errichtet. Markttag folgt hier auf Markttag, 
aber eine höhere Einheit fehlt. Dieser Unterschied zeitigt eine 
wesentliche Rechtsfolge, eine verschiedene räumliche Erstreckung 
des Marktfriedens. Des letzteren zeitliche Dauer nämlich ent- 
spricht der Länge der betrefl'enden marktlichen Veranstaltung*). 
Nichts liegt näher, als den Frieden des mehrtägigen Jahrmarktes 
ebenso wie diesen selbst als eine Einheit aufzufassen gegenüber 
dem an jedem Markttage sich erneuenden Frieden des Tages- 
(oder Wochen-) Miirktes. Nun währt aber, wie scharf betont 
werden muß, der Marktfrieden für die Marktteilnehmer nicht 
nur am Marktorte selbst, sondern auch außerhalb des Marktortes 
nur so lange, als der durch ihn geschützte (Tages-, Wochen-, Jahr-) 
Markt selbst andauert®). Berücksichtigt man dies, so ergibt sich, 

') Vgl. auch Wien Stadtr. (1296) 36, Keutgcn Urk. S. 219: alle, die zu 

dem jetrmarehie ehomenl, . ... sein vri di zit usid si dar ehoment zu dem jar- 
marckte un dhvaeile si da beieilen und aseeh so si von danne varent. 

’) Eine Ausnahme bildet möglicherweise Breitungen Heinr. V. (IIH), 
Kuchenbecker XII S. 321; 8. auch unten S. 133 Anm. 5 (Koblenz). 

*) S. oben S. 119 bei ,\nm. 2, sowie Besancon Priv. des Erzb. (1044), 
Dunod, Histoirc de l’eglise . . . de Besancon. 1750. S. 47. 

*) S. oben S. 112 bei Amn. 2 und Salzburg (S. 112 Anm. 2). 

*) Darüber s. unten S. 127 ff. 

•) Darüber s. unten S.128— 131. 
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daß der auswiirtifrt’ 'l'eilneltmer eines Tat;es- (oder Wochen-) Marktes 
auf seiner Hin- und Rfickreise nur dann durch den Frieden dieses 
Marktes (refreit wird, wenn (unter Herficksichtijruno seiner au(;en- 
hlicklichen hhitfernnng vom Marktort) seine Teilnahme am Markte 
des Reisetages möglich erscheint. Anders der Hesuclier des mehr- 
tägigen Jahrmarktes. WofeiTi der letztere bereits begonnen hat 
bezw. noch nicht beendigt ist, stellt der Reisende unter dem Schutze 
des einheitlich Ober mehrere Tage erstreckten Jahrmarktfriedens. 
Und mag er unter Umständen mehrere Tagereisen vom Marktorte 
entfernt sein, unter ents])rechender Anwendung der für den Tages- 
(oder Wochen-) Markt entwickelten Voraussetzung ist er dieses 
Schutzes trotzdem teilhattig. Ks erhellt aus ilieser Darstellung, 
daß selbst der Jahrmarktsfriede sich seiner Natur nach nicht über 
einen sehr großen Umkreis, ge.schweige denn über tias Reich er- 
strecken sollte. Das kann aber um so weniger befremden, als — 
wie Rietschel hervorhebt — einmal die tatsächlichen Verhältnisse 
dazu stimmen zweitens aber die fenieren Marktteilnehmer, um 
derentwillen der Jahnnarkt Oberhau|)t geschafl'en wurde, in der 
Regel Kautleute waren und, planmäßig von Markt zu Markt 
reisend, aus einem Marktfrieden aus- und alsbald in einen andern 
eintrcten konnten. 

b) Soweit die stereoty[i gehaltenen (Quellen nberhauid Auskunft 
über den räumlichen (leitungsbereich des Marktfriedens, insbesondere 
des Friedens des Jahrmarktes, geben, bestätigen sie die soeben 
aus allgemeinendesichtspnnkten entwickelte Unterscheiilung zwischen 
dem Frieden des Jahrmarktes und dem anderer Märkte. 

1 . Zunächst seien einige scheinbare Widersprüche der (Quellen 
gegen diese Unterscheidung behandelt. 

Im (legen.satz zu den oben gegebenen .Ausführungen -) erscheint 
es unterweilen so, als habe sich die Ueltung des .Marktfriedens 
für die Marktfahrer in der Tat auf ihre gesamte Reise, namentlich 
also bis zu ihrer Wiederankunft zu Hause, erstrecken sollen. In 
dem Marktprivileg (Jttos III. für .Allensbach’) heißt es in der 
Tat: 


') S. oben S. 111. 

'■*) 8. 120 bei Anni. 8 innl S. 121 bei .Anin, 1. 
•) (998), Keutgen Urk. S. fil. 
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. . uf tiinrumifiie et underunu[ue ad »u/rradictum mereatum 
renire ooluerit, »ecure et pucißce oeniat et . . . neyolia e.rerceat 
. . . atffue ad propria cum omni jmcis eecuriUtU redeat. 

Hi'zeichnendonveise aber handelt es sicli liier lediglich um die 
Verleihung eines Wochenniarktes, dessen vorzügliche Bestimmung 
es ist, von Leuten der näheren Umgegend besucht zu werden, die 
ihren Wohnort am Tage des Marktes selbst verlassen und wieder 
autsuchen. Von diesem Regelfälle aus betrachtet zeigt das er- 
wähnte Privileg dieselbe Tendenz wie das bald darauf, nämlich 
l(M)4 von Heinrich II. mit Bezug auf Andlau erlassene, wonach: 
omwe.v homines in eiii.sdem loco mercati invicem negociantee 
pucem et eccuntatem in circuitu per epatium millinrii 
ccrtam nostri bannt et de/eneionüt teneant, ‘J. 

Auch hier kommt wieder nur ein Wochenmarkt in Frage 
und auch hier soll, bloß schablonenmäßiger als in Allensbach, 
tler Kreis der Leute, die regelmäßig an einem Wochenmarkt teil- 
nehmen und dessen Frieden genießen, territorial festgelegt werden, 
wie wir ilas s|)äterhin auch bei anderen Märkten ®), sowie zu 

•) MG. DI). III. 79. 

*) .tiich in Hagcnnti Slailtr. (I1H4) IO, Ki'utgen S. 13,i, ist der Satz 
Kriedriehs I.: emmins prcMtli hei forum ftitniibm ramh vel rfdeututo in/ra 
»liliariti tria circumquatjut . , imperüili uiatesiaU pacem ßrmam inäüiitius, ebonao 
wie die Vorschrift des Rochtsbriefs für Landshut (1279) 6, Gengier Sl.R. 
,S. 234 (2 Jleilcn), von einem Wochen- (oder Tages-) Markt zu verstehen, da 
«in .lahrmarkt in den betreuenden rrkiinden nicht erwähnt wird, ln der 
Tal muUte bei jenen häufig wiederkehrenden und durchschnittlich immer von 
denselben Leuten der l’mgebung anfgcsuchten Märkten der Versuch nahe 
liegen, ihren Kriedenskreis örtlich zu fixieren, und Kietschels Hindeutung 
auf die Identität der Bannmeile (S. 210), welche ihrerseits nicht mit dem 
städti.schen Geriehtsbezirk zusannncnfälll, hat viele Wahrscheinlichkeit für 
sieh. \'gl. auch Freiberg Stadtr. {I29(i — 1307) II § 13, KrinischJ S. 47; 
7i<eUk »tan wonit in derselben ntile umme Vribere ueuie alle /at;e in die s/nt 
wanden - Die .spätere Zeit, in welcher sich da,s Bewuütsein von der 
ursprünglichen Bedeutung des Markt-, namentlich des .lahnnarktfriedens und 
von dem Zusammenhang seiner zeitlichen Dauer mit seiner räumlichen Fr- 
strecknng verwischte, hat dann gelegentlich auch bei .lahrmärkten den 
Kriedenskreis dureh eine bestiininte Meilcnzahl fixiert, su in den von 
Uietschel S. 209 und 210 erwähnten Statuten von Höxter (1223—1257) 4 
und in dem Privileg für Rotenburg (1274) 7, Gengier St. R. S. 202 bzw. 
383. In Zülpich Weist. § 2, Grimm Weist. VI S. G80, gilt der Jahrmarkts- 
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sonstigen Zwecken bei anderen Gelegenheiten '), finden. Eine Vor- 
schrift, wenigstens der Art wie für Allensbach, würde dagegen 
dem Sinne des Marktfriedens der älteren Zeit widersprochen haben, 
wenn man sie auch auf Jahnnärkte hätte aiiwenden wollen. Hier 
herrschte die Abhängigkeit des Raumes von der (mehrtägigen) 
Dauer des Friedens; diese Abhängigkeit wird zu einer derartigen 
Vorschrift wie der Alfensbacher einmal in einer — französischen — 
Privilegserneuerung geradezu in Gegensatz gebracht: 

et puet cascuns venir a le Jeste an Quesnoit le fran- 
quise de le feste durant sana estre pris ne aresth 
pour debte quelconque, et. en tel nuinikre toutes gens qiii 
viennent au Quesnoit au marquiet le mardy ne doieent 
estre pris ne arestez pour tptelconque detfe aim doieent nvoir 
leur rethour ä leur maison'). 

Nicht aber ist zu übersehen, daß in späterer Zeit auch kaiser- 
liche Jahrmarktsprivilegien Vorkommen, welche den auswärtigen 
Marktbesuchern uneingeschränkten Frieden während der gesamten 
Hin- und Rückreise zuzusichern scheinen. Von diesen Resuchern 
heißt es zum ersten Male in dem Privileg Friedrichs II. für 
Speier von 1245: 

quod in personis et rebns undiqur serrentur indempnes et 
nullus audeat eos oßendere . . , donee ad preta.ratu m locum 
ceniant et mb eiusdein nostra et imperii seairitatis indnl- 
gentia aalubriter ad propria reoertantur^). 

Doch wird in diesem wie in anderen ähnlichen Jalirmarkts- 
privilegien hervorgehoben, daß die Marktfahrer stehen aub nostro 


friede ausdrücklich nur innerhalb der Hannineile, von der bzw. bis an die 
der Schultheiß die Marktbesucher zu und von der Stadt zu geleiten hat. 

•) Bei den Gastgerichten (unten Kapitel VI), beim Eiendeneid (oben 
S. 30 bei Anm. 2), beim Gerichtsstände (oben S. .56 .\nni. 4 a. E.). 

*) BestStigung der Freiheiten von (tuesnoy durch den Herzog von 
Baiem (um 1 180), Wauters S. 38. 

•) .A. Hilgard, Urkunden zur Geschichte der Stadt Speyer. Straßburg 
I8S.5. S. .54. 

*) Bamberg Priedr. 11. (1245), Mon. Bo. XX.XIa S. 309; vgl. auch 
Worms Ludwig d. Bayer (1.330). H. Bons. Urkundenbuch der Stadt Worms. 
Berlin 1890. II S. 168, und Köln Karl IV. (1335), Lacumblet UI S. 454. — 
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et imperii securo Jucalu, J. h. unter dem unentgeltlichen') Ge- 
leitsschutz des Reiches. Und dieses föhrt zu der wahrscheinlichen 
Erklärung von Fassungen wie der des Privilegs für Speier. Schon 
in sehr früher Zeit wurde Kaufleuten bestimmter Orte oder 
Gegenden ein weitgehender kaiserlicher (Geleits-) Schutz auf ihren 
Reisen durch das ganze Reich versprochen, der mit dem Markt- 
frieden, einem an bestimmte Gelegenheiten gebundenen und für 
einen unbeschrankten Kreis von Personen bestimmten Frieden, nicht 
identisch ist. So erneuert z. B. Otto II. im Jahre 975 ein von 
seinem Vater den mercatoribm Magadebuvg habitantibus erteiltes 
Privileg mit den Worten: 

(ptod ubique in nosti'o regno, non modo in ChrislianU 
>ed etiam biirbaricüi regionibus, tarn eundi quam redeundi 
licentia nit sine ullius molestia^. 

Derartiger Schutz ward späterhin den Kaufleuten überhaupt zuge- 
billigt; schon das bekannte Privileg Friedrichs I. von 1173; 

mercaton-s sub nostro conduclu sahis rebus et personis 
babebunt ascensum et descensum in Reno ei in aliis aquü sine 
terris in imperio nostro constitutis^) 
ist sehr wahrscheinlich hierher zu rechnen ‘), während jedenfalls 
ohne Beziehung auf Kaufleute bestimmter Herkunft sich Friedrichs I. 
Landfriede für Franken allgemein dahin äußert: 

. . . mercatores ... omni die .. . paceni habeant^). 

Da die Jahrmärkte dazu bestimmt waren, gerade von ferner 
wohnenden Kaufleuten besucht zu werden, so war es, als jener 
allgemeine Kaufmannsfriede sich ausgebildet hatte, verständlich, 
daß man den alten besonderen Frieden der Jahrmarktsbesucher 

Rrwähnt muß indessen werden, daß sogar das Privileg fnr Speyer Wen- 
dungen enthslt (slatiith Ion et tempore), die so ausgelegt werden könnten, 
als habe der Friede doch in altem Sinne eine zeitliche Beschränkung ge- 
nießen sollen; so sicher Krefeld Karl IV. (1373), Lacomblet 111 S. 644. 
supruJictis temporibus und per omete tempus qua mtiuünas ipsas observari decrevimus. 

') H. Kali sch, Über das Verhältnis des Geleitsregals zum Zollregal, 
ln. Uiss. Berlin 1901, bes. S. 5 Anm. 1, S. 13 und 15. 

’) Magd. ü. B. I S. 8; Zuwiderhandelnde zahlen der königlichen Kammer 
zehn Talente Gold. 

’) Keutgen Urk. S. 52. 

*) Vgl. oben S. 51. 52. 

Böhmer Acta nr. 138. — Einen ähnlichen (uuentgclllichen) Geleits- 
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mit diesem Frieden verschmolz, die Marktfahrer also für das panze 
Gebiet des Reiches unter den Geleitsschutz des Keiclies stellte. 

Ein zweiter Widerspruch gefren unsere Aufstellungen würde 
es sein, wenn nachweislich schon iin 1 1 . .lahrhunderf von Herren, 
die an ihrem Rischofssitze das volle Marktrecht besaBen, durch- 
gängig ohne Bewilligung des Kaisers auch mehrtägige .Jahniiärkte 
mit entsprechender Befriedung eingerichtet worden wären. Diese 
Annahme von Kietschel') und Waitz*) bedarf indessen einer ent- 
schiedenen Einschränkung. In Nfirten, wo der Erzbischof von 
Mainz schon im .fahre 10ö5 einen .fahnnarkt errichtet haben soll, 
handelt es sieh in Wirklichkeit um ilie Neubegrimdung eines 
Klosters, dem die Einkünfte eines schon bestehenden .Jahrmarktes ’) 
teilweise verliehen werden, ohne daß über die Entstehung des 
Marktes selbst etwas mitgeteilt würde. Was ferner Halberstadt 
anlangt, so sagt zwar 11.36 der Bischof Rudolf vom Bi.schof 
Reinhard in der großen Bestätigungsurkunde der Rechte des 
Paulsstiftes: in cuim conterradom /ontiu comstituit et ein» tehneinn 
tul te^endum monnxteriuni . . . donnrit*). .\ber diese allgemeine 
historische Bemerkung zwingt durchaus nicht dazu anzunehmen, 
daß Bischof Reinhards Marktgründung der Bewilligung des Kai.sers 
ermangelt habe, da in der Urkunde das Wesentliche nicht die 
Art der Marktbegrfindung, sondern das Zollrecht des Klosters 


Schutz für (Iss Gebiet seines Territoriums scheint der Herzog von 
Zrdiringen zu versprechen ommhus fomm mann (sc. (''rihur:;) ^ucreniihus (h’rei- 
burg i. H. Stadtr. § I. — 1120 — , Keiitg.'U l’rk. S. 117. 118;; /<■;■«/« be- 
deutet hier nicht , Markt“, sondern ,M.'irktansiediung*. — l>er (zeitlich 
beschrünkte) Friede, den die I.andesherren den Hcsuchern der in späterer 
Zeit von ihnen gegründeten Märkte zusichern, heiüt häiilig .Geleit“: Ygl. 
Hamm Stadtr. (1213) 16 und 18. Keutgen Urk. S. läO (ilies fori per sin^ulas 
septimanas conduclnm liberum siagulis exhibeant); Kisenach l’riv. (128.3; 2!*, 
tjaupp St. K. II S. 203: Kuskirchen l’riv. (1322) 1. 2, Ann. d. hist. V. f. 
d. Niederrh. 51 S. 102: Zülpich, oben S. 123 .\mn. 2 a. K. 

>) S. 48 f. 

>) VII S. 387. 

eiusdem Mereati ^annui] censum omni anno, qni mee administrU' 
hatur mense, eorum dilectioni sic dwisi (Gudetius I S. 21). — Vou dem erz- 
bischötlichcn Privileg für Johannisberg (1089 - 1109), Nass. U. B. I S. 108, 
läßt sich dasselbe wie bei Halberstadt (unten S. 127 bei Anni. 1) snt;en. 

*) Schmidt P. B. S. 29.5. Bischof Keinhard regierte von 1 106 bis 1122. 
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ist '). Äimliches düi i’te auch aut' des Itischols Henuaiin dalirniarkts- 
privUeg vom Jahre lOtIO für die Kirche St. Kleinent bei Metz 
zutrelTen, wo es heißt: 

nundinas per ocU> rontinuox dies inibi solemniter teneri 
conetiluiinuH, jhici'ih ßnnam omnibux illue propera?Uihwi sab 
ttnalliemalis intermiiuitione habcmluia drninitiuntes: reum 

tarnen homicidii hinc e.rcliidimus . . . Kt iptnnUtm has nundi- 
nas banntdes esse censenius, sollü-ite Adrocatus . . prooideat, 
ne ifuid . . detrahatur^). 

An sieli hätte es zwar viel Wahrscheiiiliclikeit für sich, daß 
Itischof Hermanii von Metz, einer der eifrigsten tiegner des Kaisers 
(Heinrichs IV'.), sicli hier ein Recht augemaßt hätte, das ihm in 
W'irkliclikeit nicht zustand. Ebensogut aber ist es möglich, daß 
er sich zwar die Bewilligung des Kaisers verschaltt, ihre aus- 
drückliche Erwähnung aber in seiner Austührungsurkunde ge- 
tlissentlich ebenso übergangen hätte, wie er zwischen 1080 und 
1090 in seiner Rekonstruktionsurkunde des von Bischof .Vdalbero III. 
1049 dem Kloster St. .\rnold bei Metz verliehenen achttägigen 
Jahrmarktes die damalige Einwilligung des Kaisers Heinrich Hl. 
stillschweigend außer .-Vcht läßt*). 

,t. Wenden wir uns nunmehr zu den positiven .Äußerungen der 
tiuellen über den örtlichen (reltungsbereich des Marktfriedens, so 
sind von solchen Zeugnissen, die sich nicht näher über den mate- 
riellen Inhalt des Marktfriedens verhalten, zunächst hervorzuheben 
die beiden oben abgedruckten Privilegien für die Erzbischöte 

0 OaU es sk'li um ileii < iallusmurkl und um eine mvlirtügige Dauer 
handelt, ergibt sich i. II. erst aus der llestütigungsurkiiude des Bischufs 
Dietrich (Schmidt l'. B. ,S. 301). — Das bischöfliche Privileg für Abt und 
Kloster St. .Airy bei Verdun (1082), (’alinct III S. 7 und 8, kommt nber- 
baiipt nicht in Betracht, weil der dort verliehene .lahrmarkt zweimal im 
Jahre und zwar immer nur an je einem Tage, zu St. Andreas und St. Age- 
ricus, stattlindet, also keines besonderen Friedens bedarf. 

l'almet II S. 24ö. Das Privileg wurde 1130 vom Bischof Stephan 
von .Metz bestätigt (Hist, de Metz S. 110). 

Die betreffende Urkunde von 104!1 (oder 10.52), bei Calme.t erste 
Aull. 1 S. 442 bezw. zweit« Aull. II S. 3tMi, ist zwar in der vorliegenden Form 
gefälscht, doch liegt ihr eine echte Urkunde zu (Irunde und ist zweifellos der 
.Vbtei damals ein Jahrmarkt verliehen worden (.Müsebeck S. 187, 19ö). Dali 
es sich ebenso wie bei dem Jahrmarkt der Abtei St. Klement um einen 
achttägigen Jahrmarkt handelt, ist daraus zu entnebmeu, dali Bischof Her- 


Digitized by Google 



128 


von Magdeburg und Bremen '). Die Handhabung des Bannes über 
die Marktfahrer auch außerhalb des Iminunitatsgebiets des Markt- 
herm, mag sie nun durcli diese selbst oder die königlichen Ge- 
richtsbeamten ausgeübt werden, darf statttinden nur in hoc statuto 
tempore, d. h. sie tindet ihre zeitliche (und damit ihre örtliche) 
Begrenzung in der Dauer des Jahnnarktes selbst. Des Ferneren 
ist hinzuweisen auf das mit Bewilligung des Kaisers dem 
neu gegründeten Münster Hall vom Würzburger Bischof 115(> 
erteilte Jahrmarktsprivileg: 

sollemne foruvi ante et poet. Jestum sancti Michahelie conti- 
nuis eeptem dielms celebrandum indirimus et eo euntibus et 
inde rerertentibus per Xllfl. dies pacem . . . sub ana- 
themate con/irmavimus^). 

Der auf den St. Michaelstag gelegte Markt soll sich auf sieben 
Tage vor und sieben Tage nach diesem Feste erstrecken und 
während dieser vierzehn Tage — der Festtag selbst wird als 
selbstverständlich bei Berechnung der Friedenszeit nicht ausdrück- 
lich mitberücksichtigt, wie sich Entsprechendes übrigens nicht selten 
auch anderwärts findet’) — sollen die Marktfahrer auf Hin- und 
Rückreise Frieden haben ‘). 

mann in seinem Rekoustruktions- Privileg (1080—1090), Cabnct II S. 306, 
gewissen (leistlichcn der Kathedrale sowie dem mhvMtus driia/is fünf .Solidi 
verteilt zum Ersätze für die Gelder, jui siii tonferuntur de privatit mereatis 
octo dierum; denn die kleineren (täglichen) Märkte, die bis zu diesem Zeit- 
punkt während der acht Tage der neu belebten St. Aniulfsuiesso ge- 
halten worden sind, besitzen neben dieser entweder überhaupt keine oder 
doch nur eine beschränkte selbständige Existenz und versprechen deshalb 
für die genannte Zeit überhaupt keine oder doch nur verminderte Einnahmen. 

>) S. 114 und 116. 

>) Wirt. V. B. U S. 103. 

*) Eisenach Priv. (1283) 29, Gaupp St. R. I 8. 203: /(em in festU (St. 
Georg, Johann d. T., Mariä Geburt. Matthäus .\p.) omnes, qui ad nostras libe- 
raUs mmdinas Isenach venerint, nasirum dneatum finnum tribus diebiis antra et tri- 
bus diebuj postea habebunt , . , exeeptis Ulis, qui prascripti sunt et fures; Ander- 
nach Jahrmarktsverlegung (1332), Günther III Abt. I nr. 187; ordinamus 
rmndinas . . in die beati Bartholomei . , annis sinculis perpetue servandas, . . eonce- 
dentes, ut omnes . . ad ipsas nundinas . . venientes per neroem dies ante et per novem 
dies post libertate omrsimoda fruantur, sie quod nullus aiium in ipsis novem diebus 
ante et post sie statutis in dieto nostro opido Andernacensi . . . arreslare vel impetere 
valent. Vgl. auch Essen fleinr. III. (1041). Laeomblet I S. 109. 

*) Vgl. auch die angebliche (s. oben S. .52 Anni. 1; Kriedensverleihung 
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Unter den Marktprivilegien, die sich auch über den Inhalt des 
Marktfriedens verbreiten, ragt als eines der iiltesten Friedrichs I. 
Urkunde aus dem Jahre IKit! über die zwei 16- bezw. 17-tiigigen 
Jahnnärkte zu Aachen hervor'). Es heißt zwar wie gewöhnlich: 
omnes ijUiHjue ad hau mtndinas etanentes eel inde i'edeunte» 
rel ibidem roiiiinorantes in rebus et personis ßrmum paeeiii 
habeant; 

voran geht aber die Bestimmung: 

nidliui iiiercator vel i/iielibef alia pereona in bis nundinis 
mercuiorem in causam diicat 2 ^>'o debitn snlcendn cel alio quo- . 
Iihet negocia iptod ante niindinas perpetratum fnerit; sed si 
in nnndinis uliquid per/ieram faehtm fuerit, in nandinis 
seciindum iusticiam emendetur. 

Man wird Rietschel in seiner Ansicht nur l)eistimmen können, 
daß dieses Verbot eines an sich gerechtfertigten .Angriffes ein 
Bestandteil des allgemeinen Marktfriedens sei''). Allerdings kann 
dann nicht gut ein Zweifel über die Grenzen der räumlichen 
Wirksamkeit des Marktfriedens, speziell desjenigen des Jahrmarktes, 
aufkommen. Scharf wird unterschieden zwischen dem. was vor 
(ante), und dem, was wälirend (in) der Marktzeit geschehen i.st, 
und demzufolge mittelbar gestattet. Marktfahrer während ihrer 
Hin- und Rückreise mit (gerechtfertigter) Klage und Arrestierung 
zu bedrängen, wofern nur der Jahrmarkt entweder noch nicht be- 
gonnen oder bereits geendet hat. Der Marktfriede schützt also 
.auch außerhalb des Ortes nur solange, als der Markt selbst währt. 

Seit Aachen mehren sich entsprechende Vorschriften zusehends. 
Unter ausdrücklicher Beschränkung auf die Zeit des Marktes 
wird sowohl für Jahnnärkte wie häufigere Märkte .Arrest oder 
überhaupt Klage gegen die Marktfahrer aus zurückliegendem 


Friedrichs II. für die beiden Jaliruiärkte in Bern (.Stadtrecht III. IV. — 
1218? — , Kcutgen Urk. S. 120); omnibus mhinuntibm tempore publiei fori 
theloneum tondono et paeem et seeuritatem . , tarn veniendo quam reeedendo 
re^ia Ubertate promitto . . FJ si aliquis mercatorum fuerit tempore fori spo~ 
liatuSf . . aut reddi fadam aut persoham. 

Keutgen Urk. S. 38. 

’) S. 203 und 204. S. aber unten S. 132 bei Anui. 4 und 5. 

Badorff, BfchtssUUonc der OUU ^ 
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Grunde teils allgemein'), teils unter ausdrücklicher Beziehung auf 
V'ermögens-®) und Strafklagen ") verboten. Die für Aachen mittel- 

') Für Jahrniärktü: Andernach Priv. (1332). oben S. 128 Anin. 3: 
Hern Stadtr. (1218?; 111 mit IV, Keutgcn Urk. S. 126; Kleve Stadtr. Buch 
(nach 1124) 109 § l, ZlHi. 10 S. 239: Koblenz Altes Gerichtsb. (1366 bis 
1424) 22 § 1, Hftr 8. 99; tf/ uns^r lieben frauen abent HiUkutatis zu vespt^r 

zeit £uet neu die frey zeit zu Coblenh . . also das man daraftee niewants tuehe 
kwunurt noeli ain gerieht beutet uoeh dem /reden ebtget und kein urtheil U'ciset und 
keyneu eyd thui/t keiner ma-^ sich auch loifs deylem ader den andern /redebruchig 
sogen Zusehen vorgenanter zeit bi/s u/ uen neesten geriehts tag muh S. Hetuigii 
Ist aber etroas mit geru hte vor der vorgenanten zeit angehaebest, mag ein jeklkher seistei' 
taege j«t/. r/.v/ /// zu setzen Itifsen ah X'or, ansprack und anhvurt mag man thun 
und das vor dem geriehls huifs, eyJe unde t rtheU sal man aber forheeysen al/s vor- 
i^eroirt, K i se n a c h Priv. tl283) 29, oben S. 128 Anm. 3: Fluskirchen Priv. 

1322) 2 mit 1. .Vnn. d. hist. V. f. d. Niederrh. 51 S. 102; Hamm Stadtr. 

1213) 18 mit 16, Keutgen Urk. S. 150; Hclinarshauscn Priv. (1254), 
Wigand IV. I S. 23: Hürde Rechtsbr. (1340) 7, «»engler St. R. S. 198: 
Höxter Stat. (1223 1257) 4, Gcngler St. R. S. 202: Köln Ordnung der 
Messe (nach I3ü0) I. 11, Stein U S. 29: Lechenich Rechtsbr. (1279) 25. 
Gengier St. H. S. 244; Lippstadt Stadtr. (1198)5, Keutgen l’rk. S. 148; 
t/uod foi-o annuali, duohus diebns ante et post iudicii rigore tsullus hominum astringitur, 
nisi in reeenfi aliquid emergat vel quis exterminatus dtprekendatur. F.odem modo tres 
dies in ebdonuul.t seilket Dominkas dies, ferks secunda et feria P. Ubere sunt coneesse ; 
Lünen Reebtsbr. (1341) II mit 10, v. Steinen IV S. 239: Rees erzb. Köln. 
Priv. (1240), Idesegang 8. 102: item statuimus in ipto oppido nundinas (3mal jc 
4 Pago im Jahr«'). Cnnetis autem ad easdem nnndinas veniesttibus seenadum ius 
suum ptix ßrma servabitur et non poterunt per iudkium persone vel res sue daran 
ftbus nundmii ouupari. Si quid vero dampni illuc aeeedentes seu redtuntes per in- 
iuriant ineurrerit nos ipsis proeurabimus resareiri. Zülpich Weistuui, (irimoi VI 
S. 680. — Kür hkufigere Markte: Kleve Stadtr. Huch (nach 1424) 109 
^ I. ZUG. 10 S. 239: Kuskirchen Priv. (1322) 1 und 2, Ann. d. hist. V. f. 
d. Xiederrh. 51 S. 102; Haltern Priv. (1288) 5, Gengier St, R. S. 178; 
Hamm .St-adlr. ^1213) 16, Keutgen Trk. S. L!j0: Hördc Hechtsbr. (1340) 6 
und 7, (Jengler St. R. S. 198: Lippstadt Stadtr. (1198)5, s. diese Amn. 
oben: Lünen Hechtsbr. (1341) 10 und II. v. Steinen IV S. 239: Wesel 
Priv. Best. (1277) 16, Wigand IV, 4 S. 409. 

Kür Jahrmärkte: Koblenz Stadtr. (1363—1443) 37, Hfir S. 54 ; 
Krefeld Priv. (1373). Laconiblet III S. 644; Hamm Stadtr. (1213) 18 mit 
16, Keutgen Urk. S. 150; Hildesheim Stadtr. (um LiOO) 145, Doebner 
r. H. I S. 294: Köln Ordinaneie von der freien Messe (1387), Stein I S. 129; 
Wien Stailtr. (1296; 36 und 3.5, Keutgen Vrk. S. 219. — Kür häufigere 
Märkte; Aliendorf Kreih. Brief (1370) 5. Geugicr St. H. S. 4: Hamm 
Stadtr. (1213) 16. Keutgen l'rk. S. 150: Odornheiin Stadtr. (1286), Böhmer 
acta nr. 454. 

Für .Tahrmärktc; Koblenz .^Ites trerichtsb. (1366 — 1424) 22 § 1, 
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bar sich ergebende Sclilußfolgening för die Zeit außerhalb des 
Marktes wird also auch hier für Arrest und Klage sowohl bei 
Vermögens- wie bei Straf klagen mittelbar ausgesprochen. Was 
dagegen wahrend der Marktzeit geschieht, kann, wie schon 
Aachen') hen'orhebt, uneingeschränkt iin Rechtswege verfolgt 
werden, handele es sich nun um Vermögens--) oder Straf klagen ’). 
Daß diese Ausnahme bei Klagen der zweiten Art vorzugsweise zur 
Sprache kommt, liegt wohl daran, daß gewisse V^erbrecher über- 
haupt nicht durch den Marktfrieden geschützt werden sollen '), und 
daß nun im Gegensatz zu vormals begangenen Delikten, auf die 
sich der Friede erstreckt, betont wird, daß die gleichen, aber 
während des Marktes verübten Straftaten nicht frei sind. 

Wo es sich um eine städtische Aufzeichnung des in der Stadt 
geltenden Rechtes handelt, wird, und zwar vorzugsweise in späterer 
Zeit, die Stadt, der Marktort selbst als der Marktfriedensbezirk 
bezeichnet, in dem ein (an sich gerechtfertigtes) Vorgehen gegen 


Bär S. 99: Kfilii Urdinaiicic von der freien Me.s«c (1387). Stein I S. 129: 

Wien Sladtr. (1296) 35 und 3ö, Kontgen Urk. S. 219. — Fnr Wnctieii- 
märkte: Odcrnhcini Ktadtr. (1286). Bfihinor acta nr. 4.54. 

') Oben S. 129. 

•) Für Jahrmärkte; jKrefeld (1373) und Kfiln (1387), beide oben 
.8. 13(1 .\nm. 2, sowie Kfiln Ordnung der Messe (nach 1360) 1. 1 und 111. 

10, Stein II S. 28. 31. — Für Wochenniärkte: Odernheiiii (1286 , 
i>hen S. 1.30 Anin. 2. 

•) Kür Jahrmärkte: Koblenz (1366—1424) 22 § 2. 3; Krefeld(1.373‘: 
Kiiski rche n (1322) 4; Hamm (1213) 18 mit 16: He liuarshaiiscn 'I2.'>4): 
Höxter (122.3—1257); Köln (nach 1360) II. 9—11; l.cchcnich (1279'i: 
I.ijipstadt (1198): Zülpich Weistum, alles oben S. 1.30 .\nm. 1 bis .3. — 
Für h äu fi gern Märkte; .\llendorf (1.370); Euskirchen (1.322) 4: Hamm 
(1213)16: Eippstadt (1 198): Odernhoini (1286); Wesel 1277). alles 
oben S. 1.30 .\nm. 1 bis .3. .\usserdem Kreiburg i. 1'. Handf. (1249) 78, 
(Jaupp St.H. II S. 96. 

*) Namentlich kommen solche Verbrecher in Betracht, die bereits vit- 
festet sind, daneben hauptsächlich Mörder, Mordbrenner, liäuher. Hiebe nml 
solche Leute, die mit der betreffenden Stadt in offener Fehde liegen (s. die 
Belege oben S. 130 .\nm. 1 ff., S. 131 Anm. 1 ff.). Nur in Zülpich Weist. !} 2. 
(irimm VI S. 680, .scheint beim Jahnnarkt eine derartige .Ausnahme nicht 
gemacht zu werden: so ive Ja tnhinnen in frtitn mart konH, hett hei alle 
missdaet ^etkan^ die mensche ie ^edede^ an Jen email man nit tereifen . a.< 
tan^e ah die freiheil wert. 

9 * 
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den Gast verboten ist ; aber anderwärts wird ausdrücklich her- 
vorffehoben, daß dieses Vorgehen, solange der Markt wahrt, auch 
außerhalb des städtischen ((ierichts-) Bezirks untersagt ist^). Wer 
trotz des Verbots seinen Schuldner während der Marktzeit beklagt 
oder arrestiert, verfallt der hierfür angedrohten Strafe; er kann 
sich aber bisweilen (unter Eid) damit entschuldigen, daß ihm ilie 
fraglichen Vorschriften unbekannt gewesen seien ’). 

' 2 . Was den materiellen Inhalt des Marktfriedens an- 
langt, so erscheint es zweifelhaft, oh das Verbot gerechtfertigter 
Angriffe auch schon in älterer Zeit unbedingter Bestandteil desselben 
gewesen ist. Die knappen .Ausdrücke in den Urkunden, wie z. B. 
i/ujuietfire, irrittivi’. motrutan-, riolare, geben darüber keine Aus- 
kunft. .\ber die, unter Verhängung des Bannes über Zuwider- 
handelnde. gegebenen Vorschriften für den Markt in Villingen 
von 99! •: 

xeeutv et cum tnliug trnni/uillitafü pace eanf, redeant et 
sine iniilsto quolibel dnmpno negocium suuni e.rcolanl*), 
und für den Jahrmarkt in Verdun von 1092; 

ne (juis sine lege nocent auf riin jaciat eenientibu» sive 
redeuntihus^), 

würden doch eher dahin gedeutet werden müssen, daß ein <in sieh 
gerechtfertigtes Vorgehen auch durch den Marktfrieden nicht auf- 
gehalten werden sollte. Erst Bischof Hennanns Privileg für Metz 

Vgl. I. 1(. Hildeshcim Stadtr. iiin 1300) 14ä, Doebiicr U. B. I 
S. 2!(4; Koblenz Stadtr. (1363 — 1443) 37. Bär S. .74: Kleve Stadtr. Burb 
(naeh 1424) 109 § 1, Zlid. 10 S. 239. 

’) Hamm Stadtr. (1213) 16. 18, Keiitgvn Vrk. S. 150; HSxtcr Stal. 
(1223-1257) 4, Ceiiglor St. U. S. 202; Kees (1240). s. oben S. 130 Anm. 1 : 
Wesel gräfl. Priv. Best. (1277) 16, Wigand IV, 4 S. 409; Disenacb Priv. 
Krn. (1283) 29, (Jaupp St. R. I S. 203; Wien .Stadtr. (1296) 36, Koutgen Urk. 
S. 219; 7.*/r nfwtn tntch . . in tten vritif furstiUhes stJurmts allf, äU zu tUm Jar~ 
marikte i/niment, und ^fben in Sicherheit, daz si niht mitten werden hechla^et 
tn dehaine nt i^erikte umh dehain sacke noch umb dehain schulde deu 
auterhnlb des jarmarchtes sei geschehen , und (Forts, oben S. 121 .Anm. 1; 
seist vri di zit nsw.): Euskirchen Priv. (1322) 1. 2, .Ann. d. hist. V. f. d. 
Niederrh. 51 S. 102; K5ln Ordinancie von der freien Messe (1387). .Stein 1 
S. 129; Zülpich Weist. §2, (irimm VI S. 680. 

*) Hildeshcim Stadtr. mm 1300) 145, Itoebnor 1'. B. 1 S. 294. 

*) Keutgen ürk. S. 31. 

») Palmet III S. 7. 8. 
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aus dem Jahr 1090 gibt mit dem Satz, nur der rm» homicidii solle 
vom Marktfrieden ausgeschlossen bleiben die erste Andeutung 
eines Verbotes solchen Vorgehens gegen die auswärtigen Marktfahrer. 
Es ist charakteristisch, daß erst seit dem Jahrmarktsprivilegium 
Friedrichs I. fiir Aachen von llOti sich die Untersagung solcher 
Angriffe gegen Marktfahrer mehrt, welche außerhalb der Marktzeit 
unbedenklich zugelassen worden waren, ja daß diese Untersagung 
der Hauptbestandteil des Marktfriedens zu werden scheint. Es 
dürfte dies Zusammenhängen einmal damit, daß in späterer Zeit 
der aus dem Burgfrieden entwickelte Stadtfrieden’) schon einen 
genügenden Schutz gegen migerechtfertigte Angriffe, namentlich 
gegen körperliche Verletzungen zu gewähren schien, zweitens aber 
damit, daß sich im (Jegensatz zu früherer Zeit die .\nschauung 
darüber, was ein gerechtfertigter -\ngriff sei, sehr zu Ungunsten 
der (Jäste verschoben hatte und zwar infolge der oben geschilderten 
Entwicklung der tJerichtsstandsverhältnisse’) und namentlich auch 
des Arrestes ' i. Die nunmehr Aveitgehende Möglichkeit. Amswärtige 
am Marktort zu belangen und zu arrestieren. mußte deshalb im 
Interesse des Marktverkehrs beschnitten werden. Namentlich für 
die weither besuchten seltenen Jahrmärkte war dies wichtig. 
Und so kann es nicht Wunder nehmen, daß in s]iäterer Zeit nur 
auf Wochenmärkten im Gegensatz zu Jahrmärkten bisweilen Arrest 
und Klage gegen .\uswärtige uneingeschränkt zugelassen wurde'), 
während früher der Inhalt des Marktfriedens ttir beide ,\rten von 
Märkten der gleiche gewesen war“). 

II. Außer im Falle des Marktfriedens waren die in die 
Stadt eintretenden (iäste noch bei mancherlei sonstigen Gelegen- 

') S. oben S. 127 bei .\nm. 2. 

*) Rietschel S. 216 ff.. Keutgen Urspr. S. 52 ff, 

’) 8. 38 ff. 

“)S. 41ff. 8. 86 ff. 

Freibarg i. U. Handf. G249) 126, Gaujpp St. R. II S. 103: nullus 

bür^ensis aut non burgensis neminem^ qui aä nostrum forum vtmi'it, in sabbato va- 
dktre lübct, niu sibi yit/thasor aut Jibitor futrit (dieser Arrest also gehört nicht 
zu der in § 78 ebenda mit Strafe bedrohten Zufügung von dampna); Koblenz 
Stadtr. (1363—1443) 37, Bär S. 54; Überall darf um Schuld besetzt werden, 
nur nicht während der großen Messe und während drei anderer, an drei 
verschiedenen Tagen jährlich stattfindeuder Märkte (vgl. Bär S. 145. 146). 
S. auch Lechenich Rechtsbr. 25 mit 26, Gcngler St. R. S. 244. 

•) S. oben S. 112 f. 
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heiteii von einer an sich möglichen Anbringung von Arrest und 
Klage befreit. 

I . Ein AusfluU des -Asylrechts *) der Städte war es wohl, daU 
Eiernde, die in der Stadt Einlager halten mußten*) oder aber sich 
liezw. ihre Habe in die Stadt flflchteten *), in dieser Beziehung 
ausgezeichnet wurden; nur durften sie sich dem Stadtgerichte nicht 
überhaupt entziehen wollen ‘). Für das, was in der Zeit ihres 
Aufenthalts geschah, galt jedenfalls Göttingens Satz: 

ef ne ni tiat he hreke eder l>orghede wat. de wile dat he 
hi leonde. da maeh me ou umme besetten und sin have’‘). 
Ein Ausfluß der Billigkeit war es, daß hier und da Gä.sten, 
die zum Zwecke der Firfüllung ihrer Verbindlichkeiten*) oder auf 
Einladung von Bürgern’) die Stadt betraten, Freiheit vom Arrest 
zugesichert wurde. Auch ötfentliche Interessen mochten im ein- 
zelnen Falle die Ausbringung des .Arre.stes verhindern; sie fanden, 
wie in dem Verbote die Einbringer bestimmter (iflter aufzuhalten 
oder in dem Gebote vorheriger besonderer Zustimmung des Rates “), 
ihren bezeichnendsten Ausdruck in der Vorschrift: 

nei/n bortjer sali si/ck gasles gudes undenvynden . . dar 
der Stadt krnf ran ijueme eder kamen mochte 'V- 

') Vol. Keutguii l’rspr. S. 69, Riotschel 8.218 IT. 

*) Hameln Hechtsbeat. (1277). Mcinardus S. Ö7 : Krankfurt a M. 

Stat. um 1350) 83. Sei. an. I S. 72. 

b .tnnweiler Stailtr. (1219) 4, Keutgen Irk. S. 138; .titenburg 
Sladtr. (1256: 12, (laupp St. R. I S. 210; Güttingen Stat. (1354) b, Pufen- 
dorf 111 .Vpp. S. 175. 

■•) StraUbiirg Erste» Stadtr. (12. Jahrli.) 2. Keutgen l'rk. S. 93. 

*) Güttingen Stat. (1354) L, Pufendorf 111 -tpp. S. 175. 

“) Köln Eidbuch (1341) XX. 2, Stein I S. 47; vgl Wartberg Ver- 
trag beider Städte (1333). Wigand IV. 3 S. 294. S. auch Hildesheim Stadtr. 
(um 1.300) 157, lioebner V. B, I S. 295. 

’) .\hlen .\lte Stat. (13.S0) 15, N'iesert 1'. S. III S. 215. 

" .\hlen .\lte Stat. (1380) 16, Niesert l'. S. III S. 215; Braun- 
»ehweig Stadtr. 1401) 77. Hänselmann I S. 108; vgl. München Stadtr. 
Huch (1347) 379, .Vuer S. 160. 

Köln Eidbuch (1341) XX. 1, Stein I S. 47; Braunachweig Stadtr. 
(1401) 77, Hätiselmann 1 S. 108. Bei .Arrest von Gast gegen Gast: Goslar 
Stadtr. (um 1.3(X)), Göschen 66. 1. 

“) Dortmund Jüngste Stat. Samml. (um 1400) 27, Krensdorff S. 175. 
I>ie.scr Satz wird ebenso wie z. B. die Vorschrift in Riga umgearb. Stat. 
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2. Von den bisher besprochenen Fällen eines Schutzes vor 
Arrest und Klage unterscheidet sich der mittels des sog. Ge- 
leites gewährleistete Schutz dadurch, daß er für einen spe- 

(um 1300) I. 8 § 1, Xapiersky S. 14.5; so anr c« «/»,■ iorgAort in vromtdr 
land kunU, dar loi vrsdt medr kfbbrt^ undt dar ene htidraehJp Art makrt, van wrfkir~ 
Uyr stukke da/ rt si, dar dr vrunscap mede ^hrsceden maih tverdtn, dt sal dar tot dir 
vartn undi sral sh dar vorrvrnen, iset dal ft rtUntannrn o/tc andtrrn rra/tightn ludrn 
unttit is, besonders auf möglichste Abwendung der Gefahr auswärtigen 
Kepressalienarrestes gegen einheimische Bürger abgeziclt haben. — Eine 
Beseitigung derartiger Verwickelungen haben auch noch andere Vorschriften 
im .Auge. So wird verschiedentlich bestimmt, daß der cinheiini.schc Käufer 
den auswärtigen Verkäufer binnen einer bestimmten kurzen Frist, nämlich 
an demselben oder doch am dritten Tage, bezahlen soll, widrigenfalls der 
Verkäufer das Recht besitzt, den Vertrag alsbald aufzulösen oder den Käufer 
durch Haft zur Zahlung zu zwingen: Priv. des Oraf<-n von Holland für 
Kübcck (1298). Lfib. U. B. I nr. fi75; Priv. des Regenten von Holland 
für die Kaufloute der deutschen Hansa (1358) § 22, Hans. B. III B. 177: 

Kflln Ordnung der Messe (nach 1360) III. ö, Stein II S. 31. Des ferneren 
steht Strafe darauf, wenn die Bürger ihren Verpflichtungen gegen Gä.ste 
nicht gehörig nachkommen, z. B. Geldstrafe (3 Mark) in Wismar 
Bürgerspr. (1345) 4 , Burmeister Bürgerspr. S. 3: solvant quad iiurrimonit de ipso 
non fiant sub pnta /// marrarum , oder Stadtverweisung in Rostock Rats- 
urk. (1301), Mcklb. L'. B. V S. 10 (wo der Rat schlieülich außerdem die 
Gäste von Stadt wegen bezahlt), und in Braunschweig Stadtgesetzsamml. 
(vor 1349) 51, UänscImann I S. 47. Hierher ist es schließlich auch zu 
rechnen, wenn der Bürger, der in oder außerhalb seiner Stadt einen Gast 
oder sein Gut besetzt und gastes recht (vgl. unten Kaji. VI) zu tun weigert, 
mit einer Buße von tchen sehok belegt wird: Prag Stal. Hecht (1314 bis 
1418) 117, Rößler I S. 71. — Der Reprcssalienarrest. namentlich bei Klagen 
um Schuld, ist Ausfluß eines Gedankens, demzufolge schon im alten frän- 
kischen Rechte Geschlechter, Gemeinden und Hundertschaften bei Strafsachen 
und wegen öffentlicher Abgaben für ihre einzelnen Mitglieder (vgl. Gierke 
II S. 386 — 389, sowie I S. 73 n. 43) hafteten. Voraussetzung der Aus- 
bringung des Reprcssalienarrcstes gegen Gäste, namentlich wegen Schuld- 
fordernngen, war im Mittelalter von Rechts wegen die Unmöglichkeit für 
den Gläubiger, im ordentlichen Gerichte des Schuldners von diesem Recht 
zu erlangen, weil Recht geweigert oder die Erfüllung der im auswärtigen 
Gericht erklagten Schuld über Gebühr verzögert wurde, ln solchem Falle 
durfte er sich an die Mitbürger des auswärtigen Schuldners halten: Priv. 
Friedrichs I. von 1173, oben S, 99 Anm. 3, bezw. an des Schuldners Gc- 
moindegenossen : Mühlhausen Stadtr, (1230—1250). Herquet S. 621 (inkumit 
ttbir di selpqildi nicht herin unde heit he dutze gieiagit, alsi is reeht is, vor 
aemi. di tu riehteri ubir un gisazt ist, unde daz he us ume dan bikennit, 
kumii dan dir dichein herin. di zu rechte vur tn phandunge liden sal, daz sint alli 
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zielleii Fall einer einzelnen Persönlichkeit versprochen wurde. 
Es ist liier nicht von dem Geleit die Rede, welches als nutzbares 
Ke^^al, d. h. jfegen Entgelt von den Territorialherren geübt wurde, 
dem Geleiteten vor allem oder sogar ausschließlich Schutz gegen 
ungerechtfertigte Angriffe, namentlich gegen Mord und räuberischen 
Cberfall. bieten sollte und den Geleitgeber zu (hiiuflg verdoppeltem 

tU. Ji ivazzir uniit- ü'rwZr mit unu imzzin unäe tiitin tottiir biid- z»tt kztrin ^wt 
tii luU mac hf ufhaldi mit tirmi srlbin rtchu alsi din stlp^-ldin). .\uf die 
erwähnte Vuraussulzung wird iiauiciitlich häutig in Verträgen hiiigewiescii. 
so z. B. im Vertrag des Herzogs von Lothringen mit dem Grafen 
von Holland (1200;, Hans. U. B. 1 S. 30; von Hamburg mit Wursten 
(1238), Lappenberg Hamb. L. B. >S. 441; von Boppard mit Köln (1252), 
Gcngler Kod. S. 256; von .\rnstadt mit Erfurt (1283), Amst. U, B. 
S. 23; von Köln mit Nimwegen (1278), oben S. 65; von Hannover mit 
Bremen (1301), Ehmck 11 S, 5; quod nuUus Imrgemmm nostrorum possit 
fh’ts Brtmensts vH ntmftos suos aut bona ipsorum arrtstar; vH aliqua mado a/u* 
imptdirt pra dtbitis aJUuiSf nhi pnus maniftstum esut dominis tonsulibtts Brrrnrnsibus 
tt atiis bonis hvmi»ibuSf quod ertdUori fuisset in ehdtaie Brauenn iustitia dentgata; 
vgl. aueh die Schreiben Lübecks in der Bischofselicn Angelegenheit von 
1368 bis 1369, Lnb. 1'. B. III nr. 672. 677. 700. l'nd mit Rücksicht auf 
diese Voraussetzung wird auch umbc gemath vrtdt inde gontynt guit dtr 
Stetde den Bürgern anbefohlen, sich von voniherciu zuverlässige auswärtige 
Schuldner auszusuchen; Köln Eidbuch (1341) XX, Stein?! S, 47; desgl. 
Hambu rg - Wurst en (1238), Lappenberg Hamb. II. B. S. 441; Bremcn- 
Emsgau (1255), Ehmck 1 S. 307. Tatsächlich wurde allerdings in jenen 
unruhigen Zeiten die Schranke jener Voraussetzung (die übrigens einzig für 
Nürnberg kraft einer singu/aris pnrogativa nicht bestanden haben soll; 
Künigsfold Rechtsbr. Karls IV. von 1360, § 4 und 5, (Jengler St. R. 
S. 225) häutig übersprungen, welcher Zustand indessen als ein rechtswidriger 
und unbequemer allgemein empfunden ward; grave est, legibus et equitati con- 
trarium, quod aliquis pro atio pregravetur ^ et exinde frequenter etiam ramcores orü 
iintur ^Vertrag zwischen Jülich und Köln von 1296, Ennen III 8. 406). 
Stobbo Vertr. S. L52 hält diesen letzterwähnten Zustand freilich für den ur- 
sprünglichen und den Satz, der Gläubiger müsse zunächst versucht haben 
Recht zu erhalten, für eine mittelalterliche spätere Abschwächnng. Diese 
.Vnsicht Stobbes wird, wenigstens für Reichsangehörige, abzulehnen, es 
wird vielmehr mit Wach S. 40 .mzunehmen sein, dali, entsprechend der 
italienischen Entwicklung, die Schwächung der kaiserlichen Macht, wie 
sie die Verwirrung der (ierichtsstandsveihUltnisse und das forum arresti 
begünstigte, so auch jm Repressalienarrest seit dem 12. Jahrhundert ein 
Mittel aufkominen ließ, das bei Rcchtsweigerung die fehlende oberstrichtcr- 
liche durch die Selbsthülfe ersetzte. Die älteren landrechtlichen Quellen 
kennen ihn im Gegensatz zu den städtischen bezeichnenderweise noch nicht. 
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oder dreifachem) Schadenersatz verpflichtete, wenn der Geleitete 
durcli derartiges Unrecht an Leih und Gnt beschädigt worden war. 
Diesem Geleit, dem Reisegeleit, tritt das in den Städten geübte 
jirozessuale Geleit gegenüber, dessen Kern])unkt darin liegt, ge- 
reclitfertigte .\ngrifte von Person und Gut des Geleiteten fern 
zu halten. Ks wird deshalb in seiner ursprünglichen Form vom 
Richter selbst gegeben, der auf diese Weise seine Zuständigkeit 
gegenüber dem Geleiteten für diesen Fall ausschlieüt und dem- 
zufolge niemandem, der den Geleiteten arrestieren oder beklagen 
will, zu seinem vielleicht an sich begründeten Rechte ver- 
helfen kann. 

a) Bevor im Kinzelnen auf dieses prozessuale Geleit ein- 
gegangen wird, .sei darauf hingewieseu, daß in den deutschen 
Städten auch eine -\rt von Privatgeleit e.\istierte, kraft dessen 
sich eine Privatperson verpflichtete, von Person oder Gut des in 
die Stadt kommenden Gastes .\rrest und Klage abzuwenden. In 
laibeck schon l'i'it> von Friedrich II. mit dem Satze verboten: 

jirmi/er inftiöeinun , ne aliyuu pereomt magna rel pareu, 
Kei idarie eel ec<-leaiu»lira, peraonr alirni conductum prrbeal in 
cieiUilem predictam, ijuin ip-ia cuilibel impettnfi eum in iure 
debeal retpondere 

wird es noch um I3(M) in einer interessanten Stelle des Nord- 
hausenschen Schultheißenbuehs*) dahin erläutert; 

ai quis in aitam Ivtelam tive in Huum ducutum ivripere 
l•olllerit equoa eel currua alicuius, nuncium xiium in aignum 
posaeaaionia equia cel cnrru auperponat, et ai non Jecerit, ipti- 
ruiHijue id cum precone injiugnarcrit, illud pro pignore iure 
pingniori oplinebü. 

Wie .sich dieses Geleit im Einzelnen darstellte und ob namentlich. 
wa.s wahrscheinlich ist. der Geleitgeber an Stelle des Geleiteten 
eine Dritten gegenüber wirksame gesetzliche Vertretungspflicht 
überkam’), läßt sich auf Grund des düiftigen Materials nicht sagen. 

') Stadtr. 13, Keutgcii Urk. S. 187. 

*) Stadtr. 37, Kocr.^teinann X. M. III, I S. 41. 

’) Vertraglich konnte er sich dem (rclcitetcn gegenüber iiatörlich zur 
Leistung an den Dritten verpllichtcn. V’gl. die Entscheidung in Brünn 
.''chöllcnb. (um 1350) 108, Hößler II S. 57, welcher folgender Fall zu Grunde 
liegt ; fa ChroHsir ervis invitavit rusticum de viUa in domum suam sub hoc pro- 
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h) 1. Das prozessuale Geleit wird, wie oben erwähnt, 
grundsätzlich vom Richter allein erteilt. Das ist die 
•\uffassung des Görlitzer Landrechts’): 

Icyelich rifhtar de geleite yibk einem man, der in »ime 
fjerichte icht zo vordirn hat, der ne »ol inte nicht geleite gebin 
ron deine neetin darf bi der stut da er rirhtar is, sundir von 
deine leetin ende sini» gerichtie; 

und dem Erzbischof von Köln, der das Geleitsrecht in der Stadt 
in Anspruch nimmt, cum ipee sit eummus iude,r et dominus ciei- 
tdtis < 'oloniemis, wird dies Recht seinem Verlangen gemäß von 
den Schiedsrichtern zugebilligt *) und demgemäß an anderer Stelle 
des Schieds hervorgehoben : 

si alupiis foraneoruni metiim alleget, guod in Colonia agere 
non audeat, debet dominus archiepiscopus eum conducere super 
ius suum^). 

Dieser Zustand blieb der regelmäßige überall da, wo des 
Stadtherm Befugnisse in Ansehung der Besetzung und Verwaltung 
des städtischen Gerichts sich im Wesentlichen unberührt erhielten ‘). 


misse, si osatparftur iss ävitaU, VftUt ipsum aösohwre sine iiamno; die Schöffen 
urteilen: tiuod oecuptttio in qua civis promiserit rustiaun nbsah'ere, intelliqemltt est 
quanht'u ad facta praetnita et non ad futura. — .Auf eine gesetzliche Vcrtretungs- 
pflicht kann vielleicht die .Analogie der oben S. 107 f. behandelten Vertretungs- 
pfliebt der Wirte hindcuten, die den bei ihnen besetzten Gast oder sein 
Gut im Gericht stellen müssen: lassen sie beides freiwillig aus dem Hause, 
so müssen sie die gegen den Gast gerichtete Klage erdulden, 

•) (nach 1300) XLIV § 7, Homeyer Görl. LK. S. 210. 

’) Köln Schied (1258) Klagepunkt 47 des Erzbischofs und Entschei- 
dung dazu, Keutgen Urk. S. 163 bezw. 170. 

’) Köln Schied (1258) Klagepunkt 3 der Börger und Entscheidung 
dazu, Keutgen Urk. S. 164 bezw. 170. Über die Kölner Gerichtsverfassung 
vgl. Lau S. 5 — 16. 20—23. 30, sowie Heldmann S. 115- 117. 

*) Altcnburg markgr&ll. Stadtr. (1256) 9 und 1, Gaupp 1 S. 211 bezw. 
210: seuUetus qtii pro tempore vobis est pre/i, ie ndus; Salfcld Stadtb. (nach 
1300) LVII, Walch I S. 28 (vgl. CLXXII, ebenda S. 57); Rudolstadt Stadtr. 
(1404)41, A. L. J. Michelsen, Rechtsdenkmale aus Thüringen. Jena 1863. 
S. 213 (vgl. ebenda S. 200 ff.); Kleve Stadtr. (nach 1424) 109 § 1. 4, ZRG. 
10 S. 239. 240 (über Ein- und Absetzung des Stadtriebters ebenda § 9, S. 430): 
Bamberg Stadtr. (1306) 91 sowie 100, Zöpfl S. 28. 30 (über die Gerichts- 
verfassung vgl. ebenda Einl. S. 52. 54). 
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Und auch da, wo der Rat der Stadt in dieser Beziehung ihm nicht 
unerhebliche Rechte abgewann , mochte die selbständige Geleits- 
erteilung durch den Richter dem Einflüsse des Rates entweder 
Oberhaupt nicht ') oder doch nur zum Teile*) unterliegen. Immer- 
hin läßt sich nicht verkennen, daß insbesondere im 14. Jahr- 
hundert der Stadtrat in erheblichem Maße bei der Erteilung 
des prozessualen Geleites mitwirkt, sei es in Verbindung mit dem 
Richter, sei es in Unabhängigkeit von ihm. 

Letzteres kann namentlich überall da nicht befremden, wo der 
Rat durch Verpfändung oder durch Verkauf des Gerichts seitens 
des Stadtherm selbst zum Gerichtsherrn geworden war. In solchen 
Fällen scheint dem Richter jede Entscheidung über die Erteilung 
des Geleits genommen und diese Befugnis ausschließlich dem Rate 
vindiziert worden zu sein-'). Es mag dies damit Zusammenhängen, 
daß der Rat als kommunales Organ die Interessen der Stadt 
wahrznnehmen hatte und ein enger Zusammenhang solcher Inter- 
essen mit der Erteilung des Geleits in mehr als einer Richtung 
zu Tage trat. Es ergibt sich als weitere Folge eines solchen 
Zusammenhanges, daß der Rat (und zwar nicht nur da, wo er 
selbst Gerichtsherr ist) für befugt erklärt wird, die für die 


') Brünn Schöffonb. (um 1350) 600 a. K., KöBIcr II S. 275; über die 
Gerichtsverfassung vgl. ebenda Kinl. S. LVI und LXIII. 

’) München Kechtsbr. (1294) 5, (icngler St. R. S. 294; über die Ge- 
richtsverfassung siche ebenda §§2. 3 und 6. Vgl. Bamberg Stadtr. (1306) 100, 
unten S. 140 in und bei .4nni. 3. 

Lübeck: Stadtr. (1294) I.VIl, Hach S. 273: Düneinark an Lübeck 
(1320—1325) und von Buchwatd an Lübeck (um 1365), Lüh. U. B. II, 1 nr. 465 
biw. III nr. 749. Über die Gerichtsverfassung Lübecks siehe C. Wehr- 
mann, Die obrigkeitliche Stellung des Rats in Lübeck in Hans. Gesch. Bl. 
Jahrg. 1884 S. 53 und .58, sowie Planck I S. 33 £f. — Goslar: Stadtr. (um 1300), 
Göschen 49. 23, und Minsleben an Goslar (1311 — 1321), Gosl. U. B. III 
S. 314. Über die Gerichtsverfassung Goslars vgl. Bode, Einl. ru Bd. I und 
II des Gosl. U. B., sowie Planck I S. 30 ff. — Magdeburg: Alph. Samml. 
Magdeb. Schöffetisprficlic Kap. 305. Wasserschieben S. 91. Über die Gerichts- 
verfassung Magdeburgs vgl. G. Stöckert, Die Reichsunmittelbarkcit der 
Altstadt Magdeburg in Hist. Zeitschr. Bd. 66 S. 197. 202 und 215, sowie 
Planck I S. 21 ff. — Hildesheim; Verkauf des Gerichts und Geleits durch 
Bischof an Rat (1447), R. Doebner, Hildesheim im späteren Mittelalter in: 
Studien zur Hildcshcimischen Geschichte. Hildesheim 1902. S. 21; vgl. für 
die Zeit vor 1447 unten S. 141 Anm. 2. 3. 
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Erteilunjr des Geleits in Schuldsadien erforderliclie vorherige Er- 
laubnis des einheimischen Gläubigers entweder bei dem Richter 
durch die Ratsgenehmigung zu ersetzen') oder aber selbst, ohne 
Rücksicht auf den Gläubiger. Geleit zu erteilen’}. Der Rat um- 
ging dann den Gläubiger um der Stadt willen; 

r: fichol (wi-fi für yulle nimant kein geleil liahen . . . Kz 
frepe denn ein wirke gemeine notige heilige eache an, da ron 
man sein niht en/)ei'n moht und da: da: dg zweli erkenten, 
dg ron eine heren wegen und ron der eint wegen an dem 
efat gerillte eitzni . . , da: man im (lelegle geben schulle . so 
tehol im e: der Sehultkeiz geben in ein freiheil oder in ein 
iniintal oder an da: statgerihte ^); 

erer sal der rait nemanne rurwerde geren, id in ei mit 
willin Ol' wist der schnflgrmare. der rait in diinrke dan, dal 
id bax ei gedagn dan gelaisein, eo mogln ei id dogn, also dal 
maul den srholtgemaren känt due, ne rerre ae man marh '). 
Der Richter selbst war. anders als der Rat, an die vorherige Ein- 
willigung des Gläubigers gebunden *). 

') Mniichuii lifditubr. (12U4).'i. (ieiegler .st. K. S. Z94: ez so! inni der 
Rihtir dekeimn frü! her in die Stat jeehen niiih -^nlt un der rnf, die des rotes pße^ent, 
oder OM dis Reiters willen, vgl. oben S. 139 bei .4nni. 2, sowie unten in und 
bei .\nm. 3. 

*) bnbeek Stadtr. (1294j I.VIT. Hiicli .s. 273; Oilt tingen .Stat. (1354 >, 
l’iifendorf III .\pi). S. 199: Hildesliciiii Kat an d. von I.übeck (I.'lfiS}, Doebner 
r. H. II S. 171; Köln, unten in und bei .\uin. 4. 

■’) I! anib er g Stadtr. 'l.jIKl KXJ. Zöpil. S. .30. .Ulerdings wird die Kin- 
willigung des Kats hier nur mittelbar erteilt; die Knlsehcidiing über das 
vom ScliultlieiC zu erteilende lieleit für guUi (= fne sehuhs) liegt unmittelbar 
bei den vom Rat prSsentierten und vom Bischof bestätigten zwölf Schöffen, 
ln § 72, Zöpil S. 23, ist, wie hier angemerkt werden mag, nicht von Gclcits- 
erteilung die Rede. 

t) Köln Eidbuch (1341) -XX. 9, .Stein I S. 4S: vgl. folgende .\nmcrknng. 

*) Vgl. die Stadtrechte von .titenburg, Salfeld, Rudolstadt nnd 
Kleve, oben S. 138 .knm. 4, sowie von München, oben .\nmerkuiig 1, nnd 
Lüneburg Stat. (vor 1400). Kraut S. .52 und Gl. .-Ulerdings darf nicht 
übersehen werden, daß öfters auch der Rat, mochte er mm allein (Hamburg 
Stadtr. fl. 30 — 1292 — , Lappenberg S. 134; Lüneburg Stat. — vor 1400 
— , Kraut S. Gl und auch 52) oder in üemeiiischaft mit dem .stadtherrlichen 
Richter (Nordhansen Rechtsbr. 6 — 1290 — , Gengler St. R. S. 317, zu- 
sammen mit .Statuten 182 — um 1.30(1 — nnd 112 — 1308 — , Foersteinann 
N. M.III, 1 S. 69 bezw. III, 2 S.23; Koblenz Stadtr. 32u.4G— 1388 bezw. 1425 
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Aber nicht nur da, wo der Rat selbst Gerichtsherr ist, sondern 
aucli da, wo er nur irgendwelchen mehr oder minder großen Ein- 
lluß auf das Stadterericht ausüben kann, sehen wir ein Geleitsreclit 
des Rates sich entwickeln. Das Motiv dahin zielender Restrebungen 
war das oben erwähnte öftentliche Interesse der Stadt. Die Mög- 
lichkeit ihrer Erfüllung lag einmal in dem Örtlich vorhandenen Ein- 
fluß auf das Stadtgericht, dann aber auch in der „Dehnbarkeit des 
den Kern der städtischen Gerichtsbarkeit bildenden polizeilichen 
Gebiets, dem sich verwaltende und richterliche Funktionen der 
verschiedensten Art bequem anlehnen ließen“ '). So erklärt es sich, 
daß auch in Städten, deren Gericht sich als ein im Wesentlichen 
stadtherrliches erhalten hatte, wir den Rat. sei es in Verbindung 
mit dem Richter^i, .sei es völlig selbständig^), ein Geleitsrecht 

— , Bär S. 53 bozw. 55) («clcit zmn Schulze gegen Schuldarre.it und -klage 
erteilen, an die vorherige Einwilligung des Gliubigen gebunden wurde. 
Während bei Geleit gegen Verfolgung von Verbrechen u. dgl. neben den 
Strafanaprächen dc.s Verletzten auch fiffentliches Interesse vorhanden war, das 
den zeitigen Verzicht auf .Strafe unabhängig von dein Belieben des Verletzten 
fordern mochte, kamen bei Klagen um Schuld u. dgl. unmittelbar nur private 
Interessen in Frage. Das Geleit ward in letzterem Falle als Stundung der 
Schuld anfgefaUt (Lüneburg: dt imlneiis dandis, und Köln: s. wogen beider 
diese .knm.;, und sulche Stundung zu erzwingen, erschien hier und dort als 
ein zu harter Eingriff in die Sphäre des Einzelnen. So ändert Köln seine 
oben S. 140 bei Anni. 1 wiedergegebene Vorschrift ini März des.ielben Jahres 
1341 durch eine Uatsverordnung (Stein I S. 27) dahin um: id sy kunt, dal 
alb rtdt otverdra-^tn haent als mit dtn vunati dta iud vritdtit zo ghrat» den. die 
in der stat sehuldieh syn! nnsen kurieren, dat da! stain sali ind gehalfien U'trden. 
als man id plach la halden, ussgeseheiden da! der rait noch alle rede nyeman 
darga dringen en sollen^ d'*t hee weder synen ^nden willen herren naeh ritteven 
naeh nyemanne daelt en i^heve van synre sehailt kurt noek lanek. 

>) Fronsdorff Eint. S. LXVIII. 

’) Hameln Kechtsbest. (1271), .Meinardus S. 57 (über die Gerichtsverf. 
vgl. ebenda Einl. S. XXXVI. XXXXVIl. XXXXIX. L): Koblenz Stadtr. 
(1388. 1425) 32. 4G, Bär S. 53. 55 (über die Gerichtsverf. ebenda S. 22. 24); 
Hildesheim Geleitsurkunde (1396), Doebner U. B. II S. 497, wo cs sich 
anders als bei der Urkunde von 1369 (s. unten .Anmerkung 3) nicht um Schuld, 
sondern um i’eneer«/ nach vorangegangener Fehde handelt. Über die Gerichts- 
verf. Hildesheiini vgl. Doebner, die Stadtverf. Hildesheims im Mittelalter 
in: Studien zur Hildesheimischen Geschichte. Hildesbeim 1902. .S. 3 — .‘i. 7. 
13, namentlich 15 (s. aber auch Stadtr. 83 — um 1300 — , Doebner U. B. I 
S. 287). 

^) Göttingen Stat. (1354), Pufendorf 111 App. S. 199: Hildesheim 
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ausüben sehen. In dem letztgenannten Falle handelt es sich aller- 
dings offensichtlich nur um Schuldsachen, deren Kognition, sobald 
Gaste in Betracht kamen, der Bat sich so wie so anzueignen be- 
strebt war'). Daß der Rat bei solchen Gelegenheiten auf eigene 
Hand kraft seiner obrigkeitlichen Polizeigewalt gegen Zuwider- 
handelnde, ihm unterworfene Personen einzuschreiten befugt und 
willens war, versichert der Rat von Hildesheim dem Lübecker Rat 
in einem Schreiben, in dem er einem dortigen Bürger sein Geleit 
verspricht : 

woi'de he ghemanet eder besät, dat weide we afdon mit den, 
de dor os don vnde Inten weiden^). 

Entsprechendes, d. h. teils unabhängige’), teils mitwirkende*) 

Kat an den von Lübeck (1369). ftoebner U. K. II S. 171 (vgl. vorige Anni. und 
Ratsurkunde aus der Zeit nach IS-'iU bei Doebner l'. B. II S. 275); Köln 
Kidbuch (1341) XX. 9, Steinl S. 48; Köln Ratsverordming (1341). Stein 1 
S. 27: Köln an Andernach (1367) und an Düren (1371), Knnen IV S. .532 
beiw. 618; Wesel, Rcinhold S. 82; L ü n c b n r g Stat. (vor 1 400), Kraut S. 61 
(wegen der Gerichtsverf. : umrr htrn ^h;richu u. s. w.. vgl. ebenda S. 26. 27. 68). 

') Wegen Köln und Wesel s. unO'n Kapitel VI. 

») (1369), Doebner V. B, II S. 171. 

’) Hamburg Stadtr. (1292) (t. 30. I.appenberg S. 134 (über die (ie- 
richtsverf. vgl. A. Obst, Ursprung und Kntwickl. d. hainhurgischen Raths- 
verfassung. Berl. Diss. Hamburg 1890. S. 40. 46. .sowie l’lanck I S. 33ff.); 
Wartberg V'ertrag beider Städte (1333), Wigand IV, 3 S. 294; Bremen 
(1338) Ord. 103, Oelrichs S. 206 (über die (Jeriehtsverf. vgl. W. Varges. 
Zur Entstehungsgeschichte Bremens: Zeitschr. d. hist. V. f. N. S. Jahrg. 
1893 S. 366, sowie Donandt, Versuch einer Geschiehte d. bremischen 
.Sladtrechts. Bremen 1.8.30, I S. l.)l — 16.3. 172 f. 280 f,, und l’lanek I .8. 38ff.): 
Dortmund-Wesel l'rt. .Samml. (nach 1400 zusammengestellt) 39, Krensdorff 
S. 293 (über Gerichtsverf. vgl. ebenda S. I, XI — LXVlll): Givt ten borgtrmtisirr 
in t’nsirr sUU gtUyik ennt man aff h<‘satc den man affte dat gwi*/ een harter 

myt enen irronen tnd en nmtde die harter der hesettynee nyet ejnvt laiten, die horger- 
mehter is weehtieh des geriehts, rkhters und des i-ronen, dat vasi svnen ^ebatU die 
man aff dat guet der besettinge antshgen werden, ind sutlen des geleydes bruyken; ind 
dair en heßt die barger geene braeke an gedaen, want hy dat mit gheriehte gednsn 
heffft; mer walde die borgermeister ind der man, die besät was, dtss barger sikutdigess 
umb smaeheit offfte umme sehaden, dat maigen s\ dain, 

*) Kordhausen Kcchtsbr. (1290) 6. Gengier .St, R. .8. 317, mit Statuten 
182 (um 1300) und 112 (1308), Koerstemann K. M. III, 1 S. 69 bezw III, 2 
S. 23; wegen der Gerichtsverf. Kordhausens s. Recht.sbricf § 2, sowie Koerste- 
mann Urk. Gosch. I S. 61 f. und E. G. Koerstemann, Denkschrift zur 
Feier des 2. .4ugust 1852 in Kordhauseii. Kordhausen 1852. S. 8 f. Vgl. auch 
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Tatiffkeit des Rats bei der Erteilung des Geleits findet sich na- 
türlich überall da, wo der Rat eine dem Stadtrichter übergeordnete 
Stellung einnimmt, mindestens bei der Besetzung dieses Postens 
von Rechtswegen mitspricht. 

ß. Das Geleit sollte, wie überhaupt gegen die Anstellung einer 
Klage'), so namentlich gegen ihre Vorbereitung durch besäte und 
pandinge, maninge iinde besäte, bekümmern vnime de scult, Kummer 
und Airest^) schützen. Hier wie in andern oben angeführten 
Zeugnissen handelt es sich zu einem großen Teile um Festhalten 
von Person und Gut lediglich dessen, gegen den der Gläubiger eine 
Klage um Schuld anstrengen konnte oder’) schon angestrengt hat. 
•\ber auch ein -\ufhalten wegen begangener Straftäten sollte ver- 
hindert werden. Darauf weisen nicht nur allgemeine Sätze hin wie 
das Verbot eines besetten om wat saiken dattet si '), sondern auch 
ausdrückliche Bestimmungen ’). Widerrechtliche Handlungen gegen 
den Geleiteten fanden dagegen schon als Verletzung des Stadt- 
friedens gerichtliche Sühne. Nur da, wo eine solche Verletzung 
an sich geringer geahndet wurde, wenn sie gegen Gaste verübt 
worden war, verschaflte das Geleit dem in die Stadt eintretenden 
Gaste bisweilen die Rechtsstellung eines Bürgers'). 

7- Die Nötigung solches Geleit zu erbitten konnte mannig- 
fache Gründe haben, z. B. den Wunsch, in der betreffenden Stadt 
Handelsgeschäfte abzuschließen oder diplomatischen Verhandlungen 
obzuliegen. Die Regel freilich pflegte zu sein, daß man einen 

Bremen Urk. des ndtmalus und der lensults an den Kat von Braunsebweig 
abgedruckt nach Rchtmcicr Braunschw. Lfineb. Chronik S. 493 bei 
Donandt: Versuch u. s. w. I S. 172. 

') Lübeck Stadtr. (12M) LVII, Hach S. 273. 

*) Göttingen .Stat. (1354), Pufendorf III .\p|i. S. 199; Hildeshciui 
an Lübeck (1369), Doebner 1'. B. II S. 171; Uelzen Rechtsbr. (1371) 8, 
Gcngler St. K. S. 496; Köln an Andernach (1-367), Ennen IV S. 532. Vgl. 
Bremen (1338) Ord. 103, Oelrich.s S. 206. 

’) Salfeld Stadtb. (nach 1300) LVII, Walch I S. 28. 

‘) Kleve Stadtr (nach 1424) 109 § 1, ZRG. 10 S. 239. 

') Bamberg Stadtr. (1306) 91 mit 100, Zöpfl S. 28 bzw. 30; Wart- 
berg Vertr. der Städte (1333), Wigand IV, 3 S. 294; Köln Eidbuch (1341) 
XX. 2 und 4, Stein I S. 47; Hildosbeim Ratsurkunde (1396) j Doebner U. 
B. II S. 497; Kleve Stadtr. (nach 1424) 109 § 4, ZRG. 10 S. 240. 

“) Ooslar Stadtr. (um 1300), Göschen 49, 17 und 49, 23. 


Digitized by Google 



U4_ 

B(lrp;er jener Stadt beklagen oder dort Hecht nehmen wollte und 
einen Angriff der Mitbürger des Uegners befürchtete'). Für diesen 
letzterwähnten Zweck scheint bisweilen eine Ptlieht der ersuchten 
Hehörde zur Geleitserteilung bestunden zu hüben’). Im allgemeinen 
freilich entschied sie da, wo sie nicht durch Vertrüge’) oder durch 
die vorher einzuholende Krlauhnis des Gläubigers gebunden war, 
nach freiem Ennes.sen. 

Ä- Der Giist erbittet das Geleit entweder persönlich *) oder 
durch Vermittlung de.s Rates oder des Landesherrn seiner Vater- 
stadt’). Er teilt der ersuchten zuständigen Behörde gleichzeitig 
zweckmäliig die Namen derer mit, von denen er sich eines Bösen 
zu versehen meint. Tut er dies nicht und sind der betreffenden 
Behörde nicht schon die Namen solcher Personen bekannt*), so 

'i Köln .Schii'il (I2.)8) Klagcpmikl 3 dor livc» nebst Kntschcidiing. 
Kcutgen Urk. S. 164. 170; Nordhausen Ifechtsbr. (I2!K)) 6, Gengier St. 1!. 
S. 317: nMftimus, ut si qtiisipiam obstiinU rmtsa aliqua rivitaUnt intrari' hon atnit'rft, 
fomutei ft Jutlifts lU tomiuttu sccuro sihi f<t>ssi»t ft tlfbcattl prm'Uifrf, tlontt Uli rvfitht 
iustüia fxptditr; .München Üechtsbrief (I‘2!t4) 7, Gengier St. K. S. 204: <rör- 
litzer Landreclit (nach 1300} XLIV §7, lluinujcr Görl. LU. S. 210; 
Minslcbcn an Goslar (1311 -1321). Gosl. U. B. III S. 314: Wartberg 
Stat. (1312), Wigand IV, 3 S. 293; Dänemark an Lübeck (1320-1325). 
Lüb. U. B. 11, 1 nr. 465; Wartberg Verlr. der Städte (1333), Wigand IV, 3 
S. 204; Vertrag zwischen Goslar, Bra nn.schweig, Haiborstadt u. s. w. 
(13.35), Halb. l'. B. I iir. 443; Bremen (1338) ürd. 103, Oelrichs S. 206: 
Vertr. zw. Bremen und Hoya (1359), Kbmck III S. 115; Buchwald an 
Lübeck (um 136.5), Lüb. V. B. III nr. 719; Koblenz Stadtr. (1388) 32, 
Bär S. 53. S. Köln Stat. (1437), Knnen V S. 484, wozu zu vgl. Stein I 
S. 631 ff. 

•) Köln (1258', vorige .\nm. und oben S. 138 bei .Vnm. 3; Nordhausen 
(1290). vorige .Vnm. 

*) Goslar, Braunsebweig, Halberstadt usw. (1335) und Bremen- 
Hoya, beides oben .Vnmerkung 1 , sowie Verbindung zwischen Lübeck, 
Hamburg, Wismar, Kostock usw. tl358), Lüb. II. B. III nr. 310: -’i 
aliquis propter stta dtbita, quf lontraxit in nntt nvittUnnt prfdictarwn, ab ilia stcrcU 
rftfsstrit^ dfbitis non solutis, talis in nnlh thntatum prfJictarnm sccnritale aliqtta aut 
ionduttn gaudfrt dibfbit pro tisdtm. 

•) Minsleben an Goslar (1311 — 1321), Gosl. V. B. III S. 314; 
Buchwald an Lübeck (1365), Lüb. L'. B. 111 nr. 749. 

Hildesbeim an Lübeck (1369), Doebner U. B. 11 S. 171; Däm- 
mark an Lübeck (1320-1325), Lüb. ü. B. II, 1 nr. 465. 

*) Sei cs durch deren eigene Mitteilung (Wartberg Vertr. — 1333 — , 
Wigand IV, 3 S. 29 1), sei cs durch einen von ibueu schon in der Stadt gegen 
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wird sü* den Antragsteller uni Benennnn'' dersellien ersuclien \i. 
Denn nicht allein ist deren Einwillifjun'; ii. U. erforderlich*); auch 
da, wo diese nicht nöti};. soll wenigstens eine Ileiiachrichtignni' 
<ler Gegner des Antragstellers statttinden’). Die ersuchte Behörde 
hat auUerdeni zu itrnfen, oh der Antragsteller ein friedloser Mann 
ist oder sich schwere Verhrechen gegen die Stadt und ihre Bürger 
hat zu Schulden kommen lassen; im allgemeinen soll er dann kein 
Geleit erhalten*), und irrtümlich trotzdem erteiltes Geleit wird als 
nichtig angesehen*), es sei denn, dal.1 er sich gerade wegen der 
ihm vorgeworfenen Taten im Stadtgericht verantworten will“). 

E. Wird das Geleit erteilt, so bezieht es sich auf die ganze 
Zoit, die der Gast unter Berücksichtigung seiner Zwecke zum 
Kommen, znm Verweilen und zum Fortgehen nötig hat ’), räumlich 
auf den gesamten Stadtgerichtshezirk '*). Tritt der Gast in diesen 

(Ion üatit angestrengten Prozeß fSalfeUl Slailtb. I.Yll — iiaeli 1300 — . 
Walch I S. 28). 

*) Hamberg Stadtr. (IßOfi) i)I, Zöptl S. 28. 

») Obi'H S. 140. 

*) I.übeek istadlr. (1294) LVII. Uaeh S. 273; Hamberg Stadtr. (l.SOli) 
91, Zö|itl S. 28; Köln Kidhuch (1311) .\X. 9, Stein 1 S. 48. 

Koblenz Stadtr. (1388) 32, Här S. .')3: Kleve Stadtr. (l4I7) 109 
S 4, Zllti. 10 S. 240. 

*) S. die Helege in der vorigen .\mn. ln Koblenz ist das (ioleit 
völlig nichtig, in Kleve insofern, als der tiast zwar oii'^hihoail hih'tn, abi'r 
sich sofort entfernen soll. 

Wartberg V<-rtr. (1333). Wigand IV, 3 ,8.294: tlealar, Hrann- 
schweig. Ilalberstadt n. s. w. Hiindnis (l.'h'ho!, Ilalherst. f. H. 1 nr. 143: 
Koblenz Stadtr. 138.8) 32, Hör S. 53. 

*) Minslehen an tioslar (1311 —1321), Cosl. V. H. 111 S. 314; 
Dänemark an Knbeek (1320—132.5), I.iib. 1'. H. II, 1 nr.4tl5: Hremen- 
lloya (13,59;. Khmck III S. 115. In Miinrhen Stadtr. (1294) 7. (iengler 
,St. II. S. 294, und in Hamberg .Stadtr. (130fi) 91, Zöpll S. 28, winl gleich- 
zeitig bestimmt, <IaU. wenn der (last seinen .kufunthalt in der Stadl nicht 
dazu benutzt, sich mit .seinen tJegneni daselbst zu berichten, er nicht mehr 
als dreimal hinter einander Geleit erhalten soll. 

^) Görlitzer f.aiidrecht (nach 1,300) XI, IV’ §7, oben S. 138 hinter 
.Vnm. 1; Hrünn Schöirenlmch (um 1350) l!t(0, Itößler II S. 275: «V«/ 
c///«/ pax per iuiiieeiii civitatis isiiiieta extra metas iudieii ntiUtim 
/igat, sie siee proscriptia ultra limitei iuilicii se extemlit. Nicht nur innerhalb 
der Stadtmauern, sondiTii auch außerhalh derselben bindet also das (ieleit : 
Ha ni he rg Stadtr. (130(1 91. Zöpll S. 28. nml II i I d esh e i m t iideitsversprecheu 
Uiulurff, KecbtsstelluiiK der eiäste 10 
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Hfzirk i’in unil wird trotz, de.*» erteilten (leleits an;regriften, so i.st 
z.u unterscheiden, oh der liegncr von dem Ueleit wnüte oder nicht. 
Im ersten I'iille hricht er es'), im /.weiten Falle nicht®). Unter 
allen Umstanden hat die .Stadt die Verjiflichtunu:. das gfiltip er- 
teilte (ieleit, welches der Hast seihst nicht durch Kriedhrnche 
aufheht ■'), zu halten unil Zuwiderhamllnn^en Dritter zu unter- 
drtlcken '). Widrifrenlalls wird es so anpi-sehen. als habe sie seihst 
das (Jeleit frehrochen, womit ihr die volle Schadensersatzpllicht 
zufallt®). 

des Kats (I3ÖO — ISStt), Itnebm-r 1’. H. 11 .S. 275. Zur grölieren Sicherlieil 
des ('ideitideii (iasts ttcrdeii <iiiriidits\crhaiidlioi;;i'ii mich besonders an befrie- 
dide Orte (linniioiitäten) inoerhalh der Stadt verleet : Itambero Stadlr. 

(I.-lOd; 100. Zö|dl S. 30. und llreinen (i;t.38; Ord. 10.3. Oelrichs S. 21Mi. 

') l.nbecli .Sladtr. (1233) hVIl. Ilaeb .S. 273: llainherK .Stadlr. 

(IJÜNl) 31 mit 32. 37. 38, Zöpll S. 2S-.3Ü. 

’) Hamberg Sladtr. (ISOti) 32. 33. Zöpll S. 28. 23; Itortmund-Wosel 
l’rt. Samml. (nach 1400 znsammeiigeslellt) 33, Kreiisdorir S. 2!(3. Voraus- 
.sel/.nng ist aber, dall an sieh recblniäUig vorgegangen worden ist : wer ohne 
Zidiilfenahmc gerichtlicher l’ersoneii den tiast arrestiert. miiU sieh /.war nicht 
wegen ticleitbrneh.s. aber mit Kheksieht auf den Stadtl'rieden doch wegen 
/rratl und simuhril oß schadni veranlworlen 'Hamberg und Itortiiiund a. a. O. ; 
vgl. oben S. 143). ln Hamberg 34 ist die .Somlervor.schrifl getroll'en, dall 
jeder (rast, der den andern tiast wegen eines anllerhalb Hambergs begangenen 
l'ngeriehts festhalten will, sieh zuvor erkundigen iniiU, oh der letztere geleiUd 
ist oder nicht, widrigenfalls der .Angreifer das (ieleit bricht, auch wenn er 
von dein (ieleit weil!. 

*) liuslar Stadtr. (mn 1300), liöschen 35. 3(>; Hamberg .Sladtr 
(1.30(1) 35. 30, Zö|p|l S. 23. 30. Namentlich auch Köln .Stat. (14.37), Kimen 
V S. 484 (wozu zu vgl. Stein 1 S. (1.31 IV.), wonach aiiswArlige Leute nnverzSg- 
lich vttrujorde ind i^fteide einbüllcn, wenn sie vw eyn(ht'n 'tcfrfntlidun 
hvnntn unstr sUit unhHHh U'ffrn md dk rhhitrf, sthßen, ompHudtn ofi patdhvtn 
mit uir'ttturlichal worden mishanäeLien . 

•) (iöltingen Stat. 1354j, l’ufendorf 111 .A|i|i. S, 133; Köln an 
Andernach (1307}, Knnen IV S. 532; II ildesheim an Lübeck (1303), Doehner 
r. K. II S. 171. 

*) Magdeburg .\l|diah. Samml. Magd. Schöffeiisiirnehe. Wassersch- 
lehen .S. 31. Ihircli Vertrag kann solche l’llicht natnrlich abgelehnt werden: 
Köln an .Vndernach. in der vorigen .Anmerkung. 
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Si'chstos 

Die Gastgerichte. 

I. BegrifT und Name. 

Itpi Iiwhtssti'oitifikeiteii, in ilic (laste*) verwickelt sind, soll 
unter L’niständen ein alji'ekür/.tes Verfahren Platz greifen dürfen. 
Insidern mit derartij'en Vorschriften eine Förderung der (lüste Ite- 
zweckt wird, heitlt die im einzelnen Falle aut Antrag de.s ({a.stes 
anzulieraumende gerichtliche Verhandlung ein .,(tastgericht“. 
Dieser .\usdruck, der seit dem 14. .lahrhundert in den (Quellen 
auftaucht*), hat hier .stets die auf den Vorteil der (la.ste be- 
chrünkte Bedeutung*). Er sagt im Wesentlichen da.sselbe «ries 
das derselben Zeit entstammende Wort gimh-echi, gasietrerht '_), 
welches zwar in einem allgemeineren Sinne überhau)d von dem 

') .liK-li da, wo lediglich Mitbürger al.s Parteien fungieren, kann unter 
ruiständon besondere Itesehlennigung eintreten. M. darüber unten. 

*) h'oblenr Stadtr. (l.'fß.'i) 21, Här S. .ö2. .IS, aneb .S. 4.'!; Hciligen- 
studt Ordn. des .Sclinllli. tierichts (vor 1 1(*)?) Iti, Wolf Pik. S. 41: Hoebold 
.Stat. ;lö. .labrb.) .Vi, Wigand III. I .s. 2.I. 

*} Zweifelhaft sind nur zwei Stellen, die vom ^slr/tht handeln, dem 
mit ^si^crichl ini Wesentlichen ident (.sehen Ilegriffe (vgl. unU-n bei .\n- 
nierknng 4): Magdeb. Fragen II. .ü. Hehrend S. 172, ist mit der rberschrifl 

versehen: //r r.‘e//e nvr iv» umie von ^astreckt^ schildert aber in 

d. I auch ein auf Antrag von Hürgern gegen (läste eintretendes schleuniges 
Verfahren. Doch bezieht sich die erst vom Konipilator gegebene Überschrift 
nur auf den Haupt inhalt der drei Distinktionen und nicht anfalle in ihnen 
giibracbten Kinzelheiten : cs erhellt dies deutlich daraus, daU in d. I auch 
noch von einem lediglich zwischen Mitbürgern ans/.ufechtenden .schleunigen 
ProzeLi die liwle ist. Kerner koninit Magdeburg .\lpbab. Saminl. von 
Schlitfeiispr. Kap. 72, Wasserschieben .S. 2.7, in Hetracht, woselbst bei Klage 
von Hürger gegen Hast ersterer vom Richter heschieden wird. r«hl to vordtrtnJc 
litt negi’s/on dagfs Io (non gaslrtohu. Doch ist ans dieser Stelle nicht er- 
sichtlich, ob der .Vntrag auf schleuniges liericht vom Kläger oder von dem 
beklagten H aste allsgegangen ist: letzteres wflre schon deshalb niöglieh, 
»eil nach dem Inhalt des Kap. 72 der Heklagte bei der .Vnberanmung des 
neuen 'l'ermins ollenbar persönlich zugegen ist. 

*) -kneh: mos. Iwsfilwn und ins hosfitum in Hrfinn .'«cliöllenb. (um 13.70) 
.7 bzw. 18, RöUler II S. ß bzw. II: raht lUr Vreonden in Huessen grilll. 
Priv. (1348), Tescheiiinaclier l'rk. XXIII S. 1.7. 

10 * 
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Ans])nirhe der (üiste auf sehneiles (ierieht '). in einem enteren 
(la"p)'en von dem im einzelnen Kall berufenen und sehleuni" im 
Interesse der (Üiste verhandelnden (Jerielit zu verstehen ist*). 

Sehneiles Verfahren kann aber hei den oben frenannten 
Heehl.ssfreitiiikeiten aueh eintreten, ohne dali der in das Verfahren 
vi'rwiokelte (last von dessen Kürze Nutzen zieht, irleicliofilti" ob 
er Kläger oder Hekla};ter ist. Mit Uneksieht hierauf könnte man 
von (la-'t-ieriehten in weiterem Sinne reden, wtdern man die Kra^e, 
wem das sehnelle Verfahren dienlich ist, aus der ItetrachtuniLr 
ausseheidet. Die (Quellen selbst bedienen sich gewisser allfremeiner 
.\usdrncke, die von bestimmten aiiUeren Ei;,'entümli<’hkeiten iles 
Verfahrens ihren rrsprunf; herleiten, so von der He- 

setzun^. iiKliriinn e.rlriiordimiriinii und nohUng^) von Besetzung; 
lind Termin, dal körte u nrertuetjede rerht^} von 'l'ennin und Dauer, 
ffiiseenyerirlif oder «toendes geeicht^') von dem Orte des Gerichts. 
Mit Hecht weist 0.senbrüf;gen') die .\hleituny: von ga^xengericht 
aus dem miUverstandenen Worte ga«tgerirht zurück; nur tritl't 
seine eiijene Hrklaruno*), Gassen;;erichte seien ilie unter freiem 

') Ma^tlebiirn Weist, f. Kubii (13;!H) 7, I.nhamI Ittpi. S. I tl : Ma^'deh. 
Itresl. syst. Hell. tt. 1. 2ti, I.ahaixl S. II; Maj;ileb. Kraffeii II. 2 d. 17 und 
II. ö d. 3. Itclireiid S. Mili b?.». I7.”>: Magdeb. .tI|diHh. .''amiiil, viin SfhiilTen- 
siirnclieii Kap. Ul. Was.sersphlebeii S. 4!>. Kerner die eben S. 147 .Anni. 4 
aneelTdirlen Stelb'ii nnd l'rap .Htat. Itecht 1314 — 1418)) 117, KiiUler I .H. 71; 
Kreisinjf Stadtr. Hiieh (1328) KU, Maiin r S. 318; Hain Ueelitsbrief (1332) 5. 
Xi’driiekt hei O.sonbrfiejjen S. 48. Den (ie(;ensat* bildet slal riclil, hurffr 

r, (ht: Kreising (s. diese .kiini.) und Magdeb. Kr. II. i> d. 3. Bidirend S. 173. 

’) Kreising Stadtr. Itiieb 1328)K11 l'berscbrifl, Maiirer.S.308; .Magdeb. 
Kresl. syst. Seil. H. III. 2 d. 138. I.ahand S. 124; Magdeb. .\lpliab. Sanuiil. 
um Selififfenspr. Kap. 22, Wassersclileben ,S. III. Desgl. Sclilesw ig Neueres 
.Stadtr. 81, Thursen S. 48. I ber den Sprachgebrauch von Heelit und lierielil 

s. auch Stölrel. Krandenb. I’reiiü. Hecbtsverf. und H-chtsverwalt. fUerliii 
1888,1 I S. 2.7 nnd 2K. 

’) III nine des Sarhscnspiegels 'iini 14H0) I. II nr. 21, RI.dK. S. 3K3. 
*) In Ilriiini, Höliler II S, I,.\VII. 

®) .Magdeb. .SchfilTenr. der Dresd. lidsehr. Kap. 1.7K. 1.77, Bi-hn-nd S. 231. 
*) Bocliald Stat. (1.7. .lalirli.) .77, M'igand III. 1 S. 24; Kalkar Sladtr. 
(vor 1417) 1.77. ZU'!. 10 S. 215; Kleve .stadtr. (nach 1124) 8(i li 5 
ZRti. 10 S. 234. 

’) Kohlen/, alt. Gerirblsh. (13KK — 1424) 18, Bär S. 83. 84. 

"1 S. .78. 

®) S. 58 und iW. 
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Hmiinel abi^ehalteneii Gerichte und insofern der Geirensatz solclier 
({ericlite. die in Din^diiUisern abirelialten würden, niclit das Ent- 
scheidende. Wie sclion aus der engen Zu.saininenstelliing mit dem 
.\usdnick «Uiendes fjerii-hi liervurgeht, verstand man unter (hissen- 
irerichten die Gerichte, die nicht an der ordentlichen Dingstiltte 
stidtzutinden brauchten, welche des Richters und der l'rtei Rinder 
feste .Sit/.i)lätze aufwies ’) uml so gut wie in einem Hause aucli im 
Freien liegen konnte. Gassen- o<ler Gastgericht wnrile niimlich 
häutig da gehalten, wo der Kläger den Hekhigten gerade traf, wo 
er z. R. den Wagen oder das Pferd des letzteren anhielt ^), in der 
Regel also auf der Stralle. auf der < lasse ‘). Hier tat der Heklagte 
dem Kläger Ojt dem Vote, of> dem efaende roet^), Recht. 

II. Entstehung. 

Wie und wann die Gastgerichtc aufgekommen sind, lätit sieh 
nicht zweifelsfrei entscheiden. .Vbwegig ist die von (irimm'O 
geäuüerte .Ansicht, die Gastgeri<'hte (im engeren Sinn) l)edeuteten 
den .Anfang einer ))rozessualen Gleich.stellung der bisher recht- 
losen Fremden; sie sind in Wirklichkeit eine Resserstellung 
gegenüber den einheimischen Gerichtsgeno.ssen. Umgekehrt ist 
auch Goldschmidts Meinung’) nicht haltbar, wouaidi Ijereits die 
Privilegien Ludwigs de.s Frommen und Karls des Kahlen*) die 
Grundzflge des ga.stgericht liehen Verfahrens enthalten; denn es 
handelt sich hier lediglich um die F)rteilung der Immunität au 


*) Sviiiiiiyiii mit (jastfrcriclit gebram lit iii K oblciiz, olimi .S. 148 Aiim. 7. 

*) IMaio-li 1 S. 127. 128. 

*) llörcl« Ifc’clitsbr. (1340)21. lii'iiglor St. 1!. S. 1U8. 

*) Vgl. Itiislar Stat. (12!K1). Itusl. P. II. II S. 418: .'U-m nuUi hur^euM-s 
rh'iMis fiir uiilllutos fx/ra /urii/n (il. |i. all lOlU'li l’latz außerhalb ilfs .Marktes, 
der iirdelitlielieil liericlitsstätte) siinl tUandi, sfd hospUfs d elirni pusfiml dtari. 

Hörde, s. iibeii Aiiiii. 3. und Hu essen l'riv. (1348). Teselieiiiiiaclier 
I rk. .KXIII S. 15. 

*) IteuLscbu lleelitsallertrinier (Leipzig. 4. .\iill. I8!*!t)ll S. 4(>7. Das 
liegeiiteil erhellt besonders klar aus dein l’riv. für .M a gd e bii rg (1 188) 7. 8, 
unten .S. 1 .j 2 .Vniii. 2. wo aiisilrneklieh erwäbnt wird, daß vor lanlTibriiiig der 
(iastgerielite die tlSste das ordentliche liericht von lliirggraf oder Scbullheil! 
uni Lrledigung der Klage aiigeheii iniißteii und durften. 

') Haiidbiich dea Handelsrechts. Band 1. Aull. 3. Stuttgart 1891. S. 120. 

") Mli. LL. II, Kapitiilaria 1 S. 2til If. (81.7) bezw. 2 S. 2.78 IV. (840). 
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Spanier, die diese an bestiniinien Orten des IVänkiselien Keidie.s. 
an denen sie seLlliaft sind, n'*>iieUen sollen. 

Niilier koimnt Schröder ') der Wahrheit, wenn er safjt; ..Die 
Natur des Markt Verkehrs hra<hte es mit sich, dal.! die Markte 
mit einem ftelmtenen Oericht (oder ilastsjericht) versehen wurden“. 
Die Notwendigkeit eines .scdchen Oerielits folgt schon aus der 
•Natur des Marktfriedens, welcher den auswärtigen Marktteilnehmern 
die .Mireise vor SchluL! der Marktzeit nahelegte, um sich die Vor- 
teile jenes Friedens tunlichst auch für die Reise seihst zu sichern 
Schon IDifi wird zu Dunsten der auf den .\achener Markt 
strömenden meraiton’g erklärt; 

»i numUnig aliifiinl jieipei'itm furlum f'uei'it, In niiiiilinig 
»eriimhim liisfifium 

Die.se schleunige (Jeriehtsharkeit wahrend der Marktzeit wird auch 
in anderen (Quellen, sowohl hid Klagen um .Schuld *), wie auch hei 
Klagen um Ungericlit und Frevel -'), envahnt. Das .Marktweishim 
für Zül)deh*) geht .sogar soweit, Fi'evel, die wahrend des drei- 
tägigen Remigiusjahrmarkts hegangen und nicht an dessem letzten 
Tage eingeklagt sind, flherhaupt für unklaghar zu erklären. Zu- 
weilen schreitet die Deriehtsharkeit wahrend des Marktes noch 
rascher vorwärts als die eheiifalls bes<-hle>inigte Rechtsprechung 
auLlerhalh der Marktzeit ^); Jedenfalls hewirkt sie eine gesteigerte 
Tätigkeit des Derichts. welche ilas Verhüt einer Erledigung reiner 
liflrgerstreitigkeiten wahrend der Marktzeit nötig 1100011^1. — 

■) .s. 195». 

■•') OIm-ii S. l’il IT., iiaiiieiitlicli S. 132. 

’) Priv. Fricilr. 1. §2. Keutgcn I'rk. S. 3S. 

*) (»bcn S. 12!t— 1.31. 

Höxter .Stat. (122.3 — 12.'»7) 4. Ueiigler .S|, li. S. 202: lleliti.ars. 

Iiaiiaeii I’riv. (1234), Wigaiel IV. 1 S. 23. 

*) (irimm VI S. U80. U81, J 4 mul 2. 

’) Köln nriliiiiiig iler vierzehiitägigeii (vgl. VI. 1) Me.sse (iiaeh l.'tCO 
.März 17) I. 1 und 12, 11. I. 111.. 5, Stein 11 S. 28. 29. 30. 31, wo ein Heelit 
ton iinzvrftiuJit, luil der sonnen n. .s. w. vorgesi hrieben wird. Hagi’gen sollen 
gewisse kleine Frevel auf dem lloUinarkte (der übrigens aneli anllerbalh der 
Messe stattfand: tan .S. 298 . ebenda 111. 11. sowie sonstige (iaslsaebeii 
aiiberbalb der Mes.se mir an drei Woebentagen (siebe Näheres darüber nnlen) 
geriebtel werden. 

•') Ö. oben S. 49 bei Anin. 1. 
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Wenn e>i in einem Privileg; für Köln ') lieilit. Zollliinterzieliunfien, 
deren niiin miderwiirts die Kölner Hörsjer beschuldigte, sollten 
Unverzüglich zur Entscheidung geliracht werden sire injra nun- 
tliiui» nh-e so erklärt sich dieser letzte Zusatz otVenhar 

daher, dati es in Ansehung der lll'O und ll!Kt*i ganz allgemein 
erteilten Hefugnis; iuramenfo pm/irle iiuiiiiig ne f.rpiiiyef (sc. der 
kölnische Bürger) H eine <lilnti<me tiliere recedat streitig geworden 
war, ob sie sich nur auf die Zeit der Jahrmärkte beziehe oder 
nicht. - Auch die Terminologie weist auf die Verwandschaft der 
inner- und der autlerhalb der Marktzeit geübten schletmigen <Je- 
richtsbarkeit hin^i. 

Gleichwohl sind beide nicht ganz iilentisch. Denn das 
außerhalb der Marktzeit abgehalteue Gastgericht unterschied sich 
namentlich durch die erweiterte Zuständigkeit, die nicht auf die 
am Klageort (und zwar während der Marktzeit) getätigten Verträge 
oder verübten Delikte beschränkt war; es heruhte auf allgemeineren 
Erwägungen. Ahgesehen vom Anwachsen des Verkehrs i.st nament- 
lich im Hinblick auf die Gastgerichte i. e. S. die Entwicklung 
der Gerichtsstandsverhältuisse') hierher zu ziehen, tlie den 
Klägt'r teils berechtigte, seinen Schuldner an einem t»eliehigen 
dritten Ort zu fassen, teils ihn nötigte, das Domizil desselhcn 
aufzusuchen. Den Schuldner dort, ilen Kläger hier solange zum 
Bleiben zu zwingen, wie das ordentlii-he Verfahren verlangte, 
mnllt»‘ unbillig erscheinen. Hinzu trat, datl namentlich die 
Bürger von der Befugnis, die Person oder das Gut eines Gast- 
schuhlners festzuhalten, umfassenden Gebrauch machten, ohne ilal.1 
der Besetzte stets in der Lage war, diese Matlregel durch 
hinreichende Bürgen oder Pfänder abzuwenden. So erschien der 
einheimische Kläger in der Hegel genügend gesichert; es ward 

') l’riv. Ottos IV. {1212,1. laicoiiiblet II S. 22. 

■■') l’riv. Ileiiiricli.s VI. illSO). Kniivii I S. äOl, uml (119,‘1;. Lacoinblul I 
,s. 37B. 

’) In Iliics.s«;n gräll. I’riv. (1318,. Tcsdieniiiiiclicr l’rk. XXII 1 S. l.r, 
wird das Hocljt auf .si-lilcuiiigvs lii-riolit wrihrcnd der Marktzeit als das 
rtiht <!cr Vretmtkn hezeielinet. ln Kolilcnz Stadtr. (I3(i.‘!) .\rt, 21, Har 
S. 52. .53, lieillt das wälirend der Marktzeit in besonderer Form zn (innsten 
der fremden Kaullente rieliteiide Oi'rielit das gai/gcr.-chh-. (Niilieres ilarfibel 
s. unten I. 

*) Vgl. oben Kaiiitel III, namentlie.h ,S. 38— tl). 


Digitized by Google 



l.V.» 


ileslialb vit'lfarli ein Hecht aufsclinelle.s ("it-riclit •»eiren (Jilste ent weder 
ilmi ansdrücklicli versajrt oder dueli nicht entwickelt und en\alint, 
willirend uinjrckehrt ein entsitrechender Antipruch jrerade des he- 
klajrten (Jastes durch ilie Verhältnisse anpfere^ und bestärkt werden 
muUte. 

Hezeichnend sind namentlich die Verhältnisse in Mapdehurp;. 
Die «Stadt war seit ilein l(i. Jahrhundert einer der wichti^'sten und 
belebtesten Handelsi)lätze und (trenzorte des Heiches. Trotzdem 
ward das schnelle Verfahren in tiastsachen hier erst seiien Knde 
des DJ. Jahrhunderts') einirelührt, und zwar als ein Hestandteil 
der Hechtsvorschriften, welche Erzbischof Wichmann der durch 
Hrand schwer betroflenen Stadt, aim e.r ontliina ci>iiKtliuriime mulfin 
miH/i-s in inrf eiclli et nliix inroinmiulitiitlfnix romitiicta fverit, jiro 
hiiiiisniodi mitüjaiiilh et releeamtix im Jahre 1 1S>K erteilte*). Ne jier 
hniusmodi dilaei/mem (diijua dinnjimi ntri mijiie emeri/aid, sollen fort- 
an weder die ^'efjen Hürjrer klajfenden (täste noch die ge^en Gäste 
klagenden Hürger die ordentlichen Gerichts.sitzungen von Hurggrat 
oder Schultheili abwarten. .\ucli die klagenden Hürger besitzen hi(*r- 
nach ein uneingeschränktes Hecht auf sofortiges tiericht. das aber 
infolge der Entwicklung des .\rrests verkümmert und in späteren 
(Quellen teils nur als das Recht wegefertiger Hürger erwähnt, teils 
ausdrücklich venieint wird. Herficksichtigt man schließlich, daß in 
demselben Privileg*) auch den beklagten wegefertigen Hürgem das 
(in späterer Zeit fe.stgelialtenei Hecht gegeben wird, eine rasche 
Verliandlung zu fordern, ne coluin jirreyrinnndi nnt cunmm negoeiandi 
iH'casio hniuxmndi dilarionix impediaf, so wird man aus den liesonderen 
.Magdeburgischeii Verhältnissen doch im .Allgemeinen .schließen 

') Näcli.st IlHgi-iiau Stailtr. (llää) l.S. KeiitgiT I rk. .S. l.'ili. liinliä 
.sicli im Atagdi-hii rgisclii-n Hi'clit immerhin mit die älteste und zweifels- 
freie Kiiisetziing von ttastgerieliten. 

*) § 7 und 8. l.aliami .'S. 2; v«;l. auch l'.inl., I.almnd 8. 1. Dal! 

die in dirr Hiideituug gi'gebem«, obi-n ahgi’druckte Motivierung di-s Privilegs 
keine l’hrasi' ist. si>mleru «lall tatsärhlieh neues Iteeht g«-sehalTen wird, zeigt 
z. H. § 1 ; hier wird die t'an aufgehoben, di’reii Hestihen in Magdeburg noch 
für das .lahr 1174 ansilrücklieh bezeugt wird '.I üt erbogk. I’riv. Krzb. 
Wiehmaiiiis bei Srliöttgcii und Kreyssig, Diplomataria et scriptores 
historiae Ijennauicae medii aevi. Alteiiburg 178,1. 111 S. .'W2}. 

’) J II. l.aliand litpi. S. 2. 
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(liirteii, daU dio (ia.sti<i*rielitt* auUerlialli dur Marktzeit kaum vor 
dem 1_’. Jalirliimdert und nirlit in unmittelliarer Anlelinuiif; an 
die Marktf'eriehte. aufiiekoiumen sind. 

III. Die Bevorzugung der Gäste. 

Wenn niclit .selten die Kraire aufgeworfen worden ist, oli <lie 
tiastfiericlite in der Tat HevorzuKuns'eii der (iit.st« darsttditen. und 
wenn man diese Kratze im Wesentlielien verneint liat, so liept das 
daran, daLt man den olien *) entwi<-kelten rnterseliied zwiselien 
Uast;rerieliten im eiifjeren und im weiteren .Sinne nielit beaelitete. 
Die ersteren, d. Ii. im Sinne der (Quellen die eif'entliehen ,<iast- 
;tericlite“, t)ilden fftr die Uaste aus nalielie^'eiiden Krwil^cungen 
einen unleujrl)aren Vorteil. DaLi die Gründe solelier IJevorzugun^ 
zuletzt ej^oistiselie sein mö;;en. sei es daU man den Verkehr der 
eiirenen Stadt fordern, sei es dali man auswärti;;en Repressalien- 
arrest geffen einheimische Härter verhinder?i wollte, kann natfir- 
li(di nicht dahin führen, die Tatsache der Hevtirzu^uii!; seihst zu 
leuijnen ’). Keine Kechtssjemeinschatt verleiht ja Fremden mehr 
Rechte als dem eifrenen Nutzen frommt. Man rechnete deshalh 
auch ;rerade gelegentlich der Gewahr von Gastirerichten auf Gegen- 
seiti;;keit. was namentlich in spaterer Zeit zum Ausdruck gelangt ‘). 
M'ie sehr man die Gastgerichte i. e. .S. als eine Revorzugung 
empfand, zeigt, von anderem ahgeseheii “), in prägnanter Weise 
das Stadtrechtshuch von Freisiug mit dem Satze; 

( >h ein (jiixul zu ainee shif ktimbt . . ., der not nix ijuel 

') UV. US. 

■•') Müll c heil .Slaiitr. (1347) 2<i0. .Viier S. HKl. motiviert: nnz (sr. iler 

iw dfm ttaeckslcn tat' semfr nüftt rersauMf^t s<y, niid Tlaj^enau 

Stfultr. (I H»l) l*S, l'rk. S. pn*ptcr tramfuntis Ähnlich 

bc^rnmlct «las richticllo Gericht zu Gunsten des hekla^Meii wegefcrti*»ori 
Ilnr^rers Kreib«?r^^ Katswillknr (um UkOG) l'i. IH. Krmiscli S. 274: Der Uichter 
s<dl dem Hnrjfer rasch helfen lunl ihn dann la.sseii syner mtrumyt xi*ar(fn. 

*) Wie es Stolze S. 7S11. versueht. 

•) H c i|l i ^en stad t Ordii. tle.s Schulth. Gerichts (vor IdtKl?) KJ, \\tdi 
I rk. S.4I: Goch Stadtr. (1400 12. ZUG. 10 S.221: Kalkar Stadlr. 

(vor 1417) 157. ZFiG. 10 S. 215; Hocituld Stat. (15. .Iahrli.;57, Wi^^and III. 
I S. 24. 

Ygl. oben S. 148 bei .\mn. I ; Hagenau Stadtr. (n»»4l 18. Keuti/eii 
I’rk. S. (MdvuU^ sc. lios|n*.s;: Kuhionz 8tadtr. (lijtol) 21. Har S. 52. 53 
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recht haben» ah> aincr dei' in der eint ffe/tcMunn iet , . . iin nn 
eil /leterr das man im zue aller zeit richtnn sol, oh man 
im »ein not ist '). 

Die Vorteile selinellen (leriehtü wurden iuieli dnrcli besondere 
Verträge sicliergestollt, deren nainentlieli Köln /alil reiche abseliloü 
und in denen inan einander ia^titia e.vpcdita, iastiriu im/irotrartaia. 
ein onrerzoicht, onvertaphen, hendelinyen recht dun, die Vermeidung 
jeglicher dilacio zusicherte*'). Und wie den deutlichen Kaufleuten 
in Lothringen **i oder Flandern*) Erledigung ihrer Prozesse binnen 
einer meist nach Tagen bestimmten kurzen Frist vers|irochen wurde, 
ward den Angehörigen auch jener lainder in Aussicht gestellt: 

causa ctiam mercaioris infrn tertium diem cel sattem in/ra 
oclaeam in ciritafe nostra debet terinlnari^'j. 

Derartige vertragliche Fristhestimmungen finden sich in der Folge 
auch anderwärts'). 

(in doH ^sle» und niiih des markte nditen van fremden hiujfludrtt), — Zu bfrärl,- 
sichtitreii ist nbrigens. dat! luiter den (Jastgoricliten i. w. S. die •is.stgerielilc 
i. c. S. den weitaus grüßten Ite.standteil aiisinachteii und den Hürg*-rn grgeii 
liästc vielfach kein .\nsjirueh auf beschleunigtes Verfahren gegeben war. 

') (i!) (1328), Maurer S. 

•} Mit Klaiiderii (11H7), Haus. f. 11. I S. 2j. und (1212). Hans. U. 11. l 
8.40: mit llii|i|)ard (12.j2), liengler Kud. S. 2jtJ: mit llerg (1262). La- 
eoniblet II S. 2!K); mit H uy (1277;. Kimen III S. 12il; mit llerg (1280). 
Knnen III S. 137, und (1318;, l.ucomblet III S. 13.7: mit l.iuombiirg, 
.lülich und .Vacbeii 137.7;, I.acumblet III .S. 660: mit Jülich und 
• iclderu (13'J2,, üicunblet 111 S. .849: mit Lüttich, Huy, Diiiaud 
Tongern, St. Trnud (1.3:l4,i, I.aciuiiblet III .8.881. .ähnlich i. H. llüiidnis 
rwischen Münster, Osnabrück. .Soest und Itortmund (1277) 8, Osnabr. 
f. 11. 111 nr. Ö98: Vertrag zw. Jülich und Kleve (1387). Lacomblet III 
S. 811. 

•) l’riv. des Herzogs von Lothringen für die deutschen Kaiillcute 
1315) 11 und 20, Hans. U. 11. II .S. 107. 108 (ceteriterj. 

*) Privilegien des lirafen von Flandern ITir die Kautleute des römischen 
Iteiches in Flandern (1307) 10, Hans. V . 11. II S. .73. in Brügge (13011) P.l 
'ii. 27, Hans. F. 11. II S. 71. 68. •!!•. und in Flandern (1360) 11, Hans. F. II. 
III S. 246. bezw. (136t>) 18 und 43. Hans. F. H. III S. 2.79 u. 264. 

*) Mitteilung von Vogt und Hat in Breme n an die lirälin v. Flandern 
12.7.7), Khmck I S. :Xl.7. Vgl. oben S. 3.7 bei .knm. .7 und 6. 

*■; Duisburg mit Berg (128.8), Lacomblet II ,8. .7t*i: st ädt. Landfr. 

zw. .Münster, Osnabrück. Soest und Dortmund (133.8). Hans. F. 11. II 
.S. 277. 
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IV. Die Parteien. 

1. Hetrarlitet inan die •iastjwriclite iin P’inzelnen. so zeipt 
sicli, ilaLi l)t>i allon Streitipkeiten, in denen Gast pepen Gast 
stellt, das Uwlit des Kläpers oder des Heklapten auf Gewilhrnng 
eines ( iastperichts ein nneinpesehnlnktes ist. 

a) Was zuniielist den klapenden Teil anlanpt. so war das 
erwiilinte Keeht für ihn von proLler Wielitipkeit. Denn es ersparte 
ihm u. l'. eine Heise in das Domizil des Heklapten, wo seiner 
nicht selten ein erschwertes Heweisverfahren wartete. Teils wird 
im Hinhliek aut den Kläger panz allpemein hervorpeholien : /«<//- 
rium jieri di'lx't ultra iwdfm, i/iwii hrerrhnach dirilur, oder: nutn gal 
i/eta</ig rirhfin, teils auf das Hecht (und die Pflicht) des Kläpers 
hinpewiesen, in dem zu .seinen (iunsten herufeiien (iastgericht so- 
fortipen Heweis pepen den lieklapten tlast zu erlirinpen ■■'). Wo 
dem Kläger ein (iastgericht einmal versagt wird, handelt os sich 
nie um ein grundsätzliches Verbot, sondern es wirken besondere 
Hücksichten ein. seien es solche auf den (terichtsstaiuP), seien es 
solche auf den Klapepi“penstand '), seien es sehlieUlich Rück- 
siehten darauf, daü sich der Kläger, lievor^) er zur Klage schritt, 

') Frankfurt a M. Stiiiltr. (I:?!)?) 17, Kriitgcn l'rk. S. I.S9: klein«» 
K a iscrrecli t Oi.ich 13tX)) I. 1<>, Kiideiiiaiin 8. 18: Mugilebiir"- It re»l» iier 
»Tst. .Stil. Keeht 11. 2 il. .I.'i. bubaiiil S. 152: Wien - Neustadt .8tailtr. 

(Ui. .labrh.) 4.1, Winter 8. 1.72: Kain llerbtsbr. 1332; .7, abjjedrutkt bei 

(Isenbriiggen 8. 49. Das gleiclie Iteelit des klagenden Hastes bestidit natürlitli 
auch, wenn er den l’rozell mit .kiiriialteii des beklagten tlastes (Kobluni 
das alte »ieriehtsb. 19 § 1.3 — 13tl(! bis 1424 — bei Itär .S. 93. 94) bejw. seines 
tliltes (Magdeburg Saininl. mn Selir>ll'ens|ir. aus der Dresd. Hdsebr. Kap. .70 
bei Wa.ssersebleben l'Mn. 8. 188 11'.) oder mit .knefang begonnen bat (Frei- 
berg Stadlr. IX $ 1. 3 mit 111 § 3 — 129G bis 1307 — bei Krmiscli 8. 88.91. .70). 

’) Hamburg Stadtr. 1270) VI. I! mit .knm. und VII. .7, sowie (1292> 

H. .3, l.appeiiberg 8. 27. 40. I.'58; Magdeb. Hresl. sv.st. Seil. U. I. 2f>. 

I. aband 8. 11. 

^) Krnnn Sehrdleiib. (um 13.70/ .7, KötJb'r 11 8. (i. Vgl. oben .S. .74 
Anni. I. 

*) Magdeb. Hresl. syst. .Seli. I!. 111. 2 d. .7, babainl 8. 71. und Alagdeb. 
Scln7IVens|)r. für Stendal (1333) V, Heliivnd l rt. Hm b 8. 2.7. mit Magdeb. 
Kragen 11. .7 d. 1, Hebrend 8. 172. 173. 

*) Vgl. I’Ianek II S. 41.7 .Anm. 
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srlioii mit der Setzung eines Pfandes durch den Beklagten iiegnügt 
liat, oline ilieses Pfand mit roncorlin und mit vndir»tlu‘idi‘ zu 
nehmen'). Des ferneren darf der ulisieiiende Hast geiren den 
unterliegenden (ia.st selileunig vollstreeken lassen hezw. Urteils- 
erffillung verlangen, gleichgültig ob ein gastgerichtliches*) oder 
aber ein gewöhnliches Verfahren voraufgegangen ist"). 

b) Umgekehrt darf alter auch der beklagte Hast ausnahms- 
los verlangen, daU der klagende (last sofort bereit sei zn ver- 
handeln und entweder den erlonlerlichen Beweis zu erbringen oder 
aber des Beklagten Knt.schuldigung entgegenzunehmen insbe- 
sondere, wenn Person oder Hut durch den klagenden Teil festge- 
halten werden, tritt die Wichtigkeit dieses Hechtes des beklagten 
tiastes an den Tag"). 

1. Sehr viel häufiger befassen sich die ()uellen bei der Kr- 
örterung über Hastgerichte mit dem , Verhältnis von Bürgern 
und Gästen zu einander"). 

I 

ai .\uch hier ist, soweit der Hast als Beklagter in Be- 

') Mag(lel). Kragen II. 2 d. i)a, Hehnsid S. H!<): anders Magdeb. Kragen 
II. 2 d. 14 ntid IT, Helirend S. Iö4. lH(i. wo es sich um ein imHericlit 
gegebenes I’fand handelt. 

’) .Magdeb. liresl. sy.st. Sch. l!. II. 2 d. 3.>, Laband S. ä2: Knbleii r. 
das alte •ierichtsb. (ISGB — 1424i 1!» § 1. 3, Itär S. !l3. b4. 

Ilanibiirg Stadtr. (1270) IX. 14 und (1232) M.Xl, l>a[iiicnbcrg S. 5.T 
lind 147: Urcnicn andersher übern, Drdale (130.7) XOIII, Oelriehs S. 121; 
Magdeb. Kragen II. 2 d. 14. llehrend S. 164. 

*) Kreibcrg Stadtr. (12116—1307) III § 3, K.rinisch S. 70; Kleines 
Kaiserrecht (nach 13(*)) I. 16. Kndeinann S. 18 (auf ein tlcricht aber die 
i)nernachl hat der Kläger ipso iure .\n.sprueh: ein (Jerieht auf der .''teile 
ilagegeii hängt vom Willen auch des lieklagten ab): Hucssen I’riv. (1348). 
Tesehenmacher l’rk. XXIIl S. 17: Magdeburg Bre,sl. svst. 8eh. I!. 1. 26. 

T.aband .'S. 11. Vgl. \V ien- N eiist a dt Stadtr. (13. .lahrh.) 47, Winter .S. 1.72. 

*) Kreibcrg .Stadtr. (1236 — 1307) III §3. Krniiseh S. .70: Uoslar 
Stadtr. (um 1300), liöseheii 66. 37, und Aufs, über .Schulth. .Xnit (14, .lahrh.), 
(tfisehen 110. 13 vin tiö.sehen 66. 3.7 ist aus (Wsehen 110, 13 her«. 63. 2H 
ein /e haiil, :wi sluinlfn n» vor «»/.•.wraV« zu ergänzen; werden Ilurger besetzt, 
so haben .sie nicht iteeht auf sofortigen, sondern der Vogt bestimmt, wie 
das in tioslar sein Uecht ist, einen beliebigen Termin, vgl. I’lanck I .S, .373 IT.); 
Krag Stat. Hecht (1314—1418) 117. Kollier I «S. 71; I.fineburg Stat. (vor 
1400; I. a. r... Kraul .S. 78. 

"j I nerilrleii bleiben auch hier die zahlreieheli .Xussprüche, di.' dem 
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tracht kommt, .sein Herlit auf schleunifje Verliandlunfr überall ein 
unbesohrimktes, wiilireml sieh, sobald er als Klilijer anttritt. An- 
haltspunkte dafür linden, daU insbesondere in den anßersäehsischen 
(iebieten ihm Recht auf rasches (icricht bisweilen versajrt wird'). 
Der Ansiuaich auf (iastirericht wird dem bekhmten (iast teils ohne 
weitere Motivierung 7.U!j;e.schrieben *), teils wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß derartiges .schleuniges Verfahren gerechtfertigt 
.sei, weil iler (last häufig für sein Erscheinen im ordentlichen Ding 
keine Sicherheit (durch Rürgen) .setzen könne ^). Namentlich aber 
tritt der erwiihnte .\nspruch als das Mittel auf, um einen vom klagen- 
den Rürger ausgebrachten .\rrest .sofort endgültig zu beseitigen' i. 

b) Die entschiedenste Hegünstigung des klagenden Gastes, 
die darin liegt, daß ihm auch gegen Eiiilieimische rasches (iericht 
zugebilligt wird, ist, wie schon erwähnt, keine ausnahmslose. Der 

<fa.sl tönen .Anspruch Hilf schnelles lierieht r.nhilligeii, ohne r.n sagen, in 
welcher l’arteirollc er sich befindet. 

') Ks sei denn gerade Marktreit: vgl. Koblenz .Alte.s liericbtsblich 
(13 i;B— 1424) 1'.) § 2. 1. Hftr S. <)3. mit Stadtr. (13fl.3) 21, H»r S. .V2. 5.'5. 

’*) Hagenau .Stadtr. (Illi4) 18, Kentgcn l'rk. .S. 13K; Köln l’riv 
Otitis IV. (1212), l.acomblet II S. 22: Alagdebiirger SchölTonrecht (nach 
12G1) V § 3, I.abaiid IfOn. 8. 115. 11(>: Krciberg Stadtr. (12U6 — 1307; III 
§ Krinisch S. 3<l; Ooslar Stailtr. (um 1300), liösehen 63. 28: Hildes’- 
heim Stadtr. (um 1300; 52 mit 53, Doebner l'. I!. I S. 284: Magdeburg 
Weist, für Kulm (1338) 7, I.aband KOn. S. 141: Magdcb. Brest syst. Sch. 
U. 11. 2 d. 3.5, Labaiid 8. 32: Magdeb. prägen I. 16 d. 5. Behrend 8. 142: 
Magdeb. alphab Samml. von Schögenspr. Kap. 144, Wasserschieben S. 4U: 
La ndshut Stadtbuch (14. Jahrh.) VII, 1, oben S. 62 .Anni. I und .8,63 Anm. 1. 

’) Dresden markgrüfl. Satzungen (12il!t), (iengler Kod. S. 8!K): Magdeb. 
Kragen 1. 16 il. .5, Behrend. S. 142. .Allgemeiner, weil von ,Klondcn“ han- 
delnd. ist Brünn Scböll'ensatznng (14. .lahrh.), BöBIer II S. 397. und Knt- 
sprechendes meint Prag Uechtsbilch (14. .lahrh.) 20. UöUler I S. 107. Vgl. 
auch ktdlt. 46 $2 unil 4. sowie die oben 8. 29 iinil 30 zitierten .Stellen, 
wonach der beklagte (last, an.statt Zeugen zu bringen, n. V. alsbald ilen 
Plendeid leisten darf. 

*) .Münster Stailtr. (1221) 56, Keutgen l'rk. S. 153 (macht der (rast 
Von seinem liecht, sich wegen seines arreatierten Outes zur sofortigen 
.Antwort zu erbieten, keinen alsbaldigen Oebrauch. .so iioiU er zum ordent- 
lichen 14 tägigen Ding kommen): techcnich erzbisch l’riv. (1279; 15. 
• iengler ,St. R. S. 241: Kreiberg SUdtr. 1296 — 1307) III § 3, Krinisch S.. 50; 
Riga iimgearb. Stat. (um 1300) II. 9 $ 1. 2. Xapiersky S. 1.54: tioslar 
Stadtr. (um I34HI) uinl SchiilthciUeiiamtsunfsutz (14. Jahrh.), (löschen 66. 35 
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Verfasser des kleinen Kaiserreelits ’) reehtfertisjt die ablehnende 
Haltiinp mit einer angeblieh kaiserlichen Bestimmung des Inhalts: 
unib <h‘» veiiferfi^rn mannex willen ha! der gesezzin man ■'•■in recht 
nit virlorn. Rs ist nicht unmi>:.dich. datl eine ähnliche Bestimmung 
wirklich bestanden hat, sich aber, gleich dem Magdeburgischen 
He<-ht*), l)loB auf das Verhältnis von Bürger zu Bürger bezog 
und dann von dem Verfasser miUverstandlich auf ihLste’) gedeutet 
worden ist. Deutlicher verhalten sich Kreiherg^' und Koblenz '’i. 
welche den klagenden (fast zweifellos a\if den gewöhnlichen Uechts- 
weg verweisen. Während aber Koblenz sich auf die Vorschrilt 
hesehränkt. der Fremde solle den Bürger rorucheiiwn al/i hne daß 
gepuirt, lallt Freiherg selbst im vierten, vom lieklagten Bürger 
versäumten Ding kein Frteil ergehen, sondern legt dem Beklagten 
von Ding zu Ding steigende Bullen, vom dritten Ding ab für 
jedes versäumte I)ing je eine Bulle von (itl Schillingen auf, die 
der Bichter alsbald beitreiben muH; haz mac he (sc. der gaxi) 
triben ahe lange he wil nj eine p/rnninge oder nf sine pfant unde 
auch di wile der richtet' di buze uf sin erbe dan teil. Wie in 
Freiberg, so wird auch in Hannover für das anscheinend*) bei 
Klage gegen Bürger unliekannte (Tastgericht i. e. S. indirekt ein 
Krsatz geschaffen ; mutt der klagende (last lediglich um eines 
gegen den beklagten Bürger anberaumten 'IVrmins willen in der 


ln-/.«. IIU. l.'t (hiur/.u vgl. oben S. l.)(> .\mii. .'>): I’rag St»t. Hecht (131t — 1 IIS) 
117, Höliler 1 S. 71: Koblenz altes tiorirlitsb. (I.'Kifi — 1424; !!• § 3> mit § 1 
mnl § ä. Itär S. !I3. !14: lli.st. MI. 4 il, !l. OrtlolT S. 143; I.ünebnrg Stat. 
vor 1400) I,, Kraut .s. ,'iS. 

') (nai’h I.'IOO) I. 17, Kndeniann S. 18. lä. 

’) fntcii S. IH3, nainentlich .\nni. 1 a. K. 

*) ,\us den vorhin angeführten Worten mit ihrem tiegensalz von recv 
Ur/t^ und folgt, daU von liS.steii die Hede ist. 

*) .Stadtrecht (l'ifUi — 1307) 111 § 1. Ivrmisch S. 4.H bis .'»0: vgl. ilagegeii 
III § 3, Krmisch 8. .»0. bezüglich der Hechte des beklagten (lasti's. 
Immerhin gevvUhrt III $1 »enigstens rasehe Vollstreckung. 

•'i Koblenz .Vltes tiericblsbncb (liltifi- 1424) 10 §2, H.är S. 93 nml !I4 ; 
vgl. dagegen 19 j 2 und 3 wegen der Hechte des beklagten tjaslos. 

•) l'nklar ist Heil igenstadt Ordii. des .Schnltheillcngeriehts (vor 
1400?) 1.Ö, Wolf l'rk. S. 40, wo es heiUt. man .solle dem I'remdeii gegen 
ei?jen llfirger helfen nach des ize richte leitflen ither die Irrungen, während in 
lü den Itürgern benachbarter Städte unter der Vorauss<4zuiig der Heeiproci- 
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Stadt liegen und Zeit verlieren, so soll der Bürger ihm »in knut 
ght'klen na moghelUrn dingen '). 

Die gnindsützlichc Regel diesen Ausnahmen gegenüber, wie 
sie namentlich im Magdehurgischen Recht konsequent seit llss 
iiiisges]irochen worden ist, bleibt aber das Re<’ht des klagenden 
(Jastes darauf, daLl ihm auch der Bürger im tiastgeriidit antworte. 
Sie findet sich unterschiedslos, wie in den Magdehurgischen*), so 
auch in den westfalischen un<l niederrheinischen ’i, in den sonstigen 
niederdeutschen*), in den mittel- und in süddeutschen Quellen“). 
Da an sich die Möglichkeit, Person oder Gut des Bürgers zu 
arrestieren, eine sehr beschrilnkte ist’’), so ist von einem Gast- 
gericht. das sich an einen durch den Gast ausgebrachteu Arrest 
aiischlösse, kaum die Rede. Nur in einer Magdehurgischen 

läl ein i^slgfrUhi bewilligt, dagegen in 17 nuiieni>linenden bandleiiten ver- 
sagt wiril. Walirscheinlieli ist Kl als ein durch das Krüirdernis der Keci- 
|>ri>citai begrenzter rnterrall von 15 anziiseliun. 

') Hannover l^tadtr. (mn 13.50 ?) II. d.I. Vaterl. .\rcli. .S. 310. 

I’riv. 1188)7, l.aband Kt^n. S. 2; .SehrdTenrechl (nach 12B1) V J 3, 
Lahand I!Qn. S. 115; Weistum fnr Kniin (1338) 7, l.aband Rlt«. S. 141; 
Magdeb. Itre.sl. svst. Sch. It. II. 2 d. 35 nn«l III. 2 d. 138, l.aband S. 32 und 
124; .Magdeb. Fragen II. 5 d. l, Ilehrond S. 172: Krieg Itecht.sbestÄt. (1324) 
3.5, Korn S. 103 (sofortige Verhandlung, kurzfri.stiger Kid): Glogau lieehtsb. 
(1381!) .520. .521, Wasserschleben Ii(2n. S. fi3; Kliime de.s Ssj). I. It nr. 21, 
Itl.dl! S. 3(13. 

“) Hörde Kechtsbr. (1340) 21, (iengler St. H. S. 1!)8; (loch Stadtr. 
(nach 1400; 12, ZKd. 10 .8.221: Kalkar .Stadtr. (vor 1417) 157, ZIM. 10 
S. 215; Kochold Stat. (1.5. .lahrh.) 55 — .57, Wigand III. 1 S. 23 und 24. 
Über Wesel nml Köln s. unten. 

* Hamburg Stadtr. (1270) VII. 5 und (1232) H. 3. I.at|iiienberg S. 40 
und S. 134: Lübeck Stadtr. Cod. Kroke.s II. 329, Hach S. 581 ; weatcr- 
lauwerachc.s Marktrecht § 1, liichtliofcn .8.421. 

*) Krfurt Zirsätze zu den Stat. (1313). Walch II S. 23; Naumburg 
Stadtr. Satz. (1337) 17, (iengler St. U. S. 308; Krnnn SeliölTenb. (um 13.50 
18 und 4.30. KötSler II 8. 11 imd 200: Kassel Satzung (1,384) 10, (iengler 
Kod. S. 471; Hei I igenst adt Ordnung des Schulth. Gerichts iv»r 1400?) 15 
und K>, vgl. oben .S. 1.59 .Vnm. 1. Ferner: Hagenau Stadtr. (1184) 18. 
Keutgen I'rk. S. 13(>; Freiburg i. l'. Handf. (1249) IUI. 121, (iau|i|) II 
S. 102. 103: Flui Stadtr. (129(5) 11, Keutgen I'rk. S. 191: Freising Stadtr. 
(1328)09, Maurer S. 309 IT.; Rain Rechtsbr. (1.332) gedruckt bei Osen- 
brüggen S. 49; Landshut Sladtb. (14. Jahrh.) VII. I, oben S. 02 und 03. 

"() Vgl. oben S. 9(5f. und 98 f. .8. Koblenz altes Geriehtsb. (l3t!(! bis 
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Quellenstellc') ist aiij'pdputrt. wie die vom (Jast-Klä^er ausgefrihrte 
Hesetzuiii; des Uiites (der lieklagte Hür^'er selbs’t seheinf nielit 
anwesend zn seini raselier znni Ziele tiilirt als die von einem 
Mitbürger ansgei)ra<dite. weleh letztere nicht in rymn ijatirfchlf 
verfolgt werden daif. - Ein (ileiehes wie v<m dem Recht des 
klagenden (iastes auf rasche mnndliclie \'erliandlmig gilt auch bei 
der l'rteilserfüllung und Vollstreckung. .V-uch sie ist grnndsiltzlich 
eine schleunige, mag sie sich min, wie die (Quellen ausdrücklich 
betonen, an eine rasche Verhandlung anschliellen -) oder einer 
gewfduilichen Verhandlung folgen’). Nur Prag stellt eine positive 
.\nsnahme dar*). .\ucli Hannover belatlt es für den verurteilten 

142+) 19 J 1 unil 2, llär S. 93 94. wn Itr.si'Uung ilcr Bürger iliireh liS.ste 
mul aiiscliIielSemles gnsifairfriM geradc7.ii vi'rbiileii wird. 

*) .\l|diab. .Sanuid. von .Magdeb. SeliölTens|>r. Kap, 22, Was.ser.-icb- 
l.‘bcn S. 10, 

’) Magdeburg SchöfTeiir. (narb 12(11) V §3. I.aband Uyn. S. ll.i: 
Magdeb. Bre.sl. syal, Sch. 1!. II. 2 d. 3.'i. I.aband ,S. ,‘)2 (evtl, wird der ver- 
urti’ilte Bürger .sofort |ierarmlieb überantwortet): Brieg llechtsbeat (1324) 
3.5, Korn S. lOo; Kassel Satrung (1.3S4) 10, (lengler Kod. S. 471: (jlogau 
Uoehtsb. (13a(>) .">20. ,521, Wasserselileben lüin. S. 63. Hierher sind aneli zu 
ivclineit .Magdeburg erzbiseh. 1‘riv. (1183) 7, I.aband B()ii. ,S. 2 («/ eodem 
Jit cum causa »wla fuefU Urminttur et safiatur) und Brünn Scilüffenhueli 
(um 1350) 18, Uöliler II S. II (hosfiti dthet iujcia suam quciimoniaiu infra tri- 
Juum cautiuue sihi succedtus jinalis iuslilia exhibtri): dort wie hier tritt ail- 

sehaulieh zu Tage, wie die Verbindung von rascher Verhandlung und Voll- 
streckung für den klageiuli'ii (last das Wesen des Uastgerichts i. e. S. 
ausmacht. 

’) Münster Stadtr. (1221) 28, Ki'utgen Trk. S. 1.52, und dazu 26. 27. 
48: Iiortmund bat. Stat. (12.54 — 12.56) 34. KrenadorlT ,s. 36, und dazu .5: 
Hamburg .Stadtr. (1270) IX. 14 und (1292) M. XI. bappenberg .S. 5.5 u. 147: 
B ra Uli se h w eig Ottoniamini 13. .lahrh.) ,58, Hftnselnianii I ,S. 7; Celle 
.Stadtr. (130b, 3.5. (lengler Kod. S. 481 ; Bremen andersh. übernonini. drdale 
(1305) XCIlb Oelriehs ,s. 121: Magdeb. Fragen II. 2 d. 14, Behrend S. 164. 
und II. 2 d. 17, Behrend S. 166 (sofortige Bezahlung oder umgehende Ver- 
bdgung des auf richterliehen Befehl vom Beklagten gesetzten Bfandes): 
Magdeb. alphah. i+Huiml. von Sehülfenspr. Kap, 147, tVasserschlcbeii .8. .50; 
tilngaii I’eelitsb. (1386) 522 und .523, Wasserschlebeii l{i)u. S. (13. und dazu 
19(1. 497: Schlesw ig Neueres .Stadtr. 91, Thorsen S. 48. 

.Statiitarreeht (1314 — 1418)79. Uoliler I S. 51 : Bekennt der beklagte 
Bürger dem (raste seine Schuld, so hat er 14 Tage Zahlfri.st. — Ob Koblenz 
rasche Vollstreekiiug kennt, i.st nicht zu ersehen; über Freiberg s. oben 
S. 1.58 .tiiin. 4. 
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HürfitM- bei der ühlicUen Zablunf'.sfrist. fiilirt aber anch hier in- 
tiirekte Besehleunif'uny: lierbei dureh den Satz: leiihe de ijasi n-ht 
dar ua, mrn xrole ome eine koet echt erleijgeii '). 

d. Hisiier standen nur die ( Jastfcrichte ini ensjeren 
Sinne zur KrörteruiiiS. Es ina" jetzt noeli ein Hliek aul' die 
Heelite der HürKer, der Kinheiiniseiien , ^reworlen werden, 
welelie diesen ziiin Zweek rascher Krledifjung ilirer tteiditsstreitig- 
keiten mit (Tasten verlieJien sind. Verhiiltnismilßig ist es sehr 
selten. daL! solclie Reelite der Rnrger erwAhnt werd(*n. Schon 
<lies liiUt einen Scliluß darauf zu. daß der oben*f wiedergegebene 
Satz des Freisinger Stadtreclitsbuches in der Tat die Regel dar- 
stellt ^i. 

a) Tritt der Rnrger als Kläger auf, so wird ihm bisweilen, 
und zwar scheinbar ohne weitere Voraussetzungen, rasches (Bericht 
gegen tien beklagten (tast bewilligt namentlich da, wo es ihni 
ausnahmsweise verboten i.st. den letzteren zu arrestieren*i. Im 
Cbrigen gibt das Recht des Bürgers, den Gast zu arrestieren und 
alsbald vor den Richter zu fuhren, ihm noch nicht die Befugnis, 
sofortige Verhandlung zu beanspruchen'^); das ist vielmehr nur 

') Stiidtr. (um 13.i(i:') II. 4:i, Vaterl. .\rcli. S. .‘ilO. 

•) S. I.i4 hei Amn. 1. 

*) Da.s nhcrsii'ht !Stiil7,e S. 78—80 hei »einen, namentlicli gegen (hsen- 
liriiggeii gerichteten An.ilhlirnngen fihor ilie Natur der (ia.slgerichte. 

*) t’rcibnrg i. 1’. Hatidf. (1‘24!1) lO", <ihu|i|i Sl. H. II S. 85; llamhurg 
Stailtr. (1270) VTI. 5, I.uinienberg S. 40; (joslar Stadtr. (um 1300), (löselien 
••3. 5 (üHste können auch in der Nacht geladen werden, zweck» Verhandlung 
in einem auf sofort vom Vogt igige.setzten Tennin: vgl. IManck 1 S. 354. 3.75 
und oben S. 15ti .\nm. .7): Wist. 111. 2 d. l, Ortloff S. 13G; Kleve Stadl- 

rechtshuch (nach 1424) itti §5, Zltti. 10 S. 234. Hierher zu rechneti sind auch : 
Magdeburg erzbischöfl. I’riv. (1188) 7, vgl. oben S. 1,72 bei .Vnni. 1—3 und 
unten S. 1G3 .Anni. 3: Munster Stadtr. (1221) 48, oben S. G4 bei .4nm. 1 
der beklagte (last, der zur innndiichen Verhandlung geladen, aber nicht 
erschienen ist, darf für den Fall, daU er llnchtig geworden, in dem.selhen 
Termin nochmals zweimal — ». ebenda 26. 27 — fonnell geladen und als- 
bald contuinaciert werden). — S. nbrigens unten S. 168 .\b.satz2a. 

5) Horde Kechtshr. (1340) 21, Henglcr St. 1!. S. 198. 

*) Nur Sicherstellung kann der klageinle Bürger fordern. Vgl. wi>gi-n 
beklagter (iäste: l’.ger Stadtr. (1279) 18 und 19, tiauiip St. R. I .S. 192, 
und auch (loldherg I’riv, ^ 132.7) .7, Tzscho[i|ie S. .711. S. ferner wegen 

Uudorff. ltecb 1 .s.,lenuuK ilcr (jastc 11 
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ausn.ihiiisweiso der Fall '). Dasselbe j»!!! aurh von dem Rechte 
des Bürgers auf sofortijre Zahlung lu“/.w. Vollstreckung’!; 1410 
darf zuwilen nur dann gefordert werden, wenn ein (auf Antrag des 
beklagten (iaste.s eingesetztes) (iastgericht i. e. S. vorangegangen 
ist’). — Eine andere Frage ist, ob wenigsten.s dann, wenn der 
klagende Bürger wegefertig ist, ihm ein unbedingtes Recht auf 
rasche Verhandlung zusteht. Das Magdeburg! sehe Re<ht, das neben 
dem Freibergisehen allein von der Wegefertigkeit der Bürger und 
ihrer Bedeutung für den Prozeß handelt, ist in dieser Beziehung 
nicht so zweifellos verneinend, wie Planck ') annimmt. Zwar das 
.Magdeburg-Breslauer .systematische Scliöffenrecht II. 2 d. 35 und 
III. 2 d. tl4 ’) scheint dem wegefertigen Bürger nur, wenn er Be- 
klagter ist. ein Recht auf schnelles (tericht vindizieren. als Kläger 
aber es ihm absprechen zu wollen*). .Anders dagegen verhalten 


Ilcklagter, die zwar in der Stadt Wdbneii. aber nie bl mit Kigeii und Hebe 
an>;esosscn sind : .M fi bl hausen Stadtr. (1230 - 12.iO;, Heri|Uel S. t;.'l2 ; Magde- 
burg Kt'cbtsbucb viiii der (ieriebtsverr. (um 12.')<b XXVII S 1. I.aband IH^u. 
S. H8, und danach SSclis. \V eicbbildrecbt 34, Daniels (il. S. 10!l (zwecks 
gröUerer Deutlichkeit zusHininen/.ubntteii mit Magileb. )<re.sl. STst. 8cb. li. II. 
2 il. 3.5, I.aband S. 32. w iuiacb der Burger auch gegen den nith! hta hiun hiirger 
nur .Ans|irucli bat auf .\ntwort im näebsteu ordentlichen Diug. und ITir den 
Kall, dall er einen wegefertigen Bürger aiirhült. nur ilanu sofort klagen darf 
bzw. muU. wenn der letztere es will: M agdeb. Bresl. Keebt von 12lil $31. 
I.aband Ift^u. S. 18). Beklagte (räste und Ilücblige Bürger behandelt lios- 
lar Stadtr. (um 1300), (;ö.scbeu ßti. 3.5. und .Vufs. über das Sebulth. .Amt 
(14. Jabrh.), IJö.sehcu HO. 13. 

Koblenz -Altes tiericlilsb. (1386 — 1424) 19 $2. Bär S. 9.3. 94. und. 
iiu Kalle der A\ iilerklage von Bürger gegen tiast, Dist. III. 1.5 d. l, Ort- 
loff S. 164. Kill ents|irerbende.s liecht gegen uiebt mit eigenem Keuer Usw. 
angesessene Kinwuliner verzeichnet Brünn Seböffenb. (um 13.50) 12.5, 
l!.51iler II S. 64. 

*) Hamburg Stadtr. (12711; IX. 14, l,a|ipeuberg !S. 55: Koblenz alles 
t•orilbtsblub (1366—1424) 19 $ 2 und 1, Bär is. 93. 94. Vgl. auch Hildes- 
beim Stadtr. (um 1249 12 und 13, Doebner K, B. 1 S. 10,3. 

’) Magdeburg Sehöffenreebt (nach 1261) A' $3. I.aiband litlu. S. 115. 

*) 11 S. 41,3. 

*) Lab.and S. 32 und 94. I ber die .Auslegung von II. 2 d. 35 s. aber 
Irenaueres unten S. 16.3 Amu. Ir 

*) l'nd zwar II. 2 d. 3.5 gegenübiT tiästeii sowohl wie ( wegeferligen) 
Bürgern, während III. 2 d. 64 riberbnu|il nur die letzteren im -Auge bat. 
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sich die Ma^'deimrgcr Kraireu II. 5 d. 1 ')• Ide .infra^e an die 
Schöffen laufet daselbst, ob man klajrenden liasten im allpremeinen 
und fcnier Mitbürgern ;;ep'en tiaste ci/« din<j nulle bunsen 

rechtem uxgelcgetcm dinge; die Scliöfl'en cmideni. man solle lern 
p'Cses.seneil ircgejerligen geeten .... adir metehii rger , dg eich 
bereit hubin uszeue zihende in ire kouffmanschajt adir 
befe/urt, . . . umme erholt und uinb nirnde habe, ix xeg in ge- 
bunden tagen adir buxzeii gebunden tagen, gtagix richten. .Statt 
auf Eipren.schaflen der Iteklapten le;jen die SchötVeu demnach den 
Nachdruck auf Ki^renschaften der Klilprer und antworten so um- 
fassend, datl nicht allein die s<dinelle Verhandlunpt weprefertisrer 
Hiirfrer ijegen (iüste zweifellos, sondern auch die ijeuren Mitbürfzer 
offenbar zuprelassen werden soll*). — Wo der klaprende Bürprer nicht 
wepefertip ist, da verneint das Mapdeburpische Recht einen Anspruch 
auf schleunipes (iericht pepen USste (oder Bürper) durchaus*); 


') Hehreiid S. 172 (und dem enUpreeheiid Mapdeb. >s>ehöireiircelit der 
liresdener Handselir. Kap. I.')ß. l.'iT, ebenda S. 2.14). — Her.fipdich dieses 
NViderspriich.s r.ii den oben S. Iti2 bei .Anm. .1 und t! genannten .'Stellen des 
.svsteinatisclien Sehöllenreclits ist iibripoms *n bemerlnm. dalJ von diesen 
II. 2 d. 1.7 ( - Knlni II. .’il) niebt «weifelsfrei überliefert i.sl. Ilenn der 
Danziper Kodex sowolil I.aband .S. XXVIII). der ini allpemeineii den besten 
Text dos alten Kulm bilden soll und x. II. das sinnentstellende nmle 'I.aband 
S. .13 bei .\nm. 18 zu 11. 2 d. ,1ö) entbehrt, welches der von I.aband der .\ns- 
pab.' des syst.’matiseheii Sehfilfenrechts zu (irnnde pelepte Kodex des Ilres- 
lan.T .Stadtarchivs (I.abnn.l S. XXI If.j aiifweist. wie auch die von I.emaii 
herausgepebene „Vnlpatlesarl“ des alten Kulm 'baband .S. X.XVIII f.) .setzen 
am .Schluß vom II. 2 d. .1.> statt der Worte: <fer buchte, Jer do tiacil, den 
.Satz; der burger adir der gast, der da hedagit wirt. Wenn man von den nicht 
vrdlip passenden Worten des antiaarters absi.'ht, Unft die Distinktion in die.ser 
Fassniip der liestimmnnp von Mapdeb. Pr. II. .öd. 1 nicht mehr zuwider 
vpl. dazu .S. 1112 .Anm. fi; für das Mapdeb. liecht würde unter diesen l instflnden 
mindestens ein Ueeht wepefertiper Bürger pepen (iäste auf deren als- 
baldige Verantwortiinp anznnehmen sein'. 

*) Kntgegeiipesetzt entscheiden die sonstigen Magdeburger t)uellen, die 
obi'ii genannt sind (.S. Ifi2 bei .Anm..'i und ß: vgl. auch die vor. .Anmerkung). 

*) Mapdeb. liresl. syst. .Sch. K. II. 2 d. 3.*>, auch bei der oben .Anm. 1 
anpedeuteten .Auslegung, und 111. 2 d. ß4, I.aband S. 32 bzw. 94. S. auch 
Mapdeb. Sehöflenr. (nach I2ßl) V tj 3, I.aband lit^n. S. Ui, und Weistum 
für Kulm (1338) 7, ebenda S. 141. Nur das erzbischütl. l’riv. (1 188, 7, Labaud 
lit^il. S. 2, s. oben .S. Ißl .Anm. 4. lautete noch anders. 

11 ' 
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aber auch anderwärts wird das, insliesondere iin Hinblick auf Prozesse 
;je^ren Haste, teils mittelbar'), teils unmittelbar*) ausges|iroclien. 

b) Dem Bürger, als Beklagten wird nur im Magdeburgi- 
.sehen") und im Freibergisehen*i Beeilt ein Ansjinieh auf schnelle 
Verhandlung eingeraumt. immer aber nur dann, wenn er wege- 
fertig ist; ob ein Hast oder ein Bürger klagt, ist in diesem Kalle 
gleichgültig. 

V. Sachliche Zuständigkeit. 

Die sachliche Zuständigkeit der Hastgerichte im engeren und 
im weiteren Sinne ist begrenzt. Streit um Erbe und l'ngerichl 
unterliegt ihnen im allgemeinen nicht. 

1. -\m häufigsten treten sie in Tätigkeit bei Klagen um 
Schuld, namentlich um (Jeldschuld i/»/v» debitis, vmnif gdUijle 
«ehuh, von ijelo/teiiixxe ind cOfiinattKe/ia/i); um ihretwillen soll 
sofort verhandelt werden^), insbe.sondere wenn .\rrest vorauf- 


') Nänilicli überall ilii. »n auf .\iitrag di's Hastes rasches (icrichl oder 
rasche VellstriTkung bewilligt, viuii llnrger ab>T mir gesagt wird, daU er 
sein Hecht im gewidiiilicheii I*i'i>/.eUgang verfulge. S. i. H. Hagenau 
Stadtr. (lltid 18. Keutgen l'rk. .8. 13l>; Magdeb. Fragen II. 2 d. 17. 
Itchrend S. (iiislar .\iifs. über das Schullli. Amt (H. .lahrh.), <i(iseheii 
110. 13; l.audshut Sladtb. (14. .lahrh.) Yll. 1, s. uheii .8. t>2 und (>3. 

’) Freising Stadtr. Ttiieh (um 1328t l!0. a. oben .8. 1.74 bei .\nm. I. 

’) Krzbisehlill. l’riv. (I1S8)(>, babaml 10^11. S. 2: Magdeb. Rresl. sv.sl. 
Sch. It. II. 2 d. 3.7 und III. 2 d. <>2 bzw. I>4, I.aband S. 32 br.w. lU. Nameiit' 
li(di auch, wenn er mit Itficksichl auf seine Wegefertigkeit angehalten wird: 
M agdeb. liresl. Itceht (1261: 31. I.aband S. 18. 

*) Halswillkür (um 1350) 12. 13. F.miiscb 8. 274: KatsschliiL! (1373). 
abgedriickt nach Schutt, das Stadtr. der Stadt Freiherg i. 8. 177.7 S. 80, 
bei Planck II S. 414. 

*) Hagenau .8tadtr. (1164) 18 und 17, Keutgen l'rk. S. 136: Ham- 

burg Stadtr. (1270) VI. 6 nebst .\nm., I.appenherg S. 27 : Magdeburger 
SchülVenrecht (nach 1261, V §3, I.aband Ift^u. S. 11.7; lirnnn .Schüffen- 
satzung (14. .I.ahrh.), llüUler II S. 397; Freising Stadtr. buch (1328) 69, 
.Maurer S. IKIOIT.; Köln l'rk. (1.326), Stein I S. 20 nr. 1 §51; Huessen 
gräll. Priv. (1348). Teschemnacher l'rk. XXIII S. 1.7: Ilrnnn tSehrdlenb. 
(um 13,70) 5 und 18, Ifidiler II S. 6 bezw. 11; Magdeb. Hre.sl. syst. Sch. 
Hecht I. 26. I.aband 8. 1 1 ; Magdeb. Fragen II. .7 d. 1, Behreml ,8. 172: 
blume des Ssp. (um 14(K1) I. II nr. 21, Hl.dH. S. 363: Hei 1 igen s t a dt 
Ordnung des Schullh.lferichts (vor 1400) III iiinl 17, Wolf l'rk. 8.41; (loch 
Stadtr. (14(K)-I4.70;-; 12. ZHli. 10 8.221. 
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ihretwillen soll aueli alsl>al<l vollstieekt 

werden •). 

Oh unter ileii Klairen um Schuld nicht luiutig auch HulS- 
und Schadenersatzforderunf,'en aus Freveln verstanden sein 
sollen, kann zweifelhalt sein, ist aber wahrscheinlich ’). Schon 
0.senhrfls;;ren 'j führt richti«; aus. daU ilie Privilej;ien für la-- 
chenicli und HrühP) durch die .\rt. wie .sie den ilebitu und den 
ulia niinuUi, die rasch ahfieurteilt werden dürfen, die maiura (fiml 
hogrrkht ocrujiatur j;egenüher.stellen, andeuten, dall auch kleinere, 
durch Zahliin;r lediglich einer IliiUe sühnbare Frevel unter die 
Zuständigkeit des ( iastgerichts fallen. .\u.sdrückliidi s|)iechen sieh 
in letzterem Sinne aus liestimmungeii einmal in Köln, nanientlieli 
in der Ordinancie von der Halle; es s(dlen die rir/ifi-r cau Jen 
tji'slin richten, wenn n/iiic/i ijukI ofi < oh/ihiiii [«'Ccc], Je «ieh berla- 
yeJe eun eiimher xcholt off ijehreche in Jem ( oiifhin/xe''). Ferner 
lättt Ooch’) den handlenten und andern Kleveschen Städten enir 
xvhaiJe nnj ran xJioll ein onverfniijtl recht widerfahren. 
Hierher rechnet schlietllich auch die Versicherung des bremischen 
Vogtes und Itates an die (irätin von Flandern, dalt dem tlandri- 
schen Kaufmann, sobald es sich nicht um schwere Ungerichte., 

') Le eil e II icii Iteclitsbr. (l'.'TU) l.'i, tleiigler ,St. IC. S, 2-11, mul Hrfilil 
I’riv. (1285), Lacoiiiblet II ,S. 474; Itiga iiiiijjearb. Stat. (iiiii 1300] 11. !) $ I 
iiiiil 2. Niipiersky S. I'i4: .Al|iliiib. Siiiiiiiil. Magileb. .Sehrilleii.s|ir. Kaji. 22 iiikI 
72, Wiisaerachlebeli S. lOba«. 2.'i: Koblenz altes tieriebtsb. flüliö — 1424) 1!). 
Bär ,S. 33. 34. Vgl. unten S. lliö .\iiiii. .7—7. 

’) Münster .Slailtr. (1221) 28, Keiitgeii l'ik. ,S. l.)2: Dortiii nnil lat. 
Stat. (12.74 — 12öii) .‘U, KreiisdorlT S. .'bi: llanibnrg .stiultr. (1270) IX. 14, 
La|i|ienberg S. 5.7; Magileb. Kragen II. 2 il. 14, Bebreiid ,S. 184: trlogiin 
Beebtsb. (I38(i) .722, Wassersebleben Utin. ,S. ti.'i; II eilig enstadt Ordii. des 
Scbultb. der. (vor 140(1'/) Ki. 17, Wolf l'rk. S. 41. 

^ Magdeb. Kragen 11. .7 il. 1, Bebreiid S. I7'2, »elcbe die Kiitscbeidiing 
von Klagen nni Scbiild und Kabrbabe den dastgeriebteii znweiseii, ihre Zn- 
.stäiidigkeit für Klagen niii K.rbe und Kiigericbt aber verneinen, scbweigeii 
von den Krevelii. Vgl. Landsbiit Stadtb. (14. .lalirb.) VII. l, Uosenlbal 
S. I8.S C»mt> sein i;ett und umti ander smhj. 

*) S. .7.7. 

*) (1273) 1.7, deiigler .st. 1!. S. 241, und (12.S.7 . Laeoinblel II S. 474. 

“) licgister der städt. Aecise i;14(KI) XXL 17, .Stein 1 ,S. 118, wozu r.n 
vgl. unten ,S. 18.7 bis 187. Wegen raseber Kiitsebeidiiiig bei Zollbiiiter/.iebnngeii 
s. I’riv. Otto.s IV. (1212], oben S. 151 .Aiiiii. I. 

») Stadtr. (1100-14.70 '/) 12. ZUd. 10 .s. 221. 
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sondern mir ile Uh- rrl uUu re liandelt, raselies (ioricld inji-o 
trrtiinn Jirm iv7 Kaltem injra or/ne;/«( oe.scliehen soll; "Iciehzeif i*; 
wird vers]proelH‘ti, der Kaufmann dürfe sich von der Sicheruns'shaft 
•Inreh Hürv'cn- oder Pfandstellung befreien und, wenn er den Ver- 
handlungstag nicht abwarfen künne. sich durch einen Hevollmäch- 
tigten vertreten lassen'). W'g ausnahmsweise rasches tiericht auch 
bei rngericlit zugelassen wird, fallen natürlich Frevel mit darunter-). 

.■{. Auch die Klage um Fahrhabe kann im (iastgericht ver- 
handelt werden. Von der allgemein gehaltenen Fassung einer 
Anzahl von (iuelleiistellen") abgesehen, wird die Zuständigkeit des 
( iastgerichts in diesem Falle namentlich im Magdeburgischen 
Hecht betont*). Kin besonders gearteter Unterfall ist es. dall der 
(fast die schleunige .\ufbietung des von ihm besetzten fremden*) 
bezw. seines eigenen von andern besetzten tiutes verlangen kann'), 
um baldigst (ielegenheit zu haben, in Jenem Falle seine Forderutig 
auf das (int zu gewinnen s. in diesem Falle eine Verfolgung des 
besetzten (iiites durch die ({laubiger mittels schleunigen .Ab- 
schwörens der Schuld unnu"iglich zu maclien*i. Hierher gehört 
.auch, dalt der klagende (iast ein gerichtlich gesetztes Pfand hinnen 
kurzer Frist erk lagen und verkaufen darf), w’iihrend er auf ein 

') (12.').5) Klonck I S. .'(0,5. S. aiuli l’riv. des (irÄfeii von l'lunderii 
für die Kimtleiite di‘S Keivlis (13l>0) II, Hans. l . 1(. III ,S. Z-tli. 

Vgl. die Kelege unten S. Ki7 .\nni. ‘7 uinl .'j, wo.selh.st neben den t'ii- 
gerieliten ausdrücklieli aueli Frevel gioiannt werden. 

Vgl. die lielege oben S. 1(55 in ,\nni. 3 miil .5. 

Magdeb. Fragen II. 5 d. 1, Helireiid .s>. 172, und Kluine ilea Ss|i. 
(uni IKX)) I. It nr. 21, Hl.dll. S. Sti.'l. Bei der Klag>' mit Anefaiig vvir>l den 
liüsten auf ihr Verlangen eine sofortige Verhandlung bi'willigt in Freiberg 
Stadtr. (12!Ui— 1307) IX § 1, Frniiseh S. 88, weil hier hei .Vnefang lediglich 
zwischen Bürgern ilie oben ,S. 71 in und bei .\nm. ( dargestellte Itegel nus- 
nahinsweise nicht l'lat* greift. 

•') .M.agdeb. Bresl. syst. Seh. U. III. 2 d. 138, baband S. 124; alphah. 
Saniml. Magdeb. SchölTens|ir. Kap. 22, 5Va.sserschleben S. 10. 

*) .VIphab. 8aininl. Magdeb. Schöffeiispr. Kap. 7'i, Wasserschleben ,8. 10. 

■) Flanck II S. .380 (bes. .kmn. 3.5) und I S. 4.58 f. über Verfahren mnl 
Natur der Klage. 

•) In Hildesheini Stailtr. (Hin 1248) 12. 13. Hocbiier ('. B. I 8. 103. 
darf umgekehrt der klagende Bürger das besetzte (lut eines Bürgers zwar 
•;rst nach 14 Tagen, das eines («astes aber schon nach einem Tage, von der 
Bioiachrichtigiing des Schiildiiers an gerechnet, erklag.oi. 

’) Magdeb. Fragen II. 2 d. 14 uml 17, Kehrend .S. 184 u. 1(18. 
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iiußergcriclitlicli. zur Altweiuluiig der Kla^e auf Sehuld ;;pji{t'ht>ues 
Pfand die Seliuld iiii ;,'ü\vrdiuliclien Verfahren einfordern muß. 
falls er nicht hesondere Abrede ^ndrotVen hat'). 

4. Ausijesehlossen dagegen i.st, wie .schon erwähnt, regelmäßig 
das ga.-itgerichtliehe Verfahren hei Klagen um l'ngerieht und 
Krhe. Seihst das Westerlauwersche Marktrecht-), das neben 
Kleve ausnahmsweise auch hei rngerichten ein derartiges Ver- 
fahren zuläßt, verwirft es für Krhgut. Letzteres geschieht nament- 
lich auch in Magdeburg*), das, in Chereinstimmung mit andern 
Rechten^), außerdi'iii die Klagen um Ungericht ausdrücklich zurück- 
weist "). Keine Atisnahme bildet der Rechtsfall des Hrieger Kode.v, 
hier handelt, es sich otlenbar um die nicht verna<'htete Khvge 
gegen einen Xichtgelängenen '). 

VI. Der Antrag auf Gastgericht. 

1. Die Beschleunigung des A'erfahrens tritt nur auf Antrag 
des Berechtigten ein, gleichgültig oh er Kläger oder Beklagter 
ist. Ein Zwang zur .\ntragstellung findet nicht statt: er würde 
ITir den Berechtigten, dein nicht ohne weiteres die erforderlichen 
Beweismittel, namentlich Zeugen oder gerichtliche Urkunden, zu 
iJehote stehen, u. U. eine Belästigung bedeuten. Auf der andern 
Seite ist namentlich die Lage von Beklagten, deren sofortige Ant- 
wort dei Berechtigte verlangt, dann eine bedenkliche, wenn sie 
nicht gleich den Unschuldseid schwören wollen und können. Wenn 
auch deshalb grundsfitzlich an der Verptlichtung zu .sofortiger 
Verantwortung fesfgehalten wird, findet sich iloch bisweilen, so-‘ 
wohl zu Gunsten beklagter Elender, wie zu (junsten beklagter 

') Magdob. Kragen 11. 2 d. Ha. Belirend .S. lliO. 

’) J 1, l{iclillinl'«!ii S. 4‘il. 

•■') .'<tadtr. Hiicb (naeh 1424) Hfi $5. ZltO. 10 S. •.*:!4. 

') Magdcb. Kragen II. 5 d. 1. Hebrend .S. 172; <-ben.sn Kreising 
.Stadtr. lliieh (132S) (!H, Maurer .S. 31H. Wegen Wesel sielio UeinbnM S. SH. 

*) S. oben S. lU.') in und bei .\nni. ö. 

'*) Magdeb. Kragen 11. .5 d. 1, Itelireiid .s. 172; Magdub. Bresl. .svst. 
Seil. U. 111. 2 d. ä, I.aband S. 71 ; Magdeb. Scliöiren»|>r. für Stendal (13'i'l) V. 
Hebrend I’rt. Bucli S. 2,7. 

'•) Magdeb. Schöll'enurt.. Itöbine 11.2 S. 148 und 14H. Bei nicht ver- 
naeliteter Klage ändet iiniiier sofortige Verhandlung statt, gleichgültig, wer 
die Karteien .sind. 
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IJüri;»-!', (lip Vorsi’lirirt. ilali die Antwort zwar kurzfristij', alier 
nielit Zug um Zug erfolgen solle, thtf »/ dexer iwnten xirh Menlvn'), 
dtix he xirh leMeeaf^). Uurch ilie Krklärung, ein ( liistgericlit zu 
begehren, nimmt der Hereclitigte alle ITir ihn damit verbundenen 
Vorteile in Ansjirueh, trägt aber auch die möglichen ihm daraus 
erwachsenden Xachteile^). Der Antrag kann im ordentlichen, ge- 
hegten, mit Schöffen besetzten Ding gestellt wenlen und der Kläger 
mag nicht selten einen solchen Tag abwarten '). Sehr häutig 
freilich wird er bei dem Hiehter allein angebracht') oder aber, 
zur hailung de.s (Jegners und Ihmaehrichtigung des Richters, sofoiä 
dem Hfittel flbennittelt®). Namentlich da. wo ein Heklagter He- 
freiung von au.sgebrachtem .Arrest erlangen will, ist diese .Antrag- 
stellung aullerhalb des ordentlichen Dings die gegebene. 

■J. Wo dem Bürger oder dem Ua.ste grund.sätzlich ein .\n- 
s]»ruch auf .schnelles (4ericht zugestanden wird, ist der entsi)rechende 
Antrag im allgemeinen n<K'h an bestimmte Voraussetzungen ge- 
bunden. 

ai Soweit den Bürgern überhauid ein solcher .Vnsiiruch 
verliehen ist, wird von ihnen, wenti sie Beklagte sind, stets Be- 
hau|)tung (und Nachwei.s) der Wegefertigkeit verlangt ’). Klagen 
sie, so wird jenes Erfordernis zwar häufig nicht genannt '‘i, jedoch 
mag es dahingestellt bleiben, ob nicht auch dort, wo eine aus- 

*) Kleve .staiUr. biiili (mich 1424) !ä! J ,>. Zl£(i. 10 S. 2.'U. 

*) Krcisiiig Stailtr. fluch (i:>2H) lül. Maurer S.318. 31!l; vgl. auch unten 
S. 1U2 Amn. 5. 

S. z. 11. Magiieh. llrc.sl. syst. Sch. 11. I. 2C>. Labainl S. II. 

*) Ilrfinu SchölTcnb. (um 13.Ö0) 5 und 18. liaUIcr II S. G bezw. II: 
Magdeh. Kragen II. 5 d. 3, Uchrcnd S. 173, ln Hrfiiiii (.s. .'SchölToiib. — um 
1.3.')0 — 430, Kölilcr 11 S. 2IK)), »n als Ucstc der alten echten Dinge zweimal 
im .fahre mehrtügige ticrichtsvcrhandlungcn mit bc.stiinmtcr .sachlicher Itcihcn- 
fidgc (sog. iiiilhiiiui ffrempIrriu'iC) stattfanden. konnte jeder (xlrtiuui idinc 
Kücksicht auf die letztgenannte Kinschränkung an jedem Tage klagen. 

Z. H. Krciberg .Stadtr. (12!tG — 1307, fit §3 und IX § 1, Krniisch 
.s. .70 bzw. 88. sowie Katswillk. (um 13.50)12. Krini.sch .S. 274; Koblenz 
alles lierichtsb. (13'iG — 1424) 19, Itär S. 93. 94: Lüneburg Stat.(vor 1400) L. 
Kraut ,S. .78: Magdeb. .Schölleiir. (nach 12G1) V $.3, Labaiid l!<iu. .8. 11.7. 

“) Kreising Stadtr. Huch (1328) G9, MaurerS.311; l.andshut Stailtb. 
(14. .lahrh.) VII. 1, liosenthal S. I.S8. 

’) Oben S. IG4 bei .\nm. 3 und 4. 

'*) Vgl. oben S. IGl bei .Vnm. 4 IV. und .8. |G2 bei .\nm. 4 IV. 
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•Irficklu’he Krwälinuii!: nicht Platz liat, tatsiichlich derartige He- 
scliränkuiifren des Ansiiruelies l)estaiiden. Während aber iin Frei- 
l)ergi.schen Hecht die Idnlie Versii'hening des Hereclitigten, er sei 
wegetertif;, zur Hechttertigiing seines Antrages auf aclinelles (rericlit 
zu genügen sclieint mul! ini Magdehurgischen Reclit. sei es vor 
dem Einzelrichter, sei es vor (ordentlich oder außerordentlich) he- 
setztem (>ericlit, zunächst der Eid vom Herechtigten dahin ge- 
leistet werden: 

her gf! ireyererliij, her huhr eich hereijlit vmme Kmifmun- 
grhajt adir hetrrart au riirnde biigin lundig, duz her drg dinyie 
nicht yeirartin mo;/e^J; 

erst dann wird zur Verhandlung in der Sache seihst geschritten. 

h) Verwickelter sind die Voraussetznngen des Antrags, wenn 
(iäste ihn stellen wollen. Es spielen dahei eine R(dle suwcdil 
ihre Wegefertigkeit wie auch die Entfernung ihres Wohnorts von 
dem iTericht, das im gastgerichtlichen Verfahren erkennen .s(dl. 

1. Was zunächst den zweiten Punkt anlangt, so sollen ur- 
s]irüngliclr und grundsätzlich*) nur solche Gäste den Antrag ati- 
hringen, die, wie es heißt. 

des dinyeg eines toyes nicht yesurhen inuye/i*). 

Einen solchen Gast, der nr morhtr eynes Inyes mmen nf nnde 
in^), nennen die (Quellen nicht ilinysiedriil-'’}, nicht dinijjiflirldiij '), 
im Gegensatz zu demjenigen Gaste, der den Weg vom und zum 
Gerichtsort in einem 'l’age zurückzulegen veriiiag und deshalh 
krall einer Art Fiktion als in der Stadt dinyjyiirhtiy bezeichnet 

Itatswillkfir (mn I.ä.äO' 12, lo'iiii.scli S. 274. 

*) Magileb. Ilrcal. syst. Scli. It. II. 2 il. S.'i. l.aliHml S. 3.‘i. 

') .tiiders y.. n. (iocii Stadlr. (1400-14.V)?) IU S. 221. 

•) Magdeburg .ScbölVeiirecht (iiacb I2(il) V $ .'5, Luband S. ll.ä. 

*) lira u iiscb weig Stadtr. (vor 13<K1) 80. llSnselimoin II S. 22.'»: ila- 
iiebeii I.fiiivburg Stat. (vor 14IKJ) X.XXI.V, Kraut S. Ö4, imd y.ii beiden oben 
S. 30 bei Anm. 2 und 8. 157 Anni. 3. Vgl. ferner Krfurt Zusätze zu den 
alten Stat. (1313), Waleli II S. 23 (rerZA nswerdisz zu nuhi kome mn^ 

an Jenu lai;f j : Magdeb. Fragen II. 5 d. 2. llclirond S. 173: tilogau lleelitsb. 
(138(>, 520 521, XVa.s.scr.sebleben iK^ii. S. Ii3: Frag Keebtsb. (14. .lalirli.) 21. 
HöUler I 8. 108. 

“) Nauinbiirg 8tadtr. Salzung (1337) 17, (»eiigler Stadtr. S. 308. 

•) Magdeb. Hresl. syat. Seh. 1!. II. 2 d. 3.5, Laband 8. 32: Magdeb. 
Fragen I. 16 d. .5, 11. 2 d. 14 und 11. 5 d. I, liebreiid S. 142. 164. 172. 
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winl '). Die notwendii'e Eiiifeniunir des Wohnorts des Gastes 
wird, filinlich wie hei den Woeheninarktsprivileirien ’), bisweilen 
auf eine hestiininte räuinliclie MaUzahl festpeleirt, so nanientlirh 
in Freiber},'; 

trfic/i miin in dm vir inilrii uiitine Vriherr ijrxezzen ist, <lrr 
ist krin Gast nicht . . . Die muyen zu ilini/e icnl kunirn 

Im 14. .lahrliundert vollzieht sich in der erwähnten Hes?elun^' 
hier und da eine Andenni;;. Diese Änderunf.' liat ihre Wurzel 
in ileiii sieli bildenden territorialen BewuUtsein, welches im Gäste- 
rtH’ht ^'erade bei der Institution der »iustgerichte am ehe.sten in 
die Krscheinunir tritt. Hierher z,ählt namentlich die bekannte 
Fntscheidunv' der Schöfl'en von Brünn'), welche einem Manne aus 
.Iä;rern<lorf das Kecht auf < iastirerieht abspricht, weil er nicht Gast 
sei ; er stamme aus dem Herzo^'tum Tropjiau, dessen Herzoi^ eben.so 
wie die Stadt Brünn unter dem mährischen Markicrafen stehe: 

vnile notiindum ist inmiein honiinem in indicio ciritalis 
Jirnniiensis esse Iwsjdtem, ijui eetra Moruviain residenliam 
re! inunsioneiH hübet, ifiiamris etiani sit snb dnminio reifis 
Hohemiae ‘), 

.Ähnlich dürfte sich die spätere maizdebur;rische Bechts|irechun;' 
erklären. Im .lahre 13.4S wird zum ersten Mal nur dem (iast 

') SHninil. Ma^’ilub. Scliöffi-ti»|ir. aus l>n‘s<l. Ibisrhr. Kap. 50. Wa.sst-r.seli- 
b'hoii Ityu. S. 18SIT. S. ilaiii H ei 1 i^ieiist aä t Ordimiig tie.s Seliiiltli. (ierii-lits 
(vur l UKiy^ 17, tViilf l'rli. (S. 41; klagende IjtmUfiilhe, dit hUr nmh nn/s >;<- 

scind, eb die . . . hier uhn dis iieriebl und wieder sn Hanfs kommen können, 
die sotten des ^eriehts toarten und ’zebranetien ^teiek ats die Jtor-^er atttue thun. S. 
atieli oben S. (14 .\niii. 11 und 4. 

») S. oben S. 123 und 124. 

*) Stadtr. (12nfi — 1307) III § 4, Kriniseli S. 51; in dieser UeziebmiK 
"eiten also beule aus Meilleii, Chemnitz. Uresdeii nielit als liHsle. während 
sie ini rbrij;eli diireliaii.s deren Uecbtsstellnng haben (\f;l. nbrijjens oben S. 12 
.\mn. .5). Dazu stiinnit, ilaü l>ist. III. 15 d. 1, OrtlolT S. lUl, aiieh den 
einen llast nennt, iler ezn deme i;edin^e gesessen ist, dm ist in ßr miten , und 
der di;shalb Itürjjeii setzen darf und nicht sofort iler \Viderkbi"e antworl»n 
niiiU (v"l. S. 1(>2 .Vnin. 1). .ihnlich wie Kruiberg, nur unter Be^frenzuii" 
auf zwei Meilen. Itainbei " Stadtr. (130(!} 3.‘i. 3tl. Zäptl S. 13. 

') Seliöllenb. (um 13.50) 18, liöUler II S. 11. 

“) .\hnlich verhallen .sieh .Seliöllenb, (nin 13,501 5lit! und ,5!il, die sieh 
aber nicht speziell auf Ifastjreriehle beziehen; V"l. dazu oben .S. 20 bei 
.\nui. 1 und 2. 
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srliru’Iles Gericht frewillirt. der naclnveist, daU er rerrer wonhaj)!,/ 
»H ron (leine yeeiehte wen eiwelf inile'). Schon 0.sen li rü jf ^fcn *) 
deutet darauf hin, daU diese Vorschrift sieh nach Wortlaut und 
Inlialt nicht mit den olien wicder^e^ehenen aus früherer J^eit 
vereinigen liitlt; umnö;;lieh kann jemand, der in so jrrol.ler Knt- 
fernung vom Gericlite wadint, in einem Tage hin- und zurflck- 
kommen. Der Satz mit seiner sclu'inliar willkürliclien Entfernungs- 
hestimmung erklärt sich indessen wahrscheinlich daher, dall zur 
Zeit seiner Emanation der entfernteste Grenz]tunkt des erzbischöf- 
lichen Territoriums, soweit dasselbe ein zusammenhängendes Gebiet 
bildete I Exklaven wie z. B. Jüterbogk bleiben also ausgenommen), rund 
zwölf Meilen von Magdeburg entfernt lag, da nämlich, wo das Erz- 
bistum mit dem Bistum Havelberg zusmnmenstiett. Insassen dieses 
Gebiets, die zum Magdeburger Gericht ziehen wollten, waren nicht 
genötigt, andere Territorien zu durchkreuzen. Gewährte man aber 
diesen Leuten kein fiastgericht, .so lag es nahe, auch auMerhalb 
des Territoriums Gesessene nur dann zum Gastgericht zu ver- 
statten, wenn sie weiter als zwölf Meilen von Magdeburg entfernt 
wohnten*). 


Miigdob. tVi'ist. für Kiilin (I33S, 7, l.,uliniiil lUJii. S. 141. .Vlpliiib. 
Saimid. Magilvb. .Schi"i(lViis|ir. Kap. 144. Wasserscblebcli S. 49, wivilcrboll 
die Knt.scbeidiing jenes Weistiiiiis. nur <laU eine Liitl'ernuiiji,' des Wulinsitzes 
des (iHsles von elf Meilen gefordert wird. Hesgleiehen deliniert Mugdeb. 
Kragen II. i il. 8, Hidirend S. 1.79, bei Kntscheidiing der Krage, <d> einem 
< laste ein Hürger in IVrson zur Vidlstreckmig ausgeliefert werden könne, 
den Begriff des tiastes dahin : fin ^iis/ ZiVj.oV, i/er »leie äenm- X/ miUn husün 
thme xtruhit gtttssin ist (vgl. dazu einmal oben it. IG9 bei .\nin. 4 ff. und ferner 
S. 170 .4nni. 3. .7). Walirsebeinlicb verdankt die Zahl .elf" einer sehon im 
14. Jabrlinndert eiitslandenen fai.selien Lesart von tzivclf ihren rrsprnng. 

••') S. 3«. 

S. oben S. läil .Vnm. 4. .7. 7, amdi S. I7(t .Vnm, I. 

') Kille dein fVeistinn ITir Kulm enlsprediende Kiitseheiilniig atidlt der 
M agd ehn r gi s ehe Schöffeiispriieh für Stendal (1340 ?) X.WH. g, llehreiid 
L'rt. Blich S. 112, dar, wo derjenige Beklagte nicht zur laiislung des Klenden- 
eides zngclassen w ird, iler in dre ihid htseltn is idtr in dtme lande und also 
dinsflkklieh (ini neueren Sinne des Wortes) ist. .\nders Braunschweig 
lind Lüneburg (s. oben S. 30 bei .\mii. 2 und 1,77 .Vnm. 3,. Der oben S. 170 
.Vnm. 1 angeführte, offenbar ans der zweiten Hälfte des 14. .lalirhuiiderts 
sUinmende .Magdeburger Schöffeiispriieh bringt übrigens noch einmal die 
ältere Ansidil zum Vorschein. 
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Dp.« prsterwillinten ErfordemisHPs, der Wegefertiirkeit der 
• »äste, wird in den (Quellen verhültnisinäUig nielit liänfig gedacht. 
Es erklärt sicli die.« daher, daLl die Voi-scliritten fiher Ua.«tgeruhte 
i. e. S. sich immer auf auswärtige Gäste beziehen, und in der 
üherwiegenden Zahl der Fälle ist deren AVegefertiirkeit selbst- 
verständlich und ufVenbar. Das Magdehurgische Schötlenrecht 
drückt jenes Erfordernis aus, indem es sagt, der Gast müsse, um 
ein (iastgericht verlangen zu dürfen, nicht hloU weiter ahs eine 
'l'agenuse entfernt w(dinen. .sondern auch ci« m'liJer yast sein; er 
soll he.schwöreii: 

ihiH her ein wilde yugt ui und al-io rerre i/exeneen, dm her 
den dinges eines fuges nirht gesueheu muge''). 

.Diders lManek*i, welcher ein besonderes Erfordernis der 
Wegfertigkeit des Ga.stes nicht kennt. Er versteht nämlich unter 
einem wilden Gast ursprünglich einen , nirgends selihalten Mann“, 
indem er sich auf die Definition der Magdeburger Fragen beriitl: 
wer fegetich eon wochen ezu woehen itmle eon stefin :eu 
stetin, rnn lande :eu lande sgne wandelnnge hat nnde in kegner 
xtut iar unde tag wotdiaplig ist, der heixszet nnde ist ein 
wilder gast'^). 

Die Hedingung, dall der Gast ein wilder, d. h. ein , nirgend 
seühafter .Mann“ sein müsse, soll aber in späterer Zeit fortgefallen, 
oder richtiger dahin atigeschwächt worden sein, daLl der Gast über 
eine Tagereise weit sitzen müsse. Die Glosse zum säclisischen 
WeichbihP) nämlich identifiziert den wilden und den über eine 
'l'agereise weit g(*ses.seneii Ga.st: 

ist is al/ir uiniiie xehult, so mag der ljuregrere ader der 
«chullis alle tage riehten, darumnw das man mit orteiln nieht 
diitgel; wenne worummef bekennet der schuldiger die schuld, 
der rirhter mag em gebieten hg sannensehein ader bg egiwr 
nacht zu bezalen, so eerre ah der eorderer egn gast ist. und 

') .Magdcb. Si'hiiirenr. (nach 12t>l) V § .‘J. I.aband KQii. S. 115. 

’) II S. 412, iimi zwar unter Hcnifmig auf das mit dem SchrdTciirccliI 
(vorige .\nm.) Hbcrcinstininicndc Magdcb. Weist, fnr tiörlitz i:U>4)7: vgl. 
b'rnor tilugau lieelitsb. (I38ti) .■>2t* und .521, Tzse.lin|>pe S. US, und SSelis. 
Weiebbildr. .\rt. XI.V $2. I)aniels S. ilO. 

Magdcb. Klagen 11. ö d. 2, Itelirend S. ITd. 

*) tilosse zu Weichbild .VI.Vl, llaniels Gl. S. dU.'l, bes. Zeile 13. 
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ihis heiciit, du» er da» i/erie/ite ißn eyner fayezh nirfif erlangen 
kann. (Zeile 13) Ihis mu» ahir der ga»t bewisen mit zwen 
ringern itp den heiligen du» er eyn wilder gast «//. 

Planek zufolj^e inuU der Gast, der auf ein Gastf»erieht Ans])nieli 
erhellt, in .spiiterer Zeit also lediglich naeliweisen, daU er weiter 
als eine Tagereise vom Geriehtsort entfernt gesessen sei. 

Dein gegenüber ist aber einzuwenden, daU, wenn die Glosse 
zuin silebsiscben Weichbild jene Gleichstellung in der Tat 
vomiinint. sie den ursprünglichen Sinn der Worte wilder ga»t nicht 
mehr versteht'). Denn nach dem älteren magdeburgischen SchölTen- 
recht muß der Gast, um ein Gastgericht zu erlangen, beschwören, 
daß er ein wilde ga»t, daneben aber zweitens geradezu, daß t>r 
außerhalb einer bestimmten Entfernung vom Gerichtsort ge»e»»en 
sei. Dem gegenüber kann die von Planck angerufene Erklärung, 
welche die Magdeburger Fragen*; liem Hegrifl'e wilder ga»t an- 
gedeihen lassen, seihst dann nicht ins Gewicht fallen, wenn sie 
Planck Recht gäbe. Denn diese Erklärung entstammt einer späteren 
Zeit, wahrscheinlich erst dem 14. .lahrhundert, kann also auf 
.Mißverstiindnis beruhen. Sie ist zudem offenbar der Definition 
nachgebildet, welche der Deutschens]iiegel ’) dem Worte kou/linde 
gibt; es sind das, wie der Deutschenspiegel sagt, Männer, 

die oon lande ze lande earnt mit ir kouf»chaze and eon 
Zungen ze Zungen und ran einem kunwriehe in daz ander. 

In Wirklichkeit wollen aber auch die Magdeburger Fragen 
nicht als Merkmal des wilden Gastes aufstellen, daß er nirgends 
.seßhaft ist. zumal der Grund, weshalb gerade solche Gäste vor 
andern hätten bevorzugt sein sollen, kaum erfindlich wäre; sie 
wollen vielmehr nur zum Ausdnick bringen, daß es sich um Gäste 
handeln müsse, deren Reisezweck sie in keiner der Städte, die 
sie berühren, längere Zeit verweilen läßt. Dies wird in der Regel 


') Datier auch die knrriiui|)iLTte Fonn <yn loyth jnj/ in alphab. .Saiimil. 
■Magdcb. .Schöirciispr. Kap. 147, Wassor.schlcbcii S. .'>(1. 

•) Oben S. 172 .\nin. 3. 

*) Dcutschonspicgcl .\rt. 42 und ihm nachgobihlct Schwabcii- 
•spieged .4rt. 42, sowie .\ugsbiirg .Stadtr. (um 1280) .Vrt 32 : vgl. auch die 
bei (iriuim, Deutsches Würterb. ,l,eipiig) IV, I 8p. 145(i gegebenen, sSmt- 
lich späten Lietinitioueu des HegrilTes wiUcr 
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auf knui'liuili’') /,utn*ff(>n, ilie deshall) doch in iri^cnd einer Stadt 
sellhalt sein können. Solche (iilste .sind im Sinne der (Quellen 
wilde (iä.ste. oder, mit andern Worten, fiii.ste. die „wefrefertio“ 
sind. Ihnen liriiifrt der Zwantr, das ordentliche Ding ahzuwarten, 
eine ebenso he.schwerliehe ih/ari« wie wegtdertigen Dnrgem; diese 
ilihirio soll dnrcli das ( ia.stgericht vennieden werden*). 

Von die.sem Standimnkt ans erklärt es sieh, wenn in den 
s|iiiteren Magdehnr«is<‘hen Quellen bei der Hespre< hnng der (last- 
gerichte anstatt des unverständlich werdenden und gewordenen Aus- 
drucks iciliter gast der HegrilV der Wegefertigkeit des Gastes 
betont wird’), und zwar hantig in einer Weise, die erkennen laßt, 
daß ('auswärtiger) Gast und weglertiger Gast den ljuellen nicht, 
wie l’lanck anzunehmen scheint, unter allen rmständen identisch 
sind'). Das Gleiche gilt außerhalb des Magdeburgischen Quellen- 
kreises. So wird schon I IßT in dem Vertrage zwischen Krdn und 
Flamlern jedem Klanderer miverzftglic.lies Gericht vers))rochen, 

{htm .... per (enum rel per ai/iiam paratns fuerit ai/ 

receilrntl II m *). 

') VrI. oben S. 18 bei .Anm. 8 ninl 0. 

’) 4S0 MagiU’biirK I’riv. (1188) fi mnt 7. Labatid li'^u. S. 2. Vjfl. den 
nuten .Annierknnf; ancelTdirteii Vertrag Köln-Klandern. 

*) Magdeb. Itreal. svst. Seli. li. 11. '2 d. Itä, I.aband S. .82: Magdeli. 
I'ragen I. It! d. 5, sowie II. 2 d. ila und II. .i d. 1, liehreiid S. 142 bz». 
Kitt und 172: IGnine des S.s]i. (um I4<K) 1. I! nr. 21, Ül.dl!. S. 8<i.‘{. 

*) In Magdeb. .Sehögeiir. iler Mresdener lldsehr. Ka]p, 1.76. 157, 
Itelirend JS. 234, wird auf die Krage, «Z «/</« ^(Slfii, du do irege/erti^ shil adrr 
nieht wgejertig^ . . . n&/ding . . , fiegrii sHÜf ausuundig fehlen dingen^ die .Antwort 
erteilt : loegefertigen gesten, die de lerre besessen synt, das sie zenm gehegten 

dinge nieh! körnen kennen . . .. den sal mau . . . alle tage rkh/en. In al|ibab. 
Sanind. .Magdeb. ScliölTens|ir. Ka|>. 2G4s. Wasserselileben S. 83. wirii er- 
örtert, wie es mit einem vom (iast-Schiildner ileiu (ia.st-liliiiibiger aulSer- 
geriehtlieb gesetzten l’l'ande zu halten sei, wenn de gast, deine du pamh ge- 
sellet i-t, uierih xaeehvn dieh\ innl ebenda Kap. 427, \Va.sserschli-bcii S. 118. 
lieiUt es, jemand habe zur A’erhandlung .seiner Klage einen Bevollmächtigten 
in der .Stadt znrücklassen müssen, ila er en gast uude xaeelnitrdiek gexaeseen 
ys. — l’lanek, der das Moment iler Wegfertigkeit der (läste völlig iinbe- 
rücksiehtigt lälit. limlet d.'shalb in II .s. 412 .Anm. auch für die unten 
S. 17.5 bei .Anm. 3 wiedorgegebene Stelle nicht die zutreffende I>eutung. 

Hansisches Irk. li. 1 .8. 2.5. Kür den .Seeverkehr lindet sich Knt- 
sprechendes in den Freiheiten von Kämpen für Xorwegen (1,30.5)3. Hans, 
l'. It. 11 S. 33: Nur solche tiäste. tlie naium ad viam minime prepaiatam In.- 
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ln FreUierg muH der beklagte Gast dem Kichter versieherii: 

Her rivhler, ich bin ein gnxt unde bin iregecertik . . . 
Tut irol nnde rrrfigel mich '), 

Älmliclies wird aueh anderwilrts liäntig ausges|iniehen •). 

Xiolit wegefertige Giiste dagegen, die sieli auf längeren, 
wenn aucli nicht dauernden Aufenthalt in einer Stadt eingerichtet 
haben, müssen sich gleich den llfirgern mit dem langsameren 
ordentlichen Verfahren begnügen: 

mir m-ult, dhr ein borgher dheine linderen einem bnri/here 
ig eculdirh, »ral men diiehdingen iieer Xlllf nae/if. l'iide 
nl dhen ghexfen, dhe hir pleghen tu lieghende van 
einer tit inr anderen, lieh nmen bnrgheren XIllI narhl^l. 
c) Dali die erwillmten Voraussetzungen, die Wegefertigkeit (beim 
(rast oder beim Bürger) und die gehörige Kntfernung des Wohn- 
sitzes (heim Gaste), in der Person des betreffenden Antragstellers 
vorhanden sind. inuB dieser der (tegenpartei in irgend einer Form 
nach weisen. Freiberg scheint sich, wie erwähnt, mit iler ein- 

fachen Versicherung des Berechtigten, er sei wegefertig, zu be- 
gnügen^). Magdeburg verlangt dagegen vom khigenden wie vmn 
beklagten Gast ausdrücklich den olien*) mitgeteilten Kid. der so- 
wohl die Wegefertigkeit wie die Kntfernung des Wohnsitzes be- 

silieii, bIsii iKich längere Zeit in der Stadt liegen luüsson. dürfen, ehe es 
ziim (iaslgi'rielit wegen Frevel kninint, si<di für das Erselieineii ihrer be- 
klagten Mitbürger verbürgen und diese so vor der Sicliernngsliaft bewahren. 

') SUdtr. (12!bi 1307) III § 3. Knniscb S. .W. 

*) Hagenau Stadtr. (1 Itilj 18, s. oben S. lä.'l .Vnin. 2; k lei nea K n i ser- 
recht (nach 1.300) 1. It! und 17, a. oben .S. Iö8 bei .\nui. 1 — 3: Hürde 

llecht.sbr. (1340) 21, tiengler St. H. S. 138: (legen einen Copnum off tm/nvrlig 
Man, der •/<>/• i/iy sta! vert, ryl eve xheyl, darf «ler Kärger rasches (lerieht be- 
antragen lind nnigekehrt gegen den Bürger ein gast, dey eyn -oreAvert/i'^A mau 
v’cre 

’) Hamburg Stndtr. (1292) M. XI, l,a)i|ienberg S. 147, ein /aisalr, 
gegenüber dem Stadtr. (von 1270) l,\. 14. ebenda S. -ö.ä. \V,‘gen Magdcb. 
Fragen II. i> d. 3, Kehrend S. 173, s. oben S. 10 und 13 in und bei Anm. 3 
hzw. 3. Miliverständlich Planck II S. 412 (.s. oben S. 174 .\nin. 4,. 

*) Stadtr. (129(1—1.307; 111 § 3 und Katswillk. (imi 13.70) 12, F.rmiseh 
S. 50 brw. 274. 

*) S. 172 bei Anni. I. 
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rncksichtist V, niindestens aller (wie lieim Bürgor die eidlielie 
Versiclienmg der Wegeleidigkeit*), sn beim (Jaste) die eidlielie 
Behauptung, daLl c*r nirhi (lin<jpjii<-hti<i sei’). Belhstverstiindlieli 
kann dem .Vntragstidler die .Vlileistuug de,s Kides von der (legeii- 
partei erlassen werden *). Ist der Hiid geleistet und erweisen sieh 
die besehwnrenen Tatsaelien naehträglieli als unwahr, tritt z. B. 
der Bürger die Heise nicht an, so ist Wette und Buße zu erlegen’). 

.\bgesehen von den Fällen, in demm der Berechtigte den 
-\ntrag gleich im ordentlichen Bing stellt*), nmÜ er die ge- 
nannten Voraussetzungen seines Antrags, auf welche er oder die 
fiegenpartei im Wege der /ii///icm/c’) binziiweisen in der Lage ist. 
entweder vor dem Kinzelrichter beschwüren, wofeni dieser nach 
den l'mständen des Falles berugt ist auch in der Sache selbst 
zu entscheiden*); oder aber er schwört vor einem auUerordentlich 
gehegten Ding, wenn der Finzelrichter nicht ohne Beisitzer in der 
Sache zu (Jericht sitzen darf'') und also diese Beisitzer berufen 
mnU. sobald .\ntrag auf liastgericht bei ihm gestellt ist. 

') Kbi'iiäii Magdcb. Kriigi-ii 11. 5 <l ’J, Hi'lircnil .S. und säiclis. 
Weichbildr. XI. V. $ g, Ilanicla S. 30. Vgl. l’rag liechl.sbiicli (I t. .talirli.) 
gl, Ualtlor 1 S. 108, und dazu oben .8. 173 in und bei .\niii. 1. 

’) Magdeb. Ilreal. syst. Sch. II. II. 2 d. und III. 2 d. lU, I.aband 
S. 32 b/.w. ül. 

’} .Magdeb. Weisluiu für Kulm (1338) 7, I.aband IH^u. S. 141: Magdeb. 
Hre.sl. syst. Seb. II. II. 2 d. 3."i, I.aband S. 32; Magdeb. aljdiab. Sainiul. voi 
Schrdreiisj)i-. Kap. 144. Wasser.schlebeii S. 43; ribis.se zum saehs. Weicbbibl. 
a. iiben S. 172 bei .\uni. 4. 

*) Weiclibildreeht der l’ffenbadier llaiidschrifl, I.aband l;<)u. S. 87 
und 8. 111) .\nm. d zu Magdeb. .SchofTeur. V §3. 

’) Magdeb. Breal. .syst. Sch. If. 111. 2 d. <i4, I.aband S. 34. 

*) Vgl. oben S. IBS .\mn. 4 und Hist. III. l.ä d. 1, ilrlloif S. 1(14. 

’) Magdeb. Bre.sl. syst. .Sch. K. III. 2 d. t!4, I.aband S. 34. wn iler 
beklagte Bürger seine Wegel'ertigkcit geltend macht und schnellea llericht 
fiirdert. ln Bnchuld Stat. (l.'i. .lahrh.) .57, M igand III, 1 S. 24. weinlet 
umgekehrt der vom (last bi'klagte Bürger im Wege der hotperede ein, dati 
iler Kläger die Keziproziläl bei der <ie»ährung von fiastgerichteii nicht 
nachgewiesen habe. Uieacr Nachweis, durch ödentliehe (Urkunden der Heimnt- 
aladt des liaales zu führen, erscheint in manchen .Städten ebonfalla als 
ausdrückliche Voraussetzung des .\ntrags: vgl. oben S. 1.73 .4niu. 4. 

") iSn bei schlichten .Schilldklagcn in Magdeburg: vgl. Magd«‘b. 

.Sehödenr. (naih I2fil) V §3. I.aband litjii. S. 11.7. 

i*. 8o bei Sehuldklagen mit Zengenaiisprechen in Magdeburg: vgl. 
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VII. Die Organisation des Gastgerichts. 

1. Die zur Knt-sclieidun!,' eines Rechtslai les besuiulers berufenen 
(lastüerielite (im eiij'eren und ini weiteren Sinne) geliören zur 
Dattiin}' der Notf'eriehte '). Die erforderliche Kile kann unter 
rmständen sooar die Krsetzuni' der l'erson des Kinzelrichters 
diircli den Hüttel’) oder duridi einen iieliebioen R(iri;er erforderlicli 
inaclien. wenn die Parteien 

de* richlei'H *n arfiire nicht mwhtcn gehehhen^). 

l'beroelit man die Fälle, in denen der Richter auch im j;ewrdiu- 
lielien Prozel.1 allein richten darf, so zeiirt sich die Rücksicht auf 
Heschleunij'uiif' namentlich bei den Refielu über die Heranziehiinir 
der rrteilfinder. Kntweder dürfen die (zur re.ijelmälli.!;en Hesetzunf,' 
des Werichts ;;ehöri^en) Schötfen liezw. Ratsherren durch andere 
liürger ersetzt’) oder aber die Zahl der SchrdVen bezw. ihrer 

Magdeburg Scle'ilTciir. (nach litil) V $3. I.abaiid lf<iu. .S, llö, uiit dem 
Xiisatzi; des Weist, für Oörlitj (1304), ebenda S. llt> in Anin. e. 

') S. oben S. 148 bei Anni. 

*) liain Uechtsbr. (1.‘132. 5. (jedrnekt hei Usenbrüj’oen S. 4i). 

*) Herlin Stadtb. (13!)7 1 qu. 1!), Pidicin 1 S. 4!) und 50. Naetideni 
in dieser slädtiseben Willkür (elilt nmi ni:;e iiulmamit sint ilezsrr sake tyn •ivrJrn) 
Terniinc und Orte für das .all« 14 Tage ahzulialti-nde ordentliche Ding lind 
alsdann für die zweimal in der Woche zur Erledigung .sehlieht er” Klagen 
stattlindenden Oerichlstage festgesetzt sind, heißt es weiter: Mcrl ok, Jul 
fynf Jeme unJir,-n sikuiJi^in ree/aV, dtt! wer ^er^vr, gast oder gekurt und des 
riehters so sehire ttiekt muehten gehebhett, so sut eyn borger deine andern richten, 
wente an den riehter. Es steht hier olfenhar nicht — etwa in Anlehnnng an 
SI.dR. I. .55 $2 und 1.57, sowie an Magdeb. Itechtsniitt. für llreslau (12H1 
8. 10 bei l.aband HOii. .8. 15 — Kfirung eines Kiciiters zur .Vburteilung 
liandhafter Tat in Präge, sondern die notwendigerweise schleunige Ent- 
scheidung von .schlichten” .Sehuldklagen zwischen Hnrgeni und .Auswärtigen 
an Tagen, an denen der liiehO'r nicht so wie so auf der S|ireebrncke zwischen 
Iterlin und KTiIii zu liericht sitzen muß. Können ihn die l‘arleieii nicht 
erlangen, so wählen sie selbst (und nicht das Dingvolk, wie Kühns II .8.240 
ollonbar in der Voraiissetziing liandhafter Tat unrichtig meint) einen Itürger 
zum llichti'r, der indes.sen, wofern der ordentliche Hiehter nacliträglieh er- 
scheint. diesem Platz niaelien muß. 

*) ln der Erneuerung des städt. I.andfr. zw. Münster, Osnabrück, 
Soest und Oortmuiid (1338), Hans. U. B. 11 S. 277, wird aber ausdrück- 
lich versprochen, daß die seheyenen den Klägern binnen Jreyn tagen zu ihrem 
liechte verhelfen sollen. 

ituilurff, ItccbtsstelliioK der tUtstc Itl 
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Krsatzniänner darf herabfrt'iniiiilert werden. Den ersten We;r se.lilufr 
sehon llH« Mafrdebur;: ein. Wenn ey« ding Innmen rer/ifeni un- 
gilnjeteni dliigf frehegl wird') und im Kejrelfalle Sehöffen zujiezopen 
werden infißten, darf die Urfeiltinderbank znni Teil oder panz aus 
Bfirpern Itestehen, #/ ncahini iudiceg pri'geHle» mm sint'^). Doch 
nicht nur wurde dieser Krsatz pestattet. e.s wurde auch die ur- 
sprilnpliche Vnllzahl von sie)>en S<‘höfl'en (und evtl, eben so vielen 
Hürgern)’i ini Laufe der Zeit auf zwei Schöffen (und damit Jeden- 
falls auch auf evtl, nur zwei Hflrper) herabpemindert '). Als das 
f ’harakteristisi-he dieser liastperichte ward infolpedessen die He- 
setzunp mit Hiirpem emjifiinden •). — In Freiberp. wo im ordent- 
lichen Dinp die Hatmannen als Iteisitzer funpieren, scheint man 
sopar bei «Jastperichten, in denen iler Hichter nicht allein richten 
durfte, in erster Linie nicht die Hatsherren, .sondern sonstige 
Inte als rrteiltinder berufen zu halM'i\®i; ein gleiches ist 
von Wien zu sagen '). — Wie in Mapdeburp*) und in Prag’), 
so wird auch in Hrflnn "’i und namentlich in Koblenz die Zahl der 
Schoflen, die im (Jastpericht amtieren, herabgesetzt. In Koblenz 
hißt der Schultbeiß, sobald .Vntrap auf gwviem/erii-hf bei ihm pe- 

') Mapdiib. Krapcii II. 5 il. 1, Hehrwid S. 172. 

•) Magileb. erzbiscb. I’riv. (1188) •> bis 8. J.abHiol Uliii. S. 2. 

Falscb I »senbrfippi'ii >S. 53; nichts spricht dafür, d«U bereits 1188 
nicht mehr sieben SehöfTen bzw. KrsHtzinümier verlangt wurden. 

*) Magdeb. I{eelit8initt. an tlörfitz (1304) 7, hei l.aband HQn. S. llt» 
als Note e zu Magdeb. Seliöffenr. (naeb 12(>1) V $ 3; Ja hedorf man miw 
uhfp/in tu. Ken tirund dieser Herahniinderung deutet die Nautnburger 
Handsebr. des Magd. ■SehölTenr. (nach I2G1', l.aband Ittju. S. 100 und S. lld 
.Anui. f zu V. .3, mit dem einer Pberbürdung der Schöffen entgegen arbei- 
tenden Satze an : h in mt auch nich ein schepfc nach einander driens -erteil vinde. 
im Gastgericht nüinlicb. IntVdgcdessen mußte bald eine Ynllbeselzung der 
Ilnnk mit Schöffen von vornherein als undurchführbar erscheinen. — Kben- 
falfs nur zwei Schöffen verlangt Prag Uechtsbnch 14. .lahrh.) 22, Hößlcr 
I S. 108. 

'*) Vgl. ohen S. 148 bei .\nm. 3. 

") Hat.swillk. (um 13.50) 12. 13, Krmisch 8. 274, mit UatsschliiU (1373). 
nach Schott, da.s Stadtr. d. Stadt Kreiberg i. S. (177.5) S. 88 gedruckt hei 
Planck II 8. 414. 

^) Wien -N eus tadt Stadtr. (13. .lahrh.) 45, Winter S. 152. 

') Ohen in und hei .\nm. 4. 

*) Oben .\nm. 4. 

'*’) ItöUler II S. LXVII über das iudkium e.xtraardinarinni. 
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stellt ist, Schliffen zu sich entbieten, alß i-yfl ulfl m>ni die Zeit an 
konien nunj'). Während des Marktes hejjt man in Koblenz den 
auswärtigen Kauflenten sojfar ein yaxlyerichi, das autter mit dem 
SchiiltheiLlen *) nur mit zwei anstatt mit sieben Schöfi'en besetzt 
wird, dafür aber in der Person des Hürsenueisters eine dem (Jast 
besonders frünstiire Verstärkuns; erhält’); denn der lirir;renueister 
ist Vorsitzer des dem liastjrericht notwendig.' voraus;;ehenden 
Schiedsj'erichts (verglei-hien), in ilem die (ieirenpartei (trotzdem der 
(last Schuldurkunden, vom Hürv'ermeister oder von zwei andeni 
Mfirirern bejflaubifrt, vorfreleirt hat) ihre Schuld nicht hat aner- 
kennen und irutwilliir berichtigen wollen. 

2. Diese eigentümliche Organisation des Krddenzer (iastgerichts 
erinnert daran, daU auf deutschem Hoden hier und dort Gerichte 
existierten, welche nicht nur als „Umbihhingen de.s gewöhnlichen 
ordentlichen Gerichts" *) zusammentraten, .sondern neben diesem in 
Permanenz mit der aiissehlielllichen oder doch hauptsächlichen 
.\ufgabe bestanden, Gaststreitigkeiten zu rascher und zweckdien- 
licher Erledigung zu bringen. 

a) Sidche Gerichte sind natürlich nicht gemeint, wenn .\n- 
gehörige fremder Länder und Städte in einer dritten Stadt die 
Angelegenheiten einer von ihnen gebildeten Genossenschaft de iure, 
rommiini'^) in gemeinschaftlicher Zusammenkunft (niorgineprace') 
beraten und eine den genos.senschaftlichen Zwecken dienende Straf- 
gewalt über ihre Genossen ansüben. Streitigkeiten Einzelner unter 
einander soll die Gesamtheit der in der dritten Stadt anwesenden 
Mitbürger, evtl, naeh Wahl eines besonderen iude.r, in (tüte 
schlichten; gelingt letzteres nicht, .so soll, wie die Heimatstadt 
in solchem Falle vorschreibt, keinerlei Zwang gegen die Parteien 
:iusgeübt. .solidem der .Austrag der Streitigkeit bis zur Itückkehr 
in die Heimatstadt vertagt werden'). Keiner soll den eigenen 

>) .\ltes (Jerinhlsb. (I3l!(i— 1424) li) bcs. § 1, HSr 93 f. 

’j ttiiiflnian = ScbiiltbeiU: vgl. HSr S. 2('>. 114. 

>) Stailtr. (1363; 21, Bär S. iri. .Ö.3. 

*) Kietscbcl .'S. 206. 207 ; .Stolzc.s Bcilcnkim (S. 7'J) gegen (lio.<e .\iis- 
ilrnrksweise sind grundlos. 

I’riv. Kaiser l’iidolfs I. für die liibiseben Kanlboile (127')). l.flb. 
F. B. I iir. 366. 

') Medehacb Stadtr. (1165) 17, Keiitgen l'rk. .S. 147: Soest SUdtr. 
Vor 1200) 29. Keiilgen l'rk. .S. 141, toid alte Sebrae film 1350) 114, Seibertz 

12 * 
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Mitbürger etwa iin tierieht der dritten Stadt verklagen '). Auch 
deui'fchen (Seriehten gegenüber gilt der Satz, den Stade für seine 
Ripen- und Diineinarkfalirer aufstellt *i, wonaeli m-nu’nt uth der 
kum/ieni/e bö.<e Worte. St'hliige. Stötie und sonstige nurof/he in 
fremdem (Jericht klagen soll, it ne ei dat de uucmjlie en <jrot ei 
dnt he rnn den heren uinle ran den vmiheden dnrt/io d irune//i en^J 
werde. 

Wahrend aber auf (Iruiul be.sonderer Verträge die Han.se. 
namentlich die Lübecker, in Flandern*) und auch in Holland') 
die Ausübung einer wirklichen ( Jerii'htslmrkeit mit vollziehender 
(iewalt erlangten, dergestalt, dali sie entweder vrdlig .selbständig 
oder aber in Verbindung mit den richterlichen Instanzen des 


II S. .S98: Dortinnnil «u seinr ltnrger und KautlcuU' in .\ntw<‘ri>rii (I32U). 
Hans. r. K. II S. 212. 

') S. oben S.44fT. 

’) (um 13.50'' 10, Han», l . 11. III S. !Hl. 

’) Hierbei »ei an den Satz de» Stadt reehtsbncli» von Preising (1328) 
(!9, Maurer S. 31H. 320. erinnert: A’r soU euch kain ritJuee kein gest nollnn itas 
er sein kieg voi/nr dann umb drne ding, das ist wab drteberey unnd raub unna 
tadsie^ dy einem menscknn an sein er oder seinen tetb gent xeerdenn (so Lesart bei 
.Maurer: nlTonbar richtiger lieillt es: wer denn) ennder danimb bechiaggt den 
mag der Riehter loal nättcnn. das er das recht vol/ür, 1 liest; Vorschrift ist mit 
Uncksicht darauf gegeben, dall längen; Hauer eine» nicht iiii gaslgericht- 
lieben Verfahren zu erledigenden rrozesse» dein iJast u. tl. die Wahl zwischen 
Klagerncknahine (und ilamit IlutSe u. Wette) oder schaileiibringcndem weite- 
rem .\ufenlhalt in der Stadt stellt. Hoch steht dieser Kreisingsehe Satz 
wohl ziemlich allein. Wenigsten» werden geraile von trästen .sehr häufig 
Kautionen dafür vt;rlangt, ilall sie die gegen einen Hnrger erhobene Klage 
auch durchfechten werden, uinl diese Kaution verfällt natürlich, sobald die 
Klage zurückgeiioininen winl. 

*) I’riv. des (irafen von Klanilern für die Kaulleiite des n'imischcn 
Iteiches in Flandern (1307) <> unti (I3(ä)) 7, Hans. (’. H. II S. .53 bezw. 111 
S. 24.5. und in Ilrflgge (130!)) 12 uml (13ti0) II. Hans. l'. H. II S. U7 bzw. III 
.S. 257 ; I’riv. des Herzog» von Lothringen für die deutschen Kaufleute 
(1315) 6. 12. 11. 20, Hans. V. H. II S. lOf! — 108: Iteschlüs.se des Hansischen 
Kontur» zu Itrfigge (1.348/4!!) 4. 5 uinl (13tiOlil) 10. Hans. l'. B. III 
S. 347. 348. 

') Priv. des (trafen von Holland für Lübeck (1298), Lüb. l'. 11. I 
nr. (175: Verk. I’riv. iles Ifegenten von Holland für ilie Kaulleiite der 

Hanse (1358) 17, Hans. l'. II. III .S. 177. 
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auswärtiffeii Auft’nthalt.'iort.'i ridit<*ti*n imd vollstiwkleii '), w.^riMi 
ilerartiifp H(“v<ir/.ujjim;;i‘n Nicliti-inlieiinisdii'r aut fiirtmtlicli (leutschi'in 
Hoden {{runilsätzlicli nielit bekannt*). Alan ninü e.< also als eine 
Ausnahme, ;rf^'rflndet auf ei;renartiji jje.staltote Verhältnisse, an- 
sehen, wenn Hisehof A Hiel t von Hiija iiifiTafon/)ii« Ituninu ft faetentK 
/loiius /.ii'oiiiae i'reiiiifHi<inlilnin, insliesondere diui ^(othlilndisclien 
Kaufleuten, I’rivileKien erteilt, wie sie der deutsche Kaufmann 
anderwärts im Auslände in Anspnieh nahm und wie sie namentlich 
die «vcietun «tu lougoihiUtwf nieraiforum auf (Jothland*) liesatl. 
Nach jenem hischiif liehen Privileg*} darf nämlich jede einzelne 
i-iriiuH uneingeschränkt c.cccw«« #«ov, d. h. Delikte ihrer Mitglieder 
unter einander, richten, während der hischrd' liehe iiuU.r entscheidet, 
einmal wenn ein Teil bei ihm klagt, zweitens über die, //«i ad 
nullam cii'ilatfiu liahe/tt schlieUlich iiiier cim, d. li. 

wenn Streitigkeiten zwischen .Angehörigen verschiedener cici/ates 
wie auch mit Higischen Hfirgern vorliegen. Durch diese Vor- 
schritten wurde der ausdrücklich ausges|>rochene (irund.satz: Kuper 
yildatt egt jtrinrijMde (d. h. das fflrstliche^i iiidii-iuiii gestützt und 
.vj/ic 1‘püicopi uurtorilate das pjltsteheu einer ijddn emnmunig, wie 


') Aliiiliclics iiucli HiiJerwSrl.s. Vgl. I’riv. ile» Fnrsteii um Kügcii für 
l.fibei k (1224), I,nb. l'. H. I iir. 27, wo goiiu'iiiscliHrtlicIies (jeridit cingeseUl 
wird: I’riv. liestAt. des Königs von IliineniHrk für die dontsdien Kaiifleiile 
auf .Skanör und Fal.sterbodc (132(!) 5, Hans. 1’. 11. II ,S. 188. 8. audi c|io 

lübischen an Häiieinark geriditeleii Korderungen ;131H), Hans V. 11. II 
S. 124 und unten bei .(iini. 3 und 8. 182 bei .Anm. 1. 

Zu orwäbnen wäre, dall in Deiitsdilanil die von versebiedeiien Terri- 
torien gesdilosseneii l.aiidfricdensverträge I.andfriedensgeridite eiirsetzteli. 
welche iiiweilen auch und iwar meist binnen genau bestiniinter Frist l’rivat- 
slreitigkeiteii der beiderseitigen I ntertanen (nanientlidi aiidi bei 8diuld- 
klagen) zu entscheiden oder doch über Keditsweigeruiig im einzelnen Terri- 
torium 211 wachen hatten. Vgl. Franklin II hes. 8. 29 und 30. und ferner; 
Vertrag zwischen Kverstein und Homburg (1339). Sndendorf I 8. 332: 
Ilündnis zwischen Köln, Münster, .Soest, Dortmnnd nsw. (13.’)2 4 und 
5, Hans. l'. 11. III 8. 112: Ilündnis zw. l.oen uinl Kavensberg (I3(il), 
Laconiblet III 8. :jl 1 ; Vertr. zw. Mecklenburg und l.übeck (13U.»), Lüb. 
l . H. 111 nr. Ö20: I.andfr. zw. Köln, l.niemburg, .lülich, .\aclien (137.7), 
Laconiblet III 8. (>U1. 

*) Maurer Städteverf. II 8. 2(i.7. 

<) (1211), Hans. V. II. I 8. 38. 

*) Vgl. Kiga Sladtr. (122.7—1238) 30, Najdersk}- 8.9. 
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(lotlilaiid eine soielie tiesull'), für Ki^i verhiiuiert. Diese den 
fremden Kautleuten verliehene (ieriehtsharkeit ist in spilterer Zeit 
in der Weise ausgedehnt worden, daU sie nieht nur Delikte, die 
/« liiinre marin mit ri/>in ßuminum und zwar inter ne ijmm verübt 
wurden, durch gewühlte Richter und nach gothlandischeni Recht 
entscheiden, sondern auch Klagen richten durften, welche Kin- 
heimische bei den Itichteni gegen ilie Kaiifleute anbrachten, in 
diesem Falle allerdings unter Zugrundelegung des rigischen Rechts*). 
— Unhaltbar dagegen ist die ,\nsicht Hartholds’), wonach 
Heinrich der Löwe') für das Gebiet seiner .sächsischen Lande den 
eingeborenen gothlündischen, also nicht deutschen Kaufleuten einen 
eigenen Richter ihres Stammes, Lichnatns mit Namen, verstattet 
habe. Lichnatus fungiei-t vielmehr lediglich als nuntiun, d. h. als 
Hev(dlmachtigter der (lothlünder bei den Verhandlungen mit dem 
Herzog in .\rtlenburg. eben.so wie Odelricus als Revollmächtigtcr 
der deutschen Kauf leute auf Gothland. Wahrend aber der letztere 
in Urneuerung eines alten Zustandes*) ausdrücklich zum adrocu/u» 
et htde-r der deutschen Kanfleute auf Gothland vom Herzog be- 
stÄtigt wird, s])richt nichts dafür, datt dem Lichnatus eine ent- 
sjirechende Gewalt über die Gothlünder „in Lübeck oder für die 
andern sächsischen Städte“ hat eingeräumt werden sollen. 

b) In Gegensatz zu dem bisher Krwahnten stehen alle die 
Organisationen, die als einheimische Gerichte der einzelnen 
Stadt“), aber speziell für Gastsachen, fungieren. Diese 
♦ ierichte verdanken den besonderen örtlichen Verhältnissen ihre 
Kntstehung. Trotz ihrer vereinzelten Krscheinung wirft die 'l’af- 
sache ihrer Hxistenz doch Licht auf die Rücksichtnahme, die man 


Gierkc I S. 352; Maurer .'Städtrverf. II S. 2R4 f. 

■•'J Vgl. oben !S. 24 .Vmn. 3. 

(lesehichto der ileiit.schen Hansa. Leijizig (1854). I S. 13!1. 

‘ I’riv. (Hfi3). hüb. r. H. 1 nr. 3. 

*) S. Höhlbauin in Hans. Gesell. III. 1872} .S. 48. 

Innerlialb der Ilesit7.ungeii des lliseliurs und des |ionikH|ö(eIs ron 
Glogau behält sieb der Herzog von 8elibrsien pro kvnorf änuUus ana- 
seblieUlieh .Inrisdiktion und Gewelteansprueb bei Strallenranb vor, eww sätket 
merottor (xlraticiis Je ftirlihus atienis fernem ’poliatur (l’rknndun von 12.53 
und 1261, Tzschoppe S. 331 und 348): hier besteht also besondere Gast- 
gerieht.sburkeit in ailtler-städtischein Gebiet. 
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nainentlirh an verkehrsroichen Plätzen in [ini/.ejisualer Hinsielit 
ilem Auswärtigen seliuldi»; zu sein "lauhte. 

«. Zuerst zu erwähnen wäre Miifidehurg. Hier durften seit 
117(1 die menatores de Hvrdt tf reUifin Iraimtlldni mercatores H 
neyocUdores ihre Waren in einer curia nalie dem Markte unter- 
hringen und verkaufen'), (ielegentlieh eines Wiederaufbaues des 
ahgebninnten Hauses rj‘i4 bestätigte der Erzbischof von neuem, 
quod Hiillua in ea ciiin eindem biiryenKibiis i u d icandi aliquam 
habeut poteilufnii jiretcr nuncium iiuxirum ud hoc «pecialiter 
depufatuin^). Wie weit die Zuständigkeit dieses, mit dem erz- 
bischriflichen Scliultheillen oder Hurggrafen offensichtlich nicht 
identischen Heamten ging, ist nicht überliefert. 

3 . Ob auch der Freindenvogt des Kigi.schen Hechtes eine 
iirs])rüngliche Schöpfung des Stadtherrn ist. wird nicht gesagt. 
Die pereyrini, die pcleyrinic, welche alljährlich seit dem 1 -'. .Jahr- 
hundert wegen der nordischen Kreiizzüge aus allen Oegenden in 
Kiga zusammenströmten, hatten in Livland .schon früh eine ge- 
meinsame Organisation erlangt’^ und besatlen laut einer Verord- 
nung, ICO men der peleyrime coyhet ketten in Kiga das Recht, 

sich selbst einen ndrocatne zu w.ühlen. Dieser Vogt erscheint 

hier, wo von ihm zum ersten .Male die Rede ist, jedenfalls bereits 
als delegierter Richter des l'_*’J4 eingesetzten Rats. Denn seine 
Wahl geht vor sich mit widbnrl des rades, am Freitag nach 
geschehener Wahl wird er vom Ihit auf dem Stadthause verpflichtet 


') Kr7.bisch. Priv., Magd. l,'. It. I ,S. t>. 

*) Magd. U. I(. I M. 40. — Hierbi'i sei erwäbiit, daU Herzog Horiwojs 
Ton Höbinen der Prager Kirehe verlieh ettriam hospitum in mtJh chUatii 
l’mtpit . ..<! iutlidtim ad iuriam pertinent; daneben bestand das ins eivile 
der Treieii deutschen Knrgergciiieiiide. Die Anständigkeit und Kesetzniig der 
Berichte wird in der fraglichen l'rkiinde (U<lO— 1140), UöUIer I .S. XV, noch 
näher erörtert. 

’) T. Bunge S. 9,>. ln den Urkunden jener Zeit erscheinen in Uiga 
häufig eivet, pere^ini et mereettores neben einander (v. Bunge S. 8ti und .\nin. 
dazu); mit den letzteren sind die fast ausnahinslus aus tiothland nach Riga 
koniincnden (Ko]i|iuiann in: Hans. tje.sch. Bl. 1872 S. .54) fremden, be.sondi'rs 
deutschen Kautleute gemeint. 

*) Itiga L’mgearb. Mtat. (um IStKt Kitil. § 1 — 3, Xapiersky .8. 142. 
l’ni 1300 kann diese Verordnung kaum entstanden sein; d.-mials hatten die 
Kreuzzüge schon sehr nachgelassen (v. Bunge H. 9.ö). 
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zu ricliit!U «« xiwh>n fechte, <lif uiiikiiniineiKit'u .Strariiuliifi- 

mul! CI' au ilcn Kat tho tlex «Utilex miireii ahlTiliren. l>cr N’of't 
riclitot ülxT alU*') Klagen von /leleyrimen und solclion, dii- es 
iiiclit sind*), jteletjrime; andere Stroitii'keitfn, nanientlieli 

Kliuren der jieleyrime f>e^ren Ki;;isclie Hürfrer, irehören zur Koin- 
]>etenz des Stadtvojrts. 

•j. Häutiger je<Ienlalls selieineu diese (terielite, wie in Kot)leiiz-‘) 
und aueli in I’aderliorn noeli zu erkennen ist, ans einer iin Anfang 
seliiedsgerielitlielien Tätigkeit des Kates licrvorgegangen zu sein. 
In Norddentseliland wären nanientlieli Wesel und Köln lieiTurzu- 
lietieii. In Wesel war der Kat, insliesondere aueli als sein Dele- 
gierter der I!ürgernieister allein ‘). zur Knt.selieidnng von Selinld- 
saelien zwiselien l’ietnden und Kinheimiselien lierufen. und zwar, 
wie es seheint. dann, wenn die Fremden Kläger waren und solelie 
Kntselieidung lieantragten. Di(‘ Vidlstreekung in das Vermögen 
des seliuldigen liürgers hatte der Stadthote ansznfüliren; zur 
Vollstreekiing gegen die I’erson mntlte dagegen, allerdings ohne 
weitere Verhandlung in der Saehe seihst, das (teriehl den (ierichls- 
hoten stellen. Iliirger, die nieht zur Verhandinng vor dein Kate 
ersehienen, vertielen in hohe .Strafe'). 


') S. (Inzii iibi'ii .s>. 181 bei .liim. 3 — 'i mul S. 182 bei .Vinn. I. 2. über 
ilie Stellung iler kant'in.änniselien llerieble. 

*) .Mögen es HigUebe Hiirger, mögen es sonstige (iäsle sein. 

’) S. oben S. 171t bei .Vnm. 2. 3; der Üat war in Koblenz naeli l2.Vn 
entstHndeii lltär S. 18). 

*) Ilisehöll. Triv. Hest. (1327), Pbilipjn S. Ult: oe/n’rrse «' .-//Z/. 
ttm seu rurfttsis ntiiiti rri'i 7\-/ suis vUtuis sifsiiUm t/itesfitmeiu su/*st‘ äibitis mtsvcrs 
vetUt, husu cvnsm icsisutihus Pai/erbtirsssttsibii s priiiiitsis ttcbe! (etsiustire et, 
si eotam ipsis iustitiam nou eonseijucretisr, extunc poterit debitum suttm viers't'rsa in 
iure extoniuece. 

In Süddeiitscbland wird dergleiclien *. U. in l.tesl erreich, nanientlieli 
aber auch in Mnnclien erwAbnI. ln dieser Stadt ricbtel , unter Ab- 
kürzung der Fristen, seit der ersten Hälfte des 1.7. .labrbunderts der .Stadt- 
iiiiterrieliter als vom Hat speziell delegierter .(!a.striehter” den Fremden als 
KlÄgern wie als lieklagten (Näheres bei Weimer S. RI — C3). 

t) .Vltercs Hürgerbiicb (begunneii 13(I.S) Fol. 38a, iimi Stadtreebnniig 
von 1293 (bei Iteinbold S. 90). 

D Näheres Aberhaii|>t bei Ueinhidd S. 89—92. 
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ö. Dit* interpfisiintpste. ileii Wpst'ler Zu><tän(li‘it verwiimlte 
Itililiiiiv; siinl ilie im .lalire zuin prstcn Male er- 

wälinten rii-hirr nin Jen ^exfin in der mittelalterlielien Hanilels- 
jnetmpole Köln. Dort niiiU der Hat, der seit der Mitte des 

Kl. .lahrhnnderts .stetig an Iteileiitung /.unainn und u. a. dem 
Seliöft'enkol leg wie namentlieli aueli der Hieherzeelie einen grollen 
Teil der Handels- und (iewerbepolizei abgewann “), vielleielit noeb 
im 1.1. .labrliundert eine (ieriehtsbarkeit in ({ast-saelien neben ilem 
Hoehgerieht oder .selion an Stelle desselben ausgeübt haben. 
Wenigstens ist nicht ausgeschlossen, datl. bevi>r der Hat die <d)en 
genannten (lastricliter speziell ahordnete, eine derartige (tericht.s- 
barkeit von den beiden .Hatsmeistern“ versehen wurde, den Vor- 
sitzenden des Hates und einem der ältesten aus ihm besetzten be- 
.sonderen .\mter^). Denn noch bis zum .lahre Ittll.ä bezogen die Hats- 
mei.ster die Hüllte der im (lastgericht einkommenden llul.len‘); sie 
ahnileten rngebfihrlichkeiten, welche vor dem (lastgericht ge- 
schahen''). sie hatten auch ein Hecht aut die Hallte der Hullen, 
Welche die (tastrichter iin Falle der Vollstreckungsverzögerinig zu 
erlegen hatten®). Finl .so mag denn erst im 14. .lahrhundert der 
vennehrte Tätigkeitsbereich des Hates, wie die Schallung vieler 
.sonstiger Ämter, so auch den Ersatz der Hatsmeister durch be- 
.sondere (lastricliter nötig gemacht haben. 

Die beiden ( lastrichter, Mitglieder des engen Hates '), mutllen 
vor Heginn eines jeden Amt.sjahres schwören, ilire l’llichten, 


') l'rkumle iir. 1 §.51, .Stein 1 S. gO. 

’) bau S. lOi. -m 301. 

^ bau S. 110 (vgl. die rrkundeii von lg!l7 mol bei bmieii III 

iir. 44'J ti. 477}. 

*) Eidbuch (1341) IV. .7, Stein 1 IS. 3.7; vgl. ebenda 11 S. 1.7.7. 

Eidbueb (1341) IV. 8. Stein I S. 3.7: vgl. aueli bau .S. 110 .Amii. 3. 

«) Eidbueb 1341) VII. 3. Stein I S. 3.S. 

’) l'ber den Tiirnu.s, in dem da.s (iastriebteraint be.setzl wurde, wird 
berichtet iin Eidbueb (1341) 11. 3 und VII Ein!., Stein I S. 30 bz«. 37. 
und iin Eidbueb (1372) I. 3 und II. 3. Stein I S. 83 bezw. 8.7. bau 
S. 1 1 1 .\mii. 8 und S. 298 irrt übrigens, wenn er auf liriind von Köln Ordn. 
der Messe (nach 13(10), Stein II S. 28 11., anniinint. die vnni l!at zu ,I‘fcrde- 
ineisteni" bestellten zwei Uatsberren batten bei Streitigkeiten auf dein Koü- 
niarkt eine den (iaatriclitern parallele (ieriehtsbarkeit ausgeübt; letztere 
.selbst sind in III § 11 geineint (vgl. unten S. I8G .Vinn. 4). 
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iiiunentlich alsu die (tewrdiruiiiLr raschen (jericlites, zu erfüllen')- 
Sie salien schon 1. ■{•_'() anf dem Unr"er-i Kats-) Hause himler der 
duer^) und neideten liier, ohne Heisitzer und ein jeder einzeln*), 
an drei Tafren der Woche, niiinlich am Dienstafr, Donnerstag und 
Sonnahend ‘). Zu ihrer Komiietenz gehörten in erster länie Schuld- 
sachen *), und zwar namentlich auch aus dem Handelsverkehr*), 
also Klaffen tan rechter Lenlicher xchoilt ind ran rechter kouman- 
ccha/h-, doch waren sie auch für leichte Hrfiche zustündig*). l’r- 
s|irünglich kamen, wie schon der Name anzeigt, wohl lediglicli 
Streitigkeiten in Frage, in die Giiste vei-wickelt waren. Doch 
nimmt Lau zu Unrecht an*), es habe sich ihre Komjietenz zuerst 
nur auf «Schnldklagen von Hurgern gegen fremde Kautlente'* er- 
streckt. Schon DUifi erscheint vor den (iastrichtern ein Gast als 
klagender, ein HflrgeralsbeklagterTeil'"): und U(K)|ieiUt esgeradezu: 
teere eiinich ijast op ( 'nuj'niaii, de sich heclagcde van egneher 
schalt af gchreche . . . da haint iinsc heren rannte Haide 
tzteene Kichterc hg geschickt, die dat richten snilen mrstiint, 
dein gaste genoich zodain mit der sonnen gelt af gende ajf 
uji den Tarn'''). 

') Kidbucli (1341) VII Kiiil., Stein 1 S. 37. 

*) S. iibeii .\imi. 1, S. 18.7 .Viiiii. I, sowie l'rk. (13112), Stein I S. 74 iinil 7.7. 

*) Krankheit des einen vtm ihnen n. df;I. ist ohne KinlInLS: Kidbuch 
(1341) VII. 1, Stein I S. .37. 

1) Kidbuch (1341) VII. 1. Stein I .S. 37, und Uegister der städt. .Vccise 
II400) X.VI. 17, Stein 1 S. 118. Vgl. aucli ürdn. der Messe (nach 1360) 111 
J 11, oben S. 18Ö Anin. 7. 

*) Köln L’rk. nr. 1 §51 (1326), Stein 1 S. 2tl (es steht hier ein Objekt 
voll 425 Mark in Krage): M'eist. über die liatsgorichtsbarkcil (um 1375)111.4. 
Stein I S. 113; Uegister der städt. .\ccise (1400) .XXI. 17, Stein I S. 118. 

*) N'anientlich Jedenralls auch auf den seif 13,7.7 wrieder eingefnhrtcn 
Jahrmärkten: Ordn. der Messe (nach 1360) I bis III, Stein II 8. 28 IT., 

besonders auch III § 11, siehe oben S. 18.’> Anm. 7: in dem Cm/huyte (vgl. 
oben .Vmn. 5 a. K.). 

’) Zusätze zum Gästerichtcreid (1341) 7, Stein I .S. 53: Weist, nber 
lialsgeriehtsb. (um 137.7) III. 5, Stein I S. 113. 

*) Ordn. der Messe nach 1360; 111 § 11, siehe oben .S. 186 .Anin. 7; 
Uegister der städt. Accise (14(.)0) XXI. 17, Stein 1 S. 118. 

*) S. 1 13. 

Köln l’rk. nr. 1 § 51 (1.326). s. oben .\nm. .5. 

Uegister der .städt. .4ccise (I4(«)) XXI. 17, .Stein 1 8. 118. Vgl. 
auch l'rk. (1362), Stein 1 S. 74 und 75; die >oeUn . . . Jen ^aten nehten. 
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Aber es knmiteii, wenigstens spiiterliin, vor den liastriehtern 
ancli IlürKer ^e?<en (Jitste klaren'). Und ini haute der Zeit ge- 
langten aiieli reine Itfirgei Streitigkeiten vor d;us (Jericlit, Seluild- 
sachen iinbeselirilnkt, andere iin Wege der beiderseitigen Verein- 
baning -). 

Was die Fristen anlangt, binnen deren gerielitet wurde, so 
Avar eine gewisse ilegrenzung zunäelist dureli die drei Sit/.ungs- 
tage gegeben; nur wahrend des .lalirinarktes wurde stets sofort 
gerichtet’). Ward an oder zu einem solchen Tage geklagt, so lielt 
der betretfende Gastrichter alsbald zweimal bei Stratandroliung 
Aorbieten und im Ungehorsamsfalle (sngleieh?) Avegtm Schuld unil 
HuUe iifTinden '). Kam der Heklagte dagegen und bekannte, so 
inulUe er sich zur Zahlung hinnen ei/cfii dai/en ver]itlichten 
Erhdgte die Zahlung nicht, so ward dem Venirteilteii alsbald 
i/ebedin e;/n yehot rur Man! yelt und nötigenfalls sofort gejifiindet '■). 
DaU die Kichter rasch A'erfahreii und da. aa'o sie nicht .sofort 
|itanden können, dem Hat alsbald Mitteilung machen, Avird durch 
besondere Strafandrolmngen sicher gestellt’). Später scheint zu 
Gunsten s])eziell der Gäste eine Aveitere Verkürzung der Fristen 
eingetreten zu sein. Die Gäste dürfen nämlich sofortige Zahlung 

'} lädbncli (1341) VII. .i, Stein I .S. 38. 

*) I rk. (1362), Stein 1 .s. 74 iiml75: l!eK'ster iler stAclt. .\ccise (1 IIHl) 
XXI. 18, Stein I S. 118. Uiidiircli, daU sieb die Iticliter iwi Jot i^tsiin 
iiiiiiier mehr Befugnis.se auch aiilierbalb des Fremdeiipnizes.ses r.iilegteii. 
entstanden Kom|ieteiiz.streitigkeiten mit dem Hochgericht (vgl. Zusätze zu 
dem Uästerichtereid von 1341 § 7, bei Stein I S. 53; l'rk. v. 1362, ebenda 
I S. 75 und 75: l'rk. zwischen 1367 und 1387 § 7, ebenda I S. .53). 

’) Vgl. oben S. I.5Ü bei .\nm. 7 und S. 186 .\nni. 6. 

*) Kidbueh (1341) VII. 1. .Stein I S. 37: Weistum über die Kats- 
geriehtsb. (um 1375) III. 2, ebenda I S. 113. 

*) Eidbiieh (1341) VII. 2, Stein I S. 38. und das zweite Zital in der 
vorigen .\nmerkung. 

‘A Kidhiieh (1.341) VII. 2, Stein 1 S. 38, und zweites Zitat in der vor. 
•Vninerkung. Zur Wirksamkeit der (jastriehter]ifänilung gegenüber dem 
Kummer des Hochgerichts gehört, daU erstere früher stattlindet: Zu.sätze 

zu dem tiästeriehtereid (1311) !1, Stein 1 S. .53. 

*) Kidbucli (1341) VII. 3. Stein I S. 38. Die Knischeidung geht aliüer- 
dem auf den Hat über, der aber in längeren Fristen richtet : Weistum 
über die Kalsgericlitsbarkcit (um 137.5). III. 2 und I. Stein I S. 113 
bzw. 111. 
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oder, wpim der Hekla^rte nielit ersclieint, sid'ortijje Pfüiidunfr lie- 
iiiKsiinidien '), und zwar letztere mit der Besonderlieit. dalt sclmn 
nach drei Tasten Hel'riedi<;ung aus den gepfändeten tiegenständen 
eintreten darf: Bürger dagegen sollen von Bürgern oder (iästen 
Zahlung oder Pfändung erst naeli drei Tagen verlangen und ge- 
pländete Saehen aeht Tage lang halten’)- Sind keine Zahlungs- 
oiler Pfandgegenstände vorhanden, so können Bürger wie (lä.ste 
Schuldhaft gegen die Verurteilten beantragen’). 

VIII. Termine, Fristen, Ladungen. 

In Köln ward, wie soeben dargestellt, dnreh voraus bestiniinte 
< ieriehtstage, an denen auch der Kinheiinisehe sofort verhandeln 
niullte, schnelles Verfahren gewahrt. Anderwäits ward der gleiche 
Zweck erreicht durch z. T. noch kürzere Fristsetzungen für die 
Verhandlung des alsbald einzuberufenden (lerichts und tür die 
Vollstreckung. War ilei Antrag auf tiastgericht beim Kinzelrichter 
oder im gehegten Ding angebracht, .so i.st zu unterscheiden, ob 
nur der .Antragsteller oder beide Parteien zugegen sind. Im 
zweiten Kalle (mag der Beklagte freiwillig mitgegangen, mag er 
Vom Kläger arrestiert worden seim kann entweder auf der Stelle 
verhandelt *) oder den Parteien ein naher Tenuin gesetzt werden '), 
sei e.s auf Verlangen des Klägers oder des Beklagten, sei es auf 
Kinignng beider Teile. Im ersten Falle muLl geladen werden. 
Ist nur der antragsberechtigte Kläger, in der Hegel also ein (last, 
ei-schienen, .so ergeht die Ladung zu dem alsbald anzusetzenden 
Termin an den Beklagten, er sei nun Bürger®) oder Gast ’). Um- 

') Uegistor der städt. .\ccise (1400) XXL 17, Stein 1 S. 118. 

*) Üegistcr der .städt. .Accise (14(KI) XXL 18, .stein I S. 118. 

’) Vgl. oben Anin. 1 luot 2. 

') Kleines K a ist- r reell t (nach l.'RH.)) I. 11). Kndeinann S. 18: tVicn- 
Nciistadt Stadtr. (13. .lalirh.) 45, Winter S. 152; Koblenz altes lioriebls- 
buch (13titi — 1424) 19 $ 1, Ilär S. 93. Vgl. Magdeburg Ueclitsinitt. an 
llreslau (12f!l) 31, Laband llt^n. 8. 18. 

.Upliab. Saniinl. Magdeb. .Sehöireiispr. Kap. 72. Wasserschicbon S.25: 
Kläger lälit den beklagten Hast zu dem auf den näeh.sten Tag ange.setzteii 
Itastgerichl /'// syner yct^em^KTtiUkeit vürint/en. Vgl. oben S. 147 .Vnni. 3, 

•) M nns t er .Stadtr. (1221) 28, Keutgen 8. 1.52: K reiburg i. V. Ilandf. 
(1249) 121, (ianpp Stadtr. II 8. 103: Magdeb. Itresl. syst. Sch. K. II. 2 d. 
35, Laband 8. 32: Lanilshiit Stadtbneh (14. .lahrli.) VII. 1, llosenthal 
S. 108: Koehold Stal. (15. .Jahrh.! 51!, Wigand III. 1 8.23. In Kreising 
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prekehrt wird sehr hiiiiHg der nichtainvesende Klüger auf Veran- 
lassung des Heklagten geladen. Das tritt nanientlieli ein, wenn 
letzterer ein (hist und entweder von einem Bürger') oder von einem 
(laste ''j arrestiert worden ist; at*er schon der auf einen onlent- 
liehen Dingtag geladene beklagte (last’) oder wegefertige Bürger') 
hat jenes Hecht gegenüber seinen Klägern. Hatte der Beklagte im 
gewöhnlichen Hechtsgang .knspruch auf Ladung zu drei auf ein- 
ander tolgenden Dingen, so können im gastgerichtlichen Vert'ahren 
diese drei Ladungen im Laufe des einen Tages erfolgen "): ander- 
wärts wird in solchem Falle eine einmalige Vorladung für ge- 
nügend erachtet"). Wo umgekehrt der Beklagte laden läLlt, 
namentlich wenn ein Hast selh.st oder doch sein (lut arrestiert 
worden ist. wird die Ladung des Klagers vielfach mit he.sonderen 
Kautelen, namentlich Zuziehung von Zeugen, ausgestattet, damit 
man den Beklagten nicht etwa, ohne dali der Klägtu’ gehörig 
geladen worden, ziehen lasse';. 

Wie schon angedeutet, darf da. wo überhaupt ein Ans|>ruch 
•auf (ia.stgericht besteht, Ladung und Verhandlung grundsätzlich 
.sofort, noch an demselben Tage, statttinden, namentlich wenn der 

Stadtr. Biicb (1Ö’J8) (>!(, Maurer S. .'5I1, darf der klagende (inst oliiie Ver- 
mittlung des lliehters den Unttel sofort mit der T.aduiig /.um (Ia.stgerieht 
am nächsten Tage beauftragi'ii : das umgekehrte gilt in bandshut /u (iiin.slen 
des beklagten (jastes. 

') Kleines Kaiserrecht (uachlStX)) I. Iti, Kndemann S. 18: Magdeh. 
llresl. syst. Sch. U. II. ’J il. 3.ö. babaud S. 32. 

‘ Krciberg Stadtr. (I29(i — 1307) III §.3, Knnisch S. .">0: (ioslar 
Stadtr. (um 1300), (iöschen (iti. 3.') und oben S. l.W .\nm. 5: (Ioslar .Vufs. 
über das Schnltb. .Amt (14. Jahrh.), (Ifiscben HO. 13: Mist, III. 4 d. !(, 

Ortloff S. 143: büncbiirg Stat. (vor 14(KI) L. Kraut S. .38. 

*) Freiberg und biäneburg 's. vorige .Anm.l. 

’) Krciberg Stadtr. (12!tfi — .1307) 111 §3. Krmisch S. .30: (ioslar 
.■Stadtr. (um 13(Xp, (löschen K3. 28: II Hessen l’riv. (1348). Tesclii'nmaeher 
l'rk. XXIII ,S. 1.3. 

*) Freiberg Uatswillk. (um 13.30) 12, Knnisch S. 274. 

*) Magdeb. Bresb syst. .Scb. R. II. 2 d. 3.3, bahand S. .32. 

*) Planck 1 S. 3.3.3 im Hinblick auf (Ioslar. hist. III. 4 d. !), Ortloll' 
S. 14.3, schreibt drei badung.'ii vor, scheint also dem Heis]iiel Magdeburgs 
(s. vorige Anm.) zu folgen. 

') (ioslar Stadtr. (um 1300). Oöschen (>3. 28 b/w. (Kl. 3.3; Huessen 
Priv. (1348). Tescheiiinacher l’rk. XXIII S. 15. 
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Heklajftt“ mir den einfiichen l’nsihuldseid in Sehuldsaehen abzn- 
leisten brancht ’). Kiitsjireehend kann auch JJefriedi^inj; oder 
Vollstreekung. namentlieb des klaizenden (iastes, noch am Taw 

') Majfdcburg erzb. l’riv illS8) t>. 7, LabHiiil K*iu. S. i: coJtm die: 
Köln Priv. Otlos IV. (1212). Lacomblot II S. 22: mnoUi omni morntionf ft 
impfiliuifnto; Münster StaiUr. iI22I).'it;. KiMiljjen l’rk. S. l.')3: e<> die; Krci- 
blllj{ i. r. llaiiilf. (12I!I) 19. 121, liailpp St. I!. II S. 8.7. 103: tolhiiiie, Ijua- 
lihft dir: Mag<lcb. ScliälVciir. (nach 12*!1) V §3. I.abanil Kt^n. S. ll.'i: alle 
lagr: Hamburg .Stailtr. (1270) VI. li iiinl VII. .7, I.appciibi-rg S. 27 b/.w. 40: 
nachtes oße da^es , tu allen tydat; beeil ■' n i dl Iteelltsbr. (1279) 1.), Gengier 
St. li. S. 241: sitttiin; Kger l’riv. (1279) 18. 19, Gaup]i St. K. I S. 192, mul 
Kreiberg Stailtr. (129G--1307) 111 $ 3. 4. IX J 1. Knnisch S. .'»O. .>1. 88: 
ahnhanl, tukmt: Ilres3eii Krläut. Satz. (1299), Gengier Kod. S. SIMI. 
I! rau lisch weig Stailtr. (vur 1300; 80. lläiiselinann II S. 22.'», und M’ieii- 
Xeiistadt Stailtr. i'l3. .lalirli.) 4.7. Winter ,S. 1.72: omni die: Goslar Stailtr. 
iiiii 1300) iiiid .Xiifsatz über das Scliiiltli. .\mt (14. .Talirli.), tiösclien 63. 28 
bzw. 66. .">.7 lind 110. 13: to haut, van stunden an: II i Id c s li e i in .Stailtr. (niii 
1300) .72. .73, I Inebner l'. H. 1 .S. 284: /•> haut: Itiga ningearb. Stut. (iiiii 
13(K)) II. 9 § I lind 2, Napiersky S. 1.74, und Kleines K aiserrecht (naeli 
1300) I. Ii’i. Kndeiiiann S. 18: uff der stunde: Hrieg Iteclit.sbeat. (1324) .3:7, 
Korn S. 103: zu hant: Freising .Stailtr. Hiich (132.8) 69, .Maurer S. .309 IT., 
lind Xaiinibiirg Stadtr. Satz. (1337) 17, Gengier St. U. ,S. 308: He sunnen 
sehine: Magdeburg Weist, f. Kulm (1.338) 7, I.iibainl Ui)u. S. 141: ir tages: 
.Magdeb. Itresl. Sch. Hecht I. 26 und II. 2 d. .35, baband .S. 11 bzw. .32. 
und Magdeb. Kragen II. .7 d. 1, Ilelirend .s. 172: ,vAn77,- Hörde liecht.sbr. 
(1340) 21, Gengier ,St. K. .s. 198, ein ilrastisclies Hei.spiel für schleimige 
Kidesleistung durch Gaste: dey sollen dass recht op dem i’ote. Mallieh myt syner 
rynen hant sinverthoget, dey vormann dey hesnl op dat rat, de Rydene Man den voet 
in desne steglurrpe, de (lande Man dey hant in de Ineht: llliesscn l’riv. (1.348), 
3’escheilinaeher l, rk. X.VIII S. 1.7: ssemen een onv,rtaget reeht op die staessde voet: 
Hrnnii .SehöfTeiisatziing (14. .lahrli.) und .ScliölTetib. (uni 1.3.70) 430. HöEler II 
•S. 397 bzw, 200: al tag, i/uolihet dieiusu: Freiberg Itatswillk. (nni 1.3.70) 12. 
13, Krmisch S. 274. iiiiil HatsscliliiU (137.3'. gedruckt bei I’laiiuk II S. 414: 
an stoppender stat. also diehe als das not ist: Koblenz altes Gcrichtsbiieh (1366 
bis 1424) 19 § 1, Har S. 93: von sttmd: bnn eb u rg Stat. (vor 1400) .XXXIX, 
Kraut S. .7t, Hist. III. 2 d. I und 4, d. 9, llrtlolT S. 136 bzw, 143, und 
Kleve Stadtr. ‘‘nach 1424; 96 S 7, ZUG. 10 S. 2.34 : snellikest, toe hant: 7V est or- 
lailwersches Marktrecht § I. Itichthofen 421: di seheUia moet tingia ende 
tingh halda to alle snes'ekadum deer m:, sot/irdieh [oenj is, hsoa n nee r so hi soil. 
Heck S. 107 .Anni. 14 legt die letzten Worte aus. als entscheide der Wille 
des Stadtschiilzeii : indessen deutet die Hereinzieliiing gerade des Aiiswürtigen 
an. dalä das Wort hi nicht auf den Sehulzen. sondern auf die (aiiswSrtige) 
Partei zielt. 
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des Urteils zugelassen werden'), selbst wenn ITir ordnungsniilßige 
Befriedigung Bürgen oder Ptünder gestellt werden. Doch kommen 
auch längere Fristen vor, namentli<di solche, <lie über eine Nacht 
hinweg, also bis zum nächsten Tage währen’), daneben vereinzelt 
auch zwei- und dreitägige Fristen. Die längere Dauer hat be- 
sondere (iründe und dürfte namentlich dem Zwecke dienen, über- 
raschten Beklairten, die sich nicht mit Kineid verteidigen dürfen, 
oder Klägern Zeit zur Beschaffung von Beweismitteln (Zeugen 
oder Urkunden) zu bieten’). Sie hat ferner bei der Vollstreckuii]u' 
statt, auch in den Beeilten, welche die Verhandlung über den 
Klageansjiruch am Klagetage selbst stattfinilen lassen*). Da. wo 
ohne nähere Begründung die Verhandlung über die Klage von 
vornherein auf den nächstfolgenden Tag angesetzt wird ’), dürfte 
auch ohne Weiteres die Vollstreckung an diesem Tage stattge- 
funden haben; nur .ausnahmsweise wird die Vollstreckung aiis- 

') Magdeburg l’riv. (1188) 6. 7, l.aband S. 2. und Magdeb. 

Kragen II. ’J d. II. Itehrend S. lü-l: iv somitnsdirm, .Vl|ihub. .‘Saniinl. Magdeb. 
.Schfiffenapr. Kap. 147, Wasserscblebeu S. .'lO: riÄjfA«; (iltpgau l!ei-htsb. (llWl!) 
522.523. Wa.saer.sehleben K(^u. S. (>3: hty lanislkhle; Koblenz alle» Cjerichtsb. 
(136e— U24) 1« § l, l!Sr S. 93: dess 

*) sffutH/i dif: per nextem soUim; iutte ixensutH sotis vet altera die, quad diel- 
tut ffver tuxrnaeh; des aneier n da^es; ubir twere naeht; htieden und wprqen; :vn 
eyner sannen au der andern. 

’} Krciberg Stailtr. (um 1300; III §3 und 4, Krini.scli S. .50. .51: 
l.nbeck Stadtr. (Cod. Broke.s) 11.329, Mach .S..581; liochuld Stat. (15..labrli.) 
5li. Wigand III, 1 S. 23. Vgl. auch bi-i unbekamitcin .tufenlhalt des zu 
badenden: Goslar Sladtr. (um 1300), Göschen ß(>. 3.5: I>ist. III. 4 d. 9. 
OrtlolT S. 143. 

*) Munster Stailtr. (1221) 28 mit 26.27, Keutgen .s. 1.52: I>urtmiind 
bat. Stat. (12.54 — 12.56) 34, Kreiisdorll S. 36: Magdeburg Sch<5ITimr. (nach 
1261) V J 3, baband Uc)u. S. 11.5: Hamburg Stadtr. (1270) I.V. 11 uml 
(1292) M. .VI, baiipenbcrg S. 55 bzw. 147: Celle Stadtr. (1.301)3.5, Gengier 
Küd. S. 481: Glugau Itechtsbuch (1386) .520. Wa.sserschlebeii llQii. .S. 63: 
Heiligenst adl Ordnung des Schiilth. «ierichts (vor 1400) 16, Wolf l’rk. 
S. 41: Schleswig Neueres Stadtr. 91, Thorsen S. 48. 

’) Hagenau .Stadtr. (1164) 18, Keutgen Urk. S. 136; IMm Stadtr. 
(1296) 11, Keutgen l'rk. S. 191: Frankfurt a. M. Stadtr. (1297) 17, Keutgen 
Urk. S. 189: Krfiirt Zus. zu den alt. Stat. (1313), Walch II S. 23. 8. auch 
Kleines Kaiserrecht ^nach 1300) I. 16, Kndemanu S. 18. wo iwa eeaeht 
jedenfalls das miUverstandcue tvemacht ist; vgl. üsenbrfiggen S. 43 Anm. 
und Planck II 8. 415. 
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ilrficklicli um einen ferneren Ta^ liinaiisgeseholien '). Sehr selten 
sehlietllieli kiunint es vnr, daLl gastcerielitliehe Fristen bis zu 
drei Tagen *) anseli« eilen, sei es iTir Verliandlnng und V(dlstreekung^). 
sei es wei;en iler letzteren allein*), sei es. um dem Iteklagten zur 
lleilM-ingung von Heweisen Frist zu ;rewiihren '■). 

Ausdrüeklieli wird bemerkt, dati Feiertage*), namentlicb aber 
die gebundene Zeit iler .Mdialtung des (iastgeriebts. insbesondere 
der .\bleistung von Iteinigungstdden 'i, nicht entgegensteben. Auch 
die 'J'ageszeit ist da, wo das (iastgeriebt unverzüglich statttinden 
soll, gleichgültig. Nicht nur dürfen «iäste zur Nachtzeit laden") 
lind geladen werden“), es müssen auch Hürger mtchtrt o/>c datjt's 
einem (taste als Zeugen helfen 

Cher den Ort, wo (iastgerichte allgehalten werden durften, 
ist schon oben die Reile gewesen "). 

■) Kassel laiiilgr. Satz. (i;!84) 10. tietigler Kiid. S. 471. 

’) Hern leillämlisclieti uiel llainlrisehen Kerlit «ar ilreitägige I.aiiuiigs- 
frist nbi'rliaupt gewöloilieli (Hemieeke S. 41): sie tiinlet sieh daher aiieh in 
•len mit ll»IIajnl iinil Klamlerii geselilnssiMieii Vertrügen iiamentlieii der 
ilellt.sclK'll .Seesläilte. 

*) llrnnii .SclnVIh'iib. (nin l.‘J.’iO) .’>. l.S, ünuler II S. (> und 11. Vgl. 
aiieh r.nn-neriing iles l.anilfr. z«. Mnnsli'r, I Is n a b r n e k , Soest n. Il••^(- 
ninnd (l.‘!3S;. Hans. l . H. II .S, i77. 

•) Krieg Ki'i’Iilsbesl. (13:!l) .‘ki, Korn S. lü.'5. 

*) Hrii'g I!eebtsbi-sl. (1324) IVi, Kern S. 103, und Kreising .Slailtr. 
Hni;li (132S) r.U, Maurer S. 31.S. S. obi'tr S. HiH bi'i .4mn. I und 2. 

*) Uri'inn .SebiVtri-nsatziing ‘II. .lalirb.), UöUli’r II .S. 3Ü7 : WesO-r- 

lanwerscbes Marktreclil §1. Ki< litbi>r<'ii .S. 421. 

*) llainburg Sladtr. (1270) Vll. .7. I.appi'nlierg .'s. 40; Freiberg 
,Sla<Ur. (121M) — 1307) 111 §3. l'.rniiseli S. .'>0; Frag lleelitsb. (14. .labrh.) 37i 
lüiUler 1 S. 111; Mag'leb. Kragen I. 1<‘> il. .7 nml II. .’i d. 1, Kibr<-nd 
S. 142 nnd 172. 

") Kreising Sladtr. Kneb (1328; liO, Maurer S.311: l.andshnt Stadlh. 
(14 .labrii.) VII. 1. Kosi-ntbal S. 18, S. 

“) linalar Slailtr. (um 1300). (iiVsehi'ii <1.3. .7; Hist. III. 2 il. 1, Drt- 
bdl S. 13li. 

Hamburg Sladtr. (1270) VI. fi mit .Anm., I.aippi-nberg .S. 27. 

") Vgl. idn-n .S. 143 bei .\nm. 2— .7. S. aiieh Kgi'r Friv. (127!l; 13 mit 
18. tiailpp St. 1’. 1 S. 132: t berall, /'r.'/ecjo/o/« in (uUsM, balnio rt htherna. 
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IX. Das Verfahren im Gastgericht. 

Das V«rt'ahrt*n untersdipidpt sich «riindsätzlipli niclit vom 
orileutliclipn Vertaliren; dip .Vb\Tpicluin(;pn, die mit liücksiclit auf 
die Scdileiinigkeit des Pruzes.sps ertordprlicli werden, sind ver- 
lüllnismäßig gering. 

(frundsatz i.st zunächst, wie .schon angedeutet, Lii(uidität der 
Heweismittel. Denen, die den Antrag auf tiastgericlit niclit ge- 
stellt hahen, darf u. U. eine kurze Frist zur Beschaffung von 
Beweismitteln u. dgl. verstattet werden'). Die Antragsteller selbst 
hahen kein Hecht, nach Zeugen oder Urkunden auf die Suche zu 
gehen*), wenn sie sie nicht sofort stellen können*); doch steht 
ihnen, wenn sie Beklagte sind, u. U. das Hülfsmittel des Pdendeu- 
eides zur Seite*). 

.Auch sonst soll das Verfahren nicht aufgehalten werden. 
Der im tjastgericht beklagte Bürger, dessen Vormund über Land 
ist, soll nicht Vertagung bis zur Kiickkehr des Vonnundes ver- 
langen dürfen, sondern von fierichtswegen einen Vormund er- 
halten*). laißt nach Beginn des gastgerichtlichen Verfahrens ein 
Teil sein Nichterscheinen mit Krankheit entschuldigen, sollen 
<{erichts|)ersonen al.sbald die Wahrheit dieser .Angabe feststellen, 
das Ulf beide (d. h. die Parteien) bi/ rechte blieben "). Unter Umständen 
kann der (»ast. trotz der Schnelligkeit des Verfahrens, dessen Knde 
nicht abwarten; in solchen Fällen läßt er einen Vertreter zurück, 
der den Prozeß an seiner Statt führt'), Jedenfall.s auch Zahlungen 
entgegennehmen darf). Die Bestellung von Sicherheit, sei es 

') V"l. oben S. tliS bei .\mii. 1 iinil 2, sowie S. 1H2 bei Aimi. 

*) Miigdcb. Itresl. syst. .Srii. K. I. 21!. I.Hb.mil S. U, oiut Kreisiiij; 
Sliiiltr. Huch (l.'!2,S; fi!t. M.snrcr S. .Tl.'i (über nisth vgl. Osoiibiriggcn S. 47). 

Kine .tusmibiiic 7.11 linii.steii des .\ntragslellers bildet Kohlenr 
iilte.s (ierieht-sb. (13(!U — 1424) l!l J 1— 3, U.Hr S. wodem Kläger /.luii llei- 
bringen von /cugeii ein gidegener lu'uer Tag auf Verlangen angesetzt wird. 

*) S. oben S. 30 und .S. l.rT .\iini. 3. 

“) Naumburg Stadtr. Satz. (1337) 17, ficngler St. 11. S. 308. 

") Urieg Iteebtabest. (1324) .3.’>, Korn S. 103. Vi'i’weigert der Uesetzer 
von (iastgiit die lleehtfertigung iui tiastgericlit, so wird iliiii Strafe ange- 
dridit; 1‘rag Stat. Ileebl (1314 bis 1418) 117, llöUler 1 .S. 71. 

') Mitteil, des Vogts und liats von Ureuien au die (iräfin r. I'lauderu 
fUi.'»'»). Kbmr.k I S. 305; Kreising Stadtr. Uueli (1328) 09. .Maurer S. 319. 

*) tllogau Ueebtsb. : 1 38ii) .'»20, Wassersehleben Iltiu. S. t>3. Während 
Uuäorff, Kecbtsstelluoi; der iUi!.te 13 
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fllr die Weiterverhandlung, wenn kurzfristige Aussetzung erfolgt 
ist'), sei es für rasche Erfüllung des gastgerichtlichen Urteils"), 
erfolgt wie im gewöhnlichen Verfahren; doch darf der Gast sich 
im letztgenannten Falle rascher aus der Sicherheit befriedigen. 

in Ologan der obsiegende Gast sich ohne Weiteres entfernen darf, iniiü er 
in Dortmund Lat. Stat. (1254 — 1256) 34, Prcnsdnrff S. 36, Hnrgen dafür 
setzen, daQ er die Leistung des verurteilten Bürgers in Empfang nehmen 
werde. 

') Koblenz altes GeriehUb. (1366—1424) 19, Bär S. 93. 

*) Dortmund, oben S. 193 .\nm. 8: Magdeb. Kragen II. 2 d. 14 und 
17, Behrend S. 164 bzw. 166; alphab. .‘'ainnil. Magdeb. Sehöffonsprüche 
Kap. 147, Wasserschlebcn S. .50. 
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Kbinck und \V. v. Bijipen. Brenn-n. 1873 IT. 

Kndeinann = H. L. Lndeinann. Das Kcyserreebt. t’a.'Sel. 1848. 

Knncn — L. Kniii'ii und li. Lckertz. liiiellen zur liescbicblc der Stadt 
Köln. Köln. 1880 IT. 

Kriniseb = H. Kriniscb. Das Kreiberger Sladtrecbl. Leipzig. 1889. 
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der Stadt Berlin. Berlin. 1837 tT. 

Foersleniann N. M. = K. K. Foersteniann. Neue Mittbeilungen ans dem 
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Stadt Nordhaiiscn. Halle. 1827 ff. 

Franklin — I). Franklin. hasKeiebsbofgeriebt iin Miltelalli-r. Weimar. 1887 IT. 
Freiisdorff — horliminder Stalulen und l'rteile. Von F. FrensdorlT. 
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tiosl. l . H. = l>rknndonbuch iler Stfidt (Joslar. Von IJ. Bode. (Jeschichta- 
quellen der Provinz Sachsen, Band 29—31. Halle. 1892 IT, 

tlriiiim = Weistnuier. (iusaininclt von .1. Grimiii. Göttingen. 1840 ff. 

Gnrienus = V. K. de Gudenus. (’odex diploiiiaticu.s evhibcns ancedota 
Moguntiaca. Göttingen. 1743 ff. 

(innther = \V. Gflnthcr. I'odoi dipluinaticus Uheno-Mosellanns. Coblcnz. 
1822 ff. 

Hach = .1. F. Hach. lUts alte Lübische liecht. Lübeck. 1839. 

Hagedorn = A. Hagedorn. Verfassungsgeschichtc der Stadt Magdeburg, 
in; Gcschichtsblätler für Stadt und Land Magdeburg. Band 20. 
Magdeburg. 188.Ö. 

llalberat. F. B. — l'rknndenhuch der Stadt Halberstadt. Von G. Schmidt. 
Gesehicht.si|uellen der Provinz Sachsen, Band 7. Halle. 1878. 

Hann. F. B. = Frkniidcnbuch der Stadt Hannover. Hcrausgeg. von K. L. 
Grotefeiid ii. a. Hannover. 1860. 

Hänselinaun = Frkuinlenbneh der Stadl Braunschneig. 1 tu Aufträge der 
Stadtbchörden. Von L. llSnselinaim. Brannschweig. 1873 ff. 

11 ans. G esch. BI. = Hansische Gcsehichtsblättcr. He.rati.sgeg. vom Verein 
für hansische (ieschichte. Leipzig. 1871 ff. 

Hans. F. B. = Hansisches Frkimdeiiburh Bd. I— 111. Von Konstantin 
Höhlbaum, lleraiisgeg. vom Verein für Hansische Geschichto. 
Halle. 1876 ff. 

Harenberg — .1. C. Harenberg. Historia ecclcsiac Gandersheimensis diph>- 
matica. Hannover. 1734. 

Ilavemann = \V. Havemauii. Geschichte der Lande Brauuschweig und 
Lüneburg. Göttingen. I8.i3 ff. 

Heck = Ph. Heck. Hie altfriesische Gerichtsverfassung. Weimar. 1894. 

Held mann — K. Heldmann. Her Kölngau und die Fivitas Köln. Halle 
a. S. 1900. 

II e rq II et = Frkundenbuch der Stadt Mühlhansen. Von Herqiiet. Geschichts- 
quellen der Provinz Sachsen, Band 3 . Halle a. S. 1874. 

Hertz = G. Hertz. Kechtsvcrhältnissc des freien •icsindes, in; Gierki-, 
Fntersuchiingen zur deutschen Staats- und liechtsgcschichtc, Band 6. 
Breslau. 1878./9. 

Iljist. de Metz = (Taboiiillot) HisUiire de Metz. Nauev. 1781 ff. 

Hist. Zeitschr. = Historische Zeitschrift, hrsg. von H. v. Svbel u. a. 
München. 1859 ff. 

Homeyer Heim. — (h G. Hoinejer. Über die Heimat nach altdeutschem 
Beeilt, insbes. über das Hantgenial. .tbhandluiigcn der Berliner 
Kön. Akademie der Wissenschaften. 1852. 

Homeyer Kxtrav. — 0. G. Homeyer. Hie F.xtravaganteii des Sachsen- 
spiegels. .•Vbhandliingen der Berliner Kön. Akademie der Wisseii- 
schalteii. 1861. 


Digitized by Google 



108 


Houiüver Görl. LK. = Da» üürliUer Landrecbtsbucli, in: ('.<}. Homeyer. 
Des Sacb8cns|iiugcls 2. Teil, Band 2. Berlin. 1H44. 

Hoyascbcs V. B. = Hnyer rrkundenbucb. Abt 2 — 8. Hurausge^. von 
W. V. Hodenberg. Hannover. 1855 ff. 

J Äger = lirkundenbueb der Stadt Duder.stadt. Von J. Jäger. Hildesheim, 1883 

Jabrb. f. Nat, ()k. = Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik. 
Heraasgeg. von J. Conrad u. a. Jena. 1863 ff. 

Janicke — rrkundenbucb dc.s Hoebstifts Hildesbeiui und seiner Bischöfe. 
Von K. Janicke. Leipzig. 1806 ff. 

Keutgen Urk. = K. Keulgeii. Urkunden zur städtischen Verfassungsge- 
schichte. Berlin. 189!l. 

Keutgen Urspr. — K. Keutgen. rntersuebungen über den Ursprung der 
deutschen Stadtverfassnng. Leipzig. I8!l.'i. 

K nicke = Knicke. Kin«anderung in den «estfrilisebcn Städten bis 1400. 
Münster. 1803. 

Korn = G. Korn. Breslauer Urkundenbueb. Breslau. 1870. 

Kraut = \V. Tb. Kraut. Das alte Stadtreeht von Lüneburg. Göttingen. 1816. 

Kries =- .V. v. Kries. Der Beweis im Strafprozell iles Mittelalters. Wei- 
mar. 1878. 

Kucbenbecker = J. l’h. Kuebenbeeker. .Vnalecta Hassiaca. Marburg. 1728ff 

K nbns = F. J. Kühns. Geschichte der Gerichtsverfassung und des Pro- 
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Berichtigungen 

und 25 Htatt .Krust* lies: Kruft, 
statt „auBerordentlicher* lies: besonderer, 
statt ..Aber“ lies: Denn, 
statt ^handhafte“ lies; haiidhafter. 
statt , ordentlichen“ lies: allgemeinen, 
statt ., werden“ lies: wurden. .< 
statt ,ist nicht“ lies: ist wenigstens für die meisten 
FMIe niebt. 

statt ..auch dem“ lies: auch durchweg dem. 
statt ‘htredath lies: hcriJihUi. 
statt „weill“ lies: nichts weill. 
statt .wies" lies: wie. 
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d. Hauptmerkmale d. Privatrecbtes (338). 

Rückblick auf d. fränk. Gesammtentwicklung (339); d. innere 
Kraft ihrer Grundlagen (341); d. rSm. Einfluss nicht zu unterschätzen 
(344), aber vorwiegend nur als Förderungsgrund zu bezeichnen (346). 

Bedeutung d. fränk. Resultate f. andere Völker (346). Alamannen 
(347); Baiern (360); allgem. Vermittlung zwischen germ. n. roman. 
Wesen (361). — 

Ergebnisse S. 353—421 

Vorbemerknng (366). 

I. Verschiedenartige Rochtsentwicklnng einzelner Völker (366); sie wird 
durch die Vorgeschichte nicht voll erklärt (868); auch nicht durch 
NationalgefUhl (360). 

II. Berührungspunkte zwischen römischem und germanischem Rechte (361). 
Rückgang des römischen Hechtes (361); Vulgarrecht (363). Rassen- 
gemeinsamkeit beider Elemente (366). Gegenseitiges Kräfte- 
verhältnis (366). 

III. Bedeutung der neuen Eindrücke (372); sie wird abgeschwächt durch 
die alten Keime (376) und durch die Resultate früherer Entwicklung 
(377). Tbatsäcbliche Wirkung der neuen Eindrücke (879). 

IV. Es erfolgt keine Reception (381), sondern selbständige Ausnützung 
(386) und Verarbeitung (388). Die Auffassung Fitting's (396) und 
Tainassia's (397). Unterschied zwischen diesen Vorgängen und der 
späteren Reception (399). 

V. Besondere Merkmale dieser Rechtsbildung; ihr unbewusster Charakter 
(400); Subjectivismus (404), Formalismus und Abstractionsmaugel 
(406); ungenügende Abgrenzung der Uecbtsgebiete (412). 

VI. Gesammtcbarakter der Entwicklung (413); Bestimmung der Continuilät 
(414); sie ist trotz des erschütterten Gleicbgowicbtes wahrnehmbar 
(419). - 
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CoFFigenda 

8. 11. Zeile 7 tod nnten, anstatt „ans* zn lesen „ans*. 

8. 19. Zeile 13 ron oben, anstatt „Erwähnng* zu lesen „Erwähnung*. 

8. S9. Zeile 16 Ton oben, anstatt „Letzere* zu lesen „Letztere*. 

8. 38. Zeile 6 von nnten, anstatt „Beinflussung* zu lesen „Beeinflussung*. 

8. 38. Zeile 8 von unten, anstatt „wendete* zu lesen „wandte*. 

8. 41. Anm. 6. Zeile 9 Ton nnten, anstatt „L. Vis. V. 72* zn lesen 
„L. Vis. V. 7. 2.* 

8. 68. Zeile 11 von oben, anstatt „karolingische* zn lesen „königliche*. 

8. 89. Zeile 12 Ton oben, anstatt „lateinischen* zn lesen „latinischen*. 

8. 118. Zeile 11 von oben, anstatt „konnte* zn lesen „könnte*. 

8. 127. Zeile 1 Ton oben, anstatt „8taatsgebieten* zn lesen „Staatstbeilen*. 

8. 127. Zeile 6 von oben, anstatt „Rechtsgebiete* zu lesen „Rechtskreise*. 

8. 127. Zeile 3 von unten, anstatt „gefährdende* zn lesen „gefährliche*. 

8. 136. Anm. 2. Zeile 1 von oben, anstatt „an mojen äge* zu lesen „au 
mojen äge*. 

8. 140. Zeile 6 von oben, anstatt „Uberwachnng* zu lesen „Ueberwachung*. 
8. 206. Anm. 4. Zeile 1, anstatt „keinem* zn lesen „seinem*. 

8. 223. Zeile 4 von oben, anstatt „Geltungmachung* zu lesen „Geltend- 
machung*. 

8. 241. Anm. 1. Zeile 3 Ton oben, anstatt „Giraud* zn lesen „Brissaud*. 
8. 262. Anm. 6. Zeile 4 von oben, anstatt „Immobiliareigentum II* zu 
lesen „I“. 

8. 304. Anm. 2. Zeile 16 von oben, anstatt „Erocessrechtes* zu lesen 
„Processrechtes*. 

8. 317. Anm. 2. Zeile 9 Ton oben, anstatt „T. Turon* zu lesen „F. Turon*. 
8. 319. Anm. 2. Zeile 7 von nnten, anstatt „prossessorium* zn lesen 
„possessotinm*. 

8. 866. Anm. 1. Zeile 1, anstatt „Änderungen* zn lesen „Aenderungen*. 

8. 367. Zeile 2 von nnten, anstatt „Ähnlichkeit* zn lesen „Aehnlichkoit* 
8. 369. Anm. 2. Zeile 1, anstatt „In de* zu lesen „In der*. 
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Vorwort 

Die Empfindung innerer Befriedigung, die sonst den Ver- 
fasser beim Abschlüsse eines nmfangreichen Werkes belohnt, 
bleibt in diesem Falle theilweise aus. Vielerlei Gründe haben 
die rasche Durchführung gehemmt und acht Jahre sind seit dem 
Erscheinen des ersten Bandes verstrichen. Vermag schon dieser 
Umstand zahlreiche Ungleichheiten in der Behandlung des Stoffes 
zu erklären, dessen Verarbeitung nicht mehr dem ursprünglichen 
Plane entspricht, so haben daneben die Vorarbeiten für die den 
Hauptzweck bildende Geschichte des deutschen Immobiliar- 
eigentnms wesentliche Aenderungen der früheren Disposition 
hervorgerufen; diese Aenderungen betreffen nicht nur den Um- 
fang,') sondern auch den Inhalt des Werkes. 

Es ist klar, dass ich mich nicht mit der Aufzählung und 
Besprechung jener Erscheinungen begnügen durfte, für welche 
directer römischer Einfluss mit mehr oder weniger Berechtigung 
angenommen wird; ich musste vielmehr versuchen, die Widerstands- 
kraft der germanischen Rechtselemente im allgemeinen zu 
prüfen; dies erklärt die Ausdehnung und den Charakter der den 
Langobarden und Franken gewidmeten Kapitel. Gleichzeitig 
erschien andererseits Einschränkung erforderlich; denn diese 
Art der Behandlung war vom Standpunkte der mir vor- 
schwebendcn Hauptaufgabe (der Geschichte des Immobiliar- 
eigentums) nicht für alle Völker geboten, nämlich nicht für jene, 
deren ganze weitere Entwicklung durch die fränkische Ein- 
wirkung derart bestimmt wurde, dass ihr gegenüber alles andere 
zurückzutreten begann und die etwa vorhandenen römischen 
Grundlagen keinen intensiven Einfluss mehr ausüben konnten.^) 
Es musste daher, der ursprünglichen Disposition entgegen, die 
Absicht, sämmtliche germanische Stämme des Festlandes in 


') Die auf etwa 40 Drackbogon veranschlagte Tlntersuchnng ist, wie 
man siebt, weit stärker ausgefallen. 

’) S. nnten S. 346 ff. 
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gleicher Weise zu berttcksichtigen, anfgegeben werden, trotzdem 
dies vom descriptiven Standpunkte tbunlich und nützlich gewesen 
wäre, überdies durch den diesen Untersuchungen gegebenen Titel 
förmlich gefordert wird. 

Die beiden in Aussicht genommenen Excurse sind eben- 
falls weggeblieben. Excui-s I sollte den Zusammenhang der 
Landnahme einzelner Völker mit dem sog. Einqnartierungs- 
System behandeln; nachdem aber die Landnahme hier nur 
historisch erwähnt und ihre juristische Bedeutung kaum gestreift 
wurde, erschien es richtiger, diese Frage der Erörterung des 
Immobiliarrechtes zuznweisen. Excurs II sollte der Besprechung 
des sog. Fer sonalitätspr jncips gewidmet werden ; in dem Rahmen 
der vorliegenden Untersuchung hätte jedoch nur die Frage nach 
der Analogie der im römischen Reiche geübten Schonung fremder 
Rechte und der einschlägigen Erscheinungen des germanischen 
Rechtslebens aufgeworfen werden können; dagegen bedarf der 
wichtigste Ausgangspunkt dieses Problems, nämlich der Zu- 
sammenhang zwischen Rechtsgenossenschaft und Territorium, 
einer eingehenden Prüfung, die hier nicht vorgenommen werden 
konnte und richtigerweise bei der Darstellung der öffentlich- 
rechtlichen Wurzeln des Immobilianechtes zu erfolgen hat. 

Ich hoffte ursprünglich, sofort nach Abschluss des vor- 
liegenden Werkes, mit der Geschichte des deutschen Immobiliar- 
eigentums hervortreten zu können, da, wie erwähnt, die Vor- 
arbeiten für dieselbe gleichzeitig geführt wurden und die 
Durchführung dieser Untersuchung beeinflussten; dies war mit 
ein Grund der Verzögerung des Erscheinens des III. Bandes, 
dessen Druck schon 1904 begonnen hatte. Da sich diese Absicht 
dennoch nicht verwirklichen Hess,') durfte das Erscheinen des 


Es wurde nämlicli inswiseben die Errichtung einer Lehrkanzel fSr 
rergleichende Rechtswissenschaft in Lemberg in Angriff genommen und da 
an mich der ebrenTolle Ruf erging, musst« ich vor allem daran denken, 
mich für diese, jedem Rechtshistoriker naheliegende, aber doch keinem ganz 
heimische Aufgabe vorznbereiten. Zur selben Zeit wurde ich vom weltlichen 
Urossgmndbesitze in den Bukowiner Landtag gew&hlt, in dem wichtige 
OesetzesTorlagen an den Juristen Anforderungen stellten, denen ein Rechts- 
historiker an nud für sich nicht gewachsen ist. Die Übersiedlung von 
üzemowitz nach Lemberg and die nene wissenschaftliche Anfgabe, die mich 
jetzt und für die nächste Zeit ganz in Anspruch nimmt, haben die Fertig- 
stellung der Geschichte des deutschen Immobiliareigentums verzdgert. 
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seit drei Jahren im Drucke befindlichen Bandes nicht weiter ver- 
schoben werden. 

Der Nachtheile dieser Sachlage bin ich mir natürlich bewusst 
Ein Werk, das im Hinblicke auf ein anderes verfasst wird, daher 
manches, was in einem selbständigen Werke nicht fehlen dürfte, 
nicht berührt, ja sogar manche zu erörternde Fragen, mit Rücksicht 
auf das Hauptnnternehmen, unbesprochen lässt, setzt sich, auch 
wenn es auf einmal erscheint, grossen Gefahren aus; desto mehr, / 
wenn es theilweise nnd in grossen Zwischenräumen veröffentlicht 
wird, oder gar, wenn die Drucklegung eines Theiles so lange 
anfgchalten wird, wie dies hinsichtlich des III. Theiles ans den 
obenerwähnten Gründen geschehen ist. Da müssen im Zeitpunkte 
der Veröffentlichung des Schlusses, nicht nur die früheren Theile,*) 


') So ist z. B. die wichtige Geschichte der Vandalen von L. Schmidt 
und dessen Gesch. d. dtsch. Stämme bis z. Ausg. d. Völkerwand, schon 
nach Publicimug des I. Theiles dieses Werkes erschienen, während mir die 
treffliche Arbeit Tamassia's (in Arch. stör, lombardo XI), die ich für die ^ 
Geschichte des Reiches Odovakars und der Ostgothen hätte verwenden 
können, thatsächlich entgangen ist. Fenier konnten, da sie nach 1899, 
bezw. nach 1901, erschienen, nicht benützt werden: Rappaport: D. Ein- 
fälle der Gothen in das röm. Reich bis Oonstantin, Sehmsdorf: D. Germ, 
in den Balkanländem, Martroye: L’occident ä räpoqno byzantine, Kunze: O 

D. Germ, in d. antiken Lit., Bang: D. Germ, im röm. Dienst, 0. H. 
Baale's Aufsatz über den Defensor civitatis, P. d. Gindice: Due note all' 
editto di Atalarico (1899), Conrat's Arbeit über den westgoth. Gaius, die 
neueste Ausgabe des Cod. Thcod , zahlreiche neuere Aufsätze über die 
iillberen Beziehungen zwischen Germanen und Römern (z. B. Dragendorff's 
Okkupation Gennaniens durch d. Römer, Haug's Germ. Einflüsse in d. 
röm. Obergermanien, Gundermann's Germ. Wörter bei Griecb. u. Römern, 
Asbach: Z. Gesch. u. Kultur d. röm. Rbeinlande u. s. w.), ferner L. Jordan's 
Stnd. z. fränk. Sagengeschichte, J. Cramer's Verfassnngsgesch. d. Germ, 
nnd Kelten. Ebenso Rietschel's wichtige Untersuchung über die germanische 
Tansendscbaft, die für Th. I. von grosser Bedeutung gewesen wäre; zwar habeich 
der Tansendscbaft keine übermässige Bedeutung beigelegt (s. Th. I. 8. 79, 141), 
mich auch über ihre Herkunft nicht geäussert, hätte aber, wie RieUchel 
m. R. ansstellt, auf die römischen Analogien eingehen sollen. — Alle diese 
Schriften sind nach Erscheinen des I. bezw. II. Theiles veröffentlicht worden, 
so dass sie jetzt nur noch höchstens in den Anmerkungen der Ergebnisse 
eine von jeder Debatte absehende Erwähnung hätten Anden können. Die 
Resultate der neueren Ortsnamenforscbnng werden für die Darstellung 
des Immobiliarrechtes verwendet werden. 
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sondern sogar der jetzt erscheinende,^ literarische und sachliche 
LQcken bieten. 

So fällt es auch schwer, auf vielfache Einwendnngen, die 
V mir, theils in Recensionen, theils privat, gemacht worden, ein- 
zugehen. Eigentümlicherweise ist ein Mangel, den ich selbst 
I am meisten empfinde, bisher nicht hervorgehoben worden; nämlich 
I die NichtberUcksichtignng der späteren mittelalterlichen Ent- 
wicklung, deren Verwendbarkeit für Rückschlüsse von Ficker 
und in anderer Weise auch von E. Mayer dai-gethan wurde. 
In einer Untersuchung, die fast das gesammte Rechtsleben 

') Die 1904 begonnene nnd dann, wie erw&hnt, unterbrochene Druck- 
legung des III. Theiles erklärt es, dass wichtige Erscheinungen, die der 
Veröffentlichung des letzten Bandes voran gegangen sind, dennoch nicht 
ansgenützt wurden. So z. B. die neue Ausgabe des Cod. Tbeod., die 
Conrat'sche Belencbtung des westgoth. Oains, Seckel’s Studien zu 
Bened. Leviu, E. klayer's Aufsatz über L. Rom. Utin. Die betreffenden 
Bogen waren dazumal schon gedruckt. Die Ausführungen M. Krammer's 
konnten ans demselben Orunde erst S. 271. A. 1. überhaupt nur kurz er- 
wähnt werden, während Hill iger 's zweite Abhandlung (Hist. Vierteljahrschr. 
1906) und Rietscbel's Aufsatz (Ztschr. d. Sav. Stift. XXVII) überhaupt 
nicht mehr verwendet werden konnten. Insbesondere hätten mich Krammer's 
und Rietscbel's Aufsätze zur Stellungnahme veranlasst, namentlich hätte ich 
die Frage der Entstehungszeit der Lex Salica in der von dem zweitgenannten 
Forscher angegebenen Richtung zu erörtern gehabt; die Unmöglichkeit dieser 
Erörterung empfinde ich mit Rücksicht auf dasjenige, was ich S. 39. A. 3 
anfübrte; aus R.'s Darstellung (1. c. 273. A. 1.) entnehme ich, dass R. geneigt 
ist, den Aussagen der Prologe eine ähnliche Bedeutung beizulegen, wie ich 
es gothan habe. — Die wichtigen Werke Rübel's und Hensler's er- 
schienen ebenfalls erst in einem Zeitpunkte, der bloss ihre Erwähnung (s. 
hier S. 119. A. 2., 131. A. 1., 248. A. 1.), aber keine Stellungnahme mehr 
ermöglichte. Die neue Auflage von Brunne r's Rechtsgesch. konnte eben- 
falls auf das vorliegende Werk keinen Einfluss mehr üben. Für die Be- 
handlung dor Privatherrschaften und der Immunität konnten wohl Seeliger's 
Studie, aber V. Stengel's Aufsatz erst während des Druckes (S. 136. A. 2.) 
berücksichtigt worden und die durch Seeliger hervorgerufene Literatur über- 
haupt nicht mehr; ebenso Rostowzew's Domänenpolizei (Philologus 
Bd. 64.). Zu spät wurde mir die Abhandlung von F. Lot: Fidiles ou 
vassaux (1904j bekannt, während die Arbeit Boikenstein's über den 
römischen Colonat nnd Fr. Qntmann's Soc. Gliederung der Bayern natürlich 
nicht mehr benützt werden konnten. Die Untersnchnng von Hans Fehr 
über TU. 58 der L. Sal. kam ebenfalls zu spät; sie hätte mir eine überaus 
willkommene Unterstützung geboten; meine 1894 in den Grundlagen d. 
dtscb. Immob.eig^entnms vertretene Auffassung fand hier endlich Zustimmung 
und eine lichtvolle Weiterführnng. 
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betrifft, war dies natürlich unmöglich; in der Darstellung des 
Immobiliareigentums darf dieser Mangel nicht eintreten, da er 
bei Behandlung einer einzelnen Institution nicht entschuldbar 
wäre.’) Der Grund der geringen Beröcksichtigung der Urkunden 
ist schon früher'^) angegeben worden; es mag hier nur nochmals 
darauf hingewiesen werden, welche Gefahr in einer nothwendiger- 
weise unvollständigen Ausnutzung des diplomatischen Materials 
liegt; es ist überdies anznnehmen, dass das allgemeine Bild des 
gegenseitigen Kräfteverhältnisses germanischen und römischen 
Rechtes darunter wenig leidet, wenn auch selbstverständlich 
manches Detail, das hier nur angedeutet werden konnte, bei 
lückenloser UrkundenbenOtznng gewiss deutlicher hervorgetreten 
wäre; dies gilt namentlich für jene eigenartige Verquickung / 
römischer Form und germanischen Inhaltes, für den Kampf von 
Form und Inhalt überhaupt, der nicht nur im Obligationenrechte, 
sondern auch im Sachenrechte, eine grosse Rolle spielt, und bei > 
Gelegenheit der Darstellung des Immobiliarrechtes eine eingehende 
Behandlung erfahren wird. 

Ausser diesen Mängeln, die sich aus der Anlage der vor- 
liegenden Arbeit ergeben, darf man es vom Standpunkte der 
Bearbeitung entwicklnngshistorischer Probleme als U nzukömmlich- 
keit empfinden, wenn durchwegs moderne, beziehungsweise 
römische, Begriffskategorien angewendet werden, ja sogar die 
übliche, entwicklnngshistorisch unzutreffende, Grenze zwischen 
öffentlichem und privatem Recht, theilweise beibehalten wird. 

So lange aber Rechtsgeschichte und vergleichende Rechts- 
wissenschaft noch keine eigene Systematik und keine ihren 
wissenschaftlichen Bedürfnissen angepasste Terminologie hervor- 
gebracht haben, ist es, schon wegen der Übersicht, schwer, an 
Aendernngen zu denken. Neuerungen dieser Art konnten hier 
desto weniger versucht werden, als die vorliegende Arbeit nicht 
den Zweck hat, eine Dogmatik des römisch-germanischen Rechtes 
zu liefern, sondern das gegenseitige Verhältnis beider Rechts- 
ansebauungen, sowie die Art des Einwirkens des römischen 
Rechtes auf das germanische, unter Berücksichtigung historisch- 

*) Dasselbe gilt für das angelsächsische nnd nordische Recht, deren 
Einbeciebnng hier nicht unmittelbar geboten war, für die Ergründung des 
Immobiliareigentnrns aber unerlässlich ist. 

^ 8. Vorwort xu Tb. II. 8. XU; s. auch hier 8. 101. A. 1. 
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cnitnreller Umstände, zu besprechen. Diese allgemeine Aufgabe 
bringt es mit sich, dass Specialforscher manches Detail vermissen 
werden; aber sowohl der Zweck, wie auch der Umfang des 
Werkes schliessen die Absicht eingehender Erörterung aller 
Einzelthatsachen ans; man wird einsehen, dass es in diesem 
Rahmen unmöglich war, jedes Institut monographisch zu be- 
handeln ; das Individuelle soll hier dazu dienen, das Allgemeine 
hervortreten zu lassen; was dabei fremden Forschungen zu 
danken ist, wurde stets genau hervorgehoben, selbst auf die 
Gefahr hin, dass dem Werke compilatorischer Charakter oder 
ungenügende Selbständigkeit in manchen Detailfragen vorgeworien 
werde.*) — 

Der Charakter dieser Untersuchungen erforderte ein Ein- 
gehen auf den g eschichtlichen CansalneT iis Wichtige Fragen, 
wie die der Entwicklung des Immobiliareigentums, können nur 
‘ dann einigermaassen bewältigt werden, wenn sie eine entsprechende 
Erweiterung erfahren ; gewiss aber nicht bei isolirter Betrachtung, 
die für psychische Vorgänge unzureichend ist. Kann auch ini 
Verlaufe der Untersuchung eines rechtshistorischen Problems 
die erwünschte breite Grundlage nicht so beibehalten werden, 
wie es eigentlich, wegen des Zusammenhanges der Rechts- 
entwicklnng mit dem gesummten Culturleben, erforderlich wäre, 
so muss man doch wenigstens das Bewusstsein dieses Zusammen- 
hanges wahren und allen Cnlturninständen nicht nur die Bedeutung 
von Nebenumständen einräumen. Jede geistige Production 
^ bietet eine verschiedenartig nützliche Handhabe für die Be- 
urtheilnng der in der Rechtsentwicklung wirkenden Kräfte. 
I Nichts ist unhaltbarer, als die genügsame und verlockende An- 
' nähme einfacher Ursachen, durch die man alles leicht, aber 
falsch, erklärt.-) Freilich ist es unmöglich, die nöthige 


') Man wird aber dennoch augebeu, dass schon durch die anders ge- 
artete Fragestellung manchem Problem neue Seiten abgewonnen wurden. 

Es genügt, anf die Art hinsuweisen, in der Fnstel alles so einfach 
interpretirt; man vergleiche damit dasjenige, was schon Arnold (Cultur 
kJ nnd Rechtsleheu. 1S65) Uber die Wechselwirkung swischen Sprache, Kunst 
n. s. w. einerseits und dem Rechte andererseits, gesagt hat. Die Rechts- 
gesohichte darf sich nicht damit begnügen, eine chronologisirte Rechts- 
dogmatik, d. b. eine historische Aufeinanderfolge der Formen der Rechts- 
institute, lu bieten. Denn mau kann das juristische Ereignis nicht von 
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wissenschaftliche Competenz zu gewinnen, um ttber alle in 
Betracht kommenden Umstände selbständig zu urtheilen; ebenso 
nnmöglich, dem Cansalnexus auf den tiefsten Grnnd zu gehen, 
ihn von Ursache zu Ursache zurfickzu verfolgen. Man ffihlt sich 
da veranlasst, zu sagen, dass gerade das allerwichtigste nicht 
analysirbar, ja nicht einmal wissenschaftlich fassbar ist; die 
Kenntnis des Prodnctes reicht nicht hin, um die Schaffens- 
tbätigkeit zu ergründen; von dem, was sich in den Tiefen des 
Geistes, namentlich unbewusst und in vorhistorischer Zeit, ab- 
spielt, kommt nur ein Theil znm Vorschein und anch davon 
erhält nur ein Theil feste Form. Wir müssen uns damit 
begnügen, das historisch beleuchtete zu behandeln, wenn wir 
nicht Gefahr laufen wollen, incommensurable Grössen zu vor- 


der ToUlitSt aller einwirkenden und mitwirkenden Kräfte loalüsen; man | 

vermag nicht au sagen, wo die Einwirkung der religiiisen und sittlichen 
Elemente aufhört und die der Recbtsidee beginnt; ebensowenig die Orente ! 
awiscben aocialwirtechaftlichen Bedürfnissen und denen der Rechtsempfindung 
in den Anfangsstadien zu bestimmen. So wie die Philologie, im höchsten 
Sinne des Wortes, für ihre Zwecke das ganze Gebiet geistiger Tbätigkeit, 
die ganze Gedankenwelt, der betreffenden Völker berauzieht, so darf sich auch 
der Recbtshistoriker nicht auf die juristischen Gebilde allein beschränken, 
ohne auf die primären Elemente (namentlich auf die ideellen) und auf alle 
geistigen und historischen Begleiterscheinungen einzugeben. Wohl kann das 
Recht, trotzdem es eine secundäre Schöpfung ist, als selbständiges Ganze 
bezeichnet werden; denn es fasst die ihm vorangegangenen Elemente (sie 
mögen praktisch -greifbar oder imponderabler Art sein) zu einem Gebilde 
zusammen, das an und für sich eines primären Charakters nicht entbehrt, 
das überdies auf der Stufenleiter menschlicher Schöpfungen höher steht, als 
jene Einzelelemente auf denen es unbewusst beruht; als unbewusste und . 
lebensvolle Ausgleichung und Ausprägung der lebensfähigsten Tbeile aller ^ 
ihm vorangehenden Elemente, ist das Recht eine praktische Synthese der- 
selben. Dennoch muss der Recbtshistoriker damit rechnen, dass die Imponde- 
rabilien zu Erscheinungen individueller Art führen, die sich nicht juristisch 
ergründen, sondern nur ans der Gesammtlage erklären lassen, daher thnnlichste 
Einsicht in das ganze vorgeschichtliche und geschichtliche, materielle und 
geistige, lieben erfordern. — Zu weit geht freilich v. 1 bering (Ent- 
wicklgsgesch. d. röm. R.), wenn er die Erforschung des Causalitätsgedankens 
als den Hauptzweck bezeichnend, den äusseren Impulsen einen ungebührlichen 
Vorrang einränmt. Weit maassvoller geht Brnnner vor, dessen Rechts- i'y 
geschickte in der jetzt vorliegenden Neuauflage einen anzuerkennenden 
Fortschritt in der Richtung der Gesammtbetrachtung des ganzen Lebens 
bedeutet. 
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binden, was nicht mehr Aufgabe rechtshiatorischer Untersuchung 
wäre.') 

Damit ist auch gesagt, dass das Gebiet rechtsvergleichender 
Erörterungen in diesem Falle nicht direct betreten werden 
konnte und dass ich es vorziehen musste, mich auf die Hervor- 
hebung jener Umstände zu beschränken, die einen Ausblick auf 
das rechtsvergleichende Gebiet gewähren. Bei dem allgemeinen 
Charakter, der den „Ergebnissen“ gegeben werden musste, war 
es desto dringender, auf Gonstructionen zu verzichten, die jedem, 
der sich mit einem Stoffe längere Zeit beschäftigt, naheliegen, 
aber befürchten lassen, dass man zur Unterstützung der Beweis- 
führung, die sich auf die früheren Ausführungen beruft, Argumente 
heranzieht, die im Verlaufe der Untersuchung weder erörtert, 
noch angeführt werden konnten. Ich wäre vielleicht nicht in 
der Lage gewesen, diese Entsagung zu üben, wenn ich mir 
nicht Vorbehalten würde, in der Darstellung der Geschichte des 
Immobiliareigentums rechtsvergleichende Gesichtspunkte zu ver- 
treten und dieselben für diese specielle Frage besser zu begründen, 
als es hier für einen so grossen Fragcncomplex möglich wäre. 

Dass trotz der erwähnten Einschränkung und trotz des 
Bestrebens, kein wichtiges Detail, sowie keine in der Literatur 
vertretene Meinung unbeachtet zu lassen, das Werk einen vor- 
wiegend allgemeinen Charakter zur Schau trägt, entspricht dem 
Gegenstände desselben und der hier S. XIV. A. 1. ausgesprochenen 
Ansicht. Denn obwohl die Arbeit im Hinblicke auf eine andere 
Untersuchung unternommen wurde, musste doch dem Umstande 
Rechnung getragen werden, dass die hier besprochenen Vor- 
gänge, an und für sich, einen grossen welthistorischen Process 
bedeuten. Sie beruhen auf dem Eintreten neuer Tlilkemasscn 
in den alten Culturkreis, also auf der Überwindung einer welt- 

*) Die von Leist und v. Ihering unternommenen, gewiss sehr an- 
regenden Versuche, beweisen, dass sich eine C<ombination vorhistorischer und 
rechtshistorischer Forschung schwer durcbfUbreu lässt. Man könnte freilich, 
da man es mit der Anfeinanderfolge von Vülkergruppen derse lben Rasse zu 
thun bat, leichter als in anderen Fällen, die allgemeine, weltrecbtliche 
Grundlage betreten; doch wäre diese Ansdebnung der Untersuchung nur 
dann erfolgreich, wenn man sie sehr ausgiebig vornehmen und consequent 
durchführen würde, was enorme Weiterungen veranlassen müsste; kurze 
Andeutungen wären nngenügeud und könnten als willkürlich bezeichnet 
werden, ä. unten S. 366. A. 1. 
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geschichtlichen Stufe. Durch diese eige nartige Fortsetzung der 
f ormell abgesfh IftssenanrömischenZeit. wird das Recht Wandlungen 
amsgesetzt, die sonst nur in weit längeren Zeitspannen beobachtet 
werden; das Verhältnis zwischen Beständigkeit und Veränderlich- 
keit wird mehr als sonst erschüttert, das beiderseitige Recht den 
schwersten Proben ausgesetzt, die die europäische Rechtsgeschichte 
kennt; oft gewinnt man den Eindruck, als ob die Veränderungen 
einen übermässigen Umfang annehmen würden, umgekehrt auch 
den, dass die Veränderungen nur äusserliche waren. Durch die 
innere Alterirung der beiden aufeinander stossendon Elemente 
wird auch das Kampfobject betroffen; die eigene Rüstung wird 
theilweisc verstärkt, theilweise geschwächt, aber beiderseits 
bleibt Vieles entwicklungsfähig, um sich ohne Rücksicht auf die 
Provenienz, nach und nach, für den späteren Ausgleich, zu 
entfalten. Diese allgemeine Bedeutung des ganzen Processes 
überragt die Details; sie werden in den mächtigen Wirbel 
hineingezogen, und müssen deshalb auch in der Darstellung 
stellenweise zurücktreten. 

Eine mitunter grössere Bedeutung als die Einzelnheiten des 
schon wogenden vollen Kampfes, der sich aus dem Zusammen- 
stosse ergiebt, habeu die früheren Complicationen, die dem Zu- 
sammenstosse vorangegangen sind. Daraus ergab sich die ^lot- 
wendigkeit auf die Vorgeschichte der Stämme cinzugehen; denn 
diese Vorgeschichte erklärt manche spätere Vei-schiedenheiten 
besser, als es die Betrachtung der unmittelbareu historischen 
Geschehnisse der fränkischen Zeit zu thun vermag. Man muss 
die Gründe der Verschiedenheit der einzelnen _Völkergruppen 
sehr weit zurückverfolgen,') allerdings in den meisten Fällen 
auf die Aufklärung verzichten, da wir über das Recht der alten 
Völker zu ungenau informirt sind und die späteren Stämme 
schon eine Culturmischung aufweisen, an der auch insbesondere 
das Keltentum betheiligt war, dessen Eintlussjedoch nicht feststellbar 
ist. Dabei ist auch mit der grossen Schwierigkeit zu rechnen, die sich 
aus der durch die Völkerpsychologie und die vergleichende Rechts- 
wissenschaft beobachteten Verwandtschaft der Gegensätze ergiebt, 
nämlich aus dem verborgenen Zusammenhänge, der zwischen gegen- 
sätzlichen Erscheinungen besteht. Dadurch wird es unmöglich, 


•) S. unten S H5üff. 
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eine sichere Grenze, sowohl gegenüber der sog. germanischen 
Zeit, als auch gegenüber dem Römertum, zu finden;') das 
Vülkerleben war schon in germanischer Zeit an gewissen 
Fortschrittskeimen reich, ebenso wie die spätrömische Welt an 
Zersetzungskeimen; nach beiden Richtungen bestand später An- 
knüpfung, die berücksichtigt werden musste, da sie das Kräfte- 
verhältnis beleuchtet. Die Erörterung des Kräfteverhältnisses 
hat auch die Hauptaufgabe der den einzelnen Stämmen ge- 
widmeten Kapitel gebildet. Wenn dabei die Langobarden und 
Franken eine ausführlichere Berücksichtigung fanden, so bedarf 
das wohl keiner Erklärung; der Kampf zwischen römischem und 

germanischem Recht hat da die wichtigsten Fruchte gebracht. 

« * 

Als ich im J. 189t) den I. Theil dieses Werkes dem ehemaligen 
St. Petersburger Strafrechtslehrer Wladimir von Spasowicz 
widmete, musste ich mich dem Wunsche eines Mannes fügen, 
der alle ihm anlässlich seines siebzigsten Geburtstages zugedachten 
Ehrungen bescheiden zurückwies und konnte meiner Widmung 
kein weiteres Wort hinzufügen. Nun hat er vor wenigen Monaten 
das Zeitliche gesegnet und da darf auch hier das Schweigen 
gebrochen und der Grund der Widmung erklärt werden. 

In Wladimir Spasowicz erblicken die Juristen, Rechts- 
historiker und Literaturhistoriker Polens und Russlands nicht 
nur einen auf allen diesen Gebieten in beiden Sprachen verdienst- 
voll thätigen Forscher, sondern vor allem auch den feinen Geist, 
der sich über die grössten politischen Hindernisse hinwegsetzte, 
um den inneren Fäden, die sich von Volk zu Volk schlingen, 
nachzugehen und die jedem Volke, aber auch der gesummten 


') Dm Bedürfais bestimmter Be^trenzung mnsB natürlich sowohl von 
dem äermaniiten, als aacb von dem Romanisten empfunden werden. Von 
einem hSheren Standpunkte wird man jedoch diesen Mangel theilweise auaser 
Acht laeeen können. Der ganze Process gehört in gleichem Haaase der 
germanischen und der römischen Rechtsgescbichte an. Es wird zwar dem 
römischen Rechte, das verflacht und entkräftet wird, ein Stück seines 
Mimbns benommen ; ebenso dem germanischen Rechte der (von der Wissenschaft 
übrigens längst verworfene) Schein voller Selbständigkeit und Urwüchsigkeit. 
Dafür treten beide Rechtsgescbichten in jene Verbindung, die tbatsäcblich 
zwischen den beiden Rechten im Leben bestand, jedoch durch die gebotene 
Trennung der Specialforschung verdrängt wird; (s. v. Möller: Die Trennung 
\ der deutschen nnd der röm. Rechtsgescbichte S. 7'i). 
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Menschheit, wichtigsten Ideen, mit wissenschaftlichem Freimat 
zu behandeln. Seiner Nation treu ergeben, gleichzeitig ein auf- 
richtiger Freund aller slawischen Völker, hat er doch nicht nur 
tien Zusammenhang zwischen den letzteren, sondern auch die 
inneren Beziehungen der slawischen Welt zum Westen, erfasst 
und betont. 

Im Kampfe für die akademische Freiheit und filr den Fort- 
schritt der russischen Strafrechtspflege, zu deren ersten wissen- 
schaftlichen Vertretern er gehörte, musste er in jungen Jahren 
seine Lehrkanzel einbiissen und es Uber sich ergehen lassen, 
dass sein Lehrbuch des Strafrechtes, das erste dieser Art, dem 
Verkehre entzogen wurde. Doch fand er Gelegenheit sein 
juristisches, rechtshistorisches und psychologisches Wissen, als 
Vertheidiger und später als Mitglied der Gesetzgebungs- 
kommission zu verwerten, sowie den Muth, auf Schritt und Tritt 
den juristischen Folgen der politischen Keaction entgegenzutreten. 
Gleichzeitig bekämpfte er die Feindschaft der zwei grössten 
slawischen Völker, insofeme dieselbe auf unrichtiger Auffassung 
ihrer Beziehungen beruhte und durch eine wissenschaftlich ver- 
tiefte Betrachtung behoben werden könnte. Scharf trat er den 
selbstgefälligen Vorurtheilen jener Panslawisten entgegen, die 
der reactionären Bekämpfung der liberalen Reformen Alezander's II. 
publicistisch Vorschub leisteten, indem sie den westlichen Ein- 
flüssen nur böse Folgen zuscheieben und die westliche Cultur 
von Russland fernhalten wollten. An seiner Bahre bemerkte 
ein hervorragendes Mitglied der ersten Duma, dass Spasowicz die 
Völkergemeinschaft nicht nur als Zukunftsideal, sondern als 
wissenschaftliche Realität betrachtete. 8o vertrat er denn auch 
praktisch die Auffassung, der in Th. 1. S. XVIII. dieses Werkes 
Ausdruck gegeben wurde, dass die Völker nicht nur fUr sich 
arbeiten und einen grossen Theil ihrer Mission dadurch erfüllen, 
dass sie auf andere Völker anregend wirken. 

Dem Evolutionsgedanken treu, erfasste Spasowioz den 
psychischen Zusammenhang zwischen der Entwicklung des Rechtes 
und der gesummten geistigen Cultur. Diese Einsicht machte 
ihn zu einem der bedeutendsten und originellsten Literatur- 
historiker Polens und Russlands, der sein socialgeschichtliches 
und völkerpsychologisches Wissen einem Gebiete zuführte, das 
sonst von Juristen selten betreten wird. Er hat es leider ver- 
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sänmt sich theoretisch in umfassender Weise ttber die Stellung 
des Rechtes im Bereiche der Geisteswissenschaften, insbesondere 
aber Qber die Wechselwirkung zwischen Rechts- und Gesellschafts- 
zuständen und der Kunst und Literatur zu äussern. Aber die 
Sicherheit, mit der er psychologische und sociologische Gesichts- 
punkte, sowohl in seinen juristischen, als auch in seinen literar- 
historischen Arbeiten, geltend machte, beweist, dass er jedes 
geistige Geschehen auf breitester Grundlage zu erfassen vermochte. 

Lag auch der Gegenstand dieser Untersuchungen seinem 
eigenen Arbeitsfelde ferne, so interessirte ihn doch das Zusamraen- 
stossen des römischen und germanischen Elementes, wegen der 
Analogien, die die spätere Berührung der romanisch-germanischen 
und slawischen Welt bietet. Wissenschaftlich, aber auch politisch, 
behandelte er öfters die Frage cultureller Fortentwicklung trotz 
veränderter staatlicher Lage, sowie die Frage des Fortbestandes 
von Recht und Cultur unterworfener Völker. 

So waren denn nicht nur die ans dem Familienverhältnisse 
sich ergebenden Bande, sondern auch die erwähnten wissenschaft- 
lichen Berührungspunkte, für die Widmung bestimmend. 


Lemberg, 1. Juni J907 
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TU. Das Reich der Franken. 

(Fortsetzung.) 

IV. 

Wir haben uns mit der Frage befasst,') inwiefern die Be- 
rührung der Franken mit den Römern zu einer Beeinflussung 
des fränkischen Rechtes Veranlassung und Gelegenheit gegeben 
haben konnte und dabei den Zustand der römischerseits hiefür 
in Betracht kommenden Factoren untersucht. 

Günstig war die Vorgeschichte der Franken in dieser 
Hinsicht verlaufen, in Gebieten die nur formell römisch waren. 
Die Völker rückten langsam vor, so dass ihre Eigenart weder 
durch die verschiedenen politischen Bündnisse mit Rom noch 
durch die unter vorteilhaften Umständen eingeleitete Reichs- 
gründung in Gallien gefährdet wurde. Sie kamen nicht in die 
Jjagc, sich von der alten Heimat vollständig zu trennen; un- 
vermeidlich war eine Entwurzelung der ins Innere Galliens 
vorgedrungenen Schaaren, aber es blieb eine an.sehnliche Volks- 
Reserve erhalten. 

Das Schicksal hat den Frauken freie Ausdehnung in giossem 
Raume gewährt, dessen geographische Beschaffenheit die bequeme 
Entwicklung eines Grossstaates förderte. Siegreicher werden 
selbst schwere Gegensätze in umfangreichen Gebieten über- 
wunden, als da, wo gegnerische Culturen sich eng berühren 
und um jeden Zollbreit des Bodens kämpfen. Wohl reifen 
Cultur und Recht in engem Raume, wo die dichte Bevölkerung 
zu ihrem wirksamsten Träger wird, früher, doch vollzieht sich 
dann die Entwicklung auf Kosten der Eigenart des erliegenden 
geringeren Elements. Leicht ist es den Franken geworden, 
das angrenzende, anfänglich römische doch frühzeitig von den 
Römern verlassene Land, zu erwerben und nach der Reichs- 
gründung in den Rheinlanden und in den anstossendeii Theilcn 


>) 8. 11 Tlieil S. 221 ff. u. S. 2liO ff. 

V. IldÜMin, KOm. K*.cht in «Ion gönn. Volk^?‘laal« n. Ui. 
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Galliens geräumige Ausdehnungsgebiete zu finden. Man ver- 
gleiche damit die Lage der Ostgothen, Burgunder, Vandalen 
und Langobarden, ja sogar dei- Westgothen. 

Hinzu tritt das numerisch günstige Verhältnis. Hervor- 
ragende Eigenschaften können ein Volk trotz geringei- Kopf- 
zahl berähigon, selbst in einem bevölkerten und culturell höher 
stehenden Gebiete Grossartiges zu leisten und diese Leistungen 
eine zeitlang zu behaupten. In fortwährendem Kampfe der ini 
kleinen Raume heftig auftretenden Gegensätze, namentlich wo 
eine an Zahl überlegene Bevölkerung ihre Cultnr und ihr Recht 
vertritt, ermattet der verwegenste Eroberer; seine Eigenart, 
die all diese Schwierigkeiten unmöglich auf die Dauer meistern 
kann, erliegt. Den Franken kam die Erwerbung gi’össcrer 
Gebiete mit spärlicher Bevölkerung, der die neuen Herren an 
Zahl überlegen waren, in hohem Grade zustatten, desto mehr 
als die einheimische gallisch-römische Bevölkerung keine neue 
namhafte Verstärkung zu erwarten hatte, mithin bloss auf die 
natürliche Vermehrung angewiesen war, während den Franken 
Nachschübe nicht fehlen konnten, die ihre numerische Ueber- 
legenheit in denjenigen Theilen Galliens, in denen sie festen 
Fuss fassten, für alle Zeiten sicher stellten. Dem Verhängnis, 
welches das kleine Vandalenvolk, die Ostgothen, im geringeren 
Grade die Burgunder, Westgothen, ja selbst die tüchtigen 
Langobarden ereilte, waren die Frauken in Nordgallien ent- 
rückt. An und für sich hat ihre verhältnismässig grosse Zahl 
das Selbstgefühl gehoben und die fortschreitende Entfaltung 
gefördert. Jede rasche Entwicklung bedarf grosser Zahlen. 
Manches kleine Volk, das auf niederer Stufe noch hätte gedeihen 
können, hat, da cs plötzlich vor höhere Aufgaben gestellt wunle, 
für deren Bewältigung die kleine Zahl zu schwach war, in dem 
Fortschritt seinen Tod gefunden. 

Günstig war auch im allgemeinen') der Übergang von alten 
zu neuen Zuständen, denn er vollzog sich langsamer als bei 
anderen Völkern. Es handelte sich zunächst um Gebiete, die 


*) Wir müsaeu dabei von der verfassmigHrechllieheii Entwicklung ab- 
sehen, die gerade durch den Verlauf der Vorgeschichte eher erschwert 
wurde ; s. unten. 
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auch vorher national {gemischt und aus denen die Römer gewichen 
waren; den dortigen Verhältnissen, in denen man aber dennoch 
eine wertvolle Vorschule für bevorstehende Aufgaben fand, 
konnte man sich leichter anpassen. In diesen Gebieten erfolgte 
dichtere Ansiedlung und die Theilnehmer derselben hatten Gelegen- 
heit an der Hand der materiellen Spuren der verscheuchten 
höheren Cultur Fortschritte zu machen, ohne dabei in ihrer 
Eigenart ernstlich gefährdet zu werden. Von da aus und mit 
dem hier Erworbenen ausgerüstet, zogen unternehmungslustige 
Scharen weiter; es dauerte noch lange bis spätere Eroberungen 
die Frauken vor schwerere Aufgaben stellten, und eigentlich 
war dies erst nach Verdrängung der Westgothen der Fall. 
So konnten die Franken, besser als andere Völker, eine langsame 
Entwicklung durchmachen, Sitte und Recht schrittweise aus- 
gestalten, bevor sie auf grössere Mengen römischer Bevölkerung 
stiessen und in complicierte Verhältnisse eintraten. Wohl darf 
man dem gegenüber anführeu, dass andere Völker insofern besser 
daran waren, als sie zur Zeit ihrer Reichsgrüudungen bereits 
den Uebergang vom Heidentum zum Christentum vollzogen, auf 
Kriegsf'ahrten grosse Theile des römischen Reiches kennen 
gelernt und vielfach eine innere Consolidierung erreicht hatten. 
Dennoch glauben wii’ bei gerechter Abwägung aller Momente, 
die fränkische Entwicklung als eine für die allgemeine Aus- 
gestaltung des Rechtes sowie für die Wahrung und Festigung 
der Eigenart besonders günstige bezeichnen zu sollen. Und 
auch als die Franken endlich nach allen Zwischenstadien mit 
dem gallischen Romanentum in nähere Beinihrung traten, da 
waren die Aufgaben, deren Lösung ihnen zutiel, unvergleichlich 
leichterer Art als die der anderen Völker. War doch das 
Romanentum, dem man im Centrum Galliens begegnete, hei 
weitem schwächer als das südgallische und spanische zur Zeit 
des Eindringens der Westgothen oder das afrikanische zur 
Zeit der vandalischen Herrschaft, mit dem italischen vollends 
nicht zu vergleichen. Es muss selbstverständlich trotz der 
weiteren Ausdehnung der fränkischen Herrschaft von dem Süden, 
der als Sitz romanischer Cultur auch besonders für die Er- 
haltung römischer Einrichtungen und römischen Rechtes in Frage 
kommt,*) abgesehen werden. Denn es steht fest, dass sich der 
') a. 11 Tbeil S. -J40 u. paaaiin. 

r 
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Einfluss des stidgallischen Romanentums in den übrigen Theilen 
des fränkischen Reiches wenig äusserte; sowohl hinsichtlich der 
Cttltur als auch hinsichtlich des Rechtes blieb das Meiste auf 
den Süden selbst beschränkt, dem auch die wichtigsten und zahl- 
reichsten Rechtsquellen angehören;') weder der Umstand, dass 
das römische Recht in den südlichen Gebieten, namentlich in der 
Provence, so verbreitet war, noch der Umstand, dass man dort 
sogar justinianisches Recht kannte,-) haben es hindern können, 
dass in den andern Theilen Galliens der Verfall des römischen 
Rechtes jene Dimensionen annahm, die wir an der Hand der 
Breviar-Literatur nachweisen konnten.*) Die Thatsache, dass 
der spätere sttdfranzösiche Aufschwung des römischen Rechtes 
mit der eigentlichen fränkischen Entwicklung gar nicht zusammen- 
hängt,‘) dass überhaupt bessere römischrechtliche Prodiicte 
keine Verbreitung fanden, beweist, dass das südgallische Rumaneu- 
tum keinen nachhaltigen Einfluss auf die nördlichen und centralen 
Gebiete ausübte. 

Das nördliche Gallien, der Schauplatz der fränkischen 
Berührung mit dem Romanentum, das Land, indem die königlichen 
Residenzen lagen und von wo die Rechtsentwicklung ausgieng, 
hatte von dem ohnehin schwachen römischen Einschlag viel 
eingebüsst. Die geringe örtliche Vermischung von Franken und 
Römern, die eigentlich nur in den Städten und am Königshofe, 
nach der Christianisierung auch im kirchlichen Leben Platz 
greifen konnte, war für eine wirksame Beeinflussung angesichts 
des Uebergewichtes des fränkischen Elementes ungenügend; der 
Umstand aber, dass die Franken sich nicht der arianischen. 
.sondern der katholischen Kirche zugewendet, benahm den Resten 
des Romanentums den dazumal wichtigsten Grund abwehrendei' 
Isolierung und kräftigender Concentration. 

Die innere Schwäche des römischen Rechtes in diesen 
Gebieten haben wir betont,*) auch wurde bemerkt, dass dasselbe 


•) 1. C. II. 34-J f. 

1. C. II. 328 ff. 
‘) 1. C. II. 347 f. 
") I. C. II. 322 f. 
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in keiner Weise auf eine Eroberung im Bereiclie des fränkischen 
Rechtes ausgehen konnte.') Durch den Wegfall römischer Ein- 
richtungen, die hier eine viel geringere Rolle als z. B. im 
westgothischen oder burgundischen Reiche spielten, hat das 
römische Recht jede Activität verloren. Einen bleibend erfolg- 
reichen Einfluss kann ein Recht nur dann auf ein fbemdes Volk 
ausQben, wenn die Kräfte, die dieses Recht hervorgebracht haben, 
noch irgendwie in rechtsbildender oder rechtserhaltender Weise 
wirken. An derlei Kräften fehlte es gänzlich und es konnte 
sich in der Regel nur um eine Vertheidigung des römischen 
Rechtes handeln, insoferne die betreffenden Bevölkernngskreise 
an dessen Erhaltung interessieit und zu derselben befähigt 
waren. Aber auch diese Vertheidigung wurde weder einheitlich 
noch genügend kräftig geführt. Die schon vor dem Eindringen 
der Franken eingetretene wirtschaftliche Rückbildung^) muss 
nothwendigerweise eine Rückbildung des Rechtes bewirkt haben; 
sind wir auch nicht in der Lage dieselbe zu verfolgen, so können 
wir doch im allgemeinen eine weitgehende Zersetzung an- 
nehmen, sowie eine Vermischung dieser Trümmer mit den 
Resten des in den Provinzen neben dem römischen Reichsrechte 
bestandenen Volksrechtes; in Verbindung mit dem Umstande, 
dass von den ehemaligen römischen Bewohnern vorwiegend nur 
die unteren Schichten zurückgeblieben waren, musste dies alles 
die Stellung des römischen Rechtes schwächen. Wenn wir 
bedenken, welche Folgen die Desorganisation des Romanentums 
im italienischen Reiche der Langobarden gehabt hat, wo das 
durch den politischen und religiösen Unterschied geschützte 
Romanentum überdies an und für sich unvergleichlich kräftiger 
und die Zahl der Germanen weit geringer war, dann können 
wir leicht ermessen, welchen Umfang diese Desorganisation in 
den fränkischen Gebieten annehmen musste und wie das 
Verhältnis zwischen dem hier schon an und für sich schwächeren 
Romanentum und dem numerisch viel zahlreicheren Germanen- 
tum beschaffen war. 

Bot doch selbst die Kirche in diesem Reiche dem Römer- 
tum geringeren Schutz als anderwärts. Aus den von den Franken 

‘) 1. c. I[. ;tGä f. 

») 1. c. II. 241 f. 
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zunächst in Besitz genommenen Gebieten war sie verdrängt 
wurden und es liat lange gedauert, bis sie sich neuerdings auf- 
richten konnte. Aber auch dann fehlte ihr die innere Kraft 
zur DurclifDhrung der Heidenbekehrung, die erst durch irische 
und angelsächsische Hilfe gefördert wurde. Der Gcsammtlage 
nach war die fränkische Kirche zu schwach um den Roinanismns 
zu stätzen; da sie überdies nicht arianischen Germanen gegen- 
über stand, fehlte der wichtigste Ansporn zur Vertretung 
romanischer Interessen, die anderwäi’ts mit den Interes.scn des 
Katholicismns identisch waren. Das römische Recht hatte in 
den Augen der fränkischen Kirche nicht jenen Wert, der ihm 
anderwärts als dem Rechte der Katholiken beigelegt wurde; die 
Kirche erwies sich germanischen Rechtseinflüsaen zugänglich') 
und ihre Hierarchie nahm schon fiühzeitig germanische Elemente 
auf. Diese Steilung der Kirche hat die Intensität des römischen 
Elementes wesentlich beeinträchtigt und ihm das wichtigste 
Bollwerk benommen. 

Manche Momente — vor allen die Gemein.samkeit des 
Glaubens — haben die friedliche Annäherung von Germanen 
und Romanen im fränkischen Reiche erleichtert.*) Wäre das 
Romanentum kräftiger gewesen, es hätte die vielfachen Berührungs- 
punkte zur Ausübung seines Einflusses ausnützen können. Kraft- 
mangel hat dies gehindert und friedliche Annäherung, sowie das 
Pehlen schroffer Gegensätze, die Theilnahme der Römer am 
Hof- und Staatsleben bewirkten vielmehr, dass man über die 
Unterschiede leicht hinweg kam, ohne dem schwachen Romanen- 
tum wesentliche Zugeständnisse zu machen. Alles spricht in 
beredter Weise dafür, dass das Kräfteverhältnis, das für die 
Ausgestaltung massgebend war, hier unvergleichlich günstiger 
lag, als bei den andern germanischen Völkern in römischen 
Provinzen. Die Sachlage war bedeutend einfacher und die 
Entwicklung konnte viel freier, unbehindert und unbeirrt durch 
römisch-rechtliche Beeinflussung vor sich gehen. Allerdings 
mussten sich aus demselben Umstande Schwierigkeiten anderer 
Art ergeben, die namentlich für die Staatsverfassung in 
Betracht kommen. 

') 1, c. It. 311 f. 

*) 1. c. II. 240 f. 
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Unter den angedentetcn Umständen vollzieht sich der 
wiclitigste Thcil der fränkischen Rcchtsentwicklung. 

Für das Verständnis ihres geschichtlichen Verlaufes kommt 
grnndlegend die Lex Salica in Betracht. Will man ihrer 

Bedeutung allseitig gerecht werden, so muss man der 
Brunner’schen Anregung’) folgen und die heillose Verwirrung 
beseitigen, die durch die Vermischung der beiden Hauptfragen, 
nämlich der Frage nach der Entstehung des Rechtsbnches 
an und für sich und der zweiten Frage nach der Herkunft der 
uns bekannten Texte, entstanden ist. Diese Verwirrung ist 
noch immer nicht überwunden,^) wobei allerdings der Umstand, 
da.ss wir keinen officiellen nnd überhanpt keinen vollkommen 
verlässlichen Text besitzen, erschwerend mitwirkt. 

Darüber, dass die uns bekannten Texte — selbst Text I — 
unmöglich als ursprüngliche Aufzeichnungen zu betrachten sind, 
herrscht volle Uebereinstimmung. Alle Forscher geben zu, dass 
es in sämmtlichen Texten Einschübe giebt, welche die Einheit^ 
lichkeit des Inhaltes stören.”) Somit erscheinen alle Texte 
als Ergebnis von Umarbeitungen, die von älteren V’orlagen aus- 
gehend zu verschiedenen Endzielen gelangten; es muss infolge- 
dessen die Existenz älterer Redactionen angenommen und 
behauptet werden, Uber deren Details jedoch nichts bekannt 
ist. Daraus geht hervor, dass die vorhandenen Texte für die 
Entscheidung der Frage nach den Entstehnngsumständen der 
verlorenen Vorlagen schwer herhalten können. Denn es ist von 
vornherein anzunehmen, dass alles, was die bekannten Texte 
an Anhaltspunkten für diese Frage bieten, nur die Entstehungs- 
geschichte dieser Texte selbst betrifft, daher nur unter gewissen 
Voraussetzungen für die Aufklärung der Entstehungsumstände 
der verlorenen Vorlagen benützt werden darf. So ist z. B. die 
Streitfrage, ob die Lex Sal. einheitliches Königtum voraussetzt. 


’) R. (t. I. 297. 

’) T)ios trifft ebenfalls für meine frUliere Behandlang dieser Dinge zu ; 
3. meine: Entst. d. dtseh. Immobiliareigent. 19S f. 

’) Es ist eine der stärksten Leistungen von Fnstel d e (loiilanges, 
wenn die Frage der Textverscbiedenbeiteii mit den Worten abgetban wird: 
les variantes portent sur les expressions, non pas sur le fond de la loi 
(s. Uunurcbie frauque p. 15). 
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für die Entstehungsgeschichte des verlorenen Textes belanglos, 
desto mehr, da man nicht einmal sagen kann, welches Geltungs- 
gebiet das ui'sprilngliche Rechtsbuch hatte; dasselbe trifft für 
die meisten übrigen Streitfragen zu.’) Es ist klar, dass man 
bemüht sein muss, im Sinne der Brunner 'sehen Anregung vor- 
zngehen, daher vor allem die Entstehungsumstände der ältesten 
Vorlagen ins Auge zu fassen hat. Nachdem dermalen die all- 
gemeine Meinung*) die Grundlage der vorhandenen Lex Sal. 
in die Zeit Chlodovechs versetzt,*) müssen wir, wenn von 
älteren Vorlagen die Rede ist, den Chlodovech' sehen Text 
von eventuellen noch früheren unterscheiden, so dass es sich im 
Anschluss an diese Frage um die Art der Chlodovech’sclien 
Thätigkeit handelt. 

Ein Chlodovech'scher Grundtext wird allgemein mit Recht 
als Ausgangspunkt der vorhandenen Texte angenommen. Die 
Frage dagegen, ob vor diesem König eine Aufzeichnung erfolgt 
war, ist bestritten, oder eigentlich zu wenig behandelt.*) 

Für die Frage betreffend eine vor Chlodovech ab- 
gefasste Aufzeichnung kommen zunächst die Angaben der 
Prologe in Betracht. Der Theil des Prol. I. von „dictaverunt“ 


’) auch für die UUuzfrage; so hat z. B. in neuester Zeit Billiger 
(D. Schilling d. Volksr. in Bist. Viert. .lahrschr. VI. 20S) das Miinzsystein 
der L. Sal. in die Zeit nach 575 versetzt und sodann (1. c. 455) die Ent- 
stebungszeit der Lex selbst demgemäss sehr spät angesetzt. 

*) wenn man etwa von Fahlbeck und Billiger ahsieht. 

.’) Bestritten ist bekanntlich, für welche Zeit der Regierung dieses 
Königs man sieb auszusprechen habe. 

*) Brunner 1. c. I. 302 meint, man scheine bei der (Mdodovech’schou 
Redaction .Aufzeichnungen älterer WeistUmer benützt, z. Th. wohl auch 
unverändert übernommen zu haben. Seeliger (Bist. Vierteljahrschr. I. 17 if) 
spricht sieb für eine Gesetzgebung vor Chlodovech aus; mit noch grösserer 
Bestimmtheit thut dies Dippe (in ders. Zschr. II. 170). v. Amira (hei 
Paul IIP 05) ist geneigt, die Existenz alter Weistüraer anzunehmen, 
bezweifelt aber ihre schriftliche .Abfassung, während Schröder (R. G.* 2:U) 
die ilöglichkeit eines ZnrUckgebens auf ältere Weistümer zugiebt, sich im 
übrigen aber über diese Frage nicht ausspricht. Gaudenzi: Satica legge 
(in Dig. italiano) $ Ut spricht sich klipp und klar gegen frühere Weistümer 
aus und will nicht annehmen, dass die Franken stückweise Aufzeichnungen 
vorgenommen hätten. Die äussere Veranlassung der Rechtsaufzeichnung 
sucht Gaudenzi in dem Beispiele der Westgothen und sehliessl auch ans 
diesem Grunde eine vorcblndovech'sche Aufzeichnung aus. 
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bis „hoc modo“ wii-d mit Recht als älterer Kern betrachtet, 
der später in ein poetisches Kleid gehüllt wurde.*) Die all- 
gemeine Glaubwürdigkeit seiner Angaben resultiert darau-s, dass 
es dem verhältnismässig spät schreibenden Verfasser vom 
epischen Standpunkte gewiss näher gelegen gewesen wäre, das 
Werk einer hervorragenden Persönlichkeit zuzuschreiben; -) 
selbst wenn mehrere Könige das Rechtsbuch verfasst hätten, '*) 
wäre es dem Verfasser schwer gefallen, ihre Namen zu ver- 
schweigen und der Entstehung der ältesten Aufzeichnung einen 
so hervorragend volkstümlichen Charakter aufzuprägeu.*) Da 
dies allen epischen Gepflogenheiten entgegen geschieht, darf 
man darin den Beweis für das Vorhandensein einer alten und 
verbürgten Tradition erblicken, von der der Verfasser des 
Prologs nicht abgehen konnte. Die alles frühere überschattende 
Persönlichkeit Chlodovech’s hätte es leichter möglich gemacht, 
ihn direct zum Verfasser zu stempeln, als neben oder sogar vor 
ihm anderen Factoren die Hauptrolle einzuräumen. Der Prolog 
giebt den 4 viri electi nicht nur einen zeitlichen, sondern auch 
einen sachlichen Vorrang und niemand kann sich dem Eindruck 
vcrschliesscn, dass diese 4 Männer als Verfasser genannt werden, 
Chlodovech aber in ganz anderer Eigenschaft auftritt. ’) Die 
Nachricht des Prol. IV., wonach die Lex ursprünglich bis zum 
Titel „de mitio“ gereicht haben soll, welcher Titel bekanntlich 
dem c. 1. des I Capitulars entspricht, bietet eine weitere 
Stutze für die Wahi-scheinlichkeit der Existenz einer älteren 
vor Chlodovech erfolgten Aufzeichnung, die der Thätigkeit 
dieses Königs und der zwei anderen in Prol. I. erwähnten 
Könige zu Grunde hig. 


’) Dippe 1. c. 158. 

’) Dies eine richtige Heinerkung Dippe's I. c. 170 . 

’) wie Schröder in Moimts.schr. f. d. (iesch. We.stdt.schl. VI. 471 (V. 
nnnahm; 8. auch seine Abhandlung in Savigny-Zschr. II. 38. 

*) Denu seihst wenn man dem Königtum hiehei jene Rolle zu.spriidit, 
die ihm Sickel: Kreistaat 178 (Anni. -Vbsatz d.) zuweist, so be.schriiukt 
sich dieselbe doch nur auf die Bestimmung der Kechrskundigen. 

Dennoch glaubt Gaudenzi I. c. S <3, dass die 4 Hiinner zur Zeit 
Ghlodnvech's gearbeitet hätten. Kr tritt aber klar und Überzeugend, mit 
theilweise neuen Argumenten (1. c. § 32) für den volksrechtlicheu Charakter 
der Lex ein. 
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Vergleicht man den Prolog mit den Epilogen, so begegnet 
man scheinbaren Widersprüchen. Während nämlich in Prol. I, 
nach Erwähnung der ursprünglichen Aufzeichnung, drei Könige 
anscheinend in gleicher Linie als Verbesserer des Rechtsbuches 
genannt werden, wird die Thätigkeit des „primus rex Francorum“ 
in den Epilogen mit „statuit“ bezeichnet, von der Thätigkeit 
der zwei anderen Könige genau unterschieden, eine frühere 
Aufzeichnung aber gar nicht erwähnt. ’) Allerdings schenkt schon 
der Prolog der Thätigkeit Chlodovech's grössere Beachtung,*) 
als der der zwei anderen Könige, aber doch nicht in der Art, 
dass dadurch die Ausdrucksweise der Epiloge gerechtfertigt 
wäre. Wir stehen somit vor einem Widerspruche, dessen Lösung 
für beide Hauptfragen, nämlich für die Frage nach der Existenz 
einer früheren Aufzeichnung und für die Frage der Thätigkeit 
Chlodovech's in gleichem Maassc wichtig ist. Es kommt hiebei 
Folgendes in Betracht: 

1. die Äusserung des Prol. I., die nach spezieller Hervor- 
hebung Chlodovechs, den begonnenen Satz ablenkend, die.sem 
Könige — aber auch den zwei anderen — ein „lucidius 
emendatum“, dessen was „minus in pactum habebatur idoneo“ 
zuschreibt; 

2. die Äusserung des Epil. I. „primus rex Fr. statuit 
a primo titulo usque LXII disposuit iudicare. Postmodo autem 
tempus cum optimatis suis a LXIII titulo usque ad LXXVIII 
addedit“; 


'} S c h r (5 d e r (^MonaUclvr. f. d. GeBcli, Westdwclil. Vf. 473) erldiokt in den 
Kpilo)^n eine einfache Forteetxan); der Prologe und findet darin die 
Kestätigung der von ihm entschieden vertretenen Entstehung der E. .Sul. 
unter Chlodovech. Esmein: (k)urs elem. d'hist. dn droit fr.* 105 versucht 
eine andere I.,ösung, indem er u. zw. unter Chlodovech eine Redaction 
und sodann eine Revision, also zwei seitlich und sachlich verschiedene 
Handlungen annimmt. .Seeliger I. c. 17 versucht den Widerspruch zu 
lösen, indem er die Aeusserung des Prologs als eine kurzgefasste, aber 
dennoch die beiden in den Epilogen geschiedenen Thätigkeiten Chlodovech's 
zusammenfassende Meldung bezeichnet. 

') Chlodovech wird nSmIieb zweimal erwähnt, i'berdies macht der Satz 
,At ubi Deo favente rei Fr. t'hl.“ den Eindruck, als ob er nicht vollendet, 
sondern nnterhrochen und abgelenkt wäre; er geht unvermittelt auf das 
.lucidius emendatum“ ein. 
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3. die Äusserung des Epil. II. „Quem vero rex Fr. statuit 
et postca una eum Praucis pertractavit, ut et a tres titulos 
aliquid atnplius adhesit sient a primo ita usque ad LXXVIII 
l)erduxerit;“ 

4. die Meldung, dass der älteste bekannte Text bis zum 
Titel de initio (jetzt Tit. fi6) reicht: 

5. die Tliatsaclie, dass Tit. 66 bis 78 des späteren Textes 
sich mit Capitularieu , die allerdings nur theil weise diesem 
Könige zugesprochen werden können, decken. 

Qnellenmässig unanfechtbar geht daraus zunächst hervor, 
dass Ohlodovech ebenso wie die zwei andern Könige Zusätze 
gemacht hat, und zwar auch solche, die ausserhalb des 
eigentlichen Textes gestellt wurden. Das strittige Territorium 
wird in zwei Richtungen begrenzt. Erstens handelt es sich 
darum, ob und inwiefern dieser König mehr gethan als seine 
Nachfolger, da doch Prol. I. ihn coordiniert, während die 
Epiloge ihm überdies durch die Worte „statuit“ und „disposuit 
judicare“ offenbar eine ganz andere Rolle zutheilen, zweitens 
darum, ob die beiden andern Könige denen die Epiloge nur 
Zusätze (und zwar den sog. pactus pro tenore pacis) zuweisen, 
angesichts ihrer mit Ohlodovech im Prologe coordinierten 
Stellung wirklich nur auf diese Rolle zu beschränken sind, 
(iberdies deuten die Epiloge noch eine specielle Geschichte 
dreier Titel an. 

Die Aussage des Prol. I. über Bord zu werfen oder zu 
Gunsten der Epiloge zurückzustellen,’) ei-scheint unthunlich, 
weil man damit dem Prolog den allgemein anerkannten Wert 
absprechen müsste, was aus den oben erwähnten Gründen 
ungerechtfertigt wäre. Es muss schon ans allgemeinen Er- 
wägungen eine Meldung, die noch in der Hälfte des VI. Jh. 
trotz der Persönlichkeit Chlodovech’s an der Tradition über 
frühere Verfasser festhielt, gegenüber einer anderen, die der 
Persönlichkeit des mächtigen Königs alles opfert, sehr gewichtig 
ei-scheinen. Daher muss der Versuch unternommen werden, den 
Gegensatz zwischen dem „lucidius emendatum“ des Prol. I. und 


’) wie es SclirSiler in iler oben ,S. lo. .V. 1. nnt;efilbrten AhliHnilluug 
S. 473 versnobt. 
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dem „statuit“ und „disposuit judicare“ der Epiloge durch eine 
<lerartige Interpretation der letzteren Ausdrücke zu lösen, dass 
dabei weder die Bedeutung der ersteren noch die der zweiten 
Ausdnicksweise vergewaltigt werde. 

Man darf da vor allem darauf aufmerksam machen, da.ss 
Chlodovech's Eingreifen, nach Allem, was die reichen Unter- 
suchungen erbracht haben, auf die Ereignisse von 4H6 und ihre 
Folgen zurückzuführen ist. Die Ausdehnung des Reiches war 
für das salische Recht von grosser Tragweite; ebenso die An- 
gliederung von Gebieten, in denen die Gallo-Romanen in ganz 
anderem Maasse vertreten waren, als in den bisher besetzten 
Territorien. 

Hat es schon früher eine Aufzeichnung gegeben, so handelte 
es sich jetzt darum, dieselbe in ganz neuen Ländern einzuführen ; 
ist sie früher volksmässig zustande gekommen, so musste sie in 
neuen Gebieten, die an ihrer früheren Abfassung gar nicht 
betheiligt waren, durch königlichen Befehl eingebürgert werden. 
Da war es also der König, der sie den neuen Reichstheilen 
als Gesetz gab und die Gerichte aufforderte darnach zu urtheilen. 

Da war das „statuit“ richtig angewendet und gegenüber 
dieser königlichen Thätigkeit durfte offenbar die Thätigkeit 
früherer Verfasser als eine für diese Gebiete belanglose un- 
erwähnt bleiben. Aber die Einführung des salischen Rechtes 
in neuen, von Gallo-Römern bewohnten Gebieten, musste mit 
wesentlichen Änderungen des alten Rechtes verbunden sein und 
den eine derartige Ausdehnung des Reiches überhaupt begleitenden 
Umständen musste auch Rechnung getragen werden; da erschien 
manches „minus idoneum“, wie Prol. I. sagt, und musste gewiss 
„lucidius emendatum“ werden, wodurch wieder die Aussagen 
das Prol. I. gerechtfertigt erscheinen.') 

Somit hat Chlodovech mehr gethan, als die ihm im Prologe 
coordinierten Könige und deshalb stellen die, Epiloge seine 
Thätigkeit anders dar, als die der Nachfolger. Der Prolog 


Man aielit.. dass diese Auffassung mit der Esmeins (s. oben 8. lo. 
A. 1.) verwandt ist; denn auch dieser Uelelirte liat in der erwülinten 
ItemerkiiDg riclitigerweise zwei Handlungen unterschieden; allerdings dachte 
er an Hedaction und Revision, während u. E. Revision und Ausdehnung 
des Ueltuugsgebietes in Frage kouiiuen. 
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dagegen, der nicht den fränkischen Staat, sondern bloss das 
fränkische Volk und sein einheimisches Recht ins Auge fasst, 
interessiert sich nicht für dasjenige, was in den Epilogen mit 
„statuit“ ausgedrückt wird, denn an dem Wesen der Lex wurde 
durch Ausdehnung ihres Geltungsgebietes nichts geändert. Für 
den Standpunkt, den offenbar der Prolog einnimmt, kommen 
nur die von Chlodovech vollzogenen Textesäuderungen in 
Betracht und zwar begreiflicherweise vor allem die Bereicherung 
des Textes; in dieser Hinsicht waren auch spätere Könige thätig, 
so (lass sie insoferne mit Chlodovech in einer Linie genannt 
zu werden verdienten. Dass er aber auch in dieser Hinsicht 
mehr gethan hat als die neben ihm genannten, kommt in der 
ihn besonders auszeichnendeu Erwähnung doch einigermassen 
zum Ausdruck. 

Bei dieser Lösung haben wir keinen Grund, die Nachricht 
über eine alte, ohne sichtbares Zuthun des Königtums zustande 
gekommene Aufzeichnung zu verdächtigen. Die Annahme der 
Exi.stenz einer älteren vor Chlodovech erfolgten Aufzeichnung 
erklärt, warum der uns bekannte Text — selbst der beste — 
nicht homogen ist, sie erklärt auch die gesammte Anlage der 
Lex Sal. Wäre dieselbe unter Chlodovech als ganz neue Auf- 
zeichnung abgefa.sst worden, sie wäre nicht nur viel einheitlicher, 
sondern auch viel reichhaltiger ausgefallen. Die mangelnde 
Einheitlichkeit ist allerdings nicht zu scharf zu betonen, da wir 
ja auch den Chlodovech'schen Text nicht in unveränderter 
Gestalt besitzen, mithin dieser Mangel auch dann möglich 
gewesen wäre, wenn die Lex wirklich erst zu seiner Zeit zu- 
stande gekommen wäre; aber die eigenartige Beschränkung des 
Inhaltes wäre in einem zu dieser Zeit neu abgefassten Rechts- 
buche unerklärlich und sie findet ihre beste Erklärung eben 
darin, dass man auf Grund einer alten Vorlage arbeitete, die 
man den neuen Anforderungen leidlich anpasste. 

Die durch die angeführten Umstände gerechtfertigte 
Annahme einer vor Chlodovech zustande gekommenen Rechts- 
aufzeichnung ermöglicht, wie wir gesehen haben, auch das 
Eingehen auf die zweite Frage, betreffend die von diesem Könige 
entwickelte Thätigkcit. Bevor wir aber an diese Frage heran- 
treten, müssen wir uns mit dem Problem der Entstehuugszcit 
der vorchludovech'schen Aufzeichnung befassen. Die Feststellung 


Digitized by Google 



14 


dipscr Zeit erscheint niimoj^lich- Die geistreiche Combination 
Dippe's'J ist leider nicht überzeugend gewesen. Die von ihm 
betonten drei chronologischen Merkmale werden ans dem 
poetischen Inhalte der Prologe abgeleitet und es geht kaum 
an, «liesen Theil der Quelle, in dem gerade die präcisesten 
Angaben einen bloss symbolischen Charakter haben,’) in einem 
Athen) wieder zur Grundlage chronologischer Schlüsse machen 
zu wollen — abgesehen davon, dass die Prologe, so wie sie 
vorliegen, eine verhältnismässig späte Überarbeitung der 
Eiitstehungssage enthalten, die keinen geeigneten Boden für 
noch so scharfsinnige Folgerungen bietet. Weder der terminns 
ante quem noch der ad quem lassen sich in der von Dippe 
versuchten Weise fe.ststellen ’). 


<) I. C. 1 70 ff. 

’) liiniichtlich <ler 4 Mäuiier und der S Orte. 

So legt Dip|ie 1. c. Wertli darauf, das» die Prologe keiuen alten 
VolkHuamen benntzen und aicli der allgemeinen Bezeichnung , Pranken“ 
bedienen; er überaiebt. dara dieae Geaanimtbezeicliiiung für die Zeit, in der 
der Prolog verfaast wurde, paaat, für die Beatimmiiug dea Alters der im 
Prologe angeführten Geschelinisse aber nicht verwendbar ist. — Der Um- 
stand. dass im Prologe das Stammeskünigtum keine Rolle spielt, hat eben- 
falls für die Zeitbestimmung keine wesentliche Bedeutung; denn es ist 
immerhin denkbar, dass selbst neben dem Königtum andere p'aetoren, z. B. 
(iaufursten eine ebenso erhebliche Rolle spielten, wie die langobardisclien 
Duces; der Ausdruck ,rectorcs“ ist doch sehr vieldeutig. Ueberdies ist es 
unbekannt, für wie viele Völker jene ursprüngliche Aufzeiennung bestimmt 
war; schliesslich wissen wir Uber die Intensität der Königsmacht Chlugios 
oder Uhildericb's nichts. Ks kann niemand sagen, zu welcher Zeit dio 
fränkische Königsgewalt noch zu schwach war, um eine Rechtsaufzeichnung 
durchzufUhreu, ebenso wenig den Zeitpunkt ihrer derartigen P>starkung 
anzugeben, in welchem ihre Ignorirung durch eine Sage schon unmöglich 
geworden wäre. Man kann nur behaupten, dass zur Zeit der Kntstehnng 
Jener Aufzeichnung, auf die sich die Aussage des Prol. bezieht, die Königs- 
gewalt — mag sie bestanden haben und einheitlich gewesen sein — noch zu 
schwach war, um die Rechtsaufzeichnung zu vollziehen; wann dies der 
P'all war, lässt sich chronologisch nicht bestimmen. — Grösseres Gewicht 
hat das dritte von Dippe hervorgehobeue chronologische Merkmal, nämlich 
die Sesshaftigkeit. P'Ur dio Zeitlestimmung ist es aber ebenfalls nicht gut 
verwertbar, da niemand anzugeben vermag, wann diese innere Umbildung 
begonnen und wie lange sie gedauert hat. 
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Anrli flas eingehendste Studiumder Malberg 'sehen Glosse') 
giebt keinen ÄnhalLspunkt für die Bestimmoiig der Entstehungs- 
zeit der älteren Aufzeichnung. Selbst wenn man der Holtz- 
niann-Kern'schen Ansicht beitreten und die Malbergsche 
Glosse als Ueben’cst einer älteren in Iränkischer Sprache ab- 
gefassten Uedaction betrachten wollte, was aber ans den von 
Brunner*) liervorgehobenen und durch die neueste, ini übrigen 
sehr belehrende Untersuchung V an Helten’s’) durchaus nicht 
entkräfteten Gründen kaum anzunehmen ist, wäre auch damit 
tür die Zeitbestimmung nichts gewonnen. Man könnte aller- 
dings sagen, dass, wenn die Lex Sal. in der That ursprünglich 
in fränkischer Sprache abgefasst war, dies auf eine Zeit hin- 
weise, wo den Franken die lateinische Sprache noch fremd 
war. Solche Schlussfolgerung wäre aber verfehlt. Denn die 
lateinische Sprache war den Franken schon sehr fräh bekannt,') 
anderei-seits sind ja auch die späteren Zusätze zur Lex, die 
bestimmt aus dem VI. Jh. stammen, theil weise mit Malberg'schcr 
Glosse versehen. Man kann also ebensowenig die Zeit voll- 
ständiger Unkenntnis des Lateins als auch die Zeit des Auf- 
gebeus des Gebrauches der fränkischen Sprache zu Gunsten des 
Lateins genau bestimmen : die Zeit aber, in der beide Sprachen 
parallel benützt werden konnten, ist eine zu lange, als dass 
auf dieser Basis Schlüsse gebaut werden könnten. Es ist klar, 
dass selbst, wenn man eine ui-spriingliche Abfassung in fränkischer 
Sprache annimmt, dieselbe ebenso gut vor Chlogio, als nach 
ihm, ja selbst noch zur Zeit Chlodovech's hätte erfolgen können. 
Besondei-s wichtig erscheint, dass Van Helten, der in ener- 
gischer Weise für die Holtzmann - Kern’sclie Autfassung 
eintritt, dennoch keinen sprachlichen Unterschied zwischen den 
älteren und neueren Glossen zu finden vermag ’). Damit ei-scheint 


') Die Literatur jetzt bei Schröder R. G.* ass. A. i. 

•) R. G. I. A. --’J. 

*) 8. Vau Helten: Zu den Malberg. Gluaaen (Zaebr. f. d. Geacb. d. 
dtaub. Spr. XXV, S. 622 ff.) 

'} Lindeschmidt: Hdbueb. d. dUeb. .Utertuuiskunde 102 ff. weist 
alte fränkische Siegelringe mit lateiniacben Inacbriften nach, ebenso lateinisch 
geschriebene altfränkische Grabsteine zwischen Worms und Xöln. 

*) 8. 1. c. 524. 
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jeder Versuch, die Glossen für die Geschichte der Lex zu ver- 
wenden, ausgeschlossen. 

Ob das Rechtsbucli thatsächlich je in fränkischer Sprache 
oder sofort in der lateinischen abgefasst worden ist, entzieht 
sich jeder wissenschaftlichen Erörterung; nicht als ob man 
fränkische Abfassung aus allgemeinen (iründon auszuschliessen 
hätte, sondern einfach deshalb, weil man nicht in der Lage ist 
auch mir eine einzige Stütze für eine derartige Behauptung 
anzuführen.') Die scheinbar ansprechende Vermuthung Cal- 
inette's,2) der in den Glossen Citate eines früheren fränkischen 
Rechtsbuches verniuthet und die Kern'sche Hypothese zu 
beweisen vei-sucht, war nur dank dem Umstande möglich, dass 
der Verfasser sich nicht die Mühe nahm, zu prüfen, ob der Text 
.seine Auffassung rechtfertigt; nur so ist es erklärlich, dass er 
am Schlüsse auffordert, die glossierten Stellen als älteren 
Bestand auszusondern und die nicht glossierten als neuere Zusätze 
zu betrachten; er hätte doch bemerken müssen, dass sogar 
Bestimmungen, denen man die neuere Entstehung anmerkt, 
dennoch glossiert sind.") Die gründliche Untei-suchung Van 
Heltens schliesst trotzdem, dass der Verfasser der Kern’schen 
Ansicht gi-osse Sympathieen entgegen bringt, eigentlich mit 
einem non liquet, indem nebst der von Kern vertretenen Auf- 
fassung, auch die Ansicht, dass die Glosse auf mündlicher 
Tradition beruhe, als annehmbar bezeichnet und sogar die 
Möglichkeit, dass der jedesmalige Verfasser des Textes auch 
Glossator desselben war,*) ausgesprochen wird. 


.Sehr richtig sinil ilie gegen eine in gernuniisrher .S|irache ahgefasste 
KcMinction von (Tamlcnzi (I. c. § it) vorgehrachteu Ausführungen. 

■-) Ohservations sur les glosscs malberghiuc.s. (Hih) du l'Ecole des 
chartes. Hd. SO. 3W7 ff.) 

Überhaupt ist es wohl nicht mehr zniäsgig, über die L. Sal. so 
ftüchtige Arbeiten zu liefern. Hei der zu weitgehenden Schlüssen verwen- 
deten ülosse „leodardi“ hat Calinette überaehen, dass dieselbe in L. S. II. 1. 
(Diebstahl). I.’i. (Mord), 20. I. (Frauenbolcidigung) steht, was seiner (1. c. 4ot>) 
aufgestellten Behauptung hinlänglich widerspricht. 

‘) V. Ainira (hei Paul llt^ 72) erblickt in den Glos.sen eine Privat- 
iuterpretation des VI. ,Ih., wahrend Dippe 1. c. 17.H zwar vorsichtig, aber 
doch, an die Abstammung der Glossen aus einem älteren germanisch 
abgelässteii Texte denkt. 
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Ist es also unmöglich die Entstehungszeit der ersten 
Redaction anzogeben und unmöglich festzustellen, welcher 
Sprache man sich hiefUr bedient hat, so wird man sich dennoch 
der Eindrücke der Prologe nicht erwehren und bei noch so 
kritischer Betrachtung der Ausführungen Dippe's die erste 
Abfassung vor Chlodovech setzen dürfen. Und man wird 
abgesehen von diesem Eindrücke sagen müssen, dass wenn die 
erste Redaction nicht lange vor Chlodovech erfolgt wäre, eine 
Revision kaum nothwendig geworden wäre; es hätte sich viel- 
mehr der König mit der Erlassung jener Bestimmungen, die 
durch die Angliederung neuer Gebiete und durch die Rücksicht 
auf römische Einwohner geboten waren, begnügen können. Da 
wir aber sehen werden,*) dass die Revision Chlodovechs eine 
sehr eingehende war, so spricht dies entschieden dafür, dass er 
es mit einem veralteten Rechtsbuche zu thun batte, welches er 
mit Rücksicht auf die Tradition nicht abschaffen konnte. 

Wir werden somit vor die Frage gestellt, wieso es bei 
den Franken in einer relativ so frühen Zeit zu einer Rechts- 
aufzeichnung kommen konnte; die Beantwortung dieser an und 
für sich wichtigen Frage giebt gleichzeitig die Möglichkeit, 
wenigstens die historische Entwicklungsstufe, auf der sie erfolgt 
ist, naclizu weisen. ' 

Brunner-) stellt das allgemeine Princip auf, dass die 
Einwirkung christlich-römischer Cultur den Impuls zur Redaction 
der Volksrechte gegeben habe. In einem höheren Sinne, 
namentlich aber mit der Ergänzung Dahns, ^) der mit Recht 
den Eintritt in die römischen Wirtschaftsverhältnisse als einen 
hochwichtigen Ansporn hervorhebt, mag das angenommen 
werden. Nur ist auch damit keine Erleichterung der Zeit- 
bestimmung geschaffen, denn wir sehen einerseits, dass die 
Völker eine verschieden lange Zeit zwischen dem Eintreten in 
römische Provinzen und der Aufzeichnung ihrer Rechte ver- 
streichen Hessen, und andererseits wissen wir nicht, wann den 
Franken dieser Impuls fühlbar wurde. Die Gebiete, die sie 
zunächst besetzten, gaben zu wenig Gelegenheit zu einer erheb- 


'J s. unten. 

*) RO. I. 2S3. 

•) Kge Vn. II, 4S. 

r. HalLitD. köm. Kccbi in den gcrm. VolkeHaalen. 111. 
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liehen Einwirkung römisch-christlicher Cultur, da in ihnen 
Christentnm und überwiegend Römertum verdrängt war, und 
höchstens kleine Schaaren in Gegenden gelangten, in denen 
eine solche Einwirkung möglich war. Jedenfalls war dieser 
Impuls selbst in den sQdlichst gelegenen Theilen des vor- 
cblodovechschen Staates viel geringer als im westgotbiseben oder 
langobardischen Reiche, wo dennoch ein halbes Jahrhundert 
verstrich, bevor es zur Aufzeichnung kam. Eher kann man an 
den Einfluss des Eintritts in römische Wirtschaftsverhältnisse 
denken, weil sich derselbe auch in den Gebieten, die schon von 
den Römern verlassen waren, ja sogar in denen, die niemals 
wirklich romanisiert wurden, äussern konnte; selbstverständlich 
aber war die Einwirkung Vorgefundener römischer Wirtschafts- 
verhältnisse in solchen liändem weit geringer als in Sudgallieu 
oder Italien, wo diese Verhältnisse durch die Anwesenheit 
römischer Bevölkerung belebt wurden. Nur insofern könnte 
man dem Eintritte der Franken in die neuen Verhältnisse eine 
weiter als bei anderen Völkern gehende Bedeutung beilegen, 
als sie die einzigen waren, die noch als Heiden in einer römischen 
Provinz ihr Reich gründeten. Doch verliert auch dieser Umstand 
an Wichtigkeit, wenn man bemerkt, dass sie zunächst Gebiete 
bezogen, in denen es kein Christentum mehr gab. 

Wir stehen vor der Thatsache, dass von den gewöhnlich für 
die Aufzeichnung der Volksrechte angenommenen Beweggründen, 
in diesem Falle der eine Grund, nämlich der unmittelbare Ein- 
fluss christlich-römischer Cultur bis Clilodovech so ziemlich fehlte 
und der andere, die Einwirkung der römischen Wirtschafts- 
Verhältnisse, in viel geringerem Grade vorhanden war, als bei 
den übrigen Völkern — dass aber dennoch die Aufzeichnungen 
viel früher begannen als anderwärts. Somit haben hier nicht 
die gewöhnlich ins Treffen gerührten Gründe den Ausschlag 
gegeben') und man könnte eher die Vermutung äussern, da.ss 
vielleicht gerade der Mangel der aus einer intensiven Berührung 
mit christlich-römischer Kultur sich ergebenden Complicationen 
die rasche Aufzeichnung erleichteit habe. 


') Schon V. Bethmann-Hollweg bat I. c. IV'. IS7 wahrgeuomtueu, 
dass die fränkische Rechtsaufzeichnung hinsichtlich der sie bestiiomeuden 
Orllude nicht unter das gewUhnlich augeiiomuiene Schema fällt. 
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Suchen wir nach den Ursachen, die eine relativ so frühe 
und von den gewöhnlich angeführten Umständen wenig beein- 
flusste Aufzeichnung hervorgerufen haben dürften, so ist als 
einzig zuverlässige Richtschnur der Zweck ins Auge zu fassen, 
dem die Aufzeichnung zu dienen hatte. Alle Aufzeichnungen 
dieser Art streben entweder die Anpassung oder wenigstens 
doch die Erhaltung des Rechtes in den neuen Verhältnissen an, 
und wenn wir uns nach den Gründen nnisehen, die in diesem 
Falle eine Änderung der Verhältnisse hervorgerufen haben 
konnten, so ist angesichts dessen, dass wir, wie erwähnt, hier 
an den Einfluss der römisch-christlichen Cultur nicht zu denken 
haben, nur des von Fahlbeck‘) und Dippe^) in Betracht 
gezogenen Umstandes Erwähung zu tbon — nämlich des Zu- 
.sammenschlusses mehrerer bis dabin getrennten Völkerschaften. 
Es ist klar, dass, so lange eine Völkerschaft ein ganz selbst- 
ständiges Rechts- und Verfassungsleben führte, sie auch mit den 
altherkömmlichen und Allen bekannten Normen auskommen 
konnte, ohne dieselben schriftlich zu flxieren. Erst eine enge 
und staatsrechtliche Verbindung mehrerer Völkerschaften lässt 
das Bedürfnis schriftlicher Aufzeichnung aufkommmen und zwar 
musste sich dieses Bedürfnis in sehr verschiedenem Grade 
äussern, jenacbdeni ob die zusammengetretenen Einheiten mehr 
oder weniger homogen, in mehr oder weniger gleichen Ver- 
hältnissen aufgewachsen und zu mehr oder weniger gleichen 
Recbtsanschauungen gelangt waren. Die fränkische Vorgeschichte 
spricht dafür, dass die einzelnen Völkerschaften selbständig ent- 
wickelt und von einem Particularismus beseelt waren, wie er 
sich weder bei Gothen noch bei Burgundern oder Langobarden 
in diesem Maasse äusserte. Denn bei diesen Stämmen ist schon 
auf früherer Stufe eine Einigung erfolgt, durch welche sogar 
die Namen der einzelnen Völkerschaften unterdrückt wurden; 
bei den Franken lebt der völkei'schaftliche Particularismus noch 
in historischer Zeit fort, so dass selbst die eng und staats- 
rechtlich verbundenen Völker das Bewusstsein ihrer Verschieden- 
heit bewahrt hatten und diese Verschiedenheit nnr durch eine 
Rechtseinigung Uberbrückt werden konnte. 


*) I. c. n-i f. 

“J 1 . c. 173. 

*2 • 
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Von allen denkbaren Gründen kann wohl nur dieser für 
die frühe fränkische Rechtsanfzeiclinung in Betracht kommen. 
Damit ist aber natürlich noch immer kein Anhaltspunkt für die 
von Fahlbeck und Dippe versuchte Datierung gefunden. 
Denn niemand kann angeben, wann der Zusammenschluss 
mehrerer Völkerschaften eine das Bedürfnis schriftlicher Auf- 
zeichnung begründende Intensität erlangt habe; möglich, dass 
schon der Zusammenschluss weniger Völker hiefür genügte, 
ebenso möglich, dass erat die Verbindung einer grösseren An- 
zahl zur Aufzeichnung trieb;') es ist denkbar, dass eine Auf- 
zeichnung sehr schnell nach der Einigung nöthig wurde*) aber 
ebenso möglich, dass die geeinigten Völker noch eine geraume 
Zeit laug ohne Aufzeichnung lebten. Wir kennen weder die 
inneren Zustände dieser Völker noch die Kraft des sie gemein- 
sam umschlingenden Bandes, wir wissen nichts über die eventuellen 
Rechtsunterschiede zur Zeit da ihre Einigung begann und nichts 
über die Zeitdauer, die nothwendig war, um den ursprünglich 
gewiss lockeren Verband zu einem solchen umzugestalteu, der 
die Noth Wendigkeit gemeinsamen Rechtes wachgerufen hätte. 
Es kann also, wie schon vorausgeschickt wurde, auch die Er- 
wägung der Gründe, die zur Aufzeichnung geführt haben dürften, 
nur zur Feststellung der betreffenden Entwicklungs-Stufe, 
aber nicht zu chronologischen Ergebnissen führen. Wir können 
sagen, die Aufzeichnung entspricht am besten den Bedürfnissen 
dieser Stufe, halten aber jede Combination darüber, wann und 
welche salische Völker die betreffende Stufe erreicht haben, für 
aussichtslos. Doch kann Eines daraus geschlossen werden ; nach- 
dem nämlich eine Zeit in Betracht kommt, in der die Vereinigung 
mehrerer Völker so weit gediehen war, da.ss eine Rechtsaus- 
gleichnng nothwendig wurde, in den bis 486 bevölkerten Gebieten 

’) Dabei kommt in Betmcbt, ctaes wir, wie ncbun erwilmt, Uber das 
Ueltungsgebiet der ältesten Aufzeiebnung niebts wissen können. In .-Vii- 
lebnung an Sickel vertritt Hubricb (b'r. Wald- u. Erbkiinigtum S. 4. 
A. 14) die Auffassung, dass die 1 ^. S. lUr drei verbündete Viilkersebaften 
bestimmt war. 

Dies iu dem Falle, wenn die einzelnen Völker sebon vor der Einigung 
zu einer gewissen Krystallisierung ihres Rechtes gelangt sind, weil dann 
natürlich erhebliche Unterschiede zwischen den einzelnen Rechten vor- 
liegen konnten. 
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aber der römisch-christliche Einfluss zu schwach war, uni eine 
Aufzeichnung bestimmen zu können, hat offenbar in der fraglichen 
Zeit die fränkische Rechtsentwicklung die hiezu nöthige Reife 
schon selbständig erreicht, so dass ohne ein merkliches Ein- 
greifen des Königtums und ohne Mithilfe fremder Elemente eine 
in diesem Palle wirklich volkstümliche Rechtsaufzeichnung*) 
zustande kommen konnte. 

Nur zu streifen wäre da noch die Frage, ob diese ver- 
scliulione älteste Aufzeichnung in der Zeit zwischen ihrem 
Entstehen und der Chlodovech'schen Revision Umänderungen 
erfahren habe. Eine Antwort wird darauf wohl nicht zu er- 
warten sein. Aus allem, was wir über das Eingreifen Chlodovechs 
ermitteln können, darf höchstens geschlossen werden, dass dem 
Könige blos ein Rechtsbuch und nicht mehrere Vorlagen-, ob 
aber dasselbe in der Zwischenzeit Änderungen und Bereicherungen 
erfahren, entzieht sich natürlich jeder Beurteilung. — 

Wir treten nunmehr an die zweite Hauptfrage, nämlich an 
die Frage betreflend das Eingreifen Chlodovechs, heran. 

Dass er sich nicht darauf beschränkt hat zur Lex Salica 
Zusätze zu erlassen, sondern dass er, ihi- Geltungsgebiet aus- 
dehnend, das Rechtsbnch auch verändert hat, erscheint nach den 
bisherigen Erörterungen unzweifelhaft. Auf diesen Theil seiner 
Thätigkeit bezieht sich das „lucidius emendatum“ des Prologs, 
und auch die oben vorgeschlagene Deutung des „statuit*^ der 
Epiloge steht dem nicht entgegen. 

Die allgemeine Ansicht geht ja dahin, dass die L. 8al. der 
Zeit dieses Königs am besten entspricht. Nur hat man, wie 
erwähnt, die beiden Hauptfragen nicht genügend unterschieden. 
Geht man aber von der Annahme des Bestandes einer verlorenen 
älteren Aufzeichnung aus, dann darf man alles, was für die 
vermeintliche Entstehung der Lex zur Zeit Chlodovech's ange- 
führt wird, für die Umarbeitung durch diesen König gelten lassen. 
Bekanntlich hat schon v. Sybel diese Revision behandelt^) 


') Für den TolkstUmliclivu Character iat u. A. Cjaudeiizi I. c. $ S-2 
eiier(psch eingetreten. Dass selbst die Sickel'sche Interpretation gegen 
ilen volksmässigen Charakter wenig in's Uewicht fallt, ist schon oben S. 9, 
A. 4. erwähnt worden. 

I. c. 308 ff. 
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und eine ähnliche Thätigkeit des Königs nahmen Seeliger') 
und Dippe*) an, während die meisten übrigen Forscher Chlodo- 
vech's Thätigkeit ganz überwiegend in den Vordergrund treten 
lassen, indem sie ihm nicht eine Revision sondern die Abfassung 
des Kechtsbuches zusprechen. *) Die Gründe, die mit Recht für 
die Versetzung des uns bekannten Textes in die Zeit Chlodovech’s 
geltend gemacht werden, hier einzeln zu besprechen, würde 
Zweck und Rahmen dieser Untersuchung überschreiten. Doch 
wäre zu erwähnen, dass genau dieselben Gründe für die Noth- 
Wendigkeit einer Umarbeitung einer eventuellen älteren Auf- 
zeichnung sprechen. Die Revision bezweckte offenbar eine 
Anpassung des älteren Rechtes an die veränderten Verhältnisse 
und wenn die auf diese Weise zustande gekommene Redaction 
(der Grundtext), die aus den verschiedenen vorhandenen Texten 
theilweise constmiert werden kann, dennoch in diesen abgeleiteten 
Texten so vielfach ein merkliches Gepräge Chlodovech'scher Zeiten 
verräth, so muss geschlossen werden, dass die angestrebte 
Anpassung erreicht wurde. Sie ist offenbar so gut gelungen, 
dass sie trotz aller Änderungen, denen die Texte später unter- 
worfen waren, noch immer hervortritt. 

Im übrigen fällt aber manches auf, was ohne die AiinalimG 
der Benutzung einer älteren Vorlage kaum erklärlich wäre. 

Schon der Vergleich zwischen den besten Texten und den 
ältesten Gapitularien liefert den indirecten Beweis dafür, dass 
es sich nicht um die Schaffung eines neuen Werkes und auch 
nicht um völlige Beseitigung älterer Vorlagen handelt. C. 1. 
des sog. I. Capit. befasst sich mit einer Polizeieinrichtung, die 
dem Rechtsbuche unbekannt ist; wichtiger erscheint, dass in 
dem vielleicht späteren, aber doch traditionell dem ersten Tbeile 
angefugten zweiten Theile desselben Capit. (cc. 5—8.) das 
Königsrecht stärker hervortritt; in c. 5 wird der Umstand, dass 
die Lex den Thatbestand einer Ehe freier Frauen mit eigenen 
Sklaven nicht berücksichtigt hat, dazu benützt, die Interessen 
des königlichen Fiscns zu fördern; diese Tendenz ist auch in 
c. 6. bemerkbar, ebenso in c. 7., wo sich der Fiscus des achasius 


*) 1. c. 17 ff, namentlich Anm. 1. 
') 1. c. 

*) 8. oben S. 8. A. 4. 
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bemächtigt. Überdies tritt hier der königliche Graf als Richter 
auf, was der in der Lex. Sal. gegebenen Sachlage nicht ent- 
spricht; die Änderung aber erscheint an dieser Stelle nicht 
mehr als Neuerung, so dass man die betreffende Wandlung als 
eine schon früher erfolgte betrachten muss. Das beweist, dass 
man bereits in den ältesten Zusätzen, die zum Theil auf 
Ohlodovech selbst zurQckreichen, wesentlich weiter ging, als 
bei der Revision der Lex, die offenbar vorwiegend conservativ 
vorgenommen wurde. Man hat es vorgezogen weitergehende 
Änderungen entweder via facti oder durch separate Normen zu 
besoi-gen. Für die Beschränkung, die man sich in dieser 
Hinsicht auferlegte, spricht ferner der Umstand, dass man viel- 
fach im Absterben begriffenes Recht, welches kurz darauf seine 
Geltung einbüsstc, aufnahm, wie aus dem Vergleich mit den 
Capitnlarien und der Ijex Ribuaria zu entnehmen ist. 

Wenn man also behufs genauer Datierung des Chlodovech- 
schen Werkes immer wieder die Äusserungen der Königsgewalt 
und die Stellung der Lex Sal. zu Heidentum und Christentum ins 
Treffen führt und sodann, je nachdem wie die Interpretation aus- 
fällt, ein früheres oder ein späteres Stadium der Regieiiing 
Chlodovech's als Entstehungszeit bezeichnet, so Obersieht man 
dabei den Charakter der rechtsbildenden Thätigkeit des Königs. 
Wir sehen davon ab, dass, wie schon v. SybeU) bemerkt hat, 
die Aufnahme eigener Normen hinsichtlich der Königsgewalt 
und des Christentums ausserordentlich inopportun gewesen wäre 
und möchten eher betonen, dass man auch in viel späteren 
Rechtsbüchern nicht ausführlich vorging und nur selten Dinge 
berührte, die mit dem Hauptinhalte nicht unmittelbar zusammen- 
hingen. Darf man sich auf den Eindruck der Prologe stützen, 
so war die ursprüngliche Lex Sal., wie alle Volksrechte im 
allgemeinen, ein Rechts- und Gerichtsbuch -) und zwar im Gegen- 
satz zu manchen anderen Leges nur ein Rechtsbuch für das 


>) I. c. 

*) Mau kann zwar uic^bt auf jedes Wort der Prologe Uewicht legen ; 
es erscheint aber doch zutreffend, wenn Frol. II. als den Hauptzweck der 
Aufzeichnung angiebt; „pro serrando inter se pacis Studio .... rixamm 
odia resecare deberent“; Prol. I. spricht von cansae, die mit den Judicia 
snsammenhkngen. (.Vgl. Esmein 1. c. 106. A. 3.) 
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Volksgericht') Der König hätte wählen und sich entweder auf 
eine Revision des alten Rechtes beschränken oder davon absehen, 
eventuell daneben eine selbständige Aufzeichnung auf breiterer 
Grundlage vornehmen müssen; dann hätte er staatsrechtliche 
Fragen mitberttcksichtigen können. Die Schwierigkeit einer 
Hereinziehung staatsrechtlicher Probleme ist einleuchtend; man 
muss sofort einsehen, dass dies uicht nur inopportun, sondern 
geradezu unmöglich gewesen wäre. Der König durfte von 
seiuem Standpunkt zufrieden sein, wenn die Lex nichts enthielt, 
was die Entwicklung der Königsgewalt gehindert hätte, beziehungs- 
weise wenn es ihm gelang der inzwischen schon erfolgten Ent- 
faltung seiner Autorität Geltung zu verschaffen. Dies ist 
geschehen, denn es ist der König neben*) die Volksgewalt, 
theilweise sogar an ihre Stelle getreten,^) den fiscalischen Inter- 
essen des Königs wird Rechnung getragen,*) der Königsbefehl'') 
und der Königsschutz *) fordern ihr Recht, ebenso der Königs- 
dienst.’) Anderweitige Rechte des Königs oder Pflichten der 
Unterthanen sind nicht erwähnt, weil ja auch kein Recht des 
Volkes und keine alten volksrechtlichen Pflichten angeflilirt 
werden; wäre letzteres der Pall, dann hätte man diese 
Gelegenheit vielleicht benützen können, um die inzwischen er- 
folgten Änderungen zu berücksichtigen; so aber liegt hiefiir 
kein Grund vor.’*) Dasselbe gilt für die Beiücksichtigung 


Mit Recht betont Gaudonzi (1. c. S '^'^1 dass die L. Sal. nur Ihr 
das Volksgericht bestimmt war; es fehlt Strafe für Küuigsmord, fUr l,andes- 
rerrat u. s. w. (S. auch Thonissen: L'organis. judiuiaire de la Lei sal. 
‘^9 u. mein: Immobiliareigent. 210 f.). Die einzige öffentliche Strafe, die 
in der L. Sal. vorkommt (tit. 56) wird nebenbei erwähnt, da es sich um dun 
Abschluss des volksgerichtlichen Verfahrens handelt 

*) L. S. 46 ante rege aut in mallo. 

’) L. S. IS lässt Klagen an den König direct zu; 26 Freilassung vor dum 
König; 56 Friedloslegung. 

*) L. S. 53. 4 und 6. lässt den Fredus an den Grafen zahlen ; 62. 2 
lässt den Fiscus erben;, .56 (in fine) Confiscatioii. 

‘) L. S. 1. 1; 14. 4; 45. 2; 60. 3; 61. l. 

•) L. S. 13. 6. 

’) L. S. 1. 4; 13. 7; 41. 3; 42. 1, 3 u. 5; 54. I n. 2; 63. 1 u. 2. 

') Damit finden die meisten Erörterungen hinsichtlich des Königtums 
in der L. Sal. ihre Erledigung. Es ist hekannt, welche Rolle die Frage, 
ob in der L. S. einheitliches und kräftiges Königtum vorkommt, in der 
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beziehungsweise Nichtberücksiclitigung des Christentums. Auch 
diese Frage lag offenbar ganz ausserhalb des Programms der 
Lex Sal. Als Rechts- und Gerichtsbuch enthielt sie nichts, 
was zur Festigung des Heidentums beigetragen hätte, es lag 
also kein Anlass vor, dem Christentum Geltung zu verschaffen, 
namentlich da die Entwicklung desselben durch keine Bestimmung 
behindert wurde. Es darf somit angesichts des eng begrenzten 
Programms unserer Quelle an der Nicbtberücksichtigung des 
Christentums und an der Beibehaltung ganz inoffensiver Spuren 
des Heidentums') kein Anstoss genommen werden.'') Hin- 


Literatur spielt. Es genügt Fahlbeck (1. c. 272V Scliröder (Sav. Zschr, 
II. 36 ff.), Urunuer (RG. I. 299). Dippe (1. c. 172;, Dahn (1. c. VII. 
II. 62. Ä. 6.) antufüfaren. Mau übersieht, dass die L. 8. gar nicht die Ab- 
sicht hatte, sich mit dem Künigtum zu befassen und dass infolgedessen 
einzelne Anssemngen der königlichen Gewalt nur mittelbar auftraten konnten; 
wie viel davon auf Rechnung der Abschreiber kommt, l&sst sich natürlich 
nicht entscheiden. 

Materiell könnte man sich für einheitliches Königtum in der L. 8. eher 
deshalb ausspreeben, weil die jedenfalls erhebliche Rolle desselben wohl nur 
durch die breitere Grundlage eines grösseren 8taat8wesens erklärt werden 
kann. Der Umstand aber, dass in der L. 8. nur ein König erwähnt winl, 
beweist au und für sich nichts, da mau nicht weiss, ob die Lex schon ursprünglich 
für alle salischen Völker gegolten hat. Wenn man da also behaupten will, die 
erste Aufzeichnung sei z. B. unter Chlogio erfolgt, weil er schon über mehrere 
Völker regierte, so heisst das aus zwei Voraussetzungen, von denen eine 
(einheitliches Königtum) zweifelhaft, diu andere aber (Geltungsgebiet der 
Lex) ganz unbekannt ist, eine logische 8chlnssfolgerung ziehen zu wollen. 

') Spuren des Heidentums erblicken wir mit Dahn I. c. VII. II. 52 ff. 
in L. 8. 46 (Haferbrei), 56 (Ritus bei der ührenecruda), 60 (Erlenstabl, 
ebenso im Waffeneide. Was den majalis votivus betrifft, glauben wir trotz 
der Ausführungen Brunner' s I. c. I. 299 dennoch an seinen heidnisehen 
Charakter. Es ist allerdings zweifellos, dass auch das Christentum diesen 
Brauch übte; in einem Rechtsbnehe aber, das sonst gar keine christlichen 
Züge aufweist, muss man wohl eine Sitte, die heidnisch und christlich ist, 
doch eher auf heidnische Traditionen zurückfUhren. Zur Zeit der Emendata 
hat man angesichts des Umstandes, dass diese .Sitte auch christlich war. an 
die heidnische Wurzel vergessen und konnte sie ruhig beibehalteu. 

’) Deshalb verstehen wir nicht, warum Gandenzi 1. c. § 14 eine 
Ausmerzung der heidnischen Sätze aus der L. .Sal. amiimmt. Gerade auf 
Grund seiner klaren Ideen über das Programm der L. Sal. muss man zur 
Ueberzeugung gelangen, dass es hier für Religiousfrageu keinen Raum gab. 
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sichtlich aller Fragen des Staatsrechtes hat v. Amira') das 
Richtige getroffen, indem er der Praxis und nicht der Lex die 
Erledigung grosser Principienfragen zuwies. 

Inhalt und Anlage dos Rechtsbuches gaben Gelegenheit, 
die erfolgten wirtschattlichen Fortschritte zu berücksichtigen, 
insofern, als dadurch neue Angriffs- und Schntzobjecte entstanden 
und eine Reihe neuer Delictsthatbestände den alten angeschlossen 
werden mussten. Das Gleiche gilt von der Art, wie sie mit 
den Römeni rechnet; in den Gebieten, die der König nunmehr 
beherrschte, kamen zahlreiche Römer vor, sie konnten angegriffen 
und mussten durch entsprechende Strafsätze geschützt werden. 
Eine passende Gelegenheit zur eventuellen Berücksichtigung des 
schon aufkommenden neueren Grossgrundbesitzes hat offenbar 
gefehlt; er wäre vielleicht ebenso wie manches andere irgendwie 
behandelt worden, wenn man ohne ältere Grundlage ein selb- 
ständiges neues Rechtsbuch verfasst hätte. 

Nur von diesem Standpunkte kann man das Eingreifen 
Chlodovech's benitheilen ; was im Rahmen der älteren Vorlage 
geändert werden musste, ist geändeit worden, sodass die Lex 
in denjenigen Fragen, die sie behandelte, den thatsächlichen 
Verhältnissen möglichst angepasst wurde. Gesammtnormierung 
der Rechtszustände des fränkischen Reiches war nicht beabsichtigt 
und konnte nickt beabsichtigt sein. 

Die zuerst von Brunner hervorgehobene Verwandtschaft 
zwischen salischem und westgothischem, beziehungsweise auch 
burgundischem Recht, kann ebenfalls in diesem Zusammenhänge 
als Unterstützung unserer Auffassung herangezogen werden. 
Man mag immerhin darauf hinweisen, da.ss auch vor jener 
Gebietserweiterung, die das fränkische Volk zum Nachbarn 
des westgotbischen gemacht hat, westgothische Einflüsse sich 
hätten äussern können: wahrscheinlich ist dies doch nicht. 
Denn es muss von vornherein annehmbar erscheinen, dass 
solchen Einflüssen erst bei einer zielbewussten Neuredaction 
der Zutritt gewährt werden konnte. Und gerade die Aufgabe, 
die dem fränkischen König nach 486 znfiel, nämlich die Organi- 
sierung eines Gebietes mit gallo-römischer Bevölkerung, kann 
es ihm nahe gelegt haben, der westgotbischen Gesetzgebung, 


Bei Paul Ul.* 64. 
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die schon früher und in höherem Grade vor eine solche Aufgabe 
gestellt worden war, näher zu treten und westgothische Muster 
in Betracht zu ziehen. Insofeme darf man in der Verwandt- 
schaft [des salischen und westgothischen Rechtes auch einen 
Behelf für das Studium der Textgeschichte der L. Sal. erblicken ; 
denn es ist mehr als wahrscheinlich, dass die meisten Stellen, 
die eine solche Verwandtschaft aufweisen, durch die Chlodo- 
vcch'sche Revision berührt worden sind.*) Der Umfang dieser 
weiter unten zu besprechenden Verwandtschaft bestätigt mittelbai* 
die vorhin geäusserte Auffassung hinsichtlich des Charakters 
und des Umfanges der Chlodovech'schen Revision. Schon iui 
ältesten westgothischen Rechte hätte der König reichliches 
Material für einen sehr weitgehenden Ausbau des Rechtes finden 
können, namentlich für eine Reihe von Verhältnissen, die auch 
später in der L. Sal. noch nicht besprochen wurden. Und doch 
hat man dieses Material nicht benützt. Die Beschränkung, die 
man sich da anferlegte, erstreckt sich nicht nur auf inopportune 
staatsrechtliche Fragen, sondern auch auf processualc und 
privatrechtliche Verhältnisse, so dass der Grund dieser engen 
Grenzen, in denen sich die Thätigkeit Chlodovech's bewegt, nur 
in dem Festhalten an dem Programm der älteren Lex gefunden 
werden kann. 

Die Gesammtheit der durch den König bewirkten Änderungen, 
wird man wohl niemals bestimmt angeben können. Es ist zwar 
seit W aitz anerkannt, dass selbst der beste Text Einstreuungen 
aufweist und viele dei-selben sind als solche festgestellt. Aber 
der Versuch einen gänzlich einheitlichen Text herzustellen, ist 
bisher nicht gelungen und kann mit Rücksicht darauf, dass in 
einem durch Umarbeitung älterer Vorlagen entstandenen Werke 
wahrscheinlich von Hans aus keine Einheitlichkeit vorhanden 
war, kaum gelingen. Selbst, wenn dies möglich wäre und man 
die früheren Bestandtheile von den durch Chlodovech verur- 
sachten Neuerungen und diese wiederum von den späteren 
Zusätzen genau zu unterscheiden vermöchte, könnte man dennoch 
die ganze Tragweite der Umarbeitung kaum ermessen. Denn, 


') Dass Uauilenzi 1. c. S *3 die Verwaudtschaft der L. Sal. mit dm 
westgothischen Rechte ebenfalls für die Geschichte der L. Sal., aber in ganz 
anderer Weise heranzieht, ist schon erwähnt worden; s. oben 8. S. A. 4. 
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um dieselbe benrtheilen zu können, mttsste man zunächst wissen, 
wie die von Chlodovecli geänderten Bestimmungen vorher gelautet 
haben, was oben angesichts des Umstandes, dass wir keinen 
Thoil der ursprünglichen Aufzeichnung besitzen, unmöglicli ist. 

Über die Personen, denen der König etwa die Durch- 
rührung der Revision übertragen haben mag, ist natürlich nichts 
bekannt. Pott‘) hat auf die zahlreichen Romanismen der Lex 
Sal. hinge wiesen und in sehr überzeugender Weise ausgeltkhrt, 
dass auch schon die ältesten uns nicht erhaltenen Handschriften 
eiu den späteren Schreibern schwer verständliches Volkslatein 
mit romanischen Ansätzen benützt haben dürften.^) Daraus 
könnte vielleicht gefolgert werden, dass nicht Römer und jeden- 
falls nicht Kleriker zur Redaction herangezogen wurden, sondern 
eher Franken, die sich das gallische Volkslatein angeeignet 
hatten. Die vielen Germanismen sind ebenfalls durch fränkische 
Nationalität der Schreiber zu erklären und das Studium der 
Texte lehrt, dass diese Germanismen keinesfalls den Abschreibern 
zur Last zu legen sind. Die Verketzerung der malbergsehen 
Glosse beweist im Gegentheil, dass die späteren Abschreiber 
vom germanischen Ausgangspunkt weiter entfernt waren als 
die ältere Redaction. Man wird wohl in dieser Hinsicht niemals 
über unsichere Vermutungen hinaus kommen; dem Gesammtein- 
drnckc aber entsprechen dieselben doch, denn Kleriker oder über- 
haupt irgendwie gebildete Romanen hätten unwillkürlich das 
Inhaltsprogramm der Lex erweitert oder wenigstens zahlreiche 
technische RechtansdrUcke eingeflochten. 

Auch die Zeit, in welche der Eingrifl Chlodovech’s lallen 
dürfte, ist nicht mit Sicherheit festzustellen. Das meiste kann 
für die Zeit unmittelbar nach 486, also für jene Epoche, in die 
Schröder die Eutstehnng der Lex verlegt, geltend gemacht 
werden. Die Bedeutung, die wir dem „statuit“ und „disposuit 
iudicare“ der Epiloge beilegen, spricht dafür, dass die Revision 

•) in Uöfer’s Ztschr. f. <i. Wiss. d. Sprache 111 (1S51). 

’) 1. c. 118. Vorsichtiger spricht sich G aul: Roman. RIemeute indem 
l,alein der L. Sal. (Giessen 18«e) aus. Kr bezeichnet die L. Sal. als ein 
Document der Zeit, in der die lebende lateinische Sprache so ziemlich aut 
der tiefsten Stufe augelangt war, hält es aber dennoch für möglich, dass 
der Urtext in gutem lattein abgefasst war und durch die Abschreiber 
verändert wurde. (1. c. 8 f.) 
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anlässlicli der Ausdehnunfi; des Gebietes erfolgt wai-. Ob aber 
sofort oder erst nach mehreren Jahren, bleibt unentschieden, 
ebenso wie die Frage, ob die Änderungen auf einmal durch- 
gefbhrt oder vielleicht später noch weiter fortgesetzt wurden. 
Allerdings unterscheiden die Epiloge die erste Thätigkeit des 
Königs von Zusätzen, die sie in eine spätere Zeit verweisen;*) 
dies ist theilweise deshalb glaubwünlig, weil sonst die sach- 
lichen Unterschiede zwischen der schon moditicierten Lex und 
den ältesten capitularienmä-ssigen Zusätzen schwer verständlich 
wären.*) Trotzdem kann man über einen eventuellen zeitlichen 
Abstand zwischen der Hanptthätigkeit und den ersten Capi- 
tularien keine Klarheit erreichen; ebenso wenig vermag man 
angesichts des Umstandes, da.ss uns kein offlcieller Text der 
Lex Sal. vorliegt, zu sagen, ob nicht seit 48t! noch weitere 
mehr oder weniger eingehende Revisionen stattfanden. Letzere 
Annahme kann nur in Form einer Hypothese ausgesprochen 
werden ; wenn man aber bedenkt, dass unter den in der Literatur 
hinreichend discutierten Gründen, die einen für die früheren 
die anderen für die späteren Regiernngsjahre Chlodovechs 
sprechen, soda.ss ein unanfechtbares Resultat kaum möglich 
erscheint, so wird man vielleicht die texthi.storische Grundlage 
dieser Unsicherheit in der Annahme mehrmaliger Revisionen 
suchen dürfen; denn so wäre es am besten zu erklären, warum 
in einem und demselben Texte Argumente für eine frühere unti 
für eine spätere Redaction gefunden werden können. 

Der auf die.se Weise zustande gekommene Text liegt nicht 
vor, es ist auch nicht bekannt ob Chlodovech eine officielle 
Publication vorgenommen hat; diese Frage wäre eher zu ver- 
neinen.“) Dennoch scheint sich dieser Text einer grossen 
Autorität erfreut zu haben. Hartmann hat nachgewiesen,*) 
dass Tit. 56. des Textes I., welcher als der dem Chlodovech'schen 


') Postmodo aiitcm tempux (Epil. I); postea (Epil. tl\ 

*) Selbst WODU man den zweiten Tbeil des ('apit. I in eine ipUlere 
Zeit verlegt, ist doch der inUaltliclie Abstand zwischen einzelnen Itestim 
mutigen des Capitniars und den betreffenden .Stellen der L. Sal. ein zu 
grosser, als dass man nicht an eine grosse Zeitdifferenz zu denken hätte. 

’) s. Gaudenzi 1. c. § 23. 

in Forsch, z. dtsch. Geich. XVI. 01 7. 
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nächste betrachtet werden kann, sclion zu Beginn des VI. Jli. 
in dem uns bekannten Wortlaute vorlag und theilweise wahr- 
scheinlich gemacht, dass dieser Text Oberhaupt zu Beginn des 
VI. Jh. diese Form hatte. Sie ist aber auch durch das Erlassen 
der ersten Capitnlarien’) nicht geändert, ja sogar durch das 
Aufkommen der später reichlich vermehrten Texte nicht ganz 
verdrängt worden; gerade diese Textform scheint ja bei der 
Abfassung der Lex Ribuaria benützt worden zu sein,*) obwohl 
es dazumal an anderen Texten nicht fehlte. Eine so hervor- 
ragende Bedeutung gerade dieses Textes hängt wohl mit der 
Chlodovech'schen Revision zusammen.'*) 


') Er ist allgemeiu anerkannt, dass das sog. Capit. II altortiimlicben 
t'liamkter bat. G. Uayer: Z. Entst. d. I.«z Kib. M. 87. A. setzt die cc. 
4 — 10 dieses Capitulars cbronologiscb vor die cc. 6 — 8 des Capit. I. 

^ Dies ist allerdings von E. Hayer bestritten worden. 

Es bandelt sieb scbliesslicb in diesem Zusammenhänge noch mn jene 
S Titel, deren separate Stellnug Epilog II andeutet. 

Während Epil. I offenbar eiuen Text von G-.! Titeln meint, der durch 
Znsätze Cblodovecbs auf 78 gestiegen ist, spricht Epil. II in leider sehr 
verworrener Weise noch von 3 Titeln und scheint den Qmndtext, dessen 
Titelsahl er nicht angiebt, von diesen 3 Titeln zu unterscheiden und die- 
selben ihrerseits wieder von den weiteren Zusätzen zn trnnnen. Die 
Uesammtsumme (78) ist beiden Epilogen gemein. 

Die Aussage des Prol. IV, wonach die Lex ursprünglich bis zum Tit. 
de mitio gereicht hätte, bedeutet, wie schon erwähnt, natürlich nicht, dass 
die alte Lex 65 Titel umfasst hätte; dies hat schon Waitz (D. alte 
R. 21) bemerkt. Denn wenn sie auch bis zu dem späteren Tit. 66 reichte, 
so kann doch sehr wohl die Anzahl 65 gerade erst durch eine sepa- 
rate Einfügung von 3 Titeln entstanden sein. Es handelt sich also 
um Znsätze. die aber nicht ausserhalb der Lex blieben, sondern in Form 
von 3 Titeln in das Recbtsbuch eingefügt vntrden. Deshalb ist anzunehmen, 
dass diese Einschiebsel weder bei der mit „statuit* bezeichneten Textrevision, 
noch bei der Erlassung der ansserhalb der I.iex stehenden Zusätze, sondeni 
bei irgend einer andern Qelcgenbeit entstanden sind. Nimmt man dies au, 
dann künnte dadurch die Vermutung, dass es mehrere Revisionen gab, eine 
Stütze finden. 

SchrUder (Sav. Zsebr. II. 39. A. 2.) wollte diese 3 Titel in dem 
sog. Capit. III finden. Er ging dabei von der Auffassung ans, dass 
Epil. II dem KUnige nur 3 Titel zuschreibt, Epil. I dagegen 16. Wir seben 
aber, dass beide Epiloge die Zusätze bis Tit. 78 demselben Könige zu- 
schreiben und der Unterschied nur darin besteht, dass Epil. 1 eine Anfangs- 
grenze (a 63 tituloj angiebt. ilit Rücksicht auf Prol. IV ist als Anfang 
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Trotz dieser Antorität, die auch durch die Epiloge bestätigt 
wird, ist doch eine weitere Bereicherung und Änderung der 


iler Zasätze Tit. de mitio — c. 1. des I. Capit. anzunehmen. Diese Zusätze 
sollen dann gemäss Epil. I bis Tit. 78 reichen. Nach Schräders Rechnung 
sollten laut Cod. Par. 4404 auf das sog. Capit. I die Tit. 66—76 und auf 
das sog. Capit. III Tit. 77 entfallen; bei dieser Berechnung fehlen aber, da 
sie nur 11 Titel ergiebt, noch .S Titel, also gerade so viel, wie viel Epil. II 
speciell anfübrt; dabei ist es doch sehr fraglich, ob man das sog. Capit. HI 
auf Chlodoveoh beziehen darf; als Tit. 77 ist es nicht überliefert und 
Schräder selbst scheint diese Auffassung jetzt aufgegeben zu haben, da 
er (R. O. * 236 A. 9) Uber dieses Capitnlare keine Vermutung ausspricht. 
Also selbst wenn wir trotz der Brunuer'scben Bedenken (s. Berl. Sitz.*Ber. 
1894 S. 669) an der bisherigen Reihenfolge der Zusätze festhalten wollten, 
müssen wir doch die 3 fehlenden Titel nicht ausserhalb, sondern innerhalb 
der Lex suchen. 

Zu dieser Ueberzengung ist auf anderem Wege schon Oaudenzi 
(I. c. § 14. A. 2.) gelangt, der für diese Frage die Tit. 63, 64 und 66 in 
Betracht zog und die Ansicht ansspracb, dass diese Titel unpassend einge- 
stellt sind, daher als Zusätze zu bezeichnen wären. Die Argumente Uan- 
denzi's erscheinen wenig überzeugend; insbesondere ist die mehr oder 
weniger passende Einstellung eines Titels angesichts der mangelhaften An- 
ordnung des Stoffes in der L. Sal. nicht genügend gewichtig. Will mau 
eine Läsung dieser Frage versuchen, dann muss man unter denjenigen 
Titeln Umschau halten, die ganz besonders das (lepräge Chlodevecb’scher 
Revision aufweisen und es kämen vor allem jene in Betracht, die nicht nur 
als revidiert, sondern eher als neu geschaffen bezeichnet werden dürften. 

Aber auch da ist die Wahl schwer. So z. B. scheinen L. S. 14. 2, 
3 n. 4, sammt dem in Cod. 2 eingeflochtenen Zusatze (dort 14. 2.) auf einem 
Uesetze Cblodovech's zu beruhen, dem auch 16 . 3 in Cod. 2. angehärt haben 
dürfte (s. Behrend 1. c. 19); aber die betreffenden Titel sind nicht ein- 
heitlich und überdies fallen gerade die erwähnten Bestimmungen unter den 
Gesichtspunkt der Anpassung des alten Rechtes an die nach 486 veränderten 
Verhältnisse, gehärten also offenbar zu den Ergebnissen der Teztesmodi- 
fieation. Naheliegend wäre es Tit. 1 als einen der gesuchten 3 Titel zu 
betrachten, da ohnehin manches dafür spricht, dass er ein Känigsgesetz ist 
(s. Brunner; R.-O. I. 296 A. 18); doch ist anzunehmen, dass derselbe an 
die Stelle einer anderen, älteren Bestimmung getreten ist, folglich seine 
spätere Teztirung auf die Uesammtzabl der Titel keinen Einfluss ühte. 
Die Tit. 41 und 42 weisen überwiegend modernere Züge anf, enthalten 
jedoch daneben Sätze, die dem älteren Rechte angehärt haben konnten. 

Einen anderen Eindruck machen folgende Titel: Zunächst 39. Er 
bebt sich, wie Uartmann (Forsch, z. dtsch. Qeseb. XVI. 614) treffend 
bemerkte, gegenüber 10 und 32 ab; wäre er gleichzeitig mit ihnen entstanden, 
er hätte anders lauten müssen, oder er wäre überflüssig geworden, man hätte 
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Chlodovech'schen Redaction nicht ausgeschlossen worden. Zu 
den vielen Unterschieden, durch welche das salische Rechts- 
huch von anderen ähnlichen Aufzeichnungen absticht, kommt 
als besonders wichtig hinzu, dass es durchaus keine exclusive 
tieltung anstrebt; eine Bestimmung, wie die der L. Vi.s. 11. 
1. 11, oder der li. Burg. pr. const. 8 10 fehlt, und nichts spricht 
daföi', dass man es den Gerichten von vornherein zur Pflicht 
gemacht hätte, die in dem Reclitsbuche nicht entschiedenen 
Fälle vor den König zu bringen. Wenn auch durch spätere 
Oapitularieii eingeschärft wurde nach geschriebenem Recht zu 
urtheilen,') so ist doch für zahlreiche Fälle, in denen das ge- 


einfacb das Thema durch Krgänzung der Titel 10 und 32 erletligen küimen. 
Daher ist mit Uartmann anzunehmeu, dass Tit. 39 später, als man die 
Lücke bemerkte, eingeschaltet wurde, Tit. lü und 32 aber trotzdem steheti 
blieben. Weiter geboren hierher Tit. IS und 04, die ohne jegliche Ver- 
quickung mit andern Stoffen, Dinge behandeln, die man zweifellos als 
relativ neue bezeichnen darf; speciell Tit. 04 macht nicht den Eindruck, 
dass er an die Stelle älterer Bestimmungen getreten wäre, was hei Tit. IS 
vielleicht doch mOglich wäre. Schliesslich ist in diesem Zusabtmenhange 
auf Tit. 44 binzuweisen, der seit Brnnner's scharfsinniger Untersuchung 
(Berlin. Sitz.-Ber. IS94 ,S. 1295) nicht mehr als Bestandtheil des ältesten 
Rechtes zu betrachten ist, sondern wegen des inneren Zusammenhanges mit 
den Bestimmungen Uber den aebasius (Uapit. I. c. 7) als eine specielle Neuerung 

Von den erwähnten Titeln (18, 39, 44 und 54) sind 39 und 54 mit 
ziemlicher Sicherheit als solche zu nennen, die nicht an die .Stelle früher 
vorhandener Rechtssätze traten, sondern einem schon fertigen Rechtsbuche 
nachträglich eiuverleibt wurden. Da sie in allen Teiten an derselben Stelle 
Vorkommen und zwar Tit. 54 ohne V'arianten, Tit. 39 zwar in Cedd. 2, 3 
und 4 mit Vermehrungen, die aber nach Behrend's Ansicht (1. c. 23) 
schon zum ältesten Texte dieses Titels gehört haben dürften, so kann ihr 
Auftreten mit vollem Recht auf die im Epilog vermerkte Einschaltung dreier 
Titel znrückgefUhrt werden. Den dritten Titel aber zu bestimmen, fällt 
schwer. Wir hätten die Wahl zwischen IK und 44; beide machen relativ 
moderneren Eindruck, aber bei beiden ist es nicht ausgeschlossen, da.ss sie 
an die Stelle früherer Bestimmungen getreten sind, in welchem Falle sie 
für die Zählung gegenstandslos wären. Wir vermögen uns da nicht bestimmt 
zu änsseni, wären aber eher geneigt, Tit. 44 als einen ganz neuen zu be- 
zeichnen, namentlich wegen der von Brunner (I. c.) nachgewiesenen 
inneren Verwandtschaft zwischen diesem Titel und cc. 5 — 8 des I. Dapi- 
tolars. Somit kämen 39, 44 nnd 54 als jene Titel in Betracht, die der 
Epilog speciell erwähnt. 

*) Brunner: R.-U. I. 291 A. 23. 
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sclirielieiie Uuclit ver.sHKtt', nidit vorg'esorjrt worden und unter 
solclieu Umständen musste die Rechtsprechung nothwendiger- 
weise das geschriebene Keclit ergänzen. Solche Fälle mochten 
oft eintreteu. Daher haben die westgothischeii und lango- 
bardischen, wahr.scheinlich auch die burgundischen Könige von 
Zeit zu Zeit Nachträge erlassen, die sieh an das frühere Recht 
anschlossen und offenbar den Zweck hatten, die wahrgenominenen 
Lücken auszufüllen: es wurden bei den Westgothen die un- 
brauchbar gewordenen A'ormen umgearbeitet oder durch neue 
ei’setzt; bei den Langobaiden war der äussere Vorgang ein- 
facher, man erreichte aber praktisch dasselbe Resultat, ohne 
das alte Recht in Vergessenheit geraten zu lassen. Anders 
bei den Franken. Sieht man von der Revision Chlodovechs 
ab, so geschah nichts, um veraltete Bestimmungen der Lex 
Sal. durch neue zu ersetzen. Die ältesten ( -apitularien wurden 
zwar mit der Lex vereinigt, aber nicht systematisch; *) es 
wurde weder die westgothische noch die langobardische Methode 
angewendet und in noch höherem Grade gilt dies für die späteren 
Capitularien. Materiell sind viele Bestimmungen des Rechts- 
buches durch Königsgesetze ersetzt woiden , ausgesprochen 
wurde dies aber nicht; man Hess den alten Text bestel.eu und 
übeiiiess die Aufgabe beziehungsweise Verwendung sjiäterer 
Gesetze privater Thätigkeit. Das gab den Schreibern die 
.Möglichkeit, den ursprünglichen Text zu bereichern, ohne dass 
sie hiezu verpflichtet gewesen wären und ohne dass sich 
jemand darum olficiell gekümmert hätte. 

Man spricht oft von privaten Zusätzen. Dies eivscheint 
unrichtig. Auf Privatthätigkeit und Schreiberwillkür kann man 
.stylistische Änderungen und fehlerhafte Wiedergabe der Vor- 
lagen, rmstellungen, allenfalls auch noch das Auslassen evident 
überflüssiger Sätze, aber niemals neue Normen mit Strafbestim- 
mungen zurückführen. Die Autorität, Strafen zu dictieren hatte 
niemand, aus.ser den rechtsbildenden Gewalten, und hätte sich 
ein .\bschreiber diese .\utorität willkürlich beigelegt, so hätte 
sich ihm schwerlich jemand gefügt. Die Frage, wem die vielen 
Zusätze der Lex Sal. zuznschreiben sind, ist deshalb schwer 


') s. lioretius: Z. (^apitulurieukritik 17. 

V, K.'iin. Kcclu in tk'ii g(irin. Ul. :1 
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zu beuutwortuu, weil mau trotz der uiiigehendeii Uutersucbungeii 
von Waitz, ') Behrend*) and Schröder-^) nicht mit der er- 
wünschten Sicherheit und lange nicht in allen Fällen zu sagen 
vermag, was als Zusatz und was als möglicherweise von den 
besten Texten weggelassener echter und alter Bestandtheil dei' 
C/'hlodovech'schen Redaction in Betracht kommt. Es muss in 
vielen Fällen, wie ja auch Behrend zugibt, damit gerechnet 
werden, dass manche in späteren Texten auftauchende Stelle 
dennoch schon dem älteren Texte angehört hat, *) mithin nicht 
als Zusatz zu betrachten ist. Erst wenn es möglich wäre, die 
späteren Zusätze reinlich aaszuscheiden, könnte die Frage dcn- 
Provenienz der einzelnen Stöcke aufgewoifen werden. So aber 
ist nur die Muthmaassung zulässig, dass Zusätze, namentlich in- 
soferne sie Strafen auferlegen, auf thatsächlichen l) itheilen be- 
imhen , “) die wiederum ihrerseits auf der durch die Recht- 
sprechung durchgeföhrten Verarbeitung königlicher Gesetze, 
eventuell auf den Beispielen der Urtheile des Konigsgerichtes 
fassen, oder aber auf gewohnheitsrechtliche Entwicklung oder 
schliesslich auf verschollene Gesetze znrUckgehen. ") Es würde, 
somit nur die Einschaltung dieser Zusätze privaten Charakter 
haben, ihr Inhalt aber materiell als ein von den competenten 
Autoritäten ausgehender zu betrachten sein. Wenn nun zwischen 


') D. alte Recht, S. 10, 22 f., 171. 

•) Ztscbr. f. R. G. XIII. 

•) Sav. Ztichr. ü. 36 ff., 39. A. 1. s. auch K. Mayer Z. RnUt. il. 
Ti. Rib.. S. 81. A. 11. Nr. 8. 

*) So hat i. R. Rohrend I. c. 18 ff. wahrscheinlich gemacht, dass 
die in Cod. 'i als 14. 2 u. 3, lü. 8, 41. Zns. 3. (Hessels t'ol. 363^ 
aufgenommenen ätttze als alte Bestandtheile zu betrachten sind. Der erste 
.Satz TOD .59. 4 ist nach Bohrend I. c. '21 als Einschiebsel zu bezeichnen, 
während er u. E. znm alten Texte zn rechnen wäre. 

So z. B. in Codd. 2, 8, 4 u. ff. die speciellen Thatbestände in 
6. 2 and 9. 8. Hierher gehört auch 40. 10 in Cod. 2. Besonders zahlreich 
sind solche Urtheile in Codd. 6 u. u; vgl. Behrend I. c. '22 ff. 

*) Auf Königsgesetzen scheinen zu beruhen in Codd. 2, 3 u. 4 folgende 
Zusätze: 10 . Zus. 4 (vgl Behrend 1 . c. 23c.j. 14. Zus. 4 (vgl. Hessels 
14. 18; s. Behrend 1 . c. 23 d.), 24. f> n. 6 (vgl. Cap. I. c. 4.), augen- 
scheinlich auch 39. 2 u. 8. Hierher gehören ferner r»5. 0 u. 7 in Codd. u 
11 . fl. — Vgl. schliesslich Brunner, H. G. 1 . 302 t.. namentlich Anm. 49, 
sowie Uber Tit. 50. R O. II. 453 f. A. 8. 
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den HHn(lsdirift(;n liiiisnditlii-h der meisten als Zusätze in Be- 
tracht kommenden Stellen so grosse Verschiedenheit besteht, 
so ist dieselbe — abgesehen von dem Umstande, dass auch be- 
züglich der als integrierende betrachteten Bestandteile ebenfalls 
Verschiedenheit besteht — damit zu erklären, dass die ver- 
schiedenen Schreiber nicht in der Lage waren, Vollständigkeit 
anzustreben nnd nur die zu ihrer Kenntnis gelangten, etwa die 
in ihrer Heimat gefällten oder die ihnen wichtiger erscheinen- 
den Gerichtssprüche, ebenso nur die ihnen bekannten und wichtig 
scheinenden Gesetze berücksichtigten. Kurz aber zutreffend hat 
V. Amira') zu dieser Frage Stellung genommen mit der Be- 
merkung, dass die geschriebenen Gesetze als „Gesetzes — aber 
nicht als gesetzliche Texte“ gelten; ebenso wie der Compilator 
älteren Gesetzen neue anreiht, ebenso hält er es für zulässig, 
alte (lesetze auf Grund neuerer Anordnungen oder neuerer 
(irewohnheitsrechte umzuarbeiten,®) desgleichen aber auch neue 
Gerichtssprüche aufzunehmen. Er hält sich für berechtigt, 

Königsgesetze einmal anhangsweise als Ganzes, ein andermal 
anfgetheilt und ohne bestimmte Bezeichnung einzuflechten ; die 
betreffende Technik ist eine confuse und ganz ungenügende. 

Dem allen hätten nur von Zeit zu Zeit wiederholte obrig- 
keitliche Textesrevisionen abhelfen können, an denen es aber 
fehlte. Es ist zwar von Dippe*) die Vermutung geäussert 
worden, dass die Erlassung des pactus pro tenore pacis zu einer 
neuen „Ausgabe“ der Lex geführt habe, die.se Vermutung ist 
aber durch nichts begiündet. Prol. I. nennt allerdings die 

beiden Könige neben Chlodovech und zwar so, da.ss kein merk- 
licher Unterschied in dieser Hinsicht besteht; diese rein nega- 
tive Ähnlichkeit genügt jedoch nicht, um weitere, von anderen 
Königen veranlasste Revisionen anznnehmen. Umständlich er- 
zählen die Epiloge das Zustandekommen des pactus pro tenore 
pacis, erwähnen aber mit keiner Sylbe eine anderweitige Thätig- 


'j Bei Pani lU* 7o. 

’) Wir kiinnen sou;ar auf Wrnnd der lieknnnteii Texte ein derartige.i 
Kinscliiebeii von Köniitsije.sefzen in die Lex beobacliteu; s. Brunner in 
FestK- f. Beseler. •J2. A. 1. Aneb das sor. t'ap. FIT ist tbeil weise in den 
Herold’scben Text aiifgeuoiumen worden. 

•) 1. c IB'i. 

3 * 
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keit dieser Könige; für die Annahme späterer Revisionen fehlt 
vollends jeder Anhaltspunkt. Es hätte aus solchen fortgesetzten 
Umarbeitungen doch endlich ein ofticieller Text hervorgehen 
müssen und man hätte dabei die Gegensätze zwischen einzelnen 
Stellen der I^ex und den Capitularien beseitigt. Es geschah 
weder das eine noch das andere — Beweis genug dafür, dass 
man sich der Mühe neuerlicher Verbesserungen nicht unterzog. 
Dadurch wurde die vorher erwähnte Textentwicklung und Ver- 
schiedenheit ermöglicht, die sonst ausgeschlossen gewesen wäre. 
Em die Lex Emendata kommt in dieser Beziehung in Betracht, 
aber in einem so ungenügenden Maasse, dass sie nicht einmal 
die weitere Textentwicklung zum Stillstände brachte. Die.se 
schwankende Gestaltung des Textes hat wohl zu der geringen 
Anwendung der Lex Salica viel beigi'tragen. 

Wir glauben auf Grund dieser Erörterungen mit folgenden 
Thatsachen rechnen zu .sollen; 

1. Dass die fränkische Rechtsentwickluug in einer Zeit, 
die man chronologisch nicht fe.ststellen kann, von der man abm- 
sagen muss, dass sie einer frühen Entwicklungsstufe angehört. 
also jedenfalls in einem relativ früheren Stadium als bei anderen 
Völkern, eine Rechtsaufzeichnung hervorgebracht hat: 

*2. dass diese Rechtsaufzeichnung volkstümlich umi ohne 
jene mächtige königliche Ingerenz erfolgt ist. die wir bei anderen 
Xölkern wahrnehmen; 

;t. dass sie abseits von römisch-christlicher Beeinflussung 
entstand, daher auch muthmaasslich rein fränkisches Recht 
enthalten hat, sich aber dennoch einer hohen Autorität erfreute, 
so dass sie selbst bei fortschreitender Entwicklung als (frund- 
lage der Thätigkeit Chlodovechs benützt wurde; 

4. da.ss Chlodovech eine durchgreifende Revision und Er- 
gänzung des Textes, theilwei.se unter Zuhilfenahme fremden 
Rechtes vollzogen, das Geltungsgebiet des Rechtsbuches er- 
weitert , dabei aber den allgemeinen Rahmen d(;r älteren Auf- 
zeichnung nicht überschritten, es vielmehr \(»rgezogen hat, 
weitergehende Keuerungen der Praxis und späterer Ausgestal- 
tung zu überlassen; 

dass auch spätere Könige diesem Beispiele folgten' und 
es vorzogen, ihre Neneiungen ausserhalb des Rechtsbuches zu 
stellen, ohne aber hiebei den Zusammenhang mit lier Lex ganz 
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ausser Acht zu lassen , dass vielmehr ein Theil der iieueu 
Nonnen dem Rechtsbuche anffeschlossen niid förmlicli unter 
dessen Namen (bestellt wurde; 

K. dass aber "erade durcli Unterlassung: ol'ficieller Puldi- 
eation und jeweilijrer Verbesserungen der Lex, Privat -Ände- 
rungen nicht hintangehalten, sondern gerade erleichtert wurden, 
wodurch das RechLsbuch in seiner allgemeinen Bedeutung eine 
Erschütterung erfahren musste. — 

So wie die Lex Salica vorliegt, ist dieselbe trotz dei- 
Wandlungen, die sie seit ihrer Entstehung, voi- Allem zur Zeit 
( ’hlodovechs , aber auch später noch, durchgomacht hatte, den- 
noch von fremden Einflüssen so wenig berührt, ila.ss .sie 
unter den germanischen Aufzeichnungen mit Recht einen Ehren- 
platz einnimmt. 

Dies betrifft zunächst ihren Gesammtinhalt. Wir dürfen 
mit Rücksicht auf das früher Erwähnte annehmen, da.ss trotz 
aller Aenderungen und Ergänzungen der Hauptinhalt bestimnieinl 
blieb, so dass ganz neue Materien kaum zur Behandlung ge- 
langten und vielmehr anderweitiger Regelung überlassen blieben. 
Ein Blick genügt, um sich zu überzeugen, dass das salische 
Reclitsbuch inhaltlich hinter dem westgothischen und burguti- 
discheu, ebenso hinter dem Edict Rothars zurückbleibt. Es ist 
das denkbar einfachste Rechts- und Gerichtsbuch ausschliesslich 
für die Gerichtspraxis be.stimmt. Dies äussert sich auch im 
System der Lex. Sie geht aus von der Vorladung und be- 
handelt dann ttacheinander alle möglichen Gegetistände, die iti 
einer Gerichtsversammlung zur Sprache kommen können, ent- 
weder weil es sich um eine Klage und ihre Conseqiienzeti 
handelt, oder weil das Rechtsgeschäft so wichtig ist, dass es 
nicht auf privatem Wege erledigt werden kann.') Nur Tit. .in 
erscheint von diesem Standpunkte befremdend, obwohl auch er 
— wenigstens mittelbar — in den von der Lex festgehaltenen 
Zusammenhang gehört. Abgesehen von dieser Richtschnur, die 
der Lex Sal. schon in ältester Zeit eigen sein konnte, ist keine 
Spur systematischer Gnii)pierung des Stoffes wahrzunehmen. 


') nichtig lieiirlhfilt Uaiiileiizi I. c. $ ila.s .Systimi der L. .Sal. als 
ein durcli Ideeimssociationen liervorgebrachtes. 
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Sie ist eine typische Aufzeiclinunt^ subjectiven Rechtes, insefeni 
dasselbe eines allgemeinen Schutzes bedarf. 

Dieser Systemmangel , der gegenüber dem westgothischen 
ja sogai’ dem langobardischen Rechte absticht, sowie die aus 
der ganzen Anlage hervorgehende inhaltliche Beschränkung 
sind auch später nicht behoben worden. Wir werden vielleicht 
nicht febigehen, wenn wir in diesen Eigenschaften eine der 
Schutzwehren gegen durchgreifende Bethätigung fremder Ein- 
flüsse erblicken. An und für sich hätten natürlich diese Eigen- 
schaften nicht genügt, um einen solchen Erfolg herbeizuführen; 
aber im Zusammenhänge mit allen Umständen, welche die 
Wahrung fränkischer Eigenart gefördert haben, tiägt auch 
dieser Umstand zum Schutze des alten fränkischen Rechtes vor 
weitgehender Beeinflussung durch fremde Rechte bei. Der 
Boden, auf dem sich solche Einflüsse hätten festsetzen können, 
war hier zu sehr beschränkt und die zur Behandlung gelangen- 
den Rechtsfragen boten wenig Anlass zu w'esentlicher Beein- 
flussung von auswärts, noch weniger zu einer die weitere Ent- 
wicklung bestimmenden Befruchtung. 

Thatsächlich ist der Einfluss fremder Elemente hier ge- 
ringer als anderwärts. An Nachwirkung keltischen Rechtes 
im fränkischen Reiche ist bekanntlich kaum zu denken. ') Be- 
ziehungen zwischen fränkischem und friesischem Rechte 
äussern sich eigentlich erst s|)äter, -) sind daher für das ältere 
Recht der Lex Sal. und der sie ergänzenden Oapitularien 
gegenstandslos. Es ist anerkannt und neuerdings auch durch 
die Picke r'schen Forschungen wieder bewiesen, *) dass das 
fränkische Recht die wenigsten rrenidrechtlichen Spuien aul- 
weist und der Beinflussung durch ui-sprünglich nicht näher ver- 
wendete Rechte am kräftigsten widerstand, was gewiss mit 
der Vorgeschichte der Pranken eng zusammenhängt. 

In dem neuen Reiche begegnen die Pranken dem westgothi- 
schen, dem römischen und kirchlichen, sowie stellenweise dem bur- 
guudischen Rechte. Eine Einwiikung des letzteren Elementes ist 


') a. Kickur in Kiinjiildlgi- IV. 4ii<i (. 
*) 1. c. 11. 10. 

») 1. c. 11. 1». 
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nicht zu cuustatieren ; e» htit die spätere Entwicklung iu einzelnen 
Gebieten wohl beeinflusst, ist aber dabei nur mit dem west- 
gothischen und im Einzelnen auch mit dem römischen Rechte') 
in Collision getreten, hat aber seine Wirksamkeit auf das frän- 
kische Recht nicht ausgedehnt; es äussert seine Wirkung 
eben nur local, indem es von dem eigentlich burgundischen 
(Gebiete auch auf das ehemals westgothische Übergriff, wo 
burgundisclie Einwanderung, wenn auch nicht in liohem Maasse, 
nachweisbar ist. 

Für das salische Recht kommt bekanntlich zunächst der 
Einfluss des zeitweise benachbai'ten westgothischen Rechtes 
in Betracht. •') Dasselbe konnte an und für sich durch seine 
höhere Entwicklung dem alten fränkischen Rechte zu wesent- 
lichen Fortschritten verhelfen, ihm überdies, da es bereits vom 
römischen atflcieid war, römisch-rechtliche Elemente vermitteln. 
Für die Beurtheilung dieses Einflusses ist eine Reihe von Stellen 
in's Auge zu fassen: 

1j. Sal. « erinnert an L. Burg 97; der Anklaug ist aber 
schwach;^) 1>. Sal. 7. 1 und 2 weist eine ebensolche Ver- 
wandtschaft mit L. Burg. 98 auf;"’) überraschend ist, trotz ge- 
i'ingcr Aehnlichkeit, dei’ Umstand, dass in beiden Fällen dieselbe 
Reihenfolge begegnet, die überdies in der L. Baj. wiederkehrt, 
woraus zweifellos auf gemeinsame Grundlage zu schliessen ist. 
Die Reihenfolge ist es auch, die lur eine Beeinflussung von 
U. Sal. 8 spricht; diese Stelle kann mit L. Vis. VIII. H. 
nicht unmittelbar verglichen werden, weil letztere nicht mehr 
in urspiiiuglicher Fassung vorliegt , sondern in einer auf der 
Anthjua beruhenden Überarbeitung; aber L. Baj. 22 befasst 


') 8o z. K. liiii.'iiclitlicli der Auffassiiiig dor falciiliselieii l^uart; 8. 
/uuiuer in Sav. Ztsclir. IX. io ff. Andererseits ist wieder die L. Rom. 
Burg, durch das Breviar verdrängt worden; s. Coiirat 1. c. 1. t2. Burguii- 
dische Beeinflussung des römischen Rechtes iu Büdgallien erwähnt Kicker 
1. c. IV. >J4f. 

-) 8. Kicker 1. c. 5211. Des ullgeuiein culturellcn Eiuflusse.s des 
I)urguudi8chen Klementes aut die Kranken ist oben 11. 240 . .\. l. gedacht 
worden. 

•t) 8. besonilcr.s Kicker 1. c. 1. liil ff. 

‘J vgl. L. Baj. 20 und L. Alam. 7s. 

‘J vgl. L. Baj. 21. 
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sich mit derselben Fraprc. *) 1 j. Sal. I und 2 erinnci t 
einigenuaasson an L. Vis. VIII. ;i. IH und 15; *) doch ist die 
Aehnliclikeit zwischen dieser Stelle des westgothischen Rechte.s 
und li. Burg. 2.1 wesentlich grösser und überdies weiclii 
L. Sal. '.I auch materiell'*) von dem westgothischen Vorbilde 
ab. In höherem Grade lehnt sich L. Sal. !*. 5 an B. Vis. 
VIII. 1. 14;^) namentlich tritt die Aehnliclikeit in der Styli- 
siernng von Cod. 2 auf. L. Sal. 9. 8 (t!od. 2 •') erinnert ziem- 
lich stark an L. Vis. VIII. 1. It) “) und B. B. 27. 4 und 
Grosse Selbständigkeit trägt dagegen L. Sal. l(i im Vergleiche 
mit li. Vis. VIII. 2. 1. zur Schau;’) allerdings .scheint L. Vis. 
N'III. 2. 1. stark modernisiert zu sein. Selbständigen Eindruck 
macht auch L. Sal. 22 gegenüber der L. Vis. VIII. 2. 12 ’*) 
Ij. Sal. 23 erinnert an L. Vis. VIII. 4. 1 *) und au L. Burg. 
4. 7. Ebenso L. Sal. 27. 1 und 2 an L. Vis. VII. 2. 11:") 
dennoch fällt hier Verschiedenheit der Thatbestände und der 
Strafsätze auf; insbesondere tritt die Verschiedenheit hervor, 
wenn man diese Stelle der L. Sal. mit L. BaJ. 9. 1 1 ’") ver- 
gleicht. Die zwei folgenden Normen, L. Sal. 27. 3 und 4 
dagegen sind mit der gemeinsamen Vorlage von L. Vis. VIII. 


•) Ks ent.stubt also «iiie Iteiliuufolgc ; 

I.. Sal. l> — h. Burg, ‘.i7 — L. l!aj. eo 

. . 7 - , . ‘.'S - , . -21 

„ . s — L. Vis. V'III. ( 1 . „ 22 . 

-) liier rulit-L. Vis. vielleicht auf Ruriciaiiisdier Urutullage ; s. /cuuicr 
(neue Ausg. 32D. A. 1.) 

’) 8. Brauner in K. (4. II. 5;t2. ;t. 

*) Die vorliegeude Fassung, zwar als Aulii|ua bezeichnet, scheint ihn li 
geändert zu sein; e. 55eumer 1. c. :427. A. ;>. 

") Diese Stelle fehlt in Cod. I ; derselbe enthält Aehnliches in 27. ä. 
") Vielleicht Eurioianisches Recht; s. Zentner 1. c. :425. A. 1. 

D 8. Brunner 1. c. 11. f'5ä und (Tcffcken in der Ausgabe der 1.. Sal. 
S. 12ii fl. 

7») I’ber ilie V'erwauiltachatt diesc.s Tit. mit dem westgothischen Kwliie 
8. K u 0 b n e : D. Recht d. Mühlen, S. 15 ft'.; derselbe ntacht überdies 1. c. 
2t> f. auf eine wahrscheinlich fiiihe .Vettderung dieses Tit. auftnerksatii 
■■) vgl. Zeunter 1. c. 311. A. 2. 

•) vgl. D. Burg. 4. 5 und Ed. Roth, 2Hti. 

"*) lit Zeumer’s Restitution .s. 
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4. I und L. Burj». 4. fi offenbar näher verwandt, ') wie be- 
sonders der Straffolge in L. Sal. 27. 4 entnommen werden 
kann. Interessant ist Vergleich von L. Sal. 27. 5-) mit 
L. Vis. VIII. a. 10, welche Stelle wir vorhin für den Ver- 
gleich mit li. Sal. 9. 8 (Cod. 2) herangezogen haben; die Selb- 
ständigkeit des .salischen Rechtes ist auch hier giösser als die 
der betreffenden Bestinnnungen dei- L. Burg. L. Sal. 27. B 
ist verwandt mit L. Burg. 2.'i. 1 , wogegen die Aelmlichkeit 
mit li. Vis. VIII. 3. 2. eine änsserst schwache ist: “) noch 
schwächer der Anklang von B. Sal. 27. 12 an L. Burg. 27. 7 
und 103. 1. L. Sal. 29. 1 hält Brunner^) für einiger- 
maassen verwandt mit L. Vis. VI. 4. 3; da aber diese Stelle 
durch Chindaswind offenbar sehr modernisiert ist, erscheint die 
Durchlührung eines Vergleiches schwer. L. Sal. 32. 1. weist 
hinsichtlich des Thatbestandes eine Verwandtschaft mit L. Burg. 
22 auf. li. Sal. 38. 8 erinnert, wenn auch schwach, an L. Burg. 
73. 3 und an L. Vis. VIII. 4. 3; in demselben Grade L. Sal. 
38. 12 (Cod. 2) an L. Vis. VIII. 4. 4.-’) Es kommen schliess- 
lich noch drei Stellen *) der L. Sal. in Betracht, nämlich L. Sal. 


'J Ancli hier fällt wieilor ilie Ueihenfolge auf: 

L. Sal. 27. I uiiil 2 — L. Burg, J. 5. 

„ . 27. 3 , 4 - . . 4. «. 

-) s. uheii Aimi. 5. 

vgl. L. Baj. y. 12. 

<} I. c. r. 206. A. 17. 

') Hier ist auch die Ueihenfolge überra.sehend , obwohl durchaus nicht 
inaa.ssgebend: denn es liegen ::war zwei iinniittelbar aufeinander folgende 
Stellen der 1.. Vis. vor, aller die entsiirechenden Stellen der L. .Sal. ge- 
hdren verschiedenen Textfonnen an. 

“) .\nssor den im Texte angeführten und den drei noch zu besprechen- 
den Stellen ist Tit. 20 zu erwähnen, weil Tarn a sein (Nozze Polacco- 
l.itzatto. p. 16 ff. hier einen Zusniunienhang mit L. Vi». V. 7. 2 aimehmen 
zu sollen glaubte. Der italienische Uelohrte unterschätzte offenbar bei dem 
Vergleiche zwi.schen I.. K. Vis. ('. Th. IV. 9. 1, L. Vis. V. 72 und Ij. .Sal. 26 
die wichtigen llnterschiede; der L. V’i.s. ist mit L. H. Vis. die Uiigiltigkeit 
der Freilassung getnoiusam, doch fehlt die manumissio ante principein, 
D. .Sal. gibt im (iegensatze zu ihrem vermeintlichen Vorbilde die Giltigkeit 
der Freilassung zu und spricht von einer Freilassung ante regem. Der 
lUiterschied in den Rechtsfolgen und im Thatbestande schlicsst wohl die 
.Annahme einer Fiitlehming aus; man darf auch die in westgothischen 
Fnmtebi vorkommenden .6 nnmmi nicht heranziehen; denn dort wird das 
Geld angenommen, beim Schatzwurf der L Sal. dagegen ahgewiesen. 
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39, 42. .■) und 44, die jedoch weg;en ihrer speciellen Bedeutung 
in anderem Zusammenhänge gewürdigt werden müssen. 

Die Durchführung eines genauen Vergleiches zwischen den 
in Frage kommenden Stellen der Lex Sal. und des west- 
gothischen Rechtes muss selbstverständlich auf Grund der vor- 
handenen Texte als nnmöglicli bezeichnet werden, da weder das 
alte westgothische Recht, noch die älteste Form des salischen 
Rechtes vorliegen, während für einen solchen Vergleicli mit 
den langobardischcn Edicten wenigstens die letzteren in zuver- 
lässiger Weise herangezogen werden können. Diese Schwierig- 
keit wird theihveise dadurch vermindert, dass wir bemerken 
können, dass die überwiegende Anzahl der westgothisch lieein- 
flussten Stellen der Lex Salica dem 1. Text dei'selben angehört; 
es ist kein Grund anzunehmen, dass diese Stellen durch Ab- 
.schreiber oder auf andere Weise eine eingehende Aenderung 
erfahren hätten; trotzdem ist die Quellenlage in diesem Falle 
eine wesentlich unbequemere als für den Vergleich des lango- 
bardischen und westgothischen Rechtes. 

Dennoch ist selbst aus diesem unter so eischwerenden 
Umständen durchgetnlirten Vergleiche zu entnehmen, dass der 
Keeinfinssung des salischen Rechtes durch das westgothische 
vorwiegend Euricianisches Recht zu Grunde liegt. Im (iauzen 
ist aber die Beeinflussung eine viel geringere als man mit 
Rücksicht auf die gesammte Situation anzunehmen geneigt sein 
könnte. Denn es ist zu bemerken, dass die Nothwendigkeit 
oder Nützlichkeit der Heranziehung fremder Vorlagen hier an 
und für sich in höherem Grade vorlag als z. B. bei den Lango- 
barden, die erst lange Zeit nach der Eroberung Italiens zur 
Aufzeichnung schritten, dennoch aber westgothisches Recht in 
zahlreicheren Fällen benutzten als die Franken. Hauptsächlich 
entlehnt erscheint dasjenige, was im VIII. Buche der L. Vis. 
Aufnahme fand, was mit Rücksicht auf die von Zeumer') be- 
leuchtete Stellung dieses Buches hervorgehoben werden muss. 
Betrachtet man die Materien, für welche westgothische Ein- 
flüsse in Betracht kommen, so findet man, dass gerade in den 
wichtigsten Fragen die Lex Salica selbständig vorgeht und nui 


Nouc» Arcli. XXlll. 4ao. 
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für weniger wichtige der westgothischeii Vorlage folgt. Man 
siebt schliesslich, dass in keinem Falle die Beeinflussung von 
inhaltlicher Bedeutung ist, denn man findet keine Bestimmung, 
bei der man sagen müsste , dass die Franken sie ohne west- 
gotliisdies Beisjjiel nicht hätten fassen können. Es liegt tech- 
nische, aber nicht Juristische Anlehnung vor und man 
findet die von Brunner’) ausgesprochene Ansicht bestätigt, 
wonach Eurich’s Gesetze bei der Abfassung — richtiger gesagt 
bei der Chlodovech’schen Revision — der L. Sal. in der Weise 
benutzt wurden, dass man im Anschlüsse an die gothische Vor- 
lage die betreflende fränkische Rechtsansicht niederschrieb. 
Schon früher-) ist erw'ähnt worden, dass mau sich dabei eine 
sehr auftallende Beschränkung auferlegte, indem man wichtige, 
von Eurich behandelte Fragen, die aber oflenbar in der älteren 
Lex Sal. nicht berührt waren, auch Jetzt nicht berücksichtigte. 
Man kann angesichts dieser Wahrnehmungen sagen, dass das 
fränkische Recht in dem Augenblicke, wo es mit dem west- 
gothischen zusammenstie.ss , bereits zu hoher Reife gediehen 
war und dass es eine Resistenzfähigkeit zeigte, die sogar über 
die des langobardischen Rechtes hinausging. Dies ist desto 
auttällcnder, als gerade das westgothische Recht in Gallien eine 
hervorragende Stellung einnahni und besondei-s für die Kirche 
und die Römer dieses fiandes die westgothischeii RechUsquellen 
maassgebend geblieben waren. Nicht mir das Breviar, sondern 
auch das westgothische Recht war der Kirche geläufig, denn 
es erscheint .sogar bei Benedictas Levita, und l'seudo- Isidor, 
benützt *) ebenso für die fränkischen iSynodeii verwendbar ') und 
noch in der Praxis des und IX. .lahrh. concurriert es in 

Südgallien erfolgreich mit dem römischen Recht. ’) Man könnte 


') I. c. I. 301. 

'•<) B. oben S. et) fl'. 

8 Conrat I. c. 300, 300. 

8. Li ä II e I in 1 ,. Kum. Via. uinl hiezu Cniirat I. c. I. 7. A. 4 
und 30. Ueber da» Coucil von Kauze s. in diesem Werke II. 294. A. 4. 

Das» der erhöhte Schutz der (Teistlichkoit iin frdDkiselien Iteiche auf 
we.stgotliischen Kiutlus.s zurückzufUhreu ist, hat Da hu I. c. V'IIl. V. 23li 
bemerkt. — Auch die Epit, Lugdun. benützte westgotliiscbes Recht; vgl. 
oben II. Theil. S. 335. 

8. Brunner 1. c. I. 292. A. 24. 
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also auf Grund dieser Stellung des westgothisclien Rechtes einen 
viel weiter gehenden Einfluss desselben , namentlich zur Zeit 
Ohlodovech's vermuthen und es gewinnt das besprochene Ergebnis 
von diesem Standpunkt eine desto grössere Bedeutung. 

Ebenso wichtig ist der Umstand, dass der westgotldsclie 
Einfluss zu keiner erheblichen Romanisierung des fränkischen 
Rechtes führte. Während das westgothische Recht dem lango- 
bardischen zweifellos römische Elemente vermittelte, ') kommen 
in dieser Hinsicht höchstens drei Stellen der Le.\ Salioa in 
Betracht, nämlich Tit. 3‘i, 42. 5 und 44, also diejenigen drei 
Stellen, die wir bei Besprechung der Verwandtschaft zwischen 
westgothischem und salischem Rechte zunächst unberücksichtigt 
Hessen. 

,\m wenigsten lallt L. Sal. 42. .'i ins Gewicht. Tamassia*) 
hat sich hier für eine Anlehnung an U. R. Vis. Paul. V. 3, 
§ 3 ausgesprochen; mau könnte überdies an eine Verwandtschaft 
mit eigentlichem Westgothenrecht, nämlich mit L. Vis. ^’III l. 
H— t; denken; aber beide Verwandtschaften erscheinen so schwach, 
dass man sie — selbst wenn man sie gelten lässt — als ganz 
unwesentliche bezeichnen muss. 

Für Tit. :ftt hat Hartmanu-^) römischrechtliche Beein- 
flussung angenommen und eine Verwandtscliail mit L. Vis. Vll. 
:t. 2 und 3 abgelehnt. So sehr wir der gesammten Behandlung 
dieses Titels durch den genannten Foi-scher beipflichten, müssen 
wir doch betonen, dass es ihm nicht gelungen ist, eine bestimmte 
römischrechtliche Norm namhaft zu machen, aul die Tit. 39 
der L. Sal. zurückgeführt werden könnte. Es muss dagegen 
hervorgehoben werden, dass L. Vis. VII. 3. 3, trotz der durch 
Chindaswind vollzogenen Alodificierung, auffallende Aelinlichkeit 
mit L. Sal. 39 aufweist; auch sie wendet das Wort „sollicitare“. 
allerdings in anderem Sinne, an und die Strafe ist dieselbe wie 
in li. Sal. 39. 2. Somit ist mit aller Wahrscheinlichkeit anzu- 
nehinen, dass der sich hier äussernde römische Einfluss that- 
sächlich auf westgothische Vermittlung zurttckgeht. 


') 9. obeu II. lo.^. A. 1. 

*) Foiiti dt'ir Kditto 44. 

ln Forsch, z flciitsch. Uesch. XVI. lill. 
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L. Sal. 44 berulit, wie Bniniier') iiadigewieseii liat, auf 
uinem Gedankeiigaiigo, den mau aucli anderwäits findet, nämlich 
auf der Absicht, die Wiederverheiratung der Witwe von dem 
Eigennutze derjenigen , die an ihrem Vermögen interessiert 
wären, unabhängig zu machen. Die hienir gefundene Lösung 
weicht von den ähnlichen liösungen germanischer Rechte ab 
und lehnt sich an 0. Th. III. 7. 1 und die dazu gehörige Inter- 
pretation an. AVir hätten es also mit einer durch westgothi.sche 
Vermittlung bewirkten rümi.sclirechtlichen Beeinflussung der 
li. Bai. zu thun. 

Betrachten wir aber die Ausgestaltung in dem einen und 
in dem anderen Palle , dann können wir Unterschiede wahr- 
nehmen, die zweifellos bewei.sen, dass das salische Recht, .selbst 
in diesem Palle, der fremden Piihrung durchaus nicht blind 
folgt. Während das römisch-westgothische Vorbild nur minder- 
jährige Witwen schützt, fasst L. Sal. 44 alle Witwen ins Auge; 
das römi.sche Vorbild weist den Richter an, den Rath der uicht- 
erbeuden Verwandten zu hören und im Notfälle zu entscheiden, 
L Sal. 44 dagegen bestimmt ganz selbständig, dass der Richtei' 
nicht zu entscheiden, sondern die formelle Ueberwachuug zu 
fuhren hat; und auch die zum Empfange des Reifgeldes be- 
rechtigten Verwandten haben nicht zu rathen, .sondern nur das 
(ttpUI zu empfangen. 

Es ist somit festzustellen, dass — ebenso wie der west- 
gothische Einfluss im allgemeinen — auch der durch west- 
gothische V'ermittlnng cindringende Einfluss des römischen 
Rechtes die Widerstand.skratl des salüschen Rechtes nicht zu 
brechen vermochte und zu keiner blinden Unterwerfung, sondern 
zu selbständiger Lösung der betreffenden Prägen führte. In 
anderem Zusammenhänge-) haben wir die Vermuthung ausge- 
sprochen, dass Tit. und 44 zu den drei von Chlodovech 
speciell eingeschalteten gehören. Trifft diese Vermuthung zu, 
dann er.scheint der fremdrechtliche Einfluss in diesen zwei 
Titeln noch weniger auffällig; aber auch ohne diese Erklärung 
vermag er an dem Gesammteindrucke der Lex Sal. nichts zu 
ändern. 


') Bert ,Sitz.-Ber. IS9+. ,S i-ün ff. 
'■') s. oben Anm. S zu .S. :io. 
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Selbstverstämilicli bringt sclioii die Benützung der latei- 
nischen Spraclie äusserliclie Romanisierung des fränkischen 
Rechtes mit sicli , die man aber natürlich nicht übei-schätzcn 
darf, da es sich doch vor Allem lediglich um die Ausdrncks- 
weise handelt. So hat schon Gierke') betont, dass „Fiscus“ 
in den germanischen Volksrechten nicht in römischem Sinne 
angewendet wird, vielmehr Königsgut bedeutet. Dagegen hat 
Brun ner'^J die salische Bezeichnung „fides facta“ aut den für 
die römische Stipulation üblichen Sprachgebrauch zuiiickführen 
zu sollen geglaubt und Tamassia ‘) hat diese Ansicht in ein- 
gehender Weise unter Heranziehung reichen Materials weiter 
ausgeführt. Dennoch glauben wir mit E s m e i n ■‘) auch hier 
nur eine lateinische Bezeichnung des dem fränkischen Rechte 
angehörenden Begriffes annehmen zu dürfen. 

Die in den späteren Texten vorkommenden Zusätze weisen 
ebenfalls eine Reihe von Ausdrücken auf. die von römischrecht- 
licher Beeinflussung zeugen; durchgreifender Einfluss ist aber 
nirgends zu bemerken. Ij' Sal. ü. 7 u. «•’) (Cod. 2 lieziehungs- 
weise (> und 7 in (,’odd. 3 und 4) spricht von damnum estiinatum 
lind Tardif“) denkt hier an L. R. Vis. Sent. Pauli I. 15. § 1. 
Die Aehnlichkeit ist sehr geringfügig ’) und sachlich fehlt jeder 
Grund , an römischrechtlichen Einfluss zu denken. Die Be- 
stimmung L. Sal. 13. 11 (in den Hss. der zweiten Familie) 
beruht, wie v. Savigny“) und Conrat*) bemerkt haben, auf 
der Interpretation zur Breviarstelle C. Th. III. 12. 3. Doch 
hat Brissaud’") wahrscheinlich gemacht, da.ss die L. Sal. in 

') Genoss. K. 11. .Mi5 ff. 

•) K. G. il. Urk. I. 2‘.!-.i. .\. a. 

.Kideiii fniere“ in Arcli. KOiriil. Kilippo .Serafini. Hil. XI. Heft 1’ 

(laos). 

*) Nouv. Kev, hist, de dr. fr. et etr. VI. SS f. 

') Auf die allerding.s schwache Verwandtschaft /.wisdieii 1.. .Sal. !•. .s 
und L. Vis. VIII. .H. 10 ist oben S. Sil hingewiesen worden. 

*•) 1. c. Ui7. 

’) Darauf hat schon Brissaud; I.a loi saliijuc ot le droit rumain 
(Mein, de l'Aead. des .Sciences de Toulouse IX ser. t. 111 2IS.) hiuvewiesen 
und besonders die inhaltliche Versehiedeiiheit betont. 

“) 1. c. II. ab. 

•) 1. 0. I. 2. 

1. 0. 212. 
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diesem Falle ilireii lömisclieii Inhalt kircliliclier HeeindussunR: 
verdankt und auf die Beschlüsse des II. Coiicils von Tonrs 
(567) verwiesen.') In L. Sal. 40. in (f!od. 2) kommt qua- 
drnplum vor, auf dessen Bedeutung Sohm -) aufmerksam ge- 
macht hat; wir haben erwähnt,") dass in diesem Falle aller 
Wahrscheinlichkeit nach ein Urtheil vorliegt, so dass wir es 
mit einer Specialentscheidung zu thun hätten. ^) Die Bestrafung 
der (Ti-abschändung und des Kirclnml'revels in L. Sal. .55. c. 
und 7 (Hss. der zweiten Familie) beruht zweifellos auf kirclilicdi- 
römi.scher Einwirkung.') Ini Herold'sohen Text 3li. 5 erscheint 
die Ausdrucksweise „uon per stirpes, sed per capita“ römisch: 
sie ist desto überraschender, weil im Decr. Childeberti II(.'j95) 
c. 1 dieser Begriff noch um.schrieben werden musste.®) Das 
ist aber auch alles. — Wenn wir nun von der mehr als frag- 
lichen Beeinflussung in Tit. 9 absehen, bleiben unter den spä- 
teren Zusätzen im Ganzen vier Stellen, von denen zwei eher 
unter kirchlichem als römischem Einflüsse stehen, eine offenbar 
auf einem vielleicht in romanischer Gegend gefällten IJrtheile 
beruht und eine nur stylistische ßeeinflu.ssung aufweist. Wenn 
wir bedenken, dass eine Anzahl von Handschriften der L. Sal. 
in romanischen Gegenden entstanden ist und dass das Rechts- 
buch auch in kirchliclien Kreisen benützt wurde, erscheint dieser 
ganze romanistische Nachschub so geringfügig, dass er gei echtei - 
weise gar nicht in die Wagschale ßlllt.") 

') vgl. E. Mayer: Z. Entst. d. Lex Kil». S2. Atiiii. 

*) R. n. ti. Verf. I. 220. A. .SO. 

=) 8. oben S. S4. A. 2. 

*) E. Mayer I. e. veraiiclit, eine andere Lüauiig zu tiiideii, die 
aber nicht stichhaltig ist; man kann an die Regelung der Dilatura hier 
schon deshalb nicht denken, weil ohnehin flir die Dilatura gesorgt ist. 
vgl. Brunner: R. (i. I. :I00. A. 40. 

•) 8. Hartman n 1. c. 012. A. 2. — Trotzdem ist aber der luhalt 
der Bestimmung des Herold'schen Textes germanisch; Tit. aa gehl hier, 
wie D u 1 1 z i g fl), dtsche. Urunderhrecht 74) mit Reidit bemerkt , von der 
Voraussetzung der germanischen Hesaminthand ans. 

’) Tit. IS. II und 5ö. 0 und 7. 

*) s. Kaufmann I. c. XI. Oia, Brunner I. c. I. 2Uü. A. o. 

•) Die von Tardif 1. c. l.or ff. bervorgehobeneii .\nalogieen zwischen 
altrOmischem Rechte und der L. Sal. gehören in den Bereich iler vergleichen- 
den Rechtswissenscbal't indoeuropäischer Völker, es ist geradezu unglaublich, 
dass der genannte Forscher hier einen directen Zusammenhang annebmen konnte. 
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Dem Antjetührteii ist zu entiieliiucn, dass dei- löMiisdi-icclit- 
liche Einfluss, der übeiliaupt und sogai- iu den spatereti Texten 
sehr gering ist, da, wo er einigerinaassen errieldicher erscheint, 
auf wcstgothischer oder kirchlicher \ ermittlung beruht. Die 
letztere kann iu -i Fällen ganz bestimmt beliaujitet, in einigen 
anderen *) mit Wahrscheinlichkeit angenommen werden. 

Directer römischer Einfluss fehlt; er könnte höchstens in 
Tit. 3!i constatiert werden und sogar in den .späteren Texten, 
selbst in denjenigen, die in römischer Umgebung entstanden, 
ist es — etwa mit Ausnahme des Tit. 40 — eigentlich nui- 
zur Beeinflussung der Ausdrucks weise gekommen. An diesem 
Eindruck festhaltend, müssen wir aber doch sofort darauf hin- 
weisen, da.ss auch dieses im Vergleiche mit manchen andern 
germanischen Rechtsaufzeichnungen überraschende Ergebnis, zum 
grossen Theile in der inhaltlichen Beschränkung der 8al. 
seine Erklärung findet. Denn wie erwähnt, bot der durch die 
Dex behandelte Stott wenig Gelegenheit zu fremder Beein- 
flussung, von welcher Seite sie auch immer stHUimen mochte. 
Es mag die geringe Holle, die die fremden Einflüsse hier spielten, 
aus diesem Grunde an und für sich weniger auffallend er.scheinen. 
doch muss man andererseits den Umstand hervorheben, dass es 
trotz der Berührung mit westgothischen und kirchlich-römischen 
Elementen dennoch zu keiner Ausgestaltung und Beieicherung 
dieses precären Inhaltes kam und muss eben darin einen voll- 
giltigen Beweis ftir die Resistenzfähigkeit des salischen Rechtes 
eiblicken. — 


Wir gehen zu den Capitularien über. Hier hatte das 
Königtum doch freiere Hand. War es unmöglich oder unihun- 
lich, anlässlich der Ghlodovech'.schen Revision den Inhalt der 
Lex auszudehnen und fremden Einflüssen Itedeutenden Spielraum 
zu gehen, so boten Ja gerade die Capitularien, die der noth- 
wendigen Rechtsentwicklung Ausdruck verleihen sollten, den 
be.sten Anlass für die Verwendung fremder Vorlagen; als .solche 


*) So nameutlicli fiir Tit. 4t, weil die Kirche «ich für die Freiheit der 
Khe?*chliessiing interensieren mus«te. 
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abtu- kamen iiatürlidi wieder das wesiKotliiselie und röiiiistdie 
Reclit in Frage. 

Prüfen wir zunäclist die Merowingischen Capitularien, ') 
so sind folgende Stellen in Betracht zu ziehen; 

Capit. I. c. 5-) ist mit L. Vis. III. 22 (Ant.) und auch 
mit L. R. V. C. Th. IX. »> verwandt. Eingehender Vergleich 
lehrt, dass man sich eher für die Verwandtschaft der fränki- 
schen Bestimmung mit der westgothisehen als mit der Breviar- 
stelle auszusprechen hätte, was übrigens insofern nebensächlich 
erscheint, als auch die betreffende Stelle der L. Vis. schon 
römischen Einfluss aufweist. *) Capit. I. c. G lehnt sich an 
li. Vis. III. 3. 4 (Ant.) an, welche Bestimmung ebenfalls 
römischen Einfluss anfwcist; die Selbständigkeit der fränki.schen 
Auffassung i.st jedoch in dem Strafsatze ersichtlich. Die beiden 
folgenden cc. 7 und 8 beruhen theilweise auf L. Eur. 321. 
theilweise auf römischem VulgaiTccht. Die fremde Beeinflussung 
ist in diesem Falle eine sehr beträchtliche, doch treten auch 


') Unter diesen Begriff fallen auch die Zusätze zur L. Sal. Kin 
sicheres Kriterium ist allerdings nicht zu finden; denn es sind einerseits 
schon in der I^ex Zusätze verarbeitet, die späterer kfiuiglicher Gesetzgebung 
ihre Entstehung verdanken und andererseits ist es nicht ausgeschlossen, 
ilass unter deu ausserhalb der Lex stehenden Zusätzen Normen vorkomtiieii, 
die nicht auf kfiniglicber Oesetzgebung, sondern auf Urtheilen beruhen. — 
Die Keihenfolge dieser Zusätze steht bekanntlich auch nicht fest; s. 
Schriider in Sav. Ztscbr. II. .')9f., R. O.* 235. A. 9, Hartniauu 1. c. 
Ci09, Geffckeniu Vorr. zu seiner Ausg.. S. X. Insbesondere hat Brunner 
(Berl. Sitz.-Bor. 1894, S. öü9) die co.. 6 — 8 des sog. Capit. I von dem ersten 
und dritten Theile desselben getrennt, so dass man es in diesem F.alle mit 
mehreren verschiedenen Qesetzen zu thun hätte, deren ursprüngliche Gestalt 
unbekanut wäre. Sehr wahrscheinlich hat Brunner I. c. gemacht, dass 
die.se Capitei einem neustrischen Gebiete gegolten und zur Regelung der 
Kheii der dort wohnenden äalier mit Rümerinnen bestimmt waren. Oh sic 
deshalb erst in die Zeit nach Chlodovech zu setzen seien, ist aber vielleicht 
doch fraglich, denn schon dieser KiSnig hat mit der Existenz der Römer 
gerechnet und es ist ganz gnt anznnehmen, dass er auch speciell tlir ge- 
mischte Ehen Nonnen erliess. Die ebenfalls von Brunner (1. c. 1294 ff.) 
beleuchtete innere Verwandtschaft dieser Capitei mit L. Sal. 44 kommt 
auch io Betracht. 

“) Wir halten trotz der Brun ne r 'sehen Äiisführungen an der üblichen 
Bezeichnung fest, weil sie in den meisten Ausgaben verbreitet ist. 
s. Brunner: R. G. II liilu. A. 27. 
r. liailian. KOm. Kochi in den germ. Volksstsaton. lU. 4 
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wesentliche Uuterscliiede hervor, die eine selbständige Uni- 
bildnng ersichtlich machen. B r u n n e r ') bemerkt mit Recht, 
dass c. 7 den Zweck verfolgt, „die salische Herausgabe des 
Pederwat mit dem römischen Grundsätze der Halbtheilung da- 
durch in Einklang zu bringen, dass die der Witwe verbleibende 
Dos um den durchschnittlichen Wert des Federwat vermehrt, 
der Halbtheil auf -/g der Dos erhöht wurde.“ Eine demselben 
(Tedankengange entsprechende Umbildung liegt in c. K vor. 
Man sieht ferner, dass die hier voiliegenden Bestimmungen 
nicht so weit gehen wie Ed. (Jhilper. c. 5, in welchem erst der 
Abschluss dieser Frage erfolgt. Uebenhes schwächt der Um- 
stand, dass dieses Capitulare, wie erwähnt,*) fiir die auf roma- 
nischem Boden lebenden Salier erlassen war, vor allem aber 
die Erwägung, dass es nur dispositives Recht enthielt, welches 
durch entsprechende Verabredungen jeweils geändert w’erden 
konnte, die Bedeutung der hier vorliegenden Anlehnung an 
römisches Recht ab. Aus den von Brunner’) angeführten 
Formeln ist die häufig abweichende Praxis zu ensohen. 

Ed. C h i 1 p e r i c i c. 5 führt das soeben besprochene zu 
Ende, lehnt sich also in noch höherem Grade an das römische 
Vulgarrecht an. Es findet insbesondere die vulgarrechtliche 
Ausdehnung der Grundsätze über die Theilung der Dos auf die 
„donatio ante nuptias, in dotem redacta“ sehr scharfen Aus- 
druck. Aber auch dieses Capitulare ist für Neustrien erla.ssen 
und enthält ebenfalls dispositives Recht. 

Die Decr. Child ob. II. behandelt in c. l das Repräsen- 
tationsrecht und Tardif*) denkt an Entlehnung aus L. R. Vis. 
Gai. II. 8. § 2, was aber näherer Betrachtung nicht Stand 
hält, obwohl man aus allgemeinen Gründen fremde Einwirkung 
annehmbar finden dai’f. C. 2 desselben Capitulars steht that- 
sächlich untei- dem Einflüsse von L. R. Vis. C. Th. III. 12. 
2—4, der hier kirchlichem Interesse entsprach. Fremde Be- 
einflussung lässt auch die Unterscheidung der Thatbestände, die 
vor Oller nach Erlassung des Gesetzes sich ereigneten, aii- 


') I. 0. .'•.lai. 

-i s. iihpii s. ly. I 
’l I. 170 
*) 1. r. US, 


Digitized by Google 



51 


neliuien. ') Die Beliaiidluiig der Verjäbning in c. 3 mag au 
L. R. Vis. C. Th. IV. 12. 1 und 2, sowie 13, ferner an L. R. 
Vis. Nov. Valent. VIII stark erinnern, was uns aber nicht 
hindern darf, auch die Unterschiede zu berflcksichtigen. -) 

Praecoptio Chlotharii II fordert in der Einleitung 
zu einem Vergleiche mit L. R. Vis. Nov. Valent. VIII her- 
aus;“) c. 2 derselben erinnert an L. R. Vis. C. Th. I. 2. 1; 
in beiden Fällen handelt es sich nat&rlich um Stylistisches. 
0. 3 weist einen ganz vagen Anklang an L. R. Vis. Paul. V. 
.5. § 9 auf. C. 4 erinnert schon besser an Praef. ad Gundob. 
c. 7. Oc. 5 und 9 weisen ebenfalls eine wesentliche Aehnlich- 
keit mit L. R. Vis. C. Th. I. 2. 4 auf. C. 6 geht aut kirch- 
lichen Einfluss zurück, ohne auf einer bestimmten Stelle zu 
fusscn : kirchlichen (fliaracter haben auch c. 7 *) und c. 8, ebenso 
cc. 10, 11 und 12. Zweifellos muss man in c. 13 neben römi- 
schem Einflüsse an kirchlichen denken, ja sogar den letzteren 
in den Vordergrund treten lassen;“) denn ein Vergleich mit L. 
R. Vis. C. Th. IV. 13. 1 und Paul. V. 24. interpr. lehrt, da.ss 
das Capitulare von dem römischen Vorbilde abweicht und 
liüning hat mit Recht hervorgehoben , *^) dass die Kirche an 
dieser Aenderung interessiert wai-. — Die Praeceptio Chlothars 
II ist ein römisch-kirchliches Gesetz,") das, kirchlichen Inter- 
essen Rechnung tragend, gleichzeitig den Bestand des römischen 
Rechtes wahrte. Der fromdrechtliche Einfluss, der hier auf 
Schritt und Tritt begegnet, darf also weder überraschen, noch 
verallgemeinert werden. Betrachten wir überdies das Ueber- 
gewiclit des kirchlichen Rechtes über das römische, so gelangen 
wir zur Ueberzeugung, dass selbst die.ses Capitular der Annahme 


') «. Aifolter: Qeach. il. intertempomicii Privfttrechtes I, 120. 

8. V. Snvigny I. c. II. U7 ff. und Daliii I. c. VIII. III. S. A. I. 
I d<*8». Cnpit. soll nnoli Brunner (s. olien S. 49. A. 9) rümiRcben Kin- 
1 I 1188 aut'weiseu. 

». LöniiiK I. c. II. 2s7. .\. .H. 

‘) vgl. nebst L. K. Vi*. 0. Tli. III. 10 . 1 auch Conc. Orleans IV. c. 22. 
‘1 8. V. Savigny I. c. 11.97. A. c.; Lüning 1. c. II. 287. A. 3; 
Uabn I. 0 . VD. III. 290; Boretiua in der l'apitt. Ausg. 1. 19. A. 7. 

•) l. c. 295. 

’) 8. B o r e t i u 8 : • Beiir. a. tVtpitularienkritiJi 211'. Verf betont mit 
Kecbi anrb die Benützung der Bezeichnung , praeceptio“. 

4 “ 
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starkei- HeeinflusKung des l'rSiikisclieii Reclites dmcli das j ömisclie 
keine Basis bietet. 

Dasselbe gilt und zwar in noch höherem Grade von den 
späteren Oapitnlarien, die bekanntlich in das Schlepptau 
des kirchlichen Rechtes genommen werden, so dass sie förmlich 
als wichtige Quellen des.selben zu betrachten sind. Directe 
römische Beeinflussung bleibt vollständig aus, man merkt viel- 
mehr den oflfonbaren Rückgang derselben.') Spuren des Vulgar- 
rechtes, denen man noch in merovingischen f’apitularien be- 
gegnen konnte, fehlen iti den karolingischen Gesetzen und selbst 
die Bedeutung, die Kail d. Gr. dem Breviar beilegte,'-') hat 
keine directe Benützung desselben hervornifen können. ') Erst 
die falsche ('apitnlariensammlnng des Benedictus lievita hat in 
höherem Maasse römisches Recht herangezogen; doch liegt ihre 
Bedeutung bekanntlich so überwiegend auf kirchenrechtlichem 
(iebiete, dass ihre romanistischen Bestandtheile für un.sere 
ITutersnchungen gegenstandslos sind.^) 

Man muss zugeben, dass dieser Nachschub fremder Rechtk- 
einflüsse ein überraschend geringer ist, desto mehr, weil man 
bei Betrachtung der Art, in der das fremde Recht hiebei auf- 
tritt, zur Ueberzeugung gelangt, dass im allgemeinen das LI eber- 
gewicht dem kirchlichen £infln.sse zukommt und dass das 
römische Recht in den allermeisten Fällen nachweisbar durch 
kirchliche Vermittlung, in denjenigen Fällenaber, in denen dies 
nicht nachweisbar ist, doch wahrscheinlich dank derselben Ver- 
mittlung Eingang gefunden hat. Es handelt sich also im Gninde 


<) Diese Auffassung vertritt auch Dahn I. c. VlU. III. T f., indem 
er mit Keclit erklärt, dass riimisches Recht nur durch kirchliche Vennittlung 
Kiiigang findet. 

'■*) Conrat 1. c. 1. 44. 

^ Die von Hänet: L. Korn Vis. 8. 4t>4 zusammengestellten Breviar- 
sätze, darunter auch solche, die in Capitularien anfgeuommen wurden, 
kommen nicht alle in Betracht; Hänel hat nämlich, wie ans seiner Zu- 
sammeustellung ersichtlich ist, auch unechte Capitularien berücksichtigt, 
nämlich diejenigen, die zu seiner Zeit noch als echt galten, v. Wretschko 
gieht neuerdings in der der Mommsen'schen .\usgabe des Breviers bei- 
gegebenen Abhandlung p. (,'(X!XXIV eine kritische Zusammenstellung. 

*) Ueberdies handelt es sich um literarische Prmlucte , deren Einfluss 
Uber die uns interessierende Zeit hinausgeht. 
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genommen nicht um Concessionen an das römische Rocht, 
sondern um Zugeständnisse an das kirchliche Interesse 
und es liegt nicht etwa ein siegreicher Einzug fremden Rechtes, 
sondern nur Berücksichtigung der kirchlichen Rechtslage voi-. 
Ihr eigenes Recht schützend und festigend wirkt die Kirclie 
indirect für die Aufnahme derjenigen römischen Rechtssätze, 
auf deren Beibehaltung und Entwicklung sie dringen musste. 
Nur wenige Stellen der merowingischen Capitularien venathen 
einen römisclien Einfluss, an dem die Kirche nicht unmittelbar 
betheiligt gewesen wäre; sie dürfte aber selbst an diesen Neue- 
rungen wenigstens interessiert, daher mittelbar betheiligt ge- 
wesen sein. 

Die geringe römischrechtlicho Beeinflussung der (Japitu- 
larien erscheint desto wichtiger, wenn man bedenkt, dass die- 
.selben zum grossen Theile bestimmt waren , Reichsrecht zu 
schaffen und den Gegensatz zwischen verschiedenen A'ülkern, 
mithin auch den Gegensatz zwischen Germanen und Romanen, 
zu überbrücken. In dieser Hinsicht hatten sie einen ähnlichen 
Zweck wie die spätere westgothische Gesetzgebung; denn wenn 
sie auch das römische Reclit nicht ausschlossen , so verfolgten 
sie doch immerhin das Ziel einer Rechtsausgleichung aucli 
gegenüber der Kirche und den Römern. Von diesem Stand- 
punkte muss ihr geringer ronianistischer Einschlag gewürdigt 
werden. Mau sieht, wieviel kirchliches Recht sie anfnahmen 
und muss sagen, dass, abgesehen von dem kirchlichen Rechte, 
die Rechtsausgleichnng hier nicht auf Kosten des germa- 
nischen, sondern auf Kosten des römischen Rechtes 
erfolgte. Jene Capitularien, die das Btammesrecht ausbauen 
sollten und dessen Fortschritt bezweckten, haben für diese Auf- 
gabe ebenfalls sehr wenig römisches, weit mehr kirchliches 
Recht verwendet. Der kirchliche Einfluss weist überhaupt in 
den Capitularien eine steigende Tendenz auf, aber wir begegnen 
keiner Erscheinung, die geeignet wäre, dasjenige, was wir über 
die Kirche als Stütze des Romantentums im fränkischen Reiche 
vorgebracht haben,*) zu entkräften. — Denn auch dasjenige, 
was in den Capitularien des IX. .lahrh. vorkommt,-) ist zu 


') In Theil 11. am. 

■') a. Conrat 1. c. 1. 4. Aum. 3 — 5 ; Tardif 1. c. 153 fif. 
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j^eringfiigig, als dass man darauf liiii eine wirksame und dauei - 
hafte Beeinflussung der fränkischen Gesetzgebung durch das 
römische Recht anzunehmen hätte. 

Somit konnte auf Grund des bisher Besproclienen nur der 
Einfluss eines fremden Rechtes, nämlicli des kirchlichen, als 
wichtig zugegeben werden, also jenes Rechtes, welches, wie wir 
an anderer Stelle’) erwähnten, vielfach Gelegenheit fand, die 
fiÄnkische Rechtsentwicklnng zu fördern und zu bereichern ; 
dass es anderei-seits in mancher Hinsicht wieder vom fränki- 
schen Rechte beeinflusst wurde, so dass auch hier der Ausgleich 
nicht ganz auf Kosten des germanischen Elementes erfolgte, 
ist ebenfalls ei wähnt worden. 


Die Lex Ribuaria bestätigt diesen Eindruck. Wir 
wollen auf die besonders durch E. Mayer^) angeregten Fragen 
hinsichtlich ihrer Entstehiiugszeit nicht eingehen, denn dieser 
Fragencomplex erscheint für unsere Zwecke nebensächlich. 
Wann und wo ') immer die Lex Ribuaria entstanden sein mag, 
für uns kommt vor Allem der unbestrittene Umstand in Be- 
tracht, dass sie sich in wichtigen Theilen an die L. Sal. anleiint 
und sehr häufig eine Fortbildung derselben bedeutet; da.ss 
Köuigsgesetze hiebei eine wesentliche Rolle spielten und <lass 
sich die gesummte Foitentwicklung der Verhältnisse in der L. 
Rib. äussert, steht ebenfalls fest. Diesen Umständen ist nicht 
nur ihr vielfaches Abweichen von der L. Sal. zum grossen 
Theile zuzuschreiben, sondern auch die weitgehende Behandlung 
staatsrechlicher Verhältnisse. Es wäre also von vornherein aii- 
znnehmen, dass der erweiterte Rahmen auch den Spielraum 


’) TheiJ II. ao4, :iii. 

’) Z. Entst. d. L, Rib. Vgl. aiicb Bruutier in Krit. Vierteljalir.schr. 
N. F. X (IS87) 167 ff. und v. Salis in Uött. gel. Anz. 1886, ,S. 976 ff , 
überdies jetzt noch Uilliger in Uist. Vierteljahrschr. VI. t:i5, der aus 
münzhistorischeu Oründen den I. Theil der L. Kib. als den jüngsten be 
trachtet. 

8. hierüber mimeutlich Ficker in Ergbd. zu Mitth. d. Inst, f «ist 
(fesch. V. 52 ff. 
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fremdre<’htliclim' Einflüsse vergrössert«, namentlirli, da ini ribua- 
rischen Gebiete die lömisclie Bevölkerung noch immer nicht 
unbedeutend blieb. ') Diese Erwailung triftl aber nicht zu. 
Moderner in einzelnen Fi agen, inhaltlich durch die Heranziehung 
des öifentlichen Rechtes reicher, trägt dennoch das Hecht der 
li. Rib. trotz der offenbar intensiv durchgetuhrten königsrecbt- 
lie.heii Revision des Textes und trotz des jüngeren Gesammt- 
charakters eine auffallende Widerstandskrail zur Behau ; es ist 
überraschend, dass sogar das meiste davon, was in der L. Bai. 
aul Ireuiden Einflüssen beruht, in der L. Rib. gänzlich fehlt. *) 
Es ist bemerkt worden.*) dass die Lex Ribuaria bei Benützung 
der salischen Vorlage sowohl die veralteten, als auch die den 
Ribnariern fremden Institute unberücksichtigt gelassen hat. 
Bei detailliertem Vergleiche findet man die Richtigkeit dieser 
Wahrnehmung bestätigt und cs zeigt sich, da.ss die L. Rib. 
nicht nur da, wo das salische Volksrecht schon überholt war, 
von demselben abgeht, sondern überhaupt ihre eigene Rechts- 
Huffassung auch gegenüber dem noch nicht veralteten Rechte 
wahrt. Man kann dieses V'orgehen und den (irad der Anlehnung 
mit demjenigen vergleichen, dem man in der Beziehung zwischen 
salischein und westgotiiLschem Rechte begegnet. Da fernei' 
diese Wahrung eigener Rechtsauflässung nicht nur in den Fällen 
vorliegt, wo die L. Bai. unter fremden, wenn auch wenig inten- 
siven Einfltts.sen stand,*) sondern selbst da, wo sie luwüchsig 
fränkisches Recht vertrat,’’) so gewinnen wir dadurch einen 
wichtigen Maassstab für die Beurtheilung ihrer Widerstands- 
kraft im Allgemeinen und mittelbar einen wertlivollen Einblick 


') Ks ist Ijckuiiiit, dasit ^eradu die L. Kiü. an d«r Aiiwtmduug des 
röraiacbeti Rechtes tür Römer festhiilt; g. aber doch tit>. 2, wo der Römer 
dnn Beweise mit Kidesheltorn iiuterw'orteli wird. 

So 2 . H. Tit. 44 (de reipiis . Zu vergleichen auch I,. ,Sal. :tst mit 
I,. Rib. 16. — Von allen Stollen der L. Sah, die westguthische Beoinflussiiug 
aufweieen. sind für die L. Kih. nur Tit. 23 (L. Rib. 40), Tit. 32 (I,. Rib. 
II) und Tit. 9 Ij. Rib. S2) herangezugeu worden. — Das ribiiarische 
Roehtsbucli wahrt also seine Selbstündigkeit sehr stark. 

Brunner 1. c. 1. 305. 

*) s. hier A. 2. 

*) Es genügt, auf die Behandlung des lliebstahls , vieler procossuellor 
Fragen u, s. w. zu verweisen. 
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in die gesanimte innere Entwicklung der Frauken. Denn nichts 
spricht so klar für die Resistenzkraft eines Rechtes, wie dieses 
Verhalten gegenüber dom Rechtsbache des mächtigsten Theiles 
des eigenen Stammes und es könnte kaum eine andere That- 
sachc von grösserer Bedeutung für die Rechtspsychologie sein. 
Es ist klar, dass dies mit dem Verlaufe der fränkischen Vor- 
geschichte eng zusammenhäugt ; die Wichtigkeit des betreffen- 
den Verlaufes*) wird dadurch in hervorragender Weise bestätigt, 
denn wir sehen, dass die Nachwirkungen desselben durch nichts, 
nicht einmal durch lange staatliche Gemeinschaft vereitelt 
werden konuten. 

So muss denn angenommen werden, dass, ebenso wie die 
Salier, auch die Ribuarier mit ziemlich ausgereiftem, daher 
schwer zu entwurzelndem Rechte in den fränkischen Grossstaat 
eiugetreten sind. Und da dieses festbegründete Recht nicht 
einmal salischem Einflüsse leicht nachgab, so darf es noch 
weniger anffallen, dass es dem römischen Rechte gegenüber 
•so wenig zugänglich war. 

ln der That kommt anscheinend römischer Einfluss nur 
hinsichtlich des Urkundenwesens und der kirchlichen Freilassung 
in Betracht. Ohne hier des näheren auf die Gestaltung des 
fränkischen Urkunden- und Ständewesens einzugeheii, müssen 
wir doch bemerken, dass für das erstere wohl eine Anlehnung 
an die spätere römische Praxis, aber doch auch eine eigene 
Ausgestaltung vorliegt*) und dass speciell die Ansicht Tardif's*), 
der in L. Rib. 37. 1 eine Benützung der L. R. Vis. C. Th. 
III. 5. 2 vermutet, ganz unzutreffend erscheint; im Gegentheil 
wird L. Rib. 37 der altfränkischen Auffassung des ehelichen 
Güterrechtes zweifellos besser gerecht als die unter fremden 
Einflüssen entstandenen Stellen des sog. I. Capitulai-s. ■•) Die 
Betonung der Bedeutung der Schriftlichkeit entspricht wohl 


*) s. Tlieil II. 21,S. 

Das öffentliche Schreiben der Urkunden in L. llih. ,Mi. l häny;l mit 
der Tttigarrechtlichen Uebereignuug durch traditio cartae zusaiiimen: vgl. 
tirunner: H. O. d. Urkd. I. liaff. und Forschgg. UIT. Die dupla repeticio 
in 5«. 3 erinnert an die römischen .Strafclauseln. 

1. c. 16S. 

•j vgl. Brunner in Berl. Sitz.-Ber. is*.)4, S. 57oli. 
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jener üeberschätzung der Seliriftforni, die wir im spätrömischen 
Rechte Anden, geht aber auf keine bestimmte Quelle zurfick. 
Auch hinsichtlich der Rechte, die der Kirche in Bezug auf 
ihre Freigelassenen zugostanden werden, ist die von Savigny'J 
behauptete Anlehnung der L. Rib. 58. I an L. R. Vis. C. Th. 
IV. 7. 1 von Otinrat'^) mit Recht in Zweifel gezogen worden; 
dennoch kann hier römischrechtliche Einwirkung angenommen 
werden'*) und Löning') hat überhaupt auf den Zusammenhang 
zwischen L. Rib. 58. 4 und einer Valentinianischen Novelle 
aufmerksam gemacht. 

Daraus geht aber wieder hervor, dass, wie schon bemerkt, 
nicht der römische, sondern der kirchliche Einfluss in den 
, Vordergrund tritt, wie ja überhaupt eine der Hauptfragen, die 
in der L. Rib. einer vielfach neuen und von der L. Sal. unab- 
hängigen Behandlung unterzogen wurden, die Rechtslage der 
Kircheuleute ist. Die ganze Behandlung dieser Angelegenheit 
bedeutet eine Concession an die Kirche,*) und man hat hierfür 
niclit nur einzelne, von der Kirche festgehaltene römischrecht- 
lichc Sätze, sondern in noch höherem Grade gallische Concilien- 
beschlfisse des V. und VI. Jahrh. , sowie Königsrecht ver- 
wendet.*) Unter fremdem Einflüsse in der L. Rib. hat man 
also durchwegs den kirchlichen zu verstehen. Dass es sich 
aber dabei nicht so sehr um eine materielle Beeinflussung des 
ribuarischen Rechtes nnd Umänderung seines Charakters, als 
vielmehr um die Siclierung des von der Kirche Beanspruchten 
handelt, ist ziemlich klar.') Man wird daher das Aufnehmen 

') 1. c. II. Si>. 

1. C. I. A. li, 

s. jeilocli Bruiiuer: Forschgg. (i2S. 

* I. c. II. a.jy. A. 4. 

Dies ist daraus zu emnebiuHii, dass liomo ecclesiasticus durchwut(s 
di'iii liomo rogius gleicligustollt wird. 

8. Soliia in Ztschr. f K. O. V. 43i> f. 

') Brunner hat (K. (r. I. HUti. A. 18) mit Kocht bemerkt, dass die 
L. Rib. der Kirche grüssere Zugeständnisse macht als IJblotbar'.s II. Uesetz 
vom .lahre (>14. Wie erwähnt (hier. A. 5) wurden Kirchenleute den 
Ktinigsleuten gleichgi-slellt. roher die iTleichstelInng kirchlicher Sachen 
den königlichen s. Brunner I. c. 11. 64. A. 8li, Lüning I. c. II. 760; 
über die Vorrechte der Kirche hinsichtlich ihrer Knechte s. i> ö n i n g 1. c. 
74S1.; über das Wergeid der Kleriker s. .Sohin (in iler Ausgabe ), Rriinner 
I. c. L 804. A. 2 und Lüning I. c 2D7. 
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der die Kirche betreft'enden Vorreclife nur vom politischen 
Standpunkte und nicht vom Standpunkte der inneren Entwickluntr 
des ribuarischen Rechtes zu beurtheilen haben: dann muss man 
aber zugeben, dass die Art und Weise, wie sich hier der kirdi- 
liclie Einfluss geltend machte, keineswegs geeignet ist, das l'r- 
tlieil über die AV'iderstandskralt des ribuarischen Rechtes zu 
t)eeinträchtigen ; dies destomehr, als der bedeutendste Theil jener 
kirchlichen Einflüsse sich in den Capiteln äussert, die als ein- 
geschobenes Königsgesetz angesehen werden und überdies die 
ganze Lex bekanntlich nach der uns vorliegenden Textgestaltnng 
eine starke karolingische Revision verräth. Man könnte sich 
eher darüber wundern, dass angesichts all' dieser Umstände 
fremde Einflüsse nicht mehr überhand genommen haben. 

Westgothiseher oder burgundischer Einttu.ss fehlt gänzlich. 
Ist auch der erstere Mangel wenig auffallend, so dürfte nament- 
lich mit Rücksicht auf die nach Ficker's*) Ergebnis.son anzii- 
nehmenden Reziehungen zwischen ribuarischen Franken und 
Burgundern der Mangel Jeder Anlehnung an Imrgundisches 
Recht einigerinaassen überraschen;-) es ist dies wdeder ein 
Beweis gro.sser Selbständigkeit : das ribuarische Recht hat viele 
andere beeinflus.st, ') ist aber selbst von frenideii Einflüssen 
auffallend frei. 

Auf die Ewa ( 'hainavoinin ■*) einzugehen, liegt füi- uns 
kein tirunil vor Sie er.scheint in diesem Zusammenhänge nui 


') 1. c. 

t)ie voll liriiuaer 1. c. H. IICJ. .\. u iiiigcführle VeiWiiudliieliaft 
rwifnlnm I/. Uib. .'■S uiiil 1>. Hurg 1 coiistit. § 4 iindert daran niclits; denn 
es liandell »icli um «in für den (üiarakter der L, Kili. unweseiitliclies Detail. 
■■') .s. Briimicr 1. e. I. ;44:4. :t45, ;4.'>1. 

*) .Soliin’s AusfUlirangcu in der Vorrede zu seiner .tusgabc dürten 
als abschliessende bezeichnet werden. Es wäre also überflüssig, auf den 
Charakter dieser Kechtsquelle einzugeheu, wenn nicht ein .Schüler Fustels 
de Coulauges. Kroidevaux im Jahre ISiU es für dringend notwendig er- 
.achlet hätte, seine 'ilCJ .Seiten starke .Etüde sur la l^ex dicta hVanc. 
Chaniavoniin“ zu veröffentlichen. Der Verf. gibt sich den Anschein, als ob 
er auf diesem (iebiete enorm Neues zu sagen hätte. Er will ('s. Vorwort) 
die Zahl der wichtigen (rrtümer mindern; er findet «s nötig, dass dieser 
von dentsiben (Telelirlen studierte Text auch von einem Kranzosen be- 
sjirocheu »erde und „li'it ramene ä .sa juste valeur". Dies wäre ja sehr 
löblich, wenn nicbl schon Sohin die .juste valeur“ gefunden hätte! In 
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ii)s(uferiie wichtig, als wir aus ihren EntstHhungsuniständen und 
ihrem Inlialte entnehmen müssen, dass die mangelnde Einheit- 
lichkeit des fränkischen Rechtes sich nicht nur in der Ver- 
schiedenheit des salisclien und ribnarischen äussert, sondern 
überdies zu einer dritten Aufzeichnung Anlass gab: wir sehen, 
<iass noch in so später Zeit die mehrmals erwähnten Ergebnisse 
der fränkischen Vorgeschichte kräftig hervortreten. Ist auch 
die Lex Chainavorum weniger bedeutend und weniger verbreitet 
gewesen als die zwei anderen fränkischen Aufzeichnungen, .so 
giebt sie doch einen Begritt von dem unüberwindliclien Recht.s- 
particularismus, der auf eiu grosses Beharrungsvermögen bei 
den einzelnen Theilen des fränkischen Htammes schliessen lässt. 


Diese Eigenart des fränkischen Rechtes hat natürlich zu 
einer literarischen Verarbeitung') desselben keine (ie- 
legenhoit geboten. Wenn auch die Lex Salica mehr als andere 


III (Ich <litreretitvH tli6ories nur la iiatiire <U' Iti L. ('Imiu.. p. 'J.'i (T.) 
liuHpriclit Pruiilisviiux die in der Literatur vertretenen Jlciunugcii von 
Kaluzc. Pertz und (iaupp, wobei er die Ictzterwiiliiitc ad lioc übertreibt; 
Jiruunor wird uicbt erwiiliiit, Sobni aber auf .S. \. e inissverstäiidlicb 

aiipiefiUirt. So wird ein kUnstlieb cunatruirter Uegner geaeliaffen , c» wird 
niiH nämlich allen Ernstes erzählt, dass die communis opinio in der L. Cham 
ein Volksrecht erblickt ! Nun folgt ein energischer Kampf gegen ilie vom 
Verf. selbst errichtete W'indmithic, nämlich gegen die längst überwundene 
Ketrachtnng der L. Cham, als Volksrecht. Nach mühevollem Kampfe ge- 
lingt es dem Verf.. auf .S. zu der Offenbarung zu kommun, imin habe 
in der L. Cham, „le resultat d'uue euquetu faite par les missi daus le pa;s 
d’Amor" zu erblicken; in eine bescheidene .tnmerkuug wird das Ueständnis 
verbannt, dass . . . auch Eohm dies sage. 

Um dies längst feststehende und im ersten Theile der Schrift (S. -Ji)) 
leichtfertig ignorirte Ergebnis Sohm's zu verkünden, hätte sich Froidevaux 
wahrlich nicht zu einem Buche von ‘JH-J Seiten verleiten lassen sollen , er 
hätte sich dann auch Detailfohler erspart. Die ganze Schrift, vor allem 
ihre Anlage, beweist, dass es nicht genügt, ein Schäler Fustels de Coulanges 
zu sein und die gesammte, namentlich die fremdsprachliche Literatur zu 
verachten, besonders, wenn man weder das Wissen, noch die Oestaltungs- 
gabe Fustels besitzt. Froidevaux repräsentiert alle Fehler der Arbeitsweise 
Fnstels, natürlich ohne die Vorzüge seines bei allen Mängeln eigenartig 
talentvollen Meisters. 

') s. darüber Brunner: K. O. I. SOH, v, Amira (bei PauHIII. 7o f.) 
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Volksrechte der Privattliätigkeit zugänglich war, so äussert sich 
doch dieselbe vorwiegend in der schon erwähnten Einschaltung 
von Zusätzen, für welche verschiedenartiges Material verwendet 
wurde. Irgend ein systematisches Vorgehen ist darin nicht zu 
linden , ebenso wie in den Glossen,’) die ausschliesslich 
sprachlicher Erklärung dienen konnten; keine dei-selbeu zeigt 
ein Streben nach juristischen Fortschritten. *) Ebenso kann 
man keiner der anderen bekannten Bearbeitungen einen juri- 
stischen Wert beilegen. Das Remissorium Incipiunt chunnas 
bietet nur eine Tabelle zur Umrechnung der Bussen; die 
Septem causas stellten lediglich die mit gleicher Busse be- 
drohten Vergehen übersichtlich zusammen und demselben Zwecke 
dienen die Recapitulationes, die mitunter den Eindruck 
blosser Zahlenspielerei machen. Das einzige Stück, das einen 
selbständigen und das Rechtsmaterial beherrschenden Eindruck 
macht, ist die titellose, gewöhnlich als Extravag. B. bezeichnete 
Arbeit, die in 12 Capiteln vornehmlich processuale Fragen be- 
handelt. Diese Arbeit ist aber italienischen Ursprungs und 
gehört erst der Mitte des IX. Jahrh. an: sie sollte den Be- 
wohnern Italiens die praktisch wichtigsten Fragen des fränki- 
schen Rechtes näher bringen.’') 

Im IX. Jahrli. ist zwar auch eine weitergehende Bewegung 
hinsichtlich der Behandlung des fränkischen Rechtes wahr- 
nehmbar; sie beschränkt sich aber auf die Capitularien. Ansegis 
hat dieselben insofern in eine gewisse Ordnung zu bringen ver- 
sucht, dass er die einzelnen Stücke nach ihrem kirchlichen und 
weltlichen Inhalte schied; abgesehen davon ist seine literarische 
Thätigkeit höchstens noch in der Anfertigung von Uebcrschriften 
zu erblicken: eine juristische, interpretierende oder zusammen- 
fassende Behandlung fehlt und Ansegis hat keinen Versuch 
gemacht, nach sachlichen Gesichtspuncten vorzngehen oder gar 
das Recht der Capitularien mit dem übrigen in Zusammenhang 
zu bringen. Die grosse Fälscherbewegnng hat sich des fränki- 
schen Rechtes ebenfalls bemächtigt und dasselbe in der Samm- 
lung des Benedictns Levita verwertet; auch in diesem Falle 

'J H. hl ilerkel’.s .Vusgabe, S. 101 — 10;s. 

*) Dasselbi' gilt für die Glos.s« lur L. Rib. s. M. (j. H. LL. V. ^77. 

8. Rrtiiiner: R. 6. 1. 308. A. 53. 
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hat man nur Capitnlarinii edit verarlx'iti't. ') Es ist üheniies 
besonders interessant, dass man zu Pälschungsz wecken west- 
)i;othisches und bairisches, aber niclit fränkisches Volksrecht 
benützte. 2) Andere literarische Producte dieser Zeit können 
nicht zur Jjiteratur des fränkischen Rechles gezählt werden, 
wenn sie auch, wie vor allem Hinkmar's Schrift „Do ordine 
palatii“ und seine rechtspolemischen Schriften, begreiflicher- 
weise dem fränkischen Rechte Vieles entlehnen und auf frän- 
kische Verhältnisse eingehen. Dasselbe gilt von Agobard. — 
ln allen diesen Fällen handelt es sich nicht um Bearbeitung 
des fränkischen Rechtes an und flir sich, sondern um Beleuchtung 
der kirchenpolitischen Fragen, also nicht um eine Förderung 
und Ausgestaltung des Rechtes, sondern um etwas wesentlich 
Verschiedenes. Diese Literatur brachte weder dem eigentlichen 
fränkischen Rechte, noch auch seiner Anpassung an die zu 
derselben Zeit sich vollziehenden Umwälzungen irgend einen 
Vortheil. 

Vom Htandpuncte der allgemeinen Rechtsgeschichte und 
ebenso culturhistorisch wichtig ist die Wahrnehmung, die wir 
hier machen können; das fränkische Recht hat keine juristische 
Entwicklung begründet, wie sie uns im Gebiete des lango- 
bardischen Rechtes begegnet, was natürlich nicht nur der Ver- 
schiedenheit der politischen Verhältnisse, sondern vor Allem der 
in beiden Fällen gründlich verschiedenen Intensität des römi- 
schen Einflusses, daneben aber zweifellos den verschiedenen 
Eigenschaften beider Rechte und dem particularistischen Zuge 
der fränkischen Rechtsentwicklung zuzuschreiben ist. 


’) Allerdings bat man dasselbe römiscbrechtlicb bereioberl Uekanut- 
licli haben ältere üapitularieu -Ausgaben manche Tbeile für echt gehalten 
nnd so kommt es, dass Uänel: L. R. Vis. 464 eine Anzahl von Capitu- 
larienstellen auf rOmiscbes Recht zurtlckftthrte, die beute nicht mehr in He- 
tracht kommen; s. in Theil II. S28. A. 4 und hier oben S. ö2. A. 3. 

>) s. (Ion rat 1. c. :IOO. Die in N. Arcb. XXIV. ö angekUndigte 
I’ntersucbuDg Über die Quellen des Bened. Lcvita von .Seckel wird darüber 
voraussichtlich volle Klarheit bringen. 
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Die Poi uielii weiden tlioilweise zur Literatur prerecliiiet' ) 
und von diesem Standpuncte hat sic auch Fitting-) in den 
Kreis seiner Betrachtungen gezogen. Erscheint diese Auf- 
fassung wegen der stellenweise hervortretendeu theoretischen 
Tendenz bis zu einem gewissen Grade begründet, so darf man 
doch andererseits nicht verkennen, dass theoretische Phrasen 
auch in Rechtsbüchern und Künigsgesetzen eine Rolle spielen 
und muss überdies bei der Beurtheilung den eminent praktischen 
Zweck der Formelsammlungen allen anderen Erwägungen vor- 
anstellen. Von diesem Standpuncte wollen wir ihnen näher 
treten, um den Einfluss der römischen Rechtsüberlieferung auf 
diesen Theil der fränkischen Praxis ins Auge zu fassen und an 
der Hand der Formelsammlungen zu prüfen, in wie ferne auf 
diesem Wege eine Beeinflussung des fränkischen Rechtes durch 
das römische erfolgt ist. 

Wir müssen betonen, dass es sich hier nin jenen Theil des 
Kechtslebens handelt, für welchen die Berührung mit dem römi- 
schen Rechte von unvergleichlich grösserer Wichtigkeit sein 
musste als z. B. für Rechtsaufzeichnung oder Rechtsprechung, denn 
während Rechtsaufzoichnung und Rechtsprechung schliesslich 
keinem Volke ganz fehlen konnten, ein fremder Einfluss auf 
die.sen Gebieten nur Aenderungen von grösserei’ oder geringem' 
Tragweite hervorzurufen vermochte, ist das Urkunden wesen ein 
dem germanischen Rechte gänzlich neues Gebiet und überdies 
t‘in solches, auf dem die Form vielfach den Inhalt nicht nur 
beeinflussen, sondern sogar zu bestimmen vermag. Die Wider- 
standskraft des eigenen Rechtes war also auf keinem Gebiete 
vor eine nur annähernd so schwere Aufgabe gestellt wie in 
diesem Falle, wo doch durch das Aufkommen der Schriftfoiin 
ein dircctes Bedürfnis weitgehender Anlehnung an fremde Vor- 
lagen entstand. Man könnte selbst nach den schon besprochenen 
Proben der Resistenzkraft der fränkischen Rechtsaufzeichuungen 
gegenüber dem römischen Rechte, dennoch hier auf ein Unter- 
liegen des germanischen Elementes gefasst .sein. Dies nmsi>- 
mehr, als die Gegenden, aus denen die wichtigsten Formel- 


') So bei Coiirnt 1. c. I. SKS; ». iiucli v. Amii'A bei Paul * III. 72 ff. 
’) 8 meine AosfUbrungeii in Theil II. .'160 
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sanmiliiugeii stHimiieii. iiucli starken rnmisdien Einsclilapr Imtten. ') 
Es kommt ferner in Betracht, dass oft städtische, noch häufiger 
kirchliche Verhältnisse, namentlich Rechtsverhältnisse, an denen 
die Kirche sehr interessiert war — kirchliche Freilassungen, 
Testamente, Vergabungen an die Kirche, Praecarinm in den 
Formeln berücksichtigt werden, und ferner ist zn bemerken, 
dass einzelne Recht.sgeschäfte — .Mandat, Testament, Haftung 
für Eviction u. s. w. — mit denen sich die Formeln befassen,-) 
ilen Germanen von Haus aus unbekannt waren, so dass die- 
selben aus dem fiemden Rechte entlehnt werden mussten. Die 
zum Theil planmässige Anlage“) vieler hierher gehörenden Samm- 
lungeu lässt dieselben als eine Art Wegweiser ttir die Praxis 
der betrelFenden Territorien ei^scheiuen und der kirchliche Ur- 
sprung, “ I sowie die in einzelnen Fällen ersichtliche Bestimmung 
für kirchliche Vermögenszwecke, las.sen eine starke .Anlehnung 
an römisch-kirchliche Tradition,^) daher ein Hinausgehen über 
das .Maass des praktisch nothwendigen vermutheu. 

Betrachten wir aber die einzelnen Sammlungen, so finden 
wir diese apriorLstische Annahme wenig bestätigt und eine 
Ueberschätzung des romanistischen Charakters“) dieses Materials 
durchaus nicht gei echtfertigt. .Man muss vielmehr jener Aeus.se- 
rung Brunner's') gedenken, wonach der Mangel von Forniel- 
büchern in Italien auf die dort bestandene Notariatstradition 
zurückzutühren ist und analog in den zahlreichen fränkischen 


') Angers, .\uvergue, Meniix (.Mnrknlf), Tours, limirges, .Sens. Hnr- 
gnnil (Konn. Klavinincetises). 

s. V. .Savigiiy I. p. II. 127 ff. 

s. üe II Hier in üött. gel. .\nz. 1SS2, ,S. I.TJSf. 

*) .Selbst iliejenigpn Korineln, die .sller Waljr.splieinliehkeit imcli von 
Isrien nbgelasst worden sind, wie z. It. Form. .■Vintei'nvenses loid Tiirouenses. 
sind doidt auf kirchliclie Verlniltnisse eingegangen. Besondere Hedeiilung 
bat in dieser Hinsiebt Marknif, dessen .Sammlung für klöslerlicbe .Sebreiber- 
sebiilen, niitliin also vor allein für geistlicbe ITkundenscbrciber, bestiinint 
war. .Stouff: De formulis, ,S. 21 betont, dass die Kirche sieb des Kurniel- 
wesens besonders annabni. 

RiefUr nainentlicb die Citnte ans der heil. Schrift wichtig. Inter- 
essant ist, wenn Form. Bitnric. I.'i das römische Hecht als Eingebmig des 
heil. Geistes bezeichnet. 

•; So bei Tardif I. c. 171 IV. 

R. O. I. 28Ü; s. bei luii II. Theil, S. UOO 
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FonnHlsamniluiijrini elii^r tleii Beweis liir den Hiickj;auK des 
römischen Urkunden Wesens in Gnllien eililiekeii: diese schwin- 
dende Tradition sollte auf diese Weise festp^elialten werden;') 
es genügt, die meisten fiKnkischen Foi nieln mit denen Cassiodor's, 
ja sogar mit den westgothisclien zu veigleiclien, um einen Ver- 
fall bemerken zu können. 

Dass trotzdem die römiscli-reclitliclie Tradition die Grund- 
lage der fränkischen Formeln und zwar auch in materieller 
Hinsicht bildet, ist unzweifelhaft. Ganz unzweideutig äussert 
sich an vielen Stellen die Sucht, dieser Tradition gerecht zu 
werden, ohne dass dabei die praktische Anwendbarkeit zur 
alleinigen Richtschnur gedient hätte. Der mit grösster Wahr- 
scheinlichkeit anzunehmende Rückgang der römischen Notariats- 
praxis genügt nicht, um die romanisti.sche Enttäuschung, die 
uns die Formeln bereiten, zu erklären; denn wir finden viele.s, 
was mit der Schwächung der römischen Notariatstradition nichts 
zu thun hat und was mit Rücksicht auf die Bntstehung.s- 
umstände der Sammlungen, ihre Tendenz und die zur Hehand- 
lung gelangenden Rechtsgeschäfte anffallen muss. Das fränkische 
Recht zieht siegreich durch dieses in jeder Hinsicht romanische 
Rechtsgebiet und bereitet dem römischen Rechte in dieser 
zweifellos römischen Domäne bemerkenswerte Niederlagen. 

Die Formulae Andegavenses*) gehören einem Gebiete 
an, in dem römische Einrichtungen nicht ganz fehlten'*) und in 
dem speciell die Kirche weitgehenden Einfluss übte, wie er 
besonders aus ihrer Gerichtsbarkeit, die übrigens lomanische 
Wurzel haben dürfte,*) und aus ihren Besitz Verhältnissen , die 
ebenfalls auf römische Grundlagen zurückgehen, ersichtlich ist. 
Ihrer Reichhaltigkeit wegen und weil .sie vermuthlich wenigstens 
zum Theil auf älteres Material zurückgeht,*) erscheint diese 
Sammlung in hohem Grade beachtenswert. Ihr Inhalt ist als 


.So Conrat 1. c 1. 2SM 

lieber ihre Eiitstehungszeit «. Zeiimer in N. .\n-li. X[. Sl.'i IT. 

^) So iiainentlicli die städtische Curie 
*) s. Brunner in Sav. Ztschr. V. 72 ff. 

s. Zeumer I. c. ;ISS; Schröder in Sav. Zischr. IV\ 77 ist be- 
sonders lUr rriiheren rrspinng eingelrelen. 
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p:piiiischt.rechHich ') anerkannt; es ist nicht uninteressant, diese 
Mischung eingehender zu betrachten. 

Da ist vor Allem zu bemerken, dass nur in vier Fällen 
römisches Recht direct erwähnt wird und eigentlich kommen 
nur drei Fälle in Betracht;“) sehen wir näher zu, so wird nicht 
nur keine bestimmte Stelle ins Auge gefasst, sondern überdies 
die Berufung auf römisches Recht förmlich entwertet. *) Wichtig 
ist, dass in drei von diesen vier Fällen die betreffenden Rechts- 
gescliälle GrundstUoAc zum Gegenstände haben, die von der 
Kirche in Erbpacht gegeben waren,') während im vierten Fall") 
eine Schenkung an die Kirche vorliegt. Es handelt sich also 
in sämmtlichen Fällen, in denen die F. Andeg. römisches Recht 
erwähnen, um kirchliche Besitzverhältnisse. Selbst wenn man 
diese Berufungen auf römisches Rocht überschätzen wollte, 
muss man bemerken, dass in f. 46 die besondere Betonung 
des Erwoibeuen ’) germanischen Eindruck macht , ebenso wie 
die Strafclausel „sociaute fisco“,'^) und dass überdies diese 
Formel einen bedenklichen Fehler enthält.") Viele Stücke dieser 
Sammlung beziehen sieh auf römische Rechtsgeschäfte und Ver- 
hältnisse, verrathen jedoch daneben germanischen Einfluss. So 
sehen wir, dass in der römischen Mandatsformel 1 b von „alodis“ 


') s. Conrat 1. c. 1. 294. 

’J Ff. 40, 46, .S4, h». 

*) Ff. 46, 54, 58, weil in f. 40 das römische Recht nicht dem Rechts- 
geschäfte zu Cfrunde liegt, sondern nur der Abschluss einer römischen Ehe 
erwähnt wird. 

*) Dadurch, dass man sich neben dem römischen Rechte auch noch 
auf Anderes stützt; in f. 46: I>ex Rom. et antiqua cousuetudo expuscit; 
in f. 54: Lex felicitatis adsatis adsentit, et lex Rom. edocit, et cousuetudo 
|iagi couseiitit, et priucipalis potestas non prohibet ; ähnlich in f. 58. Eine 
analoge Ausdrucksweise: lex manet et cousuetudo, begegnet in f. 57, wo 
kein römisches Recht citiert wird. 

*) Ff. 40, 54, 58. 

«) F. 46. 

’) Uffonbar im Uegeusatze zu ererbtem Uute. 

*) s. darüber unten; dieselbe Strafclausel kehrt in Ff. 54 und 58 wieder. 

') „qiiia malimus te . . . quam reliquis heredibus nostris’, ein Satz, 
der sonst nur für Schenkungen für den Todesfall gebräuchlich ist, während 
hier eine Schenkung ab hac die vorliegt. 

V. llalbaii, Kf>m. Kuchi iu üun t^erm. Volks.'iUateii. Ul. ö 
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und „admallare“ die Rede ist;') ebenso in der tVir die städtische 
ActenfUhrung bestimmten f. 1 a; desgleichen hat die Testaments- 
forrool 41, die viele römische Sätze enthält und auf die städtischen 
Acten Rücksicht nimmt, die Bezeichnung „aludis“ aufgeuuinmen, 
das Ererbte vom Erworbenen unterschieden und Veiträge als 
Erwerbstitel angeführt; f. 30 behandelt eine „colonia i)artiaria“, 
rechnet jedoch mit Eideshelfern und f. 22 betrifft eine kirchlich- 
römische Erbpacht, lässt aber ein Nutzuugspfand au ihr zu; 
das römische Appennis-Veilähreu (ft'. 31. 32. 33) ei-scheint be- 
kanntlich hier in einer von den römischen Gepflogenheiten stark 
abweichenden Art.’) Man sieht, dass nicht einmal die Formeln, 
die mit Rücksicht auf ihren Gegenstand römischen Charakter 
haben sollten, von germanischem Einflüsse frei geblieben sind. 

Es ist bekannt, dass die F. Audeg. in proccssualer Hin- 
sicht nicht mehr römisch sind;’) was aber am meisten auffällt, 
ist, dass selbst in den Formeln für die auf römischer Grundlage 
beruhenden Gerichte der Kirchenobern fränkische Ausdiücko 
und Einrichtungen Vorkommen . *) Hinsichtlich desStrafrechtes 
entsprechen die Formeln bekanntermaassen gänzlich dem fränki- 
schen Recht.") An privatrechtlichem Inhalt verdanken 
diese Formeln dem römischen Rechte die Stellvertretungs- 
mandate mit dom bekannten römischen Satze;") auf römischem 


') Kbeuso in 4S, 51 und 5‘J. 

') s. Zeumer in 8av. Ztschr. I. 101 fl', und mein Anl’salz: ^iielijut'!> 
mots 8ur la refection des titres perdns cbez los Francs (Nouv. Her. hist, 
de dr. fr. et etr. X'V, S. 3'J9 ff.'. 

*) 8. Brunner: K. ü. I. 403. 

*) Ff. lOa, 11a, 34, 30 kommen Kidushelfe.r, 3S und 30 überdies Ue- 
meindeaengeu vor; in 13, 14, 16 und 53 kommt .solsadire“, in 13 und 14 über- 
dies .sonia* vor ; in 47 begegnen wir den .boni homiues“ und dem .revestire* ; 
über die in llb ersichtliche Anlehnung au saliscbes Hecht s. Zeunier in 
der Ausgabe, S. 8. A. 4 und 5; über .antericium* in 47 vgl. I. c. 3t. A. 3. 

So die .socuritas“ in ff. 5, 6, 39 und 43; in 34 .({uidquid lex de 
tale causa edocet, emendare stndiat“; ISlubme: Uie Bekräftigungsformeln 
im Jabrb. d. gern. Hechts III. 314, bat hier fälschlich an die Lex Aquiliu 
gedacht; ähnliche Ausdrücke in öOa und 53; in 38 satisfacere deheat; in 
29 per lege emendare atudiat; 44 erwähnt ausdrücklich den Empfang der 
compositio. 

*) .quiquid exinde ad vicem nostram egeris, feeeris, gesserisve, eteuini 
me habitnruffl esse cognoscas ratum“; s. ff. 1 b, 48, 51 und 53. 
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Rechte beruht die Ueberzeugnng von der Noth Wendigkeit der 
confectio actornm für die Eheschenkungen ; ‘) nngermanisch ist 
die Verabredung des zu zahlenden Kaufpreises in f. 2 ebenso 
die Nichterwähnung des Preises in f. 3;^) römischem Rechte 
entspricht das Praecarinm in f. 7, obwohl dieses Rechtsgeschäft 
in jener Zeit schon allgemein üblich war; römisch ist in f. Ifla 
die 30 jährige Verjährung,*) ferner die colonia partiaria in f. 30, 
der Ausdruck „aequa lance“ in f. 37, das Testament in f. 41, 
sowie die mehrfach auftretende Erleichterung der Vergabungs- 
freiheit. Dem römischen Rechte gehören auch die häufig er- 
wähnten Erbpachtverhältnissc an; da wir aber ihre frühere 
Form nicht kennen, kann auch nicht gesagt werden, ob die 
betrefienden Formeln diesen Gegenstand richtig und ohne 
Aendei-ung behandeln. 

Diesem durchaus nicht übermässig reichen Inhalte römischer 
Provenienz, der übrigens, wie erwähnt, stark verketzert ist, 
stehen selbst auf dem Gebiete des Privatrechtes wichtige Er- 
scheinungen germanischer Art gegenüber. F. 11a kennt die 
germanische Haftung für den Sohn,*) f. 22 das Nutzungspfand, 
f. 26 wendet „haeres“ in dem nnrömischen Sinne von Nach- 
kommenschaft (nicht Erbe) an; ff. 45 und 39 sprechen von dem 
ErruBgenschaftsdrittel, ff. 41 und 46 unterscheiden, wie schon 
erwähnt, das Erworbene vom Ererbten, f. 47 benützt den Aus- 
druck „revestire". *) Dass die zahlreichen Selbatverknechtungen, 
unter denen namentlich die hinsichtlich der Zeit *) und des Aus- 
maasses') beschränkten hervorragen, dem germanischen Recht 
angehören, ist bekannt. Au den Umwandlungen des ehelichen 
Güterrechtes, unter denen die dem germanischen Begriffe ent- 
sprechende Anwendung des Wortes ndos“ zu berücksichtigen 


') F. l; vgl. Epit. Aeg. III. 61. 

*) Die Selbstverknechtung erfolgt zur Tilgung einer früher contra- 
hierten Schuld. 

’) Aber in derselben Formel kommen Eideshelfer vor. 

*) s. Siegel: Oesch. d. dtsch. (Jer.-Verf. I. 181. A. 13. 

•) 8. Brunner: R. G. d. Urk. I. 280. 

*) F. 18; inter anuis tantus, qualecunque ei servicium itqunxerit. 

’) F. 38; in loco pignoris emitto vobis statum meum medietatem, nt 
iu unaquisque septimana ad dies tantis . . . operem . . . facero debiamus. 

6 * 
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ist, hat schon ilas spätrömisclie Recht seinen Aiitheil gehabt ') 
und es ist dadurch zufällig eine Annäherung erfolgt, mit der 
sich das germanische Rechtsbewusstsein zufrieden stellen konnte, 
so dass eine darüber hinausgehendo Aenderung in den Formeln 
unterbleiben durfte; darin findet die Erhaltung römischen 
Brauches in den betreflfenden Stücken seine natürliche Erklärung. 

Was die rein formalen Bestandtheile betrifft, ist begreif- 
licherweise römische Urkundentradition wahrnehmbar. Zu der 
schon erwähnten Mandatsformel tritt hinzu die Formel für die 
Genehmigung des Kaufpreises,-) sodann die als Einleitung zu 
Testamenten gebräuchliche Formel“) und die bei Schenkungen 
für den Todesfall übliche Phrase,“» obwohl speciell in dieser 
Hinsicht Unklarheit heri-scht;“) auch entspricht die Benützung 
des Wortes „manus“ römischer Tradition,“) anderei-seits geht 
der Verfall der städtischen Actenführung aus dem Schlüsse der 
f. 52 hervor. ") 

Eine besondere Würdigung verdienen die Strafclauselii 
und zwar sowohl in materieller als auch in formeller Hinsicht. 
Sie sind bekanntlich aus der römischen Conventionalstrafe her- 
vorgegangen. “) Es darf auch als feststehend angenommen 
werden, dass die bei allen germanischen Völkern begegnende 
Umbildung der römischen Strafformeln darauf zurückzufQhren 
ist, dass man das Bedürfnis empfand, das ungenügende germa- 
nische Obligationenrecht zu ergänzen und namentlich dem Kauf- 
und Tauschgeschäfte, die lediglich dingliche Uebereignuugs- 
geschäfte waren, darüber hinausgehende obligatorische Folgen 


') 8. Uruuner: 1). fr. roiiiaii. Ilus. (BcrI. Sitz.-ßer. IS'.U, S. ."i4S). 
in iiHOil milii coiiiplacuit (ff. 2, 4, lit, 21, 25. 27) vgl. Stouff 1. c. 
;i6. A. 2. 

*) .Sana nioule. sanuque consilio (f. 41); vgl. Stouff 1. c. 31. A. 2. 

*) Malit te quam me, to quam relicus lierodibus meis (f. 41); vgl. 
Zeumer in der Auog. 8. lU. A. 1. 

■’) In f. 35 fehlt dieser Satz, in f. 16 ist er unriulitig augewendet. 

") Ff 17, 18, 42, 45, 55; vgl Zeumer 1. c. S. 10. A. 4. 

’) 8. Brunner: R. G. d. Urk. 1. 144. 

0 8. Lölling: L'eber den Ur8prung und roehtl. Bed. d. altdtach. 
Strafclauaelu. Sjögren: lieber d. rüm. (Jouvontionalstrafe u. d. Straf- 
ulanselu d. fr. Urk. »aff., sowie die erwäbulcu Schriften von Blulime und 
Stouff 
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zu verleilien. ‘) Aber während diese Umbildung, an der auch 
die spätrömische Urkundenpraxis betheiligt war, sich doch noch 
an das römische Urkunden wesen anlehnte und namentlich in 
Italien verbreitet war, ist eine weitergehende Verbildung da- 
durch gekennzeichnet, dass man die aus der Conventionalstrafe 
hervorgegangene Strafdrohung sogar gegen dritte, am betreflFen- 
den Rechtsgeschäfte nicht betheiligte Personen richtet, wodurch 
der Zusammenhang mit der Conventionalstrafe abgebrochen 
und der Strafclausel der Charakter eines objectiven Rechtssatzes 
gegeben wird ; an dieser im Anfechtungsfalle zu zahlenden Geld- 
strafe wird überdies auch der „Fiscus“ betheiligt. Es ist fest- 
gestellt worden, dass so geartete Strafclauseln, die materiell von 
der römischen und von der langobardischen Conventionalstrafe 
gänzlich vei-schieden sind , germanisch - rechtlichen Charakter 
haben und der fränkischen Urkundenpraxis entstammen.-*) 

Die F. Andeg. schliessen sich diesem Brauche an und ver- 
la,ssen in dieser Hinsicht den Boden des römischen Rechtes 
ganz; nur ausnahmsweise kommt es vor, dass sie sich der 
römischen Praxis gemäss auf die betheiligten Personen*) und 
ihre Stellvertreter beschränken;'*) in der Mehrzahl aber ist die 
Strafdrohung gegen jede dritte Person gerichtet. Der fränki- 
schen Sitte accomodieren sich die F. Andeg. auch hinsichtlich 


') Wir Rcliliessen ans in dieser Fm;;e den AnsfUhrnngen A. Schultze's 
an; s. Sav. Ztsebr. XVII. 178. 

Ks soll damit, wie Blulime I. c. 221 bemerkte, der gennaniseben 
Auffassung, wonach ein Theil der Busse dem Kicbter znfiel, Rechnung ge- 
tragen werden. Man hätte also unter „Fiscus“ den Richter zu verstehen; 
es wird auch thatsächlich in f. 67 der Richter, in ff. 21 und 58 der Im- 
miinitiUsrichter als empfangshorechtigt genannt. Die Analogie mit dem 
Friedensgelde liegt deshalb nahe, weil vielfach die Thatbestände (ff. 6, 42, 
48, 44, 57) solcher Art sind, dass sich ein zur Auferlegung von Bussen 
führendes Verfahren daran knüpfen konnte. Es soll überdies durch die 
Weckung des richterlichen Interesses eine desto grossere .Sicherheit er- 
langt werden. 

’) s. darüber und Uber die Ursachen dieser Umbildung Sjögren I. c. 
121 ff., 143 ff. 

*) Ff. 8, 55, 57. 

*) Ff. 4, ß, 23, 34, 35, ;io, .50: „obposita persona“; 5 und 43: .aliqua 
persona ad viceiii“; 10 nur gegen die Erben. Es ist übrigens fraglich, ob 
hier die „obposita persona“ wirklich üu römischen äinue zu verstehen ist. 
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der Betheilignng des Fiscns;‘) sogar bei Rechtsgeschäften, die 
kirchliche Erbpacht betreffen, kommt eine solche Theilung der 
Strafe, allerdings nicht zn Gunsten des Staates, vor.*) Die 
Stipulation spielt in diesen Formeln eine geringe Rolle*) und 
hat die übliche falsche Bedeutung,*) desgleichen die „stipulatio 
Aquiliana".*) So liegt auch in dieser Hinsicht eine Anpassung 
an die unrömische fehlerhafte Praxis vor. Die Strafe des 
Duplnm*) aber, namentlich mit dem üblichen römischen Zu- 
satze,*) erinnert zweifellos an römisches Recht; hierher gehört 
vielleicht auch die „mulcta legis“*), obwohl es zweifelhaft ist, 
ob dabei nicht an fränkische Strafe gedacht wird. Römischer 
Tradition entspricht ferner die Strafdrohung „ad pare suo amittat“ *) 
und einer ganz logischen Umbildung des römischen Rechtes 
durch das kirchliche ist die Androhung göttlicher Strafen in 


«) Pf. 2, 6, 9, 19, 37. 37, 41, 42, 43, 44, 46, 54, 57. 

•) Pf. 21, 58. 

*) Ff. 27, 56. 

*) Die Bedeutung der Stipulation in den fränkischen Urkunden ist 
nnnmebr durch Brunner: R. Q. d. Urk. I. 220 ff. klargestellt. Zn er- 
innern wäre nur im Anschlüsse an B I u h m e I. c. 204 f., dass schon die 
Interpretation und die Epitoinen zn T.,. R. Vis Paul. II. 3. i arge Miss- 
verständnisse verrathen; eine besondere Verwirrung anznrichten, war L. R. 
Vis. Pani. II. 23. 2 geeignet; Paul. V. 8. 1 ist weder interpretiert noch 
epitomiert. Der Brunner'schen .Ansicht treten bei; Seuffert in Sav. 
Ztschr. II. 120 , Schröder in Hist. Ztschr. Bd. 48, S. .'>07 nnd Sav. Ztschr. 
IV. 104; s. auch Stonff I. c. 39, 69, 82 f. 

») P. 37; vgl. Bluhme 1. c. 212. A. 67; v. .Savigny 1. c. II. 128 . 
A. f. führt hier die Lex Äquilia auf L. R. Vis. Pani. I. 1. 3 zurUck; es 
wäre eher an die schon vollzogene Verkettung aller Missverständnisse zn 
denken, an der namentlich die Interpr. zn L. R. V. Paul. I. 19. 1 die 
Schuld trägt. 

•) Ff. 4, 21, 38, 40, 45, 60. 

Quantum res eo tempore meliorata valuerit; s. ff. 1 c, 25; vgl. Ober 
diesen Zusatz Stonff I. c. 38. 

*) Pf. 8 nnd 20. 

•) Ff. 8 nnd 56. Der Verlust aller Vortheile aus dem Rechtsgeschäfte 
wird gegen den Vertragsbrüchigen Theil in L. R. Vis. C. Th. II. 9. 1 aus- 
gesprochen; daneben auch Infamie nnd zwar gilt dies fUr Rechtsgeschäfte, 
die unter Anrufnng Gottes geschlossen wurden. In der späteren Praxis 
scheint man die beiden Straffolgen zu trennen und auch an der Voraus- 
setzung der Anrufung Gottes hält man nicht fest. 
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manchen Strafclauselu ') zuznschreiben. *) Die Exactionsclausel, 
die vereinzelt der Strafclausei angehängt wird,*) oder auch ohne 
dieselbe vorkommt*) nnd bestimmt ist, nOthigenfalls die dem 
fränkischen Rechte fremde Processvertretung zu ermöglichen, 
entspricht hekanntlich einem germanischen Rechtsbedürfnisse. ■'') 
Sie war zwai- der spätrömischen Urkundensprache bekannt, hat 
aber doch erst in den germanischen Staaten eine neue, von dem 
römischen Rechte abweichende, praktische Bedeutung gefunden.*) 
Mit Rücksicht dai-auf ist sie formell römisch, materiell aber ist 
ihr Vorkommen eher dem germanischen Bedürfnisse zuzn- 
schreiben,') was allerdings angesichts des Umstandes, dass die 
F. Andeg. die Stellvertretung kennen, nicht bestimmt ent- 
schieden werden kann. 

Vergleicht man die verschiedenen Elemente, die hier auf- 
treten, so gelangt man zweifellos zur Ueberzeugnng, dass das 
römische Recht und die diesem Rechte entsprechende Urkunden- 
praxis, gegenüber den Anforderungen des fränkischen Rechtes 
zurückgetreten ist. Das fränkische Straf- und Processrecht ist 
durchwegs, das Privatrecht zum grossen Theile dnrchgedmngen, 
und selbst das Formelle ist so nmgestaltet, dass es einer langen 
Kette von Missverständnissen bedurft hat, um von der römischen 
Urkundenpraxis aus zu dem hier vorliegenden Resultate zu ge- 
langen; diese Missverständnisse aber sind ganz offenbar durch 
den Einfluss des germanischen Rechtes, wenn auch nicht direct 


■) Ff. 20, 23, 4G. 49, 68. 

*) Ek liegt offenbar eine ans der Umwandlung der römischen Infamie 
lierrorgegangene Strafdrohung vor; die kirchlich beeinflusste Umbildung (s. 
Blulimo I. c. 220 . A. 89) hat an die Infamie anknüpfen können, die, wie 
erwähnt, in L. R. Vis. C. Th. II. 9. 1 vorgesehen war. 

3) Ff. 38 nnd 60. 

*) F. 22. 

3) 8. Brunner: Forschgg. 600, 606. 

*) Brunner 1. c. 607. 

’) Besonders überrascht, dass in diesen Formeln keine absolute (d. h. 
gegen dritte Personen gerichtete) Strafclauseln Vorkommen. Daraus hat 
Sjögren 1. c. 133 richtig geschlossen, dass hier eine germanisch-rechtliche 
.Scheidung der Rechtsgeschäfte zu Grunde liegt. Die Bmnner'sche Ansicht 
über den germanischen Charakter der Exactionsclausel gewinnt dadurch an 
Bedeutung. 
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verursacht, so doch gefördert worden und sie entsprachen nicht 
dem Charakter des römischen Rechtes und auch nicht seiner 
uatUrlichen En Wicklung, sondern im Gegentheil ausschliesslich 
den Bedürfnissen des neuen Rechtes. — 

Die Formulae Arvernenses ') machen, wenngleich es 
bei ihrem fragmentarischen Charakter unmöglich ist, zu einem 
allgemeinen Ergebnisse zu gelangen, einen ähnlichen Eindruck. 
Dies ist desto merkwürdiger, als ihre Heimat seit jeher eine 
gewisse Selbständigkeit hatte und auch unter fränkischer Herr- 
schaft das ganze VI. Jahrh. hindurch durch Grafen römischer 
Abkunft verwaltet wurde. ‘^) 

Man beruft sich zwar in einem Falle auf einen bestimmten 
römisch - rechtlichen Text,-^) jedoch in einer Art, dass man 
directe Benützung keineswegs annehmen kann.'*) Die übrigen 
Berufungen auf römisches Recht stehen auf derselben Höhe 
wie in den F. Andeg.;^) dagegen steht das Appennisverfahren 
in f. 1 dem römischen Rechte zweifellos näher als das be- 
treffende Verfahren in der vorherbesprochenen Sammlung,*) wie 
überhaupt die Formel den altertümlichsten Eindruck unter- 
allen fränkischen Formularen macht. Im übrigen aber ist nicht 
viel Bemerkenswertes zu finden. Das Mandat in f. 2 a ist 
römisch, trotzdem aber unterscheidet man erworbenes Gut; die 
Bezeichnung „Alod“ kommt in dieser Formel, .sowie in zwei 


') 8. Zeamer in N. Arcliiv XI. 334 IT. 

*) 8. Kurth: Les iluc» et les comtes d 'Auvergne (Rev. <1 'Auvergne 
1300, S. .383 fr.). Dass in dieser Zeit auch die Revülkerung der Auvergne 
rUmiHch war, hat derselbe Forsclier wahrscheinlich gemacht (s. Hnll. de 
l'Acad. de Belg, (.'lasse des lettres 1800, p. ‘237 ff.) 

F. la; s. Zaumer in Sav. Ztschr. I. 33 ff. 

•) lieber die missverständliche Art und Weise, wie diese vcrschnllenc 
Kaiserconstitntion hier citiert wird, vgl. Oonrat I. c. I. S4. A. I. Die 
Verunstaltung der Formel beweist auch, dass sie missverstanden wurde; 
s. Zeumer in N. Arch. XI. 337. 

'■) Die Einleitung in f. 3a entstammt keinem bestimmten Texte; s. 
Cu u rat 1. c. 1. 235 A. 4 ; es dürfte hier eine Notariatsphrase vorliegen. 
In f. 3 ist li. R. Vis. Qai. I gemeint, aber gewiss nicht unmittelbar be- 
nützt. In f. (i wird zur Begründung der Vergabungsfreiheit „lex beiieficium“ 
angeführt, ohne Bezug aut eine bestiuimte Nuriu. 

‘) s. in meiuem Aufsatze. 
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anderen vor,') ebenso die germanische Bezeichnung „leti- 
moninm“.'^) Es fehlt nicht an Beweisen ihr einen starken 
Rückgang der römischen Praxis, und zwar selbst in Formeln, 
die znm Theile kirchlichen Charakter anfweisen. ”) Strafdrohung 
liegt nur in einem Palle vor,‘) da ist sie aber auch gegen 
dritte Personen gerichtet, lässt den Piscus au der Strafe theil- 
nehmen und ist mit einer zwar wortreicheren, al>er in üblicher 
Weise missverständlichen Stipulationsclausel ’) versehen; die 
Duplumstrafe fehlt. — 

Besondere Bedeutung wird mit Recht den P o r m u 1 a e 
Turonenses*) beigelegt, die in Verbindung mit der L. Rom. 
Vis. und der L. Sal. in 9t) Titeln gewisserinaassen ein Rechts- 
buch für das Gebiet von Tours bildeten’) und, wie aus dei- 
planinässigen Anlage sowie den Ergänzungen geschlossen werden 
darf, von den Zeitgenossen sehr geschätzt wurden. Der Um- 
stand, dass sie, wie es scheint, überwiegend die Bedürfnisse 
des weltlichen Urkundenwesens ins Auge fassten und sodann 
für kirchliche Zwecke vervollständigt wurden,") sowie die 
Wahrscheinlichkeit, dass der giössere Theil der Grafen von 
Tours im VI. Jalirh. und vielleicht noch später Gallo-Rümei- 
waren,*) erhöht selbstverständlich üiren Wert. Was sie ferner 
interessant macht, ist das häufige Oitieren des römischen Rechtes; 
die Bedeutung dieser Citate ist schon von Zeuiner'“) richtig 


') Ff. 4 und 6. 

") Ff. 3 und 4. 

") F. 3 boniilzt in der Einleitung zur Freilassung die spätriiiniscLe 
Testameiitseinleitungsformel (vgl. Zeunier in \. Ardi. XI. 333), verbinde) 
überdies die Freilassung per vindictam mit der kircblicben und bezeiebnet 
die riiniischnn Arten der Freigelassenen missvrrständlinb. 

*) F. 3; in ff. 3 und 4 ist sie bloss mit .sane siquis* angedeiitet. in 
f. C fehlt das Ende. 

") „spondo vel siibfer firmavi“; am Scdiluss: .stibiilaut .stipnlatiis in 
iimnibus siim“. 

‘) s. Zeumer in N. Arcb. VI. 30ff., in der Ausgabe lasff., Schröder 
in der Sav. Ztsclir. IV. S1 f. 

’) s. Zeumer I. c. 3i). 

") Zeumer I. c. 33 f. 

*) s. K u r t Ii : Bull, de l'Acad. de Belg. Classe des Isttres I90U, 
p SS2. 

In der Ausgabe S. 13U. 
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beurtheilt worden; Conrat') scheint in der Bewertung zn 
weit gegangen zu sein und eine Ueberprüfung bestätigt voll- 
kommen das Zeumer'sche Urtheil. 

Das römische Recht wird entweder ohne genauere Be- 
zeichnung-) oder als L. Rom."*) oder in noch bestimmterer 
Weise angeführt^) und überdies beginnen manche Formeln, 
ohne es hervorzuheben, mit Sätzen des römischen Rechtes.-’) 
Es ist schon zum grossen Theile nachgewiesen worden,”) dass 
viele dieser Berufungen und Entlehnungen einfach falsch an- 
gewendet sind ; noch wichtiger erscheint, dass in keinem einzigen 
Falle directe Benützung der Quellen vorkommt, sondern über- 
wiegend die Interpretation, in drei Fällen sogar bloss die Epi- 
tome Aegidii,') in zwei Fällen überhaupt keine nachweisbare 
Quelle benützt wurde;”) es kommt auch Uebereinstimmung mit 
der Ij. Rom. Curiensis vor,”) was offenbar gemeinsamer urkund- 
licher Grundlage zuzuschreiben ist. Ueberdies kommen im 
Texte mancher Formeln römisch-rechtliche Sätze vor, die aber 
durchwegs der Interpretation angehören. Dieses Prunken mit 
vielfach missverstandenen Brocken der Interpretation, die viel- 
leicht überhaupt nur mittelbar von anderen Vorlagen übernommen 
worden, ist wenig geeignet, diese Formelsammlung als ein 


') 1. c. 1. 296 f. 

“) F. 4: latores legum sanxernnt; f. 14: lex et conanetniln expoacit; 
f. 30: auetnritate legi» praeceptuni est; App. f. 2: latores legis edocenint 
et antiqna consiietado edocet. 

S) Ff. 16, 17, 20, 22. 24, 25, 29, 32, App. 4. 

<) F. 11: ex cor|>ore Thoodosiani libri .Vpp. f. 2: siciit in Theodo- 
siano codice. 

Ff. 16, 19, 21. 

Zeumer in der Ausg. 130. 

t) Ff. 11, 16, 29. 

Die Einleitung zn f. 4, die nach Zentner (Ausg. 137. A. 1) an 
die Jnstinianischen Institutionen II. 7. 2 erinnert, wäre wohl eher auf die 
irgendwie mittelbar erfolgte Benutzung der Intenir. zu L. R. V. C. Th. IV. 18. 2 
zurilckzufUhren ; s. Conrat I. c. I. 296. A. 6. In App. f. 2 kann es sich nur 
um jene prakti.sche .Auffassung bandeln, die sich au 0. Th. III. 5. 5 knUpfte, 
aber nicht um directe Benutzung; der betreffende .Satz: „latores legis edo- 
cerunt . . . ut prius arrarum conjiigiae, postmoduni osculuni intercedentis* ; 
s Zeumer (Ausg.) 163. A. 5. 

“J s. Conrat I. c. I. 297. A. 2. 
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auf der Höhe des römischen Rechtes stehendes Product er- 
scheinen zu lassen. 

Ueberdies hat der romanistische Aufputz im allgemeinen 
den Rechtsinhalt der einzelnen StQcke nicht wesentlich bestimmt 
und das Hervortreten des germanischen Einflusses nicht ge- 
hindert. Dies änssert sich schon in der Ansdrncksweise der 
auf römisches Recht verweisenden Formeln,*) noch mehr aber 
darin, dass häufig Citierung des römischen Rechtes und An- 
wendung des germanischen Hand in Hand gehen auch von 
formellen Verstössen gegen die römische Urkundenpraxis sind 
diese Formeln nicht frei geblieben.'*) 

In vielen Fällen werden Angelegenheiten behandelt, die 
materiell zweifellos dem römischen Rechte angehören. Wenn 
da auch wirklich mit diesem Rechte gerechnet wird, so ist 
doch trotzdem theils Verfall,^) theils directer Einfluss des neuen 
Rechtes wahrnehmbar,^) sodass dem römischen Rechte nur 


') F. 14 nnterscheidet Alodis und Erworbenefi; s. auch f. 22 und in 
App. ff. 2 und 30. 

So in f. 16 (vgl. Zeumer ln der Ausgabe S. 129), wo die römiscbe 
Strafe in eine germanische Busse umgewandelt wird; ebenso in f. 32; noch 
merkwürdiger die ff. 24 (vgl. Zeumer 1. c. 130, 148. A. S und Conrnt 
I. c. I. 297. A. 4) und 80 (vgl. Zenmer 1. c. 130). 

^) F. 4 hat für Schenkung (Cession) die Formel, die eigentlich nur 
für Donatio mortis cansa passt; ebenso ff. 17 und 20; dagegen fehlt in 
f. 22 die übliche rOmische Testamentsformel. 

*) In f. 3 haben .Gesta“ die Bedeutung von Urkunde; in f. 7 be- 
gegnet die irrtümliche Auffassung, als ob man ein Praecarium alle 6 Jahre 
zu erneuern hatte; f. 16 spricht von .introdnctio locomm secnndum legem 
Rom.", was höchstens einem späteren Gewohnheitsrechte entspricht (vgl. 
Stonff I. c. 76); f. 17 interpretirt falsch die betreffende Stelle des Paulus, 
wo von scriptura keine Rede ist, spricht überdies von der Quarta in sinn- 
widriger Bedeutung, was desto auffallender ist, dass diese Formel laut 
Ueberscbrift für die Gesta bestimmt war; f. 19 verwendet in der Einleitung 
eine Stelle, die sich auf verschuldete Ehescheidung bezieht, obwohl es sich 
im vorliegenden Falle um einverständlicbe Scheidung Imndelt; ebenso falsche 
Anwendung des römischen Rechtes in f. 26 (vgl. Zeumer 1. c. 130) und 
in App. f. 2 (vgl. oben S. 74. A. 8), wo Cod. Tbeodos. ungerechtfertigt 
citiert wird (vgl. Stouff 1. c. 64) und osculum in der üblichen falschen 
Auffassung vorkommt; hierher gehören schliesslich die Ehesehenkungen. 

“) So besonders f. 24, wo die Vormundschaftsbestellung starke germa- 
uische Einflüsse aufweist (vgl. hiezu oben A. 2); iu f. 28 Appennis 
fränkischer Art; noch mehr Addit, 7. 
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weniges entspricht.*) Strafrechtlich-) um! processueH*) 
gehören die F. Tnron. gänzlich dem fränkischen Rechte an. 
Aber auch das fränkische Privatrecht kommt zur Geltung, 
allerdings vielfach in der der Kirche geläufigen Weise. ■•) Ver- 
gleicht man das Auftreten der beiden Elemente miteinander, 
so gelangt man zur vollen Bestätigung der eingangs erwähnten 
Zeumer'schen Ansicht. Es liegt hier ebenso wenig wie in 
den F. Andeg. ein Sieg des römischen Rechtes über das frän- 
kische, sondern viel eher das Gegentheil vor. Auch in formeller 
Hinsicht gewinnen wir den Eindruck grosser Decadenz; — zu 
dem bei Besprechung der F. Andeg. Gesagten kommt hinzu, dass 
die missverständlich angewendete Stipulation^) überdies mit den 
Unterechriften der „boni homines“ verbunden wird,“) die hier 
überhaupt häufig genannt werden.') Die Strafclauscln weisen 


') 8. in f. S Verkauf eines Erbpachtgrundstiiekes „salvo jure Sancii“; 
äliulicli in f. 42; in f. U (iarantie fUr Felilerfreilieit des .Sklaven; riclilige 
Anwendung des riimiseben Reebles in ff. 20 und 21, tlieilweise auch (aller- 
dings mit dem S. 75. A. 3 vermerkten Mangel) iii f. 22; sodann kommt in 
Betracht f. 2S und schliesslich die Stellvertretung in ft'. 2, 20 , ih und 
.\ddit. 4. 

“j In f. Iß Umwandlung der römischen .Strafe für Raptus in eine germa- 
nische; ähnlich f. S2, obwohl am Schlüsse wieder Anlehnung an römisches 
Recht; f. 38 ist ganz germanisch. 

s. f. 2a (trotz äusserlich römischen Charakters), ebenso f, 3<l; die 
ff. 31, 33, 39, 40. 41 und Addit. ß sind ganz germanisch; der dreissigJKlirige 
Besitz in f. 39 bemht auf dem Capitularienrechte. 

‘) In ff. 1 und 37 Schenkung an die Kirche .dedneto usnfructu“; in 
f. ß Verkauf an die Kirche, ebenfalls ded. usufr. und zur Bekräftigung des 
Rechtsgeschäft es Verpfändung eines zweiten (lutes unter Vorbehalt des 
Besitzes; f. 10 Selbstverknechtung; f. II erinnert an K. -tndeg. 49; f. 12 
kirchliche Freilassung; zu f. 13 s. Brunner: Forsebgg. .'>2ßf.; f. 27 ent- 
hält das fränk. praeceptum de cartis deperditis; in f. 43 Cominendatioii in 
mundebnrdium; Addit. I kirchlich stylisierte Schenkung an die Kirche; 
Addit. 3 kireblicbes Rechtsgeschäft mit fides facta; .\ddit. ß erwähnt die 
festuca. 

'■) Auch die Aqniliana fehlt nicht; s. f. 17; vgl. Bl uh me I. c. 210. 

«) Ff. 4. 12. 14, 17, 18. 38, App. 2, App. 3. 

tj Selbst im Mandat; g. ff. 3 und 24; ebenso in der mit römischen 
Citaten aufgeputzten f. 24. Allerdings betrachtet Dahn I, c. VII. 1. Ißa die 
„buui huuiiiics- als vnlgarröiniseh ; dies erscheint jedueb sehr zweifelhaft ; 
3. Saleilles in Kev. histur., BJ. 4o, S. 292. 
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theil weise bessere Züpe auf: denn trotz des auch hier vor- 
herrschenden Uebergewichtes der gegen jede dritte Person ge- 
richteten Stiafdrohuug kommt doch auch die dem römischen 
Rechte entsprechende Oonventionalstrafe zum Vorschein;') in 
einem Falle eiinnert man sich der ünanwendbarkeit der Con- 
ventionalstrafe bei Schenkungen,-') und die germanische Auf- 
theilung der Strafsunime zwischen Partei und Fiscus kommt 
nur einmal'') vor. 

Dies ist natürlich nicht genügend, um den gesammten Ein- 
druck zu ändern, ebenso wenig, wie die in Appendix flf. 2 und 
•1 gegenüber den ft’. 14 und 15 eiiigetretene Veretärkung des 
römischen Rechtes; sie berührt ja, wie Zeumer bemerkt 
hat,') nicht den Inhalt, und hat nur stylistische Bedeutung. — 

Unter den Formulae Bituriconses verdienen bekanntlich 
die sieben ei sten besondere Beachtung-’) und es lässt sich nicht 
leugnen, dass ft‘. 1 — 5 und 7 schon sprachlich und stylistisch 
günstig wirken.**) Die Gcsta erscheinen noch sehr actuell und 
das in f. 7 behandelte Appennisvcrtäliren weist den älteren 
Typus auf.O Dennoch kommen auch hier sowohl wichtige Be- 
weise der Decadenz wie auch fränkischer Einfluss zum Vor- 
schein. Die Stipulation ist durchwegs falsch aufgefasst, *) es 
kommt sogar die lex A(|uiliana vor") und natürlich die Theilung 
der Strafsumnie zwischen Partei und Fiscus. '") Das Schwinden 
römischer Rechtskenutnisse geht daraus hervor, dass man auch 
die irrige Auffassung findet, eine Praecaria müsse von Zeit zu 


') So in ff. IS, 15, 45; in den If. 55 und erstreckt sich die Cuii- 
veutionalstrafe .auf die Erben der Parteien. 

*) Addit. I; vgl. Ulubuie 1. c. 51-5. A. t>7. 

») ln f. .3S. 

*) s. N. Arcli. VI. 6t>. 

*) 8. Zeumer: N. Arch. XI. 314 f., Brunner 1. c. I. 405 f.. Conrat 
I. c. 1. -508. 

“) In f. 1 altrümiscli« Koruiel (vgl. Brunner 1. c. 405. A. *52); ff. 2, 
H nud 4 bieten sehr gute Texte, in f. 4 überdies .sacratissimue fiscus*. 

8. in meinem uitiorten Aufsatze. 

•’t Man wendet sie sogar in f. 7 für Appaiiuis an. 

’') In f. 2; allerdings hat man dock die Empfindung, dass sie von der 
gewiibulicben Btipulalion untersebieden wird. 

“) In f, 4. 


Digitized by Google 



78 


Zeit erneuert werden.') Fränkisch sind die „boni homines“^) 
und die „ambastia“.") Der Umstand, dass die vorliegende 
Sammlung überwiegend kirchlichen Charakter hat,^) mag das 
aulTaliende Fortleben mancher romanistischen Details erklären; 
noch mehr trägt hiezu der Umstand bei, dass die hier be- 
handelten Materien zu weitergehenden Aeussemngen des fränki- 
schen Rechtes sehr wenig Gelegenheit boten. Die Ueber- 
lieferungsart der Formeln spricht gegen die Annahme grosser 
Verbreitung oder erheblicher praktischer Benützung. 

Die übrigen Stücke dieser Sammlung gehören bekanntlich 
späterer Zeit an und enthalten theilweise wertlose kirchliche 
Briefmuster;'') aber auch sonst sind sie, mit einer einzigen 
Ausnahme,^) für den Rechtsverkehr der Kirche bestimmt. Die 
juristische Ausbeute ist also im allgemeinen gering, aber doch 
genügend, um darzuthun, dass auch diese Formeln die uns be- 
kannte Höbe nicht überschreiten. 

Anführung des römischen Rechtes kommt vor;') einmal 


') In f. 2. 

“) ln f. 1. 

») In f. 2. 

*) In f. 2 ist von Actores die Rede; offenbar handelt ea aiuh um kirch- 
liche Actoree; daa Kandat in f. 3 ermächtigt in Sebenknngen an Klöater; 
die aoeuritaa in f. 4 eehtttxt gegen Anfechtungen seitena der Erben, „vel 
Eocleatae noatrae ancceaaoribna“ ; f. 5 iat ao apeciell kirchlich, daaa 
achon mit Kfickaicht darauf die ganze Sammlnng, der dieae Formeln ent- 
atammen, ala eine kirchliche erscheinen könnte; in f. 6 ist wieder die Rede 
von einer Schenkung an die Kirche; in f. 7 tritt der Clerua 8. Stephani 
unter den Publicitätaperaonen auf: weltlich scheint nur f. 1 zu sein, 

») Ff. 10—13, 16—18. 

») F. 15. 

In f. 9 .lex Rom. declarat“; gemeint ist L. R. Vis. Gai. I. Conrat 
1. c. 298. A. 3 meint, dieses üitat beruhe nicht anf der L. R. Vis., sondern 
auf anderweitiger römischer Phraseologie: jedenfalls liegt keine directe 
Quellenbenütznng vor. In f. 16 .Spiritus aanct. per sacromm imperatorum 
sensit auctoritas“; das Citat bezieht sich auf den Cod. Theodos. fvgl. 
Zenmer in der Auag. 174. A. 7). Uas Citat iat natürlich unpassend; 
auffallend ist die Verbindung der Erwähnung von Rechtssätzeu , die sich 
gegen inlicita coiijunctio wenden, mit der in dieser Formel behandelten Ebe- 
schenkung. Möglich, daaa ein Versehen vorliegt; nicht anageschlosaen ist 
aber, dass hier jene Anffassung begegnet, die man in .Senon. App. 1 a findet, 
wo die Kinder aus einer ohne iibellum dotis geschlossenen Ehe als naturales 
bezeichnet werden, wodurch zweifellos auf eine derartige Verbindung der 
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sogar Berufung auf ein Gesetz Constantin d. Gr.,*) was aber 
durchaus nicht den Eindruck directer Benutzung macht, Ver- 
stössc nicht hindert*^) und fränkische Beeinflussung nicht ab- 
wehrt.'*) Es ist bemerkenswert, dass gerade die Formel, in der 
Constantin d. Gr. citiert wird, durch stylistische Verworrenheit 
auffällt, während die andere (15), die das römische Kaiseri'echt 
auf den heiligen Geist zurUckflihrt, das „osculum“ in falscher 
Auffassung bringt.^) Gesta erscheinen auch hier actuell; wir 
verdanken dieser Sammlung die viergliedrige Formel, die uns 
das ganze Verfahren der Allegation veranschaulicht; man kann 
aber gerade dabei eine interessante Verwirrung beobachten; 
sie äussert sich in der Überschwänglichen Benutzung der Stipu- 
lation, welche nicht nur fdr das den Gesta anzuvertrauende 
Stück, sondern sogar für das Mandat des fungierenden Stell- 
vertreters^) und, was noch abneimer ist, für die Anzeige des 
Stellvertreters an den Mandanten^) benützt wird. Die absolute 
Strafclausel ist schon so selbstverständlich geworden, dass man 
sie der richtiger abgefassten noch hinzufUgte;^) die Theilung 
der Strafsumme zwischen die Partei und den Fiscus ist eben- 
falls gebräuchlich.**) Die VerwUnschungsforniel*) dagegen ist 
jener römischen Umbildung zuzuschreiben, die oben***) erwähnt 
wurde. 


Sdiatten deg Uncrlaubteu fällt. Da Seti. App. la, trotzdem dort diese un- 
römische Auffassung vertreten wird , mit römisch - rechtlichem Anfputze 
prunkt, kann angenommen werden, dass auch in Bitur. 1& derselbe Qe- 
daukeogang besteht. 

*) ln f. 9; vgl. L. R. Vis. C. Th. IV. 7; s. Conrat 1. o. I. 298. A. 4. 

>) .vindicta liberare“ bei kirchlicher Freilassung in f. 9. 

4) In f. 1.5 Unterscheidung von Alod und Erworbenem. 

*) Noch dazu als „osculnm pacis“. 

In f. 16 b; offenbar deswegen wird dann in 15 c dieses Mandat als 
.sollemniter roboratum* bezeichnet. 

®) In f. 15b und 15d. 

In f. 15a heisst es: „Siiiuis . . de horedibus . . vel ulia interposita 
persona“; dann aber noch: ,vel qnislibet . . . quis fecerit“. Augenscheinlich 
sind zwei Formeln vermengt; die erstere entstammt einer besseren Vorlage, 
schien aber dem .Schreiber ungenügend. 

*) Ff. 9 und 15 a. 

'■') In f. 9. 

*•) oben S. 71. A. i. 
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Weisen schon diese Umstände Huf denselben Niedergang 
des römischen Rechtes liin, dem wir auch sonst begegnen, so 
macht speciell f. 1 4 einen ganz fränkischen Eindruck. Es 
liandelt sich um den Königsschutz für Klöster und die Bitte 
geht auf Revestitiun. Somit stimmt auch diese Sammlung mit 
allem, was wir über den Rückgatrg des römischen und das Ein- 
dringen des fränkischen Rechtes im kirchlichen Rcchtsleben 
wissen. — 

Der älteste Theil der Formulac Senonenses (nämlich 
der Appendix^) vermag ebenfalls keine Aenderung des bisher 
gewonnenen Eindruckes hervorzunifen. Die wichtigste vier- 
gliedrige f. 1 erinneit auffallend an die besprochene F. ßitur. 
15, steht aber hinter dei-selben zurück. In der Berufung auf 
die lex et consuetudo hat Zeumer'^) mit Recht eine Anrufung 
des römischen Gewohnheitsrechtes erblickt und die Bezeichnung 
der Kinder aus undotierter Ehe als „filii naturales'' entspricht 
trotz der Einwendung Conrat's-^) doch zweifellos germanischer 
Anffassung; mit der F. Bitur. 15 hat unsere Formel die ver- 
schwenderische Benützung der Stipulationsclausei und die germa- 
nische Unterscheidung zwischen ererbtem und erworbenem Gut 
gemein. In f. 3 begegnet wieder die Berufung auf römisches 
Recht und auf Constantin d. Gr.,*) ja sogar die römische 
Datierung,^) was aber nicht hindert, dass man die kirchliche 
Freilassung mit der per vindictam vermischt. Die Selbstver- 
knechtung in f. K hat germanischen Charakter. 

Die eigentlichen Cartae Senonicae bieten bekanntlich '’) 
eine Reihe wichtiger Beweise germanisch - rechtlichen Ein- 
flusses,') darunter solche, denen mau in den bisher besprochenen 
Formeln nicht begegnet^) und wenn dennoch ab und zu bessere 


') s. Ausgabe 8. 183. 

0 1. c. 208. A. 1. 

*) 1. c. I. 208. A. 7; 8. iiisbesomlere Koehne: Die tieschlechtsterbin- 
•luiigen der Unfreien im fränkischen Recht S, tj. Anin. 18. 

') Es handelt sich um die kirchliche Freilassung. 

Nach Indictioneu. 

•) s. Zeunior in der Ausgabe S. 185. 

1) vgl. ff. 7, 8, 10—12, 17-13, 22, 20—28, 30, 34—37, 4’2, 45, 48, 51. 
“) L. H. in ff. 7, 17, 22, 28, 34, 45. 
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röniisclie Remiuiscenzen Vorkommen,') so kanu dies doch nicht 
viel beweisen, namentlich da solchen Erscheinungen wieder 
auch arge Verstösse^) gegenUberstehen. — 

Es ist natürlich unmöglich, auf alle Formelsammlungen 
einzugehen.') Beachtenswert erscheint aber, dass selbst bur- 
gnndische Formeln, die in der Coli. Flaviniacensis vorliegen, 
in den Fällen, in denen sie Originelles bieten, hinsichtlich des 
römischen Rechtes einen kläglichen Eindruck machen; sie ent- 
halten weit weniger Spuren des römischen Rechtes, als die 
bisher besprochenen, und nicht eine einzige der interessanten 
Reminiscenzen. — 

Eis ist von ganz besonderer Bedeutung, dass die Formeln, 
die Tür das germanische Rechtsleben bestimmt waren, ein ganz 
ähnliches Bild zeigen, wie diejenigen, die man mit Rücksicht 
auf ihr Entstehungsgebiet und mit Rücksicht auf die häufigen 
romanischen Anklänge als Denkmäler römischrechtlichen Lebens 
hinzustellen geneigt wäre. Es bat sich eben ziemlich rasch 
eine Gemeinsamkeit ausgebildet, die den Anforderungen des 
fränkischen Rechtes vollauf Rechnung trug, wobei die romanischen 
Formeln mitgeschleppt wurden, weil sie stylistisch brauchbar 
und materiell nicht hinderlich waren. 

Es genügt, die salischen Formeln mit den bisher be- 
sprochenen zu vergleichen, vor allem also die Formulae 


') So in f. 2, wo dag Dnplum des eventaell meliorierten Werthes an- 
^rndrolit wird. — lieber die Quelle der in Cart. Sen. App. lierausgegebenen 
Formeln g. Cnnrat in Sar. Ztscbr. Rom. Abtli. X. 140. 

^ So in f. la, wo die Mandatsformel mit der Formel für Donatio 
iiiortig causa verbunden ist, ohne dass speciell in diesem Falle an das von 
Zeumer (Ansg. 190. A. 9) angeführte .maudatum donationis loco* an 
denken wäre; auch das Mandat in f. 50 ist absonderlich abgefasst. Laut 
f. aa soll eine Praecaria alle 5 Jahre erneuert werden. Das Apennis- 
verfahren in f. 38 entfernt sich von dem rbmischen noch mehr als in andern 
Sammlungen. Vgl. auch f. 46. 

3) So gehen wir insbesondere auch auf die Form. Extravagantes 
(Zeumer’s Ausg. 5.H3 ff.) nicht ein. Viele von ihnen enthalten Interessantes; 
e.s kommen sogar processnale rbmischrechtliche Reminiscenzen vor. Doch 
erscheint es unmöglich, ans versprengten und vereinzelten Formeln Schlüsse 
zu ziehen. Selbst wenn man einigen von ihnen eine besondere Bedeutung 
beilegen würde, so stehen sie doch, mit Rücksicht auf ihre geringe Ver- 
breitung, hinter den .Sammlungen zurück. 

V. Halban, Röm. Recht in den eerm. Volksataatra. III. 6 
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Salicae Lindenbrogianae.') Es kommen auch da jene 
usuellen S&tze vor, denen man in den bisher besprochenen 
Sammlungen so häufig begegnet. Die wichtigste Eigentümlich- 
keit besteht darin, dass in den meisten Fällen nebst den 
Urkunden „fistuca“ und „andelang“ erwähnt werden,^) die Be- 
nennung „adfatimns“ vorkommt-’) und dass anstatt der mehr odei- 
weniger unpassenden Berufungen auf römisches Recht die Lex 
Salica angeführt wird,^) was aber nicht hindert, dass in F. 2U 
trotz Berufung auf salisches Recht von einer römischen Frei- 
lassung die Rede ist.’’) Auch son.st werden neben germanischen 
RechtsausdrQcken in einem Falle die latores legnm erwähnt,“) 
es kommt die bekannte römische Formel über den Empfang 
des Kaufpreises vor,") ja sogar die Formel über die Fehler- 
freibeit des Sklaven,“) die Stipulation ist sehr gebräuchlich, auch 
die Drohung mit dem Dnplum,“) sogar mit dem gut römischen 
Zusatz,”*) allerdings meist in falscher Verbindung,") fehlt nicht; 
die Drohung mit der kirchlichen Strafe nebst der Geldstrafe ist 
sehi- häufig ;*■’) zu erwähnen wäre schliesslich auch das Vor- 
kommen der in'igen Auffassung von der Nothwendigkeit der 
Erneuerung des Praecariums.”*) 

Dasselbe gilt von den Form. Salicae Bignonianae.") 
Sie bieten trotz überwiegend germanischer Ausdrucksweise 
dennoch gut römische Bestandtheile; so z. B. die Formel für 
den Empfang des Kaufpreises,"’) die Formel betreft's Fehler- 

') s. Zenmor in der Ansp. .S. 2K5 f., Selirilder in Sav. Ztsnhr. IV. 99 
nud Brauner: R. O. I. 409. 

S. ff. 1, 8, 6— S, 12, 10, 18. 

’) In f. 13; in f. 19 lendis. 

<) Pf. 7, 20, 21. 

4) Preilaasnog znm Civi.s Roinnnna koniint auch in f. lo vor. 

*) In f. 6; Tgl. F. Tnron. 4. 

') In ff. 8 und 16. 

») F. 15. 

F. 5. 

'*) Quantum res meliorata valnerit, s. f. 0. 

'■) Pf. 6, 12, 14, 16. 

*») Pf. 1, 2, 7, 10, 14. 

Ff. 3 und 4. 

'*) a. Zeumer in der Auag. 227 f. und N. Arcb. VI. 86 ff. 

•*•) Ff. 3 und 4. 
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frciheit des Sklaven,') die Stipulation,-) und was am meisten 
aufiällt, die römische Tradition durch Übergabe der Schlüssel.-'') 
Hierher gehören dann die weniger selbständigen Form. 
Salicae Merkelianae,^) deren I. und II. Theil jedenfalls für 
Gegenden mit starker salLscher Bevölkerung bestimmt waren.") 
Wir begegnen wieder der irrigen Auffa.ssung von der Noth- 
wendigkeit fünfjähriger Emeuernng des Praecariums,*) der 
römischen Freilassung,’) der römischen Kaufpreisbestätigung,") 
der Duplumdrohung,") einmal sogar mit der Meliorationsclansel ; 
die Strafclauseln sind zum grossen Theil nicht an.sgerdhrt, 
Stipulation nur einmal ausgesprochen.'®) 

Es soll selbstverständlich nicht geläugnet werden, dass 
dennoch zwischen den drei letzterwähnten Formelsammlungen 
(die beispielsweise keine Stellvertretungs-Mandate enthalten) nnd 
den frühei- besprochenen Unterschiede bestehen; dennoch sind 
dieselben zum gi-osscn Theile quantitativer und nicht 
qualitativer Natur. Es fehlen Berufungen auf römisches Recht") 
und Anlehnungen an dasselbe; an ihre Stelle treten Bei-ufungen 
auf die Lex Salica und Anlehnungen an das Evangelium, .sowie 
überhaupt eine Steigerung der kirchlichen Stylistik; auch kommen 
die einzeln angeführten römischen Bestandtheile nicht so häufig 
vor; andererseits aber sind eben deshalb die oft wahrnehmbaren 
Missgriffe, die wir bei Benützung römisch-rechtlicher Reminiscenzen 
sehen konnten, in diesen Sammlungen fast verschwunden. Im 
allgemeinen gewinnt man den Eindruck, dass ein Usus communis 
vorliegt, der sich durch die Übeiiiahme der römischen Schriftform 
im fränkischen Rechtslebcn eingebürgert hat; die einen Formeln 
putzen sich mit römischem Rechte mehr, die anderen weniger 


‘1 Ff. 3 und 6. 

F. 1 ; viele Strafclauseln sind nur angedeutet, aber nicht ansgefDbrt. 
») F. 14. 

*) s. Zeumer in der Aiisg. 2;!9, N. Arcli. VI. 91 ; vgl. aber Schröder 
in .Snv. Ztschr. IV. 93. 

^•) 9. Brunner: 1 . c. I. 4ns. .Schröder 1 . c. 

®) F. f). 

’) Ff. 13. b. und 43. 

») Ff. 9—12. 

») Ff. 9 und 10 , 

'®) In f. 9. .stipulatiuup iuserta.“ 

") Mit Ansnaliuie von F. Sal. Lindeiilir. li. 
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auf; — 7aber ebenso, wie der römische Aufputz jener Formeln, 
die ganz bestimmt salische Rechtsverhältnisse ins Auge fassen, 
ihren eigentlichen Charakter in keiner Weise alteriert, ebenso 
wenig konnte eine etwas reichlichere Heranziehung römischer 
Phrasen das fränkische Rechtsleben stark beeinflussen. Einen 
wichtigen Beweis fflr die Ausbildung dieses Usus communis, 
also auch für die Ausgleichung des Rechtes, erblicken wir in 
dem Umstande, dass Formelsammlungen verschiedener Gebiete 
dennoch manches von einander entlehnen. Am auflälligsten 
kann da die Benützung der Form. Turon. in den Form. Sal. 
Merkel, erscheinen. 

Im Mittelpunkte dieser Bewegung steht bekanntlich M a r k u 1 f , 
dessen Benützung in vielen Sammlungen auffällt. Westliche, 
nördliche und östliche Formeln enthalten manches, was mit 
Marknlf verwandt ist und seine Brauchbarkeit in verschiedenen 
Gegenden beweist.') Markulf's Sammlung gehört, wie man als 
ganz wahrscheinlich annehnien darf, einem romanischen Gebiete 
an und fällt in das Ende des VII. Jh.'-') Sie hat ebenso wie 
andere Sammlungen privaten Charakter, zeichnet sich aber 
dadurch ans, dass sie sowohl praktischen Zwecken, als auch 
der Bildung von Anfängern dienen sollte. Es überwog wohl 
in vielen Fällen die Absicht, stylistische Traditionen vor Ver- 
gessenheit zu bewahren, namentlich, wenn die.se Stylistik den 
Anfonlerungen des Ijebens nicht widersprach. So konnten die 
Markulfschen Formeln verschiedenen Bedürfnissen genügen und 
sowohl von den Anhängern romanistischer Überlieferungen, wie 
auch von denen, die mehr auf das unmittelbar Praktische bedacht 
waren, benützt werden. 

Betrachtet man diese Sammlung näher, so fällt es schwer, 
sich darüber auszusprechen, ob sie mehr auf Grundlage des 
römischen oder des fränkischen Rechtes beruht;'*) doch darf man 

') So sieht man schon in den F. Arvern., sehr sUrk aber in den 
P. Turon. Harknlf benützt; ebenso in den salischeu. 

*) 8. Zenmer in N. Arch. VI. 13 ff., XI. 3;is ff., ürnnner 1. c. I. 404 f., 
.Schröder in Sav. Ztichr. IV. 79. 

•) Brunner 1. c. nagt: Den Formeln liegt im allgemeinen Halieche» 
Recht ZI) Drunde, doch wird in einzelnen .Stücken auf die lex oder 
consuetudo romaua Bedacht genommen. Ähnlich äiianert. .sich Courat 
I. c. I. 39&. UroHser l'berscbiitzung der rutuauiKtisclien Elemente macht 
sich Tardif I. c. 172 ff. schuldig. 
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nach dem, was wir an den andern Sammlungen bemerkten, 
diese Frage nicht in dieser Art stellen. Es kann sich vielmehr 
nur darum handeln, ob die Markulf'schen Formeln zu einem 
Festbalten an römischem beziehungsweise zu einer Romanisierung 
des fränkischen Rechtes Gelegenheit boten. 

Das 1. Buch hat vou diesem Standpunkte nur geringe Be- 
deutung. Es war Tardif) Vorbehalten, auch hier zahlreiche 
Spuren römischen Rechtes zu suchen und zu linden, was ganz 
unzutreffend ist. Die Königsnrkunden, denen dieses Buch ge- 
widmet ist, bieten zwar eine reiche vielfach kirchliche Phraseologie, 
aber, soweit wir sehen, keine directe Befolgung römischer Muster;‘0 
es lagen für derlei Angelegenheiten keine brauchbaren römischen 
Muster vor und es hätte höchstens Cassiodor mit einigem Erfolg 
benützt werden können, was aber nicht geschah. Ganz anders 
sehen die Urkunden'^ des II. Buches aus. Da tritt uns die 
erwähnte Vermisehung römischer Bestandtheile mit neueren 
Sätzen, überhaupt jener Usus communis auf Schritt und Tritt 
entgegen. Wir begegnen einer Berufung auf römisches Recht,‘) 
obwohl die betreffeude Formel auch germanisches Recht kennt'^) 
und sogar .einem Citate.”) Auch anderweitige Benützung des 
römischen Rechtes fällt auf;^) das Mandat ist römisch ;**) römische 


') I. c. 173 ff. Tardif sucht rdinisches Keclit in 1. ff. lU, 11, 13, 
obwulil gerade da lesowerpitio vorkommt. 

^ Im Gegeutheil ist z. B. die Ebescheukuug in 1. f. 13 dem Standpunkte 
der L. Kib. 18 angemessen ; die Freilassung in I. f. 22 erfolgt vor dem 
König per denarium, nach saliscbem Hecht; das Mandat in I. f. 21 ist eine 
coinmendatio causae und ebenso weicht das Mandat in L f. 36 von den 
römischen Mustern für private Stellvertretuugsmandate ab. 

^ Wir sehen natürlich von den zahlreichen Briefmustern ab, die 
Juristisch belanglos sind. 

0 II. f. 17: Rom. legis decrevit auctoritas; vgl. L. R. Vis. Paul. IV. 6. 

°) Sie unterscheidet die fränkische Errungenschaft. 

*) Zur Einleitung zu U. f. 19 vgl. Interpr. zn L. R. Vis. Paul. II. 18. lü. 

^1 So die falsche Anlehnung an die Lex Julia in II. f. lU; vgl. dazu 
Zeumer in der Ausgabe S. 85. A I. In II. f. 16 erinnert man sich der 
römischen Todesstrafe für Entführung (vgl. Conrat 1. c. I. 295. A. 9.), 
aber dieselbe Formel spricht auch von dem fränkischen contubeminm (vgl. 
L. Sal. 13.). 

1 ) n. f. 31. 
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Erinnerungen kommen vielfach vor;') es wird die römische 
Foime! für den Empfang des Kaufpreises melirmals benützt, 
ebenso die Formel über die Feblerfreibeit des Sclaven *) und 
die römische Testamentseinleitung;^) falsche Auffassung von 
der Notwendigkeit der Erneuerung des Praecariums'’) finden 
wir ebenfalls. Die Haftung für Eviction") ist römisch, auch 
die einvei-stündliche Ehescheidung') macht denselben Eindruck, 
während das Rcpräsentationsrecht^) ganz wohl auf germanische 
Entwicklung zuriiekgeführt werden kann, ebenso, wie die Um- 
stürzung der erbrecbtlichen Benachtheiligung der Töchter.'') 
In den Schlussclauseln kommt die Stipulation fast durchwegs 
vor; wichtiger ist die häufige Anwendung der Duplumstrafe,"') 
sogar mit der Meliorationsclausel;") auch reine Conventional- 
strafe ohne Ausdehnung auf dritte Personen, also in der dem 
römischen Rechte entsprechenden Weise, kommt vor.'") Gesta 
kennt Markulf ebenfalls. Ist anch die Erwähnung in II. f. 3. 
sehr problematisch,'*) so tritt doch die Anwendbarkeit der Gesta 
in II. f. 17. klar hervor und überdies sind zwei Formeln''') 
diesem Gegenstände speciell gewidmet. Aus der Überschrift „gesta 
juxta consuetudinem Romanorum“ (in II. f. 37) ist zu entnehmen, 
dass Markulf die städtischen Aktenbücher als römische Einrichtung 
betrachtete. Wenn er sie dennoch berücksichtigte, so ist daraus 
zu schliesseii, dass er sein Werk nicht nur für Franken, sondern 


') S. 11. f. 4. (liceat in cessionibus etc), II. f, 7. (vgl. Conrat 1. c. 2U.b. 
A. i>.); viele Stellen in II. f. 17; die Einleitung in II. f. 15. d., in II. f. 2 o 
„iniagiuario jure“ (vgl. Tardif 1. c. 176); in U. f. 26 spondeo; lu II. f. 8y 
vgl. Tardif I. c. 

■■') II. fif. 19—22. 

S) II. f. 22. 

*) II. f. 17. 

=>) II. fif. .5, 9, 41. 

*) U. f. 19; vgl. Zeunior in der Äusg. S. 89. A. 4. 

II. f. 30; vgl. Tardif 1. c. 176. 

«) II. f. 10. 

») II. f. 12. 

">) II. fif. 17—20, 25, 26. 

") U. fif. 19 nnd 20; in f. 22 ist Moliuratiousclausel ubue Duplum. 
'») U. fif. 14, 23, 24, 30. 

’>) 8. Zeunier in der Ausgabe S. 75. A 2. 

'*) Fl. 37 und 38. 
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aach für Römer, überhaupt als ein allgemeines Formelbuch 
abfasste, welches sowohl für die königliche Kanzlei, als auch 
für Kirche und Laien beider Nationalitäten ausreichen sollte. 

Diese Übersicht der Markulf'schen Formeln zeigt am 
besten, wie gebräuchlich das Meiste war und erklärt, warum 
diese Sammlung so grosse Verbreitung linden konnte. Aber 
gleichzeitig sehen wir auch, dass man den römischen Bestand- 
theilen durchaus keine übermässige Bedeutung beilegen darf; 
es geht doch nicht an, ein und dasselbe in dem einen Falle 
anders zu beurtheilen, als in einem anderen; Markulfs Werk 
wird man unter keiner Bedingung als ein romanisches Product 
bezeichnen wollen, oder als einen Beweis für das kräftige 
Überleben des römischen Rechtes und flir eine starke Be- 
einflussung des fränkischen. So darf man auch diejenigen 
Sammlungen, in denen der römische Aufputz stärker vertreten 
ist, nicht anders bewerthen. Keine einzige Sammlung fusst 
auf römischem Recht; Jode fügt sich dem Eindringen des 
germanischen; die eine mehr, die andere weniger, ebenso wie 
sich Jede der römischen Stylistik mit mehr oder weniger 
Geschick bedient. — 

Die Formeln — und dasselbe gilt auch von den Urkunden') 
— sind also gemischten Charakters. Es entspricht dem Kräfte- 
verhältnis auf diesem speciollen Gebiete, dass, nachdem die 
Urkundenpraxis als solche bei den Germanen römischen Ursprungs 
ist, formell das römische Element überwiegt: die grössere Lebens- 
kraft des fränkischen Rechtes äussert sich aber darin, dass 
dennoch materiell von dem römischen Rechte wenig zu spüren 
ist. Dies fällt desto mehr auf, weil in den Formeln das sog. 
Personalitätsprincip keine grosse Rolle spielt und nur ausnahms- 
weise angegeben wird, es sei die betreffende Formel speciell 
iür Römer zu benützen. Man hätte die Formeln ganz gut in 
kirchliche und weltliche scheiden können, denn kirchliches und 


‘) i'bcr rütuisebus Hecht in fränkischen Urkunden a. v. Saviguy 
I. c. II. 106 ff., Tardif 1. c. I7s ff., Sohiii in Sar. Ztsebr. I. 70 (behandelt 
besunders die luTestitnr). Uber den Verfall der gericlitlicben Insinuation 
der Schenkungen s. Löning I. c. 11. 661. A. 4. Über den allgemeinen 
HUckgang des römischen Rechtes in der Praxis s. Stouff; De Formulis 
106 ff., besonders aber in Nour. Kev. hist, de dr. fr. et etr. 18S7. S. 249 ff. 
8. ancli Brunner, H. (j. 1. 267 und K. ti. d. Urk. (passim). 
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weltliches Urkundenwesen lässt sich praktisch auseinanderhalten ; 
aber auch das geschah nicht genfigend, so dass selbst kirchliches 
Urkundenweseu vor fränkischer Beeinflussung nicht bewahrt 
wurde, was wieder beweist, dass das kirchliche Recht auch in 
praktischer Anwendung die römische Grundlage theilweise 
verliess, so dass auch von dieser Seite her die Geringfügigkeit 
der Stütze beleuchtet wird, die die fränkische Kirche dem 
römischen Rechte geboten hat. Im übrigen ist nicht anzu- 
iiehmen, dass die Partei in einzelnen Fällen die nöthige Formel 
wählte oder auf die Anwendung gewisser Sätze Gewicht legte. 
Die Partei Uberliess das dem Schreiber, und es war ihr gleich- 
gütig, ob derselbe mehr oder weniger römische Phrasen ver- 
wendete, wenn nur der Zweck erreicht war. Das gedankenlose 
Abschreibeu, das sogar in der königlichen Kanzlei blühte,') 
kann uns einen beiläufigen Begriff davon geben, was alles bei 
Privaturkunden möglich war. Es erscheint also unstatthaft, 
die Formeln und Urkunden wörtlich zu nehmen und ihren 
äusserlichen Romauismus zu überschätzen. 

Wir konnteu wahmchmen, dass selbst da, wo römisches 
Recht ausdrücklich angeführt wird — abgesehen von den vielen 
missverständlichen Oitaten — durchwegs die Benützung der 
Interpretation vorliegt, wirkliche Fühlung mit den Quellen 
fehlt, und die Lex Roniana vielfach mit der consuetudo zusammen- 
gestellt oder überhaupt als eine allgemeine Motivierung für alles 
mögliche angeführt wird, ohne dass man sich thatsächlich in dem 
betrefieuden Falle an eine bestimmte römische Norm gehalten 
hätte. Und selbst wo Anlehnung an bestimmte Quellen nach- 
weisbar ist, erscheint der Quellenkreis sehr beschränkt. Wir 
haben gesehen, dass es sich durchwegs nur um das Breviar, 
beziehungsweise um seine Interpretation und Epitomen handelt, 
während Justinianisches Recht niemals herangezogen wird.'^) 
Dasselbe gilt für die Urkunden.") Eine Ausnahme scheint 


S. Sickel: Acta Karol. 1. 130. 

>) V. Savigny I. c. II. 130 f. hat Eutlehnnogen aas dem JustiuiaDiaclieii 
Hechte uacbauweisen versucht, wogegen Stouff I. c. ö6 S. and Conrat 
1. c. I. 89. A. 3. mit Recht aafgetreteu sind. 

’) Die von Stouff I. c. 47. A. 4. erwähnten Urkunden, io denen 
Theodosianitchcs Recht vurkommt, beruhen ebenfalls auf dem Breviar. — 
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bloss F. Arvern. I. zu bilden. Man muss daher, um den 
Romanismus der Formeln gerecht zu beurthoilen, die technische 
Disposition und das äussere Kleid von dem Inhalte scharf 
trennen. Die Disposition ist natürlich überwiegend römisch; 
deshalb sind, und zwar gewiss ohne besondere Absicht, solche 
Sätze, wie der über den Kaufpreis oder über die Fehler- 
freiheit u. s. w., als herkömmliche Bestandtheile eingeflochten 
worden. Kommt es doch bekanntermassen noch in sehr 
später Zeit vor, dass man z. B. in Urkunden von den Gesta 
spricht, obwohl es keine mehr gab.’) Aebnliches ist schon in 
den Formeln vorgekommen, wie z. B. die Unterecheidung des 
lateinischen Rechtes vom römischen, dieVermischung verschiedener 
Freilassungsarten, und ein typisches Beispiel ist die falsche 
Anwendung der Stipulation, ebenso die ganz falsche Auffassung 
von der Lex Falcidia'^) oder von der l^ex Julia;^) die Anzahl 
solcher Irrthümer war aber zweifellos noch viel grösser, denn 
nicht immer ist es möglich, sie genau wahrzunehmen.'') Dass 
einzelne Formeln, die scheinbar einen materiell wichtigen Inhalt 
bieten, dennoch keinen materiellen Wert haben, daif ohne 
weiteres mit Rücksicht auf den vielfach benützten Satz über 
die donatio mortis causa und manches andere behauptet werden.-’) 
Schliesslich ist noch darauf hinzuweisen, dass, wie schon an- 
gedeutet, die Fonnein und mit ihnen viele Urkunden bestrebt 
sind, das Maximum der noch vorhandenen Erinnerungen zu 
bringen. Wir haben gesehen, wie dieses Maximum aussieht 
und können von da aus auf das thatsäcblich Vorhandene 
und Verstandene schliessen. 


Neuordiugs stellt v. Wretsekko: Ue nsu breviarii Alariciaui (iiu Äubatige 
zu der von Uommseu vorbereiteten Ausgabe dos Breviars) p. CC'CXXll 
alles zasaiumen, was die f'ormelu dem Ureviar eutlebiit babeu. 

') Die von Stouff I. c. .'i2. A. ö. augefiibrte Urkunde kennt sogar 
noch den Unterschied iwischen jus civile und prätorischeni Kocht. 

>) s. Zenmer in 8av. Ztschr. IX. 21 ff. Stouff in Nouv. Kev. bist 
de dr. fr. et etr. XI. 273 A. -2. 

s. Stouff: De Formulis 6S. 

*) s. darüber Stouff 1. c. 67, 71 und passim. 

V. Savigny 1. c. II. 127 ff. stellt alles zusammen, was seiner 
Ansicht nach in den Formeln römischrechtlich ist; vieles ist nur von 
stylistiscber Bedeutung. 
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Wir glanben somit unsere Aurrassiing von dem Siegeszuge 
des fränkischen Rechtes auf diesem Gebiete gerechtfertigt zu 
haben, ebenso die Meinung, dass die Formeln zu den fränkischen 
und nicht zu den römisclien iieebtsquellen zu rechnen sind. 
In wie fern sich in ihnen und überhaupt im ganzen fränkischen 
Rechtsleben Änderungen vollzogen haben, die auf gewisse unter 
verschiedenen Einflüssen — also theilweise auch unter dem 
römisch rechtlichen — beruhende Fortschritte der Entwicklung 
hinweisen, wird bei Besprechung der einzelnen Theile des 
Rechtslebens zu erwähnen sein. Das an der Hand der Leges, 
Capitularien und Formeln beobachtete, stimmt vollkommen mit 
den Ergebnissen überein, zu denen wir bei Behandlung der 
römischen Rechtsquellen im fränkischen Reiche gelangt sind.') 
Wir sprachen von einer Defensivstellung des römischen Rechtes 
und haben bemerkt, dass auch die Defensive nicht einheitlich 
geführt werden konnte. Die Art und Weise, wie die Quellen 
des römischen Rechtes im fränkischen Reiche misshandelt 
wurden, die Missverständnisse und Ungenauigkeiten in Glossen 
und Epitomen des Breviars,-) jenes Übergewicht des juristisch 
minderwertigen Materials, das sich in der Bevorzugung der 
Epitomen äussert, die sich ihrerseits wieder mehr an die 
Interpretation als an das Breviar selbst halten,^) das alles 
kennzeichnet in unzweideutiger Weise eine gewaltige Decadenz 
des römischen Rechtes, die weder durch die officielle Geltung 
desselben für Romanen, noch auch durch die Kirche aufgehalten 
wurde.'*) Bei dieser Sachlage war eine erhebliche Beeinflussung 
der fränkischen Rcchtsquellen nicht zu erwarten. Wir haben 
aber gesehen, dass selbst in den Formeln die Defensivstellung 
des römischen Rechtes eine schwache war und ein rasches 
Vordringen des fränkischen nicht zu hindern vermochte. — 


•) s. II. Theil. .S. .'163. 

■Jj 1. c. II. 32U ff., 351 ff. 

Trntzdeiii, Uas« man da» Ure«iar liaiitij; abschrieb und sugar mit dtüi 
gprmaniüdien Vnlksrechteii häutig in Verbindung bradite. 

*) Kh ist daher ziemlich gegenstandsIo.H, ob wirklich Karl d. Ur. dem 
Breviar officielle Geltung eiugeräumt bat oder nicht; s. darüber jetzt die 
AuHfilhriingen, die v. Wretschko in seiner der neuen Ausgabe des Breviars 
beigegebeneu Abbaudlung^B. CCUXIII. ff. bietet. 
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Ein ähnliches Vonlrin^en dos fränkischen Rechtes kann 
man übrigens an den fi-üher besprochenen Producten des 
römischen Rechtes beobacliten. Hand in Hand mit ihrer 
romanistischen Schwäche geht das Eindringen des fränkischen 
Rechtes in die Breviarliteratur. Aehnlich wie in Formeln 
und Urkunden ringen auch hier beide Elemente miteinander, 
allerdings nicht mit demselben Erfolge. Denn während die für 
die Praxis bestimmten Formeln den neuen Bedürfnissen und 
Verhältnissen in höherem Grade Rechnung tragen mussten, 
war es der Breviarliteratur leichter, veraltetes Recht, soweit es 
der betreffende Compilator verstand, mitznführen, event. auch ganz 
gedankenlos beizubehalten, ohne die praktische Bedeutung zur 
Richtschnur zu nehmen. Zahlreiche Missverständnisse belehren 
uns darüber, was wir von diesem Aufnehmen antiquirter Stoffe 
zu halten haben. Durch das unmittelbare Zurückgehen auf 
theilweise gute römische Vorlagen und durch den Mangel 
vernünftiger Anpassung au thatsächliche Verhältnisse kenn- 
zeichnen sich diese literarischen Producte als Literatur römischen 
Rechtes und sie sind deshalb schon in einem anderen Zusammen- 
hänge besprochen worden. 

Es erübrigt nur noch, zu fragen, inwiefern diese Literatur 
auf die fränkische Rechtsentwicklung Einfluss üben konnte, 
beziehungsweise inwieferne sie sich selbst dem fränkischen 
Rechte unterwarf. Die Beantwortung der ersten Frage geht 
aus dem früher Behandelten hervor; es ist klar, dass so geartete 
literarische Producte auf die fränkische Rechtsentwickelung so 
gut wie gar keinen Einfluss ausüben konnten; sie beruhten auf 
zu schwachen Grundlagen, es fehlte ihnen jede innere Kraft; 
selbst in den Formeln ist die Benützung der Epitomen des 
Breviars eine derartige, dass von einer Gefahr für das fränkische 
Recht keine Rede sein kann. Desto wichtiger ist die Frage 
hinsichtlich des Einflusses dos fränkischen Rechtes in der 
Breviarliteratur’. 

Da kommt zunächst die Glosse in Betracht, die sich 
grammatisch und sprachlich au den Text hielt, in dieser 
Beziehung nicht unbedeutend war,0 dennoch aber germanische 


■) 8. il. Theil. S. 331. A. 3. 
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Einflüsse nicht abzu wehren vermochte;’) die Beeinflassung 
betrifft nicht nur Gerichtsverfassung und Process,’^) sondern 
auch Sachenrecht'^) und sogar Familienrecht.'*) Im allgemeinen 
gab das Breviar wenig Gelegenheit zur Berücksichtigung 
fränkischer Rechtsverhältnisse; die Glosse konnte daher 
fränkischen Einfluss nur nebenbei verrathen, nämlich bei Ge- 
legenheit der Erklärung einzelner Worte; anf genauere, 
namentlich juristische, Erklärung des Inhalts geht die Glosse 
bekanntlich nicht ein. Sie hat es aber doch nöthig gefunden, 
technische Rechtsausdrücke der Quellen durch germanische zu 
übersetzen, obwohl sich die beiden Terminologieen begrifflich 
durchaus nicht decken. Dies beweist, dass in allen diesen 
Fällen nicht nur der germanische Ausdruck an die Stelle des 
römischen trat, sondern auch der germanische Begi'iff den 
römischen verdunkelte. Man muss sich allerdings voreiliger 
Schlüsse enthalten; wissen wir doch, dass umgekehrt auch die 
Germanen tur manches Rechtsverhältnis römische Benennungen 
benützten, obwohl die betrefl’ende germanische Institution von 
der römischen, deren Benennnng man entlehnte, weit entfernt 
war; es könnte also die soeben gemachte Bemerkung als eine 
voreilige gelten. Da müssen wir aber anf einen wichtigen 
Unterschied aufmerksam machen; während nämlich die Germanen, 
wenn sie sich der lateinischen Sprache überhaupt bedienen 
wollten, die lateinische Terminologie annehmen mussten,^) lag 
für die lateinische Glosse einer römischen Rechtsquelle diese 
Notwendigkeit nicht vor; thut sie es trotzdem, dann liegt darin 
iler Beweis, dass sie den zeitgenössischen Romanen ein Ver- 
ständnis römischer Rechtsansdrücke nicht mehr zutrauto und 


■) Die betreffuuden Stellen bei Conrat 1. o. 1. ;!49 und dae. A. 4. 

*) Die Ulosee kennt den Uallus, den Bann u. a. w. In (j). za C. 
Tb. II. 1. 7. ist das gerichtliche Auftreten der Frau ganz germanisch; 
vgl. Conrat I. c. 

Häufig kommt die Bezeichnung .alodia“ vor; die Verpfändung wird 
als inguadiatio bezeichnet; auch von vestitura ist die Rede. 

*) Zu L. R. V. C. Th. III. 5. 6. „si vero osculum non interveuorit“ 
sagt Ol.; .i. e. si carta huius donationis non fuerit facta“. Allerdings 
kann man hier an Vulgarrecht denken. 

ausser, wenn sie es dennoch vorzogeu, in den lateinischen Text 
germanische Brocken anfzunehmeu. 
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sich gezwungen sah, Bezeichnungen anzuwenden, die niclit nur 
einer anderen Sprache, sondern gleichzeitig einer fremden Rechts- 
aiiffassung angehörten. Unter solchen Umständen muss man 
nicht nur einen Rückgang der Sprachkenntnisse, sondern auch 
eine Aenderung des Rechtes unter fränkischem Einflüsse annehmen. 

Die Epitomen gehen in dieser Hinsicht nicht so weit, 
was leicht erklärlicli ist. Eine Epitome kürzt den ihi- vor- 
liegenden Text und es liegt ihr nahe, sich dabei der Worte 
des Textes zu bedienen; sie braucht nicht nach Worten zu 
suchen. Der Glossator hingegen muss ein Wort, das seines 
Ei-achtens dem Leser unverständlich sein könnte, erklären, um 
das Benützen der Quelle zu erleichtern; diese Erleichterung 
gewährt er, indem er römische Worte durch modernere ersetzt, 
wenn auch auf Kosten der Bedeutung. Deshalb findet man 
in den Epitt. wohl sprachliche Modernisierung, aber doch ver- 
hältni.smäs.sig wenig Anlehnung an fränkisches Recht.*) 

Nur eine Epitome macht hievon eine überraschende 
Ausnahme; es ist die Lex Romana Curiensis;'-) ihr Vorgehen 
in dieser Beziehung steht mit ihrer Eigenartigkeit'*) in Zusammen- 
hang, beleuclitet aber gleichzeitig die Gründe des gelingen 
fränkischen Rechtseinfiusses in den andern Epitt. 

Die L. Rom. Cur. stimmt mit den andern Epitt. in ihrer 
Anlage überein, da auch sie sich an das Breviar iiält und 
infolge dessen solche Rechtsverhältnisse, die im Breviar nicht 


') Die Spuren germanisclien Rechtseinflnsees in den Epitt. hat Courat 
I. c. znaammengegtellt. Epit. Aeg. Hcheint den Sippenbegriff zu kennen 
(vgl. Conrat I. c. I. 22.3. A. 10); die Epit. Guelph. benützt eompogilio in 
germaniacheni Sinne (1. c. 232. A. 1.); Epit. Parie. spricht von nianus vestita 
(1. c. 229. A. 7); über Epit. Monachi s. 1. c. 239. A. S. — Dass die Epitt. 
vielfach die Dos in germaniscbein Sinue verstehen, während das Breviar die 
rumische Auffassung vertritt, hat Brunner nachgewiesen (s. Berl. Sitz, 
ber. 1894 S. 54Ci); es genügt auf Epit. Aeg. und Epit. Paris, zu C. Tb. 
III. 5. 1., auf Epit. Guelph. zu C. Th. III. 8. 1. und auf Epit. Lugd. zu 
G. Tb. XI. 32. 3. zu verweisen. 

') Dahn: Kge. IX. behandelt die D. R. Cur. als ein Denkmal 
alainannischer Rechtsentwickluug. Geographisch stimmt dies wohl, reebts- 
historisch aber nicht. Sowohl ihre Vorlage (D. R. Vis.) als auch die in 
ihr sichtbare germanische Beeinflussung rühren ans dem fränkischen Gebiete 
her; zur Xeit ihrer Abfassung war Hhälien schon fränkisch. 

») s. U. Theil. S. 33« ff. 
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berücksichtigt sind, nicht bespricht, andererseits aber durch 
das Programm des Breviars veranlasst wird, sich auch mit 
veralteten Rechtsverhältnissen zu befassen. Dennoch ist e.s 
klar, dass ihr Verfasser weit mehr als andere Epitomatoren ') 
an die praktische Anwendbarkeit dachte. Diese Epitome ist 
gleichzeitig Glosse, stellenweise sogar Exegese und verräth 
deutlich die Absicht, den Text verständlich zu machen, wobei 
sie — offenbar aus denselben Gründen wie die vorher erwähnte 
Glosse — Veranlassung findet, römische Ausdrücke durch 
germanische zn ersetzen und infolge dessen auf Abwege kommt. 
Ohne die Absicht zu haben, ein modernes oder gar sell).ständiges 
RecliLsbuch zn liefern,^) hat uns der Epitomator unwillkürlich 
und viellei(dit unbewn.sst, wichtige Aufschlüsse über die inzwi.sclien 
erfolgten Umwandlungen geliefert: in die.sen Umwandlungen 
äussert sich neben dem Verfalle des römischen Rechtes auch 
directer Einfluss des fränkischen. 

Der Rückgang des Verständnisses des römischen Rechtes, 
der an anderer Stelle schon erwähnt wurde,*) ist natürlich auch 
der Einwirkung der neuen Reclitsverliällnisse zuzusclireiben.'') 
Für die uns hier beschäftigende Frage sind aber die Symptonn' 
des Eindringens des fränkischen Rechtes von besonderer Be- 
deutung. 

Schon im I. 1. :t. liegt ein giober Fehler vor, der ein 
merkwürdiges Missverständnis des römischen inteitemporalni 


') Hiii.siclitlich «Icrsolben liatipii wir (Th. II. S. :t37) hemerkt. iUhn sie 
weder zum Verstiindiii.s des Textes, iioeli zur Anpassung des Reolites an 
neue Verhältnisse geniigetid heitragun konnten, da sie keine Erläiiternug. 
aundem nur eine Kürzung anstrebten. 
ä) s. in Th. U. 3S9. 

!>) in Th. II. H. :i40. 

♦) So kann man in der (lerichtsverfassung der T,. Rom. Cnr. trotz der 
vielen apätriimischen Symptome (s. .Salis in Sav. Ztaclir. VI. l.’is) doch 
einen Verfall walirnehmen, der nur dnreh den Einfluss der germauisehen 
(leriehtsverfassung zu erklären ist; s. Stobhe: De lege Rom. Utin. 40 ff. 
und Sohm: R. u. Oer.-Verf, I. 300 f., .sowie in Sav. Ztsclir. I. 17. A. ir>. 
Dasselbe gilt für die socialen Verhältnisse; s. Zauetti: Lu legge romann 
retica 79 fl', und Besta in Riv. ital. per le seienze giurid. XXXI. 3 ff. 
L'ber die principes s. bei mir II. Th. .S. 34u, A. 3., über die curiales daselbst. 
II. 97ii. A. 1.; vgl, Zeiinier in Sav Ztschr. IX. 19. A, 4. 
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Rechtes bedentet und germanischen Einfluss aufweist:') I. *2.2. 
bietet, wenn auch znzugeben ist, dass es sich nicht um Erb- 
lichkeit von Lehen handelt,’^) eine interessante Ueberarbeitnng 
der Vorlage; I. 3. bezieht die mandata principun auf königliche 
Ehebofehle; I. 4. 1. wendet gar die Bestimmungen über responsa 
prudentium auf den Zeugenbeweis an; I. 9. 2. berücksichtigt 
das Reclaiaationsrecht der königlichen Schützlinge. Ebenso 
rechnet II. 1. ö. mit dem Reclamationsrechtc; II. 1. 6 schliesst 
die Competenz des höheren Richters gegenüber der des niederen 
ab und schützt die letztere, was allerdings römischen Eindruck 
macht, al>er doch mit Rücksicht auf das V erhältnis des Ij. R. Our. 
zu ihrer Vorlage als eine fränkisch beeinflusste Umwandlung 
zu bezeichnen ist; *) aus dem actor (Kläger) wird in II. 1. 9. 
ein Verwalter; II. 15 wandelt die venia aetatis in Commendatinn 
uni; in II. 16. 2. tritt an die Stelle des principale negotium 
das fredum;^) in II. 17. l.carta an die Stelle von testamentnm ;'’) 
II. 21. rechnet mit dem ßifang; II. 27. rechnet die Knechte 
zu Immobilien.'*) III. 1. 6. deutet die Miteigentümer (consortes) 
als Erben; III. .5. 2. und 8. wandeln die donatio sponsalicia in 
dos um;') III. 10. ersetzt den römischen Begriff gradus durch 
genucnlum; III. 19. 2. interpretiert die Emphyteuse als Königs- 
schenkung.^) IV. 6. 1. gebraucht die germanische Bezeichnung 
„ornungus“;*) in IV. 8. 1. wird muleta in fredum umgewandelt: 
ebenso in IV. 15. 2. sumptus litis: IV. 20. benützt revestire. 
In VIII. 5. 1. wird Tradition von Immobilien getrennt behandelt 
und für dieselben Schriftlichkeit und Öffentlichkeit gefordert. 
IX. 8. 1. bietet eine interessante von Horten'") gut beleuchtete 


') H. Affolter: Intertempor. Privatr. I. 139. 

^ 8. Zeumer in der Ausgabe .S. 3üG. A. 1.; and. Meinung Reata I. c. 7. 
’) 80 gegen Salis (I. c. 1&7) Zeumer I. c. .313. A. 2. 

*) ebenso in IX. 19. 1. 

'>) ebenso in XXIII. 12. l^terbaupl ist der Regriff des rümisrhen 
Testaments stark getrübt; s. Salis I. c. 143. A. 2. 

®) ebenso VIII. 5. 1. 

’) ebenso III, 16. 1. und Überhaupt häiiflg; s. IX. 32. 3., XXIV. 20 . 
1. nnd 2., XXVI. 1. 1. 

auch X. 5. rechnet mit der Künigsschenkung; dass hier nicht liehen 
Torliegt, scheint wohl richtig rn sein; s. Zeumer in .Sav. Ztschr. IX. 43. 
*) s. Rrunuer in Sav. Ztschr. IV.‘266. 

■“J Personalexecution II. 188. 
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Verdrehung; IX. r.i. l. spricht von Compueitiun; IX. ;io. 2. 
rechnet mit Immunit&t. X. 1. 1. gebraucht flscalis causa im 
Sinne von Königsgut;') X. lo. behandelt irrtümlich Schatzgraben, 
während es sich in der Vorlage um Bergbau handelt. XI. l. 
scheint (so wie II. 21.) Bifang ins Auge zu fassen;-) XL 6. :i. 
passt jedenfalls eher auf Urteilschelte als auf römische Appellation; ') 
XI. 13. entspricht der Inquisitio per testes; XI. 14. kennt Be- 
eidigung der carta.^) XVII. 9. ist der germanischen Urkunden- 
praxis angepasst. '*) XVIII. l. scheidet streng die Verfügungen 
über Mobilien und Immobilien und die Rechtsfolgen solcher Ver- 
fligrungen. XXII. 6. setzt an die Stelle der Emancipation die 
Commendation und anerkennt die sog. emancipatio germanica;") 
in XXII. 12. wird das römische Fideicommis in die fränkische Fide- 
jussio umgewandelt XXIII. 3. 3. und 4. beruht auf gänzlichem 
Missverständnis der negotiorum gestio; XXIII. t;. l. fügt selbst- 
ständig den Eid hinzu ;') XXIII. 7.1. gestaltet die negotiorum gestio 
in eine Commendation um; XXIII. 9. 4. und 5. kennt die fides facta; 
XXIII. 21. acceptirt den Oanerbenbegriff ; XXIII. 26. wandelt 
die Bürgenhaftnng in germanischem Sinne um; XXIII. 27. be- 
rücksichtigt die Gesammthaflung der Verwandten des Verstorbenen 
und fügt selbständig den Eid des Klägers hinzu. XXIV. i. i. 
kennt Eideshelfer ;") XXIV. 2. kennt ein Sicherheitsgelöbnis 
mit festuca") und fasst die Stipulation als Exfesiucation auf; 
XXIV. 4. lässt an die Stelle des jus distrahendi pignoris den 
germanischen Pfandverfall treten und auch 5. accouiodiert sich 
dem germanischen Pfandrechte; XXIV. 13. beschränkt selbständig 


') 8. So hm: R. n. Ger. V. 420. A. 94. 

^) and. Meinnng Zeumer in der Ausg. SS3. A. I. 

•■') 8. Brunner: R. G. 11. .H&s. A. 2 ii. 

8. Zeumer 1. c. 38U. A. 2., Brunner I. c. II. 424 f. 

®) 8. Brunner: R. G. d. L'rk. I. .S. 28. A. 1. und .87. 

ebenso wie XXIII. 7. 1 und 2. und XXIV. 8. 1. Wagner (.Sav. 
Ztsrlir. IV. GO f.) denkt hier an byiantiniHclien Einfluss, was wobl mit 
Reclit abgelehnt werden darf; s. Salis I. c. IG9. und Zeumer das. IX. 33: 
vgl. B6guelin: l^es fondements du r6gime teml. dans la L. R. ('ur. (Paris 1883.) 
&3 ff. und Besta 1. c. (Rivista ital. per le scieuze giiirid. XXXI) ■> ff. 
') ebenso XXIII. 27. 

*) 8. Brunner: R. G. II. :1S8. A. 73. 

•_) s. Brunner I. c. 444. A. 18 
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die Handlunf^föbigkeit des Altersschwachen. XXV. 9. 4. bietet 
merkwürdige Missverständnisse des römischen Erbrechtes. 
XXVI. 9. 1. ränmt den väterlichen Verwandten in germanischer 
Weise erbrechtliche Vorrechte ein; XXVI. 9. 5. läs.st das 
spätere Testament zu Gunsten des früher abgefassten zurOck- 
treten.') In XXVII. 1. 3. tritt Commendatio an die Stelle 
von Verknechtung;^) die conventio per sigillum in XXVII. 9. 
ist natürlich germanisch;^) XXVII. 12. behandelt die Prekarie 
missvei-ständlich, aber doch so, dass man den fränkischen 
Einfluss merkt.'*) 

Wir haben da nur das juristisch wichtigste hervorgehoben 
und uns nicht an blosse Worte geklammert,^) überhaupt nur 
jene Fälle berücksichtigt, in denen das Abgehen von der Vorlage 
zweifellos germanischen Einflüssen zuzuschreiben ist**) und 
nicht etwa auf Lesefehlern oder einem anderweitigen Miss- 
verständnisse der Vorlage beruht;') man könnte sonst leicht 
die Anzahl der dieser Epitome eigentümlichen Erscheinungen 
sehr bedeutend vermehren. Aber auch das, was wir anfübrten, 
genügt zur Beurtheilnng des Umfanges und der Intensität des 
fränkischen Einflusses in der L. Rom. Cur., wobei man bedenken 
muss, dass Churrätien dank seiner Lage und seiner besonderen 
Verfassung dem Romanentum eine bessere Bewegungsfreiheit 
ermöglichte,^) überdies aber das rätische Rechtsbuch, das in Be- 
handlung kirchlicher Fragen sogar über die Vorlage hinausgeht,**) 

*3 Stobbe; L. Rom. Utin. 77. nimmt m. R. an, dass es sich offenbar 
um einen Erbvertrag bandelt. 

*3 Vgl. Form. Turon. 43. 

*) 8. Brunner 1. c. U. 337. 

*3 e. Brunner I. c. I. 201. A. 38. 

Zu erwähnen wäre immerhin das häufige admallare ; s. II. 1. S. 
II. 5. 4., IV. 16 . 1 ., IV. 16 . 1., IX. 1. 4., XIX. 1. Tamassia: Noaae 
Polacco - Luazatto p. 14 führt die Worte ,ante principem“ in IV. i). 1. auf 
L Sal. 26 zurück. 

‘3 Die eigenartige Behandlung der Quarta Falcidia beruht nicht auf 
germanischem Einflüsse; s. Zeumer io Sav.. Ztschr. IX. 20 ff. 

’) 8. darüber Besta I. c. 319 f. 

“3 Dies äussert sich stark in dem rätischen Urkundenwesen; s. Brunner 
R. G. d, Urk. I. 246 ff. 

*3 8. Conrat I. c. I. 288. A. 6.; Salis I. c. 147. A. 2. stellt die 
Fälle zusammen, in denen L. R. Cur., ohne dazu durch die Vorlage bestimmt 
gewesen zu sein, kirchliche Sachen berührt. 

V. Halban, ROm. Recht in den germ. V'olksstaaten. IIL 7 
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offenbar Vertrautheit mit kirchenrechtlichen Materien aufweist: 
man darf daraus einen Schluss auf die Beeinflussung des 
römischen Rechtes in andern fränkischen Gebieten') ableiten. 
Die einzige praktisch verwendbare Epitome des Breviars unter- 
liegt in diesem Daseinskämpfe der Wucht des fränkischen 
Rechtes und bestätigt den Eindruck, den das Studium der 
Formeln macht.^) 

Selbständiger treten die Capitnla Remedii auf; sie 
lehnen sich nicht direct an eine römische Vorlage an. Diese 
Compilation verfolgt vielmehr in bewusster Weise den Zweck, 
das römische Strafrecht abznändern, an seine Stelle aber nicht 
reines germanisches Strafrecht, sondern eine neue Combination 
beider Rechte zu setzen.'’) Der Verfasser der Cap. Rem. tritt 
sowohl dem römischen, als dem germanischen Strafrechte 
selbständig entgegen, wendet germanische Strafen an, steht 
aber dabei vielfach unter römisch -kirchlichem Einflüsse. Auf 
diese Weise kommt es zu einem lehrreichen Ausgleiche, dem 
wir, ebenso wie der L. Rom. Cur., entnehmen dUrfen, dass man 
praktisch mit dem römischen Rechte nicht auskam, das ein- 
gedrungene germanische Recht römischerseits nicht ignoriren 
konnte und selbst da, wo die Möglichkeit bestand, freier vor- 
zngehen, von dieser Freiheit nur bescheidenen Gebrauch machte 
und fiir die Anpassung des römischen Rechtes an die Bedürfnisse 
der Praxis germanisches Recht verwendete. 


So stimmt Alles mit dem Eindrücke überein, den wir schon 
früher bei Behandlung der Ueberreste römischer Einrichtungen, 
bei Besprechung der Stellung der Kirche, sowie bei dem Studium 
der Quellen und Bearbeitungen des römischen Rechtes im 
fränkischen Reiche gewonnen haben. Die Begegnung zweier 


*) natürlich mit Ansnabme des Südens. 

') Dass die socialen Verhältnisse in der L. R. C. die allgemeinen 
fränkischen Wandlungen dnrchgemacht haben, hat auch Besta I. c. (Rir. 
ital. XXI. 1 ff.) nicht läugnen künnen. 

^ Sehr zutreffende Charakteristik bei Zenmer in Sav. Ztschr. IX 48 f.; 
über Einzelheiten s. Brunner: R. (i. II. 607. A. 37., 630 A. 30, 31., 

660. A. 14. 
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Rechte, von denen das eine bereits znr Zeit, als es in das neue 
Reich einzog, auf alten und festen Grundlagen beruhte, das 
andere aber schon vorher zersetzt war, konnte nicht andei-s 
ausfallen, namentlich da das fränkische Recht, wie wir gesehen 
haben, nebst seinen alten Grundlagen eine seltene Widerstands- 
kraft besass, die sich nicht nur gegen fremde, sondern sogar gegen 
sehr verwandte Einflüsse standhaft erwies, das römische dagegen 
jeder Gemeinsamkeit entbehrte; war doch nicht einmal sicher, 
welches römische Recht man anwenden sollte, da im Gegensätze 
zu dem westgothischen und burgundischen Staate im fränkischen 
keine ofScielle Sammlung des römischen Rechtes bestand. Hinzu 
tritt der Umstand, dass das fränkische Recht von grossen Volks- 
mengen getragen und durcli den staatlichen Apparat geschützt 
wurde, während das römische weder durch innere Kraft, noch 
durch ein organisirtes Volk, ja nicht einmal durch eigene Ge- 
richte') vor dem schon früher begonnenen Rückgänge gewahrt 
wurde. 

An diesem Kräfteverhältnisse konnten politische Umstände 
nichts ändern. Die Römer mochten in ihren Besitzverhältnissen, 
in Freiheit und Vermögen unbeeinträchtigt bleiben, zu Staats- 
ämtem, zur Theilnahme an der Gefolgschaft, an Heer und 
Gericht, zugelassen werden. Für die Wahrung des römischen 
Rechts bedeutete dies gar nichts; sie mögen, namentlich anfangs, 
die germanischen Eindringlinge und ihr Recht geringschätzend 
betrachtet haben ;^) ihrem Rechte vermochten sie dadurch zu 
einem Siege nicht zu verhelfen. In der kirchlichen und staat- 
lichen Gemeinsamkeit der Römer mit den Germanen musste es 
zu einem Ausgleiche des beiderseitigen Rechtes kommen, aber 
angesichts des erwähnten Kräfteverhältnisses und der Wider- 
standskraft des fränkischen Rechtes musste die Ausgleichung 
zur Verdrängung des römischen Rechtes führen. 

Allerdings wehrte man den Römern nicht die Anwendung 
ihres Rechtes untereinander. Haben doch sogar fränkische 
Grafen das Strafverfahren mit inscriptio vornehmen lassen;'') 

mit Ausnahme des Restes der städtischen Gerichtsbarkeit ausser 
Streitsachen (s. oben II. Tbeil S. 380.) und etwa noch der Schiedsgerichte, 
vgl. Fustel de Conlanges: Monarchie fr. 348 ff. 

*) s. Brunner: R. G. II. 9. 

S. z. B. Form. Extrav. I. 6.; vgl. Zenmer in der Ansg. S. 536. 

7* 
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wo ^össere Massen römischer Bevölkerung vorhanden waren, 
wurde überhaupt römische Gerichtspraxis, wenn auch nicht 
ohne gewisse germanische Beeinflussung, weiter geübt.') In 
noch höherem Grade gilt dies für den privatrechtlichen 
Verkehr, aber dennoch haben weder Kirche'') noch Private") 
ihr römisches Recht von fränkischen Aenderungen frei erhalten. 
Die grösste Widerstandskraft hat, aus naheliegenden Gründen, 
das, römische Erbrecht, namentlich das Testamentsformular an 
den Tag gelegt,^) daneben das Familienrecht,'') während im 
Vertragsrechte, abgesehen von der beharrlich festgehaltenen 
Stellvertretung, eine starke Umbildung des römischen Rechtes 
eingetreten ist.®) Ein genauer Überblick ist bekanntlich un- 
möglich, da es dem gallischen Rümertum in allen diesen Be- 
ziehungen an Einigkeit fehlte. Es müsste also der gesammte 
Urknndenvorrat nach Gebieten geordnet und sodann für jede 


') s. Kiener 1. c. 71. 73 ff.; vgl. auch oben II. Theil S. 291. Dass 
der germanische Process ganz überwiegend auch auf Römer angewendet 
wurde, ist bekannt; s. van Wetter: Le droit romain et le dr. germ. 15 f. ; 
zweifellos gilt dies für das Heweisrecht, namentlich in Mischhillen; 
8. Brunner: R. G. I. 260. A. 5.. Dahn 1. c. VII. III. 9. ff. Die Sitte 
hat das Übrige gethan; denn wenn Römer sogar Fehde übten (s. Brunner 
1. c. 220) ferner durch Bussen geschützt wurden, so musste das anf die 
strafrechtliche Praxis einwirken. Die Appendices, namentlich die Ein- 
schaltung der berühmten Formel .de trina conventioue“ in App. II. beweisen, 
dass man bemüht war, für den Process römische Grundsätze zu retten. 
Diese wertvolle, schon an anderer Stelle (II. .327) erwähnte Formel ist anf 
Grund von L. R. V. Nov. Valent. III. 12. Interpr. selbständig gearbeitet 
und zeichnet sich durch eine ungewöhnliche Beherrschung des Stoffes aus; 
vgl. V. Betbinann-Uoll weg 1. c. IV. 200 f. und Zeumer: Formulae 634 f. 
') s. oben II. Theil S. 312. 

^) wie aus den Formeln zu ersehen ist. 

‘) s. Brunner: R. G. I. 392. A. 2., Lüning 1. c. II. 671, A. 3. 
Die Appendices (s. bei mir II. Theil S. 327) enthalten auch einige erb- 
rechtliche Zusätze aus Paulus, was für eine relativ grössere Anwendbarkeit 
des römischen Erbrechtes sprechen könnte. 

“) S. über Einzelnheiten Dahn 1. c. VIII. IV. 208 ff. Es ist erwähnt 
worden, dass auch die Formeln Vieles enthalten, was dem römischen ehel. 
Güterrecht, beziehungsweise dessen vnigarrecbtlicher Umbildung entspricht. 

®) Zu dem, was wir bei Besprechung der Formeln hen’orheben konnten, 
s. noch Stouff: De formulis 105 ff. und in Nouv. Rev. hist, de dr. fr. et 
etr. 1887. S. 249 ff., ferner Sohm in Sav. Ztschr. I. 70. 
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Rechtsfrage besonders durchgeprttft werden.') So lange dies 
nicht geschehen ist, muss man sich eben mit einem allgemeinen 
Eindrücke begnügen. Derselbe kann jedoch vorlänhg hinreichen, 
wenn er mit den übrigen Ergebnissen Qbereinstimmt, was eben 
in unserem Falle zutrifft. 

Die Betrachtung des gegenseitigen Kräfteverhältnisses lässt 
es als ganz selbstverständlich erscheinen, dass sich die ganze 
Entwicklung und der Rechtsansgleich in verschiedenen Gebieten 
verschieden gestalten musste. Dies wird auch durch die quellen- 
mässigen Nachrichten vollständig bestätigt. Denn wir haben 
wahrnehmen können, dass in Sttdgallien das römische Recht 
eine wesentlich andere Bedeutung beibehalten hat.^) Da hat 
der Ausgleich beider Elemente zu einem Übergewichte des 
römischen Rechtes über das germanische geführt ') und dieses 
Übergewicht gipfelte darin, dass im IX. Jh. das römische Recht 
eine energische Offensive ergreifen, territorialen Charakter an- 
nehmen und das germanische unterdrücken konnte, während im 
Norden der Sieg des fränkischen Rechtes über das römische 
schon im VIII. Jh. so vollkommen war, dass der südgallische 
Aufschwung des letzteren localisiert blieb und die Domäne des 


') Das gewöhnlich übliche Verwenden von verschiedenen Urkunden, 
ohne Rücksicht auf Zeit und Gebiet, denen sie entstammen, ist zwar mit- 
unter bequem, da es die Möglichkeit bietet, für jedes Problem urkundliche 
Belege zu finden, trägt aber, wie man zngestehen muss, eher zur Verwirrung, 
als zur Klärung der Sachkenntnis bei. Vor allem aber führt es zu Ver- 
allgemeinerungen, die besonders für die hier behandelten Fragen gefährlich 
sind. Man darf doch daraus, dass in irgend einer Urkunde ein Symptom 
des römischen Rechtes vorkommt, nicht schliessen, dass die diesem Symptome 
zur Basis dienende Recbtsauffassnng wirklich verbreitet war. Rs hätten 
wohl weder Fitting noch Tardif zu ihren weitgehenden Ergebnissen 
gelangen können, wenn sie den Unterschied des Sporadischen von dem 
Allgemeinen beachtet hätten. Auch Stouff thut dies nicht genügend, 
während Bruuner's R. Qesch. d. Urk. von diesen Mängeln frei ist. — 
Diese Frage ist schon in der Vorrede zum II. Theile S. XII f. gestreift 
worden. 

>>) s. oben II. 325, 342 £f. 

’) Es kommt auch in den aus dem Süden stammenden Handschriften 
vor, dass häufig römische Bruchstücke unter germanische Rechtsquellen 
gemischt werden. S. die Zusammenstellung io HäneUs Vorr. zur L. R. 
Vis. Ferner Conrat 1. c. I. 42. A. 12. und 265 f. 
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fränkischen Rechtes nicht berühren konnte.') Das sog. 
Personalitätsprincip hat sich in dieser Beziehung praktisch 
nicht bewährt; es vermochte da, wo Germanen in starken 
Massen wohnten, das römische Recht nicht zu retten, ebenso- 
wenig das germanische in den durch überwiegende romanische 
Bevölkerung besiedelten Gebieten. 

Dass dieser Erfolg nicht früher, sondern ei'st gegen Ende 
der fränkischen Zeit eintrat, lässt uns ein hartnäckiges Ringen 
vermuten, dessen Verlauf aber aus den schon ^) erwähnten 
Gründen nicht genau verfolgt werden kann, für die Haupt- 
aufgabe dieser Untersuchungen überdies nicht direct in Betracht 
kommt. 

Wir werden für die Beurtheilung der einzelnen fränkischen 
Rechtsinstitnte und für die Frage, inwiefern in ihnen römisch- 
rechtlicher Einfluss wahrnehmbar ist, mit den gewonnenen 
Resultaten rechnen müssen, werden aber nicht ausser Acht 
lassen dürfen, dass trotz der Kraft verschiedenheit beider Elemente 
zwischen beiden Rechten wichtige Beziehungen bestanden, die 
sich schon aus der Thatsache ihrer Begegnung ergeben mussten. 
Selbst wenn die Trümmer des zersetzten römischen Rechtes zu 
schwach waren, um sich in den fränkischen Hauptgebieten auf 
die Dauer zu behaupten, dem fränkischen Rechte zu wider- 
stehen oder gar dasselbe zu romanisieren, — für die Entwicklung 
des fränkischen Rechtes auf neuem Schauplatze mussten sie 
doch in die Wagschale fallen. In mancher Beziehung bot das 
verfallende römische Recht, gerade weil es von seiner Höhe 
herabgestiegen und von seiner Vollkommenheit Vieles eingebüsst, 
Anregungen für die Förderung des fränkischen. Das absterbende 
römische Recht bringt V ergröberungserscheinungen hervor, Rück- 
bildungen, die uns greisenhaft anmuten, weil wir eben wissen, 
dass es Rückbildungen sind, — die aber, bei änsserlicber und 
von der Vergangenheit absehender Betrachtung, ebensowohl 
als Verjüngungen betrachtet werden können und Anknüpfungs- 
punkte für das aufstrebende geimanische Recht bilden. 


’) 8. Dahn 1. c. VIII. IV. 25, 29; vgl. van Wetter 1. c. 16. A. 1. 
•) 8. S. 101. A. 1. 
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Die Umstände, die dem fränkischen Rechte schon auf 
früher Entwicklungsstufe zu grosser Widerstandskraft verhelfen 
hatten, waren der Entfaltung des fränkischen Staatsrechtes im 
neuen Reiche ungünstig. Vielherrschaft und andere Momente, 
die die Wahrung des fränkischen Wesens fremden Einflüssen 
gegenüber erleichterten, haben die Lösung staatlicher Aufgaben 
unter den neu gearteten Verhältnissen erschwert. Und fehlte 
es auch nicht an Berührungspunkten zwischen dem mächtig 
aufstrebenden Volke und demjenigen, was es in Qallien nach 
und nach vorrfickend, vorfand,0 so galt dies doch vornehmlich 
für actuelle, wirtschaftliche, folglich auch zum grossen Theile 
für verkehrsrechtliche Fragen, aber nicht für die Bildung des 
neuen Staatswesens. 

Da ist im Gegentheil eine Kluft bemerkbar. Das fränkische 
Reich wächst territorial mächtiger als irgend ein anderes und 
nimmt in der Zeit, die kaum geuügt hätte, um ein germanisches 
Volks- und Staats wesen in einen Stammesstaat umzuwandeln, 
den Umfang eines Weltreiches an. In dem Jahrhundert zwischen 
Chlogio und den Söhnen Chlodovech's sind so viele und so ver- 
schiedene Territorien der ursprünglich bescheidenen salfränkischen 
Herrschaft unterworfen worden, dass eine folgerichtige Ent- 
wicklung staatsrechtlicher Art diesem Länderznwachse unmöglich 
Schritt halten konnte. Die weitausgreifenden fränkischen 
Eroberungszüge hingen überdies mit keiner Massenwandernng 
des Volkes zusammen; die Grenzen des geschlossenen Vorrückens 
der Franken sind im Vergleiche mit den Grenzen ihrer Herrschaft 
zurückgeblieben; dies bot zwar einen wichtigen Schutz gegen 
die Romanisierung der Hauptmasse des Volkes, bereitete aber 
zugleich dem staatsrechtlichen Ausbau verhängnisvolle Schwierig- 
keiten. 

Der Expansion entsprach selbstverständlich ein qualitatives 
und quantitatives Anwachsen staatlicher Aufgaben, dem die 
kleinstaatlichen Verhältnisse unmöglich entsprechen konnten. 
Sie hätten gänzlich umgebildet werden müssen; dazu aber hätte 
eslanger Zeit und langsamer Staatserweiterung, sowie geschlossenen 
Vorgehens und massenhaften Einrückens organisierter Gruppen 
in alle neu erworbenen Länder bedurft. 


') B. in Theil II. S. 240 und hier oben S. S ff. 
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Was nnn eine Utnbildnng kleinstaatlicher Verhältnisse und 
elastische Anpassung an die neuen Anforderungen betrifft, so 
muss besonders der Umstand in Betracht kommen, dass den 
Franken der Übergang vom altgermanischen Volksstaate 
zum Stammesstaate versagt blieb. Es ist bekannt, dass die 
Ausdehnung des salischen Gebietes durch königliche Eroberungen 
noch vor der Einigung aller Salier begonnen hat. Das Heraus- 
treten aus dem engen und für spätere Verhältnisse unzureichenden 
Rahmen altgermanischer Staatsverfassnng ist erfolgt, bevor man 
an eine staatsrechtliche Organisation aller salischen Völker 
denken konnte.^) Wir begegnen da einem unvermittelten oder 
jedenfalls ungenügend vermittelten Sprunge vom Kleinstaate 
zum Grossstaate, was eben zu den schwerwiegendsten staats- 
rechtlichen Con Sequenzen führen musste; denn nirgends ist ein 
solcher Sprung ohne ernste Gefährdung der staatsrechtlichen 
Grundlagen gemacht worden , deren plötzliche Ausdehnung 
einfach unmöglich ist.^) Der salische Staat bestand schon früh- 
zeitig aus Gebieten, die noch in alter Weise volksrechtlich 
organisiert waren und aus eroberten Gebieten, auf die jene alte 
Verfassung nicht angewendet werden konnte. Es kam aber 
nicht einmal zu einem vollen Bewusstsein des Gegensatzes, dem 
nur eine Doppel Verfassung'^) entsprochen hätte; denn auch dazu 
war die Entwicklung zu rasch und überdies haben andere 
Umstände eine derartige Sonderung des Stammlandes und der 
eroberten Länder verhindert ; eine verfassungsrechtliche Scheidung 
des Stammlandes von den eroberten Gebieten, mit Aufrecht- 


>) Nimmt man mit Uubrich (Fr. Wabl u. Erbkgtnm S. 4. A. 14) 
an, dass schon die Lex Sal. für drei verbündete Völker abgefasst wurde 
und berücksichtigt man, dass noch snr Zeit Chlodovechs (s. Greg. Tnr. 
II. 27. 41.) auch nur ein Bundesverhältnis dreier salischer Königreiche 
bestand, so gelangt man snr Überxeugung, dass die fränkische Stammes- 
entwicklung auf der Stufe internationaler Verbindung stehen blieb; die 
weitere Entwicklung hatte nicht mehr organischen Charakter; der Bund hat 
nicht von selbst staatsrechtliche Bedeutung angenommen; er hat sie ge- 
waltsam erhalten. 

*) Wir sehen beispielsweise, dass Rom Ubergangsstnfen durchmacbte; 
eine solche Übergangsstufe war s. B. der latinische Bund. 

’) etwa wie im römischen Reiche für Italien und die Provinzen, beziehungs- 
weise Senatsprovinzen und Kaiserprovinzen. 
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erhaltnng der alten Verfassung für das Stammland nnd separater 
Regelung der Verhältnisse in den neuen Ländern, hätte an nnd 
für sich nur durch einen seiner Anfgaben im vorhinein bewussten 
Staat Torgenommen werden können. Abgesehen davon kommt 
noch in Betracht, dass gerade die neu erworbenen Qebiete die 
wertvolleren waren, dass somit durch das Hinaustreten aus 
dem alten Rahmen gleichzeitig der Schwerpunkt des Staates 
verschoben wurde; das Stammland sank immer mehr zu einer 
Provinz gegenüber diesen reicheren nnd ausgedehnteren Er- 
werbungen herab. Welche Bedeutung eine solche Verschiebung 
des Schwerpunktes gerade für das Staatsrecht hat, bedarf keiner 
näheren Ansfilhrung.*) 

Es ist ferner zu erwägen, dass, wenn auch die ersten 
EroberungszOge eine grosse Menge von Franken in die an das 
Stammland grenzenden Gebiete verpflanzten, diese Eroberungen 
dennoch nicht denselben volksmässigen Charakter hatten, wie 
anderwärts. Fehlen uns auch darfiber nähere Nachrichten, so 
müssen wir doch — angesichts des Zurückbleibens grosser 
Volkstheile in den früheren Sitzen — annehmen, dass die in 
die neuen Gebiete eintretenden Franken überwiegend Leute 
waren, die den Zusammenhang mit ihren ehemaligen volks- 
mässigen Verbänden aufgegeben batten, um an dem Zuge theil- 
zunebmen und sich ferne von der Heimat anzusiedelu. Wenn 
sie dann auch neuerdings Gruppen bildeten, die der alten 
Tradition entsprachen, so konnte denselben doch nicht mehr 
jene Zähigkeit innewohnen, die den früheren Gruppen im Stamm- 
lande eigen war. Man hat mit Recht die auffallende fränkische 
Verrohung des VI. Jh. auf diese Lockerung der ehemaligen 
Verbände zurückgefUhrt, namentlich, da die solchermaassen 

>) Es ist bekannt, dass z. B. die römische Republik durch das Hinaus- 
treten des Staates aus Italien untergraben wurde. Die Provinzen, von 
denen manche zn ttbergrosser Bedeutung gelangten, konnten nicht mit dem 
republikanischen Rüstzeug regiert werden und je mehr Bedeutung sie für 
den Gesammtstaat erhielten, desto mehr musste dasjenige, was für die 
Provinzen passte, zur Regel für das ganze Reich werden. 

Im fränkischen Reiche aber gelaugten die neuen Gebiete zu weit 
grösserem Übergewichte, als die Provinzen im römischen Reiche. Und über- 
dies bot die römische Verfassung doch ein unvergleichlich besseres Werkzeug 
zur Regierung eines Grosssiaates, als die altgermanische, weil die römische 
Verfassung sich stufenweise entwickelt batte. 
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entwurzelten Kriegsschaaren in Gallien keinen geeigneten 
Stützpunkt fanden;’) sie begegneten vielmehr einem ebenfalls 
desorganisierten Römertuni. 

Nun kommt noch hinzu, dass man diese Römer anders als 
im westgothischen, burgundischeu oder laugobardischen Staate, 
in den Staatsverband als politisch gleichberechtigte Bürger 
aufnahm, sich von ihnen nicht absonderte, wodurch ein streng 
germanisches Gepräge der Verfassung erschwert wurde. 

Alle diese Umstände, der Mangel einheitlicher Stammes- 
Verfassung, das nicht in volksmässigen Gruppen erfolgende 
EinrUcken in die neuen Gebiete und das Aufnehmen von Römern 
in den gemeinsamen Reichsverband, sowie die Verschiebung 
des Schwei-pnnktes des Staates aus dem Stammlande in die 
eroberten Länder, haben eine folgerichtige Ausbildung des alten 
Staatsrechtes unmöglich gemacht; eine einfache Fortsetzung 
der alten staatsrechtlichen Zustände im neuen Reiche war aber 
ausgeschlossen, da dieselben sogar für einen rein germanischen 
Grossstaat hätten versagen müssen, für die in Frage kommenden 
Gebiete mit gemischter Bevölkerung daher vollends unzureichend 
und unanwendbar waren, übrigens nicht einmal durch ent- 
sprechende fränkische Verbände vertreten werden konnten. 
Als dann später die Einigung aller salisclien Kleinstaaten er- 
folgte und Chlodovech sämmtliche Nebenkönige beseitigt hatte, 
wäre es wohl möglich gewesen, an den Ausbau einer, den 
heimischen Grundsätzen entsprechenden Verfas.sung für den 
ganzen Stamm zu denken. Da war es aber zu spät. Die 
mittlerweile eingetretene enorme Ausdehnung des Reiches Hess 
die Einigung der Salier, im Vergleiche mit den andern Erfolgen 
und angesichts des Übergewichtes der niclitsalischen Gebiete, 
als ziemlich nebensächlich erscheinen. An eine Reconstruction, 
an einen sinngemässen Ausbau der alten Volksverfassung für 
den fränkischen Stamm zu gehen, hat Clodovech keinen 
Anlass mehr gehabt. Das Streben nach Staats- und Gewalts- 
einheit, das wir an dem fränkischen Königtum beobachten 
können, stand der Ausgestaltung einer speciellen Stammes- 
verfassung entgegen eine solche hätte die königliche Gewalt 


•) s. Tlu'il 11. S. i4S. 

8. oben S. 104. A. 1, 
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beschränken müssen, woran natürlich das auf dem Gipfel seiner 
Macht stehende Königtum gewiss kein Interesse hatte. Es 
mag trotzdem im Stammlande die alte Verfassung theil weise 
noch fortbestanden haben; für die Gesamtentwicklung war sie 
nebensächlich geworden, da sie auf die wichtigeren und grösseren 
Reichstheile nicht anwendbar war. Wir gelangen somit zur 
Überzeugung, dass eine Continuität für die staatsrechtlichen 
Fragen ausgeschlossen war, da der einzig mögliche Ausgangs- 
punkt, nämlich eine Stammesverfassung, fehlte. 

Von diesen Betrachtungen ausgehend, wollen wir die 
einzelnen staatsrechtlichen Institute in's Auge fassen. — 

Dass der Volksverband, die Grundlage germanischer 
Verfassungszustände, verkümmern muäste, ist klar. Er beruhte 
bekanntlich auf der formellen Gleichstellung aller Freien in 
socialer und rechtlicher Beziehung und äusserte sich in der 
Identität von Volk, Staat und Heer, sowie in der Rolle, die 
einzelnen Verbänden zufiel. So einfach er war, setzte er doch 
das Gleichgewicht aller für das öffentliche Leben in Betracht 
kommenden Bestandtheile voraus. Nun ist zwar dieses Gleich- 
gewicht natürlich bei keinem der bisher besprochenen Völker 
ungestört geblieben nnd überall haben Wanderung und Staats- 
gründung, vor allem aber der Übergang vom Kleinstaate zum 
Stammesstaate, eine Lockerung der Sippen verbände, eine 
Änderung der Ansiedlungsverhältnisse, ja sogar eine Alterierung 
der socialen Schichtung, hervorgerufen. Da aber alle andern 
Staatsgründungen durch organisierte Stämme vollzogen wurden, 
konnte doch eine gewisse Geschlossenheit erhalten bleiben, die 
sich namentlich im Heerwesen geltend machte, so dass die 
Tradition volksmässiger V'erbände nicht ganz in Vergessenheit 
geriet, wogegen die fränkischen Eroberungszüge — namentlich 
die späteren, theilweise aber gewiss auch die früheren — wie 
schon erwähnt, zahlreiche Volksgenossen aus ihren Verbänden 
gerissen und dadurch nicht nur die im Stammlande verbliebenen 
Verbände geschwächt, sondern die auf solche Art ausgeschiedenen 
Individuen ihrer bisherigen Basis beraubt haben, ohne ihnen 
eine andere staatsrechtlich gleichwertige zu bieten. Dieselben 
Erobemngszüge haben überdies die Bedeutung des Königsdienstes 
erhöht, dem Königtum überhaupt zu einer von Erfolg zu Erfolg 
fortschreitenden Machtfülle verhelfen, die in neuen Gebieten, 
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in denen ee keine volksrechtlichen Schranken mehr gab, un- 
gehindert gefestigt werden konnte. Sie haben ausserdem eine 
intensive Entwicklung der Grundherrschaft angebahnt und dadurch 
die sociale Gruppierung in verhängnisvoller Weise beeinflusst. 
So hat das Heraustreten aus den bisherigen Verhältnissen nicht 
nur die Ausbildung einer Stammesverfassung gehindert, sondern 
insbesondere eine grosse Anzahl von Volksgenossen ausserhalb 
des Volksverbandes gestellt.') 

Diese Übergangslosigkeit, die im Gegensätze zu andern, 
von geeinigten Stämmen vollzogenen Reichsgründnngen die Be- 
gründung des fränkischen Reiches kennzeichnet, hat dem Volks- 
verbande die Rolle einer staatsrechtlichen Grundlage für das 
neue Staatswesen benommen. Der Umstand, dass die fränkische 
ReichsgrUndnng nicht als Werk des Volkes, sondern des König- 
tums zu betrachten ist, hätte an und für sich noch nicht genügt, 
um das Staatsrecht auf eine wesentlich neue Basis zu stellen;^) 
denn wäre der Reichsgründung eine Stammesorganisation voran- 
gegangen, dann hätte das Königtum trotz aller Erfolge zu dem 
Stammesverbande und seinen volksrechtlichen Bestandtheilen 
Stellung nehmen müssen nnd es hätten die Eroberungen trotz 
königlicher Initiative die volksrechtlichen Grundlagen nicht in 
diesem Maasse zu erschüttern vermocht. So aber konnte das 
Königtum weder mit dem alten kleinstaatlichen Volksvcrbande, 
der für das neue Reich gegenstandslos war, noch mit einem 
Stammesverbande, der bei den Franken niemals zu staatsrecht- 
licher Bedeutung gelangt war, rechnen^) und es vermochte 


’) Überdies war das fränkische Reich nicht in dem Maasse bedroht, 
wie z. Ü. das langobardische; es fehlte also der äussere zwingende Grund 
für die Aufrechterbaltung der volksmässigen Ueeresverfassung nnd der 
Tolksmässigen Grundlagen überhaupt. Als die Araberkriege dazu Anlass 
boten, war es natürlich hiefUr zu spät. 

Dieser Umstand wird bekanntlich als der für die Entwicklung des 
fränkischen Staatsrechtes maassgebende betrachtet; wir glauben die erwähnte 
Übergangslosigkeit, nämlich den Mangel einer Stammesverfassnng als einen 
mindestens ebenbürtigen Grund anführen zu sollen. 

*) Das was Sohm: R. u. Ger. Verf. I. 10 über die .Stellungnahme des 
fränkischen Königtums zu dem Stammesverbande vorbringt, trifft nur für 
die aussertränkischen, später unterworfenen Völker zu. 
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in dem Volksverbande kein Material für den neuen Ban zu 
finden.*) 

Die wichtigste Bethätignng des Volksverbandes war die 
Volksversammlung. Sie ist mangels entsprechender Um- 
gestaltung für den Grossstaat unmöglich geworden, was ja über- 
wiegend auch für andere germanische Staaten zutrifft. Wenn 
man aber wahrnimmt, da.ss die merovingische Verfa.ssung nirgends 
mit Versammlungen rechnet, dann gelangt man mit SickeT'*) 
zur Überzeugung, dass die fränküsche Volksversammlung nicht 
etwa erst dem Grossstaate zum Opfer gefallen, sondern schon 
früher'*) überwunden war. Wir glauben ihr ZurOckweichen mit 
den ersten Eroberungen, die nicht mehr geschlossen vorgenommen 
wurden und dem salfränkiscben Staatswesen Gebiete brachten, 
die ausserhalb der alten Verfassung standen, in Zusammenhang 
setzen zu sollen. Die Volksversammlungen sind weder verboten, 
noch die Theilnahme an ihnen beschränkt worden; sie sind 
einfach durch die erwähnten, den Gebietszuwachs begleitenden 
Umstände entwurzelt worden. Im neuen Reiche hätten sie 
frisch eingeiührt werden können; aber dazu hätte es einer Neu- 
ordnung bedurft; man hätte sie etwa auf territoriale Basis 
stellen und dabei die Betheiligung der Römer, sowie das 
Verhältnis zum Königtum regeln müssen; dies ist nicht geschehen; 
eine die Versammlungen belebende Anpassung an neue Ver- 
hältnisse ist nicht zu entdecken.^) 


') Auch Sicke I (WestdUcbe Ztscbr. XV. 133), der geoeig^t ist, die 
VerkUinmeruDg der Volksverfessung den .Staatsrnkunem* des VI. Jh. zur 
Last zu legen, muss doch zugeben, dass manche Hindernisse zu überwinden 
gewesen wären, .um das Volk im Besitze einer zeitgemässen Theilnahme 
an Staatssachen zu belassen oder in Besitz zu setzen“. Er betrachtet 
diese Hindernisse als nicht unüberwindlich; gewiss hätten sie überwunden 
werden können, wenn man eine neue Verfassung ausgearbeitet hätte; dass 
man daran im VI. Jh. nicht denken konnte, ist wohl klar. 

“) Westdtscbe Ztscbr. IV. 316 f. 

3) I. c. .Eine so lange Wirksamkeit ihr zuzuschreiben, hiesse eine 
lebendige und doch tote Kraft, einen nicht regierenden Regenten behanpten*. 

<) Eine kritische Sichtung der Literatur Uber diese Frage bietet 
Sickel: D. merov. Volksrers. (Mitth. f. öst. Qesch. Erg. bd. II. 295 ff.) 
und iu Oött. gel. Anz. 1890. 214—223. Neuerdings versuchte SchUcking 
I. c. 110 die Volksversammlungen zu vertheidigen. 
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Man begegnet dagegen dem Märzfeld. Dasselbe ist eine 
Heerschau, die mit einer Volksvei-sammlung nichts gemein hat. 
Znm Mäi'zfeld erscheinen die Volksgenossen nicht kraft eigenen 
Rechtes, sondern über königlichen Befehl; es erscheinen 
diejenigen, die der König entbietet und die Versammlung bleibt 
so lange beisammen, als es der König wünscht. Das Märzfeld 
fasst keine den König bindenden Beschlüsse') und der Umstand, 
dass seit Eintreten der Römer in's Heer auch sie an der 
Heerschau theilnehmen, musste vollends den Charakter derselben 
beeinträchtigen.'^) Es kann sich also nur darum handeln, ob 
das Märzfeld nicht dennoch auf die germanische Volksver- 
sammlung zurOckzuführen ist, somit als eine, wenn auch ver- 
kümmerte Umbildung derselben in Betracht käme.') Wir glauben 
mit SickeU) diese Frage verneinen zu sollen. Denn es ist 
nichts wahrzunehmen, was für ein directes Hervorgehen des 
Märzfeldes ans altgermanischcn Verfassungszuständeu sprechen 
würde. Es ist natürlich darauf hingewiesen worden,^) dass die 
alte Volksversammlung Heeresversammlung gewesen und als 
Heerschau gedient hatte; doch war diese Function gewiss eine 
nebensächliche; für die rechtliche Bedeutung der Volksver- 
sammlung waren ganz andere Momente maassgebend; eine 
Heerschau aber als selbständige Einrichtung für die alte Zeit 
anznnehmen, liegt kein Grund vor. Man könnte trotzdem in 
dem Märzfelde eine Abspaltung der ehemaligen Volksveisammlung 
erblicken, wenn man nicht bedenken müsste, dass die Volks- 


') So mit Recht Sickel I. c. Brunner: R. O. II. 126 f. meint, dass 
der König für ausserordentliche Entschlüsse die Zustimmung des Heeres zu 
gewinnen sucht, behandelt aber m. R. die Wünsche oder Beschlüsse des 
Heeres als „populäre Strömungen, auf die das Königtum Rücksicht nehmen 
muss“; also keine Rechtsfrage, nur Opportunität. — Selbst wenn man die 
vielbesprochenen Beutebeschlüsse, die aber Sickel I. c. auf das richtige 
Maass zurUckfUhrte, mit Brunner 1 c. 126. Ä. 2. als Heeresbeschlüsse 
behandeln wollte, so waren es doch nur Beschlüsse des betreffenden Heeres- 
aufgebotes und nicht des gesummten Volksbeeres. — Vgl. Schröder 
R. G‘ 160, Dahn I. c. VII. III. 517 f. 

>) s. Brunner I. c., Dahn 1. c. 

Schröder 1. c. betont, dass das Heer nach Gauen und Provinzen 
aufgestellt wurde. 

‘) I. c. 340 f. 

*) Brunner 1. c. 
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Versammlung nur för einzelne Völkerschaften bestand und 
Stammesversamrolungen für die Franken nicht überliefert sind, 
angesichts des Mangels einer Stammesverfassung auch nicht 
angenommen werden können;*) das Märzfeld aber beschränkt 
sich nicht auf Einzelvölker, es hätte also, wenn man durchaus 
an einer Ableitung aus früheren Versammlungen festhalten 
wollte, nur aus Stamniesversammlungen hervorgehen können, 
die eben nicht existiert haben. Man könnte höchstens sagen, 
dass das Märzfeld eine ganz nebensächliche Aufgabe der früheren 
Volksversammlungen (einzelner Völker) für grössere Gebiete 
übernommen, diese nebensächliche Aufgabe zur Hauptaufgabe 
gemacht und alle rechtlichen Momente, die eine Volksversammlung 
charakterisierten, abgestreift hat. Man sieht, dass da von einem 
Zusammenhänge wenig übrig bleibt und die wesentlichen Unter- 
schiede derart überwiegen, dass man das Märzfeld als eine 
selbständige Einrichtung bezeichnen muss, die rechtlich an 
nichts früheres anknüpft, ja nicht einmal als eine verfassungs- 
mässige Einrichtung überhaupt betrachtet werden kann ;**) sie diente 
den Zwecken der Heeresverwaltung.-*) Frägt man aber nach dem 
Grundgedanken, auf dem das Märzfeld berolit, so ist es klar, 
dass man denselben nicht in den gallo-römischen Einrichtungen 
suchen und vielmehr, trotz der soeben begründeten Ablehnung 
eines genetischen Zusammenhanges mit älteren germanischen 
Verfassungseinrichtungen, nur in germanischen Ideen finden 
kann. Diesen Ideen entspricht es, dass selbst ein erstarktes 
Königtum mit dem Volke Fühlung sucht und diese Fühlung 
wenigstens für den wichtigsten Dienst, den Heeresdienst zu 


•) Die vielbesprochene ribuarische Versammlung, in welcher Clodovecb 
zum König der Ribuarier gewählt wnrde, mag eher eine exceptionelle Ver- 
sammlung ad hoc gewesen sein. 

Es spricht nämlich nichts dafür, dass der König verpflichtet gewesen 
wäre, die Heerschau abzuhalten; es ist nicht einzusehen, welche Rechts- 
folgen die Unterlassung der Heerschau gehabt hätte. 

Deshalb bat man in karolingischer Zeit die mittlerweile in Neustrien 
ausser Übung gekommene Heerschau wieder eingefUhrt, natürlich ohne ihr 
eine von der früheren verschiedene Stellung einzuräumeo, was auch Brunner 
1. c. II. 188 zugiebt. Die Wesensgleicbheit der üblichen austrasischen 
Heerschau und der durch die Karolinger wieder eingeführten neustrischen, 
beleuchtet Sickel in Qött. gel. Anz. 1890. S. 218 £f. 
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erhalten bestrebt ist. Deshalb ist ancb in Nenstrien und 
Burgund, also in den überwiegend romanischen Gebieten, das 
Märzfeld rasch verfallen, während es sich in Austrasien traditionell 
erhielt. Erst die Entwicklung der Senioratsheere hat die Heeres- 
versammlungen gegenstandslos gemacht 

Dass in den Hof- und Reichstagen keine Fortsetzung 
der alten Volksversammlungen zu erblicken ist, darf als communis 
opinio bezeichnet werden.') Sie haben dem König Rathsdienste^) 
zu leisten; es handelt sich also juristisch um das Gegentheil 
der Thätigkeit einer germanischen Volksversammlung; es liegt 
in ihnen der Keim des späteren, aber keine rechtliche Fort- 
setzung des früheren Versammlungswesens. Die zunehmende 
Bedeutung dieser Rathsversammlungen führte selbstverständlich 
eine factische Schwächung der königlichen Gewalt herbei, was 
in einzelnen Fällen Resultate hervorbrachte, die an ältere 
Zustände erinnern. Dennoch ist an eine Anknüpfung an die 
alte Volks Verfassung nicht zu denken,^) denn die zu einem 
Hoftage versammelten Grossen erscheinen nicht auf Grund 
ihres Rechtes, sondern über königlichen Befehl, sie können mit 
dem Volke nicht identificiert werden, sind auch nicht als 
Vertreter desselben zu betrachten und schliesslich besteht keine 
Spur einer Theiinng der Gewalt zwischen König und Hoftag,^) 
da letzterem überhaupt keine Rechtssphäre zusteht. Es kann 
gerade in der Stellung der Reichs- und Hoftage im fränkischen 
Reiche ein überzeugender Beweis für die Verdrängung des 


') s. Brunner 1. c. II. 130 ff., Schröder R. O.* 161 f., beaonders 
Sickel: Z. (iesch. d. duch. Reichstags (Mitth. Jnst. f. Oster. Qescb. 

Erg. bd. I. 220 ff.) und Dahn I. c. VII. III 619 ff. 

^ s. Sickel I. c. 221. 

Dies gilt auch fttr die karolingischen Versammlungen, in denen an- 
scheinend der Öffentlichen Meinung in hohem Urade Rechnung getragen 
wurde. Rechtlich ist dies irrelevant; s. Sickel in OOtt. gel. Ana. 1890 
S. 226, Dahn I. c. VIII. VI. 126 . Der von Mayer 1. c. I. 380 ff. betonte 
Unterschied zwischen dem provinziellen Märafelde und dem Reichstage ist 
belanglos. ' 

*) Bei den Westgothen kann man schon eher von einer Auftbeilung 
der Gewalt zwischen KOnig und Grossen sprechen (s. oben I. Theil S. 207, 
212) und den letzteren eine rechtliche Bedeutung beilegen, nkmlich die Be- 
deutung eines, die KOuigsgewalt verfassungsmkssig beschränkenden Factors. 
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Rechtsinhaltes der alten Verfassung erblickt werden; nicht 
einuial die höchste Schichte des Volkes vermochte staatsrecht- 
liche Befugnisse auszuQben;’) der Hof- und Reichstag steht 
rechtlich ebenso belanglos da, wie das Märzfeld. 

Aber ebenso wie das Härzfeld entspricht der Hof- und 
Reichstag doch germanischen Ideen; in beiden Fällen handelt 
es sich darum, die FUhlung zwischen König und Volk herzu- 
stellen. War dies auch nicht mehr im alten staatsrechtlichen 
Sinne möglich, so sollte es doch wenigstens factisch geschehen ; bei 
der Heeresschau kamen die breiten Massen, beim Hoftage die 
Grossen in Betracht.^) Man konnte sogar das Wirken 
germanischer Ideen hinsichtlich des Hollages in noch höherem 
Grade annehmen, als bezQglich des Märzfeldes. Denn selbst 
für die ältere Zeit ist kaum anzunehmen, dass etwa jeder 
Genosse in der Volksversammlung die gleiche Bedeutung gehabt 
hätte; es ist vielmehr wahrscheinlich, dass sich frühzeitig, nebst 
dem bezeugten Vorrechte der Gaufürsten, ein Übergewicht der 
einflussreicheren Personen überhaupt geltend gemacht hat.^) 
Eine Tradition dieses Übergewichtes mag der berathenden 
Thätigkeit der Grossen im neuen Reiche zu Grunde liegen.^) 
Nur kann man trotz dieser Annahme an keinen juristischen 
Zusammenhang zwischen alten und neuen Zuständen in dieser 


') Was bei den Westgotbeu (s. vorige Anm.) und theilweiee bei den 
Langobarden doch der Fall war; fUr die letzteren kommen die Duces in 
Betracht, deren Stellung auf älterer Basis beruht und einen bedeutsamen 
Überrest der VolksverfasBung bildet; s. 11. Theil S. 137 f. und 154 ff. 

*) Somit geht beispielsweise Fahlbeck 1. c. 83 f, der die politische 
Bedeutung der fränkischen Aristokratie verneint, gewiss zu weit. 

’) Brissand; Hist, de dr. fr. I. 483 vergleicht den germanischen 
Fttrstenrath mit einem Senat, geht aber bei Besprechung der fränkischen 
Versammlungen (S. 536) auf diese Frage nicht mehr ein. 

*) Seeliger (in Hist. Viertjabrschr. I. 35 f.) knüpft deshalb die 
Hoftage an die germanische Vorberatung der Fürsten an; an die Stelle der 
Volksführer, die z. B. in den langohardischen Duces fortlebten (s. hier 
A. I.), wären somit Künigsbeamte und andere Grosse getreten. Nur geht 
Seeliger zu weit, wenn er (1. c. 329) in dem consensns des Hof- 
tages den Ausdruck eiues Rechtes der Theilnahme an der Regierung 
erblickt; er Überschätzt die zweifellos grosse factiache Bedeutung dieser 
Versammlungen, wenn er sie (1. c. 341) als selbständige Vertretung des 
Reiches neben dem KOnige betrachten will. 

T. Halban, KOm. Kecbl ln den gern). Volkattaaten. III. 8 
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Frage denken, weil die Rechtsstellung einer Volksversammlung 
von der eines Hoflages so grundverschieden ist, dass jede juri- 
stische AnknQpfung fehlt’) und weil auch fBr diese Angelegenheit 
irgend ein Übergangsstadium nicht bezeugt ist,’’) aus allgemeinen 
Gründen aber eher auszuschliessen wäre. Wir müssen also 
den Hof- und Reichstag, ebenso wie das Märzfeld, als eine 
neue Schöpfung des fränkischen Reiches betrachten, für die 
selbstredend irgend ein römisches Vorbild’’) fehlte. — 

So viel steht jedenfalls fest, dass die Grundlage der alten 
Volksverfassung für den fränkischen Grossstaat nicht mehr in 
die Wagschale fallt. Denn durch das Verschwinden der Volks- 
versammlung verlieren auch die kleineren Verbände ihren natür- 
lichen Halt, ebenso die Individuen ihre staatsrechtliche Basis. 
Es ist klar, dass die übrigen Verbände, die, ohne Rücksicht 
auf ihre Entstehung, bei fortschreitender staatlicher Entwicklung 
schon keine unmittelbare politische Bedeutung geltend machen 
konnten,^) eine solche nicht neu zu erlangen vermochten, da 
die belebende Kraft des Hauptorgans der Volksverfassung weg- 
gefallen war. Sie konnten sich Tür bestimmte Aufgaben erhalten, 
sie konnten sich sogar besser consolidieren; es fehlte aber der 
politische Kuppelbau, der sie früher zusammenfasste und ihnen 


>) Han darf doch die Macht, die ea dem fränkischen Optimatentum 
ermaglichte, neben dem Königtum lur Öeltnng au kommen, nicht als 
Rechtsprincip auffassen. 

*) Ein solches Übergangsstadinm sohen wir in Rom, wo die Comitien 
aufhören, der Senat aber weiter bleibt. 

®) Es ist bemerkt worden (s. Brunner: R. G. II. 126), dass die 
Hoftage anerst in den überwiegend romanischen Gebieten Vorkommen. Man 
kann daraus aber natürlich keine weitgehenden Schlüsse ableiten. Das 
raschere Aufkommen der Hoftage im Westen wäre einfach damit au er- 
klären, dass dort der Aufschwung des Adels rascher vor sich ging, daher 
auch die für einen Hoftag in Frage kommenden Elemente eher au der ent- 
sprechenden Bedeutung gelangten. 

<) Es ist also für uns gleichgiltig, ob das von Lamprecht (1. 260 ff) 
vertretene Zusammenfällen volksrechtlicher und genossenschaftlicher Verbands- 
beairke für Heer und Gericht mit denen der Wirtschaftsordnung bei den 
Franken je bestanden habe. Dieses Zusammenfallen mag örtlicher Natur 
gewesen sein; ob es sachlich zutraf, ist wohl mehr als zweifelhaft. Aber 
auch wenn es vorhanden gewesen wäre, so hätte es rasch aufhüren müssen 
und käme für die hier behandelte Zeit nicht mehr in Betracht. 
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partielle staatsrechtliche Bedeotnng sicherte.') So haben mit 
dem gmndiegenden Volksverbande anch die andern Verbände, 
die principiell ebenfalls auf der persönlichen Stellung der Genossen 
beruhten, ihre politische Bedeutung eingebüsst.’') 

Aber, wie erwähnt, haben infolge dieser Umwandlung anch 
die einzelnen Volksgenossen ihre staatsrechtliche Basis 
verloren. Denn sie gründete sich auf die unmittelbare Mit- 
gliedschaft im Staate, welche doch nur in dem jetzt ent- 
schwundenen Zusammenhänge geltend gemacht werden konnte. 
Der Einzelne verdankte seine staatsrechtliche Bedeutung dem 
Umstande, dass er Mitglied von Verbänden war, die durch die 
Volksverfassung zusammengehalten worden. Jede Lockerung 
dieser Kette musste alle Kettenglieder in ihrer staatlichen 
Stellung erschüttern; die Einzelnen mochten, nach wie vor, 
Mitglieder der zunächst noch erübrigenden Verbände bleiben; 
für ihre staatsrechtliche Stellung war damit nichts gewonnen. 
Diese Einbusse konnte durch nichts ausgeglichen werden; denn 
die Erlangung einer unmittelbaren staatsrechtlichen Stellung, 

*) Gegen Provinziiüversamnilangen, wie sie z. B. Boretius behauptete, 
ist Seeliger: Capitt. d. Karolinger S. 40 IT. aufgetreten, indem er mit 
Recht geltend machte, dass es sich bei den betreffenden .Beschlüssen“ nur 
darum bandelte, das ^ Volk auf die neuen Bestimmungen zu Terpflichten 
(vgl. auch seine AusfQbmngen in Hist. Vierteljahrschr. I. 327). Ebenso hat 
Opet: Processeinl. Form. 93 ff die Uissverst&ndnisse binsichtlicb verschiedener 
Versammlungen bekämpft. Thatskchlich haben weder Grafschaften, noch 
andere Verbände irgend eine politische Antonomie gehabt; die betreffenden 
fränkischen Andentungen hat E. Hayer 1. c. I. 313 f. 534, U. 401 
berücksichtigt. 

*) Wie Gierke: Genoss. R. II. 135 ausführt., haben nicht die Über- 
reste der sich auflüsenden alten persönlichen Verbände, sondern die späteren 
räumlich - dinglichen Genossenschaften, die Entwicklung des deutschen 
Genossenschaftsbegriffes bewirkt. Für die Alteriernng des alten germanischen 
Verbandswesens kommt in Betracht, dass nicht nur seine histori.schen und 
staatsrechtlichen Grundlagen erschüttert waren, sondern dass die neuen 
Verhältnisse Complicationeu veranlassteu, denen der alte V’erband nicht 
gewachsen war. Die wirtschaftlichen Fortschritte zersetzten die Einfachheit 
früheren Lebens und es kamen Verbände auf, in denen das obrigkeitliche 
Element Uber das genossenschaftliche siegte, so z. B. kirchliche und grund- 
herrliche Verbände. Ob man jene freien Verbindungen, mit denen sich die 
Capitularien befassen, als spätere Symptome auflebender Volksverfassungs- 
gedanken oder als neue, unter socialem Drucke entstandene Vereinigungen 
zu betrachten bat, ist nicht klar. 

8 * 
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die ja beim Zurficktreten der bisherigen politischen Bedeutung 
der Verbände an und für sich denkbar gewesen wäre, war 
dazumal ausgeschlossen; es fehlte der hiefür nOthige Übergang. 
Überganglos war natürlich eine derartige Umwandlung un- 
möglich und dazu gesellte sich in diesem Falle noch der Umstand, 
dass für die ihres bisherigen politischen Bodens beraubten Volks- 
genossen noch andere Gefahren entstanden, die ihre staats- 
rechtliche Stellung vollständig verschieben mussten, während 
andererseits nichts geschah, um die Folgen der Vernichtung 
der Volksverfassung, auch insofern es sich um die Individuen 
handelte, aufzuhalten.’) Es ist klar, dass dieses wichtige 
V erlassen alter staatsrechtlicher Grundlagen nicht unter römischem 
Einflüsse, sondern nur ans den oben angedenteten Gründen 
erfolgt ist. Weder der Charakter dieses Vorganges, noch auch 
seine unmittelbaren Folgen erinnern in irgend welcher Hinsicht 
an römische Verhältnisse. Nicht der fränkische König, als 
Nachfolger des römischen Imperators, hat die Volksverfassung 
zerstört, sondeni sie selbst ist unhaltbar geworden und an der 
Übergangslosigkeit von den kleinstaatlichen Verhältnissen eines 
germanischen Gaustaates zu den complicierten Verhältnissen 
eines Grossstaates zu Grunde gegangen.'^) — 

Der durch die Begründung des Grossstaates geschaffenen 
Situation entsprechend und angesichts der erwähnten Umwälzungen, 
musste an die Stelle der früheren Volksgliedemng eine territoriale 
Theilung treten; sie war die einzige, die für eine national 
gemischte, politisch nicht genügend geschiedene Bevölkerung 
passte; sie bedeutet eine förmliche Constatierung der Über- 
windung der ehemaligen Verfassung. Man mag diese Basis, 
an und für sich, als eine römische bezeichnen, da sie äusserlich 
dem römischen Principe der Amtssprengel entspricht; an eine 
Nachahmung römischer Vorbilder darf man dennoch nicht denken. 


Wena schliesslich der St«at in karolingischer Zeit die bedrängten 
Individuen dem Schutze der Bischöfe empfahl, so gestand er damit offen 
seine Machtlosigkeit ein und gab den Beweis, dass er nicht im Stande war, 
die entzogene alte Basis durch eine gleichwertige neue (Grundlage zu ersetzen. 

Dass auch der Sippenverband unter diesen Verhältnissen leiden 
musste, ist klar; es hat auch thatsäcblich die Sippe ihre volksrechtlicb- 
staatliche Bedeutung eingebUsst; sie gehört daher nicht in diesen Zu- 
sammenhang. 
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Denn es handelte sich nicht nm Beibehaltung'*) der in vielen 
fränkischen Gebieten schon g^änzlich zerstörten, in andern stark 
zersetzten, römischen Staatsgliederung, oder um eine beabsichtigte 
Wiederherstellung derselben, sondern um die angesichts der un- 
anwendbaren germanischen und verfallenen römischen Staats- 
einrichtungen einzig mögliche Lösung. Deswegen gewann das 
territoriale Moment im fränkischen Reiche grössere Bedeutung, 
als anderwärts, wo ihm gewisse Reste der germanischen Stammes- 
verfassung und eine mehr oder weniger ausreichende Organisation 
der Römer concurrierend entgegentrat. Sieht man näher zu, 
dann kann man überdies wabrnehmen, dass, wie Gierke'^) 
scharfsinnig bemerkt hat, die Territorialisierung der politischen 
Verbände nicht immer dem römischen oder modernen Begriffe 
der Territorialität entspricht, wenn auch die Wirkungen theil- 
weise identisch sind; es bleibt manches, was zu der Terri- 
torialisierung im Gegensätze steht und als Nachwirkung 
germanischer Auffassung erscheint.**) Schon deshalb darf man 
in der fränkischen Territorialisierung keine römische Nachahmung 
erblicken, ganz abgesehen davon, dass sie durch Vieles durchkreuzt 
wird, was der römischen Staatstheilnng fremd war. 

Fassen wir die grösseren Sprengel in’s Auge, so ist es 
bekannt, dass die römische Eintheilung in Provinzen nicht mehr 
als actuell zu betrachten ist;^) nur die kirchliche Eintheilung 
hat an der römischen Provinz festgehalten, vermochte aber dem 
antiquiiten Begriffe nicht mehr zu staatsrechtlicher Bedeutung 
zu verhelfen,^) so dass manche Provinznamen nur als literarische 
Bezeichnungen dienen.^) Als grösster Sprengel erscheint der 


') Dabn 1. c. VII. II. 72 scheint viel za weit zu gehen, wenn er 
allgemein — allerdings unter gewissen Einschränkungen — für die Bei- 
behaltung der römischen Eintbeilnng des Landes eintritt. 

*) Oenoss. K. I. 86 f. 

^ Es hätte sich beispielsweise ein sog. Personalitätsprincip im fränkischen 
Reiche nie entwickeln können, wenn eine Territorialisierung in römischem 
Sinne durchgedrungen wäre. 

s. Theil II. S. 261. Selbst Fustel de Coulanges: Hon. franqne 
183 f. giebt dies zu. 

s. Longnon 1. c. 190 ff und Dahn 1. c. VII. III. 224, 229 f. 

*) Dies giebt auch Dahn 1. c. VII. I. 74 zu; überdies kommt Provincia 
auch in ganz unrömischem Sinne, als Grafschaft u. s. w. vor; vgl. Brunner 
1. c. II. 144. A. 12. 
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Ducatus, der äusserlich die Function der römischen Provinz 
flbemommen hat,') thatsächlich aber nicht dieselbe juristische 
Bedeutung bat. Denn abgesehen davon, dass die Eintheilung 
in Ducate nicht im ganzen Reiche durchgeführt war,'') war 
auch die Stellung dieses Sprengels je nach dem in Frage 
kommenden Territorium eine verschiedene. Die häufige Aenderung 
des territorialen Umfanges, namentlich wegen militärischer Er* 
eignisse, benimmt dem Ducatus jene Stabilität, ohne welche 
eine ordentliche Provinzialgliedernng auf die Dauer schwer 
denkbar ist. Historisch ßUlt in die Wagschale, dass diese Ein- 
theilung erst unter Chlodovech's Söhnen und zwar aus rein 
militärischen Gründen begann, ursprünglich auch gar nicht den 
Charakter einer allgemeinen Maassregel hatte. Diesen mili- 
tärischen Charakter behielt das Amtsherzogtum bei, während 
das Stammesherzogtum darüber weit hinausging. Das Amts- 
herzogtum kann schon wegen seines militärischen Charakters 
nicht mit einer römischen Provinz verglichen werden,®) da es 
an Bedeutung hinter der römischen Provinz zurflcksteht; und 
wenn auch manches Amtsherzogtum später eine erhöhte Stellung 
erlangte,^) so geschah das auf Kosten der Reichseinheit, also 
wieder in einer, über die wesentliche Bedeutung einer römischen 
Provinz hinausgehenden Weise.®) Aber auch mit einem spät- 
römischen militärischen Ducatus ist das fränkische Amtsherzogtnm 
nicht zu vergleichen, da der römische Militärducat in der Regel 
nur eine vorübergehende Bedeutung, also eine noch geringere 

>) So wird in Childeb. Decretio c. 3. die Bedentung der ProTinz 
für die Ersitznng durch Ducatus ersetzt. 

s. Brunner 1. c. U. 142 f., 164 f. Kurth (Bullet, de la classe 
des lettres Acad. de Belg. 1900 S. 880) constatiert auf Orund der Ver- 
hältnisse in Tours, dass nicht nur der Umfang, sondern auch der Bestand 
des Ducatus schwankend war. 

*) Von besonderer Bedeutung fUr die Benrtheilung eines erentnellen 
Zusammenhanges ist der von Pustel 1. c. 218 erwähnte Umstand, dass die 
Herzogtümer mit den ehemaligen Provinzen auch geographisch nicht 
znsammenfallen. 

*) so z. B. Aquitanien. 

°) Ans dem was Perron d; Origines du premier ducbä d'Aqiiitaine 
199 ff und I>a chute du premier duch« d'Aquitaine 46 ff (in Revue des 
Pyren6es VI. Heft 4 und 5) sagt, namentlich aus den Streitpunkten zwischen 
Pippin und Waifar, ist der Grad der Selbständigkeit zu entnehmen. 
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Stabilität als das fränkische Amtsherzogtnm hatte und überdies 
konnte im römischen Reiche niemals an eine Steigerung der 
Selbständigkeit, wie wir sie bei manchen fränkischen Amts- 
herzogtttmern finden, gedacht werden.') In noch höherem Grade 
trifft die Unmöglichkeit eines Vergleiches mit römischen Provinzen 
für das sog. Stammesherzogtum zu; dasselbe überragt die 
Provinz in jeder Beziehung, so sehr, dass man es überhaupt 
nicht als einen eigentlichen Sprengel betrachten kann. Die 
Stellung mancher Herzogtümer dieser Art ist eine derart 
selbständige, dass man eher von halbsouvcränen Staatsgebilden 
mit Sonderfrieden und eigener Verfassung sprechen könnte. 
Diesen eigenen staatsrechtlichen Inhalt,") der allerdings kein 
gleichmässiger ist, verdankt das Stammesherzogtum zweifellos 
seinen germanischen Grundlagen, dem Wirken der Stammesidee, 
die, obwohl in der fränkischen Entwicklung zurückgedrängt, 
bei andern Völkern des fränkischen Reiches mächtig blieb und 
trotz der Staatsverfassung, die den salischen Stammesverband 
an der Schaffung eines stammesstaatlichen Bandes gehindert 
hat, dennoch Lebenszeichen gab und separatistisch wirkte. Die 
Zurückdrängung dieses Selbständigkeitsgefühls führte bekanntlich 
zum Niedergange der Stammesherzogtümer, die sich ebenso- 
wenig wie die Amtsherzogtünier, als eine durchgreifende und 
bleibende Gebietstheilung bewährt haben. 

Es muss also ein rechtlicher Zusammenhang der fränkischen 
Herzogtümer mit den römischen Provinzen, die als principiell 
gleichmässig organisierte und integrierende Bestandtheile des 
Staates und nicht als Sondertheile eines lockeren Ganzen er- 
scheinen, entschieden abgelehnt werden; das Amtsherzogtum 
entspricht speciellen, namentlich militärischen Bedürfnissen, 
deckt sich aber weder geographisch, noch juristisch, mit ähn- 
lichen römischen Einrichtungen, die übrigens zur Zeit der 
fränkischen Staatsgründung in Gallien längst unbekannt waren; 
das Stammesherzogtum weist in seiner, allerdings sehr verschieden- 


Dahn 1. c. VII. II. 1.54 ff A. 1. geht also entschieden zu weit, 
wenn er hier an eine römische Wurzel denkt. 

>) 8ickel: D. Wesen d. Volksherzogtums (Uist. Ztschr. 5‘2. S. 41.5) 
spricht deshalb von einem „Staat im .Staate“ ; s. auch 1. c. 429 und in 
Gotting, gel. Anz. 1S88 (Juniheft); vgl. feruerKUbel: D. kranken 338 ff, 379 ff. 
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artigen Entwicklnng, germanische Ideen auf; es stärkt den 
zumeist historisch begründeten Separatismns, der trotz 
karolingischer Eindämmung nicht überwunden werden konnte 
und später erst recht hervortrat. Während die römische Provinzial- 
theilnng zur Wahrung der Staatseinheit diente, haben die 
fränkischen Herzogtümer der gegentheiligen Tendenz Vorschub 
geleistet, denn die in den Stammesherzogtümern begreiflichen 
Sonderbestrebungen haben sich sodann auch anderen Gebieten 
mitgetheilt, die theilweise Ämtsherzogtümer waren, theilweise 
eine andere Sonderstellung hatten.') 

Als eine von Fall zu Fall übliche Einrichtung, nicht als 
ordentliche Gebietssprengel, kommen die Markgrafschaften in 
Betracht; sie sind, da sie Yertheidigungsz wecken dienen, dem 
Amtsherzogtum einigermaassen verwandt. Würden wir für die 
Geschichte der Markgrafschaften über älteres Material verfügen,^) 
dann könnte die Frage aufgeworfen werden, ob dieselben nicht 
etwa mit ähnlichen römischen Grenzeinrichtungen zu vergleichen 
sind; mangels genügender Nachrichten muss man sich mit der 
Constatierung eines Parallelismus begnügen. — 

Es hat den Anschein, als ob der wichtigste Sprengel des 
fränkischen Staates, die Grafschaft, eine Anlehnung an die 
gallo-römische Civitas aufweisen würde. Thatsächlich haben sich 
die meisten Grafschaften in Neustrien geographisch mit den 
früheren Civitates gedeckt, wogegen in Austrasien, wo keine römi- 
schen Stadtbezirke existiert haben, entweder ganze Völkerschafts- 
gebiete oder Gaue die Grundlage der Grafschaften bildeten.'^) 
Die Bedeutung der Grafschaft war im ganzen Reiche principiell 

’) I. Sohm; R. u. Oer.-Verf. 1. 11. InteresBaote Beispiele bieten hiefUr 
Aquitanien (s. oben S. 118. A. S), Burgnnd, die Provence (g. Kiener 
I. c. 24. SO), ferner Ratien, aber auch Istrien (g. v. Salis in Sav. Ztschr. 
VI. 164 f), die septimanigche Hark (s. Brnnner 1. c. I. 364 f) u. s. w. 

^ Die Harkgrafscbaft ist überhaupt zu wenig untersucht. * Lipp: 
Das frank. Orenzsystem unter Earl d. Grossen (Untersuch. 41) Breslau 1892 
geuQgt höchstens illr die karolingische Zeit; das historische Material Uber 
die Markgrafschaften beginnt erst für die Hälfte des VIII. Jh. 

’) s. Brunner 1. c. II. 144 ff. Über die römischen Ausdrücke 
.Civitas“ und .pagus“ im fränkischen Reiche s. meinen II. Theil S. 262 f. 
Sohm: R. n. Oer.-Verf. I. 12. geht anerkanntermaassen zu weit, wenn er 
die Grafschaft durchwegs mit dem Völkerschaftsgebiete identiffciert. 
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dieselbe,') ohne Rflcksicht darauf, ob sie geographisch einer 
ehemaligen gallo-römischen Civitas oder einer germanischen 
Völkerschaft, beziehungsweise einem Gau entsprach. Man kann 
daher, ohne auf die Details einzugehen, schon mit Rücksicht 
auf die überall gleiche Bestimmung der Grafschaft, ihre An- 
lehnung an römische, ebenso aber auch an germanische Vorbilder 
in Zweifel ziehen; geht man nun auf die rechtliche Bedeutung 
der Vorbilder ein, so erweist sich der Zweifel als begründet. 
Denn die gallo-römische Civitas hatte eine ganz andere gebiets- 
rechtliche Stellung, sowohl nach oben gegenüber der Provinz, als auch 
im Verhältnisse zu den einzelnen Ortschaften des Stadtbezirkes ; wir 
finden bei der Grafschaft keine stricte Unterordnung unter einen 
höheren Gebietsbegriflf im Staate,'') begegnen aber umgekehrt 
einer relevanteren Rechtsstellung der Unterabtheilungen in der 
Grafschaft. Da wo die Grafschaft einem früheren Völkerschafts- 
bezirke entspricht, kann an eine rechtliche Anlehnung schon 
deshalb nicht gedacht werden, weil ein Sprengel nicht mit einem 
selbständigen Kleinstaate zu vergleichen ist; aber selbst da, 
wo es sich um das seltenere und vielfach geänderte Zusammen- 
fallen von Grafschaft und Gau^) handelt, ist der wesentliche 
Unterschied ebenfalls klar; der germanische Gau war eine 
volksrechtliche Unterabtheilung der Völkerschaft, die Grafschaft 
ist einfach staatlicher Sprengel und sowohl die Aufgaben desselben, 
als auch die Stellung des betrefienden Beamten sind von denen 
des germanischen Gaues und des Gaufürsten gründlich 
verschieden.^) 

Wir haben es also mit einem, beiden Vorbildern gegenüber 
selbständigen Gebiete zu thun. Damit bängt offenbar auch die 
confuse Terminolc^ie zusammen,^) die namentlich in der ver- 
schiedenen Anwendung der Bezeichnung ,pagus“ gipfelt.^) 

■) mit Ausoahme der xu Harkgrafschaften vereinigten Qrafschaften. 

*) wieder mit Auanabme der Harkgrafachaften. 

Longnon I. c. 33., Brnnner 1. c. II. 143, Dahn 1. o. Vll. I. 82. 

So hat schon Onirard: Euai sur le syst, des divisions territ 
p. 33 gesagt; ,Les comt3s doivent lenr origine k la jnridiction qne lea 
comtes exerqaient dans les pagi“, indem er, wenn anch mit in grosser 
Sucht nach Prkcision, den amtlichen Charakter dem historischen voranstellte. 

'’) 8. oben 8. 120. A. 3. 

*) 8. in Theil II. S. 263, überdies Sohm I. c. I. 201 f, Rietscbel: 
Die Civitas anf dtscb. Boden 21, Hegel: Entst. d. dtacb. Stkdtewesens 16 f. 
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Flach*) hat in geistreicher Weise eine Ldsnng versneht, indem 
er eine Ummodelnng der gallo-römischen Civitas in einen Pagns 
annahm ; versteht man darunter das Aufgehen eines, den neuen 
staatsrechtlichen Umständen angepassten alten Begiiffes in einer 
ihm fremden Form, die aber inzwischen ebenfalls ganz verändert 
wurde, so kann man auf diese liösung eingehen; dann liegt 
jedoch erst recht ein wesentlich neues Product vor, entstanden 
unter Zuhilfenahme zweier schon an und für sich veränderter 
Factoren. Man könnte da höchstens sagen, dass die römische 
Stadtbezirkseinrichtung, jedoch unter Abstreifung ihrer eigent- 
lichen Merkmale, 2) von den Franken zur Schaffung der Gebiets- 
theilung benützt wurde, die sich ihrerseits ebenso von den 
volksrechtlichen Eintbeiinngsgesiclitspnnkten entfernte. Dies 
entspricht auch unserer Auffassung, wonach hier weder eine 
Copie römischer Einrichtungen, noch ein Festhalten an alten 
Begriffen vorliegen würde. Die extreme Ansicht Fustel’s^) 
ist jedenfalls abzulehnen. Durch das Zusammenfällen der west- 
fränkischen Grafschaften mit den kirchlichen Diöcesen darf man 
sich dabei auch nicht beirren lassen, weil diese Identität, die 
im ostfränkischen Reiche fehlte, keine allgemeine war. 

Eine fehlerfreie Bilanz ist natürlich unmöglich. Denn 
wenn wir sowohl die identiiieierung mit der gallo-römischen 
Civitas, als auch mit dem germanischen Gau, beziehungsweise 
der Völkerschaft, ablehnen, so dürfen wir dennoch nicht über- 
sehen, dass gewisse Erinnerungen nach beiden Seiten, vor allem 
aber nach der germanischen, hin, Vorkommen; dieselben wird 
man erklärlich finden, wenn man bedenkt, dass die Grafschaft 
bei allen Unterschieden, die sie allem, was vorausgegangen ist, 
unähnlich machten, dennoch eine Gebiets- und Volksabtheilung 
bedeutet, die factisch an die Stelle früherer trat. 


•j Origines de l'ancienne France II. 232. 

^ nämlich der straffen Unterordnung unter die Provinz und der sich 
auf den ganzen Stadtbezirk ausdehuenden Verfassung. Han könnte dabei 
vielleicht an gewisse schon dem römischen Reiche bekannte Spielarten 
denken, so z. B. an die Structur des Decumatenlandes, in dem so heterogene 
Bestandtheile, wie peregrines Oaugebiet und kaiserliches Domanialland zu 
einer eigentümlichen Einheit gemacht wurden; s. Schulten in Bonner 
Jahrb. 1898 S 36 f. 

Monarchie franque 186 ff; s. auch Fahl heck 1. c. 80. 
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Ohne auf die Frage einzugehen, ob die Hundertschaft 
als eine allgemein germanische Einrichtung zu betrachten ist,0 
können wir sie doch für das fränkische Reich nicht als eine 
Neuerung im eigentlichen Sinne des Wortes bezeichnen. Denn 
es ist nicht anzunehmen, dass man im Rahmen der neuen Staats- 
ordnung auf eine Eintheilung verfallen wäre, die das nnver- 
kennhare Merkmal eines nur alten Personalverbänden anhaftenden 
Zahlenbegriffes^) trägt. Deshalb erblicken wir, in Anlehnung 
an die meisten Forscher,"’) in der fränkischen Hundertschaft 
ein germanisches Verfassungselement, was selbstverständlich 
nicht ansschliesst, dass sie nunmehr auch theilweise neue Aufgaben 
erhält^) und dadurch, so wie durch die straffe Unterordnung 
unter die Grafschaft und durch den territorialen Charakter, 
ihre rechtliche Stellung ändert. Bekanntlich war die Hundertschaft 
nicht die einzige Unterabtheilung der Grafschaft; es kommen, 
je nach der Gegend, condita, vicaria und aicis vor, offenbar 
frühere gallo-römische locale Unterbezirke, die jetzt die Stellung 
einer fränkischen Hundertschaft einnehmen; sie konnten denselben 
Zwecken angepasst werden, wobei sie selbstverständlich, ebenso 
wie die Hundertschaft, eine Wesensändemng erfahren mussten. 


') Dahn 1. c. VII. I. 84 £f. bat diese Frage neuerdings aufgerollt, 
ohne aber — soweit man im allgemeinen sagen kann — viel mehr als einen 
Hinweis auf ihre Schwierigkeiten geboten zu haben. Dabei wird die Polizei- 
trustis von der Hundertschaft als solcher nicht genügend unterschieden 
(8. auch 1. c. VII. III. 74); vgl. Schröder in Hist. Ztscb. Bd. 78. 8. 201. 
Eine aparte Ansicht vertritt (gegen Sobm) Lamprecht: Dtsche (lesch. 
I. 224 f, worauf wir hier nicht eingeben können; s. auch bei ihm I. c. 248. 
Vgl. M eitzen 1. c. I. 467, II. ö.^l und Sickel in Ergbd. IQ. 526 ff. 
Rubel 1. c. 464, 476 ff, 502 betrachtet die Centene als fränkische Neuerung 
nnd leitet sie (1. c. 4fl9 f) ans den römisch-batavischen Verhältnissen ab. 
Da seine Ausführungen mit der Erörterung bodenrechtlicher Fragen 
Zusammenhängen, sind wir nicht in der Lage, uns hier darüber zu äussern 
nnd müssen uns vorläufig mit der Ablehnung begnügen. 

*) Hit den alten zablenmässigen Verbänden befasst sich gegen 
Delbrück (Preuss. Jahrb. Bd. 81. S. 471 ff.) L. Schmidt in Westdtscbe 
Ztscbr. XX. 1 ff. 

’) 8. Brunner 1. c. II. 146 f., Schröder; R. G.‘ 122 f. Dass Fnstel 
1. c. 191 auch hier den extrem verneinenden Standpunkt vertritt, darf nicht 
anffallen. 

*) 8. Schröder 1. t. und Sickel in Hitth. d. Jnitit. f. österr. Qe- 
schicbteforscb. Ergänz. Bd. III. 528. 
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Ja man kann behaupten, dass sie vorwiegend') erst in fränkischer 
Zeit, mitunter sogar recht spät, dank dem Gewichte, das der 
fränkische Staat den Unterbezirken beilegte, eine ausgesprochene 
Rechtsstellung erhielten ; es ist bekannt,^) dass die durchgreifende 
Theilung der Grafschaften in ünterbezirke langsame Fortschritte 
machte und erst in karolingischer Zeit zur Regel wurde. 

Dass die einzelnen Ortschaften, Städte und Dörfer, nicht 
als rechtlich geschiedene Gebiete in Betracht kommen, darf als 
allgemeine Meinung bezeichnet werden. Gestritten wird ja 
bekanntlich nur um die Stellung der aus römischer Zeit 
übernommenen Städte, deren geringe Selbständigkeit und spärliche 
Reste früherer Verfassung wir an anderer Stelle^) besprochen 
haben. Daraus, dass die Hundertscbaftsverfassung auf die 
Städte nicht angewendet wurde, darf begreiflicherweise eine 
rechtliche Gebietsstellnng der Städte nicht gefolgert werden;*) 
vielmehr erklärt sich die unmittelbare Unterordnung unter die 
Grafschaft daraus, dass dieselbe in der Stadt ihren Sitz hatte. 
Dass dessen ungeachtet ein factischer Gegensatz zwischen Stadt 
und Dorf sich geltend machen musste,^) ist natürlich, da doch 
schon in römischer Zeit der rechtlich geforderte Zusammenhang 
zwischen der Stadt und allen Tbeilen ihres Bezirkes nach vielen 
Richtungen hin durchbrochen war.^) Die fränkische Theilung 
der Grafschaften in Hundertschaften hat vollends die ehemals an- 


’) über römische Spaltungen der Stadtgebiete s. Sickel I. c. ö44. A. 3. 

8. Brunner I. c. II. 147. 
ä) TheU II. S. 271 ff. 

*) Heldmann reraucht die Steilung Kölns aus der römischen Stadt- 
stellnng abznieiten, indem er annimmt, dass die zu römischer Zeit von dem 
Uhierlande ezimierte Stadt von den ('ranken keinem (lau ningegliedert 
worden sei. Dies wurde von Kornemann (Korrespondenzblatt d. Westdtsch. 
Ztschr. 1900. No. 3) und von Oppermann (Westdtsche Ztschr. 1900. 
S. 197 ff) angefochten. Die richtige Ansicht vertritt Rietschel: üivitas 
87 ff. Vgl. auch Schulten 1. c. 27. 

s. speciell für die Städte des ostfränkiscben Reiches Rietschel 
I. c. 40 ff. Uayer I. c. I. 483 ff, 514 will auf Grund von Rückschlüssen 
die Ortsgemeinde schon fUr diese, ja sogar für die germanische Zeit annehmen. 

s. mein Immobiliareigeutum S. 113 ff. Hinzu tritt die sattsam 
bekannte Zersetzung der Stadtverfassnng. Übrigens ist in vielen Gebieten 
die römische Stadtgebietseinrichtung überhaupt nicht durchgedmugen ; für 
Belgien und Germanien s. Schulten im Rhein. Museum Bd. 50. S. 489 t. 
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gestrebte Einheit des Stadtbezirkes zerstört.*) Städte und Dörfer 
fQhrten ein factiscb getrenntes Dasein,^) rechtlich aber kamen 
sie gegen die staatliche Qebietstheilung nicht auf.-^) Eine Nach- 
ahmung römischer Zustände ist natürlich darin nicht zu erblicken ; 
man hat vielmehr die römische Grundlage vollkommen verlassen. 
Die Nichtbeachtung des factisch sehr wichtigen Unterschiedes 
zwischen Stadt und Dorf ist leicht zu erklären, wenn man 
bedenkt, dass man weder in den römischen, noch in den 
germanischen Traditionen eine Handhabe fttr eine abschliessende 
Regelung der Stellung der einzelnen Ortschaften vorfand. Denn 
die Bauerngemeinde war auch in germanischer Zeit keine staat- 
liche Gruppe; man hatte, angesichts der überwiegenden 
Homogenität der Verhältnisse, keinen Grund, darauf einzugehen. 
Man hätte also, um dem factischen Unterschiede von Stadt und 
Dorf gebietsrechtliche Folgen zu verleihen, die Stellung der 
einzelnen Ortschaften gegenüber der Grafschaft, beziehungsweise 
gegenüber den Unterabtheilungen derselben, in einer neuen 
Weise regeln müssen. Eine solche Regelung wäre nicht eine 
Rückkehr zu den alten Grundlagen, vielmehr eine volle Durch- 
setzung des Princips territorialer Gebietstheilung gewesen und 
es ist klar, dass man dabei dem Staatsinteresse ein Übergewicht 


') Auf andere in fränkischer Zeit eingetretene, der StadtTerfassung 
abträgliche Umstände, haben wir in Theil II. S. S72 bingewiesen; die Stadt 
hat also ttberhaapt ihre rechtliche Stellung gegenüber den andern Ortschaften 
des Qebietes eingebUsst 

*) Und Ewar gewinnen die Dörfer in fränkischer Zeit begreiflicher- 
weise eine grosse Bedentung. Nebst der Schwächung der Stellung der 
Städte kommt biefUr in Betracht, dass die Dörfer für die Pfarreintheilung 
wichtig wurden; s. Imbart de la Tour; Les paroisses rurales de l'ancienne 
France (Rev. bistor. Bd. 60. S. 268 ff., Bd. 61. S. 14 f.) Je selbständiger 
die Pfarren wurden, je mehr sie als dauernde Einrichtungen der kirchlichen 
Terfassnng anftraten, desto mehr trat die Stellung des Dorfes, das ohnehin 
in einem germanischen Staatswesen eine grössere Rolle spielen musste, Eum 
Vorschein. Die Häufigkeit der Dörfer in Gallien (s. Rietschel 1. c. 20 
und Flach 1. c. 11.27; musste in den Augen der Franken, die keinen Grund 
hatten, Eur Vormachtstellung der Städte beiEUtragen, den Dörfern, die über- 
dies eine grosse wirtschaftliche Bedentung batten, eu besserer Stellung 
verhelfen. 

Denn aus der Trennung von Stadt und Dorf folgt noch keine 
politische Stellung. Das negative Ergebnis birgt noch keine positive 
staatsrechtliche Anerkennung der Stadt und des Dorfes für die Gebietstheilung. 
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Ober die römisch-städtischen Traditionen und über das germanisch- 
genossenschaftliche Element eingeränmt hätte.') Dazu ist es 
aber nicht gekommen ; der staatliche Arm reichte nicht so weit, 
um die letzten Conseqnenzen des Zerfalles der römischen Stadt- 
bezirksverfassung zu ziehen; man begnügte sich damit, dass 
man den Stadtbezirk in Unterabtbeilungen theilte und das 
römische Übergewicht der Stadt Uber die andern Ortschaften 
des Stadtbezirkes eingehen Hess. 

Sowohl die Neuerungen, wie die Veränderungen im Bereiche 
der Gebietstheilungen, zeigen, dass es sich weder um eine Nach- 
ahmung römischer, noch um eine Beibehaltung germanischer 
Einrichtungen handelte, sondern um eine der Sachlage ent- 
sprechende Lösung. Nichtsdestoweniger haben wir wiederholt 
germanische Ideen an der Arbeit gesehen, ohne dass es zur 
Wiederherstellung früherer Einrichtungen gekommen wäre; so 
sehr waren dieselben unpassend geworden. Die Basierung des 
Staates auf territorialen Momenten hat sich aber nicht voll- 
kommen bewährt. Eine Reihe von Umständen stellte sich 
ihrdr Festigung entgegen, verhinderte ihr Ausreifen und ihre 
Anpassung an die einzelnen Verschiedenheiten, die in der 
Entwicklung des öffentlichen Lebens auftraten. Es kam zu 
eiuer Ablenkung, die das im Zuge befindliche Durchgreifen des 
territorialen Momentes durchbrach. — 

Es ist nämlich klar, dass eine haltbare Basierung des 
Staates auf territorialer Grundlage eine Regelung der Rechts- 
stellung der Bevölkerung erfordert, ebenso eine möglichst directe 
Beziehung aller Staatsmitglieder zum Staate. Diesen An- 
forderungen entsprach es, dass man mit keiner speciellen 
Organisation der Römer, im Gegensätze zu der für Germanen 
bestimmten, rechnete und beide Elemente politisch verband. 
Eine Schichtung nach rechtlich unterschiedenen Ständen ist 
mit den erwähnten Voraussetzungen noch immer vereinbar, 
wenn die rechtlichen Folgen der Standesunterschiede im ganzen 


’) Denn wir sehen, dass so oft der König in das Leben einer Bauerschaft 
eiugreift (z. B. Ansiedlungsmandat) oder den Ortsfunclionären AuftrSge 
ertbeilt werden (s. Dahn 1. c. VII. II. 85 f. and III. 387). immer die 
Tendenz besteht, die Selbständigkeit solcher Uruppen zu durchbrechen. 
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Staate, beziehungisweise in ganzen Staatsgebieten, dieselben 
sind; denn solche Verschiedenheiten nnterordnen sich dem 
territorialen Momente und bedeuten keine Schädigung desselben. 
Eine Durchkreuzung des territorialen Aufbaues 
tritt aber ein, wenn aus irgend welchen Gründen innerhalb der 
Sprengel Rechtsgebiete entstehen, deren Begründung nicht 
staatlichen Intentionen dient, vielmehr den Zwecken der staat- 
lichen Sprengel zuwiderlänft. Das angestrebte feste Geflige 
des Territoriums wird gefährdet und unhaltbar, wenn bedeutende 
Theile der Sprengel, mitsammt ihrer Einwohnerschaft, den 
erwünschten directen Zusammenhang mit der territorial thätigeu 
Staatsgewalt verlieren, was desto wichtiger erscheint, als ja 
diese Staatsgewalt an die Stelle der ehemaligen Yolksgewalt 
und der in Angriff genommene Verfassungsbau an die Stelle 
der infolge der erwähnten Übergangslosigkeit unbrauchbar 
gewordenen alten Verfassung zu treten hatten. 

Unter den dem territorialen Ausbaue schädlichen Er- 
scheinungen kommt in erster Linie jene Entwicklung der 
Grundherrschaft in Betracht, die ihr eine dem Staats- 
verbande und der sozialen Gruppierung gefährdende Be- 
deutung verliehen hat. Die Grundherrschaft hat an und 
Tür sich der älteren Zeit nicht gefehlt;') doch hatte sie 


') Cie Verlegung der Grundherrschaft in die altgennanische Zeit ist 
bekanntlich gerade in den letzten Jahren Gegenstand heftiger wissenschaft- 
licher Kümpfe gewesen. Während v. Inama (I. c. I. 112 ff) sich damit 
begnügte, iUr die alte Zeit ungleiche Bodentheilung anzunehmen und 
Ueitzen (I. c. II. 636) sehr maassvoll dafür eintrat, dass schon in älterer 
Zeit die Grundherrschaft nicht ganz gefohlt haben kann, haben Wittich 

D. Ornndherrsch. in Norddtschl.) und Hildebrand (R. u. Sitte I) gleichzeitig 
(18S6) den vollfreien Volksmann schon in taciteischer Zeit als Gmudherrn 
mit zahlreichen abhängigen Hinderfreien hingestellt, was Heitzen (Dtsche 
Lit. Ztg. 1897 No. 48) bei aller Anerkennung der für die späteren sächsischen 
Zeiten zutreffenden Wittich’schen Resultate, energisch ablehnte. Auch 

E. Hayer, der doch sonst der sog. herrschenden Lehre vielfach entgegeu- 
tritt, hat sich (I. c II. 38) gegen eine , Ursprünglichkeit“ der Grundherrschaft 
ausgesprochen, ebenso Brunner (Sav. Ztschr. XIX. S. 104 ft). Schreuer 
(das. S. 171) ebenso wie Verf. (in Ztschr. f. Soc. u. Wirtsch. geseb. VI. 109), 
namentlich aber Raehfahl (Jahrb. f. Nat. itk. u. Statist. III. F. Bd. 19 
S. 17, 20 u. 29) bekämpften die These Hildebrands, während Puntschart 
(Mittb. d. lostit. f österr. Geschichtsforsch. XX1\'. S. 491 f) die Vermögens- 
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weder die Ansdehnung noch die politischen Eigenschaften, 
die sie nunmehr anszeichnen; auch rechtlich spielte sie 


vencbiedenheit io genDaniseber Zeit bocb veranscblagt, die Allgemeinheit 
bäuerlicber Lebensweiee bezweifelt, dennocb aber an grosae Vermögen nicht 
glaubt. Kötzscbke (Dtzche Ztscbr. f. Qesch. Wias. N. F. II. 8. 308 ff) 
nnteracheidet Stammeagruppen und nimmt inabeaondere für die Franken ein 
Übergewicht bSuerlicher liebenaweiae an, welcher Anffaaanng auch 
Schröder (Sav. Ztachr. XXIV S. 378), trotz der Einapracbe Witticb'a 
(daa. XXII. S. 381 ff) beitritt. 

Wittich hat aicb (das. S. 245 ff) gegen Brnnner in die Defensive 
begeben, nachzuweiaen versucht, dass die Nachrichten Taciti seiner Theorie 
nicht entgegenateben und hat für seine Auffassung nur die Gleichberechtigung 
einer Hypothese gefordert (1. c. S. 263 f), weiters aber auch zugegeben, 
dass seine gmndberrzchaftiiche Theorie aus der Betrachtung der skchsischeu 
Verhältnisse hervorgegangen ist. Das wertvollste Ergebnis dieser umsichtigen 
und loyalen Arbeit bildet das allerdings beschränkte Zugeständnis der 
Möglichkeit einer Eigenwirtschaft der Nobiles und die Erklärung, dass es 
zweifelhaft ist, .wie der Stand der freibäuerlichen Eigentümer entstanden 
ist, ob sein zahlenmässiges Verhältnis zur grundberrlich lebenden Haupt- 
masse der Vollfreien bei allen Stämmen das gleiche war“ (S. 346 ff). Dieser 
Zweifel betrifft den Kern der Sache; denn wenn das zahlenmässige Ver- 
hältnis der froibäuerlicben Eigentümer zu den grundherrlich lebenden Voll- 
freien begreiflicherweise unklar ist, so spricht eben nichts dafür, dass die 
grundberrlich lebenden Vollfreien die Hauptmasse gebildet hätten; Wittich 
giebt ohnehin, wenn auch unter Einschränkungen, die Möglichkeit partieller 
Eigenwirtschaft dieser Grundberren zu und wenn er auch Kötzschke's 
Gruppierung ablehnt, so zweifelt er doch selbst an der Gleichheit des 
zablenmässigen Verhältnisses zwischen Grundherren und Bauern bei den 
einzelnen Stämmen. Dadurch nähert er sich den Vertretern der bekämpften 
.herrschenden* Lehre, da auch Schröder (1. c. 877) die Witticb'sche 
Gmndherrscbaft bei den Sachsen zngiebt. Rietschel (Gött. gel. Anz. 1902 
S. 106) bemerkt mit Recht, dass durch diese zweite Arbeit Wittich's die 
gegen ihn gerichteten Ausführungen Heck 's (D. Gemeinfreih. d. karol. Volksr. 
S. 292 ff) zum grossen Tbeil gegenstandslos geworden sind. Gegen die 
von Heck versuchte Ablehnung der Beziehungen zwischen Gemeinfreiheit 
und Grundbesitz ist S. Adler (Z. R. Gesch. d. adel. Grundbesitzes S. 7. A. 1.) 
aufgetreten. RUbel bat I. c. 219 ff für die fränkische Regelung der Boden- 
nütznng theilweise neue Gesichtspunkte eröffnet, auf die wir hier nicht 
einzugehen vermögen. Zn betonen ist nur, dass anch er die Eigenheiten 
der fränkischen Entwicklung mit der fränkischen Vorgeschichte in Zusammen- 
hang bringt 

Auf diesen Fragencomplez werden wir, da er mit der Geschichte des 
Immobiliareigentums eng verwachsen ist an anderer Stelle einzngeben 
haben. Hier wäre nur noch auf W. Schnitze: Principat, Comitat, 
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nicht jene Rolle ; •) das ältere ImmobiliaiTecht kam in- 
folgedessen in keine eigentliche Collision mit der Volks- 
herrschaft.'^) Die rechtliche Individualisierung des Grundbesitzes 
musste mit Rücksicht auf den ausgestalteten privat- 
rechtlichen Inhalt'*) dem aufstrebenden und mit vielerlei 
Schwierigkeiten kämpfenden Staatswesen eine beträchtliche 
Concnrrenz bieten ; angesichts der individualistischen Tendenzen 
der germanischen Rechtsentwicklung überhaupt, lag es nahe, 
in den Kreis privatrechtlicher Henschaft auch die Idee weiter- 
gehender öffentlich rechtlicher Herrschaft zu ziehen.'*) Sowie 
in früherer Zeit das Immobiliarrecht dem Machtkreise des 
öffentlichen Rechtes angehört hat, so zeigt es später wiederum 
die Neigung, öffentlich rechtliche Ideen in den Kreis des Privat- 


Nobilitüt (Dtsche Ztschr. f. Qeachichtgw. N. F. fl. 1 ff) zu verweisen, wo 
der Adel der taciteisclien Zeit aU sociale Aristokratie bezeichnet wird, 
deren .Steilung auf wirtschaftlicher Macht beruhte. Diese Auffassung wider- 
streitet ja auch nicht der tierrscbenden Meinung, die docli nicht an ein 
goldenes Zeitalter ausuahmsloser wirtschaftlicher Gleichheit denkt. Da es 
sich somit um sociale und wirtschaftliche Imponderabilien handelt, die je 
nach Vorgeschichte, Grösse und politischen Verhältnissen einzelner Völker 
verschieden waren, so kann (wenn überhaupt) nur der von Kötzschke 
eingescblagene Weg zu einem Resultate führen; die Grundherrschaft aber 
als das Typische zu betrachten, liegt durchaus kein Anlass vor und die 
iiainentlich von llildebraiid geltend gemachten allgemeinen Gründe sind 
mit Recht bekämpft worden. Mit tbeilweise neuen und guten Argumenten 
ist gegen die neue Lehre M. Weber (Jahrb. f. Nationalök. u. Statist. III. F. 
•JH ßd. 433 ff) anfgetreten; vgl. namentlich S. 455 ff. 

Nebenbei gesagt scheinen vielfache Missverständnisse hinsichtlich des 
Begriffes „Grundherrschaft* in dieser Debatte eine grosse, noch nicht 
genügend besprochene Rolle zu spielen, — worauf man jedoch im Rahmen 
dieser Untersuchungen nicht eingehen kann. — Eine Schematisierung versucht 
Fuchs; D. Epochen d.dtsch.Agrargescb. (Beil. z. Allgem. Ztg. 1898 No. 70, 71.) 

‘) weil das privatrechtliche uud überhaupt das rein rechtliche Moment 
nicht derart hervortrat; vgl. mein Immob. eig. S. 361. 

’*) 8. Sohin; Terra salica (in Lpzg. Ges. d. Wiss. Bd. 48 S. 164 ff) 
macht es wahrscheinlich, dass erst im VI. Jh. rein privater Grundbesitz auftritt. 

°) Dies muss hier nnhesprochen bleiben. 

*) Gierke hat in Genoss. R. I. S. 121 die richtige Wahrnehmung 
gemacht, dass der freie Mann sich auf seinem Grund und Boden nicht mit 
der Rolle eines privatrechtlichen Eigentümers in unserem Sinne begnügte, 
sondern die Empfindung der Herrschaft butte. 

V. Hdlbuo. K^^tn. liecht in den germ. V'olkastaaten. UI. 9 
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rechtes zu ziehen.') Eine strenge Grenze fehlte und war 
angesicht der noch nicht vollzogenen BegriflFsbestinimung und 
Begriffstrennung unmöglich. Schon dieser Umstand war geeignet, 
die staatlicherseits benötigte Territorialtheilung zu stören. Selbst- 
verständlich wäre aber diese nicht offen und in keiner rechtlichen 
Form sich geltend machende Störung ebenso wie anderwärts 
leicht überwunden worden, wenn nicht specielle Umstände zu 
ihrer Steigerung beigetragen hätten. 

Abgesehen von dem raschen Anwachsen'^) des Gros.s- 
grundbesitzes, der in der Lage war, die vorerwähnte 
Tendenz in besonders hohem Grade zu änssem, kommt 
nämlich in Betracht, dass gewisse Besitzformen,'') die schon 
in römischer Zeit per fas et nefas dem Grundeigentum 
eine wenigstens factisch über das privatrechtliche Maass 
hinansgehende Stellung verliehen haben, ^) beibehalten wurden 
und dass dadurch die germanische Auffassung der Herrschaft 
über die Hausgenossen eine Ausdehnung erhielt, die durch 
den gleichzeitigen Rückgang der volksmässigen Verbände 
erleichtert, durch das ungenügende Durchgreifen der staat- 


') Infolgedessen zeigte der Grossgrundbesitz, wie schon v. Inama 
I. c. I. 160 f. hervorbob, mehr die Tendenz dem Eigentümer po)itiscbe und 
sociale Vortbeile zu gewähren, als sein Eigentum zu steigern. 

Dies stebt wobt fest. Dass schon in den Formelsammlungen der 
Orossgrundbesitz eine sehr bedeutende Rolle spielt, hat n. Ä. Caro (Hist 
Vierteljabrschr. VI. 309) bemerkt. 

z. B. die Praecarien; s. Brunner R. G. I. 200 ff, 210. V’iele 
Weiler und Höfe blieben nach wie vor in rOmisebem Besitze unter der 
Oberherrschaft der Kirche und des Staates bis iu die karolingische Zeit; 
8. Heitzen I. c. L 449, II. 662. Die Entwicklung des Grossgruudbesitzes 
hat also in Gallien einen gut vorbereiteten Boden gefunden, weil hier schon 
in römischer Zeit weitlicher und kirchlicher Grossgrundbesitz stark war 
und namentlich der Domänenbesitz grosse Ausdehnung erlangt hatte. Es 
erscheint auch thatsäcblich in Nenstrion die herrschaftliche Ordnung des 
Gruudbesitzes sehr früh (s. v. Inama 1. c. I. 118 und Meitzen 1. c. II. 
293, 301 £T) und von da ans geht sie auf andere Gebiete über, von denen 
manche, wie z. B. das Ripuarierland sich dafür geeignet erwiesen; s. Meitzen 
1. c. I. 571. 

*) Namentlich gegenüber den Colonen und Kleinpächtern (s. .Sickel 
in Westdtsche Zeitschr. XVI. 49) und iu kirchlichen Gruudherrschaften 
(s. Brunner 1. c. II. 286). Vgl. Dahn 1. c. VII. I. 214 ff. 
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liehen Gewalt aber nicht gehindert wurde.’) Die Gnind- 
herrschaft entwickelte sich zur concurrierenden Herrschaft, sie 
erschwerte gewissen Gruppen von Identen die unmittelbare 
Stellung in den staatlich geschaffenen Sprengeln und schob sich 
als Zwischeninstanz territorialer Art zwischen diese Leute und 
den Staat. Germanischen Traditionen gemäss hätte es sich 
eigentlich'-’) nur um Halbfreie handeln können, beziehungsweise 
um andere auf Grund der Hausgenossenschaft unter Schutz- 
herrschaft und in Gefolgschaft’) stehende Personen; ebenso 
nach römischem Recht, wo es der förmlichen Colonatseigenschaft 
bedurfte, um die Unmittelbarkeit der staatsbürgerlichen Stellung 
zu schmälern. Sowie aber schon in römischer Zeit neben 
Colonen auch Freie der Schutzgewalt anheimfielen und es den 
Bemühungen der abgeschwächten Staatsgewalt nicht gelang, 
die juristisch nicht anerkannte Privatherrschaft erfolgreich zu 
bekämpfen, ebensowenig konnte die ungenügend ausgebildete 
fränkische Staatsgewalt die immer grössere Zahl materiell und 
politisch haltlos gewordener Freien vor dem Sinken in Ab- 
hängigkeit bewahren, da die Begebung in Abhängigkeit die 
nahezu einzige Möglichheit bot, das materielle Leben zu sichern. 

Es haben also analoge Gründe im römischen Reiche die 
staatlichen Sprengel beeinträchtigt, im fränkischen die Festigung 
derselben verhindert. Analog ist in beiden Fällen die Ent- 
wurzelung der Rechtsstellung schwächerer Individuen; im 
römischen Reiche opferten sie factisch ihre directe staatsrecht- 
liche Stellung der Schutzgewalt der Mächtigen; im fränkischen 
wurden sie durch das Aufkommen der Grundherrschaft und die 
Schutzgewalt an der Erlangung voller staatsbürgerlicher Stellung 
gehindert, während ihre alte auf den ehemaligen Verbänden 


') Deülinlb nalim dies« Entwicklung im fränkisclien Reiche grösseren 
Umfnitg nml rnscliemi Vcriniif nls anderwärts an. Dies zwingt uns dieser 
Frage, die für die vorher behandelten Stainmesreiche eine weit geringere 
Bedeutung hat, hier besondere Aufmerksamkeit zu schenken. S. Riibcl l.c4S4flf. 

*) abgesehen von den Unfreien, die für das staatliche Loben gegen- 
standslos waren. 

^ Auch Seoliger: Die soc. n. polit. Bedeutung d. Grnndherrsch. im früh. 
Mittelalter (Abh. d. phil. hist. CI. d. kgl. Sächs. Ges. d. Wiss. XXII. >S. ü.'i.) 
vertritt die richtige Anffassung, dass die Gefolgschaft ein privates Ab- 
bängigkeitsverhältnis war. 

9 ‘ 
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beruhende Stellung hinfällig geworden war. Analog sind ferner 
die Gründe; in dem einen Falle die geschwächte, in dem anderen 
die noch nicht erstarkte Staatsgewalt; analog schliesslich die 
Umstände; in dem einen Falle die unerträglichen Stenern, in 
dem anderen die unerträglichen Dienste, die in Verbindung mit 
anderen Ursachen eine Massenvemichtnng der Freien herbei- 
geführt haben.') Insgesammt ist es eine förmlich widerrechtliche 
Entwicklung auf Kosten des Staates gewesen, die in dem ersten 
Falle durch die Staatsgewalt nicht mehr, in dem zweiten noch 
nicht gehindert werden konnte. In beiden Fällen litten die in 
Frage kommenden Individuen darunter, dass die frühere staats- 
rechtliche Grundlage unbrauchbar geworden, eine entsprechende 
neue aber nicht vorhanden war. Vergleicht man jedoch das 
Ergebnis, nämlich die römische und die fränkische Grund- 
herrschaft, dann muss man sowohl im Wesen, wie auch in den 
Folgeerscheinungen bedeutsame Unterschiede wahmehmen. Wenn 
man auch zugeben wird, dass die fränkische Grundherrschaft, 
abgesehen von denjenigen Elementen, die thatsächlich eine Fort- 
setzung römischer Verhältnisse bedeuten,^) auch im Übrigen 
römische Spuren anfweist,^) so ist sie doch keine Nachahmung 


') Den AugfUhrungen v. Inama's (D. Ansbildg. d. gr. Gdherrgcbft. 
8. 44 f), die sich auf die wirtschaftlichen Gründe beziehen, welche die 
Rntwickinng des Grossgmndbesitzes im fränkischen Reiche gefördert haben, 
ist überdies zu entnebmen, dass die wirtschaftliche Isolierung dabei von 
grosser Bedeutung war. Es geht also die von uns betonte politische Isolierung 
des Individuums mit der wirtschaftlichen Hand in Hand. — Über die Massen- 
vemichtung der Freien s. Brauner 1. c. I. 206. besonders aber Sickel in 
Westdtsch. Ztschr. XV. 161 ff. Wittich: D. Frage d. Freibauern 8. 334_ 
bekämpft diese Auffassung, namentlich die Rolle, die die Bussen dabei 
gespielt haben; er meint, eine derartige Incougruenz zwischen der materiellen 
I^age der Freien und den Bussen wäre unhaltbar gewesen; das war sie 
und daher ihre Folgen. Wenn Wittich meint, dass man angesichts dieser 
Incongriienz die Bassen erniedrigt hätte, so berücksichtigt er weder die 
Stabilität der Bussgelder überhaupt, noch ihr Wesen und den Geist des 
Strafrechtes. Wo es sich um rein königliche Interessen handelte, mögen 
Herabsetzungen, etwa wie die in L. Rib. 65. 2 n. 3 erhaltene, stattgefunden 
haben. 

») s. oben 8. 130. A. 3. 

3) Die römischen Elemente der fränkischen Gmndberrschaft sind vielfach 
besprochen werden. So führte Brunner I. c. II. 285 f die Privatjnrisdiction. 
die er theilweise mit den Ämtern der Defensores und Assertores pacis in 
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des römischen Vorbildes; sie bemht vielmehr auf der germanischen 
Idee der Haftung des Herrn für seine Angehörigen ‘) und musste 
durch die Ausdehnung des Kreises der Angehörigen an Umfang 
entsprechend zunehmen.^) Erinnert sie äusserlich in manchem 


ZusammenhaDg brachte, auf römische Grundlagen zurück, wogegeu Sickel 
in Mitth. d. Inst, f öst. Gesch. Ergbd. III. 534 IT Einsprache erhoben 
und sodann 1. c. 544 f den Versuch gemacht hat, audere Umwandlungen 
der Hunicipaljurisdiction hiefUr hcranznziehen. Eine reinliche Scheidung 
zwischen grundherrlichen und Immunitätsgericbten vollzieht Sickel (das. 
Ergbd. II. 203 ff; vgl. Schröder R. G.* 179 ff). Viel Detail über das 
fränkische Frecarium bietet Dahn I. c. VIL I. 214 ff. (Rietschel's wert- 
volle Arbeit in Sav. Ztscbr. XXII. 200 ff bezieht sich nicht auf diese Frage.) 
Auf Einzelheiten einzugehen, erscheint hier unthunlicb und übrigens liegt 
der Schwerpunkt der Frage, ob in der fränkischen Gmndherrschaft römischen 
oder germanischen Elementen das Übergewicht znkommt, nicht in diesen 
Details, sondern in den im Texte betonten Umständen. Hat ja doch 
V. Amira (bei l’aul III. § 50 S. 150) hervorgehoben, dass die vulgär- 
römische Scbntzberrschaft, die ganz unterritorial war, erst im firänkischen 
Reiche obrigkeitliche Functioneu erhalten hat Dass die innere Gestaltung 
der fränkischen Grundherrschaft viel römische Anklänge aufweist, ist selbst- 
verständlich und wird neuerdings von Kowalewski (D. Ökonom. Entw. 
Europas I. 320 ff) zugegeben, der bemüht ist, Fnstel's Ansichten auf das 
richtige Maass zu redncieren. Fustel de Coulanges ist natürlich auch 
da viel zu weit gegangen; da er in Mon. fr. 378 ff die staatszersetzende Function 
der Grundherrschaft ignoriert und 1. c. 388 den Frivatherrschaften jede 
staatliche Bedeutung abspricht, so konnte er allerdings mit scheinbarer 
Berechtigung in Urig, du syst. föod. 248 ff eine volle Identität gallo- 
römischer Clientei und fränkischer Frivatherrscbaft behaupten. Säe (Des 
classes rurales et le rägime domauial p. 12 f) hat diese Ergebnisse (nament- 
lich auch die des Fustel'schen Allen) angenommen und den spätrömischen 
Colonat als Grundlage des fränkischen „rögime domauial“ bezeichnet, 
dennoch aber S. 21 f. zugegeben, dass erst durch die Frivatherrscbaft 
(allerdings führt er da nur Lehenswesen und Seniorat und nicht die Grund- 
herrscliaft an) die definitive Kluft zwischen dem Staate und den abhängigen 
Ijouten entstand, jene Kluft, die doch gerade so besonders kennzeichnend 
ist und für die ein vollgiltiges römisches Vorbild fehlt. 

1) Darauf legt Brunner I. c. II. 275 ff mit Recht Gewicht; s. auch 
seinen Aufsatz: Hithio und sperantes (Festgg. f. Beseler); ebenso Flach 
1. c. I. 87 ff, Dahn I. c. VII. I. 244 ff. Mayer 1. c. II. 3 ff. 

Mit der Zunahme der Anzahl und des Umfanges solcher Mundial- 
verbältnisse in merovingiscber Zeit musste zunächst eine gewisse inhaltliche 
Abschwächnng derselben verbunden sein. Die Ausdehnung bezog sich nicht 
nur auf eine grössere Anzahl von Fersonen, sondern auch auf Grundstücke ; 
s. Seeliger I. c. 66. 
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an die römische Privatherrschaft, so muss hervorgchoben wei-den, 
dass sie ganz anders als in römischer Zeit von der Staatsgewalt 
toleriert,') zu einem Verfassungsbestandtheile wird und nicht 
als Missbrauch in Betracht kommt.-) Es liegt somit eine 
quantitave Zunahme der germanischen Haftung fttr die Haus- 
genossen vor, die aber dadurch, dass sie maasslos wurde und 
sich auf grosse Mengen von Freien erstreckte, qualitative Änderungen 
erfahren hat.'*) Sie weist ferner einen wichtigen germanischen 
Zug auf, nämlich die Tendenz, die einer Grundherrschaft unter- 


1) Sickel hat (Mitth. d. Inatit. Ergbd. III, 543 f) dargethan. das.« 
die Privatherrschaft in rümischer Zeit lange nicht in dem Maasee, wie es 
vielfach angenommen wird, toleriert wurde. Eine Anerkennung, wie die in 
Chlothars II. Edict würde man im römischen .Staate vergeblich suchen 
(8. Eamein 1. c. 14S); ihre ersten Spuren findet man in der Interpr. zur 
L. R. Vis.; (s. Sickel in Ergbd. II. 206. A, 4); denn sogar die Vor- 
rechte der kaiserlichen Domänen gingen lange nicht so weit, als von Vielen 
angenommen wird (s. His: D. Dom. d. rom. Kaiserzeit S. 106 ff). Meyer 
(Sav. Ztschr. II. 107 ff) negiert zwar die grundberrliche Dericbtsbarkeit 
fttr die mcrovingische Zeit, während Brunner 1. c. II. 286 von einer 
Abnahme spricht; es scheint thatsächlich auch in späterer Zeit eine genaue 
Umschreibung der grundherrlicben Gerichtsbarkeit schwer und dieselbe nur dann 
bestimmt vorzuliegen, wenn die betreffenden freute ausser grundlierrlicbem l^eihe- 
land kein freies Eigen hesassen; vgl. ,Seeliger 1. c. 76. Wenn aberSickel, 
trotzdem, dass gerade er für die Aufklärung dieser Fragen so viel gethan hat, un- 
geachtet des Umstandes, dass — wie er selbst zugiebt — Privatguter mit 
obrigkeitlichen Rechten im römischen Gallien nicht nachweisbar sind, dennoch 
zu der Hypothese ihres Bestandes Zuflucht nimmt und zwar offenbar nur 
deshalb, weil ihm die in keiner ehemals römischen Provinz so grosse Menge 
fränkischer Privatherrscliaften auffällt (s. in Westdtsch. Zt.schr. XV. 123 f), 
so übersieht er jene zahlreichen, speciell der fränkischen Entwicklung an- 
gohöreuden Gründe, die eben in keinem andern germanischen Reiche die 
Grundherrschaft so sehr begünstigten. 

>) Im Gegentheil muss man mit Brunner 1. c. I. 208 sagen, dass 
das sociale Elend des römischen Staates deshalb ausblieb, weil die Bildung 
zahlreicher Abbängigkeitsverhältnisse mit der Ansammlung grossen Besitzes 
Hand in Hand ging und auf diese Weise die Bodennutzung unter Viele 
vertheilt wurde. 

*) V. Amira (bei Paul III. § 51, S. 151) fasst die Qrundherrschaft 
als den Inbegriff aller Gewalten auf, die durch den Besitz begründet, sich 
auf Land und Leute erstrecken. Diese Gewalten können auf Leibberrsebaft, 
Munt oder Immunität beruhen. Alle diese Grundlagen aber sind eben in 
fränkischer Zeit uurömiscb; hinsichtlich der Immunität s. unten. 
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stehenden Leute zu einem Verbände zusammenznfassen,^) wodurch 
sie sich wesentlich von ähnlichen römischen Erscheinungen abhebt. 
Das Bestreben, Verbände zu bilden, das sich infolge der früher 
erwähnten Umwälzungen nicht mehr auf volksrechtlicher Grund- 
lage bethätigen konnte, lebt hier wieder auf und selbst die 
Kirche hat in ihren Herrschaftsgebieten dieses genossenschaft- 
liche Prinzip gefördert.'^) Die fränkische Grnndherrschaft leistet 
also etwas Positives; sie verschafft ihren Angehörigen eine neue 
Rechtsstellung; diese Mehrleistung ist unrömisch und sie gerade 
giebt der fränkischen Grundherrschaft ihren eigenen rechts- 
historischen Charakter.^) Durch die Bildung von Verbänden 
auf dieser weder altvolksrechtlichen ■•) noch staatsrechtlichen 
Basis erhielten die Angehörigen der Grundherrschaft eine neue 
und zwar ausserstaatliche Grundlage.®) Je zalilreicher und je 
grösser solche Herrschaften wurden, desto mehr wurde die 
staatliche Gebietstheilung beeinträchtigt. — 

Die förmliche Legalisierung dieser Entwicklung wurde 
durch die Immunität angebahnt, die den territorialen Aufbau 
von Anfang au hinderte, indem sie die königlichen Güter von 


*) 8. Oierke: Genoss, R. I. 135 ff, Dahn 1. c. Vll. I, 201. Dazu 
hat, wie Mayer 1. c. II. 55 f. m. K. bemerkte, die Naturalwirtschaft bei- 
f^etragen, da sic sowohl die Ausartung der Herrengewalt hintanhielt, als 
auch die Entwicklung des bäuerlichen Gemcinwesons ermöglichte. 

3. Gicrke 1. c. I. 14U. Doniol: Serfs ot vilains an moyon äge 
S. 1 10 unterscheidet daher iu den Privatherrschaften, neben den oigeiitlichon 
herrschaftlichen Functiouären, sulche, die von den Bauerschaften gewählt 
wurden; er glaubt in der majorissa der L. Sal. eine derartige gewählte 
Geuosseusebaftsmeierin, wie sie iu siiätorcn französischen Urkunden vorkommt, 
erblicken zu sollen, was allerdings sehr zweifelhaft ist. 

Mit Recht bezeichnet daher v. Inama (D. Ausbildg. d. gr. Gdherrschften 
8. 5, 109) die Gruiidberrschaft als ein neues organisatorisches Princip 
der Gesellschaftsgeschicbtc. 

liu Gegensätze zu den an Abgeschlossenheit leidenden und nicht 
eutwicklungsrähigen Markgeuussenschafton, die neuen Zuzug nicht gerne 
litten, war die Orundherrschaft mit ihrem ungerodeteu Lande und ihrem 
Bedürfnis nach Arbeitskräften ein Refugium; s. Inama 1. c. 53. 

Es stellt sich nämlich die Orundherrschaft dadurch, dass die Ver- 
antwortung des Grundherrn das Gebiet umfasste, auf welchem die Schutz- 
leute wohnten, (s. Brnuuer Mithio S. 25 f) auf einen ausserstaatlichen 
Standpunkt. 
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der staatlichen Eintheiinng ansnahm. Die Immunität mit ihren 
Folgen ist von der Gmndherrschaft nnd ihren Folgen wesentlich 
verschieden;^) wo sie znr Gmndherrschaft hinzntrat, bedeutete 
sie eine Verstärkung derselben;^) wo sie ohne vorgängige Grund- 
herrschaft auftrat, rief sie Erscheinungen hervor, die über die 
Machtstellung einer Grundherrschaft hinausgehend, die mit 
derselben gewöhnlich verbundenen Wirkungen im allgemeinen 
involvierten. 

Dass die Immunität an und für sich römischen Ursprungs 
ist, wird allgemein zugegeben. Ebenso aber auch der 
wichtige Unterschied zwischen ihren römischen nnd fränkischen 
Formen. Die fränkische Immunität befolgte zwar das römische 
Beispiel bezüglich der Freiheit von öffentlichen Abgaben und 
Diensten-^ und in beiden Fällen bildete das Domänengut den 
Ausgangspunkt. Aber die Gerichtsbarkeit der Immunitätsherren, 
die richtigerweise mit der fränkischen Immunität schon von 
altersher als verbunden betrachtet wird,^) hat der römischen 
gefehlt.'’) Man mag mit Recht diese Gerichtsbarkeit von den 
Rechten der römischen Domänenverwaltung ableiten,^) da auch 
die Königsgüter nicht nur Landgüter, sondern obrigkeitliche 


>) 8. Sickel in Kitth. d. Inst. Ergbd. II. 2U. 

Viollet 1. c. 401, 436 bemerkt, dass die Immanitätegerichtsbarkeit 
die autonome tierichtebarkeit der Privilegierten in sich aufgenommeu hat; 
vgl. Brunner I. c. II. 286. A. 50. Ks ist ein feiner Oedanke Sickel's 
(1. c. 233 fj, dass die Verknüpfung öffentlicher Rechte mit der Privat- 
horrschaft nicht als eine inhaltliche Erweiterung derselben in Betracht 
kommt; es kam vielmehr zur Privatherrsebaft eine zweite, wesentlich andere 
Gewalt hinzu. Dies lässt sich mit den Seeliger'schen Ergebnissen recht 
wohl vereinen; s. auch Stengel (in Sav. Ztschr. XXV. 286 ff, namentlich 
S. 295 ff); auf Details können wir hier natürlich nicht eingehen. 

’) s. Brunner 1. c. II. 289, Sickel in Gött. gel. Anz. 1890 S. 684 f, 
Dahn 1, c. VII. III. 641 f, 664, 669, 567. Dem römischen Beispiele 
gemäss behielt sie auch die Brücken- und Wegebanlasten bei; vgl. Brunner 
1. C. II. 294. A. 41. 42. 

<) 8. Flach 1. c. I. 91 ff, Brunner 1. a II. 298. A. 65. 

8. Sickel in Westdtsche Ztschr. XV. 119 A. 24. 123. A. 32, 
128. A. 86. 

“) 8. V. Sy bei: Königthnm^ S. 474 ff, Sickel in Gött. gel. Ans. 
1886. S. 666. 
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Verwaltungsstellen waren;') man muss aber herVorheben, dass 
in römischer Zeit, trotzdem es sich um die Immunität der 
kaiserlichen Domänen handelte, die Qesetzgebung dennoch hin- 
sichtlich der Beziehungen der Domänenverwaltung zur ordent- 
lichen Provinzialverwaltung schwankte.^) Man muss sagen, 
dass die fränkische Immunität betreffs der gerichtlichen Sonder- 
stellung der freien Hintersassen nicht nur weiter ging als die 
römische, sondern dass sie diese gerichtliche Sonderstellung 
eigentlich erst sichergestellt hat.") Mit Recht bezeichnet 
SickeD) die früheren Privatherrschaften als Gewaltherrschaften, 
die in fränkischer Zeit zu rechtmässigen Herrschaften wurden. 
Die fränkische Immunität ging also sowohl hinsichtlich der 
Güter, mit denen sie verbunden wurde, als auch hinsichtlich 
der thatsächlichen staatlichen Folgen weit über die römische 
hinaus.") Sehen wir von dem römischen Ausgangspunkte, den 
man natürlich nicht unterschätzen darf, ab, so ist die Durch- 
bildung der Immunität eine vollständig unrömiscbe. Es wurde 
nicht irgend einp specielle Gattung von Gütern aus besonderen 
Gründen mit Immunität ausgestattet, wie es im römischen Reiche 
der Fall war, sondern es wurde kirchliches und weltliches Gut so 


') s. Sickel in Hitth. d. Inst. Ergbd. II. 216 ff, in Gött. gel. Anz. 
1890. S. 683 und in Westdtsche Ztschr. XV. 119. A. 23. Hegel hat in 
Entst. d. dtsch. Städtewesens S 46 diese Freiung der kdniglichen Güter 
bestritten. 

8. Brunner I. c. II. 288. Sickel giebt in Mitth. d. Inst. Ergbd. 
II. 216 zu, dass selbst die kaiserlichen Domänen keine volle Gerichts- 
barkeit besassen und dieser Ansicht stimmt auch Dahn 1. c. VII. III. 641 
zu, obwohl er sonst für die enge Verwandtschaft der fränkischen Immunität 
mit der römischen eintritt. .S. besonders His I. c. 113 ff. 

8. Brunner 1. c. II. 289, 299. Sickel in Gött. gel. Anz. 1890 
S. 686. Seeliger 1. c. 78 f. leitet mit Recht die Immunitätsgerichtsbarkeit 
ans dem Verbot des Introitus und nicht aus finanziellen Gesichtspunkten 
ab. Auch W. Schultze (D. fränk. Gaue Badens S. 34) legt (ebenso wie 
So hm und Prost) den Nachdruck auf die Freiung von der öffentlichen 
Gewalt und nicht auf die Freiheit von Abgaben. Er erblickt darin den 
Unterschied zwischen fränkischer und römischer Immunität. 

*) Westdtsche Ztschr. XV. 125. 

’>) Nämlich über die Steuerfreiheit hinaus. Letztere hätte im fränkischen 
Reiche, angesichts des allgemeinen Rückganges der Stenerverfassung keine 
den Staat gefährdende Bedeutung gehabt. 
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häufig mit Immunität bedacht, dass dieselbe zur Zeit Chlothar's II. 
als wichtige und allgemeine Staatseinrichtung erschien. Die 
Freiheit von den Fiscal pfiichten wurde extensiv gedeutet und 
der Immunitätsherr gelangte zu weitgehender Freiheit gegenüber 
der ordentlichen Staatsverfassung und Staatsverwaltung, so dass 
er zum rechtlichen Staatsorgan gegenüber den Einwohnern des 
betreffenden Territoriums wurde, nebst finanziellen Vortheilen 
also eine staatlich anerkannte Stellung erhielt, die der römischen 
Verfassung unbekannt war. Es erfolgte eine Vereinigung 
öffentlichrechtlicher Befugnisse mit dem Privateigentume. 
Dieses Resultat ist nicht nur unrömisch, sondern eher indirect 
germanisch; denn diese Verbindung zwischen öffentlich-rechtlichen 
und privatrechtlichen Bestandtheilen im Bodenrecht entspricht 
der germanischen Entwicklung, die in der älteren Zeit allerdings 
in umgekehrtem Verhältnisse die.se Verquickung kannte. Durch 
ihre Häufigkeit erscheint die Immunität praktisch als eine 
Rückkehr zu der germanischen Idee directer Unterstellung des 
in jeder Hinsicht freien Individuums unter den. Staat; nur dass 
dies gemäss der Gesammtgestaltung der Dinge nicht mehr Ihr 
jeden, sondern nur noch für höher stehende Individuen zutriflt. 
Wenn zwischen dem König und den Immunitätsherren einerseits, 
zwischen den Immunitätsherreii und Immunitätsleuten andererseits 
ein persönliches Band hergestellL wurde, so ist dies ein Aufbau, 
der zweifellos germanischen, aber nicht römischen Vorbildern 
entspricht.’) Die selbständig durchgebildete'^) fränkische Immunität 
befreite von der Grundsteuer; dem Grafen entzog sie zunächst 
jene Gerichtsbarkeit, die sonst dem Stellvertreter des Grafen 
delegiert werden konnte;'*) sie schloss die gesammte Polizei- 
und Verwaltungsgewalt staatlicher Organe, praktisch sogar die 


■) Fustol de CouIanguH (Kev. bistor. XXIII. S. 0) verkennt voll- 
ständig die unröiuiscbeu Tendenzen, denen die fränkische Immunität diente. 

An der Durchbildung war besonders die Kirche betbeiligt; es ist 
bekannt, dass sie dabei weit Uber das römische Vorbild binausging. Des- 
gleichen über die anfängliche fränkische Auffassung; denn da sich die 
Immunität nur gegen die Bcamtengewalt kehrte, war ein höherer Sonder- 
frieden in ihr nicht begründet; dennoch hat er sich für kirchliche Immunitäten 
entwickelt; s. Brunner I. c. II. 2<J6 f. 

*) 8. Brunner 1. c. 11. 3uo f. 
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Heeresbefugnisse aus.‘) Durch das Edict Clilothar's II. hat 
der Staat eine Grenze zwischen seiner Competenz und der der 
Immunitätslierrcn gezogen und eine Summe von Rechten an- 
erkannt, die den Immunitäten nicht mehr entrissen wurden.^) 
Die derart ausgebildete Immunität wurde als ein mit dem Gute 
verbundenes Realrecht betrachtet und dadurch zu einer dauernden 
Ausschaltung der ordentlichen Gewalt, was übrigens auch in 
dem Interesse, das der Staat für die Bestellung von Immunitäts- 
beamten zeigte,^) hervortrat.'') Jedes Immunitätsprivileg war 


*) Die IinmunitäUpriTilegien sagen zwar, mit. Ausnahme der zwei von 
Pustel (1. c. S. 21. A. 4) angeführten, nichts über die Befreiung vom 
Heerbann. Da jedoch die Zwangsgewalt des öffentlichen Beamten fehlte, 
so war die Geltendmachung des Heerbanns praktisch erschwert. S. Sickel 
in Mitth. d. Inst. Krgbd. II. 225 und in Uött. gel. Anz. 1890. S. 580, 
namentÜLh aber Koloff: D. Umwandl. d. fr. Heeres (N. Jahrbb. f. dass. 
Alt. Gesell, u. dtsche Lit. IX. 895). 

'*) Sickel bemerkt mit Recht in Westdtsche Ztsebr. XV. IHO, dass 
von nun an diese Rechte gemehrt, aber nicht gemindert werden konnten. 

Dies allerdings erst in karolingischer Zeit; über die Vögte s. die 
Literatur bei Brunner 1. c. IL 302 ff, Meitzen 1. c. II. 6S0,. Schröder* 
lUU ff. Über die kirchlichen Vögte und ihre römischen Wurzeln s. .Sickel 
in G. g. A. 1904 S. 788 ff, anlässlich der Besprechung von P. Senn: 
L'instit. des avoneries ccclesiast. Die viel besprochenen römischen Wurzeln 
der liuinunitätsäinter sind insofern theiiweise gegenstandslos, als diese 
Punctionäre erst durch die fränkische Entwicklung öffentliche Bedeutung 
erlangten. 

*) Seeliger I. c. 95 betrachtet das immunitätsgeriebt als „ein Gericht 
innerhalb der Grafschaft“ und das Immunitätsgebiet nicht als ein selbständiges, 
den Grafschaften ebenbürtiges Glied der staatlichen Provinzialordnung. 
Dennoch giebt er (S 9C) zu, dass es von anderem Lande unterschieden 
wurde. Es ist gewiss dieses Streben nach präciserer Formulierung anzu- 
erkeunen; sie ist aber unerreichbar und konnte auch von Seeliger nicht 
vorgeschlagen werden. Entscheidend ist, was Seeliger selbst zugiebt, dass 
das immune I.,and von anderem unterschieden wurde. Es ist u. W. niemals 
behauptet worden, dass die Immunitäten den Grafschaften staatsrechtlich 
ebenbürtig gewesen wären, dass sie aber neben der ordentlichen staatlichen 
Gebietstheilung als gewissermaassen ausserordentliche Sprengel bestanden, 
ist wohl unbestreitbar und dass sie die ordentliche Gebietstheilung schädigten, 
ist sicher. Daran vermag auch die von £. llayer vertretene und von 
Stutz (Sav. Ztschr. XXI. 124) acceptierte Ansicht, wonach trotz der Ver- 
quickung öffentlicher und herrschaftlicher Gewalt der Gegensatz beider 
empfunden worden sei, nichts zu ändern. Uan wird vielmehr dann sagen 
müssen, dass, wenn trotz des Bewusstwerdens dieses Gegensatzes, dennoch 
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ein königlicher Staatsakt, bestimmt, die Verfassung zu durch- 
brechen. Es hatte zwar ebenfalls territoriale Folgen, da es 
eigene Sprengel schuf, die dem Könige direct unterstellt wurden, 
für die Verfassung aber bedeutete dies eine Schwächung staat- 
licher Sprengel und angesichts der praktischen Schwierigkeit 
erfolgreicher königlicher Überwachung die Entziehung grosser 
Massen der Bevölkerung der staatlichen Ingerenz. Auch wenn 
die königliche Überwachung praktisch möglich gewesen wäre, 
müsste man dennoch von staatlicher Einbusse sprechen, da 
durch die Immunität die Vertretung öffentlicher Gerechtsame 
an Private abgegeben, die Handhabung der ööentlichen Gewalt 
mit dem Grundbesitze verbunden wurde, mithin aus der Hand 
des Erstprivilegierten an Leute kommen konnte, die dem Staate 
nicht die mindesten Garantien boten. 

Man muss fragen, warum die fränkischen Könige zu so 
ausgedehnter Veräusserung staatlicher Rechte hinneigten, 
durch die sie ihr eigenes Werk, den territorialen Aufbau 
des Staates, schädigten. 0 Hie Sachlage ist ziemlich klar. 


Urnndherrscbaft and Immunit&t immer mehr um sich griffen, ihnen offenbar 
eine ungewöhnliche Kraft inuewohnte, die es ihnen ermöglichte, der staat- 
lichen Gebieteordnung zu trotzen; darin liegt zugleich ein Heweis der 
Schwäche der staatlichen Sprengel. 

’) Arnold (Ansiedlungen und Wanderungen .S. 2&S {) meinte, die 
Immunität hätte im fränkischen Reiche niemals diese Verbreitung finden 
können, wenn sie nicht auf einer germanischen Grundlage beruht hätte. 
Er vertrat die Immunität des germanischen Fürstenlandes und nahm an, 
dass die von Oruudherren begründeten Ansiedlungen den übrigen freien 
Gemeinden gegenüber eine Sonderstellung eingenommen hätten. Fnstel de 
Coulanges (Rev. hist. XXII. 260 ff) betonte das gewaltthätige Vorgehen 
der königlichen Beamten und erblickte in dem Misstrauen des Königs die 
Ursache häufiger Immunitäten. Sickel (Westdtsche Ztschr. XV. 126 ) 
glaubt, dass die aus römischer Zeit stammenden Privatherrschaften deshalb 
toleriert wurden, weil der König in den Inhabern dieser Gewalten eine 
mächtige Partei erblickte, überdies aber in der NiebtausUbung von Rechten, 
die er auch früher nicht besessen, keine Einbusse sah. Die Zuuahme der 
Immunitäten erklärt er aus dem allgemeinen Charakter des Königtums, 
welches als Priratmonarchie eine Abspaltung der Gewalt zuliess und die 
Begehrlichkeit Privater steigerte. — Mit Ausnahme dieses letzterwähnten 
Argumentes, das aber auch nicht ganz ausreiclit, .sind die übrigen wohl 
vollkommen ungenügend. Gegenüber Arnold wäre zu bemerken, dass auch, 
wenn seine Annahme bewiesen werden könnte, es doch auffällig ist, dass 
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Zu den von S i c k e 1 *) hervorgehobenen Gründen tritt 
hinzu, dass die alte Volksverfassung nicht angewendet 
werden konnte, da sie für einen Grossstaat nicht passte, 
eine für ein grösseres Staatswesen anwendbare Stammes- 
verfassung aber nicht zustande gekommen ist; man hat zu dem 
territorialen Aufbau Zuflucht genommen, konnte aber damit 
nicht durchdringen, da der alte Individualismus zu stark, die 
Staatsgewalt aber unzureichend war, um ihn zu besiegen; ihre 
Organe standen überdies nicht auf der nötigen Höhe, um einer 
so schweren Aufgabe zu genügen und die beabsichtigte Gleich- 
niässigkeit dnrchzuführen. Da sich die Aufgabe als zu schwer 
erwies, musste es zu einem staatsrechtlichen Rückzüge aus 
einem Theile der nicht zu behauptenden Positionen kommen.-) 
So wie einerseits die entfernteren Theile des Reiches mit Erfolg 
nach Selbständigkeit strebten und die extensive Macht des 
Staates schwächten, so schädigten andererseits Grundherrschaft, 
Immunität und Lehenswesen die Intensität des staatlichen Auf- 
baues. Nun war es natürlich unmöglich, an die Wiederbelebung 
alter staatsrechtlicher Grundsätze, an die Erneuerung der alten 
Verbände und der durch sie vermittelten directen Theilnahme 
jedes Volksgenossen am Staatsleben zu denken. Die grosse 
Masse wurde und blieb zurückgedrängt, der Individualismus der 
Mächtigeren aber feierte einen grossen Sieg.^) Es kamen 
wenigstens, wie schon erwähnt, die ImmnnitäLsherren zu direct 
staatlicher Stellung, eine grosse Menge von Leuten wurde ihnen 


in ilen andern gcrmaniHclien .Staaten die Immunität nicht jene Rolle spielte, 
wie im fränkischen; gegen Fnstel ist die Frage zulässig, ob denn der Kilnig 
der Gewaltthätigkeit seiner Beamten nicht auf andere Weise begegnen 
konnte. Auch Sickel’s Ausführungen erklären wohl zum Theile den Fort- 
bestand der früheren Immunitäten, aber schwerlich die extensive Interpretation 
derselben, namentlich, wenn man berücksichtigt, dass die Immunität bis iu's 
IX. ,Ih. hinein theoretisch als Ausnahme und der durch sie durchbrochene 
territoriale Aufbau als Regel betrachtet wurde; denn dies beweist, dass 
man dennoch die Idee der staatlichen Sprengel nicht fallen lassen wollte, 
wenn auch das Princip praktisch versagte. 

') s. vorige Anm. 

2) Dazu gesellten sich die von Sickel 1. c. angeführten Gründe. 

>) Desto mehr, als ja die Geschichte der fränkischen Reichsgrttndung 
ohnehin den Ansprüchen der ganzen Volksmasse keine Basis bot, eine umso 
grUssere aber den Persünlichkeiteu, die sich um den König geschaart hatten. 
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untergeordnet, so dass der Staat einen Theil seiner Aufgaben 
auf die Immunitäten Qberwälzto und ihnen staatliche Einkünfte 
gewährte. Man findet also auch von diesem Standpunkte, dass 
die Immunität trotz ihrer römischen Wurzel unrömischen Ideen 
diente und germanischen Tendenzen*) zu einem allerdings anders 
geai'teten Durchbruche verhalf auf Kosten des staatlichen 
Territorialprincipes, welches wir zwar im fränkischen Reiche 
nicht als eine Nachahmung römischer Vorbilder betrachten 
dürfen, welches aber doch keine germanische Staatsgrundlagc 
war. Die staatlicherseits beabsichtigte Territorialität wurde in 
Grundherrschaft und Immunität in aus.serstaatlicher Weise durch- 
gesetzt. 

Auch nach unten arbeitete die Immunität in germanischem 
Sinne; denn sie schuf mit der Grundherrschaft neue Verbände 
und bot ihren Angehörigen einen allerdings minderwertigen 
Ersatz der alten Verbände, einen Ersatz, der aber immerhin 
noch im Vergleiche mit dem mangelhaften Schutze der öffent- 
lichen Beamten und angesichts der Gefahr von Bedrückungen 
sehr wichtig war. Dies erklärt auch, warum sich so bald die 
Tendenz zeigte, sich einer Immunität anzuschliesscn, um durch 
Auftragung des Gutes an einen Herrn oder auf andere Weise 
jene Sicherheit zu erlangen. — 

Dieser die vom Staate angestrebte Territorialität durch- 
kreuzende Aufbau neuer Verbände herrschaftlicher Art, 
an deren Spitze Grundherren und Immunitätsherren standen, 
die ihrerseits nicht einen abstracten Staat, sonder« einen 
König als ihren Herrn anerkannten, fanden in dem Lehens- 
wesen ein .specielles Gebiet neuer Bethätigung, durch welche 
öffentliche Rechte auch abgesehen von Immunitäten, selbst auf 
nicht gefreiten Gebieten, an Private kamen. 

Es ist mit Recht vielfach bemerkt worden, da.ss das 
dem Lehenswesen zugrunde liegende Verhältnis nur eines 
der vielen Abhängigkeitsverhältnisse des fränkischen Reiches 


>) Wo Hie Uber die den rTermanen nabe Iie;;ende Auffassung binaus- 
gebt, wie z. ß. beim büberen Sonderfrieden der kircblicben ImmunitUi 
(s. oben .S. 1H8. A. ist uicbt riimischer, sondern kirchlicber Einfluss 
bemerkbar. 


Digitized by Google 



143 


war; seine indirect den territorialen Aufbau des Staates 
und noch weiter darüber hinaus den Staatsverband überhaupt 
schädigende Wirkung wird allgemein anerkannt. Zahl- 

reiche Untersnehnngen sind der Frage gewidmet worden, 
ob Vassallität und Beneflcialität auf römischer Wurzel beruhen 
und man darf dieser Frage die grösste Bedeutung beilegen. 
Tritt man ihr aber vorurtheilsfrei entgegen, so muss man ein- 
sehen, dass bei aller Anerkennung römischer Analogien weder 
das Vassallitäts- noch das Benelicialitätswesen des fränkischen 
Reiches mit den ähnlichen römischen Erscheinungen unmittelbar 
Zusammenhängen. Es fehlt die Brücke. Selbst wenn Brunner's 
Ansicht, wonach eine zweifellos rechtshistorische Verbindung 
zwi.schon Vassallität und Gefolgschaft vorliegt,') als eine zu 
weit gehende betrachtet werden sollte, muss dennoch eine Reihe 
von wichtigen Umständen auffallen; so vor allem der, dass zur 
Zeit, wo sich jene Vassallität entwickelte, die in Verbindung 
mit der Beneflcialität das Lehonswesen hervorbrachte, von einer 
Nachahmung römischer Vorbilder schon aus chronologischen 
Gründen keine Rede sein konnte, ganz abgesehen davon, dass, 
wie Dahn‘^) betont, die verschiedenen römischen Vorbilder 
Institute waren, die in grösserem Umfange nicht auf römische 
Staatsangehörige, sondern auf Fremde Anwendung fanden.-*) 


*) I. c. U. 26K ff-, ». uiicli in Sav. Ztschr. IX. 21i> f. 

1. c. VII. I. 230. 

OuiUiiermoz versuebt in seineffl überwiegend trefflicb gearbeiteten 
„Ksaai sur t'origine de la noblessc“ die germanieeben Elemente der Vaesalität 
anznfeebten. Er verfällt dabei in den vom recbtevergleicbenden Gesiebte- - 
punkte zu rügenden Fehler, dass er die Tacitcische Gefolgscbaft mit dem 
spätrüiuiscben Frivatsnidatentnm vergleicbt, um sodann (8. 33 f) aus dem 
Umstande, dass die alte gennanisebe Gefolgscbaft einen büberen Charakter 
hatte als das römische Privatsoldatcntum. den Schluss abzuleiten, dass 
sowohl die westgotbischen Uuccellarii (8. 41 fj, wie auch die fränkischen 
Antrnstionen und Vas.sallen (8. 70 ff), die er als inferiore Diener betrachtet, 
nicht mit der germanischen Gefolgschaft, sondern mit dem römischen Privat- 
soldatentum Zusammenhängen. Nebenbei winl die Inferiorität der römischen 
Privatsoldaten übertrieben, da bekanntlich ans ihren Reiben häufig höhere 
Functionäre hervorgingen (s. Seeck in Sav. Ztschr. XVII. 112); ebenso 
übertreibt Verf. die Inferiorität der Antrustionen, denen er erst seit dem 
VII. Jh. einen Aufschwung zugestebt (8. 97); auch die Annahme eines 
durchwegs höheren Charakters der altgermanischen Gefolgscbalt erscheint 
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Sickol') führt die Commendation auf römische Wurzeln zurück:'^) 
doch wird man nicht übersehen, dass die römische Commendation 
keine staatsrechtliche Bedeutung hatte, vielmehr, wenn sie auf 
staatsrechtliches Gebiet mittelbar übergrifif, durch die Gesetz- 
gebung bekämpft wurde, so dass ein Wesensunterschied 
vorliegt, der jedem Versuche eines eingehenden Vergleiches 
trotzt. Die abnorm gesteigerten Unterschiede zwischen 


nicht gerechtfertigt, denn man darf mit RUcksicht anf den von Tacitna an- 
gedeuteten Einfluss des Königtums auf die Stellung der niederen Volks- 
eleinente annehmen, dass die Ucfolgschaft verschiedene Abstufungen zuliess. 
Die weiteren Schicksale der Gefolgschaft, bis in's V. und VI. Jb., sind zu 
wenig bekannt; eine Umbildung ist mit RUcksicht auf die zunehmende 
königliche Gewalt und die immer grössere Entwurzelung der Gefolgsleute 
aus ihren Sippen, sehr wahrscheinlich; es darf angenommen werden, dass 
der intensivere Anschluss an den Qefolgsherm seine schon in alter Zeit 
grosse Gewalt noch mehr steigerte und dass praktische Rücksichten den 
Gefolgsherrn immer mehr veranlassen mochten, bei der Aufnahme anf 
Brauchbarkeit und nicht auf Herkunft zu sehen. Haben doch auch die 
germanischen Elemente des römischen Privatsoldatentnms (s. Details bei 
Seeck I. c.; Guilhiermoz bestreitet die Seeck’schen Ergebnisse nicht) eine 
wesentliche Umbildung durchgemacht Für einen Stillstand in der Entwicklung 
der altgermanischen Gefolgschaft, die G. als Vergleichsobject zum Ausgangs- 
punkte seiner Hypothese nimmt, spricht also nichts; eher alles dagegen. 
Wollte man auf diese Theorie eingeben, so müsste mau fragen, was aus 
der germanischen Gefolgschaft geworden ist; ist sie etwa restlos ver- 
.schwunden'f FUr eine solche Auffassung (die übrigens G. nicht vertritt) 
kann die Benützung des ungermauischen Wortes .vassus*, auf die er 
(S. r>5. A. 21) grosses Gewicht legt nicht sprechen, da die Germanen nur 
zu oft die Vorgefundene fremde Terminologie benützen. (Vgl. Üalmette: 
Le comitatus germaniqiie et la vassalitö in Nonv. Kev. hist, de dr. fr. et 
etr. 1904 S. 501 ff) Auch der von Brunner (1. c. lU 262) zugegel>ene 
ünistand, dass die Vassallität sich zuerst in Neustrien ausgebildet hat kann 
nicht in diesem Zusammenhänge in's Gewicht fallen; denn viele Institute 
der frühfriinkischen Eutwicklungsperiode haben in Neustrien ihre Aus- 
gestaltung erfahren. Diu Annahme einer niedrigen Stellung der Antrustiouen 
ist durch nichts gerechtfertigt und es ist G. nicht gelungen, die herrschende 
Meinung zu entkräften. Damit fällt aber auch die Unmöglichkeit des Ver- 
gleiches zwischen Gefolgschaft und späteren Verhältnissen weg. 

*) Westdtsche Ztschr. XVI. 49 f. 

3) dieser Auffassung tritt aber Guilhiermoz I. c. 78 ff nicht bei. 

^) s. Beaudonin: Etudes sur les orig, du reg. f6od. (1889) p. 81 ff. 

*) Diesen Unterschied gieht auch Esmein (Hist, du dr. fr. 129) zu, 
der die Vassallität aus römischen Einrichtungen ableitet. 
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germanischer Gefolgschaft und fränkischer Vassallität, wie sie 
Fustel construiert hat, beruhen auf dem ganz unhistorischen 
Vergleiche altgermanischer Gefolgschaft mit der lebensmässigen 
Vassallität späterer Zeit, wobei die ganze Umbildung während 
mehrerer Jahrhunderte einfach ignoriert wird, was Flach*) 
nachgewiesen und znrUckgewiesen hat. Ansprechend erscheint 
die von Schröder vorgebrachte Ansicht, wonach allerdings 
neben der Gefolgschaft auch die ungermanischen Wurzeln der 
Vassallität unterschieden werden und das rechtshistorisch sehr 
begründete Urtheil, dass die Vassallität trotz dieser zwei Wurzeln 
doch erst durch das Vorbild der germanischen Gefolgschaft zu 
ihrer vollen Entwicklung gelangt ist.-’*) Sowohl Beeilte als 
Pflichten der Vassallität sind mit denen der Gefolgschaft verwandt; 
ebenso das in beiden Fällen vorliegende Schutzverhältnis, das 
in weiterer Entwicklung zu eiuer Gerichtsbarkeit führte;^) 
selbst die Erschwerung der Kündbarkeit, die Brunner*’) auf 
das Beispiel gallo- römischer Patronatsverhältnisse znrückführt, 
lässt sich ganz wohl durch das militärische Interesse, das der 
Staat an der Unkündbarkeit hatte, erklären. Das Benoficial- 
wesen weist eine unleugbare Verwaudtschaft mit dem kirchlichen 
Pfründenwesen auf;®) der kirchliche Einfluss auf die Durch- 
bildung dieses Instituts tritt in noch höherem Grade als bei 
der Immunität zum Vorschein. Dennoch darf man nicht ver- 
kennen, dass die germanische Idee von der Verpflichtung des 
Beschenkten zu besonderer Treue gegenüber dem Schenker 


') 1. c. II. 4»2 ff. 

Sj R. G.‘ 159. 

Es ist ein Verdienst Flach’s (1. c. II. 445 ff), dass bei Beurtheilung 
des Lebenswesens das persiinlicbe Moment wieder betont wird. Gegen die 
von ihm hervorgehobene Bedeutung des hausgenossenschaftlicben Elementes 
hat Esmein (Nouv. Rev. hist, de droit Iran;, et etr. XVIII. 528ff) Einsprache 
erhoben. Wir glauben dennoch, dass Flach eine richtige Idee vertreten 
hat; allerdings ist er zu weit gegangen. 

*) Heus 1er 1. c. I. 130 ff scheint die staatsrechtliche Bedeutung 
dieses Schntzverbältnisses zu gering zu veranschlagen. 

“) 1. c. II. 273. 

’) 8. Stutz; Lehen u. Pfründe (Sa V. Ztschr. XX. 216 ff), Guilhiermoz 
1. c. 105 ff. 

V. Hatban, K^ni. Jlecht in den fierm. Volksstaaten. III. 10 


Digitized by Google 



146 


hiebei eine grosse Rolle spielt,’) und dass gerade diese Idee 
bei den Vergabungen Karl Martells in den Vordergrund getreten 
ist.^) Ist also uiit Rücksicht auf diese Umstände ein directer 
Zusammenhang zwischen den Grundlagen des fränkischen Leheiis- 
wesens und analogen römischen Erscheinungen abzulehiien,^) so 
treten bei einer Gesammtbetrachtung die Unterschiede noch 
mehr hervor. Niemals hat der römische Staat seine Pflicht in 
dieser Weise abgeschüttelt und auf Private überwälzt. Nur in 
Grenzgebieten wurden zu Vertheidigungsz wecken Grundstücke 
mit militärischen Pflichten belastet und fremden Völkern auf 
diese Art ein Naturaltribut auferlegt.^) Auch die kirchliche 
Entwicklung ist anders ausgefallen; das, was die fränkische 
Entwicklung kennzeichnet, ist die offizielle Preisgabe staatlicher 
Pflichten uud die Einbnsse staatlicher Rechte, eine der Immunität 
analoge Auftheilung der Gewalt zwischen Staat und Private. 
Der Mann geht dem Herrn gegenüber in Dingen, in denen er 
nur dem Staate untertban sein sollte, Verpflichtungen ein, die 
ihn unter Umständen in Collision mit dem Staate bringen und 
der Staat duldet diesen eigentümlichen Vertrag,^) betrachtet 
sogar denselben als anerkennensweit, so dass er seine Abwehr 
darauf beschränkt, zu erklären, dass die Va.ssallität eine Steigerung 
der Unterthanenpflichten bedeutet.®) Noch mehr als Privat- 


') 8. Brunner 1. c. II. 245. A. 9 — II. Der von Guilbiermoz 
unternommene Versucli, das Beneficinm mit der gmudherrlicben Vergabung 
rdrmlicb in identificieren und daraus die S. 122 vorgebracbten Scblüsse xii 
lieben, ist einer der schwächsten Punkte seines Bnches. 

Die Verpflichtung in besonderer Treue entspricht dem germanischen 
Reciprocitätsgedanken, der sich in .Sitte uud Recht so häufig änssert. Die 
besondere Treue aber ermöglichte die Verknüptnng des Beneflcialwesens 
mit staatlichen Rechten nnd Pflichten und in dieser Ausdehnung erst liegt, 
wie V. Amira (G. g. Anz. 1896. 8. 191) bemerkte, die Bedentnng der 
Beneflcialität, so dass nicht das Beneficium an und flir sich, sondern diese 
seine unrümische Umwandlung für das Lehenswesen wichtig war. 

*) Dies hat schon in sehr nüchterner Weise G nörard (Polypt. I. 505 f) 
getban. Damit soll natürlich eine Beeinflussung im Detail, wie sie sich 
örtlich äusserte, nicht geleugnet werden; s. Kiener I. c. 112. 

<) Dass aber die milites castellani nicht hierher gehören, hat schon 
V. Amira (G. g. Am. 1896. S. 191 f) ansgeführt. 

“) Esmein I. c. 182 spricht mit Recht von einem „contrat social.“ 
‘J Dies betont mit Recht Dahn 1. c. VUI. II. 116. 
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lieiTSchaft und Immunität hat der vassallitische Schntzverband 
die Tendenz gezeigt, seinen Wirkungskreis zu erweitern, aber 
auch ohne die spätere Erweiterung hat er dem Staate den 
wichtigsten Theil der Heeresgewalt entwunden und somit die 
in der Immunität vorhandenen Ansätze zur Handhabung des 
Heerbannes') nicht nur für die Immunitätsleute gefördert, sondern 
auch auf andere Fiele ausgedehnt. Es ist ermöglicht worden, 
dass Freie, ohne ihre Freiheit einzubüssen oder zu schmälern, 
ohne mit ihren Leihegütern dem engeren Gutsverbande anzu- 
gehören,'^) dennoch wenigstens in einer bestimmten Hinsicht 
ausser Fühlung mit dem Staate traten. Schon unter den Nach- 
folgern Karls des Grossen ist durch das Lehenswesen die könig- 
Ifthe Autorität geschmälert worden, während die Immunität 
eigentlich nur die Gewalt der öffentlichen Beamten einschränkte. 
Das Lehenswesen in seiner Durchbildung und diesen staats- 
zersetzenden Folgen ist also entschieden unrömisch und es 
erscheint unrichtig, die zersetzenden Kräfte der spätrömischen 
Staatsverfassung hiefür verantwortlich zu machen.'') Man wird 
in dem Lehenswesen nicht in dem Grade, wie in Privatherrschaft 
und Immunität ein Walten germanischer Ideen wahrnehmen 
können, man wird as aber doch nicht verkennen dürfen. Denn 
die Idee der erweiterten Schutzgewalt über Personen, die sich, 
ohne Hausgenossen zu sein, dieser Gewalt unterwerfen, schlägt 
durch und bildet eines der wichtigsten Merkmale des Lehens- 
wesens. In allen den Verhältnissen, die wir hier nacheinander 
betrachten, ist es immer wieder die unzureichende staatliche 
Gewalt, die solche Privatgewalten fördert und dem Staate zahl- 
reiche Mitglieder theils vollständig, theils in einzelnen Beziehungen 
entrückt. In allen diesen Fällen kommt es zur Bildung von 
Spezialverbänden, die nur durch ihre Spitzen mit dem Staate 


*) s. oben S. 139. A. I. 

’) Diese Frage beleuchtet Seeliger I. c. 43, &4. 

*) Es ist Ruffnilenii, dass gerade Brunner, der, wie erwähnt, für 
die Anknüpfung der fränkischen Vassallität an die germanische (Gefolgschaft 
so Terdienstvoll eingetreten ist, dennoch die schädigende Bedeutnug des 
Lebenswesens auf römische (Grundlagen znrUckfUbren will (1. c. II. 6); mit 
Recht ist v. Amira (ö, g. Anz. 1896 S. 19t) dagegen aufgetreten. indem 
er vor der Vermengung geschichtlicher Analogien mit geschichtlichen An- 
knüpfungen warnte. 

10 * 


Digitized by Google 



148 


zusamtnenbängen und diese sich stets erneuernde Verbandsbildnng 
ist unzweifelhaft germanisch. Die durch das Königtum an- 
gestrebte rein territoriale Gliederung des Staates ist also nicht 
verwirklicht, sondern durch diese Verbände durchkreuzt worden. 
Sowie die altgermanische Verfassung durch Sippen und andere 
volksmässige Gruppen verhindert wurde, vollen Umfang und 
vollen Inhalt einer Staatsverfassung anznnehmen, ebenso wurde 
das Gelingen einer neuen Verfassung durch Grundherrschaft, 
Immunität und die Folgen des Lehenswesens unmöglich gemacht. 
Diese Gebilde haben ihrerseits nicht vermocht, gänzlich an die 
Stelle der staatlichen Sprengel zu treten und dieselben zu er- 
setzen; wäre dies geschehen, dann wäre, wenn auch in anti- 
staatlichem Sinne, ein territorialer Aufbau, beziehungsweise 
eine Auflösung des Reiches, Oberhaupt ein Abschluss erfolgt. 
Für unsere Untersuchung ist dabei zu bemerken, dass das 
Misslingen territorialer Staatsgliederung zur Abschwächung des 
römisch-rechtlichen Einflusses beigetragen hat. In festgefügten 
wohlorganisierten Sprengeln hätte sich der Einfluss römisch- 
rechtlicher Traditionen lebendiger gestaltet, er hätte ganze 
Gebiete erfasst.') Das Schwanken im Bestände der staatlichen 
Bezirke bat eine Belebung der ohnehin schwachen römisch- 
rechtlichen Elemente gehindert. — 

Mit diesen staatsrechtlichen Ereignissen hängt natOrlich 
eine weitgehende Änderung der gesellschaftlichen Schichtung 
zusammen, da dieselbe ihre frühere öffentlich-rechtliche Grundlage 
verloren hat und allen angedenteten Schwankungen der neuen 
Entwicklung ausgesetzt war. Rechtliche Unterschiede socialer 
Gmppen hätten an und für sich den territorialen Aufbau des 
Staates nicht gefährdet; selbst bei grossen Ständennterschieden 
ist Einheitlichkeit nicht unmöglich, wenn nämlich jedem Stande 
ein bestimmter Platz im Staate eingeränmt und der Grad seiner 
Betbeiligung am Staatsleben bestimmt wird. Wenn aber diese 
Klarheit fehlt, so dass die sociale und rechtliche Stellung des 


‘) Es ist schon Mher (Tb. H S. 218 ) darauf hingewiesen worden, 
dass geeinigte Hassen leichter beeinflnsst werden, als separatistisch ge- 
gliederte. Dieselbe Rolle, wie in früherer Zeit die mangelnde Einigung 
des fränkischen Stammes, hat in fränkischer Zeit die Hinderung des staat- 
lichen Aufbaues gespielt. 
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IndiTidaams von den häufig wechselnden Machtverhältnissen 
abhängt, wenn die Hauptgründe der Standesverschiebungen 
sowohl im allgemeinen als auch speziell in rechtlicher Hinsicht 
veränderlich wirken, dann kommt es zu einer Zerrüttung der 
früheren Zustände, zur Entstehung zahlreicher Spielarten, die 
gegeneinander nicht genügend abgegrenzt sind, aber nicht zur 
Schaffung fester Grundlagen. Diesen Zuständen begegnen wir 
gerade im fränkischen Reiche; sie sind ein Product der durch 
den Wegfall der volksmässigen Basis begründeten Schwankungen 
und tragen ihrerseits zur Verstärkung dieser Schwankungen 
mächtig bei. 

Anlässlich der socialen Verschiebungen im fränkischen 
Grossstaate kommt für unsere Aufgabe nur in Betracht, ob die 
betreffenden Vorgänge direct unter fremden Einfiusse stehen, 
ferner im Hinblick auf das vorher Besprochene die Erklärung 
dieser Vorgänge, insofern sie eine Unterbrechung der Beziehungen 
der Individuen zum Staate veranlassen.^ 


') Wenif'er wichtig erscheint für unsere Zwecke die Frage, ob schon 
die altgermauische Zeit jene Differenzierung gekannt bat, wie sie durch 
Heck und W i 1 1 i c h behauptet, aber überwiegend bekämpft wird. Denn 
auch, wenn man geneigt wäre, den neuen Auffassungen beizopflichten, so 
würde wohl die wirtschaflJiche Stellung der Freien, ihr numerisches Ver- 
hältnis und ihre Stellung gegenüber den sog. Minderfreieu in ganz anderem 
Lichte erscheinen, die freien (irundbesitzer aber müsste man, ohne Rücksicht 
auf Nobilität doch als gleichberechtigt betrachten. So sagt denn ricbtiger- 
weise Winogradoff (Sav. Ztschr. XXIII. 124), dass die neue Richtung 
sich durch eine qualitative Steigerung des Begriffes der Qemeinfreien 
und eine quantitative Erweiterung des (Geltungsgebietes dei minderen 
Freiheit auszeichnet. Man muss (übrigens beiderseits) eine gewisse 
Generalisierungstendenz bemängeln, wie es schon Rietschel gethan, indem 
er ((i. g. Anz. 1902 S. 100) bemerkte, dass man ohne jeden Urund von 
der Voraussetzung ansgebt, dass die Oemeinfreien bei allen Stämmen 
dasselbe Wergeid gehabt haben müssen (Seebobm’s interessante Aus- 
führungen fallen nicht unter diese Kritik). Dass schon in germanischer 
Zeit die Lebensführung aufsteigen lassen konnte (Sohm in Sav. Ztschr. 
XXI. 20 ff) ist znsugeben; ebenso, dass niedere Lebensweise herabdrücken 
konnte (s. Pu nt schart in Mitth. d. Inst. XXIV. 483). Aber nicht 
einmal die äussersten Folgerungen der verschiedenen neuen Auffassungen 
würden zu der Annahme so grosser Differenzierung führen, wie die im 
fränkischen Reiche bemerkbare. Über die von Mayer I. c. I. 11 ff ver- 
tretene Auffassung hat sich u. A. Stutz (Sav. Ztschr. XXI. 125 ff) geäussert ; 
mit Rücksicht auf die weiteren Ausführungen Mayer's (1. c. I. 410 ff), wo 


Digitized by Google 



160 


Man ftlhlt sich versucht, das reiche Bild ständischer Ent- 
wicklung im fränkischen Reiche mit den in Gallien Vorgefundenen 
Verhältnissen in genetischen Zusammenhang zu bringen. Es 
lag hier zweifellos ein Kompromiss zwischen dem staatsbürger- 
lichen Individualismus des römischen Rechtes und den die 
gesellschaftliche Schichtung beeinflussenden Factoren vor, ein 
Ausgleich zu Gunsten thatsächlicher Gewalt, der dem römischen 
Rechte nicht mehr entsprach, dafür aber Ansätze zu neuer 
Ständegliederung auf wirtschaftlicher und den neuen Macht- 
verhältnissen entsprechender Grundlage bot. Compliziert war 
jedoch die Sachlage durch keltische Traditionen und durch 
vielfaches Eindringen germanischer Gruppen verschiedener Art; 
man muss annehmen, dass es den Franken schwer, ja förmlich 
unmöglich wurde, sich in diesen socialen Zuständen zurecht zu 
finden, geschweige denn, sic als feste Grundlage ihres gesammteii 
Ständeaufbaues zu verwenden.’) 

Jedenfalls hätte das Vorgefundene, auch wenn wir es sehr 
hoch veranschlagen wollten, nicht genügt, um der Entwicklung 
die Richtung zu geben, die wir im fränkischen Reiche wahr- 
nehmen. Denn nicht in allen Theilen des fränkischen Reiches 
darf man an gallo-römische Vorbilder denken, am allerwenigsten 
da, wo das Zurückweichen des Römertums es grösseren Massen 
fränkischer Ansiedler ermöglichte, miteinander in Fühlung zu 
bleiben und die socialen Verhältnisse zu erhalten; dieselben 
hätten also in einem grösseren Theile des Reiches unverändert 
bestehen können, jedenfalls aber weniger Änderungen erfahren 
müssen als bei Gothen, Burgundern oder Langobarden. 

Wenn wir dennoch einem so verschiedenen Bilde begegnen, 
so müssen wir annehmen, dass das Wanken der volksrechtlicben 
Grundlage den alten socialen Verhältnissen den natürlichen 
Boden benommen hat.^) Denn an Personalität in abstractem 


die 8tändefrag;e in einen ganz neuen Zusammenhang mit den Besitz- und 
Erbreebtsverhältnisson gebracht wird, müssen wir es uns an dieser Stelle 
versagen, Stellung zu nehmen. 

>) Oiobt doch sogar Qn^rard (Poljrpt. I. 200 ), trotz seiner Antipathie 
gegen die Franken, zu, dass auch die socialen Verhältnisse Galliens nichts 
Positives boten. 

^ Insoferne kann man mit Gu6rard (1. c.) sagen, dass die Franken 
ebenfalls nichts Positives in socialer Beziehung mitbrachten. 


Digitized by Google 



161 


Sinne ist nicht zu denken und die Rechtsstellung der Person 
fusste von jeher auf den Beziehungen des Einzelnen zur All- 
gemeinheit,') so dass die Unterbrechung dieser Beziehungen die 
Stellung der Individuen rechtlich und social schädigte; es ist 
klar, dass man nicht ein rechtliches Gleichgewicht der Individuen 
annehmen darf, sondern nur jenes Gleichgewicht, das sich ans 
der Einheitlichkeit der allgemeinen, namentlich der politischen 
Verhältnisse ergab, sowie aus der Einfachheit des wirtschaft- 
lichen Lebens; selbst wenn die wirtschaftlichen und socialen 
Unterschiede in der germanischen Zeit grösser gewesen wären, 
als sie allgemein angenommen werden, so hätte doch die Homo- 
genität und Einfachheit eine mächtige Kluft zwischen Reich 
und Arm in späterem Sinne nicht zugelassen ;^) gleichzeitig 
verhinderte die stramme Volksverfassung eine rechtliche Aus- 
gestaltung der Folgen eventueller wirtschaftlicher Ungleichheit. 
Jede sociale Veränderung hängt mit den Beziehungen der 
Individuen zur Gemeinschaft zusammen; denn jede Abweichung 
von den allgemeinen einfacheren Verhältnissen muss sich 
zunächst in bestimmten Individuen äussem; sie kann einen 
allgemeinen und rechtlich präcisen Charakter erst dann annehmen, 
wenn eine weitgehende Differenzierung durch den staatlichen 
Fortschritt gefordert oder durch die Lockerung der Beziehungen 
der Individuen zur Gemeinschaft begünstigt wird.-') Die ttbergangs- 
losc fränkische Ausgestaltung des Staatswesens, die mehr als 
jede andere die Beziehung des Individuums zur Gemeinschaft 
gelockert hat, war der weitest gehenden socialen Differenzierung 
günstig. Das Schwinden der alten Verfassungselemente musste 
die aus früherer Zeit stammenden und in der bewegten Vor- 
gesclüchte der Franken ohnehin gestärkten Ungleichheitskeime 
kräftigen, so dass sie in den neuen Verhältnissen zu rechtlicher 
Entwicklung gelangten. Hätte das Ständewesen in germanischer 

') s. Uierke 1. c. II. soff. 

Es handelt sich also nicht um einen Qlauben an ein „güldenes* 
Zeitalter, wie Witt ich (Sav. Ztschr. XXII. 264) kritisierend meinte, 
sondern um die Folgen einfacher und homogener Verhältnisse. 

’) Lamprecht: Deutsches Wirtschaftsleben 1.52 bemerkt mit Recht, 
dass die Zersetzung nicht nur auf wirtschaftliche Gründe, sondern auch auf 
den Übergang der social einfach gegliederten Franken in die mannigfaltig 
ausgestaltete Welt Galliens zurUckzufübren ist. 
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Zeit eine Abrundung erfahren, wäre es nicht durch Königsdienst 
und auf andere Weise durchkreuzt worden, hätte es überdies 
an den eigenen Verfassungselementen und ihrer stufen weisen 
Fortentwicklung Rückhalt gefunden, so wäre es niemals zu den 
Erscheinungen der fränkischen Socialgeschichte gekommen. 
Diesen Umständen ist es vornehmlich zuzuschreiben, dass die 
Geschehnisse hier mehr als anderwärts im Einzelnen an gewisse 
Zersetzungserscheinungen des späteren Römertums orinnern, 
obwohl im fränkischen Reiche die römische Ständegliederung 
nicht geschützt, vielmehr durch den Staat ignoriert wurde.') 
Trotzdem dass die Vorgefundenen gallo-römischen Zustände keine 
Grundlage der fränkischen Entwicklung bilden konnten, boten 
sie doch stellenweise vorübergehende Krystallisationspunkte, 
deren das Unfertige, jetzt überdies haltlos Gewordene, bedurfte 
und an denen sich die Keime socialer Differenzierung ansetzten, 
um sodann zu einer festeren Gruppierung zu gelangen, die aber 
durchaus nicht römisch ausfiel. Alle socialen Züge der fränkischen 
Zeit, abgesehen von wenigen Detailerscheinungen, beruhen auf 
den — natürlich durch besondere Umstände alterierten — 
germanischen Keimen und finden in ihnen ihre Erklärung. 

Wir bemerken vor allem eine stets zunehmende ZurUckdrängung 
der kleineren Freien zu Gunsten mächtigerer Elemente;'^) sie 
müsste selbst dann auffallen, wenn man geneigt wäre, den neueren 
Theorien über das altgermanische Ständewesen beiznpflichten ; 
thnt man dies nicht, so wird diese reich abgestufle Differenzierung 
noch bedeutsamer und es liegt die Versuchung nahe, an römische 
Vorbilder zu denken, destomehr, als ähnliche Erscheinungen bei 
Gothen und theil weise bei Burgundern mit grösster Wahrschein- 
lichkeit römischem Einflüsse zuzuschreiben sind.'') Gegen dieselbe 

>) 8. Theil IL S. 317. 

>) Diese ZurUckdrängung geht Bcliliesslich weiter als die bei den 
Westgothen eingetreteno; s. Dahn 1. c. VIII. II. 67. 

3) S. Theil I. 132, 207 f, 262, 280 ; vgl. Dahn 1. c. VI. (1885) 
S. 88 ff; Seebohm: Tribal cnstom in anglo-saxon law 527 ist dieser Auf- 
fassung beigetreten. Inzwischen hat Eötzschke (Dtsohe Ztscbr. f. Gesch. 
Wies. N. F. IL 308 ff) mit Recht hervorgehoben, dass Gothen und Burgunder 
trotz der auch bei ihnen wahrnehmbaren Spuren bäuerlichen Lebens der 
Freien, doch zur Zeit der Niederlassung auf riimischem Gebiete als kleine 
Grundbesitzer mit Sklaven zu betrachten sind, so dass bei ihnen — im 
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Annahme hinsichtlich der fränkischen Entwicklung spricht aber 
der Umstand, dass die römischen Vorbilder in wichtigen Theilen 
des fränkischen Galliens unvergleichlich weniger brauchbar 
waren, als in den gothiscben und burgundischen Gebieten. Auch 
sind die rechtlichen Consequenzen der Vermögensunterschiede 
im fränkischen Reiche anders ausgefallen.^ 

Diese Umstände zwingen nach anderen Gründen für diese 
Entwicklung zu suchen. Man wird auch hier an die mit der 
fränkischen Reichsgründung verbundene allgemeine Umwälzung 
zu denken haben. Es ist zu erwägen, dass der Einzelne im 
Grossstaate, dem Millionen angehören, einen viel kleineren Theil 
des Ganzen repräsentierte, als in der alten Völkerschaft, daher 
viel schwerer zur Geltung zu kommen vermochte. Verlor er, 
wie dies im fränkischen Reiche geschah, durch das Absterben 
der volksrechtlichen Grundlagen seinen politischen Halt, so 
konnten ihm nur anderweitige Umstände, etwa die materielle 
Macht mit ihren Folgen, zu einer Stellung auf neuer Basis 
verhelfen. Die Geltendmachung der vollen Freiheit bedarf unter 
allen Umständen fester Grundlagen; der Wegfall der alten, 
durch nichts Entsprechendes ei'setzten Grundlage^) schloss die 

Uegeusatze zu anderu Völkern — ein wesenilicber Ansatz zu ständischer 
Ungleichheit vorhanden war. (Dies ist mir, wie ich rnckbaltslos zugebe, 
entgangen; es schwebte mir blos für die Westgothen (s. Theil I. ZU7) die 
Annahme einer althergebrachten Ungleichheit vor, während sie Kötzscbke 
präcis fasste.) Dessen ungeachtet wird man die Ausprägung der auf 
Vermögensnnterschieden bornhonden Ständeunterscbiede bei Qothen und 
Burgundern, selbst bei voller Anerkennung der Ergebnisse Eötzschke’s. auf 
die Einwirkung römischer Vorbilder zuriickführen dürfen, denn I. waren 
die römischen socialen Verhältnisse in den betreffenden Oebieten weit besser 
erhalten, als in Nordgallien und ist die rechtliche Normierung der Unter- 
schiede zwischen Reich und Arm bei den Uothen (weniger bei den Burgundern; 
s. Theil I. 280 ) derart im Sinne der römischen Vorbilder ausgefallen, dass 
man schwerlich an eigene Schöpfungen denken kann. 

’) Die Wergeider für Freie sind ohue Unterschied von Reich und Arm 
die gleichen. Die Scheidung von meliores und minöflidi bat nicht den 
Charakter einer Ständescheidung im Rechtssinne (s. Brunuer 1. c. 1. 249.) 
Erst die Capitt. des IX. Jb. lassen eine Präcisieruug wahrnehmen, indem 
z. B. im Capit. v. J. 809. c. 9. die Qeisselung der zahlungsunfähigen Freien 
angeordnet, im Capit. Worm. v. J. 829. c. 6. die processuale Stellung der 
Uinderfreien beschränkt wird. 

denn der Untertauenverband ersetzte nicht den alten Volksverband. 
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staatsrechtliche Bethätignng der Freien zunächst aus und er- 
schütterte die socialen Folgen der Freiheit. Die letzteren 
bedurften somit einer neuen Fundierung, wie sie ausser einem 
hervorragenden Amte nur der Besitz bieten konnte, der gegen 
die Anfechtungen und Widerwärtigkeiten schützte. Diejenigen, 
denen es gelang, eine derartig feste Ba.sis zu gewinnen und zu be- 
wahren, konnten von da aus zu staatsrechtlicher Bedeutung ge- 
langen, die, wenn auch nicht so begründet wie die frühere Stellung 
der Freien, factisch eine mitunter erheblichere war und weit über 
dasjenige hinausging, was in früherer Zeit auf volksrechtlicher 
Grundlage erreichbar gewesen.') In demselben Verhältnisse 
wurde die praktische Bethätigung der Freiheit jener, denen es 
nicht gelang, diese neue Basis zu gewinnen, erschwert; sie 
wurden declassiert; der Gegensatz zwischen Freiheit und der 
Unmögliclikeit ihrer Behauptung in den breiten Schichten, wui de 
praktisch zu Ungunsten derselben gelöst, da es an allem fehlte, 
wodurch das Dominieren der materiellen Umstände hätte ein- 
gedämmt werden können. Dass aber gerade der Grossgrund- 
besitz als materieller Ausgangspunkt der gesellschaftlichen 
Schichtung im fränkischen Reiche so wichtig erscheint, hat 
wohl die betreffende sociale Entwicklung beschleunigt, hat sie 
gefestigt,'^) ihr nach oben und nach unten die Bahn gewiesen 
und dabei merkwürdige Analogien®) mit den gallo-römischeu 
Verhältnissen hervorgebracht, man wird aber trotzdem aus den 
angeführten Gründen weder die ganze Entwicklung als ein 

An Keimen dieser Art bat es iiatililioh nicht gefehlt. Wir haben 
erwähnt, dass die Wurzeln der Urundherrschaft weit zurückreichen und 
auch der Königsdieust hat schon nach Taciti Meldung sogar Uinderfreic 
hoch aufsteigen lassen. Die volksrechtlicben Grundlagen des Staatsrechtes 
aber haben ein Überwuchern tbatsärhlicher Ungleichheiten verhindert und 
die Kiufacbbeit der Verhältnisse erschwerte ohnehin eine rechtliche Ver- 
wirklichung der Ungleichheiten. Der Wegfall dieser Schranken machte die 
Bahn frei. 

Denn die Festigung der Unterschiede zwischen Reich und Arm 
greift am besten durch, wenn Orundbesitzerwerb die einzige Art der V^er- 
mügenssebaffung ist; nun stand der Grossgrundbesitz in diesen wirtschaft- 
lichen ' Verhältnissen so gut wie concurrenzlos da. 

Hinsichtlich der Form und der Ausgestaltung des Grossgrundbesitzes; 
die Idee des grossen Besitzes bedurfte natürlich keines römischen V'orbildes; 
sie ergab sich von selbst aus der Entwicklung des .\grarwesens. 
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Ergebnis gallo- römischer Eiofittsse. noch auch die einzelnen 
analogen Erscheinungen als Nachahmung Vorgefundener Beispiele 
bezeichnen dürfen.*) 

Neben dem Gegensätze zwischen Arm und Reich wurde 
ferner eine Scheidung wichtig, die man als eine den ger- 
manischen Begriffen entsprechende bezeichnen darf, nämlich 
die Scheidung von Kriegern und Leuten, die es nicht waren. 
Wenn auch nur mittelbar und auf Umwegen kam es doch dazu, 
dass der Kleinfreie nicht mehr so selbständig wie früher und 
nicht in demselben Äusmaasse Kriegsdienste leistete und das 
Übergewicht der kriegerischen Thätigkeit praktisch namentlich 
seit Entstehung des Lehenswesens auf die seniores überging, 
wobei bekanntlich nicht einmal der Unterschied zwischen Freien 
und Unfreien voll in die Wagschale fiel. Ist auch die letztere 
Erscheinung ungermanisch, so ist doch der Hauptzug dieser 
Entwicklung sicherlich unrömisch ;^) das Ansehen desjenigen, 
der dem Kriegsdienste gar nicht oder doch nur mit Schwierig- 
keiten und in geringerer Weise obliegen konnte, wurde erschüttert, 
während der politische Wert des Kriegertums die Stellung der 


') Dies scheint auch Brnnner's Ansicht zn sein (R. U. I. 230.) 
Er meint aber, dass .die allgemeine Richtung und die tieferen Grundlagen 
der socialen Entwicklung nicht frei sind von römischen Analogien“; gleich- 
zeitig bemerkt er, dass es nicht der Geist der römischen Kaiserzeit, sondern 
ein höherer, aber doch verwandter Geist war, der im fränkischen Reiche 
an der Umwandlung der Gesellschaft gearbeitet hat. Nun ist wohl zuzu- 
geben, dass die allgemeine Richtung der Entwicklung römische Analogien 
aufweist; für die tieferen Grundlagen gilt dies aber nicht. .Sehr zutreffend 
unterscheidet Brunner den Geist, der an der Umwandlung der fränkischen 
Gesellschaft gearbeitet hat, von dem Geiste der römischen Kaiserzeit; die 
V'erwandtschaft aber, die er zwischen den beiden socialen Ideen annimmt, 
kann höchstens jene sein, die überhaupt zwischen Froducten der Zersetzung 
und denen der gübrenden Entwicklung besteht. 

*) Brunner (R. G. I. 230j erblickt zwar in der späteren (mittel- 
alterlichen) Trennung kriegerischer und bäuerlicher Beschäftigung und in 
dem darauf beruhenden Erblichwerden der Berufsstände, eine Analogie 
mit spätrömisebeu V'erhältnisson. Für die fränkische Zeit ist an diese 
Analogie noch nicht zu denken. Da giebt es noch keine Rechtsvortheile 
der Krieger gegenüber den Nichtkriegern und keine Erblichkeit des Gegen- 
satzes, der überdies weder ganz durchgefübrt ist, noch mit Besitzverhältnissen 
zusammeuhängt. 


Digitized by Google 



156 


in dieser Hinsicht hervorragenden Individuen festigte.*) Die 
dnrch den Gegensatz materieller Lage angebahnte Social- 
differenzierung, die aber trotzdem, wie wir nachznweisen bemüht 
waren, nichts principiell ungermanisches bietet, hat unter anderem 
ein Ergebnis gebracht, das, wenn auch der germanischen Zeit 
in dieser Form fremd, dennoch als ein der germanischen Auf- 
fassung entsprechendes bezeichnet werden muss.^) Der Umstand, 
dass die Lage der verarmten Freien im fränkischen Reiche 
äusserlich an analoge Erscheinungen der spätrömischen Gesellschaft 
erinnert, kann daran nichts ändern, solange wir sehen, dass der 
Grundzug der Entwicklung unverkennbar der Fortentwicklung 
germanischer Ideen entspricht. 

Dasselbe gilt von den social - politischen Functionen 
der einzelnen Gesellscbaftsschichten; sie dienen trotz neuer 
Formen germanischen und nicht römischen Ideen. Der 
fränkische Optimatenstand,**) durch Grossgrundbesitz 

') Weil diejenigen, die nebst dem Ackerbau auch militäriscbe Interessen 
vertraten, ihren Platx im Staate besser ausfüllten und wahrten, als diejenigen, 
die sich dem Waffenhandwerke — dem edelsten nach germanischer Auf- 
fassung — entfremdeten. 

^ Abgesehen von den neuen Auffassungen, die schon für die ältere 
Zeit einen Uegensatz zwischen Ackerbau und Kriegertum annehmen, (in 
welchem Falle die fränkischen Erscheinungen desto mehr als Fortsetzung 
alter Ansätze, also nicht als Ergebnis römischer Einflüsse zu betrachten 
wären), darf man betonen, dass auch bei Annahme eines Gleichgewichtes 
zwischen Ackerbau und Kriegertum, das letztere für die Stellung des Freien 
von grösserer Bedeutung sein musste, weil die persönliche Betheiligung am 
Volksheere eine Theilnahme an der Staatsgewalt bedeutete. 

*) Dass derselbe nicht mit dem altgennanischen Adel znsammenhängt, 
darf als feststehend angenommen werden, (selbst dann, wenn man mit 
V. Koeller (Mitth. d. Inst. f. österr. Gcsch. f. XXIII. 237) den Fraucus 
als Adeligen betrachtet). Der alte Adel hat gerade hei den Stämmen, die 
eine bewegte Vorgeschichte durchmachten, sehr gelitten, so dass man für 
seine Geschichte in fränkischer Zeit auf die gerade in den letzten Jahren 
geäusserten Ansichten kaum einzugeben braucht. Von eigenartiger Wichtigkeit 
wäre da nur die sehr originelle Ansicht May er 's (1. c. I. 421 ff), die den 
fränkischen Adel aus dem altgermanischen ableitet und nur eine Vermehrung 
sowie Umwandlung desselben zugiebt. Die Grundpfeiler dieser Ansicht er- 
scheinen unbewiesen und unbeweisbar; das nähere Eingehen auf Hayer's 
Theorie würde bodenrechtliche Untersuchungen erfordern, von denen wir 
hier abseben müssen. Man wird vorläufig an der, zuletzt von W. Schnitze 
(s. oben S. 127. A. 1.) vertretenen Ansicht festhalten müssen, wonach der 
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und staatliche Würden begründet, durch Grundherrschaft, 
Immunität und Seniorat zu höherer, aber dennoch nicht ab- 
geschlossener Stellung gelangt, war bestrebt, das Königtum zu 
beschränken und wie ehemals das Volk, wenn auch in anderer 
Weise, an der Regierung theilznnehmen; was dabei an staats- 
rechtlichen Garantien fehlte, wurde durch thatsächliche Macht 
ersetzt; kam es auch nicht zu ausgesprochener Abgrenzung 
zwischen König und dem Stande, der jetzt als Volk fungierte, 
so ist doch eine römisch absolutistische Ausartung der Königs- 
gewalt verhütet worden. Der fränkische Adel entwickelte, 
obwohl er sogar römische Elemente aufgenommen und tbeilweisc 
römische Bezeichnungen beibehalten hat,>) ein politisches Standes- 
interesse, das der ehemaligen Stellung der Freien in der 
germanischen Völkerschaft entsprach.^) Die von dem Adel nach 


altgennaniache Adel nnr factiache Vortbeile genossen hätte und andererseits 
den Unterschieden lustimmen, die Guilbiermoz 1. c. 3 zwischen rBmisebem, 
altgennanischem nnd fränkischem Adel findet. Die Verbiudungsbrücke 
wird man dann darin zu erblicken haben, dass der fränkische Adel keinen 
abgeschlossenen Stand bildete, vielmehr alle bedeutenderen Elemente, gleichviel 
ob romanischer oder germanischer Abkunft, aufnahm. Die gallo - rdmische 
Aristokratie, die, wie Fahlbeck (1. c. 191) richtig bemerkte, eine factische 
Stellung beibehalten hat (s. auch Brunner 1. c. I. 230); die Bezeichnungen 
sind ebenfalls zum guten Theil römisch geblieben; s. Waitz II. I. 363, 
Brunner I. 205. A. 9; Dahn VII. I. 170, 178, allerdings nicht mehr in 
karolingischer Zeit) ist theils im fränkischen Besitzadel, tbeils im Amtsadel 
aufgegangen. Dem ersteren mag sie wohl als Vorbild gedient haben, dem 
zweiten aber nicht; ihn aber wird man gerade als den wichtigeren bezeichnen 
müssen, namentlich wegen seines directen Zusammenhanges mit dem König- 
tum; diesem Zusammenhänge verdankte er die staatliche Bedentnng, die 
es ihm ermöglichte, an der Regierung theilznnehmen und politisch festen 
Fnss zu fassen (s. Oierke 1. c. I. 118). Häufige Verwandtschaften 
(s. Ponpardin: Lea grandes familles comtales in Rev. hist. Bd. 72 S. 72ff) 
festigten das QemeinsamkeitsgefUbl des Adels in seinem Vorgehen nach 
Aussen. Da ist es nicht ohne Interesse, dass, wie erwähnt, auch römische 
Elemente in dem fränkischen Adel anfgegangen waren und an seiner 
politischen Tbätigkeit, die — wie im Text ansgeführt wird — von germanischen 
Ideen getragen war, mitwirkten. 

1) 8. vorige Anm. 

^) Sickel (Westdtsch. Ztschr. XV. 134) meint, dass den Reichen ein 
Staatsgedanke fehlte, dass sie nicht Volksrechte vertheidigten, da ihre 
politische Tbätigkeit nnr eigenen Interessen gewidmet war. Dies ist richtig, 
erscheint aber nicht geeignet, unsere Ansicht Uber die politische Rolle des 
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oben und nach unten bethätigten Bestrebungen boten gemianischen 
Entwicklungsprinzipien, die jetzt nicht mehr auf alle freigeborenen 
Leute anwendbar waren, eine Zufluchtstätte;*) sie war kümmer- 
lich, lässt aber den durchgreifenden Unterschied gegenüber 
römischen Vorbildern und eine wenn auch gebrochene Continuität 
germanischer Entwicklung erscheinen.'*) Dem römischen Opti- 
matentum lag derlei fern; es ist höchstens gegen die Provinzial- 


frÄnkiseben Adels zu ersebUttem. Sickel's politisebe Einsicht, die alle 
seine AusfUbrungen anszeichnet, müsste vielmehr zageben, dass zu allen 
Zeiten (und je weiter zurück, desto mehr) die herrschenden ('Jassen ihr 
Interesse mit dem der (iesaninitheit identiticierten; nur dass diese Idenlifi- 
cierung je nach dom, ob die herrschende fJasse zahlreicher oder weniger 
zahlreich war, einen verschiedenen Grad der Gefährlichkeit annahm; war 
nämlich die herrschende (Hasse zahlreich, dann kam die Wahrung der 
Classeninteressen vielen Individuen zu gute. Über das Spiel der Interessen- 
gegeusätze in altgermanischer Zeit sind wir zu wenig informiert; mit 
Rücksicht auf die geringere Bedeutung damaliger Gegensätze und mit 
Rücksicht auf die Volksverfassung, dürfen wir annehmen, dass es nur selten 
zu einem schroffen Classenegnismus kommen konnte, werden dies aber keines- 
wegs einem besseren .Staatsgedanken zusebreiben; auch in germanischer Zeit 
wurden nicht ahstracte Volksrechte, sondern die eigenen Interessen der am 
Staataleben hetheiligten Kreise vertreten und die mächtigeren Elemente 
werden auch damals einen besonderen Schutz ihrer Interessen nach Thunlicb- 
keit augestrebt haben. Der linter.schied ist also nur quantitativer .Art. 
Die percentuell grössere Anzahl der im .Staate mitwirkenden Volksgenossen 
der älteren Zeit erschwerte das Durchsetzen der Interessen einer Gruppe 
gegen die andern; in fränkischer Zeit war dies möglich. Sagt doch auch 
Sickel (I. c. 134), dass das Verhältnis zwischen König und Ge.aelI.scbaft 
an die .Stelle der früheren Rechtsordnung zwischen König und Volk getreten 
war; es ist also nn die Stelle des Volkes die Ge.sellschaft getreten, nämlich 
jener Theil der Gesellschaft, der sich auf der Oberfläche erhalten hat. be- 
ziehungsweise auf die Oberfläche gelangt ist. Nur, dass — wie .Sickel 
gut ausdrUckt — das Verhältnis zwischen König und Volk eine Rechts- 
ordnung war, was eben für das factische Macht Verhältnis zwischen König 
und Gesellschaft in fränkischer Zeit nicht zutrifTt; wir vermögen der 
Seeliger’schen Ansicht (Hist. Viertjahrschr. I. 35) von der rechtlich 
selbständigen Macht des Optimatentum nicht zuzustimmen. 

’) Wir haben erwähnt, dass unter dem Schutze (oder wenn mau will, 
unter dem Drucke) der Gruudherrsc.haft die geriuauischen genossenschaft- 
lichen Elemente anflehten. 

*) Dass sich der .Staat diese gesunden Tendenzen entgehen liess, ohne 
sie für seine Zwecke zu verwenden, um die Beamtenwillkür und den Egoismus 
der Grossen einzudämmen, war gewiss von Übel — aber nicht die Schuld 
der Grossen selbst. 
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bellörde aufgefreten und war bemülit, difi ärmeren Sc.bicbten in 
Abhängigkeit zu bringen, an eine staatliche Ingerenz hat es 
nicht gedacht und auch niemals an die Traditionen der römischen 
Volksautorität angeknüpft. Selb.st wenn man nicht geneigt ist, 
auf die Bedeutung des AVegfalls volksrechtlicher Verfassungs- 
elemente, den wir als die wichtigste Grundlage vieler Um- 
wälzungen der fränkischen Zeit betrachten, einzugehen, wenn 
man also von diesem Umstande absehend, die gallo-römischen 
Gesellschafts- und Besitzverhältnisse als den Impuls dieser 
Ereignisse betrachten will, so wird man doch zugeben müssen, 
dass die Ergebnisse nicht in römischem, sondern in germanischem 
Sinne ausgefallen sind. 

Gehen wir nun auf die Kehrseite ein und betrachten 
wir die d e c 1 a s s i e r t e n Freien,’) die in so .scharfem 
Gegensätze zu ihren durch Amt und Besitz empor- 
gestiegenen ehemaligen Standesgenossen stehen, so fällt trotz 
allem die Erhaltung ihrer Berufsstellung auf; sie gehen sogar 
Abhängigkeitsverhältnisse-) ein, uni nur ihre gewohnte Leben.s- 
wei.se beizubehalten. Dieser Umstand ermöglichte das Anfleben 
von traditionellen Verbänden unter der Grundherrschaft, be- 
wahrte den Staat vor der Bildung eines gesellschaftsgefährlichen 
Proletarierstandes und schützte die Fortentwicklung des alten 
Rechtes. Als Grundlage der Abhängigkeitsverhältnisse der 
verarmten Freien ist die vertragsmässige Schutzgewalt^) zu 


>) Gniraril (Polypt. I. 212 ff) hat es versucht, die Freien in drei 
Kategorien zu theilcii, näuilich in freie KigentUmer mit Jurisdiction, freie 
Eigentümer ohne dieselbe und schliesslich Freie ohne Eigen und Jurisdiction; 
die dritte Art bildet wegen der Unterstellung unter die Urundberrscbaft 
und wegen der wirtscbaitlichen Abhängigkeit einen in jeder Beziehung 
minderfreieu Stand. 

>) Nämlich die von Dahn I. c. VII. I. 212 ff zusammengefassten 
Rechtsverhältnisse. Wenn aber bei dem Streben nach Übersichtliobkeit ein 
Gegensatz zwischen „rein persönlicher Abhängigkeit“ und „Abhängigkeit 
auf Grund von Uandleihe“ construirt wird, so geht dies offenbar zu weit, 
weil den Abbängigkeitsformen ein Wesens unterschied beigemessen wird. 
Das Leheuswesen beweist, dass man ohne die Freiheit einzubüssen, dennoch 
theilweise ausser Fühlung mit dem Staate kommen konnte. 

>) 8. Sickel (Westdtsche Ztschr. XVI. 5S.) und Heusler 1. c. I. 163. 
And. Ans. Dahn I. c. VII. I. 20S, der die römischen Vorbilder zu stark 
beranziebt. die Formen der Abhäugigkeitsverbältnisse in den Vordergrund 
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bezeichnen, bei der das Bestreben vorlag. Recht und Pflicht im 
Gleichgewichte zu halten ; dieser Grundzug germanischer Schutz- 
verhältnisse verband sich mit der ebenfalls germanischen Haftungs- 
pflicht,*) so dass nach aussen, aber auch nach innen, ein herrschaft- 
licher Menschenkreis entstand, dessen Ausbildung somit bei den 
Franken auf theilweise anderen Voraussetzungen beruhte, als 
in analogen gallo-römischen Verhältnissen;-) das Moment der 
Pflicht des Schutzherrn trat weit mehr hervor, als in römischen 
Abbängigkeitsverhältnissen und darauf ist cs zurttckzufdhren, dass 
die Vertretung des Schützlings durch den Herrn nach aussen an 
und für sich noch keine Recbtsminderung bedeutete,^) obwohl 
sie praktisch zu einer solchen führte und in der Ausbildung 
specieller Rechtsordnungen innerhalb der einzelnen Schutz- und 
Herrschaftskreise, insbesondere in der Unterordnung der An- 
gehörigen der Herrschaftskreise unter diese Rechtsordnungen, 
ihren Ausdruck fand. Die fränkischen Schutz- und Herrschafts- 
kreise wurden dadurch, dass sich der Staat ihrer bediente und 
ihnen staatliche Aufgaben anferlegte, förmlich dazu gedrängt, 
Rechtsordnungen zu schafifen und Staatsaufgaben zu vertreten, 
daher auch gegen ihre Angehörigen zwingend vorzugehen. 
Darin liegt der politische Unterschied gegenüber analogen gallo- 
römischen Verhältnissen; die Initiative oder doch wenigstens 
die Hauptschuld ist hier dem fränkischen Staate znzuschreiben, 
während in römischer Zeit ein ähnlicher staatlicher Impuls 
fehlte und die Initiative zu den Übergriffen, als welche die 


rückt, den germanischen Gmndzug aber übersieht. Dass die Abhängigkeit, 
namentlich im Westen grosse Fortschritte machte, ist daraus an erklären, 
dass es dort wenig Neuland, daher wenig Rodungggelegenheit gab. 

t) deren Uedeutung für die Ansbildnng der Grnndherrschaft oben 
S. 133. hervorgehobeii wurde. 

8. Sickel 1. c. 58 ff; daran hindert der Umstand, dass dieCommen- 
dation gewisse römische Analogien aufweist (vgl. Sickel I. c. 49ff) nichts. 
Es ist übrigens interessant, dass die nordfranzösischen Quellen der nach- 
fränkischen Zeit den Mündling immerhin noch als Freien betrachten, während 
die südfranzösischen in ihm einen Unfreien erblicken (s. Mayer 1. c. 11.36); 
darin änssert sich die social günstigere germanische Auffassung, die sich 
im Norden erhalten hat; es wird aber dadurch auch die Analogie gallo- 
römischor nnd fränkischer Abhängigkeitsverhältnisse als eine blos äuss er- 
liche gekennzeichnet. 

s. Sickel 1. c. 63. 
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römischen Abhängigkeitsverhältnisse zu betrachten sind, der 
Gewaltsucht der Interessierten zur Last fällt, den Staat aber 
nur die Schuld trifft, diesen Gelüsten nicht gehörig entgegen- 
gearbeitet zu haben; deshalb haben die fränkischen Abhängigkeits- 
verhältnisse eine so wesentlich grössere Intensität und eine 
unisoviel grössere Ausdehnung angenommen. War auch das 
fränkische Ergebnis in einzelnen Erscheinungsformen analog, 
im allgemeinen sogar weitergebend als das gallo-römische, so 
genügen doch die angeführten Momente, um die principiellen 
Unterschiede ersichtlich zu machen und die fränkischen Ab- 
hängigkeitsverbältnisse als von germanischen Ideen durchdrungene 
Neubildungen erscheinen zu lassen. 

Zwischen der rechtlichen und factischen Lage der abhängig 
gewordenen Freien entwickelte sich ein Gegensatz, auf den 
die Gesetzgebung nicht einging. Es geschah nichts zur Linderung 
der schweren Lage, der Staat stellte vielmehr Anforderungen, 
die praktisch eine Massenvemichtung der Freien hervorriefen 
und rechnete starrsinnig mit einem Idealbegriff, ohne die täglich 
sich vollziehende Ycrändernng zu berücksichtigen. Auch darin 
können wir einen Unterschied zwischen römischer und fränkischer 
Entwicklung wahrnehmen. Ist es auch dem römischen Staate 
nicht gelungen, dem kleinen Manne zu helfen, so hat es wenigstens 
an Versuchen nicht gefehlt, die beweisen, dass die römische 
Politik die thatsächlichen Veränderungen wahrnahm. Der 
fränkische Staat zögerte mit der Berücksichtigung der veränderten 
Lage und zog aus ihr nicht die nötigen Consequenzen, indem 
er weder für den Schutz der Freien eintrat,') noch eine Regelung 
der neuartigen Verhältnisse vollzog. Man hielt vielmehr an 
dem alten Begriffe von der Stellung der Freien im Staate fest, 
worin sich deutlich die Nachwirkung germanischer Anschauungen 
offenbart. Nicht nur die merovingische Verfassung erblickte 
in den Freien den Kern des Staatsvolkes;^) auch später noch 
pflanzt sich diese Auffassung fort.-*) Die Abhängigkeitsverhältnisse 


') Es wurden ja im Gegentheil die Verbrüderungen und Gilden der 
Freien in karolingischer Zeit bekämpft; s. y. luama 1. c. I. 262. 

Änd. Ans. Heck: Beitr. z. Gescb. d. Stände I. 63. 

’) So noch im karolingiscben Strafrechte (s. Dahn 1. c. VHI. II. 67); 
dieser Auffassung entsprach es, das.s der arme Freie, der die Busse nicht 
V. tlatban. ROtn. Recht in den germ. V'olks.Htaaten. llf. II 
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der Freien entwickeln sich zu einer reich abgestuften Scala, 
.indem sie die in Frage kommenden Personen entweder nur 
theilweise oder allseitig erfassen. Sie beruhen aber alle auf 
der Zerrüttung der alten Grundlagen des Individuums und auf 
der Schwierigkeit der Herstellung einer neuen staatsrechtlich 
festen Grundlage für die wirtschaftlich schwächeren Elemente, 
also auf den Gmndübeln der fränkischen Staatsentwicklung. 

Enger scbliesst sich die Stellung der halbfreien Elemente 
an gallo-römische Vorbilder an, was offenbar damit zusammen- 
hängt, dass die Verhältnisse der unteren Schichten der gallo- 
römischen Bevölkerung weniger Veränderung erfahren haben. 
Doch muss man sich auch hier gegen eine Überschätzung ver- 
wahren. Dass der Colonat') beibehalten wurde, darf als 
feststehend bezeichnet werden; er erscheint trotz gewisser 
Änderungen^) auch im fränkischen Reiche in seinem römischen 
Gewände.^) Er bildete zweifellos ein brauchbares Krystallisations- 


zahlen konnte, getötet wurde und erst langsam kam man auf das Ersats- 
mittel der Qeisselung. Das Capit. ex 801—814 c. 1. (Boretius I. 145) 
ignoriert noch die socialen Zwischenstufen (non est amplius nisi über et 
servus). Uan könnte wohl sagen, dass auch das römische Recht die socialen 
Zwischenstufen zu wenig berücksichtigte. Es ist jedoch zu bemerken, dass 
es jene Neubildungen abwehrend, sich der Hoffnung hingeben mochte, sie 
beseitigen zu können, während das fränkische Recht, das durch Anerkennung 
den Neubildungen Vorschub leistete, in höherem Grade an eine Normierung 
hätte denken müssen. Deshalb darf man in der Unterlassung eine Nach- 
wirkung alter Ideen erblicken. 

>) s. oben Theil II. 319; Ouörard 1. c. I. 232 ff nimmt eine Ver- 
schlimmerung der Lage der Colonen in fränkischer Zeit an, welche aber 
durch die wirtschaftliche Besserung eine Abschwächung erfuhr; vgl. Brnnner 
1. c. I. 240 f, Hegel: Entst. d. dtscb. Städtewesens 11 A. 4. (s. v. Savigny 

I. c. I. 311), Dahn 1. c. VII. I. 263 ff, Schrödor RG* 221. 

^ Als solche kommen in Betracht die von Brunner 1. c. L 241 
betonte Umänderung der öffentlich-rechtlichen Beschränkungen des Colonats 
in privatrechtlicbe und die Regelung des Wergnldes. Die darin wahrnehmbare 
Annäherung an germanische Ideen äusserte sich auch darin, dass das Anf- 
steigen der Colonen zur Freiheit durch jene Zähigkeit, mit welcher die 
Germanen an den halbfreien Ständen festhielten, erschwert wurde. 

8. Sickel in G. g. Anz. 1896. S. 274 ff. Noch in karolingischer 
Zeit blieb der Colonat im Süden erhalten (s. Dahn 1. c. VIII. II. 206) 
obwohl ein Theil der Colonen Freizügigkeit erlangt haben mag (I. c. 149). 
Strafrechtliche Verschiedenheiten blieben noch im IX. Jb. erhalten; s. Capitt. 

II. 272, 317 f. 
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centrum für die rechtliche Ausprägung des Litenstandes, mit 
dem er social und wirtschaftlich verwandt war. Es besteht 
somit hier ein Parallelismns und wenn man auch Colonen und 
Liten mit Recht unterscheidet, so muss doch der Thatsache, 
dass von der gesummten römischen Ständeschichtung gerade der 
Colonat am besten erhalten blieb,') Rechnung getragen werden. 

Die Liten gehören bekanntlich schon der altgermanischen 
Gesellschaftsordnung an;^) ihre Entstehung ist also nicht auf 
eine Nachahmung des römischen Colonats zurückzuführen.'') 


’) Die Ausfühmngen Mayer’s 1. o. II. 53 erleichtern das Verständnis 
der Erhaltung des Colonates. 

8. Waitz I. c. I. 166, Gnfirard I. c. I. 280ff. Brunner I. o. I. 
101 ff. 238 ff. Schröder I. c. 48 ff, 22lf. 

’) Vielfach ist römischer Urspning des Litenwesens behauptet worden ; 
s. z. B. Lacomblet in Arcb. f. d. Oesch. d. Niederrheins I. 166; auch 
Dahn I. c. VII. I. 107 f bringt die ripuarischen Lite» mit der Bömer- 
herrschaft in Zusammenhang; fUr diesen Zusammenhang (s. noch Brunner 
I. c. I. 36, Schröder 1. c. 49) spricht wohl am meisten der Umstand, dass 
Liten gerade da Vorkommen, wo oino Berührung mit dem Römertum und 
mit dem Keltentnm stattgefunden hatte, bei den Ostgermanen aber fehlen. 
Brunner (Sav. Ztschr. V. 81. A. 6) hat überdies auf den Znsammenhang 
zwischen C. Th. VII 20, 12 und L. Rom. Burg. 46 hingewiesen; man kann 
daraus entnehmen, dass der römische Laetus und der germaui.sche Litus als 
gleichbedeutend betrachtet wurden. Mit Rücksicht auf die sächsischen 
Liten und die langobardiscben Aldien, für die ein römisches Vorbild 
schwerlich angenommen werden kann, wird man dennoch der eingangs er- 
wähnten Ansicht entgegentreten müssen. Da erscheint nun die von Brunner 
(1. c. I. 34) versuchte ZurückfUhning des römischen Colonats auf germanische 
Wurzeln sehr fruchtbar. Doniol (Serfs et vilaius au moyen äge. Paris 19001 
verfolgt (S. 74) diese Idee und gelangt ebenfalls zur Überzeugung, dass 
der Colonat eine Eigentümlichkeit keltischer und germanischer Völker war, 
die sich im allgemeinen gegen den Begriff der Sklaverei in griechisch- 
römischem Sinne sträubten. (Dies wäre namentlich für kriegerische Unter- 
werfungen annehmbar; nnd gerade darauf werden zahlreiche gleichförmige 
Abbängigkeitsverhältnisse zurUckgefUhrt. S.dleitzen in Deutsche Liter.-Ztg. 
1897, No. 48, Wittich in Sav. Ztschr. XXII. 314). Dabei schliesst Doniol 
riebtigerweise die Möglichkeit einer wichtigen Beeinflussung des keltischen 
Colonats durch das römische Sklavenrecbt nicht ans. Man hätte es also 
möglicherweise mit folgender Entwicklung zu tbun: Die Römer verwendeten 
unterworfene Barbaren auf eine bei keltischen und germanischen Völkern 
übliche Art und prägten das Colonatsverhältnis aus, dessen Oebundenheit 
und Erblichkeit vom römischen Standpunkte immerhin auffallend ist ; handelte 
es sich aber um geschlossene barbarische Gruppen, dann wurden dieselben 

n* 
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Über die Einzelnheiten der rechtlichen Stellung der Lite» in 
älteren Zeiten sind wir nicht informiert und können nur an- 
nehmeu, dass sie im allgemeinen von der in fränkischer Zeit 
bekannten nicht principiell verschieden war, wobei aber natürlich 
mit der Wahrscheinlichkeit specieller Fortbildung bei einzelnen 
Stämmen sehr zu rechnen ist*) und noch mehr mit der J^oth- 
wendigkeit juristischer Ausgestaltung.^) Es nuuss daher die 


corporativ als Laeten behandelt, unter Beibehaltung heimischen Rechtes und 
des germanisch anklingenden Namens. .'So hat z K. Mcitzen I. c. I. 
365 f gerade hinsichtlich der ripuarischen Liteu, die Dahn mit dem Rümer- 
tnm in Zusammenhang brachte, die Auffassung vertreten, dass sie ihre 
germanische Wirtschaftsweise beibehalten und unter romisciier Beeinflussung 
wenig gelitten bähen). Somit wäre der römische Coionat eine specielle 
Anwendung (und entsprechende juristische Ausgestaltung) desjenigen Begriffe.“, 
der dem germanischen Litenwesen zu Urnnde lag, das römische Laetenwcscn 
aber eine staatsrechtliche Anwendung desselben BegriflTes auf Völker oder 
Völkertheile. Dies würde zugleich erklären, warum die römische Gesetz- 
gebung Colonen, Laeten, Uentiles (u A.) unterscheidet; die Verarbeitung 
des Begriffes war eben in allen Fällen eine privatrecbtlich und staatsrechtlich 
verschiedene. Durch die rechtliche Ausgestaltung im Colonate erhielt der 
ursprünglich unrömische Begriff einen Charakter, der ihn vom Litentum 
unterschied und da letzteres wegen der Beibehaltung des eigenen Rechtes 
in den lätischen Gruppen keine durchgreifende juristische Ausbildung erfuhr, 
so ragte der Coionat juristisch hervor. Das römische Laetentum konnte 
sich mit dem bei deu freien Germanen bestehenden Litenwesen vereinigen, 
der Coionat dagegen blieb geschieden. Aus demselben Grunde aber konnte 
der Coionat auch nach dem Sturze dos römischen Reiches für die juristisclie 
Ausgestaltung des Litentums wichtig werden, desto mehr, als ja durch den 
Wegfall des politischen Unterschiedes zwischen Coionat und Laetentum 
eine Beeinflussung erst recht möglich wurde. Man kann also eine Beein- 
flussung des fränkischen Litentums durch den römischen Coionat annehmen, 
ohne deshalb an dem germaniseben Charakter iles Litentums zu zweifeln 
oder in demselben eine Nachahmung des römischen Colonats zu erblicken. 

t) Es genügt, auf die in nachrömischer Zeit vorhandenen Unterschiede 
hinzuweisen, die am wahrscheinlichsten durch die verschiedene Fortbildung 
bei einzelnen Stämmen, allerdings auch durch die möglicherweise heterogene 
Wurzel des Litentums bei den einzelnen Stämmen zu erklären ist. 

>) Denn kein Stand ist in germanischer Zeit zu einem juristischen 
Abschlüsse gelangt und für Zwischenstände gilt dies noch mehr; da hatte 
die Entwicklung bei jedem Stamme einen grossen Spielraum. Über die 
privatrechtliche Beschränkung der Liten s. Sickel in Westdtsch. Ztschr. 
XVI. 09. A. 23, über ihre gerichtliche Stellung s. Meyer in Sav. Ztschr. 
II. Iü9f, 111. 102 ff. 
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Frage aufgeworfen werden, ob und inwieferne das Beispiel des 
riiinischen Colonats auf die Entwicklung der rechtlichen Ver- 
hältnisse des Litenstandes') oder umgekehrt der Litenstand auf 
die fränkischen Änderungen des Colonats-) eingewirkt haben. 
Eine Lösung dieser Frage erscheint unmöglich, denn jeder 
Versuch müsste an der ungenügenden Kenntnis litischer Ver- 
hältnisse der vorfränkischen Zeit scheitern. Aus allgemeinen 
Gründen könnte man eher eine Einwirkung des Colonats auf 
den Litenstand annchmeu, obwohl wichtige Umstände, nämlich 
die erwähnten Änderungen des Colonats und namentlich die 
fortdauernde Unterscheidung von Colonen und Liten in fränkischer 
Zeit dagegen sprechen.'’) Man muss berücksichtigen, dass gerade 
in den unteren Schichten das grösste Festhalten an alten 
Traditionen bemerkbar ist, so dass trotz äusserer Ähnlichkeit 
und muthmasslichcr Detaileinflüsse die herkömmliche Sonderung 
dieser beiden sonst sehr verwandten Gruppen fortdauerte, wobei 
aber dem Litenstande insoferne ein Vorrang gebührt, als Ja 
nicht der Colonat, sondern das Liten wesen die Grundlage der 
Regelung der zur späteren Hörigkeit führenden Verhältnisse 
bildete. 

Zu derselben Kategorie gehören die Freigelassenen, 
die im fränkischen Reiche je nach den bei der Freilassung 
auferlegten Bedingungen eine praktisch verschiedene Stellung, 
im allgemeinen aber trotz vieler Abstufungen einen eigenen 
und zwar dauernden Stand bildeten. Hinsichtlich ihrer Rechts- 
stellung ist ein Parallelismus kirchlicher und grundherrlicher 
Bestrebungen bemerkbar. Denn Kirche und Grundheirschaft 
waren bemüht, die Freigelassenen unter fortwährender, erblicher 
Schutzherrschaft zu erhalten,^) was den römischen Vorbildern 


') naiiicntlicb uacli der juristiachen Richtung hin. 

8. oben S. 103 A. 3. 

Wäre der rümiache Einfluaa durchgedrungen, ao liätte es zu einem 
Aufgehen dea eineu Standea in dem anderen kommen müaaen. Ua diea 
nicht geacliah. ao iat zu achliesaen, dass trotz der in diesem Falle hervor- 
tretenden Analogie und trotz der nicht abzulehnenden Möglichkeit römischen 
Einfluasea, der fränkische Litenstand offenbar einen altgermanischen Kern 
beibebalten hat, der ihn vor der Vermischung mit dem Colonenstand bewahrte. 

‘) Diese Schutzherrschaft kam einer theilweisen Unfreiheit gleich, weil 
wichtige Beatandtheile dcrFreiheit dauernd und erblich fehlten, was dem Begriffe 
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nicht entspricht, wohl aber an germanische Traditionen anklingt') 
und andererseits dnreh die allgemein politischen und socialen 
Vorgänge im fränkischen Reiche erklärlich erscheint.^) Es darf 
als feststehend angenommen werden, dass die praktische Aus- 
bildung der Rechtsstellung der Freigelassenen im fränkischen 
Reiche überwiegend ein Werk der Kirche, des mächtigsten 
und seiner Zwecke am meisten bewussten Grossgrundbesitzers 
war, so dass, wenn von einer fremdrechtlichen Entwicklung auf 
diesem Gebiete die Rede ist, nicht an das Römertum, sondern 
an die Kirche gedacht werden muss, die sich überdies in der 
Gestaltung der betreffenden Verhältnisse von der römischen 
Basis entfernt und vielmehr eine quantitativ und vielleicht auch 
qualitativ bedeutsame Fortbildung germanischer Traditionen 
bewirkt hat. Hinsichtlich der Freilassungsformen'') fällt 

der riimiseben FreilassDDg widerspricht. Fournier: Lee affranebissemeots 
(Hev. hist. 18S3 Bd. 31) hebt (S. 33ffj hervor, dass die Kirche hinsichtlich 
der Freilassungen vielfach von dem römischen Rechte abwich. 

<) Dieselben haben durch So hm ’s geistreiche Abhandlung (^D. liberti 
iu altgerm. Zeit; Sav. Ztschr. XXL 20 ff) eine neue Beleuchtung erfahren, 
auf die wir judoch hier nicht eiuzugehen vermögen. Der Auffassung, 
wonach die Taciteischen liberti ausschliesslich im Herreudienstc Verwendung 
fanden und überhaupt nicht rechtlich Freigelassene waren, wird man schwerlich 
in dieser allgemeinen Fassung zustimmen. Aber davon absehend, kann 
man es wohl nicht als Zufall bezeichnen, dass nur der Denarialis und der 
zum Römer B’reigelassene volle Freiheit erwirbt; daraus folgt vielmehr, 
dass die den übrigen Freigelassenen anhaftenden Beschränkungen alter Sitte 
entsprechen. 

“) Fournier 1. c. 52 meint ra. R., dass die wirtschaftlichen Ver- 
hältnisse die Krbaltung der Freigelassenen unter gewisser Botmässigkeit 
förderten. Mit diesen Vorgängen und Zuständen hängt wohl auch die 
spätere Abschwächung des Unterschiedes zwischen Freien und Freigelassenen 
zusammen (s. Dahn I. c. VIII. II. 208), sowie überhaupt das Ausarten der 
verschiedenen Spielarten der Zwischenstände; dieses Ausarten nahm ja einen 
Umfang an, der bei Xaebahmung römischer Vorbilder schwer erklärlich 
gewesen wäre. Es leuchtet ein, dass mit dem Bestreben, politisch nnd 
materiell geschwächte Freie in Abhängigkeit zu bringen, das Bestreben, 
., 4 ^ die Freigelassenen nicht unabhängig werden zu lassen, Hand in Hand ging. 

®) Dieselben sind genügend behandelt worden; s. Fournier 1. c. und 
Essai Bur los formes et les effets de l'affranch. daus le dr. gallo-franc 
(Bibi, de l'Ec. des hautes et. fase. 60), Loening: Dtsch. Kirch. R. II. 228, 
Brunner: D. Freilass, dch Schatzwurf (in Hist. Aufs. f. Waitz) und R.6. 
I. 242 ff, sowie Schröder R.G.* V24 ff. Übersichtlich behandelt diese 
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allerdings ein mächtiger römischer Einschlag auf; siebt man 
der Sache auf den Grund, so ist es wieder die Kirche, auf 
deren Rechnung er zu setzen ist, wobei auch die wichtigen 
Umbildungen der römischen Freilassungsformen in kirchlicher 
Praxis zu beachten sind. Die germanischen Formen sind nicht 
ganz ausser Gebrauch getreten; denn die Freilaissung durch 
Schatzwarf, sowie die per hantradam, tragen unverkennbar 
germanische Merkmale. ') Im Obrigen ist das Znrücktreten 


Frageu Dahn 1. c. VII. I. 257 ff, VIU. II. 207 ff u. IV. 175 f. Za den 
von Hänel (L. R. Via.) erwähnten Stellen kommt hinzu c. 7. des Conc. 
von Orlens ez 549 (vgl. L. R. Vis. C. Th. IV. 7 und IV. 10. 1.) 

Tamassia (Nozze Polacco-Luzzatto 1902) hat den Versuch untor- 
iiommon. diese Freilassungsart als eine rSmische hinzustellen, indem er auf 
L. R. Vis. C. Th. IV. 9. 1. und auf die dadurch heeinflnsste Stelle der 
westgoth. Antiqua (L. Vis. V. 7. 2.) hingewiesen hat, mit denen L. Sal. 
XXVI. Zusammenhängen soll. (Üher diesen Zusammenhang haben wir uns 
schon oben S. 41. A. 6. ausgesprochen). Der genannte Forscher versuchte 
aber auch durch auderweitigo Gründe seine Ansicht zu unterstützen, nament- 
lich durch den Hinweis auf die westgoth. Emancipationsformel (Form. Vis. 34) 
in der .nummus distractionis atque emancipationis“ vorkommt; er möchte 
(I. c. 27 f) mit Rücksicht auf die Verwandtschaft zwischen Emancipation 
und Freilassung, in dem Angebot des Geldes heim fränkischen Schatzwurf, 
einen Auklang an die Emancipationsform finden; nur wird dabei übersehen, 
dass bei der Emancipation das Geld angenommen, beim Schatzwurf aber — 
u. zw. mit unverkennbarer Absicht — abgelohnt wird. Die vom Verf. 
(I. c. 29) nachdrücklich horvorgehobene Stelle Gregors v. Tours, namentlich 
die Worte; „qui uno ictu, unoque momento, sine numismato auri corpus 
a debilitate et conditiono absolvit*, sind durchaus nicht überzeugend, da 
ihnen der Gegensatz: „quis umquam de mille talontis sic redimot* folgt; es 
soll somit gesagt werden, dass ohne einen Groschen ein Erfolg erzielt wurde, 
der für keine Summe erreichbar geweseu wäre. Die ganze Verwandtschaft 
zwischen der fränkischen Schatzwurfform und der von T. hcrangezogenen 
römischen Form, besteht darin, dass auch das römische Recht eine Freilassung 
vor dem Kaiser kannte, die aber nicht jene Folgen hatte, wie die fränkische, 
du letztere sogar gegen den Willen des Herrn des Knechtes wirksam blieb. 
Die Erklärung der Symbolik des Sebatzwurfes hat Brunner (Hist. Aufs, 
f. Waitz 65 f) gegeben und sie ist dem Geiste des germanischen Rechtes 
conform. H. R. betont T., dass nur im fränkischen und langobardischeu 
Rechte diese königliche Intervention vorkommt. Deswegen braucht man 
aber noch nicht an römische Vorbilder zu denken; es genügt, der herrschenden 
Meinung gemäss, die Bedeutung voller Freilassung für Volk und Staat im 
Auge zu behalten. Wenn hei andern germanischen Völkern die königliche 
Intervention fehlt, so hängt dies eben mit ihrer rechtsbistoriseben Ent- 
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germanischer Formen gut erklärt worden, ebenso die praktischen 
Vortheile der Anwendung der umgebildeten römischen Formen,') 
die dank ihrer Vereinfachung in dem Ausgleiche, der auf diesem 
Gebiete stattfand, thatsächlicli ein Übergewicht erlangten. 
Dennoch treten wichtige rechtliche Unterschiede hervor.^) Man 

Wicklung znaamnien ; dieselbe war bei den Gothen schon soweit vorgeschritten, 
dass die Erinnerung an die volksrechtlicben Ideen verblasste und es neben- 
sächlich erscheinen mochte, ob der Freigelassene als Volksgenosse im alten 
Sinne zu betrachten sei oder nicht; übrigens hat das Übergewicht der 
kirchlichen Freilassung — wie T. I. c. 17 selbst bemerkt — die königliche 
(staatliche) Intervention znrtickgedrängt. Bei Franken und Langobarden 
ist wegen des länger andauernden Heidentums (bezhgsw. des Arianismus), 
die kirchliche Freilassungsform erst verhältnismässig später eingedmngen 
und die Erinnerung an die alte volksrechtliche Tradition der Freilassung 
zu vollem Rechte konnte sich länger erhalten. Praktisch ist sie allerdings 
auch bei den Franken insoferne gegenstandslos geworden, als der Begriff 
der Volksmitgliedschaft auch bei ihnen wegüel; daher ist mit Brunner 
(1. c. 66) anzunehmen. dass diese Form ursprünglich nur zur vollen Frei- 
lassung der schon Halbfreien gedient haben dürfte (ebenso wie die Frei- 
lassung durch das Volk in germanischer Zeit) und sich erst später (also 
als sie ihren ursprünglichen Wert verloren hatte) auch auf einfache Unfreie 
ansdebnte. Damit wäre vielleicht auch die Strafeudifferenz der beiden 
Thatbestände des Tit. XXVI. L. Sal. in Zusammenhang zu bringen; cs 
muss nämlich auffallen, dass die wider den Willen des Herru erfolgende 
Denariation des Halbfreien härter gestraft wird, als die des Knechtes, die 
doch eine grössere Einbnsse für den Herrn bedeutet; man dürfte annehmen, 
dass der erste Tbatbestand aus einer Zeit stammt, in der das Eintreten in 
das Volk noch von Bedeutung war, so dass dieser Tbatbestand ein wichtiges 
Delict betraf, während der zweite Tbatbestand späteren Ursprungs wäre. 
Aber auch abgesehen davon, sind wir, aus den vorerwähnten Gründen, nicht 
in der Lage, den an und für sich sehr anregenden Ausführungen Tamassias 
znznstimmen. 

Die Freilassung per hantradam hat Havet in Nouv. Kev. liist. de 
dr, fr. et etr. 1877 S. 667 ff kurz aber gut behandelt, ihre Ähnlichkeit mit 
der mannmissio per vindictam, ebenso aber auch die wichtigen Unterschiede 
hervorgeboben. Die gerichtliche Procedur hat hier die Wirkung, dass der 
Freigelassene vollfrei wird. 

’) 8. Fournier: Essai 92 ff. 

^ Eine ipso facto eintretende Freiheit des Knechtes, wie sie im 
römischen, westgotbischen nnd ostgothischen Rechte (auch bei Liutpr. VI. 87) 
bekannt war, fehlt im fränkischen Rechte und kommt nur bei Ansegis 
vor. Auch die von der Kirche geforderte Befreiung von Knechten, die bei 
Juden dienten (gegen den Willen des Herrn, jedoch gegen Ersatz), scheint 
trotz der Concilienbeschlüsse (Uäcon a. 581. c. 16, Meauz c. 73, lU u. IV 
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wird somit im allgemeinen die Ansicht vertreten dürfen, dass 
die Stellung der halbfreien Elemente trotz aller römischen 
Analogien und mancher römischen Antecedenticn überwiegend 
germanischen Charakter hat.^) 

Dass die Unfreiheit in fränkischer Zeit, wie in 
allen germanischen Staaten, an Umfang zunahm, hängt 
nicht nur mit dem Antrofifen zahlreicher Knechte im 
römischen Gallien,^) sondern auch mit den Fortschritten der 
Besitzverhältnisse und mit den socialen Wandlungen der Franken 
selbst zusammen. Für die Frage, ob die Ausgestaltung des die 
Knechte betreffenden Rechtes im fränkischen Reiche nach gallo- 
römiscben Vorbildern erfolgt ist, wäre vor allem zu betonen, 
dass die altgermanische Zeit muthmasslich kein festes Sklaven- 
recht hatte, vielmehr die schon von Tacitus erwähnte schwankende 
Praxis eine sehr verschiedene Behandlung der Knechte ohne 
Rücksicht auf die principiell harte Rechtsauffassung annehmen 
lässt. Dem gegenüber war die Lage der Unfreien römisch- 
rechtlich geregelt und es war in der spätrömischen Gesetzgebung 
eine Schutztendenz sichtbar, deren factisches Durchdringen aber 
in einer Zeit, in der man nicht einmal die Freien gegenüber 
der Präpotenz der Mächtigen wirksam zu schützen vermochte, 
fraglich erscheinen muss.'^) Es kommt also hier für die fränkische 


Orl^DS c. 13 u. c. 16) nicht durchgedrungeu zu sein. Auf Schwierigkeiten 
stiess ebenfalls die rUmische Erwerbung der Freiheit durch Zeitablauf. 
(Fournier: Essai 11. A. 2. versuchte hiefUr L. Sal. XLV. heranzuziehen.) 
Andererseits ist die Beschränkung der Zahl der freizulassenden Knechte 
dem fränkischen Rechte fremd. (Das Capit. ex 805 c. 11 bezieht sich auf 
kUnigliche Knechte; Fournier hat 1. c. 22. A. 4. das Capit. de roon. 
S. Crucis Pictav. ex 822 — 824 c. 7. fälschlich auf diese Frage bezogen,) 
Dass die Beerbung der Freigelassenen durch den Fiscus nicht römisch, 
sondern salisch ist, bat Zenmer (Forschgg. z. dtsch. Qesch. XXIII. 197) 
bemerkt. 

') s. Qlasson 1. c. II. 642. 

®) 8. Dahn 1. c. VII. I. 268, 274. 

Deswegen möchten wir den von Sickel (O. g. Anz. 1896 S. 278 11) 
zusammengestellten Symptomen der Fortschritte im römischen Sklavenrechte 
keine so grosse Bedeutung für das fränkische Recht beimessen. Noch 
energischer tritt für die fortschrittlichen Elemente des römischen Sklaven- 
rechtes Van Wetter (Le droit rom. et le droit germ. dans la mon. fr. 
I. 23 ff) ein, der aber Übersicht, dass es sich vielfach um Justinianische 
Maassregeln handelt, die für die gallo-römischen Zustände nicht in Betracht 
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Entwicklung zweierlei Recht und zweierlei Sitte in Betracht; 
die römischrechtlichen in Gallien mehr oder weniger durch- 
gedrungenen Schutznormen, die im Rechte der Kirche ihre 
weitere Ausbildung fanden und die strenge altgermanische Auf- 
fassung, die man eine rein sachenrechtliche nennen könnte; 
umgekehrt aber die praktisch günstigere germanische Sitte, wie 
sie schon durch Tacitus erwähnt wird, und die trotz aller Schutz- 
normen ungünstigere römische Sitte, die sich aus dem städtischen 
industriellen Leben, aus der capitalistischen Ausbeutung und 
aus der Latifundienwirtschaft der römischen Grossen ergeben 
musste. Die Notwendigkeit juristischer Normen auf allen 
Gebieten führte zur Ausprägung von Rechtssätzen über die 
Unfreien; sie ist, wie allgemein zugegeben wird, zunächst in 
rein sachenrechtlichem Sinne, also härter als die römische aus- 
gefallen.') Spricht dies einerseits für weitgehende Selbständigkeit 
gegenüber römischen Vorbildern, so darf uns andererseits diese 
Härte nicht überraschen, weil es sich in den betreffenden Normen 
entweder nur um den Schutz des Herrn handelte, dem ein 
Vermögensbestandtheil abhanden kam, wobei also die eventuell 


koininei] (so z. H iu ilm S. 31. A. 3. bchaiiJelteu Falle). Van Wetter’s 
Voigeheii crscluint vom reclitsvertrleicheudeu .Standpunkte falsch, weil alt- 
germanische Verhältnisse mit spätrömischeu, ohne Rücksicht auf den Abstand 
der Entwicklungsstufen, verglichen worden und überdies die Sitten, die 
gerade in diesem Falle wichtig sind, ausser Betracht bleiben; man weiss 
eigentlich nicht, was durch diese Gegenüberstellung bewiesen werden soll. 
.Sickcl's Ansführungen sind der Bekämpfung der Dabn'schen Ansicht von 
der Besserung der Sklavenlage durch das germanische Recht gewidmet und 
heben sehr zntreffend jene Fälle hervor, in denen schon das vurjustinianische 
Recht der Persönlichkeit des Sklaven Rechnung zu tragen begann. Ob 
darin schon der Anfang der Aufhebung der Sklaverei zu erblicken ist, (so 
Sickel 1. c. 37») wäre doch fraglich; dass die primitivere Sklaverei der 
Germanen eine Hemmung des durch das römische Recht angebabnten Fort- 
schrittes bedeutete, lässt sich auch nicht beweisen. Man mag die römischen 
Sklavenschntznormeu noch so hoch veranschlagen, für die wirtschaftliche 
Lage derselben geschah doch so gut wie nichts, gerade die wirtschaftliche 
Lage aber ist factiscb in fränkischer Zeit gebessert worden. 

') s. Jastrow; Z. strafr. .Stell, d. Sklaven ,S. 13 ff, E. Mayer in ,Sav. 
Ztschr. II. Söll'. Letourneau: L’evolution de l'escl. 466 räumt dem 
römischen Einflüsse eine zu grosse Rolle ein, da er die sacheurechtliche 
Auffassung der Volksrechte auf römische Beispiele zutUckfUhrt. Dieser 
Beispiele bedurfte es nicht. 
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personenrochtliche Eigenschaft des Knechtes ausser Frage blieb, 
oder um die Verantwortung von Sklavendelicten, für deren 
Auffassung der altgermanische und noch lange nicht überwundene 
Muntbegriff bestimmend und hemmend wirkte. Aber nicht nur 
die ältesten Normen, auch die späteren sind von römischer 
Beeinflussung ganz überwiegend frei. Das dem späteren fränkischen 
Rechte eigene Hervortreten des persönlichen Momentes, nament- 
lich in der Beurtheilung des Delictes') und in der Entwicklung 
des Sklavenwergeldes,2) geht über das römische hinaus,'^) giebt 
dem Knechte wenigstens dritten gegenüber^) die Stellung einer 
Person minderen Rechtes und verleiht den Unfreien die Eigen- 
schaft eines Standes im wahren Sinne des Wortes. Wurde also 
der Knecht im altfränkischen Rechte tiefer als im spätrömischen 
gestellt, so wurde er durch das spätere fränkische Recht nach 
aussen entschieden besser behandelt.^) Wie sehr aber das 
fränkische Sklavenrecht trotzdem noch immer an dem alther- 
gebrachten vermögensrechtlichen Charakter der Knechte festhielt. 


*) öffentliche Strafen an Sklaven kennt schon L. Sal. XL. 5, kleinere 
Leibesstrafen XII. 1 u. 3, XL. 1., doch kann in den meisten Fällen die 
Strafe durch Busszahlung ersetzt werden. Erst die Capitt. streben die 
Verantwortung dos Sklaven an (s. Heyer 1. c. 9b) und geben dabei weiter 
als die von Sickel (G. g. Anz. 1896. S. 279 A. 4 u. S. 280 A. 1.) er- 
wähnten römischen Normen (s. auch Meyer 1. c. 100). Auch die uoxae 
datio hat im fränkischen Rechte, nebst der Minderung der Verantwortung 
des Herrn, den Sklaven der Bestrafung (der privaten) zuzuführeu. Vgl. auch 
Mayer: Z. Entst. d. L. Rib. 120 und Lesour: Des cousecjueuces du delit 
de l'cscl. (Nouv. Rev. hist, du dr. fr. et etr. XII. 6ö7 ff, 663.) 

“) s. Jastrow: I. c. 20. 26, Brunner R. G. I. 231 f Am stärksten 
im chnmavischen Rocht, das ein förmliches Sklavouwergehl kennt. 

“) namentlich durch Zuerkennung des Wergeides (s. vorige Anm.) 
Von besonderer Bedeutung ist die Entstehung des Hofrochtes, in dem der 
Knecht eine gewisse Rechtsstellung erlangte; die Wurzeln derselben wird 
man schon in die fränkische Zeit verlegen dürfen. M. R. hebt Dahn 
1. c. Vni. II. 224 f die Bedeutung des Umstandes hervor, dass Unfreie 
sogar in die Vassallität traten. 

^) Für den Schutz gegen den Herrn ist natürlich nichts geschehen; 
daran hat nur die Kirche gedacht; s. Mayer 1. c. 87 f. Dahn 1. c. VII. 
I. 294 f. Nun ist aber für den Schutz des Minderfreien auch nichts geschehen. 

<*) Allerdings geschah dies im Interesse des Herrn, der sich dadurch 
gegen die alte Fraesumption von der Verantwortung für Sklavendelicte 
schützte. 
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crgiebt sich daraus, dass das privatrechtliche Eigentum des 
Herrn durch alle die Fortschritte nicht berührt wurde*) und 
dass die Frage, ob der Knecht rechtlich Vermögen haben kann, 
die im langobardischen Rechte eine Entscheidung erfahren hat, 
im fränkischen offen blieb und höchstens in der Sitte eine 
praktische Lösung fand.^) Ein weiteres Symptom des Festhaltens 
an dem vermögensrechtlichen Charakter ist die verschiedene 
Rechtsstellung der Knechte je nach ihrer Verwendung;*) die 
Verschiedenheit der Verwendung beruht zum guten Theile gewiss 
auf römischem Beispiele;*) die juristische Verwertung dieser 
Unterschiede aber dürfte wohl auf Rechnung des germanischen 
Rechtes zu schreiben sein. Unrömisch ist ferner die soweit- 
gehende Berücksichtigung der verschiedenen Knechte je nach 
Stellung der Herren;®) fand sich auch in den römischen servi 
publici ein Ansatz vor, so ist doch weit mehr an den schon 
von Tacitus erwähnten Einfluss des Königtums auf die Stellung 
der minderfreien Elemente zu denken, also an ein germanisches, 
von der Kirche in ihrem Sinne ebenfalls betontes Moment. 
Germanisch ist zweifellos die theilweise Verknechtung.*) 

Für die Stellung der Sklaven kommt ferner gegenüber den 
römischen Vorbildern der Umstand in Betracht, dass ihre 
Gcschlechtsverbindungen schon in merovingischer Zeit weit mehr 
eherechtlicheu Charakter hatten, als im römischen Reiche. Die 


') s. Jastrow in Forscligg. z. titsch, (iesch. XIX. 6aa. 

8. GtiÄrard 1. c. I. HOa f, S04f, 3Ua ff, 36ß; Jastrow 1. c. 030, 
itV2. Man scheint doch in einzelnen Fällen daran gedacht zu haben, dass 
der Sklave sich selbst von der Strafe lösen konnte (s. Jastrow: Z. strafr. 
Stell, d. .Ski. tü. A. 16), woraus sich allerdings eine, wenn auch schwer 
definierbare V'ermögensrähigkeit ergeben wurde. 

^ 8. Dahn 1. c. VII. 1. 278 ff. 

•) Namentlich gilt dies für die gewerblich qualifleierten Kneehte. 
Koehne: D. K. d. UUhlen S. 43 bemerkt, dass die bei den Römern übliche 
Kintheiluug der Unfreien grosser Güter in Rerufsgenossenschaften, sich im 
fränkischen Reiche für die 3Iüller erhalten hat. 

8. Brnniior R ü. I. 234ff, Schröder R. G.* 218, Dahn 1. c. 
\'I1. 1. 281 f, VIII. II. 228 ff. Das ribuarische Recht lässt königliche und 
kirchliche Knechte sogar schwören (vgl. Brunner I. c. II. 390. A. 87). 

•) s. Gierke 1. c. II. 29, 36, Dahn 1. c. VII. I. 278; sie spielt be- 
kanntlich in den Formeln eine grosse Rolle 
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Unzucht mit der Unfreien, die nacli römischem Rechte bloss 
einen Eingriff in fremdes Eigentum bildete, hat schon die 
L. Sal. zu einem eigenen Delicte gestempelt.*) Muss man da 
natürlich in allererster Linie an kirchlichen Einfluss denken, 
so verdient es doch auch Beachtung, dass es in dieser Frage 
zu günstigeren Ergebnissen kam, als selbst im westgothischen 
Reiche,**) in dem sich doch der Einfluss der Kirche vielfacli 
weit mächtiger erwies. 

Sieht man von diesen Rechtsnormen ab, so zeigt sich 
wirtschaftlich und social der Einfluss des germanischen Elementes 
womöglich noch stärker. Es hat zwar schon das römische Recht 
den servns casatus gekannt; zu einer normalen und häufigen 
Erscheinung wurde er aber doch eret im fränkischen Reiche^) 
und die immobiliarrechtliche Eigenschaft ist ihm erst durch das 
fränkische Recht gegeben worden.'*) Die in der Gruudherrschaft 
eintretende Vermischung freier, minderfreier und unfreier 
Individuen, die den Freien so abträglich wurde, hat natürlich 
zur Besserung der Lage der Unfreien und zu ihrer factischen 
Vermögcnsfähigkeit beigetragen. Man wird also im allgemeinen 
sagen dürfen, dass der Ausgleich gallo-römischer und germanischer 
Einflüsse auch auf diesem Gebiete einen Überschuss des ger- 
manischen Elements aufweist. Das römische Recht mag den 
Ansporn zur Fassung von präcisen Normen gegeben haben; 
materiell hat es diese Normen nicht beeinflusst und auch die 
Praxis des Lebens hat andere Bahnen eingeschlagen. 

So muss man zur Überzeugung gelangen, dass die sociale 
Entwicklung im fränkischen Reiche trotz manchen äusseren Scheines 
nicht unter römischem Einflüsse steht, sondern vielmehr ein, wenn 
auch vielfach in wichtigen Beziehungen verändertes Walten 
germanischer Traditionen verrät. Zu einem Abschlüsse ist es 
nicht gekommen, wohl aber zur Ausbildung einer allerdings 
schwankenden Stufenfolge, an deren oberster Spitze der König 
steht. Die ganze sociale Entwicklung des fränkischen Reiches 


*) S. Koahne: Geschlechtsverbind. d. Unfreien S. 7, 14 f. 
*) 8. Koehne 1. c. 20. 

3) s. Dahn 1. c. VIII. II. 221. 

*) s. Schröder Rö.‘ 219. 

8. Brunner 1. c. I. 2.S3. 
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bietet das Bild eines social-ökonomischen Kampfes, ohne eigent- 
liche juristische Ruhepunkte. Die römischen Normen waren 
schon vorher zersetzt und spricht man von einem römischen 
Einflüsse, so darf man höchstens an den Einfluss der sich zum 
Theile auf gallo-römischer Basis entwickelnden wirtschaftlichen 
Verhältni.sse denken, aber nicht an den Einfluss römischen 
Rechtes. Unter der Einwirkung der die Reichsgrttndung be- 
gleitenden Umstände trat eine Zersetzung der altfränkischen 
Ständeverhältnisse ein, wobei die alten Elemente aus ihrem 
früheren Zusammenhänge losgelöst, aber nicht vernichtet wurden, 
vielmehr zui Schaffung neuer Gebilde, die ihrerseits nicht völlig 
ausgebaut werden konnten, verwendbar waren. Für unsere 
Untersuchung kommt in Betracht, dass durch die maasslose 
Steigerung alter Ungleichheitskeime Culturunterschiede unter 
den einzelnen Classen entstanden, die eine einheitliche Rechts- 
entwicklung aller Schichten ausschlossen, die zwar die Empfäng- 
lichkeit der höheren Schichten für fortschrittliche Gedanken 
steigerten, andererseits aber den fremden Einfluss nicht in die 
Tiefe dringen Hessen. Angehörige der höheren Schichten mochten 
sich durch die Nachklänge römischer Ideen leiten lassen; die 
Massen vertraten das Altherkömmliche. So wurde den in Ab- 
hängigkeit geratenen Freien trotz des Verlustes volksrechtlicher 
Verfassungsgrundlagen das heimische Recht bewahrt, welches 
später im mittelalterlichen Hofrechte reiche Früchte brachte 
und auch die römischen Colonen und Sklaven, überhaupt die 
Reste gallo-römischer Bevölkerung, die ihre romanische Sprache 
und ihre alten Wirtschaftsformen beibehielten, traten') ausser 
Fühlung mit dem nur noch den höheren romanischen Schichten 
erinnerlichen römischen Rechte, sie traten überhaupt ganz ausser 
Fühlung mit dem städtisch kaufmännischen Elemente, so dass 
die schon in vorfränkischer Zeit angebahnte juristische Rück- 
bildung und Rückkehr zur Naturalwirtschaft in diesen Schichten 
beschleunigt wurde.-') Trotz der mehrmals besprochenen Schwäche 
des römischen Rechtscinflusses im fränkischen Reiche, hätte 


'} mit Ansimlime des Südens, wo sie dichter wohnten. 

S) Die Plebejer des Cod. Theod. IX. 21. 1. ersetzt die Ql. paris durch 
„villarii“. 
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sich doch derselbe mächtiger geltend gemacht, wenn ihm grössere 
homogene Schichten ausgesetzt worden wären; die sociale Zer- 
setzung*) hat also zur Minderung des römisches Rechtseinflusses 
das ihrige beigetragen und das Übergewicht des germanischen 
Rechtes erhalten, bis später die im fränkischen Reiche noch 
wahrnehmbare römische Übertünchung wegfiel.'*) — 

Aus den die Reichsgriindung begleitenden Umständen ist 
von vornherein zu schliessen, dass auch der Charakter des 
fränkischen Staatswesens weder unverändert bleiben, noch 
eine ruhige, folgerichtige Entwicklung auf alter Grundlage erfahren 
konnte. Allgemein anerkannt ist die Bedeutung der Umwälzungen 
im fränkischen Grossstaate und es kann sich nur um die Frage 
handeln, inwiefern römische, beziehungsweise germanische 
Elemente an diesen Umwälzungen betheiligt waren. 

Mehr als für alle hier behandelte Fragen kommt für diese 
Wandlungen der schon mehrfach erwähnte Umstand in Betracht, 
dass die Franken zur Zeit ihrer wichtigsten politischen Erfolge 
nicht als geeinter Stamm auftraten, dass somit dem durch könig- 
liche Initiative begründeten politischen Werke die Grundlage 
einer entsprechenden Stammesverfassung fehlte. Ein Volksstaat 
konnte das fränkische Reich nicht werden; das Königtum, 
welches hier den bleibenden Pol bildete, trat in den Voider- 
grund; musste es auch den Elementen, deren Emporsteigen es 
nicht gehindert hat, nach und nach immer mehr abgeben, so 
schädigte es dadurch den gesamten Staatscharakter, ohne aber 
der Idee eines Stammesstaates oder auch nur einer abstracten 
Staatsidee überhaupt zum Durchbruche zu verhelfen. 


’) ebenso wie die schwAnketidc (iestaltung der ataatlicliou .Sprengel. 

Nur nebenbei wollen wir auch bemerken, dass dieses eigentümliche 
sociale Kräftespiel wichtige politische Folgen hatte. Nach Wegfall der 
alten Grundlagen hätte es leicht zu einer Entwicklung kommen künnen, 
durch welche (im Gegensätze zur alten Zeit, wo die Gesellschaft den .Staat 
absorbierte) der Staat die Gesellschaft absorbiert hätte; dies hätte daun 
vielleicht zu Ergebnissen geführt, die den römischen Vorbildern entsprochen 
hätten. Durch die besprochenen socialen Erscheinungen ist dies verhindert 
worden; somit fuhrt auch diese Erwägung zu indirecter Bestätigung der im 
Texte vertretenen Auffassung hinsichtlich des Charakters der fränkischen 
Gesellschaftsordnung und lässt dieselbe als eine unrOmiscbe erscheinen. 
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Das fränkische Königtum ist alten Ursprungs,*) wenn auch 
seine Entwicklung durch häufige Übergänge getrübt wurde;^) 
misst man diesen die Erstarkung des Königtums hindernden 
Übergängen eine noch so grosse Bedeutung bei, so wird man 
trotzdem den zu Beginn des V. Jh. sichtbaren Abschluss*) nicht 
unterschätzen dürfen. Dieser Abschluss zeichnet sich durch die 
eigentümliche Vielherrschaft“*) ans, bei der die Entwicklung 
zunächst stehen blieb, bis es durch Gewalt und List unter 
Chlodovech gelang, diese Stufe zu überwinden, dann ein König- 
tum zu schaffen, das sich nicht auf die Salier allein beschränkte, 
sondern auf andere fränkische und nichtfränkische Völker er- 
streckte. Die volksmässige Entwicklung hat den Franken somit 
nur ein Kleinkönigtum gebracht;*) die Stufe des Stammes- 
königtums ist nie erreicht, sondern übersprungen worden; das 
Königtum Chlodovechs, eines mächtigen Theilkönigs, führte 
Ubergangslos zur Grossherrschaft über Franken und andere 
Völker; es entfaltete sich nicht mit dem Wachstum des Stammes- 
verbandes,*) schöpfte also nicht in ihm die Kraft zur Zunahme 


') ilber Könige bei Brnkterern und Chamaven in sehr alter Zeit 
8. Müllenhoff 1 . c. IV. 186; vgl Dahn 1 . c. VII. I. 28 ff. Überbanpt ist 
häufig die Wahrnehmung gemacht worden, dass die fränkischen Völker zu 
denjenigen gehören, bei denen man die Eutwicklung des Königtums insofeme 
beobachten kann, um mit gutem Grunde behaupten zu können, dass dasselbe 
auch bei Westgennaneii heimisch war; dagegen vermag W. Hoffmeister 
(D. Kgtum im altgerm. Staatsleben 1887), der v. Sybel’s Ansichten mit 
z. Tb. richtigen Bemerkungen, aber mit unrichtigen Schlüssen zu stützen 
suchte, nicht aufzukommen. 

Gute Übersicht bei Walther Schnitze: Dtsche Gesch. II. 48 f. 
Vgl. die allgemein gehaltenen Ausführungen Sickel’s in Mitth. d. Instit. 
Ergbd. I. 23 ff. 

Gemeint ist das von Gregor beschriebene Gaukönigtum. 

Die Bedeutung derselben für die Resistenzfähigkeit des Franken- 
luins gegenüber dem Hömertum ist in Th. II. S. 213 betont worden. 

•) Dies bängt mit der in Th. II. 212 u. 214 besprochenen Zerfahrenheit 
der fränkischen Stammbildung zusammen. 

«J Schröder: R.G.* S. 106 versucht diese Klnft zu Uberbrücken, 
indem er die Erfolge Chlodovechs gegen die andern Theilkönige durch die 
Annahme erklärt, die Bevölkerung selbst habe in der Vereinigung eine 
Förderung ihrer Interessen erblickt. Es soll damit eine Analogie zwischen 
der fränkischen Entwicklung und der gothiseben, langobardiseben u. s. w. 
hergestellt werden. Nun lässt sich aber gegen das nicht bewiesene fränkische 
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an Umfang und Intensität, die durch das Kleinkönigtnm nicht 
geboten werden konnte ; es verdankte diese Zunahme politischen 
Erfolgen, für die ihm nnr ein Theil des Stammes Gefolgschaft 
geleistet hatte, erobernder Thätigkeit, durch die es sich ver- 
wandter und fremder Völker bemächtigte; es schöpfte insbesondere 
die Zunahme seiner Intensität nicht aus dem Stammesboden, 
sondern aus den auch gegen grosse Theile des eigenen Stammes 
erbrachten politischen Erfolgen, an denen nur der dem Klein- 
könige unterstehende Stammestheil direct betheiligt war,') 
während die übrigen Stammestheile erst später und zwar als 
Unterworfene für den Ausbau der ohne ihr Znthun, beziehungs- 
weise gegen sie, errichteten Macht Verwendung fanden.“'^) Diese 
Entwicklung des Königtums, das aufgehört hatte, ein völker- 
schaftliches zu sein, ohne Stammeskönigtnm zu werden und auf 
die Abstreifung seines völkerschaftlichen Charakters unvermittelt 
die Annahme eines ganz heterogenen Charakters folgen lassen 
mussto, war für die Zukunft bestimmend; sie allein erklärt alle 
Eigenheiten des fränkischen Monarchenrechtes, ohne dass man 
auf die übrigens genügend bekämpfte Annahme fremder Ein- 
wirkung einzugehen braucht; sie erklärt auch die eigenartige 
Incommensurabilität zwischen König und Staatsvolk, die das 
ganze fränkische Staatsrecht kennzeichnet und die durch die 
erwähnte Annahme ftemden Einflusses niemals vollständig erklärt 
werden könnte. 


EinigungsbedUrfnia manche Einwendung erheben (a. bei mir Th. II. 8. 212 ff), 
ao daaa man wohl rUckhaltaloa mit der Thataache rechnen muaa. daaa es 
anderwärta zu Stammesverbänden kam, die ataatlichea Gewand annahmen, 
bei den Franken aber nicht. 

') Wir glauben — nicht im Gegensätze zu So hm: R. n. G. Verf. I. 35, 
aber doch ergänzend — den zweifellosen Antheil dea der Leitung Chlodovecha 
unterstehenden Stammestheilea hervorheben zu sollen. 

>) Der Umstand, dass an diesen Erfolgen ein Theil des fränkischen 
Stammes mitgewirkt batte, konnte die Gesammtentwicklung nicht be- 
einflussen; denn der mitwirkende Theil war im Verhältnis zum Ganzen zu 
klein. Die Angehörigen dieses Theilea wurden dadurch entlohnt, dass aus 
ihnen die Umgebung dea Königs, seine Vertrauensmänner nud Beamten 
genommen wurden, durch Gmndacbonkungen u. a. w. Die Ausgestaltung 
dea Staatsrechtes vermochten sie nicht zu bestimmen; sie hatten auch, da 
sie persönlich nicht zu kurz kamen, kein besonderes Interesse daran. Damit 
erklärt sich tbeilweise das auffallende Preisgeben staatlicher Rechte au 
mächtige Elemente. 

r. Halban, HOm. Kuihl in civii germ. Vulks.'itaiatc-n. III. 12 
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Zweifellos hängt das fränkische Thronrecht mit 
dieser Entwicklung zusammen; denn schon fOr die vor- 
chlodoTech'sche Zeit ist eine grössere Kraft des erbrechtlichen 
Momentes als bei anderen Völkern anznnehmen;') seit Chlodovech 
siegte dieses Moment ganz'^) und entsprach der subjectiven 
Machtstellung^) des fränkischen Königtums. Die im VII. .Ih. 
wahrnehmbaren Vorgänge politischer Natur^) änderten wohl 
den thatsäcblichen Zustand, aber nicht die juristische Grundlage."’) 
Die nicht zu leugnende Theilnahme der Grossen an den späteren 
Thronbesteigungen") findet ihre Erklärung in der Art der 
karolingischen Thronerhebung, der die erblichen Grundlagen 
mangelten und die nur durch die Anlehnung an jene politischen 
Mächte, die schon im VII. Jh. das Erbrecht der Merowinger 
untergniben, ersetzt wurde. Bekanntlich machte sich der 
concurrierende Einfluss des Wahlrechtes während der ganzen 
karolingischen Zeit geltend, so dass er nicht einmal durch das 
Kaisertum und die im Jahre 813 eintretendc Anlehnung an 
byzantinische Vorbilder') überwunden werden konnte. Die 
Erscheinungen dieses letzten Stadiums der fränkischen Thron- 


>) So mit Recht, gegen die wieder von Hu brich vertretene Keinuiig, 
Sickel in Gütt. gel. Anz. 1SS9. S. 945 ff; vgl. v. Amira da.s. 1S96S- 19« und 
Dahn 1. c. VII. III. 418 ff. 

’i) HiefUr maassgebend, dass weder Minderjährigkeit noch Gebrechen 
an der Erbfolge binderten (s. Sickel 1. c. 9G5). Mit Recht bemerkt 
Waitz 1. c. III. I. 282 f. dass die Betonung der Würdigkeit u. s. w. 
geistlich und ohne praktische Bedeutung ist; eine Grundlage für AnsUbuug 
des Wahlrechtes liegt da nicht vor. Ohne zweifelloses Erbrecht wäre das 
Festhalten an einem nnfähigen Königshause unmöglich gewesen. 

•) 9. Sickel in Westdtsch. Ztschr. IV. 333. Deshalb trat (s. Dahn 
1. c. VII. III. 468, 460) ein Wahlrecht nur da in den Vordergrund, wo das 
subjective Recht des Prätendenten za schwach war. 

*) Nämlich der Antheil der Grossen; v. Amira (G. g. A. 1896. S. 198) 
will nur einen negativen Einfluss, d. i. Verbindemng des Regierungsantrittes 
eines missliebigen Königs, annehmen. 

'’) s. Sickel G. g. A. 1889 S. 980, Dahn VII. III. 462 ff. 

•"I Gegen die gut begründete Ansicht Bruuner's (1. c. II. 29 f) 
V. Amira 1. c. 199. Über die Bedeutung des Wahl momentes in karolingischer 
Zelts, jetzt Sickel: Z. Karol. Tbronrecht (Lpzg. 1903); vgl. Dahn 
1. c. VIII. VI. 69. Dieses Wahlrecht gilt nur innerhalb des Hauses; 
s. Fnsteli Transformations S. 288. 

’) s. Brnnner 1. c. II. 2« f. 
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rechtsgeschichte beweisen, dass nicht in äusseren Umständen, 
sondern in dem Wesen des Königtums die Erklärung fUr das 
Übergewicht des erblichen Momentes zu suchen ist; selbst das 
ini VII. Jh. geschwächte merowingische Königtum entbehrte 
nicht dieses Momentes, weil ihm dasselbe seit seiner Begründung 
innewohnte ; umgekehrt konnte das weit kräftigere karolingische 
Königtum sich nicht in dem Maasse auf die erbliche Grund- 
lage stützen, weil seine Entstehung nicht darnacli war. 

Dennoch fehlte eine feste Thronfolgeordnung; man 
vermag nnr zu sagen, dass der Mannesstamm und zwar auch 
der uneheliche, berechtigt war, dass Söhne in der Regel voi' 
den Brüdern und die Letzteren wieder vor den Neffen zum 
Erbe gelangten;*) aber es bestand nicht nur keine stabile Reihen- 
folge für weitere Anverwandte, sondern überdies die Vergabungs- 
möglichkeit seitens des letztregierenden Königs selbst und bei 
Theilungen nicht Übergang des Theilreiches auf den nächsten 
Erben des Theilkönigs, sondern Accreszenz an die Brüder.^) 
Mit Rocht sagt Dahn,'*) dass jeder Merowinger die Thronfolge- 
tähigkeit in abstracto hatte, dass aber die Thronfolgeordnung in 
concreto unbestimmt war. Wenn aber — offenbar aus der bei 
Theilungen oftmals vorkommenden Gleichheit der Theile — 
geschlossen wird, dass die Thronfolge einfach als private Erb- 
folge in das Grunderbe zu betrachten ist,^) so kann dieser 
Auffassung keineswegs in der Form zugestimmt werden; man 
muss vielmehr die von SickeP) scharfsinnig und klar hervor- 
gehobenen Unterschiede zwischen privatem Erbrecht und der 
Thronfolgeordnung acceptieren; mit Rocht bemerkt Sickel,") 
dass auch die Theilungen keine genügende Parallele zu den 


>) Sickel (G. g. A. 1889 S. 9&6f.) scheint im allgemeinen in der 
Annahme fester Ordnnng zu weit zu gehen. 

ä) Über die Rolle, die die Adoption dabei spielte, s. Dahn 1, c. 
VII. III. 428. 

^ 1. c. VII. III. 427. Ganz ungereehtfertigterweise führt Scbticking 
1. c. 111 den Anspruch aller Mitglieder des KSnigshauses auf das Wahl- 
künigtum zurück. 

‘) s. üubrich 1. c. 29, Viollet 1. c. I. 218, Schücking 1. c. 115 ff; 
vgl. Dahn I. c. VII. UI. 429. 

‘) G. g. A. 1889 S. 952 ff. 

«) 1. C. 900 f. 

12 
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analogen Institutionen des Privatrechtes bieten. Trotzdem 
könnten wir das Hausrecht des Königtums als staatliche Ordnung 
nur in dem Sinne anerkennen, wenn man dabei an staatlich im 
Gegensätze zu privatrechtlich, aber nicht an eine staatsrechtliche 
Ordnung in eigentlicher Bedeutung denken sollte; das von 
Sickel Betonte genügt wohl, um den Unterschied zwischen 
der gleichzeitigen privatrechtlichen Erbfolge und den Thronfolge- 
verhältnissen zu beweisen, genügt jedoch nicht, um die letzteren 
in staatsrechtlichem Lichte erscheinen zu lassen, da überhaupt 
von einer Rechtsordnung wenig zu spüren ist.'*) Für die uns 
beschäftigende Frage genügen die in der einschlägigen Literatur 
besprochenen thatsächlichen Vorgänge, um jede Anlehnung an 
römische Beispiele auszuschliessen und im Gegentheil auf Grund 
der hier besonders auffallenden Stellung Unehelicher^) das 
Nach wirken altgermanischcr Traditionen anzunchmen, die wir 
übrigens in der Gesammtheit der betreffenden Vorgänge lebendig 
sehen.'*) Das Thronrecht hat sich von dem privaten Erbrecht 


*) wie Sickel 1. c. 95S will. 

Dies gilt aacli für die karolingische Zeit. 

*) 8. Brauner in Sav. Ztscbr. XVJI. aff. 

*) Aus den thatsächlichen Vorgängen geht nämlich ein eigenartiges 
Qesammtrecht des KSnigshauses hervor, dessen Wurzeln weit znrückreichen 
und welches, weil es offenbar schon antiquirt war, in einer anscheinend 
regellosen Successionsordnung — namentlich betreffs der Seitenverwandten 
— sowie in Tbeilnngen, in Einräumnng von Theilgebieten zu Lebzeiten des 
Herrschers a. s. w. Änsdruck findet. Prof. Dr. U. Balzer bat in seiner 
recbtshistorischen Studie Uber die Tbronfolgeonlnung der Piasten (Abh. 
d. Krakauer Akad. d. Wies., Hist pbilos. Abtb. Bd. .SG. S. 2S9ff)das 
alte FUrstenrecht unter Trennung des Vermögenserbreohtes von der Ver- 
erbung der Sippenvorstandschaft als Behelf für das Verständnis der alten 
Sippenverfassung behandelt. Volle Zustimmung und Ausnützung auch für 
andere Völker verdient dasjenige, was Prof. B. über die Überwindung der 
Sippengemeinschaft im Herrsrhergeschlechte. über die Natur der Antheils- 
ansprUche der Mitglieder und insbesondere Uber die Bestimmung der Antheile 
durch den Jeweiligen Herrscher ausführte. Die Bestimmung des Thronfolge- 
rechtes der Seitenverwandten durch den Herrscher hing jedenfalls mit der 
Zersetzung der Sippe zusammen, nämlich mit der geänderten Ausübung 
ehemaliger Beeilte des Sippenäl testen. 

Bei dieser Auffassung findet man die vorerwähnte Ansicht Dahn's 
(s. oben S. 179 A. 3) bestätigt und der altertümliche Charakter des fränkischen 
Thronrechtes erscheint zweifellos; insofeme ist gewiss mit .Schröder R.Q.* 
IOC die Annahme eines Verfassuogsbruches abzulehnen. Eine V'erfassungs- 
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entfeint, es hat theilweise mit dem Zwecke staatlicher Herrschaft 
f^erechnet, hat sich aber nicht zu einer staatsrechtlichen Anf- 
fassung dnrcbgerungen und ist weder von dem Königshause 
selbst, noch von anderen Factoren juristisch abschliessend ent- 
wickelt worden. 


änderang kSnnto biScbstens binsicbilich desjenigen Stammestbeiles Torftns- 
gesetzt werden, den Cblodovech beberrscbte, bevor er sein Reich ausgedebnt 
batte ; die übrigen Völker haben das Königtam weder begründet, noch seine 
Fortentwicklung beeinflusst; da aber mit Rücksicht auf die Gosammtlage 
das Wahlrecht eines Stammestbeiles, namentlich angesichts des bei diesem 
Theile schon in vorchlodovech'acber Zeit starken erbrechtlichen Momentes, 
nicht anfblUheo konnte, so musste in der weiteren Entwicklung auch der 
Rest des Wahlelementes zurUcktreten und dem Übergewichte des Erbrechtes 
Platz machen. Wie sich nnn die innere Entwicklung dieses Erbrechtes im 
Herrscherhanse selbst gestaltete, war zunächst Sache dieses Hauses; denn, 
wie schon erwähnt (oben S. 180), ist das Hansrecht keine staatliche Ordnung 
im eigentlichen Sinne; die von Sickel hervorgehobenen Unterschiede 
zwischen dem zeitgenössischen privaten Familien- und Erbrechte und dem 
des Königshauses sind gewiss anzuerkeunen, köuuen aber auf der langsameren 
und anders gearteten Entwicklung des Hausrechtes beruhen, in dem trotz 
l'borwindung der alten Sippenverfassung das hervorragende Recht des 
Sippenältesten mutatis mutandis nachwirken mochte; (so z. B. darin, dass 
der König zur Verfügung über sein Vermögen keiner Theilnahme der Erben 
bedarf; s. Heuslcr 1. c. I. 301» f, Brunner 1. c. II. 68). Muss man also 
(mit Sickel) eine Parallelisierung des privaten Erbrechtes mit dom könig- 
lichen ablebneo, so ist damit noch immer nicht gesagt, dass nicht beide aus 
gemeinsamer alter Wurzel stammen, nur hat sich im allgemeinen Rechte 
der pnblicistiscbe Charakter dos Eigentums- und Erbrechtes verflüchtigt, 
während er im königlichen llausrucbte eine weitere Entwicklung erfuhr. 
Wir müssen natürlich die Ausführung dieser Fragen der Darstellung des 
Immubilinrrechtes überlassen und uns hier auf diese Audeutung beschränken, 
konnten dieselbe aber nicht vermeiden, weil sie zur Charakterisierung des 
fränkischen Thronrechtes uöthig schien. 

Auch die Karolinger hielten an dem (iesammtrecbte des Hauses fest 
(s. oben S. 178. A. 6). Fasst man dies ins Auge und berücksichtigt man 
das zu ihrer Zeit stärker hervortretendo Wahlrecht, so gelangt man zur 
Überzeugung, dass auch die karolingische Flntwicklnng germanische Züge 
aufweist; sie entfernt sich von der germanischen Grundlage nur durch die 
Einschränkung der Unehelichen, (s. jetzt Sickel in ,Sav. Ztschr. XXIV'. 
Hoff), wobei aber das Uausreebt wieder hinter der privatrechtlichen Ent- 
wicklung zurückbleibt. — Diese Thatsachen genügen, um das im Texte 
vertretene Urtheil betreffs des germanischen Charakters des Thron- und 
Hausrechtes zu rechtfertigen; es ist von besonderer Bedeutung, dass auch 
das Kaisertum daran so wenig änderte. 
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Ein wiclitiges Symptom des liausrcehtlichen Charakters 
des fränkischen Thronrechtes bilden die Reichstheilungen. 
Es ist für uns von dem oben*) vertretenen Standpunkte gegenstands- 
los, ob die Theiluugen zu gleichen oder ungleichen Antheilen er- 
folgten.2) Wichtig dagegen, dass die ihnen zugrundeliegende 
Idee sich so lange erhielt und wohl politisch, aber nicht rechtlich 
bekämpft wurde;'*) auch die Frage nach dem rechtlichen Charakter 
der Theile im Verhältnisse zum Ganzen fällt nicht bestimmend 
ins Gewicht, da man selbt in dom Falle, wenn man — was 
kaum angeht ^) — annehmen würde, dass durch die Theilungen 


’) S. 180. A. 4. 

*) Brunner 1. c. II. Ü6 f nimmt gleiche, eigentlich gleichwertige 
Theile nn; ähnlich Dahn 1. c. 'VII. III. 447 ff, VIII. VI. 77, was 
W. Schultae (Dtsche Gesch. II. 114. A. 1.) nicht mit Unrecht bekämpft; 
der Umstand, dass der EiSnig die Art der Theilung anordnen konnte, spricht 
eher für die Zulässigkeit der Ungleichheit; vgl. Longnon 1. c. 90. Dem Volke 
fehlte jedenfalls alle Ingerenz. In karolingischer Zeit herrschte Ungleichheit. 

Sickel (G. g. Anz. 1889. 8. 960) stellt fest, dass die Theilungen 
durch keinen Rcchtssatz verhindert wurden. Die Idee war überhaupt so 
stark, dass sie sich sogar in der Theilung des Hausmeieramtes und in der 
Fortsetzung der Theilungen trotz des Kaisertums äussertc. Ihre Bekämpfung 
durch die Grossen hat lediglich politischen Charakter und man muss Dahn 
beipflichten, wenn er (1. c. VII. III. 470) betont, dass nicht der Gedanke 
der Staatseinheit, sondern die Staatsknnst der Hansmeier der alten Erb- 
tbeiluDg abträglich war. Es waren auch nur politische Gründe, die es 
bewirkten, dass bei den Theilungen bestimmte Territorien zu einander ge- 
schlagen wurden (s. Fahl heck 1. c. 77). 

*) Brunner vertritt bekanntlich die Auffassung, dass es sich nur 
um die Theilung der Verwaltung handelte und dass die Reichseinbeit nicht 
aufgehoben wurde: ebenso Dahn 1. c. VII. III. 473 ff; W. Schnitze 
definirt (1. c. II. 115) das Verhältnis als .ideale Einheit mit realer Sonderheit, 
analog dem Charakter des Grund und Bodens der Dorfschaft in der Urzeit“. 
Sickel (G. g. Anz. 1889. S. 961) glaubt hingegen die Einheit nur in der 
Gegenseitigkeit des Erbrechtes erblicken zu sollen, eines Erbrechtes, das 
durch keine Verfügung zu Gunsten eines Fremden entziehbar war; that- 
säcblich gab es keine gemeinsame Obergewalt Uber die Tbeilreicbe und 
ansser dem gegenseitigen Erbrechte kein anderes rechtliches Band. Die 
Meinungsverschiedenheit ist jedoch keine so grosse; denn auch Brunner 
spricht doch nur von einer theoretischen Gesammtherrschaft und von 
einem Gedanken der Reichseinheit, ohne directe Folgen zu behaupten; 
dies wäre mit der Sickel'schen Ansicht wohl vereinbar; vgl. überdies Sickel 
in Q. g. Anz. 1896. S. 296. Deshalb scheint v. Amira (G. g. Anz. 1896. 
8. 199) in der Bekämpfung Brunners zu weit zu geben. Mau wird auf 
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scpniatP Staatsweseii entstanden, immer noch (oder vielleicht 
erst recht) den erwähnten hansrechtlichen Charakter des 
fränkischen Thronrechtes wahrnehmen mftsste.') Somit sind die 
Theilungen nicht nur unrömiscli, sondern überdies eine Folge- 
erscheinung jener germanischen Traditionen, deren Wirken im 
fränkischen Thronrechte überhaupt mit grösster Wahrscheinlichkeit 
allzunehmen ist; sie führten allerdings zu Resultaten, die sich 
staatsrechtlich ungermanisch gestalteten, ohne deshalb fremd- 
rechtliche Einflüsse aufzuweisen.') 

Es ist nur logisch, dass die Behandlung der Unniündig- 
keits- und Regentschaftsfrage dieselben Züge aufweist; 
trennte man auch praktisch das Thronfolgerecht von der Über- 
nahme der Regierung, so stand doch die Succcssionstähigkeit 
der Unmündigen fest und Rechtsnormen über Regentschaft 
fehlten,'') da dieselbe einen sippemässigen, also gesammtvormund- 

niuilern-rcchtliclH“ l’räcisierung verziebton uiÜHsen (s. noch Sichel in 0. 
Anz. lOüS. S. sixi) uiiil die Keebtsfähigkeit. der gegenseitigen Unterthanen 
nicht SU geringschätzen dürfen, wie es nach modernem Stnatsruebte geschehen 
konnte. Auch spiiter, wo die Theiinngen schon politisch intensirer nuftreten 
(s. Dahn 1. c. VIII. V. 357), fehlt es doch nicht an Spuren des Gemeinschafts- 
gefühls, (vgl. J. Doizd: Le gouvern. confraicmel de Louis le Pieui et 
l'nuite de l'Lmpire) wobei man die Kriiftigiing der Einheit durch das Kaiser- 
tum nur für das Kaisertum seihst, aber nicht für die Theilreiche annebiueu kann. 

') Das hansrechtliche Band hat den Zerfall, zu dom sonst die Theilungen 
hätten führeu müssen, hintangehalten. 

Germanisch ist nämlich (s. oben 8. IMU. A. 4.) die Grundlage des 
Thronfolgorechtes, die sich möglicherweise aus dem alten Privatreebte her- 
loitet, aber der späteren privatrechtlicheu Entwicklung nicht mehr gefolgt 
ist, somit nicht den Charakter zeitgenössischer privatrechtlicher Ordnung 
hatte. Ebensowenig hat es sich den Stammesinteressen untergeordnet, weil 
der fränkische Stamm keine staatsrechtliche Stufe erreicht hat, so dass das 
Kronrecht keine Gelegenheit hatte, mit einem .Staminesstaatsrecbte zu rechnen. 
So ist das staatsrechtliche Resnltat dieser Entwickluug trotz germanischer 
Grundlage ein uugermauisebes, weil kein germanisches Staatswesen an einer 
derartigen Incommensurabilität zwischen Staat und Königtum zn leiden 
hatte und in keinem das Königtum so sehr von dem Staate unabhäugig 
war. Der politischen Zusammenfassung des Stammes entspricht Einheit 
des Königtums (vgl. Theil II. S. 144); wo erstere felilt, fehlt auch die 
ilemgemässe Ordnung des Thronreebtes. 

ä) Dahn (1. c. VII. III. 440) vertritt die Auffassang, dass die privat- 
rechtliche Vormundschaft über den unmündigen König von der Reichs- 
regentschaft zu trennen ist; bewiesen wird dies nicht, v. A mira (Gött. gel. 
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schaftlichen Zug hattet nnd dieser Zug nur politische, aber 
nicht staatsrechtliche Änderungen erfuhr.^) Die betreffenden 
Thatsachen stehen mit dem Charakter des Thronrechtes in 
engstem Zusammenhänge, so dass auch hier an keinen römischen 
Einfluss zu denken ist.-^) 

Hierher gehören auch die Modalitäten der Thron- 
besteigung,^) unter denen namentlich die Umfahrt'’) mit 
Rücksicht auf die privatrechtlichen Analogien,®) aber auch wegen 
ihrer echten germanischen Anklänge ’), besonders geeignet 
erscheint, den Gesammteindrnck, den das fränkische Thronrecht 


Anz. 1896. S. 196) erblickt iu der Dahn'schen Ansicht eine Folge der 
Brunner'scben ; so weit wir se]ien, mit Unrecht, da Brnnner (1. c. IL 31ff) 
in der interimistischen Verwaltung kein staatsrechtliches Institut erblickt. 

') Dies hebt gerade Brunner (1. c. II. 33) hervor. 

*) Richtig sagt Sickel (6. g. Anz. 1889. S. 973): .Die Lage war 
eine ausschliesslich politische. Ein Recht, wie für den factisch 
handlungsunfähigen ein Ersatz zu beschaffen war. musste erst hervorgebracht 
werden“. Nun ist ein solches Recht nicht geschaffen worden und der Antheil 
der Grossen bernhte nur auf Macht; das Recht kannte nur den unmündigen 
König, in dessen Namen alles geschah. 

’) Dahn (1. c. VII. UI. 436) will in der Feststellung eines concretcn 
MUndigkeitstermins, römischen Einfluss erblicken, rechnet aber (1. c. 437) 
doch auch mit germanischen Nacbklängen. Wie schwer es fällt, Uber diese 
Frage klar zu werden, hat Sickel (Oött. gel. Anz. 1889 8. 965 ff) gezeigt, 
gleichzeitig aber mit Recht betont, dass im Rahmen des Gesammtcharakters 
des fränkischen Thronrechtes diese Frage ziemlich nebensächlich erscheint. 
Die Identität privatrecbtlicher und staatsrechtlicher Mündigkeit bei den 
Karolingern beweist, dass auch bei ihnen noch diese Angelegenheit dem 
Hausrechte und nicht dem Staatsreebte angehörte. Den Zusammenhang 
zwischen dem gesammten Familienrechte des Königshauses und dem alten 
germanischen Familienrechte bat schon Schulze (Ztschr. f. R. Gesch. 
Vn. 361 ff) behandelt. 

*) S. ausser Waitz, Brunner. Schröder nnd Dahn, in.sbes. Sickel 
(Gött. gel. Anz. 1889. S. 949) und Scbücking: Der Regierungsantritt; hiezu 
Dahnim Arch. f. öff. K. XV. 287, J. Gierke in Sav. Ztschr. XXL 309 ff, 

*) Aber auch die Besteigung des Throns (Hochsitzes); s. Sickel 
I. c. 963, Dahn 1. c. VU. UI. 490. Die Bedeutung der Umfahrt betont 
besonders Schücking 1. c. 133. 

*) s. Brnnner 1. c. II. 18; Schücking geht in der Hervorhebung 
des privatrechtlichen Momentes zu weit. 

s. was Dahn (in Arch. f. öff. R.) darüber gegen Schücking sagt. 
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macht, zu bestätigen ; *) daran vermögen auch die von germanischen 
Traditionen abweichenden Änderungen der Titulaturen und 
Insignien, die sich namentlich in karolingischer Zeit mehren, 
aber theilweise auch schon der merovingischen eigen waren, 
nichts zu ändern, so dass eine Erörterung derselben entfallen kann. 

Der dem Könige geleistete ünterthaneneid, dessen 
Herkunft in allen germanischen Staaten strittig ist,*) hat, auch 
wenn man seine römische Provenienz zugiebt,^) bei den Franken 
eine Umbildung erfahren, durch die er sich dem Gefolgschafts- 
eide näherte.'*) Diese Umbildung steht in gar keinen Beziehungen 


') Salbung und Krönung, auf angelsäclisiscbem und kirchlichem, letztere 
auch auf byzantinischem Einfluss bembend, treten zu spät auf, um den 
Charakter des fränkischen Thronrechtes zu ändern. Es ist übrigens allgemein 
anerkannt, dass weder Salbung noch Krönung tou rechtlichem Belang waren; 
s. jetzt Dahn 1. c. VIII. VI. 92 ff. 

Gemeingermanisch ist der Ünterthaneneid wohl nicht; s. Sickel: 
Freistaat S. 64 ff, SchUcking 1. c. 18. Die betreffenden Ansichten von 
Roth und Waitz werden mit Recht abgelehnt. 

’) s. Brunner 1. c. II. 61 f. v. Amira in Gött. gel. Anz. 1896. S. 191, 
Sickel das. 1890. S. 213 (weniger sicher das. 1897. S. 836). Dahn 1. c. 
VII. III. 396 ff bestreitet den römischen Ursprung, Puntschart (Mitth. d. 
Instit. XXIV. 480 f ) schliesst ihn nicht ans. 

Auf diese Umbildung gehen Brunner 1. c. und v. Amira 1. c. ein; 
Puntschart 1. c. leitet in Anlehnung an Mayer (1. c. I. 1.) den Eid von 
dem schon in germanischer Zeit wahrscheinlich üblichen Heerschwur ab 
und möchte auch .das Gepräge des Gefolgschaftseides", das er für den 
späteren Ünterthaneneid m. R. zugiebt, aus seiner militärischen Wurzel er- 
klären. Sickel in G. g. Anz. 1897. S. 836 macht geltend, dass man hier 
Form und Inhalt trennen dürfe und meint, die Franken hätten die Pflicht, 
den Dienstherrn zu schützen, von der allgemeinen Unterthanentreue gewiss 
unterschieden. Wir glauben dennoch, trotz des Unterschiedes, eine starke 
Annäherung beider Pflichtarten annehmen zu sollen; sie ist so bedeutend, 
dass viele Forscher (s. Dahn 1. c. VII. III. 396, Schücking 1. c. 140 ff, 
Mayer 1. c. I. 4 und I. 196. A. 24) sich veranlasst sahen, den fränkischen 
Ünterthaneneid überhaupt und seit jeher (für die spätere merovingisebo 
Zeit trifft Schückings Bemerkung 1. c. 173 zu) in enge Beziehung zum 
Gefolgscbaftseide zu bringen, woraus sich ein rein germanischer Charakter 
dieser Einrichtung ergeben würde. Die germanischen Elemente des fränkischen 
Treugelöbnisses und des Unterthanenverbältnisses hat K. W e i m a n n (D. 
sittl. Begr. in Greg. v. Tours Hist. Fr. 16 ff) bervorgehoben (vgl. Dippe: 
Gefolgscb. u. Huldig. 27 ff). In karolingischer Zeit tritt dies noch stärker 
hervor. Es ist nämlich mit Bick el (Gött. gel. Anz. 1890. B. 213) anznnehmen, 
dass durch den Ünterthaneneid (bei Römern und Franken) nicht neue Pflichten 
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zu il«>r eventuellen römischen Provenienz des Unterthaneneides; 
sie hat vielmehr der Natur des fränkischen Königtums und 
seiner eigenartigen Stellung zu dem Staatsvolke jeweils volle 
Rechnung getragen.') 

Dieser Stellung des Königtums entsprach folgerichtig die 
Conccntrirung des Friedens in der Hand des Königs, also 
eine Substituirung des Königs für das Volk in einem Maasse, 
wie wir sie bei anderen Völkern auf dieser Stufe vergeblich 
suchen würden.'-) An römische Einflüsse wird man auch da 
trotz der zweifellos von der altgermanischen Grundlage ab- 
gehenden fränkischen Entwicklung nicht denken; sie ergab sich 
natnrgemäss aus dem Verfall der Volksverfassung und führte 
einerseits zur Steigerung des schon volksrechtlich begründeten 
höheren Sonderfriedens der königlichen Person, des königlichen 
Gutes u. s. w.,") andererseits aber zur Concentrirung jedweder 

begründet, enudoru nur diu Erfüllung bestehender Pflichten gewährleistet 
wurde; demgegenüber Rehen wir, dass durch den Kid, den Karl d. Gr. nach 
der Kaiserkrönung forderte, neue Pflichten begründet beziehungsweise her- 
kömmliche Pflichten auf eine neue Grundlage gestellt wurden (Waitz 
I. c. III. 1. 221, 208. Brunner 1. o. II. «3 f, Pustel: Lcs transformations 

0. V2 ff), was ii.itiirlich eiu Abgoheu vou allen früheren Vorbildern bedeutet. 

') Durch die Verwandtsebaft mit dem Gefolgschaftseide trat das 
persönliche Moment des Schutz- und Tretiverhandes stark hervor (s. Dahn 

1. c. VII. III. 308). Charakteristisch ist ferner der Mangel eines königlichen 
Eides; allerdings fehlt er auch bei den Langobarden; doch festigte bei ihnen 
die regere Betheiligung des Volkes an der Thronbesteigung das staatliche 
Bewusstsein und es ist anzunehinen, dass der langobardische Unterthaueneid 
(dessen Inhalt nicht bekannt ist) nicht über das Versprechen der staatlich 
hegründeleii Treue hinausging; m. R. betont SchUcking I. c. 08, dass die 
Langobarden ilon Begriff staatlicher Onterthauenschaft kannten. Der 
fränkische L’nterthaneueid geht weiter und deshalb ist der Mangel eines 
königlichen Gegeneides bemerkenswert; der König verspricht nur im all- 
gemeinen .Schutz, was auch wieder au Gefolgschaftsverhältnisse auklingt. 

‘j Diese -Substituirung erscheint schon in der Lex Sal. Sohm (Ber. 
d. kgl. sächs. Ges. d. Wiss. Bd. 53 (1901) S. 1 ff) tritt energisch für die 
identifleierung dos Künigsfriedens mit dem Staatsfrieden ein. .Sermo regis“ 
ist das Wort des Königs als Volksvertreters. Das königliche Priedensgebot 
schafft den P'iieden, es ist der Ausdruck der befehlenden Gewalt des Königs. 
Vgl. Brunner 1. c. II. 42 ff, Dahn 1. c. VII. III. 404 ff, Vm. VI. 41 ff, 
Schröder* 117. 

s. Brunner 1. c. II. 44. A. 13 und 11. Es fällt auf, dass die 
fränkischen Kecbtsquellen keinen besonderen Frieden der Königspfalz keuneu; 
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Friedenshandhabung in der Hand des Königs') und überdies 
zur Schaffung besonderer Friedens- und Schutzarten. In der 
sti-afrechtlicheu Qualificierung und Behandlung kommt hier 
allerdings stellenweise römischer Einfluss in Betracht,'^) doch 
nicht stärker als bei anderen germanischen Völkern. 

Eine eigene Ausgestaltung hat der besondere Königsschutz 
erfahren. Derselbe ist weder bei den Langobarden,'*) noch bei 
den Franken auf die spätrömische Tuitio zurückznführen, die 
dem ostgothischen Königsschutze^) als Grundlage gedient hat.'’) 
Fehlt schon äusserlich jede Möglichkeit einer Anknüpfung an 
spätrömische Verhältnisse, deren Fortbestand in Gallien mehr 
als zweifelhaft erscheint, so schloss sich überdies der fränkische 
Königsschutz zu eng an den allgemeinen aus dem Volksfriedcn 
hei-vorgegangenen Königsfrieden an,*) um als römischrechtliche 


Bmnoer I. u. II. 46 setzt ihn donuocli voraus, was Dahn I. c. VII. 111. 31 
ablehnt; cs ist auzunehmen, dass er bestanden, aber frühzeitig in dem all- 
gemeinen Künigsfrioden Aufnahme gefunden hat. 

') Dies äussert sich in der bekannten Auffassung verschiedener Ver- 
brechen als Infidelität, namentlich in karolingischer Zeit. 

*) Z. B. im crimen laesae majestatis; s. Schröder* 117 A. 6.i. 
Richtig bemeikt jedoch Mayer 1. c. II. 103, dass die Ausdehnung dieses 
crimen von der Person des Königs auf dessen Wohnstätte und Gesinde als 
Anknüpfung an den germanischen Hausfrieden zu betrachten sei. 

•j s. Theil II. S. 153. 

•) s. Theil I. S. 139 f. 

Die rein formellen Anklänge berücksichtigt Brunner 1. c. II. 49 f; 
s. V. Amira G. g. Anz. 1396. S. 191. Schröder 113 nimmt neben der 
germanischen Wurzel gleichzeitig eine Förderung durch die spätrömische und 
nstgotbische Tuitio an; Dahn 1. c. VII. III. 407 ff. der auch die ostgothische 
Tuitio als unrömiscb bezeichnet, vertritt natürlich desto melir den germanischen 
Charakter des fränkischen Königsschutzes. 

') Nämlich insoferne, als er ja eigentlich eine specielle PrieJensart 
ist, eine specielle Anwendung des königlichen Friedensbanues (s. Schröder 
1. c.) Den Übergang macht Brunner I. c II. 43 gut ersichtlich, indem 
er auf die schon in der Lex Sal. vorkommenden Consequenzen des allgemeinen 
Königsschutzes aufmerksam macht. Dieselben unterscheiden sich zwar 
formell von dem späteren Königsschutze dadurch, da.ss die besondere Schutz- 
ergebnng fehlt und deshalb gehören sie zu den Äusserungen des allgemeinen 
Königsfriedens ; da sie sich aber auf Fälle beziehen, in denen (in Ermanglung 
des Sippebandes) specieller Königsschntz erforderlich war, können sie 
materiell als Vorboten des speciellen Königsschutzes betrachtet werden; 
sie hängen mit dem allgemeinen Königsfrieden noch insoferne zusammen, 
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Nachbildung^ betrachtet werden zu können. Der fränkische 
Königsschutz entsprach sowohl in seiner Ausgestaltung,^) als 
auch in seinen Rechtsfolgen^) jenem Machtzuwachse, der die 
Gesammtent Wicklung des fränkischen Königtums im Verhältnisse 
zum Volke auszeichnete, war also, trotzdem dass er sehr weit 
ging, ein Product germanisch und nicht römisch beeinflusster 
Entwicklung. 

Trotz der in karolingischer Zeit gebräuchlichen römischen 
Bezeichnungen für Hof und Hofstaat war die Hofhaltung des 
fränkischen Königs, die sich durch den Mangel fester Residenzen 
auszeichnete, ihren HauptzUgen nach unrömisch;'*) es fehlte 
Compliciertheit und Centralisation der Geschäfte; nur wenige 
Personen waren mit bestimmten Staatsagenden betraut, die 
meisten Hofleute standen dem Könige ohne besondere amtliche 
Bestimmung'’) zur Verfügung. Trotz aller Veränderungen, die 
das germanische Beamtenwesen im fränkischen Grossstaate er- 
fahren musste, trotz jener Erstarkung der königlichen Gewalt, 
durch die der Gegensatz zwischen Hof und Staat theilweise 


als sie die Ausfüllung einer staatsrechtlich nicht beseitigten Lücke durch 
den König bewirken. Dies ist der Ausgangspunkt des speciellen Königs- 
schuLies gewesen, der ursprünglich wohl nur darauf berechnet war, den 
aus bestimmten Cirüuden fehlenden allgemeinen Rechtsschuti zu ersetzen 
(s. meinen Aufsatz in Sav. Ztschr. XVll. 67 ff). Interessant ist, dass Lex 
Sal. Xlll. 6. in späteren Redd. anstatt fredus forban setzt; s. Heusler 
1. c. I. 111. 

t] Insoferne als er mit der Zeit über das durch staatsrechtliche Lücken 
gebotene Maass hinausgebt fs. in meinem Aufsatz 1. c. 71 ff) und ferner 
dadurch, dass er einen speciellen Verband gefolgschaftlicher — also nicht 
staatsrechtlicher — Natur begründet, durch den zahlreiche Individuen der 
allgemeinen Rechtsordnung entzogen worden. 

’) Über dieselben s. Brunner 1. c. II. ff. Sie geben über das 
Maass der Folgen volksrechtliclier Schutzverhältnisse hinaus (s. Heusler 
1. c. I. 111) und bieten den Schützlingen ein Plus, das sowohl für sie, als 
auch für den König einen Vortheil bedeutet. 

Durch die Scheidung zwischen allgemeinem Königsfrieden und 
Sonderschutz entfernt sich der König von den ausserhalb des Sonderschutzes 
stehenden Leuten und nähert sich seinen Schützlingen, zum Nachtheile der 
staatlichen üesammtlage; s. Flach 1. c. I. 81. 

*) 8. Sickel in Westdtsche Ztschr. IV. 344. Der Hofdienst gründete sich 
auf ein allgemeines Dienstverhältnis; s. Sickel in Gött. gel. Anz. 1890. S. 2‘29. 

’’) also eventuell für verschiedenartige Verwendung; dies gilt sogar 
vom Referendar. 
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verwischt wurde, traten doch die alten germanischen Hausämter 
klar hervor; die Änderungen, die sie anfweisen, genügen nicht, 
um ihren germanischen Charakter zu unterdrücken.') 

Neben den Hausämtem spielt eine wichtige Rolle das 
königliche Gefolge, dessen germanische Eigenart trotz aller 
spätrömischen Analogien behauptet Werden muss.’') Die Ent- 
wicklung des Antrustionats, die mit der ganzen Geschichte der 
Gefolgschaftsverhältnisse dieser Zeit, insbesondere aber mit 
der Steigerung der königlichen Gewalt zusammenhängt, führt 
zu einer erhöhten Stellung, durch die sich die Antrustionen vom 
Volke abheben; diese Stellung ermöglicht auch ihre Benützung 
zu staatlichen Diensten, Gesandtschaften u. s. w.'*) Die 


*) Der Seneschalk (vielleicht mit dem Truebeeseenamt betraut; 
8. Brunner 1. c. II. 101) ist rein germanisch; vgl. Dahn 1. c. VII. II. 
238, Schröder 1. c. 140. Der Marschall ist ebenfalls germanisch; er hat 
zwar höhere Bedeutung erlangt und erinnert an den römischen Clomes stabuli, 
doch lässt sich römische Beeinflussung nicht nachweisen; vgl. Dahn 1. c. 
VII. II. 237. Der Mundschenk ist durch seine hohe Stellung, die ihn 
von dem römischem Pincerna unterscheidet, als germanisch gekennzeichnet. 
Der germanische Kämmerer ist im Tbesaurarius erhalten (s. Brunner 
1. c. II. 101, Dahn 1. c. VII. II. 240; and. Mein. Hermann 89 il), ob er 
mit dem üubicularius identisch war, ist zweifelhaft; war dies der Fall, dann 
brauchen wir auch fUr den Cnbicnlarius kein römisches Vorbild zu suchen; 
waren aber beide Ämter getrennt, dann liegt römischer Einfluss vor. Auch 
der Spatbarius ist trotz des römischen Namens germanisch; s. Brunner 
1. C. n. 102. A. 46, Dahn I. c. VII. II. 244. 

^ Wir haben uns oben S. 143. A. 3 (gegen Guilhiermoz) mit dieser 
Frage befasst. Anch der römische Sprachgebrauch, den I(runner I. c. II. 
98. A. 15 erwähnt, ändert daran nichts; die angeführte Vita Aldeg. stellt 
ausdrücklich den byzantinischen Sprachgebrauch dem fränkischen entgegen 
und Fortunat benützt mit Vorliebe classische Wendungen. Puer kommt im 
Sinne von Soldat, Dienstmann u. s. w. wohl in römischen Geschichtsqnellen 
des IV. Jh. vor, aber anch in der Bibelübersetzung (s. Guilhiermoz 1. c. 
52), so dass auch diese Benennung nichts beweist. Das Eintreten von 
Römern in die Trustis kann die Benützung theilweise römischer Terminologie 
erklären, ohne dass man an eine ungermanische Erscheinung zu denken 
brauchte; über die betreffende Terminologie s. Dahn 1, c. VII. II. I90. 

Sickel bezeichnet in Gött. gel. Anz. 1890 S. 228 das Gefolge, dessen 
germanischen Charakter er betont, als das älteste Mittel der vom Palast 
ausgehenden Regierung, obwohl der Antrustionat in der Centralregierung 
zu keiner erheblichen Vorherrschaft gelangte. Überhaupt beleuchtet , Sickel 
1. c. sehr zutreffend die Vereinigung von Haushaltung und Staatsbehörde 
am Hofe. 
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Traditionen der Gefolg^cliaft erwiesen sich so kräftig, dass sie 
auch auf die Römer angewendet wurden und zur Schaffung eines 
römischen Gefolges führten. Die Hofleute hatten somit theil- 
weise .staatliche Bedeutung,’) einzelne Hofämter erhielten die 
ausgesprochene Stellung von Staatsänitern. In diesen Fällen 
haben wir es allerding.s auch mit Functionären zu thun, die 
nicht der Umgebung des altgermanischen Königtums angehören, 
ja sogar tbeilweise, namentlich in ihrer staatlichen Thätigkeit, 
römische Anklänge aufweisen und eine dem altgermanischen 
Hofdienste fremde Bedeutung erhalten. 

Man mag die germanischen Wurzeln des Majordomats 
noch .so hoch anscblagen,’^) so wird man doch sagen müssen, 
dass dieses bei den Römern schon früher gebräuchliche Wort’’) 
nicht als Übersetzung einer fränkischen Bezeichnung anzusehen 


') So z. B. die Consiliarii und die Domestici. AU consiliarii er- 
scheinen roanclmial überhaupt alle, die der König von Fall zu Fall befragt, 
daneben aber auch ständige Berater, die an die römischen consiliarii erinnern 
(vgl. Brunner 1. c. II. 102 f, Dahn 1. c. VII. II. 247, VIII. III. 125, 
Mayer 1. c. II. 150). Die domestici kommen weniger in Betracht, da 
sie wohl im allgemeinen an dem königlichen Hans- und Hofhalte (Brunner 
I c. U. IIS. A. 1., Dahn 1. c. VII. II. 176; eingehend befa.sst sich mit 
ihnen Hermann: D. Hansmeieramt 103 ff) tbeilnalunen oder aber die 
Domänen Verwaltung führten; im ersten Falle reihten sie sich etwa den 
Consiliarii an, im zweiten kamen sie als specielle Beamte nicht in die Lage, 
sich mit Staatsgesebäften zu befassen. Aber auch von den Hausbeamten 
wurden Seneschall und namentlich Kämmerer zur Reicbsverwaltung heran- 
gezogen; s. Sicke I 1. c. 231. 

Durch diese Vielseitigkeit ihrer Verwendung und den Mangel ent- 
sprechend abgegrenzter Hof- und Staatsverwaltung, gelangen die am Hofe 
wirkenden Personen zu einem dem Königtum abträglichen Einflüsse. Der 
Hof wird zum Mittelpunkte aristokrati.scher Bestrebungen, die die königliche 
Uewaltfülle eindämmen, so dass der herkömmliche und in fränkischer Zeit 
äusserlicb gesteigerte Glanz des Hofes den Freiheitsbestrebnngen der 
Optimaten dienstbar gemacht wird, was natürlich ganz nnrümisch ist. Erst 
unter den Karolingern wird der Hof neu organisiert und dem Königtum 
ganz unterworfen. Kann somit der karolingische Hof eher als der mero- 
vingische mit dem römischen Palatium verglichen werden, .so kommt doch 
andererseits das persönliche Treuhand als Grundlage des Königsdienstes 
ungeschwächt in Betracht und gestattet keine identifleierung mit römischen 
Vorbildern. 

^) s. Brunner 1. c. II. 104, nainentl. Hermann I. c. 83 ff. 

4) s. Dahn I. c. VII. II. 192, 195. 
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ist, sondern eher eine den Germanen fehlende Benennuni? für 
den Vorstand des Hausgesindes ersetzen sollte. Die römischen 
Vorbilder konnten sich jedoch nur auf die ursi)rünglicli hof- 
wirtschaftliche Bedeutung dieser Function, aber gewiss nicht 
auf die politische Bedeutung beziehen') und in ihr ist doch das 
Kennzeichen des fränkischen Hausmeiertums zu sehen j^) der 
Majordomus als staatlicher Würdenträger ist ungermanisch, aber 
ebenso unrömisch. Für das Amt des Pfalzgrafen fehlt jede 
römische Wurzel,'^) obwohl es aus germanischen Verhältnissen 
nicht abgeleitet werden kann; es ist, wie bekannt, als eine dem 
fränkischen Grossstaate eigentümliche Erscheinung zu bezeichnen, 
deren Bedeutung ebenfalls in dem Hinauswachsen von Hofgesinde- 
leuten über den Rahmen des Hofes und in dem Eingreifen in 
staatliche Aufgaben liegt. 

Einen durchgreifenden römischen Einfluss dürfen wir also 
auch in diesen über das Altgermanische hinausgehenden Er- 
scheinungen nicht erblicken; die einzelnen Functionen sind, 
soweit sie eine Neuerung bedeuten, dennoch nicht Copien 
römischer Vorbilder, sondern das Ergebnis der politischen 
Wandlungen, der veränderten Stellung des Hofes, in dem sich 
nunmehr das Staatsleben concentrirt. Die Analogie zwischen 
der staatlichen Bedeutung des römischen und des fränkischen 
Hofes, die Thatsache, dass in beiden Fällen Hofbeamte, weil 
sie dem Herrscher nahestehen, in die Staatsagenden eingreifen, 
sowie auch der Herrscher keine genaue Grenze zwischen Hof- 
und Staatsangelegenheiten wahrt, ist wohl tlieil weise vorhanden;'*) 
sie beruht aber nicht auf der Nachahmung römischer Verhältnisse, 
die übrigens in diesem Sinne für Gallien nicht in Betracht 
kamen, sondern auf der staatsrechtlichen Entwicklung, die dem 
fränkischen Könige nach Wegfall der volksrechtlichen Grundlagen 


>) f. Hermann I. c. 57 ff. 

äj a. Schnitze; Dtscbe Qeach. II. 381, Brunner 1. c. II. IOC f; 
.Stckel G. g. Anz. 1890. S. 232 f. hebt m. R. gegen Kuatel hervor, dasa 
die neue Kratt diesea Amtes nicht am Hofe, aondern im Laude lag und da.a 
Hofamt nur den Recht.stitel bildete, durch den der Gewalthaber seinen 
Einflnss legitimierte. Der hofmiiasigo Wirkungskreis des Majordomus ist 
für uns nebensächlich. 

8. Dahn 1. c. VII. II. 228, 230. 

‘J Doch haben wir oben S. 190. A. 1 die Unterschiede hervorgehoben. 
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eine persönliche Machtsteigerung schaffte.') Die einzigen, die 
an römische Vorbilder in hohem Grade erinnern, die Consiliarii 
und Domestici, kommen weniger in Betracht und nicht sie 
kennzeichnen die Bedeutung des Hofes, sondern neben den 
germanischen Hofbeamten gerade jene, die wir als neue, aber 
als unrömische bezeichneten. 

Nur die Kanzlei bildet eine Ausnahme; sie ist römisch 
und steht unter dem Referendarius,^) der aus der römischen 
Tradition erhalten blieb'') und sich von dem römischen Referendarins 
höchstens dadurch unterschied, dass er nicht nur zur Beurkundung, 
sondern auch zu anderen Diensten, Rathschlägen, ja sogar 
militärisch verwendet wurde;'*) der Umstand, dass überwiegend 
Franken in dieser Stellung vorkamen, hat den römischen Charakter 
des Amtes nicht beeinträchtigt und auch die übrigen Kanzlei- 
beamten erhielten römische Titel, obwohl ihre Thätigkeit nicht 
ganz derjenigen der betreffenden römischen Beamten entsprach.^) 
Nach Gründen für die Befolgung römischer Vorbilder**) in dieser 
Hinsicht braucht man nicht erst zu suchen ; cs ist nur zu leicht 
erklärlich, dass für das Kanzleiwesen, dem jedes germanische 
Vorbild fehlte, das römische grundlegend werden musste. Erst 
in karolingischer Zeit traten in dieser Hinsicht Änderungen 
ein, indem') an die Stelle der schon früher verschwundenen 
Referendare die aus der Provinzialprazis herkömmlichen Notare 


>) 9. Sebrüder R.G.* 13S. Hit dieser staatsrecbtlichen und socialen 
Entwicklung bängt insbesondere die Stellung des Hausmeiers cusaramen, 
der zum Fübrer des Optimatentums und zum Vertreter desselben am Hofe 
wurde. Die staatsrecbtliche Bedeutung des Hofes brachte es mit sich, dass 
derjenige Theil des Volkes, der politische Ansprüche erheben konnte, die- 
selben am Hofe geltend machte. 

*) beziehungsweise unter mehreren Referendaren; s. Bressluu: 
Ulkundenlehre S. 2(56. 

s. Brunner 1. c. II. 113, Dahn I. c. VII. II. 234., vgl. Stumpf: 
D. Reichskanzler S. 33 u. Chroust 1. c. 53. 

♦) s. Sickel in Westdtsche Ztschr. IV. 344, Bresslau 1. c. 265. 
(') Genaue Nachrichten Uber die Unterbeamten der merovingischen 
Kanzlei fehlen; s. Bresslau I. c. 2CC ff. 

°) u. zw. auch in stilistischer Hinsicht; s. Giry: Diplomat. 707, 714. 
und zwar ans den von Bresslau I. c. 275 ff, 280 angeführten 
Gründen. 


Digitized by Google 



193 


traten und überdies geistliche Kräfte die Kanzlei beherrschten, 
was aber den römischen Charakter der Kanzleigeschäfte wenig 
berührte. — 

Eine besondere Bedeutung hat für uns die Frage nach der 
eventuellen römischen Beeinflussung der vom Könige geübten 
staatlichen Gewalten. — 

Es hat sich zweifellos hinsichtlich der füi’ die Rechts- 
entwicklung so besonders in Frage kommenden Gesetz- 
gebungsgewalt*) ein Umschwung vollzogen; legen doch 
die Berichte über das Zustandekommen der Lex salica 
noch in später Zeit Nachdruck auf die Thätigkeit des Volkes, 
während die Nachrichten über die folgenden Satzungen den Königen 
die Hauptrolle zuweisen. Darüber, wie weit dieser Umschwung 
leichte, gehen die Ansichten sehr auseinander,^) denn es ist 
leichter, die Begrenztheit der königlichen Gewalt, als die Grenze 
selbei- zu erkennen’*) und es tiitt hinzu, dass die selbst im 
modernen Rechte sehr bestrittene Unterscheidung zwischen 
Gesetz und Veroidnung im fränkischen Rechtsleben überdies 
durch den Gegensatz zwischen Gesetz und Gewohnheitsrecht, 
zwischen Reichsrecht und Stammesrecht und schliesslich durch 


Wir belialton der Kürze wegen diese Bezeichnung bei, obwohl der 
BegrifT der Uesctzgebiingsgewalt den tbatsäcblicben Yerbältnisscn nicht, gut 
entspricht. 

^ V. Sy bei I. c. 3U1 ff ist für die unbeschränkte königliche Oesetz- 
gebungsgewalt eiiigetreten; t. Amira bat (gegen Boretius und Brunner) 
in Orött. gel. Anz. 1S8S. S. &7 f. diese Auffassung aufgenommen und die von 
Brunner in die Sobm'sclie Theorie geschlagene Bresche (näml. die von 
Brunner I. c. I. 279 zugegebene Tbatsache, dass Satzungen, die ins 
Gebiet des „Volksrechtes“ einschlagen, vom König ohne Zustimmung des 
Volkes erlassen wurden) ausgenützt. Er hat sodann mit Berücksichtigung 
der reichhaltigen SickeTschcn Bemerkungen (G. g. A. 1890. S. 2.14 ff) 
zu der Frage Stellung genommen, um (G. g. A. 1896. 8. 193 ff) nochmals 
die Belanglosigkeit einer Volksznstimmung zu vertreten u. zw. theilweise 
in Übereinstimmung mit den von Sichel (Mittb. d. Inst., Ergbd, U. 321 ff, 
343 ff) gewonnenen Ergebnisseu. Es soll auf diese Weise die von Brunner 
lind Schröder (R. O.^ S. 256 gegen Soeliger) eingenommene Mittel- 
stellung bekämpft werden, ohne aber dass Sickel oder v. Amira die in 
absolutistischer Richtung zu weit gehenden Annahmen Fahlbecks ( 1 . c. 167) 
oder Fustels (Mon. fr. 99 ff) billigen würden. Vgl. auch Mayer 1 . c. I. 380f. 
•'*) so Sickel in G. g. A. 1890. S. 240. 

7. Ilalhan, hOm. Uccht in ifca gorm. Volksstaalen. Ml. 13 
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die von den thatsächlichen Machtverhältnissen abhängende Ein- 
wirkung des Königs und der Grossen complicirt wird.*) 

Man muss gegenüber allen diesen Schwierigkeiten unter Ab- 


*) Diese Unterschiede, hezw. Gegensätze, negiert auch der Hnnptgegner 
der Sohm'schen Lehre, Seeliger (Hist. Vierteljahrsclir. l n. VII) nicht 
(s. insbes. I. c. I. 366 ff). Er giebt sogar zu, dass die beiden Gewalten, 
König und Volk (d. h. Optimaten), die für die Rechtsentwicklung Zusammen- 
wirken sollten, oftmals gegeneinander wirkten; nnr der innere /usammenbang 
dieser Gegensätze wird bestritten, da beide Factorcu sowohl für Reiebsreebt 
als für Stamraesrecht thätig waren; ebenso wurden sowohl Gesetzes- als 
Gewohnheitsrecht von beiden Factoren beeinflusst, indem auch königliche 
Organe ftlr die Entwicklung des letzteren in Betracht kommen (s. Brie: 
Gewobnbr. 206. A. 15). 

Die I^ehren von So hm und Boretius erweisen sieb als unhaltbar. 
Der von Sohm verwendete Gegensatz zwischen jus civilc und jus honorarinin 
ist seither durch Wlassak (Krit. Studien) und namentlich durch Ehrlich 
(Beitr. z. Theor. d. R. Q. I. 136 f) in ein neues Licht gerückt worden; 
man muss an den engen Zusammenhang zwischen Recht, Rechtswissen, 
Verfahren n. s. w. auf dieser Stufe denken, also auch an concurrirende 
rechtsbildende Gewalten, ohne ausgesprochene ('orapetenzsebeidung; fehlte 
doch selbst bei den Rßmeni (wie Ehrlich gezeigt hat) vor den Severern 
die eigentliche Grenze zwischen jus civ. und honorarium; so darf man auch 
für die merowingische Zeit nicht an einen Gegensatz zwischen aequitas und 
strengem Hechte denken, muss vielmehr das Aufkommen dieses Gegensatzes 
mit den Ideen, die Karl d. Gr, von seinen Aufgaben hatte, in Zusammen- 
hang bringen (8. RUbl in ,Sav. Ztsebr. XX. 210). Es lässt sich tbatsäcblich 
weder nach der Verschiedenheit des Zustandekommens der einzelnen Normen 
(s. Seeliger 1. c. I. 342). noch nach der V'erscbiedenheit der Materien 
(I. c. I. 27 f, 343) eine genügende Trennung der beiden rechtsbildenden 
Gewalten feststellen; vgl. Zeumer in G. g. A. 1885. S. 105. v. Amira 
(G. g. A. 1896. 8. 193 ff) trat theilweise (näml. hinsichtlich der Frage 
betreffs der Mitwirkung des Volkes) der Seeliger'scbcn Ansicht bei und 
der Hübner'schen (G. g. A. 1894. S. 766 ff) entgegen und wies m. R. auf 
das praeceptum Cbildeberts I. gegen das Heidentum bin, indem er darin 
einen Beweis dafür erblickte, dass auch der Merowinger der Volkszustimmung 
nicht bedurfte. Vom Standpunkt der praktischen Möglichkeit hat Dahn 
I. c. VII. II. 31 ff die Annahme eines Kampfes zweier Rechtssysteme an- 
gefochten; vgl. W. Schultze: Dtsche Gesch. II. 395, 397 u. Gebhardt: 
Hdb. d. dtseb. Gesch. I.’’ 66. A. 1. Die vom Standpunkt der Möglichkeit 
eher denkbaren Auffassungen von Brunner (1. c. I. 386 ff, 374 ff) und 
■Schröder (R. G.* 228 ff, 254 ff), die entgegen der Sohm'schen Ansicht ein 
Zusammenwirken von König und Volk für einen Tbeil der Rechtsbildung 
vertreten, entsprechen aber auch nicht ganz der Quellenlage (s. .Seeliger 
I. c. VII. 173 ff, V. Amira 1. c. 195); der Gegensatz zwischen den unter 
Theilnahme des Volkes erlassenen Gc.setzen und denen, bei welchen diese 
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lelinuiig zuweitgehendQi- Begriffsbestimmung') von der Betrachtung 
ausgehen, dass eine Gesetzgebungsgewalt im eigentlichen Sinne 
der germanischen Zeit fremd war,^) die Sorge für die Rechts- 
ordnung vielmelir mit der allgemeinen Fürsorge für das WoliI 
von Staat und Volk verbunden war und durch König und Volk 
gemoinsam, jedoch ohne Compotenzscheidung, gehandhabt wurde. 
Sieht man nun, dass in einer Reihe von Fällen die Könige, die 
doch zweifellos nach Ausdehnung ihrer Gewalt strebten, dennoch 
die Zustimmung des Volkes erwähnen, so muss -mau in solchen 
Nachrichten, die vom Standpunkte der wachsenden Königsgewalt 
doch lieber unterblieben wären, den Ausdruck der Überzeugung ') 
von der Nothwendigkeit irgend einer Betheiligung des Volkes^) 
erblicken. Diese Überzeugung weist in der fbänkischen Gesetz- 
gebung zweifellos germanische Züge auf. Hat auch das Volk 
den Optimaten weichen müssen, so ist doch keine absolute 


TheihialiuiR fohlt, ist dadurch nicht erklärt. Da somit alle juristischen 
Kriterien versagen und die Verschiedenheit legislatorischer Behandlung 
auch nicht durch den Gegensatz zwischen Gesetz und Gewohnheitsrecht 
erklärt wird, bleibt nur noch die Seeliger’sche Unterscheidung (1. c. I. SO ff, 
H8, VII. 182 ff), der gemäss die Wichtigkeit der betreffenden Angelegenheiten 
(also ein unjuristisches Kriterium) fUr die Betheiligung, bezw. Nicht- 
betheiligung des Volkes ausschlaggebend gewesen wäre, was agch mit 
dem Eindrücke, den die Gesammtheit der fränkischen Verhältnisse macht, 
iibereinstimmt. Affolter (Intertemp. R. 143 ff) hat nachgewiesen, dass 
das langobardische intertemporale Recht ein wichtiges Symptom des aus- 
geprägten Unterschiedes zwischen Königsrecht und Volksrecht bedeutete; 
der Mangel eines intertemporalen Rechtes bei den Franken fällt zusammen 
mit dem weniger ausgeprägten Unterschiede zwischen Königsrecht und 
Volksrecht. 

also auch der Bestimmung des Begriffes der Gesetcgebungsgewalt 
als solcher. 

So richtig Seeliger I. c. I. 31; es gebt also v. Amira 1. c. zu 
weit, wenn er ein ausgesprochenes königliches Gesetzgebungsrecht annimmt. 

’) Es frägt sich nur, ob es sich um eine Rechtsüberzeugung oder um 
Opportunität handelte. Han muss Seeliger beipllicbten, wenn er den 
vielfach betonten Widerspruch zwischen rechtlicher Überzeugung und 
politischer Opportunität, namentlich im Gebiete des anf Grund politischer 
Thatsachen sich entfaltenden Staatsrechtes, kritisiert. Andererseits muss man 
damit rechnen, dass aut ursprünglich opportunistischer Übung eine Rechts- 
Überzeugung entstehen kann; ebenso umgekehrt. 

*) d. h. der Optimaten ; es könnte also hier die zu einer opportunistischen 
Gepflogenheit gewordene frühere Rechtsüberzeugung vorliegen. 

13* 
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römische Gesetzgebungsgewalt entstanden, es wirkte vielmehr 
die Tradition einer volksmässigen Betheiligung, obwohl in 
zeitgemässer Abschwächung und ohne bestimmte Grenze nach; 
alle Andernngen auf diesem Gebiete finden in der Umwandlung 
des Verfassungsgeistes ihre Erklärung.') Auch die schwankende 
Terminologie-) genügt nicht, um eine Befolgung irgendwelcher 
rümischen Kechtsauffassung hinsichtlich der legislatorischen 
Thätigkeit anzunehinen; sie entspricht übrigens durchaus nicht 
den Gepflogenheiten der kaiserlichen Juristen. Man wird 
vielmehr .sowohl in der schwankenden Terminologie wie noch 
mehr in dem Umstande, dass die Grenze zwischen Gesetz und 
Verordnung, ja sogar eine unumst«}.ssliche Richtschnur lür das 
Zusammenwirken der an der Gesetzgebung betheiligten Factoren 
fehlte,") wie überhaupt in der juristisch mangelhaften Aus- 
gestaltung der Gesetzgebungs- und Verordnungsgewalt, lauter 
Gründe für die Ablehnung eines rümischrechtlichen Einflusses 
auf diesem Gebiete finden müssen. Diese Zustände der fränkischen 
Gesetzgebungsgewalt bilden eine Fortsetzung der betreffenden 
germanischen Verhältnis.se;^) war in germanischer Zeit die Frage 
gewiss in keiner Weise gelöst und eine Abgrenzung zwischen 
König und Volk nicht erfolgt, .so fehlten Lösung und Abgrenzung 
auch jetzt. 


') .Salbst hei Annahme der .So bm 'sehen TiChre kann man nicht an 
Uefol;(ung römischer Beispiele denken, weil die den Franken noch lugäu^- 
lichen römischen Vorbilder eine Unterscheidung zwischen j. civile und 
honorarium nicht melir veranschaulichten. Man könnte dann höchstens von 
einer entwicklungsgeschichtlichen Analogie sprechen. 

s. 8 e e 1 i g e r: D. t'apitt. d. Karolinger .S. 10 ff, Dahn I. c. VIF. 
II. :tl, III. 416. 528, Vni. III. 2. Gaudenzi: Capitolari (Digesto ital.) 
§ :» bemerkt, dass, während die Merowinger die Benennung ihrer Oe.setze 
der römischen Sprache entlehnten, die Karolinger die Bezeichnung Capitula 
ans der kirchlichen Terminologie Übernahmen. .Soeliger 1. c. 10 ff macht 
auf die schwankende Form und mangelhafte Präcisiemng der C'apitt. auf- 
merksam, was natürlich ganz nnrömisch ist. 

^ Denn auch die 8 e e I i g e r'sche Lösung, die den Quellen noch am 
besten entspricht, ist eine juristisch haltlose, da die Frage, was als wichtig 
tintl was als weniger wichtig betrachtet wurde, offen bleibt. 

namentlich das so besonders lebendig erhaltene Bewusstsein, da.ss 
der König nicht einseitig vergehen dürfe und die äussere I'nterscbeidnng 
von Lei und Capitnlare; s. Brnuner I. c. I. ö78 ff. 
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Man muss das in fränkischer Zeit begegnende Übergewicht 
des Königs ausschliesslich auf die gesammten Aenderungen 
zurUckführen. An die Stelle einer allgemeinen YolksQberzeugung 
trat eine differenzierte Überzeugung aller interessierten Factoren, 
insoferne sie die Macht hatten, ihre Interessen geltend zu machen.-) 
Gerechterweise könnte man also von einem Gegensätze zwischen 
Volksrecht und Königsreebt nur dann sprechen, wenn der König, 
ohne besonderen Grund, den Traditionen des Volkes entgegen, 
neue Normen geschaffen hätte, um seine Gewalt oder die Stellung 
einer ihm genehmen Glasse zu stärken und dadurch eine Ent- 
fremdung zwischen Recht und Volk hervorgerufen worden wäre. 
Dafür fehlen aber Beweise; im Gegcntheil drückte das Königsrecht 
gewiss oft materiell eine weit verbreitete Volksüberzeugung 
aus; umgekelirt konnte das Volksrecht unter Umständen nicht 
im Sinne der Volksübeizeugung, sondern im Sinne gewisser 
Personen oder Kreise ansfallen, weil eben nicht mehr 
das ganze Volk, sondern nur gewisse Theile desselben ihre 
EechtsQberzeugung erfolgi-eich geltend machen konnten. Wir 
haben also überhaupt keine Garantie dafür, dass dasjenige, was 
man als Volksrecht bezeichnen will, der Volksüberzeugung 
entsprach,'-^) ganz abgesehen davon, dass eine allgemeine Volks- 

Die Differenzierung der Hecbteäberzeuguiig bängt mit der eocialen 
Differenzierung zusammen. Es kSnnen und miiasen .sich daher innerhalb 
der einseinen Schichten verschiedene RechtsUberzengungen bilden, 'deren 
Durchsetzung von dem Kräfteverhältnis abhängt. Die mächtigeren Schichten 
setzen ihre Auffassungen auch nach aussen durch, aber selbst die schwächeren 
Schichten beeiuSussen die Entwicklnug. die sich stets auf der aus dem 
gegenseitigen Kräfteverhältnisse resultierenden Linie bewegt. 

Abgesehen von der Schwierigkeit eine VolksUberzeugung festzu- 
stellen und in kurzen Sätzen schriftlich zu formulieren, kommt die redactionolle 
Willkür, die sich oft unbewusst geltend macht und auch heute der Kechts- 
Ubenenguug falschen Ausdruck verleiht, in Betracht. Der nimmer ruhenden 
Entwicklung der VolksUberzeugung vermag das einmal aufgezeichnote Volks- 
reebt nicht mehr zu folgen, so dass es nach einigen Decennieii der ursprünglich 
vielleicht gut wiedergegebeneu Volksüberzeugung nicht mehr entspricht. 
Da mag man fragen, ob denn nicht vielleicht das sog. Künigsrecht mitunter 
der Volksüberzeugung besser entsprach, als das veraltete Volksrecht. Es 
giebt Materien, in denen sieb die Volksüberzeugung nur nach und nach 
entwickeln kann, so z. B. verwaltungs- und processrecbtliche; aber auch 
für die Entwicklung der materiellrechtlichen Überzeugung ist die Praxis 
sehr maassgebend; die Häufung von gewissen Fällen vermag die ursprüng- 
liche Überzeugung zu ändern. 
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Überzeugung in fränkischer Zeit jeder Möglichkeit entbehrte, 
eich einheitlich zu entwickeln.') Welche Gefahr schon die 
Aufzeichnung an und für sich brachte, ist klar; wenn das Recht 
eines Volkstheiles zu schriftlicher Aufzeichnung gelangte und 
allen anderen Volkstheilen gegenüber als Recht galt, dann trat 
es bei diesen anderen Volkstheilen ohne Rücksicht auf ihre 
Überzeugung als ein durch die Machtverhältnisse aufgedrängtes 
Recht auf und kein Volkstheil hatte ja im fränkischen Reiche 
die Möglichkeit, die Leges in dieser Beziehung zu prüfen.-) 
Wenn also eine Entfremdung zwischen den trotzdem vollgeltenden 
Bestandtheilen des Gesammtrechtes beobachtet wird, so beruhte 
sie nicht auf dem Gegensätze zwischen Volksüberzeugung und 
königlicher Willkür, sondern auf der gesteigerten Compliciemng 
der Rechtsverhältnisse, für die eine gemeinsame Volksüberzeugung 
nicht erreichbar war.®) 


’) S. oben S. 107. A. 1. Nur in den einfachen Vorhältnisgeu des alt- 
germanischen Staatswesens konnte sich die jeweilige Volksüberzeugung in 
der Volksversammlung einheitlich knssern; schon in den einzelnen Uerichts- 
vorsammlnngeu war sie particnlaristiscb gefährdet und der Beeinflussung 
durch die mitunter sehr starke Stellung des Gericbtsleiters ausgesetzt. — 
Es ist ferner fUr die Entwicklung und schon gar für die einheitliche Ent- 
wicklung der Volksüberzeugung in so neuen Verhältnissen, wie es die des 
fränkischen Grogsstaates waren, nicht gleichgiltig, auf welchen Grundlagen 
die einzelnen Tbeile der Keebtsiiberzeugung beruhten. Uralte, vorcultnrelle 
Ideen, denen der Zusammenhang mit den späteren 1/ebensbediugungen ab- 
handen gekommen, sittliche und religiöse .Auffassungen, die sich nunmehr 
umwandeiten, historische Einwirkungen, die ihre Tragweite verloren u. s. w. 
wurden ihres Einflusses auf die betreffenden Tbeile der KeebtsUberzeugung 
in verschiedenem Grade beraubt und durch neue Momente in ebenfalls ver- 
schiedenem Grade ersetzt. Keine noch so starke Einheitlichkeit der Rechts- 
Überzeugung kann da Stand halten. 

>) Somit entsprachen die Aufzeichnungen eigentlich nur einem Tbeile 
der KeebtsUberzeugung und dasselbe gilt für die an die Aufzeichnungen 
sich anlehnenden Gewohnheitsrechte. Wenn mau im allgemeinen sagt, dass 
das Gewohnheitsrecht den Regungen der Volksüberzeugung entspringt, das 
Gesetz aber dem Willen Einzelner, so sieht man, dass unter so beschaffenen 
Umständen die Rolle Einzelner auch für die Entwicklung des Gewohnheits- 
rechtes in die Wagschale fällt. 

Es handelt sich hier natürlich nicht um die theoretische Erschöpfung 
der Frage, ob und wann eine allgemeine Volksüberzeugung möglich ist, 
sondern nur um die Erörterung der Volksüberzeugung in ihrer Eigenschaft 
als Grundlage des Volksrechtos und zwar im Hinblick auf die im Mnkischen 
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Auch für die Beurtheilung des Bannes, der namentlich als 
Verordnungs- nnd Verwaltnngsbann, einigermaassen aber auch 
als Friedensbaiin die Rechtsentwicklung mächtig beeinflusste, 
niQssen wir von der Betrachtung altgermanischer Zustände aus- 
gehen und zwar von der gewiss zweifellosen Annahme, dass, 
wenn schon die Gesetzgebungsgewalt in alter Zeit keine Aus- 
gestaltung erfahren haben kann, dies für obrigkeitliche Ver- 
ordnungen nnd Verwaltungsmaassregeln destowenigcr der Fall 
war. Man muss sich jeder Yermuthung darüber enthalten, ob 
oder für welche Dienste die frühere Zeit eine feste Ordnung 
entwickelt haben mag und ebenso jeder Vermuthung darüber, 
ob und welche Mittel zur Sicherstellung der Yolkspflichten 
(allenfalls neben der Friedlosigkeit) in der früheren Zeit 

Reiche wahrnehmbare BeEiehung desselben zum sog. Kbnigsrechte. Deshalb 
muss betont werden, dass das RechtsgefUhl in der Regel nur auf die 
einfachsten Fragen reagiert, also auf die, die sich aus den traditionell aus- 
gebildeten ethischen Empfindungen einfach beantworten lassen; auf neue 
und complicierte Fragen reagiert das RechtsgefUhl eines jeden Individuums 
anders nnd solche Fragen werden nicht mehr durch eine allgemeine Über- 
zeugung gelöst, sondern auf (Irund der im Einzelnen in Betracht kommeuden 
politischen, socialen und wirtschaftlichen Momente, die der Einheitlichkeit 
und der l'bereinstimiuung entbehren. Die erwähnten Momente hängen ihrer- 
seits mit verschiedenen äusseren Impulsen und zwar auch mit positiven Rechts- 
normen zusammen, die auf diese Weise in die Lage kommen, die Weiter- 
entwickluug der RechtsUberzeugnng zu beeinfiussen und von Stufe zu Stufe 
eine Übereinstimmung zwischen RechtsgefUhl und Recht auzubahuen. Selbst 
die priinitivsteu Regungen iles Rechtsgefühls müssen, wenn sie zu Rechts- 
sätzen werden, Einschränkungen und Erweiternugen orfabreii, die durch 
die Oesammtlage bedingt werden und gegen das RechtsgefUhl vieler 
Individuen verstossen. 

Trennt man auf diese Weise recbtshistorisch RechtsgefUhl, Rechts- 
Uberzeuguug und Recht, so muss mau destomehr an der Bedeutung der 
äusseren EintlUsse fUr die Rechtsschaffung festhalteu, sowie an der Bedeutung 
der äusseren Vorgänge, die aber gewiss nicht ausschliessliches Werk der 
Uesetzgebung und auch nicht das Werk des Machthabers (in diesem Falle 
des Königs) sind. Der König steht in den meisten Fällen ebenso unter 
äusseren Einflüssen, wie das Volk, beziehungsweise die einzelnen iSchichten 
desselben; nur sind natürlich diese Einflüsse nicht identisch; ans ihren; 
Zusammenwirken und aus der liesammtlage der Verhältnisse ergiebt sich 
die resultierende Linie, auf der natürlich keine gemeinsame Rechtsttberzeugung 
nnd folglich kein der RechtsUberzongung aller entsprechendes Recht, wohl 
aber ein dem gegenseitigen Kräfteverhältnisse sich anpassendes Recht 
erreicht wird. 
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bestanden.’) Sind wir infolgedessen nicht in der Lage, uns 
darüber auszusprechen, ob und welche germanische Vorbilder 
den fränkischen Bannnoi-men vorausgegangen sind,^) so werden 
wir doch sagen müssen, dass die Gewalt, Gebote und Verbote 
zu erlassen, jeder Obrigkeit eigen ist,^) weil ohne dieselbe keine 
obrigkeitliche Function denkbar wäre und weil Friedlosigkeit 
gerade wegen ihrer Tragweite unmöglich als einziges Mittel 
ansreichen konnte. Angesichts des Mangels genauer Unter- 
scheidung zwischen Gesetz und Verordnung, sowie der nicht 
immer feststehenden Geltungsdauer fränkischer Nonnen, musste 
das obrigkeitliche Recht, Gebote und Verbote zu erlassen, dessen 
Nothwendigkeit in viel höherem Grade eintrat, als in den klein- 
lichen Verhältnissen der altgermanischen Zeit, dazu führen, 
dass solche Anordnungen auf das Gebiet der Gesetzgebung Über- 
griffen und schliesslich nicht nur Lücken ausfüllten, sondern 
sogar contra legem wirkten.'*) Sie traten in vielen Fällen 
zweifellos in Gegensatz zum Recht, und wenn die Lösung dieses 
Gegensatzes in dem Sinne versucht w'ird, dass nur ein Gegensatz 
älteren und neueren Rechtes Zurückbleiben würde, ^) so ist doch 
verfassungsgeschichtlich der Umstand von Bedeutung, dass das 
Bannrecht ohne Mitwirkung der an der Gesetzgebung häufig 
bethoiligten Optimaten (der Nachfolger des Volkes) gehandhabt 
und älteres Recht durch einfache königliche Verfügung factisch 


*)Sickel: Z. Qesch. d. Bannes S. 2; in Mittb. d. luitit. 111. 639 
führt er das Uannrecht, das erst in fränkischer Zeit ein rechtliches Oepräj^e 
erhalten hat, ebenso wie das Gnaderecht, auf altgermanische Wurzel zurück. 

2) nur für den Friedensbann können directe alte Vorbilder angenommen 
werden; s. Brunner 1. c. II. 37. 

^ s. Seeliger 1. c. I. 356; also nicht nur der königlichen. M. K. betont 
Verf. 1. c. 36Ö, dass der erste Bannfall (in der Lex 8al.) sich auf den Befehl 
des Thungiuus bezog. Für die germanische u. zw. volksrechtliche Begründung 
des Bannes spricht sich Bahn I. c. VII. III. 26 u. 415 aus. 

*) Uan braucht also nicht mit v. Amira (G. g. A. 1896. 8. 196) an 
eine principielle Schrankenlosigkeit des Verordnungsbannes zu denken; 
allerdings kann man ebensowenig eine streng juristische Beschränkung des- 
selben im Sinne der L. Rib. 66 mit Brunner (I. c. II. 10) annehmeu; 
in dem .legibus“, mag es auch wirklich .gesetzmässig* bedeuten (s. Zeumer 
in G. g. A. 1886. S. 107), liegt wohl nur eine allgemeine Directive; s. noch 
Sickel in Westdtsebe Ztschr. IV. 258, Dahn I. c. VII. 111. 38, 416 f. 
so Seeliger I. c. I. 365, 366, Dahn I. c. VII. II. 36, 87. 
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abgeäiidert wurde; neben der durch König und Optimalen geübten 
Gesetzgebung war also eine zweite gleichwertige, wenn auch 
wenig umfassende, durch den König allein vertreten.*) 

Darin liegt, äusserlich betrachtet, ein Abgehen von den 
germanischen Grundsätzen und wenigstens für die auf diese 
Weise^) gehandhabte Gesetzgebung könnte man sich veranlasst 
sehen, eine Befolgung römischer Vorbilder auzunehmen. Zieht 
mau aber die Entwicklung des Baunrechtes in Betracht und 
namentlich den Umstand, dass die Wurzel desselben in der von 
jedem Romanismus freien, sachlichen Nothwendigkeit rein 
obrigkeitlicher Befehle liegt, welche Nothwendigkeit sich zu- 
sehends steigerte, so wird man, angesichts der gleichzeitigen 
Fortschritte des Königtums, die allerlei Eingriffe ermöglichten, 
sowie der Thatsache, dass die fränkischen Volksrechte keine 
exclusive Geltung forderten, auch diese Vorgänge aus der 
Gesammtheit der fränkischen Verfassungsent Wicklung und ohne 
Annahme romanistischer Beeinflussung erklären können. Wichtig 
erscheint, dass trotz aller Übergriffe des Bannrechtes dennoch 
niemals eine persönliche Gesetzgebnngsgewalt des Königs aus- 
gesprochen und die für einen grossen Theil derselben angewendete 
Mitwirkung der Optimaten niemals als überflüssig bezeichnet 
wurde; man Hess die königliche Gewalt gewähren, sie machte 
davon Gebrauch, brachte es aber zu keiner Präcisierung und 
markiei-te wenigstens theil weise durch die — allerdings nicht 
consequent eingehaltene — Unterscheidung der Straffolgen,-*) 
die Scheidung zwischen der allgemeinen und bannrechtlichen 
Gesetzgebung, •*) freilich auch zum Vortheile des Königtums.-’) 

*) Modonircchtlicli sucht diese Frage J. G o 1 d s c h in i d t: ü. Ver- 
WHltungsstrafrecht S. I IT zu beleuchten; er hebt dcu Gesichtspunkt der 
guten Ordnung hervor; rechtshiatorisch genügt dies kaum, 
namentlich aber in solchem Umfange. 

^ Dass die Banustrafen durchaus nicht gleich waren, haben Sickel 
und Seeliger 1. c. bemerkt. M. R. hebt Schröder (Hist. Ztschr. 
Bd. 7'J. S. -.!.S7) die administrative Eintreibung der Banuhussen, im Gegen- 
sätze zu den Gericbtsbnsseu hervor. 

t) Han sieht, dass trotz Erlassung von Banuveroidnnngen die Vulks- 
reclite weiter aufgezeichnet wurden, ohne dass man die V'erordnungen hinein- 
gezogen hätte. 

^) Denn die Bannsachen bedurften keiner gerichtlichen Behandlung. 
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Alles weist in der fränkischen Entwicklung auf den engsten 
Zusammenhang zwischen Gesetz und Gewohnheitsrecht hin;M 
für einen ausgesprochenen Gegensatz zwischen beiden fehlt jede 
Handhabe; die Annahme eines solchen Gegensatzes scheitert 
an dem Ineinandergreifeu beider Rechtsbildungsarten; es lässt 
sich, abgesehen von allen Spielarten, die ein unbestimmtes 
Zwischengebiet schaffen, nicht einmal sagen, welche Materien 
die Domäne der einen oder anderen Art bildeten. Zuverlässig 
darf man behaupten, dass die fränkischen Volksrechte noch 
weit weniger als die der vorher besprochenen Völker die An- 
wendung eines in ihnen nicht enthaltenen Gewohnheitsrechtes 
ausschliessen,-) diese Anwendung vielmehr für ihre Fortbildung 
verwertheten;^) die Weiterbildung ungeschriebener gewohnheits- 
rechtlicher Normen des ganzen Volkes und kleinerer Theile 
desselben ist allgemein anerkannt und fand in den Grafschafts- 
gerichten eine entsprechende Anwendungsgelegenheit. Haben auch 
später Capitularien das freie Ermessen des Richters einzuschränken 
gesucht,'*) indem sie auf geschriebene Rechte hinwiesen, so haben 
sie doch zu allen Zeiten mit dem Gewohnheitsrechte gerechnet, 
ja sogar mit der Möglichkeit derogierender Wirkung gegenüber 
älterem geschriebenem Rechte.^) Es bedarf wohl keiner weiteren 
Erörterung, da.ss solche Auffassungen der römischen Idee des 
Gewohnheitsrechtes nicht entsprachen. Mit dieser grossen 
Bedeutung de.sselben hängt die verhältnismässig geringe Ver- 
breitung der volksrechtlichen Texte und die noch geringere der 
Capitularien zusammen; ebenso die auffallend ungenügenden 


') Selbst die Terminolotfie; lex und coiisuetudo werden vermisclit; 
s. Brie: Gew. K. SIS ff, nament|ic-li Anm. U— 20. 

B r i e 1. c. 205. A. 11. wendet, sich gegen midi (I. Tlieil .S. 2S2). 
indem er meine der L. Burg, geltenden Bemerkungen bekämpft und auf 
Salis (Vorrede (>. A. 2) binweist; liss Mi.-*sverstiindnis ist ziemlicli klar. 

H. oben S. H3 ff’, das über die Zusätze zur Lex Salica gesagte. 
') s. Capit. No. 33 ex soff c. fffi, Capit. No. OS (Ital.) ex SOI. 

8. Dabn 1. c. VIII. 111. 2s f, IV. 10 f. Brie 1. c. 205. A. 14, 
220. A. S. Das Pippiniseiie ('apitulare, da.» dem geschriebenen Rechte un- 
bedingten Vorrang einräumen wollte, war auf Italien beschränkt, staud 
offenbar unter rümischero EinÜnsse, bildete aber eine .Ausnahme, die den 
Uesammteindruck nicht beeinträchtigen kann. 
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Fortschritte des geschriebenen Rechtes; ^ es ist aber klar, dass 
dieser ungenügende Fortschritt durch die grosse Autorität des 
Gewohnheitsrechtes, das ein geschriebenes Recht zum grossen 
Theile überflüssig machte, verursacht wurde. 

Der anerkannt particularistische Zug der fränkischen Rechts- 
eutwicklung hängt natürlich mit der Achtung des Gewohnheits- 
rechtes einigermaassen zusammen. Hätte wirklich die königliche 
Gesetzgebungsgewalt in jener Fülle bestanden, wie dies von 
mancher Seite behauptet wird, sie hätte wohl eine Rechtseinheit 
angestrebt und dieselbe wenigstens theilweise verwirklicht. 
Dies ist aber nicht einmal für das fränkische Recht geschehen; 
es kam nicht zur Einigung des salischen und ribnarischen 
Rechtes, man zeichnete sogar das chamavischc noch in späterer 
Zeit auf und fand es nützlich, die Lex salica zu emendieren, 
obwohl man andererseits nichts that, um die innere Fortbildung 
der einzelnen Volksrechte zu ermöglichen. Es ist doch auffallend, 
dass man den Fortbestand von Hans aus unzureichender und 
mangels entsprechender Fortbildung destoweniger genügenden 
Volksrechte vorzog, sogar noch in karolingischer Zeit, die 
hinsichtlich der Staatsaufgaben und des Centralismns im übrigen 
nicht gedankenlos vorging.'-^) Man darf wohl die politischen 
Gründe, die dabei wirkten, nicht unterschätzen und muss die 
Sonderstellung mancher Stämme in Betracht ziehen; man darf 
aber diese Gründe auch nicht überschätzen und gewiss an keine 
liberale Anerkennung der Sonderstellung denken,'*) sondern eher 
an eine nothwendige Anerkennung des neben den knappen 
Volksrechten geltenden Gewohnheitsrechtes, das man bestehen 


') Dies bemerkte bcIiou U o u e J e r I. c. I. 7 f. £a KenUgt. die Furt- 
ecliritte des früDkischeii geschriebenen Rechtes mit denen des westgothisehen 
und langobardigeben zu rergleichen. 

Au» dem fränkUeben Rechte drang mauchea in die andern ein und 
die Staatagewalt leistete dieser BeeiuHussang Vorschub; doch darf man 
sagen, dass es sich dabei nicht um die Frankonisierung des Rechtes handelte 
(wie Sohm in äav. Ztschr. I. S f meinte), sondern um eine praktische 
Hebung der Rechte, die den höheren Btaatsaufgaben zugänglich gemacht 
werden sollten. Eine Verdrängung der verschiedenen Rechte war nicht 
beabsichtigt; s. D a h n I. c. VIll. III. 3o. 

B. Ficker: Unters, z. R. u. R. U. It. 1. XXXIV f. 
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Hess, da man es nicht zu überwinden vermochte.') Wir liehen 
da nicht auf die Licht- und Schattenseiten'^) dieser treschehnisse 
ein, wollen nur bemerken, dass in all dem wieder ganz un- 
römische Züge sichtbar sind. 

Dass aucli die Gestaltung der erlassenen Normen keinen 
römischen Einfluss aufweist, bedarf keiner näheren Erörterung. 
Es ist hervorgehoben worden,-') dass man selbst in der karolingischen 
Gesetzgebung keine Planmässigkeit findet, dass insbesondere die 
vielen Lücken und Ungleichmässigkeiten einer solchen Auffassung 
entgegenstehen. Andererseits entspricht die überwiegend kurze 
Fassung, die sich mit den direkten Befehlen oder Verboten 
begnügt und der Begriffsbestimmung^) ausweicht, ferner die oft 
auffallende Unbeholfenheit der Ausdrucksweise ebenfalls nicht 
den römischen Vorbildern und unterscheidet sich sichtlich von 
etwaigen germanischen Nachahmungen römischer Muster.'’) Es 
hat daher die fränkische Gesetzgebung für eine Jurisprudenz, 
wie etwa die langobardische, nicht vorgearbeitet. — 

In hohem Grade wird, bis ins Detail hinein, römische 
Beeinflussung des fränkischen Finanzwesens und der dem 
Könige zustehenden Finanzbelügnisse angenommen.**) Überprüft 
inan den inneren Werth der in Betracht kommenden Thatsachen,') 


') Allei'diii^s tliut man uicbta für seine Belebung; iiiaii vernrtlieilte 
die alten Rechte praktisch zu einem Siechtnm; doch waren sie immer noch 
stark genug, um dem Particularisinus zu dienen. 

Als Lichtseite kommt die erleichterte Freihultuug der Einzelrechte 
von fremder Beeinflussung in Betracht; das römische Recht hätte auf ein 
gomeiusammes Reichsrecht grösseren Einfluss auiUben können. Als Schatten- 
seite kann die Erhaltung des übermässigen Particularismus bezeichnet werden. 

’) 8. Dahti 1. c. V’III. XII. 31. 

*) u. zw. noch mehr als bei den Langobarden. 

’’) Es genügt, die fränkischen Satzungen mit dem späteren Westgothen- 
recht zu vergleichen. 

") Mitunter ziemlich uneingeschränkt; s. Dahn: Z. merow. IMnanzr 
(in Genu. Abh. f. K. v. Maurer) und Könige VII. III. 79flF; v. Sybcl 
1. c. 40H will es als Kegel hinstellen, dass zwar nicht alle römischen Ein- 
richtungen übernommen worden sind, dass aber beinahe alle Lasten, welche 
das^Volk zu tragen hatte, ihr Da.seiu oder ihre Ausbildung der Burülimng 
mit Rom verdankten; K. 411 wird dies allerdings sehr abgescbwäcbt. 

') Das Thatsachenniaterial steht ziemlich fest, so dass man auf die 
Eiuzelubeiteu nicht eiuzugeheu braucht. 
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so bemerkt man trotz des unzweifelhaft grundlegenden römischen 
Einflusses wichtige Entwickinngsnnterschiede, die eben für dieses 
(Tebiet, auf dem der weitest reichende römische Einfluss durchaus 
nicht auffallen würde, besonders ins Gewicht fallen. 

Da.ss die Bezeichnung „Fiscus“ nicht streng römisch aufzii- 
fa.s.sen ist, hat schon Gierke hervorgehoben.') Die Identificierung 
von Königsgut und Staatsgut hat daher innerlich einen anderen 
Oharakter, als in der spätrömischen Zeit, in der man allerdings 
Kaisergut und Staatsgut praktisch nicht genau trennte.'-’) Mag 
diese Identificierung noch so sehr an manche spätrömische Er- 
scheinungen erinnern, sie fällt mit ihnen doch nicht zusammen ') 
und findet ihre selbständige Erklärung darin, da.ss der persönliche 
Einfluss, auf dem die Machtstellung des germanischen Königs 
beruhte, seit jeher mit .seinem Reichtum znsammenhing;') er- 
forderte die Steigerung der Mac.ht und die grössere Conceutrierung 
staatlicher Rechte und Pflichten in dei- Hand des Königs auch 
Mehrung des Reichtums, so gab ihrerseits wieder diese gesteigerte 


') Oi'ii. R. II. r>(i5 f; X. olipii S. 40. 1 ; Uber ilie lle<lontnng, die iimn 

rnmanisekerxeits diesem Ausdruck in fränkisclier Zeit keile^^e, heleliren uns 
die Rpitomcii zu L. R. Vis. 0. Th. II. 0. 5. III. 1. 2, IV. II, IV. lil. 
X. 1— S, XI. t — 7, XII. 2, XIII. 1. 2, Nov. Valent. III. 7, Nnv. Mart. 2. 

>) Dieser ITnterschied ist zuletzt vnii H i s (D. DnmUnen d. rüiii. 
Kaiserzeit .S. 27 f ) behandelt worden ; er trat allerdings rechtlich so wenig 
hervor, dass Mommsen(in Üstg. Sind.) für die spSteste Zeit mit Recht sagen 
durfte, die Ämter des Com. rei privatae und des f>)iu. s. patrimonii seien 
identisch gewesen. Dennoch giobt das Bestehen beider Ämter zu denken, 
eben.so wie die noch im V. Jb. Übliche Unterscheidung zwischen fuudi rei 
privatae und f. patrimoniales. Deshalb kann die bei den Langobarden vor- 
kommende Unterscheidung zwischen Kunigsgut und Piscns (s. II. Theil 
S. ir>:t), trotzdem dass dieselbe im langobardischen Reiche auch germanischen 
Drundlagen entspricht, auf römisches Vorbild ziirUckgefUhrt werden, um- 
somehr, als ja bei den Taingobarden, ebenso wie ira spätrömischen Rei<di« 
bei der Verfügung Uber beide Arten von Gütern kein praktischer Unterschied 
wahrnehmbar ist. 

•'*) Dies gegen Dahn 1. c. VII. III. 83. Die fränkische Verquickung 
gebt weiter; es fehlt auch der theoretische Unterschied, den noch die spät- 
römische Verfassung kannte. 

*) n. zw. mit keinem persönlichen Reichtum, da es einen .Staatsschatz 
im eigentlichen Sinne nicht gab. 
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Maclitsteluner zur Meinung; des Reichtums Gelegenheit.') Die 
politischen Umstände, unter denen die Gründung des fränkischen 
Reiches erfolgt war, Hessen den Mangel eines abstracten Staats- 
ItegriflFes stärker als anderwärts hervortreten und hinderten die 
l’berwindung dieses Mangels; es fehlte nicht nur ein abstracter 
Begriff, der sich über König und Volk erheben würde, es fehlte 
auch eine rechtlich relevante oder gar selbständige Organisation, 
die dem Volke neben dem Könige eine praktisch gleich werthige 
Stellung gesichert hätte.^) Die Identificierung von König und 
Staat gerade auf diesem so hervorragend praktischen Gebiete 
bildete somit gewiss keine Nachahmung römischer Muster. Sie 
bestand aber auch nur tbatsächlich; wäre nämlich die Identificierung 
eine vollkommene gewesen, dann wäre Staatsgut Privatgut des 
Königs; das war es nicht. Schon Heusler'') hat auf den 
Unterschied zwischen privatem Güterrecht und dem des Königs 
hingewiesen, so dass die thatsächliche Vereinigung betreffs der 
gemeinsamen Verwaltung und Verfügung wohl nur in dem 
Umstande ihre Erklärung findet, dass der König für die Staats- 
auslagen ebenso wie für seine privaten zu sorgen hatte, für 
seine Hofhaltung Staatsgut, ebenso aber auch für den Staat 
sein Eigengut '*) verwendete.'’) 

') Auf die daraU8 sieb ergebende Elanticität der kSniglicben Einnabmen 
macht Vi eilet I. c. I. 319 aufmerksam. In zu sehr )irivatrecbtiicbem 
.Sinne behandelt Fablbeck I. c. 157 diese Fragen. 

'‘I Daher ist bei Langobarden und Westgotben die Sachlage doch eine 
andere; für die letzteren giebt es Dahn I. c. VII. III. 83 zu, für die 
ersteren nicht, obwohl auch bei ihnen trotz der freien königlichen Verfügung 
Uber die Domänen, dennoch eine .Scheidung zwischen Künigsgut und Staats- 
gut bemerkbar ist. U. K. hat Brunner 1. c. II. 68 auf die grosse Be- 
deutung der Vererblichkeit des Thrones in dieser Hinsicht hingewiesen; es 
kommen aber zweifellos auch die übrigen politischen und staatsrechtlichen 
Unterschiede ln Betracht- 

s) 1. c. I. 309 ff; 8. auch Brunner 1. c. II. 68. Ferner hat Brunner 
I. c. U. 79 f. m. R. betont, dass die Behandlung des Königsgutes mit der 
Tendenz, König und Staat zu identificieren, nicht Ubereinstimmt. 

*) I^etzteres namentlich in der Karolingerzeit wahrnehmbar; es ist 
bekannt, dass die Karolinger grosse Uüter mitbrachten; man vermag bei 
den einzelnen Schenkungen nicht zu unterscheiden, ob Staatsdomänen oder 
andere Güter weggegeben werden. 

Hit Rücksicht auf die Entstehungsgeschichte des fränkischen Reiches 
kamen zu dem persönlichen Reichtum des Königs die römische Beute und 
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Abgesehen von dieser Fraee erscheinen sowohl die bekannten 
Umwandlungen des römischen Finanzwesens im fränkischen 
Reiche, als auch der germanische Einschlag, der diese Ent- 
wicklung begleitete, zu wichtig, als dass man von einer Bei- 
behaltung römischer Vorbilder, die allerdings den Ausgangspunkt 
des fränkischen Finanzwesens gebildet haben, sprechen könnte. 
So ist schon die wichtigste römische Steuer, die Grundsteuer, 
durch die nunmehr eingetretene Unveränderlichkeit der Steuer- 
schuldigkeit zu einer Abgabe geworden, die wie ein fester 
Bodenzins wirkte') und den Steuercharakter beeinträchtigte; 
dass sie in vielen Theilen Galliens ohnehin in Vergessenheit 
geriet, wird allgemein zugegeben und hängt damit zusannnen, 
dass die fränkischen Könige den theilweise unternommenen 
Versuch, diese Steuer zu beleben, aufgeben und sich damit 
begnügen mussten, sie nur da und in jener Höhe zu erheben, 
wie es dem Herkommen entsprach; aus dem Edict Chlothai's II. 
c. 8 darf geschlossen werden, dass auch dieses Herkommen 
stark angefochten und Jede Gelegenheit benützt wurde, die 
Grnndsteuerpflicht abzuschüttcln,'-) wozu die Veraltung der 
Steuerlisten beitrug. Ein analoges Schicksal erlitt trotz theil- 
weise erfolgreicherer Bemühungen die Kopfsteuer.'*) In 


andere Einnahmequellen hinzn; ea fehlte nämlich in der fränkischen .Staata- 
entwicklung jenes Zwischenstadiuin, in welchem eine Unterscheidung; des 
küniglicheu vom staatlichen Vermügen hätte hervortreten können. Es 
offenbaren sich auch hier die mehrmals erwähnten Folgen staatsrechtlicher 
ilbergangslosigkeit der fränkischen Entwicklung. Im römischen Reiche 
iiaben einige Z*eit lang beide Vermögensmassen nebeneinander bestanden, 
bis die Übermacht des Kaisertums die Selbständigkeit des Staatsscliatzes 
illusorisch machte; im langobardiscben Reiche riralisierten Volk und Uerzöge 
mit dem Königtum; im fränkischen Orossstaate ist von diesen Dingen nichts 
zu verspüren. 

*) Dahn 1. c. VII. III. 96. A. 2. tritt der Brunner'scheu Auffassung 
entgegen und meint, es werde auf diese Weise der überkommenen römischen 
Steuer viel zu früh der Charakter einer privatrechtlichen Last beigelegt; 
dennoch vergleicht Dahn selbst I. c. 109 die Wirkungen der ehemaligen 
(irundsteuer mit denen von Reallasten und Hodenzinsen ; s. Sicke 1 in 
Westdtsche Ztschr. IV. ;U3. 

ä) Dies findet auch in den sich stets mehrenden Steuerbefreiungen 
Ausdnick. 

8. üruuner 1. c. I 2ö3. A. 31. II. 234 f, Dahn I. c. VII. III. 111 f. 


Digitized by Google 



208 


beiden Fällen haben sowohl der Verfall römischer Steuertechnik*) 
als die allg^emein germanische Abneigung*) gegen derartige 
Einrichtungen gewirkt und man wird sagen dürfen, dass diese 
Abneigung zu dem Rückgänge des römischen Steuerwesens, allen 
königlichen Bestrebungen entgegen, das meiste beigetragen lial. 
Die Karolinger beschränkten sich darauf, etwa noch bestehende 
Steuerpflichten aufrecht zu erhalten,-*) ohne eine offenbar erfolglose 
Wiederheretellung oder Ausdehnung anzustrebon. *)•’’) 

Die neben den in bedeutsamer Rückbildung befindlichen 
Hauptsteuern vorkommenden zahlreichen Gebühren und 
Dienste, die die Erfüllung der öffentlichen Aufgaben er- 
leichterten, mögen wohl zum giossen Theile römischen Ursprungs 
sein;“) sie hängen zum guten Theil mit dem Zollwesen zusammen 
und dieser Umstand, noch mehr aber die auf dieser Entwicklungs- 
stufe natüi-liche Voiliebe für specielle Abgaben und insbesondere 
für specielle Dienste der Unteithanen würde ihre Beibehaltung 
trotz des oft'ensichtlichen Verfalles der übrigen Abgaben und 
Lasten erklären. Sie schliessen sich nämlich denjenigen Leistungen, 

’) über ilift (irtimle dieses Verfalles s. auch Kiener 1. c. 76. 

'•*) (tugen die Aiinuhme dieser Abneigung ist nur Fiistel de Coulanges 
fMon. fr. 247) aufgetreten, der überraschenderweise ans der Aegidius-T.iegende 
den .Schluss ableitete, dass die Franken keinen Widerwillen gegen die ße- 
steuernng empfanden. In Transformatien.s HI ff giebt er dann wohl den 
Widerwillen an, führt ihn aber (.S. 36) auf eine Agitation des Klerus aiirück. 

*) Die betreffenden Stellen bat Dabn I. c. V^IIl. V. 34. A. 7. 
r.iisaininengestellt. 

*) So sind E. 11. die .Sachsen keiner derartigen Steuerpfliebt mehr 
unicTWorfen worden. 

'’) ßei dieser Sachlage ist es für uns ziemlich gegenstandslos, ob die 
Franken ebenso wie die gallo-rümischeu Provincialen Steuern zahlten o<ler 
nicht; an und für sich ist die Frage u. E. zu bejahen. 

“) Ihre Aufzählung bei Dahn 1. c. VII. III. 12.'') ff, VIII. V. 51 ff. 
i.'ber die suffragia s. Sickel in ti. g. A. IS96. S. 283. Dass die nffeiit- 
licben Frohnden vielfach auf römischer Basis beruhen, ist mit .Sickel (in 
Ergbd. II. 228). Brunner (1. c. II. 228 ff), v. Amira (G. g. A. 1896. 
.S. 191) und Dabn (I. c. VII. III. 153 ff) zuzugeben. Es muss aber mit 
Brunner (I. c.) und Mayer (1. c. I. .59 f) die hier hervortretende Ver- 
mischung römischer und geniiauischer Elemente betont werden; insbesondere 
hinsichtlich der Herbergepflicht (s. Brunner I. c. II. 229) und der Natnral- 
dienste für Transport und Verpflegung des Heeres (s. .Mayor I. c. I. 66). 
Der Polizeiilienst bängt mit iler Idee der germanischen lleerptlicht zusninnien 
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deren germanischer Charakter kaum bezweifelt werden kann,') 
an.-) Die Zahl der germanischen oder auf germanischen Ideen 
beruhendon Leistungen war namhaft und ihre Ausgiebigkeit 
bedeutend, so dass neben ihnen die noch beibehaltenen römischen 
Stenern praktisch zurUcktraten. Nur das Zoll wesen") ragte 

(k. Sickel in Ergbd. II. 226, Brunner I. c. II. 226f). Die Grenzpolizei- 
maassregelu (s. Greg. Tur. VI. 19, VIII. 30, IX. 1. 2«. 32) erinnern nur 
ganz üuBserlich an die alten und in Gallien längst vergessenen römischen 
Einrichtungen. Die fränkische Regelung des Polizeiwesens, inshesondere 
die Haftung der Centene ist germanisch (s. Sickel in Erghd. III. 529 ff 
Für die Strassenhaupolizei ist römische Grundlage anzunelimen, aber ger- 
manische Ausgestaltung, da wie schon Brunner (I. c. II. 233) m.R. bemerkt 
hat, der Wegbau zu einer Grundlast der Anrainer wurde. Ein interessantes 
Beispiel der Vermischung liegt in der Marktfrage vor; der Marktzoll ist 
römisch, der Marktfrieden germanisch (s. Schröder R.G.* 191. A. 21.). 

•) Hierher gehören die freiwilligen, wenn auch durch Gewohnheit 
immer fester werdenden Jahresgaben au den König, sowie die Gebühren, 
die der König bei gewissen Anlässen enipAng (Greg. Tur, VI. 45), namentlich 
von Kirchen (Capit. I. 168. Schreiben an den Abt von St. Quentin), Erb- 
theilungsgebUhren (Markulf I. 20) n. s. w. Zu erwähnen ist hier auch 
Gaducität und ConAscation, wobei letztere von dem analogen Strafmittel zu 
unterscheiden ist; während die StrafconAscation römischen Charakter hat, 
kann dies für die Einziehung des Vermögens Friedloser, ebenso wie für die 
Einziehung erblosen Gutes nicht behauptet werden. Der ömstand, dass 
schon die I.iex ,Sal. (60. 3, 62. 2) derartige Rechte des Königs kannte und 
dass gegen die Ausübung derselben nicht protestiert wurde, lässt annehmen, 
dass der König hinsichtlich der Friedlosen und Sippelosen in die Rechte 
des Volkes eintrat. Diese Einnahmen sind, ebenso wie FreilassungsgebUhren, 
ein Ergebnis der staatsrechtlichen Stellung des Königs und gehen, wie 
z. B. die Jahresgeschenke, direct auf germanische Wurzel zurück oder 
scbliessen sich, wie z. B. die kirchlichen Gaben, an die volkstümlichen 
Jahresgeschenke an. Insgesamt dienen sie der Beschaffung der Einnahmen 
ausserhalb des Steuerwesens, verrathen also, indem sie in den Vorder- 
grund treten, einen unrömischon Charakter. Der alte germanische Staat 
war ja ausschliesslich auf derlei Leistungen, sowie auf persönliche Dienste 
angewiesen, die in seinem Haushalte selbstverständlich eine ganz andere 
Rolle spielten als in dem des römischen Staates, der über andere regel- 
mässige Quellen verfügte. 

“) Dieser Anschluss, auf den schon Brunner (s. oben S. 208. A. 6.) hin- 
gewiesen hat, erklärt auch die reiche Ausgestaltung gerade dieser Zweige 
öffentlicher Leistungen im fränkischen Staatswesen. 

’) s. Brunner 1. c. II. 238, Kiener 1. c. 77, Dahn 1. c. VII. III. 
119 ff, VIII. V. 39 ff. Albr. Hoffmann: Deutsches Zollrecht I. 2 be- 
zweifelt ohne jeden Grund den Zusammenhang des fränkischen Zollwesens 
mit dem römischen. 

V, Halban, Köm. Kociu in den gerro. Volkasuiaten. 111. 14 
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besonders hervor und bildete im Verein mit dem Münzweseii') 
ein wichtiges Erbe der römischen Vergangenheit, dessen Be- 
dentung trotz der auch hier erfolgten Umwandlungen nicht 
unterschätzt werden darf. Im Qbrigen ist die Beibehaltung 
dieser römischen Einrichtungen schon wegen ihrer technisch 
leichteren Handhabung erklärlich; sowohl die festen Zollsätze, 
wie auch der Schlagschatz der Münzprägungen waren leichter 
zu behandeln als Steuern und sichelten Einnahmen, denen das 
germanische GefQhl nicht in der Weise widei-strebte, wie den 
Steuern. 

Will man aber die thatsächliche Wichtigkeit des römischen 
Finanzwesens im fränkischen Reiche allseitig beurtheilen, dann 
muss man der besonderen Stellung des Domänen wesens ge- 
denken. An und für sich aus dem römischen Fiscalgute'*) 

') g. 8 0 e t b e e r in Forachgg. c. dtgch. Gegch. L 205 ff, 54S ff, 
II. 29H ff, IV. 241 ff, VI. 1 ff (vgl. Fahlbeck 1. c. 283 ff), Ebeberg iu 
Staat.g- und gocialwigg. Forgcbgg. II. Heft U. 8. 1 ff, Bronn er I. c. II. 241, 
Dahn 1. c. VII. III. 135, VIII. V. 0.5, Bnbelon in Journ. deg savants 
1901. 8. 121. 

>) Die Umwandlungen sind xiemlich wesentlicher Art. Chloth. II. E<l. 
c. 9. hat eine weitere Ausdehnung deg kiiniglichen Kollwesens durch die 
Beschränkung auf dag Herkommen behindert und somit deu Zöllen (analog 
der Grundsteuer) die Elasticität benommen. Die Unterschiede twischen 
Zoll und Gebühr wurden verwischt (s. Dahn I. c. VII. III. 121, 125, 
VIII. V. 42.). Die von Rietschel (Stadt u. Markt 20 ff) vertretene An- 
lehnung des Zollrecbtes an die Gmudberrschaft gebt zo weit (s. Schröder 
R.G.* 19t. A. 19), denn der hoheitliche Charakter des Zollrechtes ist niemals 
ganz verdrängt und das Bannrecht ist auf die Zölle angewendet 
worden (s. Sickel in Ztschr. f. d. ges. Strafr. wiss. VII. 504 ff); allerlings 
machte sich die Tendenz geltend, das Zoll wesen in den Bannkreis der 
Gmndherrschaft zu ziehen und sie äusserte sich in dem häufigen Weggehen 
der Zollstätten und Zolleinnahmen. Ähnliche Umwandlungen bemerkt man 
im Münz wesen, dessen Reformen auch einen technischen Rückgang auf- 
weisen. Ans der Ijockerung der Hünzverhältnisse leitet v. L u s c h i n 
(Allg. Münzkunde 78) den Schluss ab, dass die Merovinger weniger als die 
hurguudiscben und gothischen Könige auf die Münzhoheit bedacht waren. 
Erst unter den Karolingern wird hier das staatliche Moment mehr betont 
(8. Lnschin 1. c. 197, 213 und Soetbeer 1. c. IV. 265 ff, 290 ff), es muss 
aber gerade die im VIII. Jb. erfolgte MUnzrefurm als eine rückschrittliche 
bezeichnet werden (s. Brunner I. c. I. 214). 

s) s. Brunner I. c. I. 203, Sickel G. g. A. 1890, 8. 584, Dahn 
I. e. VII. III. 89 ff, Schröder R.G.* 187 f. 
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liervoi’gegangeii, sind die Domänen schon mit Rücksicht auf den 
natnralwirtschaftlichen Charakter als die am bequemsten zu 
handhabende Einkommensquelle erschienen, wozu nicht wenig 
der Umstand beitrug, dass das fränkische Königtum nicht 
bemOssigt war, mit anderen Pactoren zu theilen, daher diese 
Einkommensquelle für sich allein in Anspruch nehmen durfte. 
Ist es auch nicht bekannt, ob der altgermanische König sich 
auf Staatsgüter stützte und deshalb nicht möglich, einen Vergleich 
zwischen dem Domänenwesen der alten und dem der fränkischen 
Zeit zu ziehen, so wird man doch in dem Übergewichte der 
Domänen im fränkischen Staatshaushalte zweifellos ein ger- 
manisches Element erblicken müssen. Denn selbst wenn diese 
Einnahmsquelle in gar keinem Zusammenhänge mit älteren 
Einrichtungen gestanden und wirklich als etwas ganz Neues 
von den Römern übernommen worden wäre, so muss doch in 
dem Umstande, da.ss gerade dieser natural wirtschaftliche Theil 
des römischen Finanzwesens in fränkischer Zeit nicht nur 
erhalten, sondern sogar entwickelt wurde, während die Steuer- 
verfa.ssung zurückging, ein unverkennbarer Einfluss germanischer 
Ideen erblickt werden. Und je weiter, desto mehr tritt dieses 
Übergewicht auf, so dass schliesslich der Schwerpunkt des 
Staatshaushaltes in die Domänen verlegt wird und das Krongut 
sogar als Organ des Fiscus auftritt.*) Neben diesen Einnahmen 
und den Naturalleistungen der Unterthanen trat alles andere 
praktisch zurück. Dasselbe gilt von den Staatsauslagen; auch 
sie wurden ganz überwiegend durch Naturalleistungen bestritten 
und neben ihnen waren es wieder die Domänen, die 
theils durch Schenkungen für die Belohnung bezw. Sicherung 
von Diensten, theils durch Einräumung von Nutzungsrechten 
für die Erhaltung der Beamten und flir die Amtsauslagen her- 
halten mussten. Somit stellte sich der Staatshaushalt auf die 
grundherrlichc Basis, wozu übrigens auch das gleichzeitig sich 

■) ». Sickel 1. c. S. 58.S, Dahn I. c. VIII. V. 12. Susta: 
Z. tiesili. n. Kritik il. ürbarialaufz. (Wien. Sitz. Ber. Bd. 138. S. 20ff) 
hat in. K. bemerkt, daan die Karolinger, als praktische Hegenten, 
ein.sahen, dass die gesammte Entwicklung eine dem Steuerwesen nachtheilige 
Richtung genommen hat und dass die Urundherrschaft das hoffunngsvolUte 
Klement bildete; es war nur logisch, dass sie sich dieses Element dienstbar 
machlen. 

14 * 
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entwickelnde Lehenswesen beigetragen bat. Die Tliatsache, 
dass die Vorrechte der Krongüter römischen Ursprungs waren, 
fällt air dem gegenüber schon weniger in die Wagschaie, ab- 
gesehen davon, dass sowohl diese Vorrechte') als auch die 
Verwaltung der Domänen wichtige Veränderungen aufweisen.'-') 
Wir vermögen hier nicht auf die Frage des Bodenregals und 
der aus der Verfügung über unbebautes Land, über Wälder, 
Mineralien und Gewässer sich ergebenden Einnahmen einzugehen") 
und müssen uns auf die Bemerkung besclmänken, dass diese 
Rechte schon mit Rücksicht auf ihren ganz überwiegend natural- 
wirtschaftlichen Charakter, sowie wegen ihres Zusammenhanges 
mit dem gesammten Bodenrechte nur in sehr geringem Maasse 
an die gallorömischen Verhältnisse anknüpfen konnten. 

Dem Gesagten ist zu entnehmen, dass sich das fiänkische 
Staatsrecht in diesen Dingen wohl zunächst an die römischen 
Vorbilder anlehnte, aber nicht in der Lage wai-, dieselben auf 
die Dauer zu befolgen. Die germanische Tradition sträubte 

Beibelmlten wurde (s. jedoch v. Ämira Gotting, gel. Am. ISiif. 
S. 191.) die römische Einrichtung, dass Fiscalgütor unter besonderen Obrig- 
keiten standen und die damit zusammenhängende Immunität; ein Vorreclit 
gerichtlicher Unbelangbarkeit bestand jedoch, wie Brunner (Zeugen n. 
luquis. bew. S. 08 ff) nachgewiesen hat, nicht. Das.s überhaupt die Vor- 
rechte der römischen Fiscalgüter erst unter den Merovingorn verfassnngs- 
geschichtliche Bedeutung gewonnen haben, steht fest; s. Sicke) Götting. 
gel. Anz. 1890. S. 584. Vgl. oben .S. 136f. 

Mau darf, trotz den Eliuwenduugeu Si ekel 's (Ergbd. II. -218 f n. 
III. 579) annebmen, dass für diese Verwaltung insbesondere die Domestici 
in Betracht kommen; (die Studie A. Carlot's Uber den fränkischen 
Domestiens ist mir nicht zugänglich gewesen). Mit Uücksicht auf den 
römischen Ursprung des Amtes hat Meitzen (1. c. II. 028) die Domestici 
als ein römisches Element der fränkischen Domänenverwaltung bezeichnet; 
nun sieht man aber, dass dieses Amt in karolingischer Zeit fehlt; noch 
wichtiger ist, dass seither der König selbst den Mittelpunkt der Domäneu- 
rerwaltung bildet, sich also als Grundherr geberdet und auf eine separate 
Verwaltung verzichtet. Insoferne erscheint das römische Vorbild über- 
wunden und man darf angesichts dieser Tliatsache bezweifeln, ob sich dieses 
römische Vorbild — trotz Domesticat — gut brauchbar erwies. Dass die 
innere Behandlung der Domänen, ihre Ausnützung durch Weggeben von 
Parcellen u. s. w. römischen Traditionen entsprach, ist oben (II. Theil 
,S. 259 f ) bemerkt worden ; dies ist für die Entwicklung des Boilenrechtes 
wichtig, hat aber keine staatsrechtliche Bedeutung. 

^) Dies hängt mit der Entwicklung des Immohiliarrcchtes zusammen. 
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sich (?egen das römische Steuerwesen, das weder den Staats- 
zwecken und Staatsauslagen, noch der Leistungsfähigkeit der 
Unterthanen angepasst wurde; von allem Anfang an fehlten die 
Grundbedingungen für die Einführung neuer und Ausgestaltung 
übernommener Steuern, so dass dieselben zu stabilen Lasten 
wurden und angesichts der Freiheit der mit Piscalgütem 
Beschenkten auch die moralische Basis verloren. Allerdings 
befand sich die römische Finanzverfassung in Gallien ohnehin 
schon im Rückgänge und cs hätte einer bedeutenden Auffrischung 
bedurft, um sie lebensfähig zu erhalten; diese Auffrischung hätte 
aber nur bei einem volkswirtschaftlich richtigen Verhältnisse 
zwischen Einnahmen und Leistungen des Staates, zwischen 
Pflichten und Rechten der Unterthanen, erfolgen können; daran 
aber hat es gerade gefehlt und je mehr der Kern des Volkes 
unter den unerschwinglichen Lasten litt, desto schwerer wurde 
es, an eine Regelung des Finanzwesens zu denken. Dasselbe 
ist angesichts des Übergewichtes des naturalwirtschaftlicheu 
Momentes und des geringen haushälterischen Sinnes der Könige 
zum Werkzeuge einer Bedrückung“'^) geworden, der sich der 
Mächtige leicht entzog, die dem Staate keinen Nutzen brachte 
und die bei fortschreitendem Versagen der Geldquellen immer 
mehr das naturalwirtschaftliche Moment in den Vordergrund 
treten Hess. So muss man denn die praktisch so geailete 
Gesammtanlage des Finanzwesens trotz der zahlreichen römischen 
Wurzeln als eine unrömische bezeichnen,-*) jedenfalls als Über- 
windung der römischen Muster zu Gunsten eines der germanischen 
Auffassung näheren Zustandes, wodurch es immer schwerer 
wurde, die im grossen Reiche aullretenden Staatszwecke zu 
erfüllen, so dass es zu jenem Rückzuge aus verschiedenen 
Positionen kommen musste, den man in der Grundhenschaft, 
in der Immunität und im Lehenswesen wahrnehmen kann. 


*) oameutliub im Vergleich zu der vuu deu Ostgotheu iu [talieu vor- 
gefundeneu; s. Tbibault in Nouv. Rev. hist, de dr. fr. et etr. XXV. S. 727 f. 

Sie äussert sich insbesondere darin, dass der Herrscher weder über 
die Höhe der Iieistungeii, noch über die Leistungspttichton ein Recht, s- 
verfabren führte, sondern seine Ansprüche durch aussergerichtliclies Zwangs- 
verfahren durchsetzte; s. Sohm 1. c. I. 9‘2f, lisf, 120, Brunner I. c. 
II. II, IÖ7 f, Sickel iu Ergbd. III. Iö7. 

8. T. Auiira, Götting. gel. Anz. 1S‘J6. B. 1S9. 
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Sieht man von den Zöllen, der Münze und einigen römischen 
Dienstarten ab, so gelangt man zur Überzeugung, dass es nicht 
gelungen ist, die Sphäre der öffentlichen Gewalt in einer dem 
römischen Vorbilde auch nur halbwegs entsprechenden Weise 
anszudehnen. Wohl sind die Beschränkungen des Königtums 
praktisch weggefallen und die Lasten vermehrt worden, aber 
die Art dieser Vermehrung hat keinen finanzrechtlichen Charakter. 
Nur die Finanzmissbräuche, gegen die das Königtum oft, aber 
freilich erfolglos und ohne mit eigenem Beispiel voranzugehen, 
auftrat, haben den Verfall der römischen Finanzverfassung über- 
dauert; römischen Traditionen mag man es zuschreiben, dass 
in den fränkischen Functionären der Sinn für erpresserische 
Ausbeutung ihrer Ämter geweckt wurde. — 

Unter den persönlichen Leistungen, die im fränkischen 
Reiche die Hauptstütze der Staatsgewalt bildeten, ragt besonders 
die Heerespflicht hervor, die ebenso wie in fidiherer Zeit 
im Mittelpunkte steht und sowohl diese Stellung als auch ihre 
allgemeine Bedeutung') in ganz unrömischer Weise'') beibehalten 
hat. Die Wandlungen, die die königliche Gewalt im Heere, 
namentlich aber den Charakter des Heerwesens betrett'en, hängen 
in keiner Weise mit dem römischen Einfiusse zusammen;") es 
ist weder zur Ausbildung eines stabilen Heeres noch zur Be- 
stellung ständiger Kommandanten gekommen. Die Änderung 


') Über diese allgeiiieiue Bedeutuug s. Viollet 1. c. I. 437, Brunner 
1. c. II. 202 ff, Bickel Oötting. gel. Anr. ISUO. S. 246, 590, llaliu I. c. 
VII. II. 252, VIII. III. 214 f, Schräder R.G.* 153 ff. Über die Ein- 
boziehuDg der Römer s. Sickel 1. c. 247 u. 1S96. S. 2S9 f, Bruiiuer 1. c. 
I. 302, II. 202, Fustel: Mon. fr. 293. Dahn 1. c. VII. II. 270, Schröder 

I. c. 153. Über die Ueerespflicht der Hintersassen s. Sickel in Ergbd. 

II. 224, Fustel: Mon. fr. 294, Transfonuations 519, Mayer 1. c. I. 119. 

*) Die germanischen Grundideen der fränkischen Heeresverfassung 
erkeuuen auch v. Sybel 1. c. 404 und Fustel; Mon. fr. 288 au. 

*) Die unter Chlodovech vollzogene Eingliederung römischer Ab- 
theilungen in das fränkische Heer ts. Theil II. S. 291) war vorübergehender 
Art und gewiss nicht geeignet, das fränkische Heerwesen zu beeinflussen. 
Diez: Gramm, d. rom. Spr. S. 67 bemerkt, dass unter den in die französische 
Sprache eingedrungenen germanischen Wurzeln, die auf Kriegswesen sich 
beziehenden den Hauptbestandteil bildeten; vgl. dazu M. Goldschmidt; 
Germ. Kriegswesen im Spiegel des romanischen I.iebnworte8 (in Beitr. z. 
rom. u. germ. Philol., Festg. f. W. Förster). 
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des alten Cliarakters des fränkischen Heerwesens ist vielmelir 
einerseits auf die Entwicklung der Taktik und des militärischen 
Bedürfnisses, andererseits auf den Wegfall der alten volksrecht- 
lichen Grundlagen,') die gleichzeitig eine Basis der allgemeinen 
Ueeresverfassung bildeten, znrQckznfUhren. Der Umstand, dass 
zur Gewinnung der jetzt nothwendig gewordenen neuen Grund- 
lagen gerade das Gefolgschaftswesen, wenn auch unter ent- 
sprechenden Aenderungen, herangezogen wurde, spricht für 
das Festhalten an germanischen Ideen, ebenso wie die Thatsache, 


Koloff: D. Umwaadl. d. fr. Heeres i N. Jahrbb. f. dass. Alt. Qescb. 
u. (lt.scbe Lit. V. Jabrg. IX. Bd.) tritt der bokaonteii Bruuner'scbon Auf- 
fassung entgegeu nud bestreitet die Sticbbaltigkoit der in der Taktik 
gelegenen Gründe, die Brunner so TerdienstroU hervorgehoben hat. Darin 
gebt er zu weit. Uicbtig und mit grossem Verständnis betont er aber, 
tiass mit der Ausbreitung auf römischem Boden die Wurzeln des germanischen 
Wehrsystems verdorrten; die Daseinsbedingungen des engen Zusammenlebens 
der StainiuesgenoBsen, also die Voraussetzungen der alten taktischen Kärjier, 
waren verändert; auch Delbrück (Gesch. d. Kriegskunst II. I. 44) bebt 
den militärischen Wert jener natürlichen Einheit, auf der die alte Hundert- 
schaft beruhte, hervor. Die Lockerung der Verbände, die allmäblige Ent- 
fremdung der Genossen, der Eintritt der Romanen ins Heer u. s. w. haben 
die innere Einheit der Abthoilungen (auch ihre Schlagfähigkoit; s. Fustel: 
3Ion. fr. beeinträchtigt und der Rückgang der Gemeinfreiheit hat die 
Zahl der Leistuugsräliigen vermindert. Parallell verläuft die Kutwickluug 
der Privatberrsebaften mit ihren nicht nur für eigene Zwecke, sondern auch 
für den König verwendeten bewaffneten Bchaareu. Mit diesen Wandlungen 
bringt Roloff die Verstärkung der Kavallerie in Zusammenhang, giebt aber 
auch zu, dass Karl Martell die Tendenz zur Vermehrung der Reiterei 
förderte; dazu müsste mau aber gerechterweise binznfUgen, dass er diese 
Tendenz cbeu staatlichersoits verstärkte; darin liegt ja die Bedeutung seines 
Eingriffes au und für sich, sowie die Bedeutung dieses Eingriffes für die 
Entwicklung des Ijehenswesens, was Brunner klargestellt hat, 

Somit lassen sich die beideu Ausiohten gut vereinigen. Roloff aber 
gebührt das Verdienst, die Umwandlung der Volks- und Staatsverlässung 
und den Wegfall der alten Grundlagen für diese Frage herangezogen zu 
haben, — ein Vorgehen, dem wir uns rückhaltslos anschliesseu. Es kommt 
auch in Betracht, dass der fränkische Staat bis zu den Araberkriegen nicht 
so bedroht war, wie z. B. der langobardische. Zu den von Roloff besprochenen 
Schwierigkeiten, die alten Grundlagen zu erhalten, trat somit auch der 
Mangel der äusseren Notwendigkeit hinzu , man war des Zwanges überboben, 
an einen energischen Ausbau des Heerwesens zu denken und als die Araber- 
kriege diesen Zwang brachten, musste man an andere Mittel denken. Vgl. 
dazu noch Mayer l.c.11. 160 und Stutz in Ztsebr. der Sav. St. XXI. 140. 
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dass neben dem Lehenswesen auch die alte Grundlage niemals 
aufgegeben, im Gegentheil oftmals der Versuch gemacht wurde, 
sie zu erhalten.2) Und weil das Heereswesen nach wie vor den 
Mittelpunkt des Staatswesens bildete, musste auch seine Um- 
wandlung für den ganzen Staat maassgebend werden und die 
auf diesem Gebiete sich vollziehende Verschiebung des staatlichen 
Schwerpunktes lähmend wirken, da es kein Gebiet gab, auf 
dem diese Niederlage hätte wettgemacht werden können. Das 
alles sind zweifellos Thatsachen, die für ein durch die speciellen 
Umstände bedingtes Wirken germanischer Ideen sprechen. Es 
ist allerdings infolge der Entlastung der verarmten Freien und 
infolge der Entwicklung des Lehenswesens zur Entstehung eines 
sich durch die besondere Heerespflicht absondernden Krieger- 
standes gekommen. Aber auch diese sociale Erscheinung, die 
schon in anderem Znsammenhange besprochen wurde,-*) ist in 
dieser Form eine ganz unrömische.^) Es bedarf schliesslich 
keiner Erörterung, dass diese mit dem fränkischen Finanzwesen 
zusammenhängende Umbildung schon wegen ihres natural- 
wirtschaftlichen Charakters dem germanischen Gesichtskreise 
entsprach. Auch die Zunahme der königlichen Macht im Heer- 
wesen-^) erklärt sich leicht, ohne dass man an eine Beeinflussung 


Der Grundsatz der allgemeinen Pflicht ist nicht in Wegfall ge- 
kommen, vielmehr im Capit, v. J. 80s ausdrücklich ausgesprochen worden. 
Es bestanden zwei Systeme nebeneinander. 

Wir meinen die Versuche, die allgemeiue Hcerespflicht mit der 
Vermdgenslage in Einklang zu bringen. Dem allgemeinen Grundsätze wider- 
sprachen solche Versuche nicht, da sie sich stets auf bestimmte Heerfahrten 
bezogen; dieser von Boretius vertretenen Ansicht ist die herrschende Lehre 
beigetreten; vgl. für das Detail jetzt Dahn 1. c. VIII. III. 2-28 ff und 
Wittich in Sav. Ztschr. XXII. 318 f. M. R. sagt Baldamus: D. Heer- 
wesen unter d. spät. Karol. S. 11, dass der Besitz nie Grund der Verpflichtung, 
sondern nur Bedingung der miSglichen Pflichterfüllung gewesen ist. 

8. oben S. 166. 

Es liegt nämlich blos eine factischc Verschiebung, aber keine dauernd 
begrenzte Scheidung in Civil- und Militärbevülkerung vor. 

Sie änsserte sich in der unbedingten Heerbannbefngnis und in dom 
Rechte den zum AnsrUcken verpflichtenden Census zu bestimmen. U. R. 
bemerkt v. Sy bei 1. c. 396. dass die ältere Zeit einen Unterschied zwischen 
Heerbefehl und Heerbann kannte und Sohm geht I. c. I. 41 gewiss zu 
weit, wenn er noch in fränkischer Zeit dem Heere einen volksmässigen 
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durcli das römische Imperatorentum zu denken hätte;*) der 
Wegfall der Volksverfassnng gab dem Könige die grösste 
Bewegungsfreiheit; wie in vielen anderen Dingen accomodiert sich 
auch in diesem Falle die Entfaltung der betreffenden königlichen 
Competenz der Gesammtentwicklung der königlichen Macht.'^) — 

Ist somit eine Steigerung der königlichen Gewalt sichtbar, 
die ebenso wie die Ausgestaltung der Gesetzgebung, der Staats- 
einnahmen, der Dienste und namentlich des Heereswesens, zumeist 
nur in Einzelheiten an römische Vorbilder anknUpft, ohne dass 
dabei das Übergewicht germanischer Ideen zu vermissen wäre, 
so gilt dasselbe für die Gerichtsbarkeit des Königs 
und überhaupt für die lugerenz des Königs im gesammten 
Gerichtswesen. 

Das Königsgericht ist ausschliesslich königlich, bedeutet 
also eine Machtsteigerung und bereichert den Staatsorganismus 
um ein wichtiges Institut; es beruht aber nicht auf 

einer Nachahmung etwaiger römischen Vorbilder, sondern 
schöpft seine Kraft aus der altgermanischen Gerichtsbarkeit der 
Volksversammlung, die nach Wegfall derselben nothwendiger- 
weise auf den einzigen neben der Volksversammlung in Betracht 
kommenden Vertreter der Volksautorität, auf den König übei- 
gehen musste,'*) wenn sie nicht ganz aufhören sollte. Diese 

politischen Einfluss einrhumt, ebenso wie andererseits Fahlbeck 1. c. 132 
einen unrichtigen Gegensatz zwischen Heer und Volk anzunehmen scheint; 
das Heer ist fUr den Staat thätig, nur dass nicht mehr das Volk über das 
Heer verfügt; vgl. Sickel in Westdtsch. Ztschr. IV. 2.'i2, 342, Krunner 
1. c. II. 203, 211, Schröder H.G.* lfi4. 

■) Dies giebt auch Dahn 1. c. VII. II. 234. A. 1. zu, obwohl S. 251 
gesagt wird, dass der Heerbefehl über diu Körner eine Erbschaft des 
Imperators ist, was eben nicht haltbar erscheint, weil es dieser Erbschaft 
gar nicht bedurfte. 

Auch in negativer Hinsicht; so hinsichtlich der Einbussu gegenüber 
den Immunitäten (s. Sickel in Ergbd. II. 223. A. 1.) und dem Lehenswesen. 

^ Das Königsgericht spielt schon in der Lex Sal. eine Rolle 
(s. Barchewitz: D. Königsger. d. Mer. u. Kar. S. 4 ff); doch ist hier, 
wie Schröder H.G.* 112 m. R. bemerkt, noch eine bestimmte Theilung 
der Gerichtsbarkeit zwischen Volk und König sichtbar; sie währte so lange, 
als dem König in der Person des Thuugius ein Volksorgan gegenüberstand. 
Man hat den Eindruck, dass der König da nur jene Gerichtsbarkeit übte, 
die er wegen Wegfall der Volksversammlung üben musste; in L. Sal. 50 
bandelt es sich um die volksrechtliche Uugeborsaiustrafe, um die Acht, die 
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Piüvenieiiz der königlichen Gericlitsharkeit ist für die Aus- 
gestaltung derselben entscheidend gewesen.') Es kam nicht 


offenbar nur diircli die höchste Uewalt verböngt werden konnte; auch bat 
der König hier nicht willkürlich vorzugehen, sondern die Voraussetznngen 
zu prüfeu und wenn sie zutreffen, die Acht auszusprechen; auch in den 
Fällen der Gerichtsbarkeit ausser Streitsachen ist die dem Könige in der 
L. Sal. eingeräumte Compctenz eine selbstrerständlicbe, übrigens nur eine 
concurrierende; das alles stimmt mit dem Bilde, das man sich von dem 
Eingreifen Chlodovechs (s. oben S. 21f) machen darf, überein. Wichtig ist 
ferner, dass das Verfahren in den ältesten Königsgericbtsfällen rechtlich 
geregelt war; dies gilt auch für den Fall des Ed. Cbilp. c. 7. Doch enthält 
schon 1j. Sal. IS eine wichtige Andeutung; zwar ist es nicht klar, ob es 
sich hier um eine regelrechte Anklage, oder um eine Verleumdung handelt ; 
je<lenfall8 geht hervor, dass der König Klagen entgegennebmen konnte und 
dass sich daraus für den Angeschuldigten harte Folgen ergeben mochten; 
auch wenn es — wie Brunner 1. c. II. 677 meint — nur Infidelitätssachen 
gewesen wären, also Angelegenheiten, in denen der König, mangels eines 
geeigneten volksrecbtlicheu Organs richten musste, so fehlt doch eiuc 
Regelung des Verfahrens; allerdings fehlte sie gewiss auch für die richterliche 
Thätigkeit der Volksversammlung. — Barchewitz ist also (1. c, l'J) im 
Unrecht, wenn er meint, dass die L. Bai. keine königliche UrtlieiUrällung 
kennt; L. Sal. IM rechnet doch mit ihr. Folglich kann mau nicht behaupten, 
dass erst Kd. Ohilp. eine Änderung brachte, ebensowenig aber sagen, dass 
vom VI. Jli. an eine ungeregelte, willkürliche königliche Gerichtsbarkeit 
bestand. Dieselbe entwickelte sich auf Grundlage der richterlichen Gewalt 
der Volksversammlung; s. Schröder 1. c. 175, Brunner 1. c. II. 164, 
Dahn I. c. VII. III. 16; die Aufrechterhaltung des Rechtes uud des Friedens, 
eine Hauptaufgabe des Volkes, war nunmehr eine der Hauptaufgaben des 
Königtums. 

') Es wiril bekanntlich darüber gestritten, ob das Königsgericht ein 
wahres Gericht gewusen sei. Sobm (I. c. I. 5, 179, 473) lässt die könig- 
liche Gerichtsbarkeit nicht aus der Gerichts- sondern aus der Staatsverfussuug 
hervorgehen (nicht.sdcstoweniger sollte es in dem leider nicht erschienenen 
II. Bande behandelt werden); Bickel (Uötting. gel. Anz. 1M86. B. .561) vertritt 
gegen Besuchet (Hist, du i'organis. jud. 4M f, 327 f) die Auffassung, dass 
ein Gericht, das nicht au bestimmte Normen gebunden war, ja unter Um- 
ständen sogar ohne vorgängige Untersuchung nrtheilen konnte (dies aber 
doch nur ausnahmsweise; s. v. B e t h man u - Hol 1 weg 1. c IV. 438, 
Brunner 1. c. II. 134, Bchröder 1. c. 177, Dahn I. c. VIII. IV. .54), 
kein wahres Gericht ist. Viollet I. c. I. 222 f betrachtet zwar ebenfalls 
die königliche Gerichtsbarkeit als einen Ausfluss der Regierungsgewalt. 
eigentlich eher als einen Bestandtheil der obersten Gewalt (,il possMe la 
plenitudc des droits de jnstice“; darin liegt doch eine Unterscheidung der 
Justizhoheit von andern Gewalten) uud auch Bickel hat sich bei neuerlicher 
Besprechung dieser Frage (Götting. gel. Anz. 1890. B. 566) nicht mehr so 
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zur Ausbilfluiig: einer sogenannten Cabinetejiistiz, ') wenn auch 
für die Besetzung des Gerichtes keine allgemein verbindliche 
Norm geschaffen wurde und dem Könige nicht die Pflicht oblag. 


ücharf geäuniiert, wie vorher (s. auch seiuen Aufs, in Westdtsch. Ztschr. 
IV. 252.). Es ist zuzugeben, dass die königliche Gerichtsbarkeit mit der 
FUllo der übrigen königlichen Gewalt zusammenbängt, aber doch ebenso, 
wie seinerzeit die Gerichtsboheit der Volksversammlung in der Fülle ihrer 
Gewalten inbegriffen war (s. Sickel: b'reistaat S. 147 ff); Willkürsakte 
vermögen daran nichts zu ändern, sie werden auch der Rechtsprechung der 
Volksversammlung nicht gefehlt haben und waren in den ordentlichen 
Gerichten, die sich an das usuelle Verfahren hielten, ebenfalls nicht aus- 
gcschlos.sen. Daraus, dass ein Gericht gegen Willkürsakte nicht geschützt 
war, folgt noch nicht die Absprechung des Gerichtscharakters, so lange 
beim Richten das Bewusstsein besteht, dass es sich um eine Rechtssache 
handelt; dies ist wohl entscheidend; das Vorhandensein dieses Bewusstseins 
gieht aber Sickel (Gotting, gel. Anz. lälH). S. .5G6) zu; dasselbe hängt 
mit der Entstehungsgeschichte des Königsgerichtes zusammen; L. Sal. 4K 
benützt die Worte ,in mallo ante regem* und 50 „rex ad quem manuitus 
est“. Jedes Symptom, aus welchem man (vom .Standpunkte der Rechts- 
dogiuatik) eine Absprechung des Gerichtscharakters ableiten wollte, kann 
durch den Ursprung der Königsjustiz aus der Volksjustiz erklärt werden; 
denn auch sie war gewiss nicht an feste Formen gebunden, auch sie hatte 
unbeschränkte Coinpeteoz und mochte nach Gutdünken verurthoilen oder 
begnadigen. Muss man in diesen Zeiten in allen Rechtsverhältnissen mit 
dem persönlichen Einschläge rechnen, so gilt dies noch mehr für ein so 
vereinzeltes Institut, wie das Königsgericht; für die in grosser Anzahl auf- 
tretendeu Einrichtungen, wie z. B. die ordentlichen Gerichte, konnte sich 
viel leichter eine allgemeine Norm entwickeln, nameutlich, da auch die 
königliche Gewalt regulierend eingriff; für das Königsgericht war dies 
schwer. Ihm aber deswegen den Gerichtscharakter abzusprochen. geht nicht 
an; man darf jedenfalls nicht übersehen, dass auch hier die Tendenz zur 
Ausbildung eines Verfahrens bestand; sie äusserte sich in Ed. Cbilp. c. 7, 
in Ed. Chloth. c. 22 uud führte zur Entwicklung der Gesammtheit jener 
I’rincipieu, diu man als Grundsätze des königsgerichtlicheu Verfahrens kennt. 

') 8. Brunner I. c. II. 134. A. 8; Fahlbeck 1. c. 174 neigt zur 
Annahme einer Cabinetsjustiz; vgl. Dahn 1. c. VII. III. 321, VIII. IV. .54. 
Barche witz I. c. 10 unterschätzt das vorher berührte Ed. Chilp. ; denn 
wenn sich auch der König hier „selbst einftihrf, so erlässt er doch eine 
Norm II. zw. in der üblichen Weise; bestimmt er zwar eigenmächtig seine 
t'umpeteuz. so ist es dennoch eine allgemeine Bestimmung, die uicht will- 
kürlich. sondern in allen Fällen auzuwenden war. Andererseits wird (1. c. 
48 ff) die Bedeutung der zunehmenden Theilnahme der Grossen überschätzt, 
indem daraufhin ein Gegensatz zwischen den früheren und späteren Zuständen 
im Königsgerichte angenommen wird; es kann sich nur um graduelle Unter- 
schiede, aber gewiss um keinen Gegensatz handeln. 
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sich all die Meinung der Beisitzer zu halten;') die von den 
Karolingern dem Pfalzgrafen eingeräumte Stellung führte ebenfalls 
zu keiner Cabinetsjustiz;^) die Unabhängigkeit des Königs von 
den Beisitzern ist eine Folge seiner factischen Gewaltfülle*) 
und in keiner Weise auf römischen Einfluss zui-ückzufTihren. 

Ebenso wie das Königsgericht entschieden als Gericht zu 
betrachten ist. muss auch das Verfahren desselben als Rechts- 
verfahren und nicht als Verwaltungs verfahren bezeichnet werden/) 
wenn auch seine Formen von den allgemein üblichen abweichen: 
sowohl in der Möglichkeit, von den üblichen Formen abzugehen, 
wie noch mehr in der materiellrechtlichen Selbständigkeit äussert 
sich die Veränderung, die in dem Ausmaasse der königlichen 
Gewalt eingetreten war; aber in beiden Richtungen würde man 
vergeblich nach passenden fremden Mustern suchen; ist auch 


') 31. K. bemerkt Dahn I. c. VII. III. 4‘J, (Ia.«.s (mangels jedweder 
gesetzlichen Regelung; der König aus den jeweils am Hofe anwesenden 
Leuten sein Gericht bilden konnte, so dass Künigsrat und Königsgericht 
ineinander übergingen. Dass auch königliche Vassallen später als Heisitzer 
fungierten, musste die Garantien der Rechtsprechung beeinträchtigen und 
gleichzeitig die volle Freiheit des Königs hinsichtlich der Beachtung der 
Ansichten der Beisitzer steigern. Im allgemeinen sehen wir da etwas 
ähnliches wie bei der Entwicklung dos Gesetzgebungsrechtes und der Hof- 
tago. Die germanische Tradition bedingt ein Festhalten an der Betheiligung 
des Volkes; doch wird den an die Stelle des Volkes getretenen Grossen 
nicht die rechtliche Rolle des Volkes eingeränmt, so dass cs zu keinem 
juristisch deänierbaren Abschlüsse kommt. Die f'berzeugung von der Un- 
erlässlichkeit der Beisitzer ist stärker als die Lberzeugung von der Noth- 
weudigkeit der Theilnahme der Grossen an der Gesetzgebung; s. Beuuebet 
1. c. 50. 339 f. 345 ff, Schröder 1. c. 176; es besteht auch die Überzeugung 
von der rflicht, häutige, wenn auch nicht gerade regelmässige Tagungen 
abzuhalten; 8. Dahn 1. c. VII. III. 4»f.; die übliche Zahl der Beisitzer (7; 
ist germanisch; s. Schröder 1. c. 176. 

') Eher im Gegentheil; denn der Uofrichter, dessen Stellung auf könig- 
licher Vollmacht beruhte, konnte weniger willkürlich Vorgehen. 

’) 8. oben A. 1. Zu dem. was schon über den Unterschied 
zwischen der Stellung der Grossen und der früheren des Volkes gegenüber 
dem König gesagt wurde, kommt hinzu, dass wir nicht wissen, wie sich — 
läctisch, nicht rechtlich — das Verhältnis zwischen König und Volk in der 
richterlichen Tbätigkeit der Volksversammlung gestaltet hat, ob nicht schon 
da ein grosses l'bergewicht des Königs über das Volk, namentlich in der 
Strafjustiz, bestand, so dass das spätere Königtum an dieses Übergewicht 
anknüpfen konnte. S. v. Amira bei Paul UI.“ 209. 

■•J s. Brunner 1. c. II. 522; vgl. Beauchet 1. c. 65 ff. 
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manche Einrichtung des königsrechtlichen Verfahrens fremdartig,') 
so ist doch das Hauptgewicht nicht auf diese Einzelheiten, 
sondern vielmehr darauf zu legen, dass sich das Königsgericht 
überhaupt dem allgemeinen Rechte gegenüber selbständig stellte 
lind die.se Erscheinung hängt nicht mit gallorömischen Institutionen, 
sondern mit der gesammten Entwicklung des fränkischen Staats- 
wesens zusammen; was die niateriellrechtliche Selbständigkeit 
anlangt, wie .sie sich namentlich in der Anwendung der Billigkeit 
äusserte, so liegt allerdings das Vorbild der aequitas im römischen 
consistorium principis vor,'-) daneben kommt aber auch als 
germanische Wurzel das an und für sich unbeschränkte Recht 
der Volksversammlung in Betracht. Bedenkt man, dass die 
aeiiuitas im fränkischen Königsgerichte eigentlich erst in 
karolingischer Zeit") grosse Bedeutung annimmt und dass sie 
da ganz überwiegend unter kirchlichem Einflüsse steht,^) so 
wird man sie wohl nicht auf römische, sondern auf kirchliche 
Gründe zurückführen, dabei aber auch sagen dürfen, dass in 
diesem Falle die kirchliche Beeinflussung an die germanische 
Auffassung von der Pflicht des Königs, das Recht zu schützen 
und an die unbeschränkte Hoheit der Volksversammlung an- 
knüpfte. Es ergab sich übrigens mit Rücksicht auf die gosammte 
Ijage und auf die die Entwicklung des Gesetzgehungsrechtes 
begleitenden Umstände die Nothwendigkeit der Ausfüllung von 
Tiücken,'’) welchem Zwecke nebst gesetzlichen Anordnungen auch 
künigsgerichtliche ürtheile zu dienen hatten.*) War einmal 

') 8. unten bei erfahren. 

*) 8. Brnnuer 1. c. II. MU. 

’) Brunner 1. c. II. ISfi nimmt alleriliugs sclion für ilic inernvingischen 
Muudhriefe Billigkeitnjustiz an; dnch ist sie ilu, euweit sie Uberliaupt in 
Betracht kommt, ein inilireutes Ergebnis des .Scliutzverhältnisses. 

*} Dies darf als communis opinio bezeichnet werden; s. Dahn I. c. 
VIII. IV. 36 ff und Rühl in Sav. Ztschr. XX. 207 ff. Wenn auch die von 
Brunner 1. c. angellihrte Stelle des Cod. Theod. in die D. Rom. Vis. Auf- 
nahme gefunden bat, so ist sie doch offenbar erst durch kirchliche Vermittlung 
zu weltlicher Bedeutung gelangt. Man darf überhaupt diese aequitas nicht 
ttberschätzeu; m. R. sagt Bekker (Jalirb. d. internat. Verein f. vgl. Rechts- 
wiss. I. :142). dass aequum im allgemeinen nur dasjenige ist, was Anklang findet. 

'■) Diese Aufgabe hatte ja sogar das langobardische KUnigsgericht. 

*) Das Künigsgericht war daher für Fragen competeut, die durch kein 
Gesetz normiert waren; s. Dahn 1. c. VIII. IV. 39. Die Reclamatiou wäre 
vii lleicht auch theil weise vom Gesichtspunkte der LückenausfUliung zu betrachten. 
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iliese Notliwendigfkeit pegrelHMi und der König; aus diesen und 
den vorher erwähnten Gründen befugt, ja sogar bemüssigt, 
materiellrechtlich selbständig vorzugehen, daun war dabei auch 
die Möglichkeit von Begnadigungen vorhanden,'» die unter 
Umständen geradezu geboten schienen, allerdings aber andererseits 
auch die Möglichkeit willkürlicher Missbräuche,^) die vielfach 
an römische Vorgänge erinnern. 

Mit alldem hängt natürlich die grosse Ausdehnung der 
Competenz^) des Königsgerichtes zusammen; denn da.sselbe 
beschränkt sich nicht auf die Angelegenheiten der Schutzbefohlenen 
und auf die durch kein Gesetz normierten F'älle, also nicht auf 
jenen Bereich, für den eine eigene Compeleuz nothwciidig war 
und auch nicht auf jene Angelegenheiten, die wahrscheinlich 
schon in älterer Zeit der Rechtsprechung des Volkes anheim- 
fielen; es geht darüber weit hinaus und beeinträchtigt dadurch, 
da.ss es concurrierend, ferner als höhere Instanz und als Special- 
gei icht auftritt, die Thätigkeit und das Ansehen der ordentlichen 
Gerichte."') Insoferne weist es wohl römische Züge auf und 

') Wie schon erwähnt (s. oben S. 200. A. 1.) betrachtet Sicke) 
(Mitth. (1. Instit. III. <las Gnadenrecht als eine besondere Aiiwemlnng;s- 
forni des Baunrechtes. 

“) s. Viollet 1. c. I. 224 und besonders Dahn 1. c. VIII. III. .SH 4 ff. 

’) Sie ist grösser als in anderen germanischen Reichen; s. Beancliet: 
I. c 5U ff, 04 ff, Brunner 1. c. II. IHSff, Schröder 1. c. 177, Dahn I. c. 
VII. III. 4:4 ff, 53, 56. \MII. IV. 34 ff. B’ür die Benrtheilung der Reclamatinns- 
competenz kommt neben dom vorher (oben .S. 221. A. 6.) erwähnten Gesichts- 
puiikte auch der Umstand in Betracht, dass die Ausübung der Thätigkeit des 
tiiedereu Functionärs durch den höheren germanischen Anffassungen 
entsprach; s. Sicke) in Krgbd. III. 480. 

‘) Dag Königsgoricht erlangt förmlich eine IJnivcrsalcompetenz. Es 
gescliah nichts, um den Wirkungskreis der ordentlichen Gerichte zu ver- 
grössern; die gegen die Überbürdnng des Königsgeriehtus (s. Brunner 
I. c. II. 141) gerichteten Anordnungen genügten nicht. Angesichts des 
Einflusses auf die ordentlichen Gerichte (s. unten). Iiätte der König ohne 
Einbasse seiner Macht die Conipetenz der ordentlichen Gerichte vergrös.sem 
können. Aber so wie der König die staatlichen territorialen .Sprengel nicht 
vor der Dnrchhreclinng durch Immnnitäten bewahrte, .sondern der Störung 
der Territorialeintheilung Vorschub leistete, so hat er auch die Autorität 
der Gerichte durch die Ausdelinnng seines Gerichtes, an dem er die Grossen 
tbeilnehmen liess. geschädigt. Mag auch ein ständisch privilegierter Gerichts- 
stand dem fränkischen Reiche noch fremd gewesen sein, factisch bestand er 
doch und zwar zum guten Theile für dieselben Kreise, die an Immunität und 
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iianientlicli gilt dies für die Entsclieidiuig von Appellationen:*) 
nur dass auch da keine ßefolgnng eines bestimmten römischen 
Vorbildes ersichtlich ist;-) man kann daher diese Ausdehnung 
der Competenz aus der machtvollen Geltnngmachnng der höchsten 
Gerichtsgewalt erklären. 

Abgesehen vom Königsgerichte hat die königliche Gewalt 
noch auf andere Weise die ordentliche Gerichtsverfassung 
beeinflusst,-*) indem einerseits die Stellung des Richters — 


Omndherracbaft intereaaiert waren; denn ancti binsicbtlich der Gründe, 
die eineraeite für die bäufigen ImmunitStgrerleibungen (a. oben 8. 140. A. 1.) 
andereraeita fUr die Auadebnnng der Competenz des Künigagericbtes mauas- 
gebend waren. bestellt eine Analogie. Schon aus dem Capit. Pippins (754 — 75ri) 
c. 7 gebt bervor, dass der Recbtszug an das Künigsgericbt eigentlicb nur 
den böberen Ständen praktisch müglich war; nach dem Capit. ex Si 1—818 
(Poretins S. 176. c. 2) ist das Königsgericht für die Potentiores förmlich 
als ordentlichea Gericht zu betrachten; aber schon Marc. I. 2« rechnet 
damit, so dass man im allgemeinen die Thätigkeit des Königsgerichtes sehr 
stark vom Standpunkte des Ständewesena betrachten muss. Das Vorbehalten 
der Rechtssachen gewisser Personen (s. Brunner I. c. II. 140) bildet 
natürlich eine ganz ungerechtfertigte Einschränkung der ordentlichen Gerichte 
und erinnert an die das Immun itätswesen begleitenden Umstände. 

t) Es mein: Conrs ölem S. 70 hetracbtet in dieser Hinsicht das 
Königsgericht als .& la fois une rour d'appel et nne juridiction pririlegi^e*, 
wobei jedoch .t'appel propremcnt dit“ zurückgedrängt war und der König 
vielmehr vom Standpunkte der Ungerechtigkeit oder der Rechtaverweigerung 
den Fall beurtheilte. Er macht (I. c. 71) darauf aufmerksam, dass der 
römische Kaiser und der römische Praef. praet. nicht nur Appellutinns- 
sondern auch Evocationsjustiz übten. 

>) K e a u c h e t hat nämlich I. c. 67, 380 ff nacbgewiesen, dass die 
fränkische Appellation sich von der römischen sehr unterschied; s. Brunner 
I. c. II. 188 r. Die Evocationsjustiz lehnt sich zwar durch die Anwendung 
des indic. commonitorius an die spätrömische Praxis an (s. Dahn I. c. VIII. 
IV. .52 f) und bekanntlich haben L. R. Vis. sowie die meisten Epitt. die 
auf die kaiserlichen Rescripte bezüglichen Stellen des Cod. Theod. auf- 
geuommen und dieselben auf die gerichtliche Thätigkeit des Königs bezogen. 
Nichtsdestoweniger bemerkt man, dass die königliche Gerichtsgewalt seihst 
in den Reichen, die der römischen ReeinUussung zugänglicher waren, als 
das fränkische, nicht diesen Umfang angenommen hat. Uan wird daher 
die grosse Competenz des fränkischen Köuigsgerichtes auf andere Umstände 
zurilckfUhren müssen. 

’l Wir gehen natürlich auf die Ansicht Pustel' s (Mou. fr. 816, 
Transfonn. 424), die dem Volkselemeute Jede Bedeutung im Gerichte abspricht, 
nicht ein. 
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und zwar nuiimelir des staatlichen Beamten — gesteigert,') 
andererseits die vormals aussergericlitlichen Theile des Verfahrens 
von diesem Beamten beherrscht wurden. Aber so wichtig diese 
Aendernngcn an und nir sich waren und so sehr der dadurcli 
geschaffene Zustand sich von dem altgermanischcn unterschied, 
so ist er doch durchaus nicht römisch geworden. Die Zwei- 
theiluiig der Functionen, der Gegensatz zwischen Richter und 
Rechtsfindern, d. li. zwi.schen Obrigkeit und Volksorganen ■'t, ist 

') f'ber die Beeinflussung dc.n Volksgericlite.“! durch da.>i Künigtum 
». V. Bethmanii-Hollweg 1. c. IV. 423. Brnuiier 1. c. II. 331, Bickel 
in Gött, gel. An*. is9ü. S. f>78, 6SO, v. Aiiiira das. l.sso, 8. 201, Falilheck 
1. c. 125 ff, SoUm I. c. I. 150 ff. Schon die L. Kih. weist eine bedeutende 
Zuualime des obrigkeitlichen Prinzips in der Kechtspflege auf. Zu welchen 
i'bergriffen dieselbe Gelegenheit bot, gebt u. A. daraus hervor, dass Chloth. II. 
auordnen musste, dass Missethäter (mit Ausnahme der auf frischer That 
ertappten Diebe) wenigstens verhört werden. An und l'iir sich bedeutete 
■las Rechtsgebot des Richters (s. Brunner I. c. II. 225 f und v. Ainira I. c.) 
eine wesentliche Steigerung, die auch Saleilles (Rev. hist. Bd. 40. 8. 295ff) 
zugiebt und die damit znsammeuhängt, dass der öffentlichen Gewalt 
gegenüber nur der Graf für das Urtlieil verantwortlich ist; s. Sohin I. c 227. 
Die Reformen Karls d. Gr. haben diese Entwicklung gefördert und c. 5. 
lies Capit. ex 819 (Boretius p. 290) fasst eine noch grössere Festigung der 
gerichtlichen Stellung des Grafen ins Auge. Dahn I. c. VII. III. 50 
bespricht die .Symptome des Abgeheiis von dem „Genossengerichte“, was 
mit der Ausdehnung des Reiches auf uichtfränkische Gebiete (s. So hm 
1. c. 155 ff), aber ebenso sehr mit der übrigen Entwicklung zusnmmenh&ngt. 
Wird man auch mit .Sickel (Ergbd. III. 487 f), der sich dabei .an Brunner s 
.Ausführungen über Tbnngin und Graf anlehnt, die gesummte Umwandlung 
der Gerichtsverfassung als eine weniger duichgreifi'iide betrachten, als dies 
vielfach angenommen wird, so hat doch die Vereinigung der Function des 
Thungins mit der des Grafen den Charakter des Gerichtes alteriert; dies 
trifft auch dann zu, wenn man mit Sickel (1. c. 485) die .sachliche Theilung 
der richterlichen Geschäfte in höhere und geringere schon an die altfränkische 
Verfassung anknüpfen lässt; Dahn 1. c. VII II. 1 12 denkt hier an römische 
Vorhilder. 

2) M. R. hat V. .S y h e 1 1. c. 387 auf die Auseinandersetzung der 
beiden hier tbätigen Kräfte hingewiesen. Die unhaltbare Ansicht Fu stet ’s 
(llon. fr. 310) hat .Sickel (Gött. gel. .Anz. 1880 . 8. 657) zurückgewiesen, 
indem er den Unterschied zwischen dem römischen Assessor und dem 
fränkischen Dingniann beleuchtete. Man muss hinzufUgen, dass auf diesem 
Gebiete die fränkische Tradition die römischen Einrichtungen besiegte, da 
einerseits die Romanen an den fränkiseben Gericbtsversammlungen theil- 
nabmeu (s. Sohm 1. c. I. 229) und andererseits die Unterscheidung zwischeu 
Richtern und Urtheilern .sogar bei den Koiimneu — wenn auch langsam — 
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niemals, ancli niclit durch die Reformen Karl d. Gr., überwunden 
worden') und es sind die beiden Elemente niemals in einer 
einheitlichen Gerichtsbehörde, wie es den spätrömischen Vorbildern 
entsprochen hätte, aufgegangen. So muss man nicht nur an 
der Ableitung der fränkischen ordentlichen Gerichtsverfassung 
aus der germanischen festhalten, sondern überdies sagen, dass 
dci- Ideengang, in dem sich die durch königliche Eingriffe voll- 
zogenen Aenderungen bewegten, dem gennanischen Gesichts- 
kreise angehörte und wohl eine Kräftigung der königlichen 
üfacht, ein Überhandnehmen des königlichen Beamtentums, ja 
sogar eine Abhängigkeit der Volksjustiz von dem König herbei- 
tührte, ohne aber der gesummten Gerichtsverfassung eine 
fremde ßasis zu geben. 

Es ist gewiss kein Zufall, dass auf diesem Gebiete, un- 
geachtet der auch hier sehr wichtigen Zunahme der königlichen 
Gewalt, dennoch mehr als auf jedem anderen der germanische 


ilurcliilrang (.s. Sickel in Sav.' Ztschr. VI. 44, Dahn 1. c. VII. III. 36, 61, 
Kioiier 1. c. 332). Dass in der Th&tigkeit der l'rtheiler kein obrigkeitlicbea, 
sondern ein volksmässiges Element hervortritt, haben Siegel (Ger. Verf. 
I. 105 f) und Sickel (Sav. Ztschr. VI. 8 ff) nachgewiesen; daran ändern 
die Umwandlungen, die Falilbeck I. c. 62 aus allgemeinen Gründen für 
das Gerichtswesen aunimmt, nicht viel; denn trat auch eine Machtsteigernng 
dei richterlichen Beamten ein, so ist doch die Betheilig;nng der Gaulente 
geblieben, mag selbst die Grundlage eine andere geworden sein (s. .Sickel 

l. c. 41 ff). Dass in einzelnen Fällen, vielleicht überhaupt in manchen 
Gegenden, trotz der Theilung der Urtheilsfunction, der Graf factiscb so 
vorging, wie etwa der römische Einzelrichter und das Volkselement sich 
entweder gamicht oder nnr schwer durchsetzen konnte (s. Dahn 1. c. VII 
III. 61.), ändert nichts au der Sache; es konnte eben nur missbräuchlich 
zu römischen Analogien kommen. W. Schnitze: Dtscbe Gesch. II. 468 
geht zu weit, wenn er iu dem Grafen den eigentlichen Urtheiler erblickt. 

•) Denn auch da besteht die Zweitheilnng fort; s. Sickel 1. c. 70 ff, 
Saleilles I. c. 286ff. Brunner (Mitth. d. Inst. VIII. 184) erblickt 

m. K. in der Ersetzung der willkürlich zu wählenden Beisitzer durch 
ständige eine den Richter beschränkende Neuerung. Für eine Identificierung 
der Schöffen mit den Rachinburgen tritt blayer 1. c. I. 405 f ein. Für die 
Klärung der Begriffe bat Hermann: Ueb. d. Entw. d. altdtsch. Scböffenger. 
iu vielen Beziehungen vorgearbeitet. Abzulelinen ist die Meinung Rieb. 
.Schmidt’s (Allg. Staatslehre II. I. 383f.); richtig ist uur die Parallele 
zwischen der allgemeinen Staatseutwicklung und derjenigen, die zum 
.Schöffeutuni uefUhrt hat. 

V. Ri)in. UcclU iii den (<erin VulkssUttlen. 111. iD 
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Charakter hervortrat*) und dass die nicht zu unterschätzenden 
Aenderungen dennoch die alten Grundsätze nicht zu erschfittern 
vermochten. Dies ist damit zu erklären, dass der altgermanische 
Staat für die Rechtspflege im Gericht soviel gethan hat, wie 
für keinen anderen Theil seines Wirkungskreises, so dass an 
dem in früherer Zeit Entwickelten, soweit keine äusseren Gründe 
hinzutraten, festgehalten werden konnte, die nothwendigcn 
Aenderungen sich also nur auf jene Angelegenheiten eretreckcn 
mussten, in denen der natürliche Fortschritt des Lel>ens, sowie 
der Rückschlag der allgemeinen politischen Umstände dies un- 
umgänglich forderten.'*) — 

Betrachtet man das fränkische Amtswesen, so muss 
man von der Erwägung ausgehen, dass zwar schon die frühere 
Zeit Einrichtungen kannte, die zum Theil königliche, zum Theil 
Yolksinteressen vertraten, dass aber sowohl die An-sdelmung des 
Reiches, wie auch die Bildung neuer Sprengel und die Fülle 
der Aufgaben eine wesentliche Bereicherung des Amtswesens 
hervorrufen mussten, was natürlich nicht nur der königlichen 
Gewalt, sondern auch fremdem Einflüsse Gelegenheit zur Be- 
thätigung bot. 


') Wir meinen die reichliche ((emianieche Symbolik der Ding- 
vereammlongen, das Festhalten an den üblichen Qerichtsstätteu u. s. w. 
Die Spuren eines Zusammenhanges des Kriegsgottes mit der Rechtspflege 
behandelt Dahn I. c. VII. III. 36. 

*) Han begreift die Hüglicbkeit der germanischen Gerichte nur, 
wenn man berücksichtigt, dass bei solchen VSIkern Sitte und Recht den 
Charakter inneren Zwanges haben. Ks war angesichts der Kraft dieses 
inneren Zwanges zunächst nicht zu befürchten, dass sich Richter oder 
Gerichtsgemeinde gegen ihn auflehnten und ihr praktisch souveränes Recht 
missbrauchten ; deshalb bedurfte es zur Sicherung der Gerechtigkeit ursprüng- 
lich nicht einmal einer höheren Instanz. Erst als sich das Rechtsbewusstsein 
infolge der Neuerungen spaltete und eine erhöhte Möglichkeit von Missgriffen 
und Missbräncben eintrat, wurden Maassregein erforderlich, die der ftüheren 
Zeit fehlten. Dass aber die Änderungen mit den früheren Geschehnissen 
znsammenhingen, ist schon hinsichtlich der Langobarden erwähnt worden 
(s. Theil n. S. 161); dass sie sich im Rahmen des Bedürfnisses bewegten, 
beweist n. A. der Umstand, dass z. B. das Schöffentnm nur dort durcbdrang, 
wo die socialen Verhältnisse, beziehungsweise andere Gründe ihm deu Boden 
vorbereitet hatten, also vor allem bei den Frauken selbst, weit weniger bei 
den rechtsrheinischen Völkern und auch nicht bei den Friesen. 
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Wenn auch gewiss nicht alle fränkischen Beamten aus dem 
Gefolgswesen hervorgingen,*) so hat sich doch die Entwicklung 
der königlichen Amtshoheit und die grundlegende Auffassung 
des Beamtentums an das Gefolgswesen angelehnt^) und dem 
Verhältnis zwischen König und Beamten frühzeitig den persön- 
lichen Charakter gegeben,'*) der, mit einer abstracten Staatsidee 
unverträglich, die Entfaltung des persönlichen Regiments förderte*) 
und das Beamtentum an der Abnahme der Königsgewalt in 
unrömischer Weise theilnehmen Hess.-’) 

Trotzdem drang viel römisches hier ein, deshalb, weil 
namentlich in merovingischer Zeit viele Gallo-Römer verwendet 
wurden,") denen gegenübei- die römische Amtshoheit geübt werden 


>) Diese Einscliräukung muss man gegenüber Dabn I. c, VTT. IT. tis 
machen. 

Dies haben mit guten Gründen Sichel in Westdtsche Ztschr. IV. 
34r, hnd Urunner I. c. II. 78 dargethan; die Analogien sind zn stark, als 
dass sie anders gedeutet werden könnten. 

ä) 8. Weimann: Der sittl. Begr. in Greg. t. Tours Hist Fr. S. 24f. 

*) Das fränkische Beamtentum gebt dadurch Uber die volksrechtlicbe 
Stufe hinaus, gewinnt aber keine richtige staatsrechtliche Basis, sondern 
die des persönlichen Königsdienstes. 

Es Hess sich wohl zu Anfang eine königliche Beamtenschaft be- 
gründen; sie konnte aber nicht unverändert forterhalten werden, weil die 
Einnahmen dies nicht gestatteten. Und je weiter, desto mehr kamen die 
Ämter aus der straffen Abhängigkeit. Sogar Fnstel (Transform. 63 ff 
nnd 434) anerkennt die Bedeutung des Mangels staatlicher Besoldung. Die 
Bewidmung der Beamten mit Gütern führte zu socialpolitischen Folgen 
ganz nurömischer Art (s. v. Inama 1. c. I. 274f) nnd zn einer Selbständigkeit, 
die sich schon in merovingischer Zeit in der Tendenz zur Vererbung der 
Ämter äussert. Als aber — was wohl als Aemedur gedacht war — die 
Beamten Vassallen wurden, da wurde allerdings der Mhere Gesichtspunkt 
des persönlichen Königsdienstes wieder actuell, aber das Hauptgewicht 
wurde da nicht mehr auf die Erfüllung der Amtspflichten, sondern auf die 
Treue gelegt, so dass die Beamten hinsichtlich ihres Wirkungskreises eine 
ganz unstaatliche und desto mehr nnrömiscbe Stellung erhielten und gemeinsam 
mit dem übrigen Optimatentum eher den König beeinflussten, als von ihm 
beeinflusst wurden. 

s) Dies hat sich natürlich nach und nach verflüchtigt; volles Über- 
gewicht hat aber das germanische Ellement erst in karolingischer Zeit 
erhalten; s. Dabn 1. c. Vlll. II. 43. 

15* 
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konnte,') und die wohl als Träger römischer Amtstraditionen zu 
betrachten sind. Sie haben offenbar dem fränkischen Reiche 
die schriftliche Anstellungsform,^) die Sitte der munera,") die 
Gepflogenheit befristeter Anstellung,^) sowie die Terminologie’’) 
und den Ausschluss gewisser Personen") überliefert, also Dinge, 
die wohl wichtig waren, die aber den Grundchai-akter des 
Beamtentums wenig berührten,') der ueuen Ordnung leicht an- 
gegliedert werden konnten und überdies zum Theile überwunden 
wurden. Man wird somit trotz dieser Erscheinungen das fränkische 
Amtswesen nicht mit dem römischen identificieren dürfen. Denn 
abgesehen von der erwähnten gefolgschaftsmässigen Basis treten 
Unterschiede hervor, die es verbieten, aus den formell römischen 
Anzeichen auf einen römischen Inhalt zu schliessen. Es fällt 
die regelmässige Verbindung der Civil- und Militärgewalt auf. 


') An eine Unterscheidung römischer und fränkischer Amtslioheit ist 
natürlich nicht zu denken; zn bemerken jedoch, dass Gl. paris. alles, was 
sich im Breviar anf den Kaiser bezog, auf den König anweudet. 

8. Brunner I. c. II. 80. A. 13., v. Amira in Uött. gel. Anz. 180i3. 
8. 191, Dahn 1. c. VII. II. 71. 

>) 8. Sickel in Gött. gel. Anz. 1896. S. 283. 

s. Brnnner 1. c. II. 81. A. 20, Dahn 1. c. VII. II. 73. 

Hilitia, honor, munus publicum, actor, agens, procurator u. s. w. 
Die Benennung judex bezeichnet nicht gerade richterliche Competenz; sowohl 
dem römischen als auch dem fränkischen judex konnten richterliche Befugnisse 
fehlen; s. Sohm I. c. I. 148 f, Sickel in GStt. gel. Anz. 1896. 8. 283. 
i’her vir inluster s. Zenmer Gött. gel. Anz. 1887. S. 362 ff, der der 
Ansicht Havet’s beitritt, während Pirenne (in Compte rendn de la comm. 
roy. d. hist. II Ser. Bd. XIII. No. 2) und Hresslau (N. Arcli. XII. 353ff) 
gegen Havet Stellung nahmen. Römisch ist es auch, dass der abtretende 
Beamte Rang und Titel beibehält; s. Brunner 1. c. II. 80 f, Dahn I. c. 
VII. n. 72. 

") Der Ausschluss der Juden von den Ämtern ist römisch-rechtlich, 
aber durch kirchliche Vermittlung übernommen; s. Sickel in Ergbd. III. 
463. Über den Ausschluss der Kleriker s. 1. c. 464. A. 4., über den der 
Kxcommunicierten 1. c 464. 

’) Han könnte als wichtigen Umstand allerdings die Anlehnung der 
Beamtenorganisation an die städtischen Centren anfUhren und das Über- 
gewicht, das die in der Stadt angestellten Beamten Uber die andern batten ; 
dass dies aber nicht mit der Annahme römischer Vorbilder zusammenhängt, 
geht schon aus dem, was wir oben S. 121 Uber das Verhältnis der Civitas 
zur Grafschaft sagten, hervor. 
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die wohl in der spätrömischen Organisation znm Theile vorkam,') 
aber doch nur ausnahmsweise, während sie im fränkischen Reiche 
der germanischen Vereinigung des Heerführertums mit anderen 
Competouzen entsprach; 2) es fehlt die scharfe Trennung zwischen 
Hof- und Staatsbeamten; cs entwickelte sich andererseits ein 
Übergang vom Privatbeamtentum zum öffentlichen Beamtentum,'') 
was mit der zunehmenden Bedeutung der Privatherrschaften 
zusammenhing; überhaupt trat eine Vereinfachung des gesummten 
Amtswesens im Vergleiche mit dem römischen ein, was sich in 
der Verquickung der bei den Römern strenger gesonderten 
Gompetenzen^) und in der Zurückdrängung des bureankratischen 
Elementes-'’) äusscrte. Die grosse Bedeutung örtlicher Verschieden- 
heiten gab Gelegenheit zu Particularismen, die wohl mancherorts 
der Beibehaltung römischer Einrichtungen förderlich waren,*) 
ohne ihnen aber allgemeine Geltung zu verschaffen oder auch 
nur die Gesamteutwicklung des Amtswesens") und seinen Über- 
gang znm Lehenswesen, überhaupt die nichtstaatlicheii Er- 
scheinungen, zu behindern.*) 


') s. 8ick(il iii Uiitt. gel. An*. 1S90. S. 572 und dm. 1S92. 8. 1'2’J; 
nauientlinli im Üucatua. 

9. Bruunrr I. c. II. 3., v. Atuira Gütt gcl. An*. 1896. 8. 189, 
Dahn I. c. Vll. II. 72. JJeahalb bedurft« ea für dies« Vereinigung keines 
rümisclien Vorbildes uud es ist die Frage, ob der gormaniscbe Fdderaten- 
tlibrer nach rümiacbcm Beispiel militäriache Gericbtsgewalt Übte (s. 8ickel 
Gott. gel. An*. 1892. S. 129. A. 2), gegenstandslos. 

^ In dem asa. paeis liegt ein solcher Übergang vor; s. darüber Bickel 
in Ergbd. III. .541 ff, Dahn 1. c. VU. II. 136 ff. 

*) Namentlich gilt dies für diu Jurisdictiu vicaria uud maudata, für 
die ungenügende Unterscheidung der staatsrechtlichen und privatrechtlichen 
Stellung der Vertreter u. s. w. 8. Dahn I. c. VII. II. 124. 

®) s. V. Bethmaun-Uollweg 1. c. V. 6. 

*J so *. B. in der Provence; s. Kioner 1. c. 49f. 

') Man darf deshalb die Verschiedenheiten nach Landestheilen nicht 
überschätzen; denn sie haben (s. Sickel in Ergbd. III. 452) die Gruudzttge 
der Urganisation nicht beeinflusst. 

*) Als eine mit dem Charakter des Btaatsbeamtentuma nicht gut ver- 
trägliche Erscheinung kommt u. A. der Umstand in Betracht, dass der 
Staat für die Beamten nicht haftete, dieselben vielmehr nach allgemeinem 
Rechte zu belangen waren; s. H. O. Lehmann: D. Rechtschutz gegenüber 
Eingr. v. Staatsbe. nach altfr. R. 17 ff. Dies ist — wie man der Gestaltung 
der Urtbeilsschelte entnehmen kann — germanisch. 
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Dasselbe gilt für die einzelnen Aemter. Wir haben gesehen,') 
dass der Dncatus mit der ehemaligen römischen Provinz nicht 
identisch war und dass selbst zwischen dem spätrümischen 
militärischen Ducatos und dem fränkischen Amtsherzugtum 
wichtige Unterschiede bestanden. So mnss man sich dann auch 
gegen die Ableitung dos fränkischen Herzogs von dem 
römischen Dux aussprechen, denn obwohl in den höheren 
Provinzialämtem der spätrömischen Zeit Civil und Hililärmacht 
vereinigt wurden,'*) so war doch die Art dieser Vereinigung 
eine ganz andere.'*) FQr das Stammesherzogtum ist vollends an 
irgend eine Beziehnng zur römischen Vergangenheit nicht zu 
denken. Aber anch das Amt des Patricius ist nur theil weise 
römisch; insofern es mit dem Herzogsamt indentificiert werden 
kann,-’’) vermag es mit Rücksicht auf das vorher Gesagte trotz 
der römischen Titulatur nicht als römisches Amt zu gelten. 
Das sUdgallische Patriziat war zweifellos aus der römischen 
Staatsordnung übernommen, aber inhaltlich dem fränkischen 
Herzogtum angepasst") worden. Hat man also den fränkischen 
Herzog als eine voraehmlich militärischen Zwecken dienende 
Schöpfung der merovingischen Zeit zu betrachten, so kommen 
Tür seine Entwicklung neben militärischen Gesichtspunkten auch 
die MachtgelUste der Amtsträger in Betracht,') Bestrebungen, 


') s. oben 8. 118. 

8. Sickel in U8tt. ;;el. Am. 1888. S. 141 ff, Brunner 1. c. II. 155. 
T. Amiru in Oätt. gel. Anz. 1896. S. 191. 

*) 8. Mommsen in Hennen XXIV. 8. 268. 

*) 8. Sickel in Oött. gel. Anz. 1890. 8. 672. Dies scheint Dahn 
1. c. VII. n. 164. A. 1. zu anterscbktzen, wenn er für den fränkischen Duz, 
ebenso wie für den westgothiscben, römische Wurzel anuimmt; s. auch 
I. c. 166 und VIII. III. 116. Zu beachten ist die sehr ungenügende 
Competenztrennung zwischen Graf und Herzog (s. 8ohm I. c. I. 466ff, 
Fahlbeck 1. c. 148f), sowie die unter Umständen dem Königtum entgegeu- 
tretende Function dieses aristokratischen Amtes; vgl. Fahlbeck 1. c. 200 
und Sickel in Hist. Ztschr. Bd, 62. 8. 4l3ff. 

®) 8. Weyl in 8av. Ztschr. XVI. 94. 

*) Weyl 1. c. 97, Kiener 1. c. 62ff. Für den Patricius der Provence 
erscheint dies nach Kiener's Forschungen zweifellos; was den Patricius 
von Burgund betrifft, ist dies weniger klar (s. Kiener 1. c. 269 f), aber 
doch anch nicht ansgeschlossen. 

t) s. Sickel in Gött. gel. Anz. 1888. 8. 413f. 
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denen das fränkische Köninftnm nicht genügend entgegenzntreten 
vermochte und die dem Amte eine ganz unrömische Bedeutung 
verliehen. 

Hinsichtlich des Grafen ist ein enger Zusammenhang 
mit dem römischen Comes civitatis behauptet worden,*) wobei 
man den Umstand, dass das letztgenannte Amt durchaus kein 
regelmässiges war, 2) zu leicht nahm und auch dem Unterschiede 
zwischen den älteren und späteren fränkischen Grafen-*) zu 
wenig Beachtung schenkte; selbst das wohl wichtigste Argument, 
welches aus dem Vorkommen desselben Titels für analoge Aemter 
verschiedener germanischen Staaten auf eine gemeinsame und 
zwar römische Wurzel schliesst,^) kann gegenüber begründeten 
Zweifeln nicht ausschlaggebend sein.^) Die Zweifel gründen 

') 8. namentlich Esmein in M^langes 387, in Couri 76, Kuatel: 
Mon. fr. I96ff, Dahn 1. c. VII. U. 91«, Schnitze 1. c. II. 383, Mayer 
1. C. I. 338 f. 

*) Fustel (Invasion 19) will den Comes civ. in den meisten gallischou 
Civitates Anden, wogegen schon Sickel (GötL geh Ani. 1892. S. 125) Ein- 
spruch erhoben hat; in Mon. fr. 198 wird abscbwächend gesagt „que cette 
institution, sans ?tre genbrale, n'etait pas rare“. Also selbst, wenn (wie 
auch Kiener 1. c. I6f annimmt) der Com. civ. Uerichtsbarkeit geübt hätte, 
käme doch die Unregelmässigkeit dieses Amtes in Betracht. Mayer 1. c. 
giebt zu, dass, angesichts der gewöhnlichen Trennung der Militär- und 
Civilgewalt, die Anknüpfung an den ohnehin seltenen Com. civ. nicht gut 
annehmbar ist, greift aber zur Hypothese, dass im Reiche des Syagrius 
gewiss beide Gewalten vereinigt waren und möchte den fränkischen Grafen 
mit dem Com. civ. aus dem Reiche des Syagrius in Zusammenhang bringen; 
leider reichen die Nachrichten über dieses Reich dazu nicht hin. 

8. Brunner 1. c. II. 164. 

‘) s. Schnitze 1. c. und Dahn 1. c. VII. II. 96. A. 2. 

‘) Das Argument erscheint bestechend; nur muss man, wenn man 
methodisch vorgeht, berücksichtigen, dass der Graf in den verschiedenen 
germanischen Reichen nicht auf einmal auftritt. Die Ostgothen haben mit 
andern Titulaturen anch diese dem römischen Reiche unmittelbar entlehnt 
und da kann man mit Tamassia (Comes Gothorum; s. auch bei mir I. Th. 
S. 141) annehfflen, dass das lebendige römische Vorbild namentlich die 
neuen Aufgaben des Amtes unmittelbar beeinflusste. Schon für Westgothen 
und Burgunder (s. bei mir I. Th. 216 f, 283) liegt die Sache anders; für 
die Franken kommt vollends das spätere Zeitmoment in Betracht. Die 
Argumentation wäre überzeugend, wenn in den genannten Reichen, abgesehen 
von der zeitlichen Verschiedenheit, identische Grafenämter bestanden hätten ; 
dass sie analog waren, kann mit mehr Recht auf die bei allen Stämmen 
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sich nämlich auf den Inhalt des Amtes, ip dem der Heeres- 
befehP) und die Gerichtsgewalt wohl weit wichtiger erscheinen, 
als die Verwaltungs- und Finanzanfgabcn. Selbst wenn man mit 
Dahn'^) das Amt zerlegt, indem man sagt, dass darin die 
germanische — nunmehr auch auf die Römer aiigeweudete — 
Heeres- und Gerichtsgewalt mit der römischen — jetzt auch 
auf die Germanen ausgedehnten — Venvaltungs- und Finanz- 
hoheit vereint wurde, so muss man dennoch das grosse Über- 
gewicht der germanischen Aufgaben über die römischen einsehen, 
dazu aber noch bemerken, dass von den germanischen Competenzen 
die erstere, nämlich die Heeresgewalt, bekanntlich nicht sofort 


Torhandeiien analogen L'iUerrdhrer, ala auf die iiicLt überall Torliandeiion 
Com. cir. znrückgeben. Die Anwendung denelben Bezeicbnuiig hängt eher 
mit der grossen Verbreitung des Comestitels zusammen, der bei den Römern 
Tür alles mögliche benützt wurde, vurschietlenes bezeiebneu konnte, aueb bei 
den (ienuanen rersebiedenes bezeichnet hat; dass der Comestitel als Bestand - 
theil von Amtstiteln bei den Oermaueu römisch ist, giebt auch Brunuer 
1. c. U. 162 zu. Insbesondere erschien es plausibel, deu Unterführer, dessen 
Stellung nunmehr eine territoriale geworden war, mit dem Namen des 
örtlichen römischen Uuterbefelilshabers zu benennen; denn die militärische 
Function des germanischen Führers (des Tauseudschafters oder eines andern) 
war der des römischen örtlichen Unterbofehlshabers analog; s. Schröder 
1. c. 12tt. Hehr als dies, vermögen wir aus der Uemeinsamkeit des Comes- 
titels nicht zu schliessen. Wenn ausserdem Dahn I. c. VII. II. Ul. auf 
das häufige Vorkommen von Römern als Urafeu biuweist (s. auch Kurth 
in Rev. d' Auvergne lUüO S. 383 f), so ist dies mit Rücksicht auf die Be- 
völkerungsverhältuisse eines Theiles von Gallien ebeusowenig von principieller 
Bedeutung, wie das Vorkommen von Römern in der königlichen Trustis. 
Mau kann deshalb noch nicht sagen, dass der Romane den genuanisclien 
Heer- und Geriebtsbann leichter üben konnte, als ein Germane römische 
Verwaltungs- und Finanzgewalt (sie wurden eben schlecht geübt!) oder gar, 
dass die letzteren Gewalten im fränkischen Grafenamte die wichtigeren 
gewesen wären. 

') Die Formel Harc. I. 8 erwähnt ihn nicht, ist also nicht besonders 
verlässlich; denn es wird nicht bezweifelt, dass der fränkische Graf militärische 
Gewalt übte; für seinen römischen Amtsvorgäuger mag sie, so lange die 
Römer nicht dem Heere angehörten, gegenstandslos gewesen sein. Bo 
bringt Kien er 1. c. 50 ff die Vereinigung der in römischer Zeit getrennten 
Gewalten mit der Heranziehung der Romanen zum Heerdienst in Zusammen- 
hang. Auch Schnitze, der auf die römische Wurzel des Qrafeuamtes .so 
grosses Gewicht legt, giebt doch zu, dass die Vereinigung aller Functionen 
den Hauptnntersebied gegenüber dem Oom. civ. bildete. 

3) L c. VII. U. 91. 
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auf ilie Römer ausgedehnt wurde und die zweite, die Gerichts- 
gewalt über Franken, dem Grafen erst nach Verdrängung des 
Thungimis zufiel, so dass die ursprüngliche gräfliche Gewalt 
ilem von Dahn angenommenen Vereinignngszwecke nicht ent- 
sprochen hätte, in der späteren aber die inzwischen hiuzu- 
getretene gerichtliche Competenz, die zweifellos germanischen 
Charaktei' hatte,') selbstverständlich in den Vordergrund trat, 
SU dass daneben die Verwaltungs- und Finanzthätigkeit nur 
eine untergeordnete Bedeutung hatte, während die militärische 
Competenz''') eines römischen Vorbildes überhaupt nicht bedurfte. 

So kann man höchstens zugeben, dass das fränkische Grafen- 
amt insofern mit dem des Comes civitatis verwandt ist, als es 
ebenso wie dieses eine Vereinigung mehrerer Conipetenzeu 
<larstellt, von denen jedoch die zwei wichtigeren germanischer 
Herkunft sind und die nur weniger wichtigen an römische Vor- 
bilder erinnern. Da überdies die letzteren Oompetenzen im 
fränkischen Reiche eine weit geringere Bedeutung hatten als 
im römischen, kann ihre Vereinigung mit der germanischen 
Militär- und Gerichtsgewalt dadurch erklärt werden, dass es 
praktischer ei-schien, sie mit der die Executive führenden Gewalt 
zu verbinden, als für sie eigene Organe einzusetzen. Kann man 
somit die Verwaltungs- nnd Finanzaufgaben des Grafen aus der 
römischen Verfassung herleiteu und schliesslich noch die An- 
lehnung der Amtssprengel im westfränkischen Reiche an die 


') Dass ilie geriuhtlicbe TLätigkeit des Grafen sich nicht au die des 
rmiiischen Statthalters, sondern an die des fränkischen Tbuugins anlehute. 
hat Sickel (Ergbd. III. 4S5) dargethaii. Und selbst wenn der Graf gegen- 
über dem Geriebtsvulke jene Übermacht gehabt hätte, die Dahn I. c. VII. 
III. 5'Jff aunimmt, so müsste man eher an das Wirken jener Gründe denken, 
ilio bei andern Vülkom das obrigkeitliche Einzelrichtertum herrorgerufen 
haben (s. bei mir II. Thoil S. Ibl. A. 4J als an das rümisebe Vorbild. 
Brunner I. c. II. 164, 17S, der die Gerichtscompetenz des späteren fränkischen 
Grafen mit der des Praeses prov. in Zusammenhang bringt, denkt offenbar 
nur an die Competenz an und für sieb, nicht au die Stellung im Gerichte; 
er bemerkt übrigens, dass die Ausdehnung der Zuständigkeit auf alle An- 
gelegenheiten, die ein echtes Ding erforderten, eine Zunahme gegenüber der 
Competenz des römischen Statthalters bedeutet und auf die Übernahme der 
Thätigkeit des Thungins zurückznfilhren ist. 

“) Über ihren Ursprung s. Schröder I. c. 12». 
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gallorömischeu Civitates') zngeben, so wird man damit noch 
immer keine römischen Wurzeln des Amtes finden, sondern nur 
sagen können, dass ein Theil der Thätigkeit römischer Herkunft 
ist. dass aber dieser Theil einem seinem Wesen nach germanischen 
Beamten und zwar für einen Sprengel, der ebenfalls nicht rein 
römischer Art war, überdies in einer die germanische Haupt- 
bedeutung des Amtes nicht beeinträchtigenden Weise überwiesen 
wurde, weil er kraft seiner militärischen Gewalt zur Übernahme 
dieser im fränkischen Reiche sehr eingeschränkten Aufgaben 
besonders geeignet war. 

Die Unterschiede zwischen dem fränkischen Grafen und 
seinem vermeintlichen römischen Vorbilde hinsichtlich der Amts- 
führung'^) und der weiteren Entwicklung der Stellung sowohl 
nach oben wie nach unten^) werden im allgemeinen zugegeben. 
Sie wai'en so beträchtlich, dass, selbst wenn man hinsichtlich 
der Ableitung des Amtes entgegengesetzter Ansicht wäre, mau 
schon in diesen Unterschieden Jedenfalls den Beweis ganz un- 
römischer Entwicklung sehen und zugeben müsste, dass das 
vermeiiitlicbe römische Vorbild sich zu schwach erwies, um die 
durch das fränkische Staatsleben bedingte Entfaltung zu bindern. 
Betrachtet mau die Ergebnisse, so entsprechen dieselben viel 
mehr germanischen als römischen Ideen, indem die zunehmende 
Selbständigkeit der Grafen gegenüber dem Könige^) und gegen- 

•) 8. in Theil II. i62f und hier S. l'.’of. 

") Da» gräfliche BoaiDtenperäonal ist nicht mit dem Offleium des 
römischen Statthalters zn vergleichen; s. Sickol Krgbd. III. 459; dagegen 
scheint der Grafenhanu an die römische Mulcu zu erinnern; vgl. Bickel 
in Uött. gel. Anz. 1896. B. 983. 

’) Sie bilden eine neue aristokratische Schichte; dies giebt sogar 
Pustel: Transform. 66 ff zu. 

‘) Hau muss namentlich an die in ganz unrömischer Weise weitgehende 
llelegalionsbefugnis des fränkischen Grafen denken, die ihm die Schaffung 
von Ämtern ermöglichte; s. Sickel in Erghd. III. 469. A. 1. und 455; vgl. 
W. Schnitze: D. fr. Gaue Badens S. 67. Der römische Oberbeamte hat 
lange nicht diese Freiheit in der Bestellung seiner Gehilfen gehabt, - 
s. Mommsen: Staatsr. I. 183. 

Der Graf war zwar königlicher Diener u. zw. in so hohem Grade, 
dass der Herrscherwechsel manchmal einen Wechsel in der Besetzung der 
Grafschaften nach sich zog (s. Kurth: Bull, de la cl. des lettres. Acad. 
Belg. 1900. S. 875 ff); aber schon Chlothar U. musste sich die bekannte 
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Uber den Unterbeamten an die Stellung volksmäeeiger Häuptlinge 
anklingt.') 

Durch den Wegfall de» Thungin us ist fUr die Be- 
reicherung des Inhaltes der gräflichen Gewalt und flir ihre 
Entwicklung gegenObei- den Unterorganen freie Bahn geschaffen 
worden. Der Thungin mit seiner auf der alten Volks Verfassung 
beinihendeu Stellung,^) die im neuen Reiche weder haltbar noch 
der zunehmenden Staatsautorität entsprechend war,'') musste 


EiDBCbränkuog gefallen laiison oud die Auzeicliou do« Bestrebens, ans dem 
Amte eine Herrschaft zu machen, traten schon in meroringischer Zeit auf 
Das Königtum vertbeidigte sich (es fällt die Anstellung abhängiger Elemente 
auf; 8. L. Kib. 53, vgl. Brunner I. c. II. 170. A. 64), aber doch zu schwach; 
wenn es andererseits gegen die Unbotmässigkeit der Grafen Schutz- und 
Immuuitätsbriefe ertheilte, so schwächte es wohl die gräfliche Gewalt, aber 
ohne die Abhängigkeit der Grafen zu festigen. In dem von Brunner I. c. 
II. 16S. betonten Umstande, dass bei allen, den Umfang der Grafengewalt 
schmälernden Eingriffen, dennoch auf die materiellen Interessen des Grafen 
Rücksicht genommen wnrde, liegt ein Beweis für die Anerkeunnng des 
materiellen Standpunktes, der in der später dnrehgedrungonen Erblichkeit ein 
Übergewicht über das amtliche Moment erlangte. 

Die Möglichkeit, sich nach Belieben in der Führung des Grafonamtes 
durch den Vieegrafen vertreten zu lassen, ohne wegen Amtsunfähigkeit ab- 
gesetzt zu werden, widerspricht wohl dem Amtsebarakter. 

') Natürlich nur in demselben Grade, wie z. B. die Stellung der Grossen 
an die alte Volksfreibeit. Die Zusammenfassung aller Gewalten hat hier 
jener Gefahr, der die Diocletiauische Verfassung answeicben wollte, Thür 
und Thor geöffnet Wenn die mangelhafte Staataverfassung der alten Zeit 
eine Selbständigkeit der GaufUhter ermöglichte, so haben Umfang und 
Gesammtentwicklnng des fränkischen Reiches zu ähnlichen Ergebnissen 
geführt jedoch mit dem wichtigen Unterschiede, dass dieselben, aus nahe- 
liegenden Gründen, nicht mehr dem Volke, sondern den Grafen selbst Vortbeil 
brachten. 

*) Dieselbe ist durch Brunner I. c. II. l4Uff (s. auch Schröder in 
Hist. Ztsebr. Bd. 76. S. 199) in einer zur communis opinio gewordeneu 
Weise aufgeklärt worden; s. aber Dahn 1. c. VII. II. 131, I34ff und 
V. Amira Gött gel. Anz. 1896. S. 900 ff. Der erste, der den Thungin vom 
Centenar unterschieden, ihn aber für einen Priester gehalten bat war 
E. Hermann 1. c. 187. 

*) Wie Sickel Gött. g;el. Ans. 1890. S. 579 f ausfUbrt, hatte der 
Thuiigiu nur die Leitung des Gerichtes, ohne maassgebende Betheilignng 
an dem Urtbeil. Da er auch keine Executive hatte, so war der königliche 
Vollzugsbeamte Vollstrecker des Volkswillens, dessen Bildung ohne obrigkeit- 
liche Überwachung erfolgte. Dieser Zustand war angesichts der ganz ver- 
änderten Verhältnisse zwischen König und Volk staatsrechtlich nicht haltbar. 
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nach kurzer Zeit veisch winden und dem schon früher mit der 
Executive betrauten Beamten weichen, der nunmehr auch im 
(iericlite eine Rolle übernahm, die der factisch verstärkten 
königlichen Gewalt und der veränderten Staatsstructur besser 
entsprach. Weder das Verseil winden des Thunginus noch der 
Eintritt des Grafen an seine Stelle beruhte auf römischem 
Einflüsse; denn trotz des Eintretens in römische Verhältnis.sc 
haben ja die Franken in der ersten Zeit dieses Amt beibehalten, 
bis es seinen Halt verlor; auch ist es nicht einem römischen 
Amte oder einer römisch gedachten Competenz') gewichen, 
sondern der durch die Entwicklung bedingten Umwandlung des 
Grafeuamtes.^) 

Selbstveratändlich musste aber das Verechwinden des 
Thunginus, sowie es ein Symptom der Verhältnisse war, den 
weiteren Rückgang der volksmässigeu Ämter fordern und dies 
betraf zunächst das Amt des Centenars. Obwohl die 
Hundertschaft in fränkischer Zeit nicht nur beibehalten, sondern 
sogar weiter entwickelt wurde,-’) hat doch der germanische 
Centenar seine volksrechtliche Basis insofern verloren, als er 
nicht mehr Unterorgan eines Volksbeamten war, sondern Vertreter 
des königlichen Grafen wurde,-*) der eben.so wie der König selbst 
auf das Amt Einfluss nahm.-'’) Dennoch ist der Centenar nicht 


') *. oben S. 233. A. 1. 

Unklar bei Falilbeck 1. c. .“il f, der hier geneigt ist, an römisclie 
»eeinIluasuDg zu denken. Richtig W. Schultze: U. fr. (iauc Badens .S. 71. 

*) s, oben 8. 123. Uber die Entwicklung der Aul'gaben der Hundertschaft 
vgl. namentlich Sickel Ergbd. III. 52511, 53U. A. l. und über ihren Charakter 
E. Hejck in Neue Heidelb. Jahrbb. III. I-J5. 

Er leistet dem (irafen in jeder Hinsicht Beistand. Über seine 
SchultheiBsenthätigkeit a. Weber: D. Centenar 8. 33. yi. R. sagt also 
Sickel (Gott. gel. Anz. ISÜO. 8. 576), dass in dieser Hinsicht ein Bruch 
mit der Vergangenheit vorliegt; als gräflicher Hilfsbeamte ist der Centenar 
träger eines zn seiner volksmässigen Tbätigkeit hinzngetretenen zweiten 
Amtes. Dass er aber nicht als königlicher Beamte gelten kann, hat sehen 
Waitz 1. c. II. II. 17 gesagt und Dahn I. c. VII. II. 1-28 versucht das 
Amt in ein königliches und ein Gemeindeamt zu zerlegen; vgl. auch I. c. 13-2. 
Fustel: Mon. fr. 2-24 ff leugnet natürlich auch hier jedes germanische Element. 

-') Der Graf durch die Betheiligung an der Besetzung (s. die bei 
Brunner 1. c. II. 175. A. 10 angeführten 8tellen), der König durch die 
Möglichkeit der Absetzung; vgl. Hayer 1. c. I. 463. 
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ganz ausser Ftthlung mit dem Volke gekommen.') Man kann 
darin den Beweis dafür erblicken, dass, wo die Volksgrnndlagen 
üinigermaassen erhalten blieben, sie auch für die Fortentwicklung 
der Verhältnisse eine Bedeutung beibehielten,^) und dass die 
von den volksmässigen Elementen absehende Staatsentwicklung 
nur da einsetzte, wo die alten Elemente versagten. Deshalb 
musste in jenen Theilen des fränkischen Reiches, in denen es 
keine volksmässigen Hundertschaften gab, ein praktisch noth- 
wendiges ünterorgan geschaffen werden. Aber die Competenz 
des Vicars") ist der des Centenars nachgebildet worden,'*) so 
dass ebenso die Umwandlung des Centenaramtes wie auch die 
Schaffung des Vicaramtes nicht dem römischen Gesichtskreise 
angehürt. Die erwähnte Ausdehnung der gräflichen Gewalt 
hat auch den Sacebaro überflüssig gemacht;-^) wir gehen auf 
seine umstrittene Bedeutung nicht weiter ein, da von keiner 
Seite römischer Charakter dieses Amtes behauptet wurde. Man 
muss nur bemerken, dass mit ihm ein königliches Executivorgan, 
also ein theilweise mit dem Grafen concurrierendes Organ 
verschwand, so dass durch den Wegfall des Thunginus und des 


I) Noch in später Zeit wird die Betheiligung des Volkes an der Be- 
stellung erwähnt; s. Brunner I. c. II. 175. A. 10, .Sickel Erghd. III. 467ff, 
Dahn 1. c. VIII. III. 103, Schröder R.G.‘ 127. Gegen jede Betheiliguiig 
des Volkes Fustel: Transfonn. 441ff. 

Daher auch die hesonders feste Stellung des Centenars in einigen 
Theilen des Reiches; s. Dahn I. c. VIII. III. 104, Schröder in Bist. 
Ztschr. Bd. 78 S. 201. 

Übel die Vicaria s. oben S. 123. 

*) Durch die Theilung der Grafschaft in mehrere Vicarien erfolgte 
eine Ausgleichung der beiden gräflichen localen Unterämter. Die Analogie 
besteht darin, dass beide Ämter ihre Thätigkeit auf Theile des Qrafscliafts- 
territoriums erstrecken. Dadurch unterscheidet sich der fränkische Vicar von 
dem römischen; s. So hm I. c. I. 821 , Sickel Gott. gel. Anz. 1890. S. 57ti 
und Erghd. III. 455, 520, Brunner I. c. II. 176, Schröder R.G.* 131. 
Dahn, der I. c. VII. II. 122ff mit theilweise neuen und guten Argumenteu 
für die ordentliche Stellvertretungsbefuguis des Vicars eintritt, scheint hier 
die fränkische Gestaltung des Vicaramtes nicht genUgend zu würdigen. 
Dass der Vicar auch von dem römischen praef. pagi zu unterscheiden ist, 
hat Sickel in Gött. gel. Anz. 1890. S. 576. A. 1. bemerkt. Die Vicaria 
betrachtet er (in Mitth. d. Instit. IV. 629) als Nachbildung der Centeue. 

s. Weber I. c. 46. 
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Sacebaro, sowie durch die Umwandlung des Centenaramtes und 
die Ausbildung des Vicaramtes jene Fülle von Gewalt entstand, 
die dem Grafen, sowohl nach oben als nach unten, eine der 
römischen Verfassung gänzlich fremde Stellung sicherte. 

Das Königtum hat es versänmt, die Unterämter in 
staatlich erspriesslicher Weise zu organisieren und der Central- 
gewalt die Früchte zu sichern, die sich aus dem Wegfall der 
Volksverfassnng und aus der neuen Construction des königlichen 
Grafenamtes ergeben konnten. Was da zunächst als Zuwachs 
königlicher Macht erscheint, geht doch wieder durch das Über- 
wuchern der gräflichen Stellung dem Könige verloren. Wie 
bei vielen anderen Anlässen sehen wir auch hier den staats- 
hoheitlichen Anlauf stocken und die ungenügende Kraft zur 
consequenten Ausnützung der neuen Lage. Für die Benrthoilnng 
der Unterbeamten kommt deshalb nicht so sehr die Frage in 
Betracht, ob einzelne dieser Aemter römisches Gepräge hatten, 
sondern die Frage, ob sie für den Staat in romischerWei.se thätig 
wai-en. 

Unmittelbare Anknüpfung an vorfränkische Verhältnisse 
liegt nicht vor, war auch im Norden und im Centrum Galliens 
wegen der Verdrängung des römischen Elementes nicht möglich.') 
Somit galt es, der Nothwendigkeit gemäss, für neue Unterorgane 
zu sorgen, insoweit die germanischen unzureichend waren. 
Konnte man den Centenar für die gerichtliche und militärische 
Aushilfe benützen, ihm auch gewi.sse Polizeidienste auferlegen, 
so gab es daneben noch manches, was besorgt werden musste, 
und es lag nahe, eher an die Einsetzung neuer Organe, als an 
die Erweiterung des Wirkungskreises des volksmässigen Centenars 
zu denken. Das Königtum hat die Lösung dieser Aufgaben den 
Grafen, denen Gewalt und Verantwortung übertragen waren, 
überlassen. Wo es keine entgegenstehende Ordnung gab,'') Hess 
der Graf seinem praktisch unbeschränkten Rechte, sich beliebig 


‘) H. R. nehmen daher Brunner I. c. II. .S, 1R8, sowie Sickel Erabd. 
III. 451, 459 den Verfall der römischen Officia an-, and. Aus. Dahn I. c. 
VII. 11.72. Über die Qericbtsschreiber s. Bresslau in Forschg^t;. s. dtseb. 
Qesch. XXVI. S. 49 ff. 

Wie E. B. Centenare. 
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vertreten zu lassen, freien Lauf;') konnte er sogar unbehindert 
einen Alter ego schaffen,'^) so konnte er destomehr für einzelne 
Functionen Organe bestellen, die zwar die Eigenschaft könig- 
licher Diener erhielten, trotzdem aber in keine praktisch er- 
hebliche'') Berührung mit der königlichen Gewalt traten,^) ebenso 
wie die Betheiligung des Volkes an ihrer Anstellung ihre Unter- 
ordnung unter den Grafen nicht zu stören vermochte. Niemals 
wurde bestimmt, welche Agenden der Graf persönlich mit Aus- 
schliessnng jeder Vertretung zu besorgen hat,“) niemals der 
ordentliche Wirkungskreis der ünterbeamten bestimmt, so dass 
der Graf diesen Wirkungskreis erweitern oder einschränken 
konnte, so wie er auch an die Besoldung zu denken hatte. 

Mögen also manche Unterämtci- thatsächlich rümischer 
Provenienz gewesen sein,") so muss man doch, wie erwähnt, 
bedenken, dass sie nunmehr, zur Disposition dos Grafen gestellt, 
ihre frühere Rechtsstellung gänzlich geändert haben und kann 
llbeidies wahniehmen, dass sie durch die praktisch nivellierende') 
gräfliche Gewalt mit der Zeit jede relevante Beziehung zu 
ihren römischen Vorbildern verloren.") Wenn man noch sieht. 


') Auch wurde Vertretung von den gewöhnlichen Handlnngerdienaten 
nicht gehörig unterschieden; dies gilt von den sog. pneri; s. Krnuner I. c. 
II. ISS und Sickel Ergbd. III. 459. 

“I Nämlich den Vicecomes; wir treten der von Sickel 1. c. 4U1. 
A. 1., 558ff vertretenen Ansicht vollinhaltlich bei; vgl. andererseits .Snhin 
1. c. I. 620 und Brunner 1. c. II. 197, 

nämlich in keine den Qrafen beeinträchtigende BerUhmng. 

*) Die von Karl d. Or. versuchte Vereidigung der Ünterbeamten 
(s. Sickel I. c. 472) hat sich nicht bewährt. Dass der König das Recht 
hatte, die Competenz der I'nterämter zu heatimraen (s. Sickel I. c. 473. 
A. 2, 476. A. 4.), ist selbstverständlich; dies geschah aber zu selten; vgl. 
Kustel: Transform. 442, 449. 

'•) 8. Sickel I. c. 474. A. 2; Weber 1. c. 60 tritt hier mit Unrecht 
der Waitz’ sehen Ansicht entgegen. 

“) Für den Praepositus und den Assertor pacis, beTEiehungsweise für 
den Einfluss, den diese Ämter auf analoge fränkische Ämter ausgeUbt haben 
dürften, wird dies vnn .Sickel I. c. 33;iK bestritten. 

t) Die wenig zahlreichen localen Erscheinungen anderer Art kommen 
nicht in Betracht, da sie die GrundzUge der Organisation nicht änderten. 

*) Dies gilt sogar fllr den Tribun, v. Bethmann-Hollweg 1. c. IV. 
416. Viollet I. c. I. 137, Brunner I. c. II. ISO. denken an den spät- 
römischen Anführer des Numerus; Sickei (der in Mitth. d. lustit. IV. 626fi' 
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(lass manche dieser Punctionäre zu Privatbeamten') geworden 
sind, dann wird man vollends den Gegensatz zum römischen 
Beamtentum 2) zugeben müssen. 

Den Übeln, die sich aus der gi-ossen Selbständigkeit der 
Grafen ergaben, versuchte das Königtum durch die Königsboten 
zu begegnen, die bestimmt waren, die Unmittelbarkeit der könig- 
lichen Gewalt zu vertreten, die durch die mangelhafte Amts- 
organisation gefährdete Durchführung des königlichen Willens 
zu sichern. Wir können hier davon absehen, dass das Mittel 
ein unzureichendes war, müssen aber bemerken, dass es mit 
Rücksicht auf die darin hervortretende Tendenz der Unmittel- 
barkeit-') an die alte Unmittelbarkeit der Volksautorität 

iinil in Oütt. ^I. Auz. ISiH). S. 577 dißse Ansicht bekämpftet ^iebt zwar 
(Ergbd. III. 491 ff) zu, dass das Amt im VI. Jb. angesehen war und (I. c. 
499 ff) dass es der rSmischon Ordnung und zwar wahrsclieiulich dem Praef. 
vigilum (s. ScbrUder R. G.* 131) entstammte; da aber später der Tribun 
zu einem Schnitbeissen wird und im Ansehen sinkt, kann man mit Dabn 
1. c. VII. II. 142 ff. VIII. III. 109 betreffs der wenig relevanten Anklänge 
an die römischen Vorbilder dieses Amtes Ubereinstimmen. 

') So namentlich der Decanus. Vgl. .Sobrn 1. c. I. 72, Brunner 
1. c. II. 125, .Sickel Ergbd. III. 551 ff, Pustel: Transform. 439, Schnitze: 
D. fr. Gane 68. A. I., Dahn 1, c. VII. II. 136, VIII. III. 107. 

''() Den grundsätzlichen Unterschied zwischen römischem und fränkischem 
.Subalternbeamtentum bat Brunner 1. c. II. 187 f. sehr zutreffend besprochen. 
Es hat namentlich das niedere Personal den amtlichen Charakter verloren; 
nur der Oerichtsschrcibor, der zuerst in L. Rib. vorkomnit und all- 
gemeine Verbreitung findet, bildet eine Ansuahme. seine Stellung dürfte 
auf das römische Vorbild znrückgehen; s. Bresslau 1. c. 444ff, Sickel 
Ergbd. III. 469. A. 4 u. 5. Mau muss jedoch auch hier damit rechnen, dass 
die römischen Archiv- und Registereinrichtungen auf gallischem Boden nur 
ein sehr bescheidenes Dasein führten; s. Steinacker in Ergbd. VI. 135. 
Hinsichtlich des übrigen niederen Personals kann, trotz der verkommenden 
Bezeichnungen (z. B. lictores in Greg. Tur. VI. 35) nicht an Übernahme 
römischer Einrichtungen gedacht werden. Das Amtsgesinde bildete ein 
persönlich abhängiges Dienstgefolge. 

’) So hm 1. c. I. 480 spricht von der Vertretung der persönlichen 
Sorge des Königs, P'ustel: Transform. 548, nennt sie Agenten des könig- 
lichen Willens, .Schröder 1. c. 1.36, Treuhänder des Königs; diese Tendenz 
äussert sich in karolingischer Zeit noch klarer. U. R. bat Krause (Mittb. 
d. Instit. XI. 20.3) betont, dass Karl d. Gr. den Boten den allgemeinen 
Auftrag gab, die Kegiemngsrecbte (d. i. die dem Könige anstehenden Rechte) 
zu wahren. Indem mau bei der Eutsenduug der Missi von den Stammes- 
unterschieden absab, versuchte man (offenbar nach kirchlichem Muster) alle 
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aukliiig^;‘) die Schäden, die sich aus der germanisch gearteten und 
durch die ungenügende germanische StaatsaufTassung beeinflussten 
Amtsorganisation ergaben, sollten durch ein den germanischen 
Ideen entsprechendes — und allerdings ebenfalls ungenügendes 
— Mittel beseitigt werden. Zu spät suchte das Königtum die 
Wiederherstellung der Beziehungen zum Volke.'^) Der ver- 
säumte Ausbau des Staates auf volksmässiger Grundlage Hess 
sich, seitdem Grundherrschaft und Immunität, sowie die socialen 
Wandlungen, ihn noch mehr erschwert hatten, nicht nachholen 
und die für die missatische Thätigkeit zur Verfügung stehenden 
Persönlichkeiten gehörten ohnehin jenen Kreisen an, die ganz 
andere Interessen vertraten.-') 

Die angestrebte königliche Amtshoheit geriet in die Lage, 
die sich aus der gesummten Staatsentwicklung auf allen Gebieten 
ergab. Für das uns beschäftigende Problem kommt insbesondere 


>St«aUangeli<]rigen als einheitlicheR Staatsvolk zu behandeln und die Un- 
mittelbarkeit der prakti.scli IKngst aufgegehenen Keziehungen des Herrschers 
zu allen Heichsgenosseti auszudrilcken. Für die Qerichtsbarkeit vgl. Oap. 
miss, ex Sitte. -24 und Commemoratio ex 825 c. 2. 

t) Allerdings haben auch rümische Kaiser Abgesandte verwendet; 
s. tk>d. Theod. I. IO. 7; diese .Stelle fehlt aber im Hreviarium. Viollet 

I. c. I. SÜ4 und Giraud I. c. 551 denken an diese Analogie, die aber nicht 
zutrifft, da die fränkischen Missi eine umfassendere und unmittelbarere 
Thätigkeit ausObten. Richtiger erscheint Dahn's Hinweis (s. I. c. VIII. 
III. 159) auf die kirchlichen Visitationen. Die unter Karl d. Gr. zu- 
nehmenden Staatsaufgaben, denen die ordentlichen Ämter nicht genügten, 
zwangen den König durch die Missi dasjenige zu versuchen, w-as er durch 
die ordentlichen Heamten nicht erreichen konnte. Die von Brunner (I. c. 

II. 195) bervurgehnbene Rinheitlicbkeit, die das Institut fUr das Reich 
anstrebte, entsprach der in dem alten germanischen Staate vorhandenen 
Idee gemeinsamer Rechtsordnung, als deren Hort der König auftrat. Trotz 
der mit Recht von Dahn I. c. VIII. III. lG2f hervorgebobenen tbeokratiscbeu 
Färbung des Instituts ist doch der Zweck, nämlich die Ersetzung der persön- 
lichen Allgegenwärtigkeit des Königs, kein den Germanen fremder. 

In den Versammlungen, die von den Missi im IX. Jh. abgehalten 
wurden; s. Sohm 1. c. I. 485, Waitz I. c. III. 467, Brunner l. c. II. 193. 

’) Es ist nur natürlich, dass nach dem Tode Karls d. Gr. die Hoftage 
auf die Bestellung der Missi Einfluss nahmen und durch Entsendung von 
Personen, die im betreffenden Kreise wohnhaft waren (s. Krause I. c. 226X 
den Zweck der Einrichtung ablenkten. Thompson (The decline of tlie 
missi doininici. Ghicagn 1903) behandelt den Einfluss, den das Uptimaten- 
tuiii auf die Zersetzung des Instituts ausUhte. 

V. Halban, Hum. Hecht in den germ. Votks.'^taalen. UI. 16 


Digitized by Google 



242 


in Betracht, dass in dieser Lago für die Entfaltung der an and 
ffir sich spärlichen Reste römischer Organisationsideen kein 
Raum war; sie wurden unkenntlich und für die Ausübung eines 
maassgebenden Einflusses untauglich. — 

Es ist klar, dass unter solchen Umständen auch die 
Verwaltungsthätigkeit keine erheblichen Erfolge auf- 
weisen konnte, obwohl das fränkische Königtum gerade in 
dieser Hinsicht freiere Hand hatte.’) Nicht als ob man 
königlicberseits die Yerwaltnngsaufgaben unterschätzt hätte;-) 
man hat vielmehr gerade auf diesem Gebiete eine Reihe römischer 
Einrichtungen beibehalten ■') und die allgemeinen cniturellen Be- 
strebungen der Kirche^) haben zu der namentlich in karolingischer 
Zeit so reichen — um nicht zu sagen Qberreichen — Thätigkeit 
der allgemeinen Verwaltung'’) beigetragen Aber die Organe, 
die kaum hinreichten, um die auf alte Wurzeln zurflekgehenden 
Staatsaufgaben zu besorgen, mussten für diese, der germanischen 
Vergangenheit zum grössten Theile fremden Aufgaben versagen. 
Die ganze Entwicklung des fränkischen Beamtentums, namentlich 
seine aristokratische Färbung,^) machten dasselbe für Wohlfahrts- 

>) Und zwar deshalb, weil diejenigen Aufgaben, mit denen sich andere 
germanische KOnige an der Spitze ihrer VSIkerbUnde zu befassen batten, 
(Gewinnung von Sitzen, Ordnung der Ansiedlungsfragen u. s. w.) fttr die 
fränkischen Völker schon gelöst waren; dasjenige, was in dieser Hinsicht 
im fränkischen Grossstaate zu geschehen hatte, betraf nicht die Franken 
allein; es handelte sich vielmehr um wesentlich neue Aufgaben, um die 
Gestaltung der politischen Beziehungen der im Staate vereinigten Völker. 

Auch nicht in merowingischer Zeit; s. Dahn I. c. VII. III. 70 ff. 
Man kann schon in dieser Zeit die grosse Entwicklnug der I/eistungen und 
des Bannrechtes wahmehmen. 

Dies ist zum grossen Theil schon oben S. 208 f. vom Gesichtspunkt des 
Finanzwesens erwähnt worden; für das Handels- und Marktwesen s. Brunner 
1. c. II 289, Dahn 1. c. VU. m. 78. 

*) Diese Bestrebungen äussem sich schon in merovingischer Zeit, 
namentlich auf dem Gebiete des .\rmenwesens. Dass den meisten Zweigen 
der Wohlfahrtspflege kirchliche Erwägungen zu Grunde lagen, kann aus 
den übersichtlichen Zusammenstellungen bei F. Platz (D. Gesetzgebung 
Karls d. Gr. nach d. Capitt. Offenbnrg 1897, 1898) und Loisel (Essai sur 
la lögislat. 6con. des Carolingiens. Caen 1904) entnommen werden. 

ttber die einzelnen Zweige s. die Zusammenstellung bei Dahn 
1. c. VIII. IV. 218ff. 

*) Sehr gut hat v. Inama 1. c. I. 283 diese Wechselwirkung zwischen 
Politik, Wirtschaft und Verwaltung beleuchtet. 
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pflege und höliere Staatszwecke ungeeignet; der Rückgang der 
volksDiässigen Verfassungseieinente hat der von den Königen 
beabsichtigten Verwaltungsthätigkeit den Boden, auf dem sie 
liätte fruchtbar werden können, entzogen.') Wenn schon das 
römische Steuerwesen verfiel, so mussten die culturellen Ver- 
waltnngseinrichtungen noch mehr zurfickgehen. Der König 
konnte zwar seinen Verwaltungsbann geltend machen; wo aber 
bei der Beamtenschaft das Verständnis für die Interessen des 
Volkes fehlte, konnte mit den Bannstrafen nicht viel erreicht 
werden. 2) Die namentlich von Karl d. Gr. vertretenen Wohlfahrts- 
absichten beruhten auf persönlicher königlicher Initiative und 
auf der Würdigung der von Karl d. Gr. betonten culturellen 
Interessen; sie bilden ein schätzbares culturhistorisches Material, 
für die Beurtheilung der Ideen, denen die höchsten Kreise des 
fränkischen Reiches huldigten; sie kommen aber rechtshistorisch 
nur als meteorartige Erscheinungen in Betracht. 

Das römisch-kirchliche Element hat sich also auf diesem 
Gebiete theoretisch stark, aber praktisch unzureichend erwiesen, 
weil cs an genügenden Anknüpfungspunkten zwischen germanischem 
und römischen Wesen in dieser Hinsicht fehlte und der mangel- 
hafte fränkische Staatsaufbau diesen römisch-kirchlichen Ideen 
keine dauernde Verwirklichung zu sichern vermochte. — 

Nur in einer Richtung konnte das Königtum, durch die 
vorher erwähnten Schwierigkeiten weniger behindert, erfolg- 
reicher Vorgehen, da es hiebei auf die Vermittlung seines 


>) Die eebon erwähnte Einschränkung der Gemeindethätigkeit benahm 
der Bevölkerung die Möglichkeit, sich an der königlichen Verwaltungspolitik 
zu betheiligen. Die volkswirtschaftlichen Bestrebungen Karls d. Qr., der 
die gesellschaftliche Desorganisation eindämmen wollte, konnten mangels 
entsprechender socialer Kräfte nicht mehr durebdringen. Dies gilt auch 
von den zu Gunsten des Handels ergriffenen Maassregcln (s. Ilwolf in 
Ztsebr. f. d. ges. .Staatswiss. Bd. 41. (1891) und Figeonnean: Hist, du 
commerce en Fr. I.); denn auch da fehlte die Organisation. Nur das 
Verkehrswesen, das der Unterstützung durch das Volk weniger bedurfte, 
konnte sich erfolgreicher entwickeln, während der Markthandel immer mehr 
in die Hand des Grossgruudbesitzes überging; s. v. Inama 1 . c. I. 427ff. 

^) Im Gegentbeil; die Bevölkerung lehnte sich gegen die centralistiscbe 
Vielregiererei, deren höhere Ziele sie nicht verstand, auf; es entstanden 
jene Untorstrüniungen, die dann zur Zeit Ludwigs d. Fr. so verhängnisvoll 
wurden. 

• 16 * 
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Beamtentnm» nnd auf die Mitwirkung des Volkes in geringerem 
Grade angewiesen war und umgekehrt an eine vorhandene, 
trotz aller Schädigung doch sehr lebensiähige Organisation') 
anknOpfen konnte; wir meinen die Kirch enhoheit.^) 

Aber auch auf diesem Gebiete wai- es nicht möglich, einfach 
das römische Vorbild beizubebalten;'’) man bemerkt vielmehr 
eine ganz eigenartige Entwicklung und muss in der Gesammtheit 
der einschlägigen Vorgänge die Merkmale jener Entfaltung 
wahrnehmen, die, im Vergleiche mit der römischen, dem Königtum 
einerseits eine grössere Fülle von Rechten, andererseits eine 
geringere und anders geartete Intensität der Gewalt sicherte.^) 
Hat sich die gallische Kirche in der letzten Zeit des west- 
römischen Reiches von den Banden der kaiserlichen Gewalt 
wesentlich befreit, so musste sie doch, da sic betreffs der Be- 
kämpfung des Arianismus und der Verbreitung ihrer Lehre auf 


') Namentlich im ('«ntrum und im Süden Galliens; im Norden war die 
kindiliclie Verfassung bekanntlich schwach. 

Rs kann sich im Rahmen dieser Untersuchungen natürlich nicht um 
das Detail, sondern nur um jene allgemeinen Züge handeln, aus denen 
die von der römischen Kirchenhoheit abweichende Gestaltung des fninkischen 
Staatskirchenrechtes zu entnehmen ist. 

s. Sickel in Westdtsch. Zt.schr. IV. ;ua, Weyl: D. fr. Staats- 
kirchenrecht z. Z. d. Merov. I ff. 

*) Zu dem, was von einem andern Gesichtspunkt« schon in Th. TI. 

S09 gesagt wurde, kommt für die Verfassungsgeschichte der frünkischeu 
Kirche und für ihre Beziehungen zum Königtum die bei Schröder* 143 
verzeichnete Literatur hinzu; dazu noch Zorell: D. Rntw. d. Parochialsyst. 
bis z. Ende d Karolingerzeit (Arch. f. kath. K. R. Bd. SS. S. 25Sff). Für 
die merowingische Zeit s. speciell Iiöning I. c. II., Platz; D. Uapitt. d. 
fr, Kge. I. (Pforzheimer Progr. tssij, Weyl I. c., Salvioli I. c. I. s4ff, 
Dahn I. c. VII. III. issff. Für die karolingische Zeit: Platz in Ztschr. 
f. d. gesell, ünterr. I. lOff, soiff, Weyl: D. Bezieh, d. Papsttums z. fr. Staats 
und K. R. unter d. Karol., Flach I. c. I. lO.'iff, .Salvioli I. c. I. lUTff, 
Ketterer; Karl d. Gr. u. d. Kirche (hiezu s. Sickel in Qött. gel. Anz. 
laoo. .S. lOfifH. Dahu I. c. VIII. v. 143ff, Loisel I. c. ISff, fi.Hff. 21Sff, 
Ferner Sickel in Dtsche Ztschr. f. Oesch. wiss. XI. 30l ff, XII, Iff, Ohr: 
D. karol. Gottesstaat ,S. 26ff und Lilienfein: D. Anscliauungen v. Staat 
u. K. im Reiche d. Karolinger. Über den Gnndlach'scben Uod. (!arol. (U. 
G. H, Ep. III. I s. Kehr in Qött. geh Anz is9;t. S. S71ff u. in Nachr. d 
kffl. Ges. d. Wiss. in Gött. 1S9U. S. iu:iff. Eine gute Zusammenfassung 
bietet jetzt Wermingbotf's Geseb. d. Kirch. V'ert. Deiitscblauds. 
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die fränkischen Könige angewiesen war,') denselben zunächst 
einen weitergehenden Einfluss einräumen, als ihn die letzten 
lümischen Kaiser gehabt haben p) sie trat dadurch in so enge 
Beziehungen zum Königtum,'') dass sie ihr Verhältnis zu Rom 
lockerte,^) staatliche Beschränkungen duldete'’) und hiefür nicht 
so sehr in den ihr staatlicherseits gewährten Privilegien,*) als 
vielmehr in der factischen und wirtschaftlichen Machtstellung 
Ersatz fand; der patrimoniale Charakter des fränkischen König- 
tums hat die Entwicklung in beiden Richtungen beeinflusst. 

Diese Machtstellung, die ihr schon unter Chiothar II. jene 
hervorragende Bethätigung gegen das Königtum ermöglichte 
und eine führende Rolle in den Reihen des fränkischen Optimaten- 
tums einräumte, förderte aber nicht die Lösung kirchlicher 
Aufgaben; sie führte vielmelu* die Kirche einem Verfalle entgegen, 
aus dem die günstige materielle Lage keinen Ausweg ermöglichte. 
An den nützlichen Reformen, als deren wichtigster Träger 
Bonifaz und als deren hervorragendstes Ergebnis, nebst der 
Wiederherstellung kirchlicher Zucht, die straffere Unterordnung 
unter Rom erscheint, hat die weltliche Macht verdienstvoll mit- 
gearbeitet; sie hat sich den Lohn dieser Mitwirkung nicht 
nehmen lassen; er bestand in der durch die Unterorduung unter 


') Allerdin;;» darf mau diene Tliäti(;keit der fräiikiscbeu Köui;{e uiulit 
Uberacliätzen; vgl. Tb. II. '19311. 

*) s. Löuiug 1. c. I. lös, II. 4 . 'J&tiff, Dabii 1. e. VII. III. 3151. 
Von den in der weatrömincben Kircbenlitoratur aufkmniiiendcu .Selbatändig- 
keitsbestrebuiigen ist im fränkincheu Keicbe uichtn zu spüren. 

Die Bischöfe waren dem Könige zu Hof- und Uesandtscbaftsdiensten 
verpflichtet, der Eintritt in den geistlichen Btand von der staatlichen Erlaubnis 
abhängig u. s. w. 

*) 8. Th. II. -i«»;. 

Wir meinen die verstärkte königliche Eiutlu.ssnaluue auf die Be- 
setzung der Bistümer, die über das römische Vorbild hinausgiug, das ein- 
seitige köuigliche Uesetzgebungsrecht in Kircbensacheu, <lie Beeinflussung 
der kirchlichen Gerichtsbarkeit and die Schädigung des Hetropolitanverbandes 
durch den Staat. 

‘I Bei Beurtheilung des Umfanges kirchlicher Privilegien fällt in's 
Gewicht der Umstand, dass der merowingische Staat der Kirche kein 
Brachium saecnlare bot. Von grosser Bedeutung ist dagegen die kirchliche 
Unabhängigkeit in Glanbenssacheu nnd auf dem Gebiete der Disciplinar- 
gewalt (s. Löuiug I. c. U. 30 ff), weil da die merowingische Kircheuboheit 
hinter der römischen zurückblieb. 
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Rom nicht beeinträchtigten Rirchenboheit, die namentlich in der 
Hand Karls d. Gr. zu einer Beherrschung der Kirche durch 
den König führte') und die trotzdem zunehmenden kirchlichen 
Machtmittel den in höherem Sinne gemeinsamen Aufgaben des 
Königs und der Kirche dienstbar machen sollten. Die 
Privilegien und Reichtümer einer so abhängigen Kirche waren 
dem Königtum ungefährlich;^) der vielfach auf den König an- 
gewiesene Papst dachte an keine dem Königtum abträgliche 
Kirchenpolitik; dies desto weniger, als ja die karolingische 
Regierung durch ihre ethisch-theokratischen Ziele die höheren 
Aufgaben der Kirche förderte, ihre Verfassung festigte, ihren 
Einfluss auf da.s weltliche Rechtsleben vermehrte und nur dem 
Könige selbst, aber nicht den Staatsorganen als solchen 
Ingercnz einräumte. In diesem letzten Punkte nnterschied sich 
die karolingische Kirchenhoheit sehr wesentlich von dem römischen 
Cäsaropapismus, den sie hinsichtlich der Einzelrechte des Königs 
überflügelte, ohne jedoch die Kirche an und für sich dem Staate 
im eigentlichen Sinne dienstbar zu machen.^) 


’) Dies Sussert sich in der Beherrschung der Concilieii (s. Uinschius 
I. c. III. 649), in der Zunahme des absoluten Gesetzgebnugsrechtes. iu der 
Verstärknng des Kmennungsrechtes und der Strafgewalt. 

^ Die kirchlichen Beamten gelten als königliche Organe, der staat- 
liche Arm wird ihnen nicht nur gegen Kleriker sondern auch gegen Weltliche 
geliehen, Staatsagenden werden der kirchlichen Qorichtsbarkeit überwiesen 
(s. Brunner 1. c. II. 322. A. 41—43); Kircheurecht und Keichsrecht bilden 
ein gemeinsam einigendes Band. 

Theils wegen der weitgehenden königlichen Kontrolle, tlieils wegen 
der dem Könige bequemen Entwicklung des kirchlichen Vermögensrechtes, 
das ja auch zu unkirchlichen Zwecken benutzt wurde. 

t) Es spricht thatsKchlich nichts für ein Aufgehen der Kirche iiu 
Staate; wenn Uoftage über kirchliche Fragen entscheiden, so sind doch die 
Hoftage juristisch nicht als Staatsorgane, sondern als königliche Raths- 
versammlungen zu betrachten. Wenn die Kirche weltliche Agenden 

übernimmt und einen nachhaltigen Einfluss auf das Rechtslehen ansübt, so 
kann man auch nicht sagen, dass sie dem Staate als solchem dienstbar 
gemacht wird; sie dient da allerdings staatlichen Zwecken, aber doch nur, 
indem sie dieselben zu den ihrigen macht. Die zahlreichen Beweise könig- 
licher Ingerenz im Rechtsleben der Kirche haben mit dem Staatsleben 
nichts zu thun und beweisen nur das persönliche königliche Hoheitsrecht. 
Ebenso wie der König als oberster Lebensherr, oder früher als Gefolgsherr, 
in dieser Eigenschaft keine staatliche Autorität ausUbt, ebenso bat seine 
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Unhaltbar,’) wie dieses System, das zn seiner staatsrecht- 
lichen Verwirklichnng einer viel strafferen Staatsverfassnng 
bedurft hätte,'-’) war auch die in diesem System der Kirche zu- 
gewiesene Rolle. Als die exceptionelle Kraft des Trägers dieses 
Systems weggefallen und damit für die Kirche der Hauptgrund 
der Unterordnung unter das Königtum verschwunden war, sie 
vielmehr ihre Interessen gegen den in Zersetzung begriffenen 
Staat zu wahren hatte, konnte sie ihre Rechte nur [durch das 

Kirchenhoheit keinen .staatlichen, eoudern nur persönlichen Charakter. H. R. 
sagt Oierke 1 c. I. 149, dass diese höhere Einheit der staatlichen und 
kirchlichen (jewalt unr der gewaltigen Persönlichkeit des Monarchen entsprang 
und Lilienfein 1. c. S. öSff geht zu weit, wonu er, auf Alcnin's Auffassung 
gestützt, die Einheit von Staat und Kirche folgert, während es sich doch 
nur um den König handelte; s. Wermiughoff in Uist. Ztschr. Rd. 92. 
S. 4&9f, V. Amira in Gött. gel. ,\nz. 1896. S. 19i und Sickel in Dtsche 
Ztschr. f. Qesch. wiss. XJl. Iff. Vgl. auch Ohr in Hist. Vierteljahrschr. 
VIII. 63f und Krammer in Mitth. d. Instit. XXVI. 616f. 

‘) Das System war unhaltbar, weil die Kirche, trotz königlicher Be- 
eiiiHussung, eine dem zeitgenössischen fränkischen Leben fremdartige und 
überlegene Organisation war. Wenn sie sich auch in ihrem Vermögens- 
rechte und in ihrem äusseren Auftreten vielfach dem fränkischen Rechts- 
leben aupasste, so hat sie doch den Geist ihrer Verfassung nicht verloren. 
Sie kam zwar (s. Th. II. 8. 3 1 3) nicht mehr als vollgiltiger Hort des Romanismus 
in Betracht; doch war dasjenige, was ihr — nebst eigenen Grundsätzen — 
vom Romauismus noch anhaftete, wichtig genug, um eine innere Incongruenz 
zwischen ihr und dem fränkischen Staate zn begründen. Es war ihr anderer- 
seits nicht beschieden, jene MachtfUlle, wie im westgothiseben Staate, zu 
erlangen und die erwähnte Incongruenz in einer ihren Grundsätzen eut- 
sprecheudeu Weise zu überwinden. Zu den Kirchenverbältnissen nach Karl 
d. Gr. s. Lilienfein I. c. 46ff. Wermiughoff in Hist Ztsclir. Bd. 89. 
S. 91 3f und Flach: La royautb et l'dglise en France du IX — XI s. (Rev. 
d'hist eccles. IV. 4 32 ff.) 

*) Bei kräftiger Staatsverfassung liätte nämlich in römischer oder 
noch mehr in byzantinischer Weise die vorher (vor. Anm.) angedeutete 
Incongruenz beseitigt werden können. Hier war j dies| nicht möglich. Das 
i.’bertragen einzelner Agenden des Staates an die Kirche, so namentlich des 
Schutzes der Armen und Bedrängten, konnte den Staat theilweise entlasten, 
aber nicht innerlich kräftigen. Ein Staatswesen, das überhaupt in so vielen 
Beziehungen seine primitivsten Aufgaben an andere FacUiren abgab (wie 
dies in der Entwicklung der Immunitäten und des Lehenswesens zu sehen 
ist), konnte unmöglich einen so zielbewussten, auf so starken Grundlagen 
beruhenden Organismus, wie die Kirche, in sich aufnebmen, oder gar zu 
einem Organe seines Körpers machen. 
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Anstreben grösster Selbständigkeit retten. Sie war dank ihrer 
Organisation zu dieser Selbständigkeit befähigt und vermochte 
ihren Anspi-flchen durch die Anlehnung an Hum und durch die 
richtige Ausnützung ihrer cultnrellen Kräfte Geltnng zu ver- 
schaffen. Die Gemeinsamkeit der Aufgaben des Königtums und 
der Kirche hörte auf; den Rückgang der weltlichen Macht auf- 
zuhalten, war die Kirche nicht im Stande; aber mit diesem 
Rückgang fiel auch der Grund der Kirchenboheit weg. Schon 
die Thatsache, dass diese Auseinandersetzung erfolgen musste, 
weil das Königtum zu schwach war, um die Gemeinsamkeit der 
weltlichen und kirchlichen Aufgaben aufrecht zu erhalten, ferner 
alle Begleiterscheinungen dieser Auseinandersetzung und 
schliesslich der Umstand, dass die Kirche aus der gelösten 
Gemeinsamkeit ungeschwächt hervorging, beweisen, dass die 
Kirchenhobeit der fränkischen Könige von der römischen 
wesentlich verschieden war. Aus der römischen Kirchenhoheit 
ist die byzantinische hervorgegangen; aus der fränkischen die 
Freiheit der Kirche und ihr Übergewicht über die zu schwach 
entwickelte weltliche Macht. Trotz äusserer Aehnlicbkeit hat 
sich die Verschiedenheit der Entwicklungsgrundlagen auch hier 
nicht verleugnet und in den Ergebnissen klar offenbart. — 

Die Aeusserungen des öffentlichen Lebens und der könig- 
lichen Gewalt sind in ihrer Unzulänglichkeit für den Charakter 
der fränkischen Staatsentwicklung bezeichnend; sie bieten 
in ihrer Gesammtheit die beste Grundlage für die Beantwortung 
der Frage, ob das fränkische Staatsrecht principiclle römische 
Einwirkungen anfweist.‘) 

Der König bildete den persönlichen Mittelpunkt des Reichs- 
lebens ;'0 seine Persönlichkeit bestimmte die jeweilige Aus- 
gestaltung der Gewalt, was bei dem Mangel abschliessendcr 
juristischer Ausprägung nicht auffallend ist, zugleich aber au 


*) Heasler'a Dentsebe Verfaaa.-Ueecb. ist mir «rat während des 
Druckes zugekommen, so dass es nicht mehr möglich war, auf seine weit- 
gehende Betonung des römischen Einflusses auf das fräukische Heer- und 
Beamten wesen einzngehen. 

Dahn 1. c. VII. 111. 374ff bestreitet dieses Übergewicht des persön- 
lichen Komentes, weil er sich gegen die Annahme privatrecbtlicher Auffassung 
wendet; man muss bemerken, dass das Eine mit dem Andern nicht susammen- 
hängt. 
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die Zeiten ij^enmhiit, in denen die Machtstellnng; der Führer 
mit ihrer persönlichen Autorit&t zasamtnenhing,') ohne dass man 
von den Rechten nnd Pflichten der Macht einen staatsrechtlich 
genügenden Begrilf gehabt hätte.-) 

Dieser Bedeutung des persönlichen Momentes entspricht die 
Rolle der an die Hauptperson sich anlehnenden Verbände. Hat 
schon vorher Königsdienst sogar Minderfreien zu besonderer 
Stellung verhelfen und die Gefolgschaft ausserhalb der gewöhn- 
lichen Sippen- und Volksverfassung erhöhtes Ansehen genossen, 
so haben im fränkischen Reiche die den König umgebenden 
Elemente an Gewicht zugenommen, den Aufbau einer Schutz- 
herrschaft, anstatt staatsrechtlicher Herrschaft gefördert, das 
Bewusstsein staatlicher Aufgaben getrübt und durch Privat- 
herrschaft, Immunität und Lehenswesen den Übergang zu 
ausserstaatlichen Herrschaftskreisen bewirkt; alles politische 
Recht wurde an sichtbare Herren oder sichtbare Verbände 
geknüpft,-^) auf die sich das Königtum stutzte und die im König- 
tum ihre Spitze erblickten. Dies entspricht insoferne germanischen 
Traditionen, als ja auch die alte Verfassungsentwicklung durch 
Verbände behindert wurde, in denen persönliche Momente maass- 
gebend waren: so wie diese alten Verbände und die gleichzeitige 
Volksverfassung durch den andersgearteten Gefolgschaftsverband 
durchkreuzt wurden, so durchkreuzten auch die fränkischen 
Privathenschaften, die Immunität und das Lehenswesen, den 
Rest der alten Verfassung und den neuen territorialen Aufbau. 
Man mag Königsfriede und Treueverbändo noch so «abstract auf- 


’) 8. was V. Amira iu Uött. gel. Ans. ISSS. 8. 4» Uber deu Zusammen 
haiiK der Stellung voruelimer Familieu mit ihrer Ableitung von den Göttern 
sagt. M. K. bemerkt auch 8ickel in Westd. Ztsubr. IV. '.idUff. dass die 
hervurragende Stellung der UUuptlinge und des Adels auf selbständiger 
Autorität beruht. 

■‘‘j Daher z. Th. einaeitiges Uerrschaftsverhältnis, insoweit die persön- 
liche Autorität reichte, eine noch in fränkischer Zeit wahrnehmbare Anffassiiug. 

=') so Gierke 1. c. II. 448, oder wie Siokel in Ergbd. I. U. sagt: 
Das subjectire Monarcheureebt ist snbjectiven Berechtigungen Staats- 
angehöriger zugänglich. Vgl. MUhlbacher: Die Treupflicht in den Urk. 
Karls d. Qr. (Ergbd. VI. 871 ff). Man unterordnetc sich leichter den ver- 
schiedenen kleinen Gruppen, als einem ahstractem GebUde, dem man ver- 
ständnislos entgegentrat. 
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fassen; als staatsrechtlich relevantes Band, als organisatorisches 
Moment, beruhten sie doch auf persönlichen Grundlagen und 
begründeten nur gewisse Verbindlichkeiten, aber keine allgemeinen 
staatsbürgerlichen Pflichten. 

Die persönliche Bedeutung des Königs tritt womöglich noch 
mehr hervor, wenn es sich um das Verhältnis der einzelnen 
Völker zu einander handelt. Sie wurden durch den König 
zusammongehalten und man könnte mit gutem Recht die Frage 
aufwerfen, ob die im Reiche vereinigten Stämme (und Gebiete) 
als integrierende Staatstheile zu betrachten sind, ob man es mit 
einem Einheitsstaate, einem Bundesstaate oder gar einem Staaten- 
bunde zu thun hat, sowie darüber streiten, ob Personalunion 
oder eine andere Form vorlag, wenn nicht die Einsicht siegen 
müsste, dass alle diese Kategorien, angesichts des Hervortretens 
des persönlichen Momentes und des mangelhaften Staatsbegritt'es, 
unanwendbar sind.') Spricht die Wahrung des Titels „Rex 
Francomm“, trotz der Beherrschung anderer Stämme, für die 
Intention staatsrechtlicher Einheit, von der nur gegenüber dem 
italienischen Reiche eine Ausnahme gemacht wurde, lässt sich 
die Einheitsbestrcbnng auch durch manche Maassregeln beweisen, 
so kann man doch nicht behaupten, dass das fränkische Reich 
das Stammcspriiicip derTheile überwunden hätte;''') man ignorirte 
es, da man selbst bei Theilungen nicht damit rechnete, aber 
man liess doch die einzelnen Rechte gelten und hat die 

') Die .jbhän;;igkeit8ino<]alität«ii der einzelnen Völker waren sehr 
veraebiedon (man vergleiche z. U. Ribuarien und Bayern, oder daa ebemala 
gothische liebiet, mit Sachsen u. s. w.) und wechselten oft, was sich in der 
Stellung einzelner Herzogtümer kusserte. Dieses Schwanken des Verhältnisses, 
je nach der Persönlichkeit des Königs und der Uerzöge, erschwert die 
Definition. Die Völker traten in kein Rechtsverhältnis zu den Frankeu 
als solchen, sondern nur zu dem Könige. Es fehlt jede Handhabe für die 
Behauptung einer Souveränetät des fränkischen Staates über die andern 
Stämme, da der König seine Gewalt Uber die neueu Gebiete nicht namens 
des fränkischen Staates ausübte. Nachdem auch uichtsouveräne Staaten 
als Staaten zu betrachten sind Cs. Jellinek: Die Dehre v. d. Staatenver- 
binduugen S. 61 f.l, so kann man den unterworfenen Stämmen, schon mit 
Rücksicht auf die Fortentwicklung ihrer Stainmesrechte, nicht jeglichen 
Staatacharakter absprecheu. 

wie Sohm 1. c. I. lu meint; Uber das^Verhältuis des Reiches zu 
den Völkern s. Sickel in üött. gel. Anz. ISUO. S.k'^12if. 
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separatistischen Tendenzen nicht beseitigt. Die theilweise 
Bevorzugung der Franken hat zwar in karolingischer Zeit auf- 
gehört, aber auch da kann man nicht sagen, dass die Völker 
nur ethnographische Bedeutung gehabt hätten.') Schon der 
Umstand, dass in diesem Reiche nicht nur die allgemeine Auf- 
gabe der Beilegung des Gegensatzes zwischen römischem und 
germanischem Wesen, sondern gleichzeitig die zweite der Ebnung 
der Gegensätze zwischen Franken und Nichtfranken zu lösen 
war,'^) hat mangels einer hieför entsprechenden Organisation den 
König zum Vermittler verschiedener Völker gemacht und nicht 
staatsrechtliche, sondern politische Umstände waren für diese 
vermittelnde Thätigkeit des Königtums maassgebend, die nur 
hinsichtlich der Römer zu einem, die eigene römische Organisation 
beseitigenden Ergebnisse führte. 

Ist schon daraus zu entnehmen, dass sich das fränkische 
Königtum für seine Zwecke unrömischer Ideen bediente, die 
auf germanische Traditionen zurfickgehen, so gilt dasselbe speciell 
auch von den Gewaltmitteln. Die Ausgestaltung des Bannwesens, 
des Königsschutzes, der Treueverhältnisse, sowie der Abgaben 
und Leistungen, benahmen dem Königtum trotz aller Steigerung 
seiner Gewalt nicht den germanischen Charakter einer persön- 
lichen und auf eigenen Reichtum gestützten Macht. Die Abgaben 
und Dienste beanspruchte der König nicht als Vertreter dos 
abstracten Staates; er beanspruchte die Einnahmen für sich und 
das Königshaus konnte durch Theilungen über die nutzbaren 
Rechte verfügen; den Rechten standen keine präcisen Pflichten 
gegenüber, ebensowenig entsprachen neu auftietendeu Pflichten 
neue Rechte.'^) 


’) Die» uiiuint Fnlilbeck I. c. 73(T scliun für die Merowingerzeit au. 

Ein schwerwiegendes Pins gegeuUber andern germanischen Reichen. 

•‘) Der KUnig hatte wohl allgemeine Pflichten, aber die Leistungen 
des Volkes hingen damit nicht zusammen. Han konnte selbst dem pflicht- 
vergessenen Könige die Leistungen nicht verweigern ; man konnte Über- 
griffe abwehren, aber den König nicht zwingen, die Pflichten, für die er 
Leistungen beanspruchte, zu erfüllen. (Dies hebt m. R. Sickel in Oött. 
gel. Auz. IH9Ü. S. 564 gegen Viollet hervor; der Begriff der Herrscher- 
pflichten entstand erst iuiIX. Jh.; vgl. Ueusler 1. c. I. II9j. Andererseits 
konnte der König selbst für dringende .Staatsaufgaben keine Hehrleistuugeii 
fordern. 
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Mail darf jedocli aus diesem staatsrechtlich niizuläiijrliiheii 
Verhältiiisse zwischen Rechten und Pflichten nicht sch Hessen, 
der Köni^ habe ein Eigentumsrecht am Reiche gehabt') und 
darf den privatrechtlichen Standpunkt nicht einseitig betüuen.'l 
Wenn auch der KOnig nicht Mandatar des Volkes ist, so muss 
doch mit Gierke-'') gesagt werden, dass hier alle Inhaber herr- 
schaftlicher Gewalten als Träger eines persönlichen Herren- 
willens zu betrachten sind, in dem sich gemeinheitlichc und 
individuelle Momente vereinigen ; öffentliches und privates Recht 
lassen sich da nicht scheiden; war das öffentliche Recht nicht 
in abstracter Weise vom Individuum losgelöst, so war es doch 
deswegen nicht Privatrecht. Die obwaltende Verquickung*) 
rechtfertigt keine Identificierung ; denn die im altgernianischen 
Königtum vorhandenen öffentlichrechtlichen Elemente sind im 
fränkischen Reiche nicht untergegangen,-^) obwohl sich durch 
den Domänenreichtum des fränkischen Königtums") eine Ab- 
lenkung nach der privatwirtschaftlichen,') also mittelbar auch 
nach der privatreclitlichen") Seite hin ergeben hat, die erst 
durch die karolingisch-kirchlichen Staatsideeu bekämpft, aber 
mit Rücksicht auf die Gesammtlage nicht überwunden wurde. 


') Zn dieser Aiisiclit iinij^t Falilbeck 1. c. 31, oliwuhl er au and. 
Mtelle (I. c. 237 f) gegen die Aoffassniig, dass es sich um ein |irivalrecbt- 
liebes Verbältnis liandle, Stellung uiumit; a. Zeuuier in UöU. gel. Aua. 
1888. S. 100 ff. 

g. oben S. 2-18. A. 2. 

1. c. II. 475. 

*) s. Oierke 1. c. II. 567. 

*) s. Dabn 1. c. VII. III 374ff. 

*) Dieser Keichtnm war bei keinem Volke su gross; auch der Sprung 
wohl nirgends so niirerinittell. Der König eines Volkes, das sieb des 
Bodeuwortes weniger bewusst war als andere, (die altfränkische Auffassung 
des Bodenreebtes habe ich in meinem Immobiliareigentum II. erörtert; 
Kötasebke bat I. c. gezeigt, dass .die Frauken in den Uraudbesitzfrageii 
hinter (iothen und Burgundern zuriiekstauden) gelangte zu enormen und 
gut bewirtschafteten Domänen, die er weder mit Nebeubäuptlingen (wie bei 
rieii Langobarden) uoeb mit dein Volke zu tbcilen brauchte. 

Weil dieser Besitz, der die Hauptstütze des Königtums bildete, 
grosse Aufgaben auferlegte. 

") Nur so kann man die „Verdinglicbung* der Krone (s. Gierke 
1. c. I. 127 f) auffasseu. 
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Dhss diese, die öffentlichrechtliche Entwicklung schädigende, 
Ablenkung ganz unrömisch war,') ist klar. 

Dieses Übergewicht des persönlichen Momentes hat den 
staatsrechtlichen Ausbau verhindert. Er war auf alter Grund- 
lage unmöglich geworden. Das alte Staatsrecht, welches, trotz 
seiner Unzulänglichkeit, nicht zu unterschätzen ist, war — wie 
wir schon, in Anlehnung an Sickel betont haben — fQr das 
grosse Reich, das die Zwischenstufe des Stammesstaates 
übersprungen, unanwendbar. Schon der Mangel besonderer 
Verfa.ssungen für Römer und Germanen hat die folgerichtige 
Entwicklung der germanischen Organisation erschwert;''^) die 
Änderung der wirtschaftlichen Vei-hältnisse, deren allgemeine 
oder gar homogene Neuordnung unmöglich war und mit der im 
(iegentheil eine, zu weit gehende sociale Differencierung Hand 
in Hand ging, die Fälle der neuartigen, mit dem abnormen 
Wachstum verbundenen Schwierigkeiten, machten es unmöglich, 
ein richtiges Verhältnis zwischen Beharrungsvennögen und 
Anpassungsnotwendigkeit herzustellen. Die Bedingungen für 
Action und Reaction, die Gewähr für eine gesunde Entwicklung, 
fehlten und konnten nicht beschaffen wenlen. 

Auch wenn das fränkische Königtum mit der Vergangenheit 
hätte rechnen wollen, es hätte dies nicht zu thun vermocht. 
Es fehlten die Kräfte, die in alter Weise benutzbar gewesen 
wären und aus denen eine dem Staate förderliche Beschränkung 
der königlichen Gewalt hätte hervorgehen können. Weder der 
König noch seine Beamten schöpften aus der hinschwindenden 
Volksverfassung ihre Kraft. So wie die Thätigkeit des Volkes, 
die Verbindung zwischen den Rechten des Königs und des 
Volkes aufgehört und da.s Volk seine staatliche Begabung 
verloren hatte, so konnte auch das staatsrechtliche Auftreten 
des Königs nur ein nnznlängliches sein. Die Ausschaltung der 


') RUmiscIi wäre die Steigeruu); der rein öffeiitlichrechtticlien Uaebt- 
eleimnte gewenen. wälirend das fränkier.Iie Künigtum eich auf die DnmäDeu 
«tützte und die öffentlidirecbtlichen lieistungen vernacbläsaigte. Schon 
Waitz liat I. c. III. I. ZSUff bemerkt, dass nur die kirchlichen Scbriftstelier 
bemllht waren, in theilweiser Anlehnung an die rOmiachen Ideen, den 
iiffentlicbrechtlichen Charakter des Königtums herrorzubeben. 

^ Durch die .Aufnahme der Körner, ebne besondere Verfassung, babeti 
die Begrifi'e Volk und Staat sich zu decken aufgekört. 
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Volkstbätigkeit, die in den Hoftagen ein social und politisch 
ungenügendes Surrogat fand, sowie die gleichzeitige Steigerung 
der königlichen Macht, sind kein Ergebnis römischer Beeinflussung, 
sondern der angedeuteten Entwicklung. Soweit es Kräfte gab, 
die sich, wie z. B. der Adel, äussem konnten, sind sie, selbst 
ohne rechtliche Grundlage, zur Geltung gelangt, natürlich 
schwächer, als sie es hei rechtlicher Grundlage vermocht hätten. 
Das Königtum rechnete, den Verhältnissen und germanischer 
Tradition entsprechend, nur mit einer homogen auftretenden 
Schichte, dem Optimatentum; dem Volke ist durch die 
wirtschaftlichen und socialen Umstände jene Homogenität, 
die vormals seine Kraft schützte, abhanden gekommen. 
Muss man im allgemeinen sagen, dass das Staatsrecht 
weniger conservativ ist, als Privat- oder Strafrecht, so kann 
man auch wahrnehmen, dass bei wichtigen Übergängen gerade 
die Verfassungsgarantien zuerst wanken, so dass es entwedcr 
znr Stärkung der Hauptgewalt, oder zur Gefährdung der 
Gesammtheit kommt.') Die Stärkung des Königtums genügte 
aber nicht zur Schaffung einer neuen Verfassung. Es blieben 
im Gegentheil die wichtigsten staatsrechtlichen Fragen ungelöst; 
der Mangel der Lösung betrifft nicht die Lückenhaftigkeit dei- 
Staatsaufgaben,'^) sondern die Unzulänglichkeit der staatsrecht- 
lichen Begriffe. Man brachte in dieser Hinsicht zu wenig 
Eigenes mit; der der germanischen Zeit anhaftende Individualismus 
der alten Gruppen, der durch die Volksautorität niclit genügend 
überwunden war, konnte auch durch das neue Reich nicht über- 
wunden werden. Zwar fasste auch die germanische Zeit König 
und Volk als ein Ganzes auf, aber doch nur in dem engen 
Rahmen einer Völkerschaft und nur insoweit, als dies mit der 
Stellung der unteren Verbände vereinbar wai-; zum abstracten 
Staatsbegriff war man nicht gelangt, ebensowenig zu einer Auf- 

') Diese allgemeine Regel (s. R. Sclimidt: .Staatslehre I. 287) winl 
leicht bestätigt. Die Unterbrechung des Künigtums bei Frauken und 
Langobarden hängt (da schon Waitz I. c. I. 186. tu. U bemerkt hat, dass 
eine bewusste demokratische Opposition gegen erbliche Herrschaft gefehlt 
hat) mit den sich dazumal Tollziebeudou Umbildungen zusammen. Infolge 
der Ueräbrdnng des Staates kehrte man dann znm KUnigtum zurück. 

*) Sohm hat Recht, wenn er (1. c. I. S. XIV.) sagt, dass eine einzige 
Staatsaufgabe fUr das Wesen einer Staatsgewalt genügt. 
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theilung der Macht zwischen König und Volk. So konnte das 
alte, anf gemeinsamer und unmittelbarer Thätigkeit der Volks- 
genossen beruhende Gemeinbewusstsein durch ein abstractes, 
von dieser Thätigkeit der Individuen absehendes Staatsbewu.sstsein 
nicht ersetzt werden; fOr die Neubildung einer solchen, dem 
factischen Wegfalle der Volksthätigkeit entsprechenden abstracten 
Auffassung fehlte jede Handhabe. So hat man denn trotz aller 
Veränderungen an der Grundauffassung der Volksfreiheit als 
Rechtsbasis fest gehalten, die Veränderungen staatsrechtlich 
ignoriert und den inneren Gegensatz zwischen der Neigung zur 
Vergesellschaftung und der Neigung zu individueller Selbständig- 
keit nicht gelöst, sondern den Dingen freien Lauf gelassen.') 
Die Gesammtheit als solche ist nicht für die höheren Zwecke 
und nicht mit ihnen gewachsen, so dass das Königtum einen 
grossen Theil der neuen Aufgaben übernehmen und sodann, 
mangels der nöthigen Kräfte, auf Privatheirschaften Qberwälzen 
musste. Die ganze Sachlage bestätigt das Urtheil Gierke's,'-) 
dass es zu keiner Ausgestaltung des Staatsrechtes kam.'') 

Selbst die Frage der königlichen Souveränetät beziehungs- 
weise der Machtgrenze zwischen König und Volk ist nicht 
gelöst worden. Praktisch erscheinen Königtum und Staats- 
autorität identisch; ideell aber nicht. So wie der germanische 
König, trotz dei- Autorität der Volksversammlung, dennoch 
vielfach in wichtigen Fallen praktisch eine Stellung einnahm, 
die rechtlich unbegründet sein mochte, so hat umgekehrt der 
fränkische König, dem keine relevante Autorität entgegenstand, 

>) Bei der Vcrkilmmerung der rolksrechtlichen Verfaasung liStte ea 
zu einer neuen Verfaaaung kommen mUsaeii und sollen, für die mau eventuell 
riimiacbe Muster verwendet hätte. Ea kam aber niebt dazu und ea entwickelte 
sich jener Zustand, den die moderne Theorie als staatsrechtlichen Dualiamua 
bezeichnet, also ein Übergangsstadium, das in thesi daa Alte nicht fallen 
lieas, obwohl ea praktisch Überwunden war. Wenn Ficker (T.^ntora. z. R 
n. R G. Ital. I. 8. XXXI) bemerkt, dass man in der fränkischen Verfassung 
nicht „die Norm fllr das germanische Staatawesen* erblicken kann, so ist 
daa ganz richtig; es ist eben ein Zustand, der sich von der alten Norm 
entfernt und zu der neuen noch nicht durchgerungen hat; gegen die Ableitung 
die.ses Zustandes aus germanischen Wurzeln spricht dies aber nicht. 

>) I. c. II. 17. 

’) M. R sagt Dahn 1. c. VII. III. dass man die staatamännische 
Begabung der Franken libertriehen hat. 
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doch factiscli mit den Glrossen gerechnet und seiner thatsächlich 
unbeschränkten Macht nicht den vollen Inhalt der Sonveränetät 
gegeben. Es wurde dadurch staatsrechtlichen Neugebilden 
Raum gelassen, in dem sich Herrschafts- und Genossenschafts- 
princip mischten; es drang das erstere in die vulksrechtliche 
genossenschaftliche Structur schädigend ein; es bildeten sich 
jedoch nebst dem königlichen andere Gewaltkreise, die das 
genossenschaftliche Princip auf unterer Stufe, allerdings in neuer 
Art, wieder verwendeten und dem Königtum Abbruch thaten. 
Zahlreichen Machtverschiebungen auf allen Stufen ausgesetzt, 
vermochte dieser Staat die mit seinem Wachstum verbundenen 
Gebrechen nicht zu saniren und brachte es auch hinsichtlich 
der Souveränetätsfrage zu keiner juristischen Klarheit.') 

Von dieser Gestaltung der Souveränetätsfrage muss man 
ausgehen, um den vielfach behaupteten fränkischen Absolutismus 
zu beurtheilen. Mag man auch den Mangel einer foi-mellen 
Schranke als Argument ftlr die Annahme des praktischen 


') Die» liängt natDrIieh mit dem vorher (s. S. 255. A. 1.) hegproclieiieii 
Dnaliimug zugammen. Nnn meint ja Oierke (1. c. II. 421.), dagg eg neben 
den tfachtkreigen der Herrgchaften und der Oenoggeiigchaften eine dritte, 
gemeiugame Uachtgphkre p;ab, innerhalb welcher Herr und Oesammtlieit alg 
eine in hegtimmter Weige verbundene Zweiheit ergcliienen. Dem entgpricht 
eg, dagg dag Hofrecht Ämter kannte, die gleichzeitig Rechte des Herrn 
und der Gegammtheit augUbten und beiden Theilen Treue gchuldeten. Wendet 
man jedoch diegen Oedankengang auf dag Staatgleben an, go findet mau wohl 
auch Ämter, die Kilnigg- und Volkgintereggen vertreten, ebengo z. B. im 
Geriebtawegen einen dem Kiinige und dem Volke genieingamen Machtbereich, 
mugg aber dennoch finden, dag.s von den beiden in Frage kommenden Factoren 
der eine, nämlich dag Volk, geinen Antheil an dem gemeinaamen Macht- 
bereich verkümmern lägst und dagg eine noch go begeheidene Festglelinng 
deg Antheileg unterbleibt. Für eine ideelle Oongtrnction iat dien wohl neben- 
gächlich; die kitnnte gich damit begnügen, dagg eg überhaupt einen Macht- 
bereich gab, für den König und Volk aU eine in hegtimmter Weige verbundene 
Zweiheit in Betracht kamen. Dur Rechtahigtoriker mugg aber, im Gegensätze 
zum Dogmatiker, vor allem mit den thatgächlichen Vorgängen rechnen; thut 
er dies, daun muss er sagen, dass allerdings die Vorstellung dieser Zweiheit 
bestand, dass aber diese Vorstellung, die zu lebendig war, um eine ans- 
gchlieislicbe königliche Sonveränetät aufkommen zu lassen, doch zu un- 
bestimmt war, um dem Volke eine Theiluahme au der Souveräuetät zu 
sichern oder auch nur dieselbe zu hestimmeii. Während im hofrechtlichen 
\'erhältniase dem Herrn doch genossenschaftliche Gruppen gegenUherstanden, 
fahlte dem Volke die analoge Organisation. 
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Absolutismus') gelten lassen, so wird man sich dennoch grosser 
Zweifel nicht erwehren können. Schon die Lex Salica lässt 
die königliche Gewalt steigen, ohne ihre Grenze zu bestimmen 
aber weder dieses Rechtsbuch, noch andere Rechtsquellen lassen 
aus der Zunahme der königlichen Rechte und aus der Un- 
bestimmtheit der Grenzen auf eine absolutistische Unbeschränktheit 
in römischem Sinne schliessen. Gegenüber diesem Mangel einer 
Beschränkung, der vielfach als Beweis des Absolutismus gedeutet 
wurde und praktisch gewiss erheblich in's Gewicht fällt, muss 
jedoch nachdrUcklichst betont werden, dass es bekanntlich zahl- 
reiche Beweise dafür giebt, dass absolutistische Handlungen als 
Willkür empfunden wurden und das Rechtsgefühl verletzten;'*) 
die Könige selbst haben rechtmässige und rechtswidrige Vei- 
fügungen unterschieden.'*) Einzelne absolutistische Handlungen 
hatten zweifellos römischen Charakter;-’) da sie aber durchwegs 
als Willkür betrachtet und theilweise von den Königen selbst 
abgestellt wurden, so können sie nicht als Beweis eines römisch 
gearteten Absolutismus gelten. In zahlreichen Aensserungen 
der Capitularien trat immer wieder die Auffassung hervor, dass 
die Gewalt des Königs nicht Selbstzweck, dass sie vielmehr 
durch das Recht für das Volk bestimmt sei.®) Dieselben Ideen, 
die die Entwicklung des Staatsrechtes hinderten, voniehmlich 
die Idee des gegenseitigen Treueverhältnisses zwischen König 
und Volk, begründeten eine, wenn auch nicht bestimmte, Be- 
schränkung des Absolutismus; der Kampf zwischen diesen Auf- 
fa.ssungen und ihrer praktisch ungenügenden Verwirklichung 
kennzeichnet das fränkische Königtum. Diese ideelle Be- 
schränkung ist keine rechtliche Eindämmung einer an und für 


•) 80 R. Scbniidt: Staatslehre II. I. 378. 

>) Die« entapricht ihrem Charakter, da sie keine exclusive Stellung 
einnimmt, daher die Qrencen der Fortentwicklung nicht beschränkt. 

Dies wendet in. R. W. Schnitze (Mitth. a. d. hist. Lit. 188B. S. Ul) 
gegen Fahl heck ein. .S. Prou in Etudes d’hisU ded. ä Honod. 

*) s. Sickol in Gött. gel. Anz. 1880. S. 328f. gegen Fustel. 

“) so der Ueirathszwang; «. Brnnner 1. c. II. 5(j. 

*) Sehr richtig bemerkt Sicke I: Z. karol. Tbronrecht 8. 5, dass auch 
die Spuren des Wahlrechtes mit dieser Auffassung Zusammenhängen. Alles 
spricht dafUr, dass Kiluigtum und Staat nicht Uber dem Rechte stehen, 
sondern im Rechte wurzeln. 

T. Halb an, Rönu Recht io den germ. Volkselaateo. IIL 17 
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sich absoluten Gewalt; sie entspricht dem germanischen Ver- 
hältnisse zwischen KOnig nnd Volk, das stets in einen Gegensatz 
ausarten konnte und im neuen Reiche, mangels eines Gleich- 
gewichtes zwischen beiden Factoren, dem einzigen thätigen 
Theile zu absolutistischem Auftreten verhalf.') Den veränderten 
Umständen gemäss war es da nur noch das Optimatentnm, das 
die Autokratie beschränken konnte, obwohl ihm jene Recbts- 
basis fehlte, die vormals das Volk befähigte, dem Königtum 
Schranken zu ziehen. In dieser Stellung der Grossen muss 
man das Nachwirken germanischer Tradition wahrnebmen, die 
eine unbeschränkte Herrschaft nicht znliess nnd die durch den 
Wegfall der Volks Verfassung gesteigerte Königsmacht zu Gunsten 
der einzigen in Betracht kommenden Schichte eindämmte.-) 
Hätte das Optimatentnm die nöthigen staatsmännischen Kräfte 
aufgebracht, es hätte durch die ihm innewohnende nnd vom 
Königtum berficksichtigte Macht, die Schaffung einer Grenze 
zwischen König und Volk erreicht. Dazu kam es aber nicbt,^) 
ebenso wie andererseits das Königtum nicht die Kraft fand, 
die Privatherrschaften zu beseitigen nnd mit dem Staatsvolke 
in unmittelbare Verbindung zu treten. 

Nicht nur der Staatsaufbau, auch die Staatsthätigkeit hatte 
unter diesen Umständen zu leiden. Das Königtum versuchte 
staatlich vorzngehen und namentlich eine einheitliche Organisation 
herznstellen. Insbesondere haben die Karolinger die kirchliche 
Einigung nnd durch Bekämpfung der Herzöge auch die staat- 
liche gefördert. Dies Bestreben war wohl nngermaniscb,^) es 
ist aber auch erfolglos geblieben; es gelang zeitweise den 
Particularismns zurttckzndrängen , Überwunden wurde er aber 

') Dass e« tur Eindämmung des Absolutismus nicht immer einer 
scharfen Compelenzbestimmung bedarf, lehrt die Oeachichte des riimischen 
Staatsreclites. Die republikanischen Magistrate waren förmlich unbeschränkt, 
aber das ihnen entgegenstehende Recht der Bürger bildete einen genügenden 
Scbutzwall; mit dem Augenblick, wo das Recht der Bürger an Intensität 
abnabm, begann die Ausartung. Ähnlich liegt die Sache hier. 

>) Fahlbeck I. c. ISOff, 214ff würdigt die Bedeutung die.ses Umstandes 
zu wenig. 

Man muss mit Heusler: Deutsche Verfass.-Qesch. 49 sagen, dass 
die Prärogative des Königs verfassungsrechtlich nicht bestimmt waren. 

*) »0 in R. Ficker: Unters z. R u. R. G. II. I. S. XXXIV 
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nicht. Die Centralisationsbestrebungen scheiterten an der Un- 
zulänglichkeit des Staatswesens, das weder Ober eine Steuer- 
macht, noch Ober ein entsprechend organisiertes und abhängiges 
Beamtentum verfOgte. Gerade in karolingischer Zeit hat die 
Entwicklung des liehenswesens die Staatsthätigkeit zu beein- 
trächtigen begonnen und der geschwächte Staat konnte nur 
momentane Erfolge erreichen, die er kraftvollen Pei’sönlichkeiten 
verdankte, aber die sich vorbereitende Zersetzung nnd die 
Rückbildungen nicht verhüten. Das durch Karl d. Gr. zusammen- 
gehaltene Conglomerat weist theilweise abgelebte, theilweise 
nicht eingelebte Institutionen auf, die den Zerfall nnd den 
Versuch, die praktischen Aufgaben in kleineren Gebilden zu 
lösen, beschleunigten; ein grosser Theil der Staatsthätigkeit 
überging nach und nach auf diese kleineren Gebilde. 

Es entsteht nun die Frage, ob nnd inwieferne das Kaiser- 
tum eine Aenderung des fränkischen Staatsrechtes hervorgerufen 
hat. Man mag das Kaisertum beurtheilen, wie man will; mehr 
als ein blosser Titel war es doch;') es war daher geeignet, 
dem fränkischen Staatsrechte neue Ideen zuzuführen.^) Gewiss 
wäre auch eine Vervollkommnung des Staatsrechtes eingetreten, 
wenn die passende Grundlage, nämlich ein fest gefügtes Staats- 
wesen vorhanden gewesen wäre. Mangels derselben konnte 
weder das Kai.sertum an und für sich'') eine juristisch klare 
Gestaltung finden,*) noch das fränkische Staatsrecht intensiv 
beeinflussen.^) Haben wir doch gesehen, dass es nicht einmal 

■} a. in Tb. II. 8. 238 ff; Ohr; D. Kaisert. Karl d. Or. geht ent- 
acbieden au weit ; s. noch Ztscbr. f. Kircb.-Qesch. XXVI. S. ISO ff. 

’) Nämlich eine Neugeataltnng der KUnigsgewalt, die von einer neuen 
Basis aus nicht nur zahlreichere, sondern auch neu fundirte und von allen 
auf frühere Tradition surUckgehenden Schranken abaebende Rechte hätte 
geltend machen kOnnen. 

*) D. h. als eine neue, zu dem Königtum hinzutretende Gewalt. 

*) H. R meint daher Kleinclansz (L'empire carolingien 8. 21 ff), 
dass das Kaisertum sich, je nach der Person des Trägers, verscbiedeu 
äussert«, so dass fUr das Verständnis desselben gerade die Zeit nach Karl 
d. Gr. wichtig ist; denn Karls Persönlichkeit Überschattete alles. Auch 
Werminghoff (HisL Ztschr. 98. 8. 463ff) billigt es, z. Tb. aus andern 
Gründen, dass Kleinclausz im Kaisertum keine scharf umschriebenen Be- 
fugnisse sucht; mau vermag sie nicht zu finden. 

Brunner I. c. II. 94 hebt zwar m. R. die Steigerung des theo- 
kratischen Charakters hervor und fuhrt insbesondere das wichtige Capit. 

17* 
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fBr die Entwicklung der Kirchenhoheit maassgebend war und nur 
das schon vorher vorhandene Königspriestertum ideell steigerte.') 
Auf staatsrechtlichem Gebiete hat die Idee der Weltmonarchie 
weder eine erfolgreiche Centralisierung des fränkischen Reiches, 
noch die Betretung neuer Bahnen bewirkt; auch der Gegensatz 
zwischen der universalen Idee des Kaisertums und den für 
die Reichstheilungen maassgebenden germanischen Ideen des 
fränkischen Thronrechtes, ist sehr ungenügend gelüst worden, 
indem man sich mit der Untheilbarkeit der KaiserwUrde neben 
der Theilbarkeit des Reiches begnügte,'') womit aber auch das 
Kaisertum zu einem über, oder ausserhalb, des Staates stehenden 
Machtfactor wurde.") Das über die unmittelbaren staatlichen 

ex 802 an. Dies ist aber, wie er selbst xugiebt, ein Regierangsprogramm, 
dessen Verwirklichung feblschlog; auch wenn es dnrchgefUhrt worden wäre, 
so hätte sich daraus wohl eine Zunahme des Umfanges königlicher Rechte 
und Pflichten, jedoch keine Wesensänderung derselben ergeben. Dasselbe 
gilt fUr die von mancher Seite (s. Krause in Mitth. d. Inst XI. 218 und 
Kleinclausz I. c. 244f) behauptete Einwirkung des Kaisertums auf die 
missatische Einrichtung; abgesehen von den berechtigten Einwendungen 
Obr's (D. karol. (lottesstaat in Theorie u. Praxis 8. 78ff), muss bemerkt 
werden, dass auch in dieser behaupteten Änderung keine Wesensänderung 
zu erblicken ist. Die von Kleinclausz I. c. 240f behauptete Änderung 
der Bedeutung des Treueides, betrifft nur die Betonung des religiösen 
Charakters der Regierung des Kaisers. Die in der kirchlichen Literatur 
vertretenen Ansichten vom Kaisertum sind Theorie geblieben. Selbst Pustel 
(Trausform. 8. 319) findet keine Veränderung des fränkischen Staatsrechtes 
durch das Kaisertum. 

') s. Werminghoff in Hist. Ztschr. 89. S. 193ff. 

^ Kleinclausz 1. c. 247ff erklärt sehr überzeugend, warum bei der 
Theilung im J. 806 vom Kaisertum keine Rede war und dass dies gewiss 
nicht mit einer Unterschätzung desselben zusammenhing. Wenn die Reichs- 
theilung vom J. 817 (Capit. I. 272. c. 13) zur Heirat der jüngeren Söhne 
die Zustimmung des ältesten fordert, dem ältesten überdies das Heiraten 
auswärtiger Füntentöchter erlaubt, so soll dadurch der Zusammenhang des 
Königshauses und dessen politisches Interesse gewahrt werden; für die 
staatsrechtliche Bedeutung des Kaisertums liegt darin nichts. 

^) Hut sagt Kleinclausz, der (1. c. 266ff) die .regna“ nicht in dem 
.imperinm“ aufgeben lässt: .Les regna sont les 6tats. l'empire n'est pas uu 
6tat, ä peine une Institution“. Ähnlich Dahn I. c. VIII. VI. 251. Doch 
vertritt er weiter (.S. 202), gegen Brunner polemisierend, die Verschiedenheit 
königlicher und kaiserlicher Gewalt, indem er übersieht, dass da^geuige, 
was er der kaiserlichen Gewalt zuschreibt, für das fränkische Reich keine 
Bedeutung bat. 
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Zwecke hinausgehende Ideal des Gottesreiches auf Erden 
konnte für die von Karl d. Gr. auch schon früher vertretenen 
culturellen Ideen einen festeren ethischen Hintergrund abgeben; 
staatsrechtlich hatte es keine greifbare Bedeutung und vermochte 
sie unter Karls Nachfolgern desto weniger zu erlangen. Die 
nach Aussen imposante Macht der Monarchie Karls hat die 
Verwirklichung dieses Postulats der religiösen und politischen 
Überzeugung des Westens gegenüber Byzanz als erwünscht und 
möglich erscheinen lassen: die staatsrechtlichen .Verhältnisse 
haben jedoch die juristische Ausnützung des grossen äusseren 
Erfolges verhindert; das fränkische Staatsrecht i.st durch das 
Kaisertum dem römischen Staatsrechte nicht näher gerückt.') 

So muss man zur Überzeugung gelangen, dass weder das 
fränkische Staatsrecht in seiner Totalität, noch die zahlreichen 
Aenderungen, durch die es sich von den germanischen Wurzeln 
entfernt hatte, auf römische Grundlagen zurückzuführen sind. 
Wir haben walirgenommen, dass von den römischen Einrichtungen 
sehr wenige actuell geblieben sind; sogar die zersetzenden Einflüsse 
des Kömertums haben nicht jene Bedeutung gehabt, die ihnen 
Brunner'^) beilegen möchte. Die Steigerung der Königsmacht, 
die schon vor der Eroberung des gallischen Gebietes einsetzte 
und in den die Eroberung begleitenden Umständen ihre weitere 
Erklärung findet, führte zu keinem an den römischen Herrsclier- 
begriff gemahnenden Ergebnisse;-') das Königtum hat trotz aller 


>) Darau ändern natürlich die Titulaturen und audere rntniach- 
byzantinische Äusaorlichkeiten nichts. (Über den Titel s. Sickel in Gött. 
gel. Anz. laoi. S. 3Slff, Dahn I. c. VIII. VI. 267ff). Es iat auch für 
diese Unieraucbung nebensächlich, aus welchen speciellcn Gründen das 
Kaisertum gerade im J. 800 auftrat (s. S a c k u r in Hist. Ztschr. 87, 
S. 386 ff), ob und von wem die Wahl auaging u. s. w. Auch die Bedeutung 
des Kaisertums nach Aussen, sein Verhältnis zum früheren Patriciat und 
znm Papsttum, borUhren nicht das fränkische Staatarecht. Über die Salbung 
8. jetzt Poupardin: L'onction impäriale in Moyeii &ge N. K. IX. S. 113ff. 
Eine Analogie mit dem apätrömiseben Kaisertum lehnt auch v. Amira 
(Gött. gel. Anz. 1896. S. 192) ab. 

*) 1. c. II. 4f. Diese zersetzenden Einflüsse hätten überhaupt keine 
Bedeutung gehabt, wenn nicht gleichzeitig die fränkische Verfassung zerrüttet 
gewesen wäre. Gegen die Überschätzung dieser Einflüsse sprach sich in. R. 
V. Amira (Gött. gel. Anz. 1898 S. 191) aus. 

^ V. Sybel giebt ja (I. c. 320f) selbst zu, dass alle Steigernng der 
königlichen Gewalt unter Cblodovech sich aus der Natur der veränderten 
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Aenderong seiner — Übrigens schwankenden — GewaltftUle, 
germanische Züge behalten; die Einzelbefagnisse römischer Art, 
die ohnehin vielfach schnell zorttcktraten, waren nicht geeignet, 
sein Wesen zu beeinflussen.*) Nicht durch römische Machtmittel, 
sondern durch die Entwicklung des persönlichen Schutz- und 
Herrschaftskreises, der mit der römisch staatlichen Gewalt 
nicht zu vergleichen ist, hat sich das fränkische Königtum 
bemerkbar gemacht; anstatt der abstracten, antiindividualistischen 
Staatseinheit sehen wir die persönliche Herrschaft; der römische 
Cult des Staates und die Abdication des Individuums gegenüber 
dem Staaate ist dem fränkischen Rechtslebcn fremd.^) Dies 
gilt noch für das karolingische Reich ;^) weder die zu Beginn 
der fränkischen Zeit in Gallien noch denkbaren römischen Ein- 
flüsse, noch auch die Universalität des Kaisertums, mit der in 
ihr enthaltenen Steigerung der Reichsidee, haben es vermocht, 
das fränkische Staatsrecht in römisch abstractem Sinne zu 
beeinflussen und den älteren Ideenkreis zu überwinden. 

Muss man somit das fränkische Staatsrecht, trotz roma- 
nistischer Einzelnheiten, als ein unrömisches bezeichnen, so 


Verbältnisie ergab nud dass sieb daraus Consequenzen entwickelten, .welche, 
allerdings nicht aus dem römischen Rechte stammten, immer aber zu den 
früheren Einrichtungen der demokratischen Zeit in scharfem Gegensätze 
standen“. Es erscheint ganz nng^erechtfertigt, wenn Fahlbeck I. c. sseff 
eine Verbindung des germanischen Königsrechtes mit dem römischen öffent- 
lichen Rechte annimmt, obwohl er an anderer Stelle (1. c. S. VIII.) gegen 
S;bel auftritt; oder wenn Dahn 1. c. VIL I. 68 der dem fiitnkischen Könige 
über die Römer zugefallenen Uacht einen so grossen Einfluss einriumt; 
auch Schultze (Dtsche Gesch. II. 362f) tibersiebt das Unzutreffende der 
Annahme einer Doppelstellnng des frlinkischen Königs; noch weiter geht 
Heusler 1. c. 27, 38f.; gerade bei den Langobarden, wo man gegen die 
Römer ganz schonungslos Torgiog, also von einer Doppelstellnng gewiss 
keine Rede sein kann, ist die Entfaltung des Königtums schwkeher aus- 
gefallen als bei den Franken. 

') Wenn man siebt, dass das deutsche König^tum mit einer grösseren 
MachtfUUe als das französische in die Geschichte eintritt (s. Mayer L c. 
II. 414), so muss man sagen, dass es die germanischen Elemente des 
fränkischen Königtums bewahrt hat; diese germanischen Elemente sind eben 
im ostfrünkischen Reiche haltbarer gewesen. Daraus wird man aber auch 
entnehmen dürfen, dass das fränkische Königtum der germanischen Wurzel 
näher stand als dem römischen Typus. 

’) s. Kurth: Orig, de la civilis, moderne L 167. 

*) s. Gierke 1. c. L I49ff. 
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darf mau es auch trotz einschneidender Aenderungen nicht als 
eine neue Schöpfung im Sinne Fahlbeck's ansehen,') sondern 
mit Waitz, Brunner und Gierke*) als ein germanisches 
Gebilde. Sowohl in seinen ausgebildoten Institutionen, als auch 
in den juristisch nicht abgeschlossenen Erscheinungen treten 
germanische Ideen hervor; sowohl die positiven als anch die 
zersetzenden Kräfte äussern sich in einer, den germanischen 
Traditionen entsprechenden Weise, was in diesem Falle, wo 
man — aus den mehrmals erwähnten Gründen — an die frühere 
Verfassung weniger als anderwärts anknüpfen konnte, desto 
wichtiger erscheint. 

Wäre das Römertum innerlich kräftiger gewesen, es hätte 
bei dem Mangel der für das grosse Reich passenden eigenen 
staatsrechtlichen Grundlagen, das fränkische Staatsrecht mächtig 


') Fabibeck, der das fränkigcbe Reich als eioe Tdllig neue Schöpfung 
und sowohl die germanischen als auch die römischen Wurzeln blos als Bau- 
materialien betrachtet, verkennt zunächst den Unterschied zwischen Bau- 
materialien und lebendigen Keimen, die sich unter neuen Umständen rasch 
entwickeln und umgestalten; er verkennt ferner den Unterschied zwischen 
den germanischen und römischen Grundlagen ; denn selbst wenn wir diesen 
Begriff von Baumaterialien annehmen wollten, müssten wir doch sagen, dass 
dio germanischen Bausteine in unvergleichlich grösserer Menge benützt 
wurden; abgesehen davon, ist noch zu bemerken, dass die germanischen 
Keime sich entfalteten, beziehungsweise ausarteten, die wenigen römischen 
dagegen verkümmerten, so dass sie dem Übergewichte des aus germanischer 
Wurzel Eutsprossenen unterlagen. Niemand wird leugnen, dass z. B. das 
fränkische Heer- und Gerichtswesen seinem germanischen Vorbilde viel 
näher stand, als das fränkische Steuerwesen dem römischen. Die römischen 
Baumaterialien wurden also — wenn man an dem Vergleich festbalten 
darf — erst entsprechend zngehauen, bevor sie in den Ban Aufnahme fanden 
und dienten zur Durchführung der dem fränkischen Staatsbau passenden 
Ideen. Sowie man sieb der römischen Sprache bediente, um eigene Gedanken 
auszudrücken, ebenso bediente man sich im Staatsreebte mancher römischen 
Trümmer, um sie in eigener Weise zu verwenden. 

“) S. anch v. Amira in Gött. gel. Anz. 1896. S. 189. Sickel vertrat 
früher (Westdtsche Ztsebr. IV.) dieselbe Ansicht, während er in der späteren 
Arbeit über die Privatherrschaften (das. XV. 127) die fränkische Staats- 
verfassung als eine ans der Verbindung der Schwächen des fränkischen und 
des römischen Staates hervorgegangene bezeichnet. 

Han muss dabei anch an Zersetznngserscheinnngen germanischer 
Provenienz denken, während Brunner (s. oben S. 261. A. 2) die Zersetsungs- 
erscheinungen ausschliesslich auf römische Rechnung schreiben möchte. 


Digitized by Google 



264 


beeinflnssen können. Die Omnipotenz des Staates hat der 
römischen Bevölkerung das staatsrechtliche GeffihI benommen, 
sie eher für den germanischen Individualismus empfänglich 
gemacht; daher wurde ihre Mitwirkung für die Entwicklung 
des fränkischen Staatsrechtes gegenstandslos. Wenn trotzdem 
für manches Detail römische Vorbilder wichtig wurden, so 
geschah dies ohne Zuthun der Römer und ohne dass dadurch 
der allgemeine Charakter des Staatswesens wesentlich römische 
Züge empfangen hätte.') Auch der Mangel eigener römischer 
Organisation mit selbständigen und zwar naturgemäss städtischen 
Centren hat zu dem besprochenen Erfolge beigetragen,'') ebenso 
wie die Gemeinsamkeit des staatlichen Lebens der Römer und 
Franken zur rascheren Zerstörung der Volks Verfassung.') Die 
Franken haben weder ihre eigenen Traditionen absichtlich fallen 
lassen, noch die römischen Vorbilder absichtlich beseitigt; man 
merkt weder in der einen, noch in der andern Richtung ein 
absichtliches Vorgehen; das gegenseitige Kräfteverhältnis der 
beiden Elemente hat in kampfloser Weise, im Laufe der so 
überaus complicierten Entwicklung, den Ausschlag gegel>en. 

Das Ergebnis mag den Juristen unbefriedigt lassen. Un- 
willkürlich muss man fragen, welcher Staatsbau da möglich 
gewesen wäre, wenn das numerisch starke Frankentum zu seinen 
kräftigen Traditionen, die überall im Staatsieben durchschlugen, 
die nützlichen Anregungen des römischen Staatsrechtes hinzn- 
gesellt hätte, wenn ein Karl d. Gr. auf fester ‘staatsrechtlicher 


So kommt es, dass selbst jene, der germaniseben Zeit fremde Er- 
sebeionngen, die der fränkischen Entwicklung z. B. mit der ostgothischen 
gemeinsam sind, dennoch wesentliche Unterschiede anfweisen. Es ist nämlich 
zu nnterscheiden, ob etwas direct nach fremdem Muster geschieht, oder 
dank der Macht der Verhältnisse sich selbständig entwickelt; mag auch 
das Ergebnis ähnlich ansfallen. 

Es fehlte nämlich infolgedessen der eventuelle Einfluss des städtischen 
Bürgertums. 

’) In andern Staaten hat man entweder einen Ausgleich zwischen 
römischen und germanischen Einrichtungen versucht, indem man nebst 
separaten Organisationen für Römer und Germanen auch gemeinsame Ein- 
richtungen schuf, oder man hat (so bei den Langobarden) den Staat nur 
für die Germanen eingerichtet. Jedenfalls erleichterte man den Übergang, 
der bei den Franken fehlte; dieser Mangel bat nebst andern, mehrfach er- 
wähnten Gründen, die Zerstörung der Volks Verfassung beschleunigt. 
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Grundlage seine Thätigkeit hätte entwickeln können. Und 
nichtsdestoweniger — oder vielleicht gerade deshalb — ist es 
den Franken gelungen, für die Erneuerung des Westens mehr 
zu leisten als den Langobarden. — 


Die Übergangslosigkeit vom Kleinstaate zum Weltreiche, 
die der Gestaltung der staatlichen, wirtschaftlichen und socialen 
Verhältnisse so abträglich war, hat das Gebiet des Straf- 
rechtes’) weit weniger betroffen und das Festhalten an den 
alten Grundlagen desselben lange nicht in diesem Grade erschwert. 
Sehen wir überdies, dass selbst die Hindernisse, mit denen die 
Entwicklung des öffentlichen Lebens zu kämpfen hatte, trotz 
aller dadurch bedingten Änderungen, weder eine Romanisierung 
desselben, noch eine Beseitigung germanischer Traditionen 
bewirkt haben, so müssen wir eine desto grössere Bedeutung 
der germanischen Grundlagen für ein Rechtsgebiet annehmen, 
das nicht nur von den erwähnten Schwierigkeiten weit weniger 
betroffen, sondern ausserdem in den ältesten Rechtsaufzeichnuugeu 
eingehend behandelt war.^) Der Charakter der ältesten fränkischen 
Aufzeichnungen berechtigt zur Annahme, dass diese Behandlung 
den althergebrachten Grundsätzen entsprach, der Charakter der 
gesammten Entwicklung aber zur weiteren Annahme, dass man 
diesen Grundsätzen überwiegend treu bleiben konnte. 

Die Grundbegriffe des Strafrechtes bestätigen diese 
Annahme. Mit „Crimen“ bezeichndte man die Acht- und Fehde- 
sachen, classificierte also die Verbrechen nach der Art der 


') 8. Litteratar bei Schröder R. 0.‘ S. 73, 339, 348. A. 45. Es ist 
wobl aoffsliend. dass die Löffler'sche Lehre keine eingehende Würdigung 
seitens der Gernaanisten gefunden hat; in diesem Rahmen ist es natürlich 
unmöglich, auf dieselbe einzugehen. 

Grosse Beachtung verdient die über Mommsen's Veranlassung er- 
schienene Sammelpuhlication : Zum ältesten Strafr. d. Kulturvölker. 1905. 

Diese, im Verhältnisse zu andern Rechtsgehieten, ausführliche Be- 
handlung, beweist, dass das Strafrecht schon auf älterer Stufe weit gediehen 
war, wie denn auch thatsäcblich die herrschende Lehre mit Recht den Mangel 
staatlichen Strafrechtes für die älteste Zeit ablehnt; es gab schon sehr früh 
Verbrechen, die nicht der Privatrache, sondern der Strafe durch das Gemein- 
wesen anheimfieleu. 
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Straffolge;*) für die Beurtheilung der Thal waren der objective 
Thatbestand und das verursachte Übel, 2) das seinerseits ebenfalls 
wenig individualisiert wurde, in erster Linie wichtig."*) Damit 


') Diese unrömische BenUUnng des Wortes crimen haben Wilda: 
Strafrecht 276 und Brunner R. G. II. 53S henrorgeboben. Über die 
römische Hedeotnng des crimen s. Hommson: Röm. Strafr. S. 9f. 

^ Der Thatbestand wird zuweilen ganz änsserlich benrtheilt; so erklärt 
sich die ungenaue Unterscheidung von Nothzucht und Frauenraub, ja sogar — 
soferne es sich nm minderfreie Frauen handelt — von Nothzucht und Unzucht 
(s. Brunner R. O. II. 661, 667. A. 9.), worin das fränkische Recht hinter 
dem langobardischen (vgl. Ed. Roth. 206—207) zurUckbleibt. Der Gesichts- 
punkt des verursachten Übels tritt ganz materialistisch in der Zugrunde- 
legung des pretium puellae bei der Busse für Frauenraub (L. Sal. 13. 4 .; 
L. Rib. 34. 1. 2. vertritt einen andern Standpunkt), in der Bestimmung der 
Busse der gebärfähigen Frau (L. Sal. 24. 6 ., L. Rib. 12. 1, 13, 14; vgl. 
L. .Sal. 80. 3.), in der Cumnlirung (L. Sal. 24. 3, vgl. 24. 4. 6.), die selbst 
in den Beschränkungen und eigenartigen Abstufungen diesen Grundzug 
nicht verleugnet, auf; dieselbe Auffassung wirkt in der Tendenz, die Theil- 
nehmer an einem und demselben Verbrechen nicht mit voller Härte zu be- 
strafen, also für ein Übel nicht das Volle der vielfachen Bussen anfznerlegen, 
nach, obwohl da ein grosser Fortschritt wahrnehmbar ist (vgl. Gaudenzi: 
Salica legge $ 31 S. 213, Brunner I. c. II. 570ff, s. Uommsen 1. c 
S. 102.); hierher gehören auch jene Fälle, in denen nicht das Wergeid des 
Thäters, sondern das des Verletzten maassgebend war (v. Uoellor: 
D. Wergeid d. Thäters u. d. Verletzten geht zwar zu weit); ferner die 
Behandlung der Verbrechensconcurrenz, der man trotz aller Entwicklung 
das Vorherrschen des Genugtbuungsprincips und die Berücksichtigung des 
objectiveu Erfolges anmerkt (vgl. Schreuer 1. c. 2ff. 27 ff, 76 fl, 86 f, 87 ff ); 
der Wert des gestohlenen Gegenstandes bestimmt die Grenze zwischen 
grossem und kleinem Diebstahl u. s. w. 

Der Effect wird ganz äusserlich beurtheilt; für jedes Übel derselben 
Kategorie dieselbe Busse; die Fortschritte bestehen in der Mehrung der 
Kategorien; innerhalb derselben wird nicht individualisiert; denn es wird 
wohl z. B. ein junges Thier anders gebUsst, als ein erwachsenes, aber alle 
jungen Thiere und alle ausgewachsenen gleicbmässig. 

*) Es ist klar, dass alle diese Grundsätze altem Rechte eutsprechen. 
Das alte Strafrecht ist seinem Wesen nach kein Zttchtignngsrecbt im eigent- 
lichen Sinne, sondern eine die Entsühnung der Gemeinschaft, beziehungsweise 
die subjective Genugthunng des Verletzten, anstrebende Ordnung. Die 
schwache Staatsautorität konnte überwiegend nur Ausgleich zwischen den 
feindlichen V^olksgenossen bewirken; zu öffentlicbrechtlichen Strafen reichte 
sie höchstens da aus, wo sie sich selbst in ihren Interessen geschädigt sah. 
Daraus ergab sieb jenes Übergewicht des privatrecbtlichen Momentes, welches 
die Zweitbeilung des fränkischen Strafrechtes kennzeichnet und von der 
Zweitheilung des römischen Strafrechtes ganz verschieden ist; denn letztere 
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hängt die Behandlung des Versuches zusammen; die hier 
wahrnehmbare Entwicklung hat doch den germanischen Ausgangs- 
punkt nicht verleugnet.') Hinsichtlich des Anstiftungsdelictes 
ist das salische Recht sogar hinter dem langobardischen zurück- 
geblieben und auch die Behandlung der Beihilfe sowie der Mit- 
thäterschaft entsprach alten Grundsätzen.^) 

beruhte nicht auf dem Wesen, sondern betraf Überwiegend die gerichtliche 
Competenz; s. Mommsen I. c. S. 4t, 37, 34, 176, 634. Den Verletzten hätte 
die öffentliche Strafe kaum befriedigt, ausser etwa die Acht. Für die Be- 
friedigung des Verletzten war der äussere Maasstab der beste; die Indivi- 
dualisierung kann verschieden snsfallen und als parteiisch betrachtet 
werden ; der Mangel der Individualisierung bedeutet gleiches Recht, beziehungs- 
weise gleiches Unrecht fitr alle analogen Fälle; fatalistisch unterwirft sich 
sowohl der Schädigende als auch der Verletzte solcher Auffassung. 

') Die grundsätzliche Straflosigkeit des Versuches ist zweifellos in 
der Aufstellung des Versnchsdelictes wahrnehmbar, welches als casuistische 
Ausnahme von dem alten (Imndsatse zu hetrachten ist. Das fränkische 
Recht weist hier bedeutsame Fortschritte auf; der Fehlschlag (L. Sal. 17. 1.) 
wird für den ansdrUcklich hervorgehobenen Fall der Tötungsabsicht als 
specielles Debet anfgefassi und bildet den ersten Fall eines strafbaren 
Versuches im eigentlichen Sinne des Wortes; interessant ist auch die Ver- 
allgemeinerung, die L. Sal. 41. 9. in der Emendata erfahren, nachdem die 
Ausdehnung der Casuistik sich unzureichend erwiesen. Andererseits bestehen 
noch typische Versuehsdelicte fort, so dass der Fortschritt offenbar nicht 
durchgedrungen ist. 

^ Das Anstiftungsdelict ist dem Versuehsdelicte zur Seite zu stellen, 
(s. L. Sal. 38. 1. 3.); das langobardisebe Recht ist in der Verallgemeinerung 
weiter gegangen (Ed. Roth. 102.); die Haftung fttr die Anstiftung des 
Knechtes (s. L. Sal. 10. 3.) gehört nicht hierher; der Anstifter des Knechtes 
haftet nämlich als Thäter. 

Ebenso wie Versuch uud Anstiftung nur dann strafbar waren, wenn 
sie ausdrücklich unter Strafe gestellt erschienen, ist auch die Beihilfe nicht 
principiell strafbar, sondern nur in den casuistisch bezeiebueten Fällen, 
namentlich bei dem sog. Bandenvorbreeben, wobei wieder formalistische 
Abstufungen bemerkbar sind (s. Brunner I. c. 670ff). Man kann sich nur 
schwer dazu emporscliwingen für ein Übel, wenn es durch Mehrere ver- 
ursacht worden, mehr als die gewöhnliche Busse zahlen za lassen (s. S. 366 
A. 2.), da aber der Hauptschuldige sie schon zahlt, begnügt man sich hin- 
sichtlich der andern, die man doch nicht ganz straflos ausgeben lassen 
will, mit kleineren Bussen. Ja man lässt Hittbäter (L. Sal. 43. 1. 2.) sogar 
gemeinsam die Busse leisten und nur, wo das Verbrechen nicht durch Busse, 
sondern durch Lebens- oder Leibesstrafen sühnbar war, verfallen alle Mit- 
thäter der Strafe (L. Sal. 71. 1.); trotz vielfacher Fortschritte (L. Rib. 18) 
ist doch die Haltung schwankend, zur Überwindung des alten Orundsatzes 
kommt es nicht. 
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Betrachtet man die weiteren, für die Beurtheilung eines 
Falles in's Gewicht fallenden Nebenumstände, so findet man 
allerdings, dass das Königtum dem Umstande, ob der Geschädigte 
das Verbrechen hervorgerufen hatte, Bedeutung beilegte,') man 
darf aber gerade hiefür auf eine diesem Fortschritte durchaus 
nicht widersprechende alte Auffassung hin weisen;'^) dies desto 
mehr, als man in der formalistischen Behandlung der Absicht 
und Absichtslosigkeit zweifellos germanischen Ideen begegnet'^) 


') So uDterscbied i. R. «las Königtum die Tötung sine causa (s. Childeb. 
decr. c. 5) oder ex levi causa (Cap. legg. add. ex SlS/9 c. I. 7.1 von der, 
die se defendendo oder necessitate cogento (Cap. legg. add. ex 818,9 c. 
1. 13.) veriibt wurde und strebte die härtere Bestrafung der ohne Veranlassung 
begangenen That au. 

Es ist zwar, ohne RUcksicbt auf die Veranlassung, das objective 
Übel, der Schaden des Verletzten beziehungsweise seiner Sippe, identisch; 
dennoch darf man annehmen, dass das KachegefUhl nach einer durch den 
Getöteten selbst irgendwie provocierten Blutthat ein geringeres war, als 
nach einer durch nichts provocierten. dass sich also die geschädigte Sippe 
in einem solchen Falle leichter besänftigen liess. An diese natürliche 
Empfindung konnte die Staatsgewalt anknüpfen; hatte sie überhaupt Grund 
genug, um eine öffentliche Regelung der Strafordnung zu fördern, so lag 
in diesem Falle noch ein specieller Anlass vor; wer ohne Grund frevelte, 
verletzte nicht nur seinen Gegner, sondern auch das Friedensgebot und das 
Friedensinteresse des Staates; an seiner Bestrafung war der Staat unmittelbar 
interessiert und er konnte diese Geltendmachung seines Interesses, die einen 
Macbtzuwacbs und einen Fortschritt des Strafrechtes bedeutete, durchsetzen, 
da er dadurch das Interesse des Verletzten nicht berührte. Schwerer war 
es die Straflosigkeit der Notwehr und überhaupt die gelindere Behandlung 
der durch Verschulden des Verletzten provocierten That durcbzusetzen, weil 
diesem Gebot der Billigkeit das materielle Interesse der geschädigten Kreise 
entgegenstand; dass man ttberhanpt auch in dieser Hinsicht etwas — ja 
sogar viel — thun konnte, ist eben nur dem vorher erwähnten geringeren 
Kachegefühle bei veranlassten Thaten zuzuschreiben. Eine volle Ausprägung 
des Gedankens ist aber nicht gelungen; selbst die Notwehr hat keine feste 
Bestimmung erfahren; (0. v. Alberti: I). Notwehr heute u. in d. Volker, 
geht im allgemeinen zu sehr dogmatisicrend vor) vgl. z. B Form. Turon. 3U. 

^ Es darf als feststehend angenommen werden, dass auch das ältere 
Recht der Empfindung, dass gewollte Thaten von anfälligen zu unterscheiden 
sind, nicht verständnislos entgegentrat; so wie einerseits der Verletzte selbst 
ein geringeres KachegefUhl hegen mochte, wenn er die Überzeugung hatte, 
dass das Übel zufällig entstand und für ihn vor allem die Empfindung der 
Beleidigung wegfiel, so hatte auch die öffentliche Gewalt (insoferne es sich 
um eine in ihre Competenz fallende That handelte) desto mehr Anlass, ihr 
Verhalten darnach einzurichten, ob der Thäter absichtlich den Volksfriedeu 
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und bemerken kann, dass da, wo die böse Absicht ein constitutives 
Merkmal des Thatbestandes bildete, das fränkische Recht mit 
den andeim zeitgenössischen Rechten Qbereinstimmte.’) Ebenso 

störte oder nicht. (S. die interessanten, jedoch zweifellos zu weit gehenden 
Einschräuknngen hei M. Frank; Kasuelle Tötung S. ISff). Schwer war 
es aber, den diesen Erwägungen entsprechenden Rechtssatz zu finden; da 
individualistische Beurtheilung ohuehiu dem freiste des Strafrechts jener 
Zeit nicht entsprach, freie Würdigung des Einzelfalles vielmehr der process- 
rechtlichen Auffassung ganz widersprach, gab es nur ein Mitte], casuistiscb 
gewisse Tbatbestände zu bezeichnen, in deneu Absichtslosigkeit, d. i. Ohngefähr 
aiizunehmen sei; darüber hinaus konnte nur der König geben (s. Brunner 
in Forscligg. S. 496). Dieser „typische Zuschnitt der Ungefährwerke“ 
(s. Brunner I. c. 600) eutspricht den germanischen Orundsätzen und Uber 
diesen Gesichtspunkt ist das fränkische Recht nicht hinausgekommen; sogar 
hinsichtlich der Urtheilfinder wird kein Unterschied gemacht, ob sie wissentlich 
oder irrtümlich ein unrichtiges Urtbeil vorschlugen. Die Entwicklung äussert 
sich wohl in der Mehrung der Fälle, für die mau Absichtslosigkeit annabm, 
aber nicht in der Überwindung des Grundsatzes; sie verläuft also mit der 
die Unterscbeidnng veranlasster und nicht veranlasster Thaten betreffenden 
Entwicklung hinsichtlich der Tendenz analog, bleibt aber doch hinter ilir 
zurück. Formalistisch wird z. 6. aus der Heimlichkeit auf Mordabsicht 
geschlossen (L. >Sal. 41. 2, 4; 103; L. Rib. 15.); aus der Unmündigkeit auf 
Absichtslosigkeit (L. Sal. 24. 5. Cap. L. Sal. add. ex 319. c. 6); casuistisch 
wird Absicht beziehungsweise Absichtslosigkeit uud demnach die Buss* 
Würdigkeit bei f’beln, die durch Knechte oder Uausthiere zugefUgt wurden, 
beurtheiit, wobei die eigene strafrechtliche Verantwortung des Knechtes, 
der Entwicklung der Ständeverhältnisse (S. oben S. 171. A. 1.) gemäss immer 
stärker hervortritt, ohne jedoch bis zu der römischen Auffassung zu gelangen 
(s. Frank I. c. 39. A. 7.); die Verantwortung schwächt sich his zu blosser 
Sachhaftung ab (interessant ist der Vergleich der älteren und späteren 
Texte D. Sal. 36 und 36; L. Sal. 35. 5 ist schon weiter vorgeschritten als 
Ed. Roth. 142 ; nach späteren Texten und Ed. Chilper. c. 6. kanu sogar die 
halbe Busse des Herrn durch Gefährdeeid beseitigt werden; vgl. auch Cap. 
D. Rib. add. ex 303. c. 5; s. G. Meyer in Sav. Ztschr. II. 97. Brunner 
R. G. II. 652 f, Dahn 1. c. VII. I. 290 ff); analog ist die Entwicklung der 
Verantwortung für Thierdelicte; sehr casuistiscb, namentlich im ribuarischen 
Hecht (L. Rib. 70; vgl. Frank I. c. 42) wird die Haftung für leblose 
Gegenstände geregelt. Man mag Vieles davon mit westgothischem und 
mittelbar mit römiscliem Recht (so namentlich die noxae datio) in Zusammen* 
hang bringen; die Übereinstimmung aller germanischen Rechte, die sich 
nur durch die Anzahl und Art der aufgestellten Typen unterscheiden, ist 
aber gerade hier eiue so grosse (vgl. Brunner in Forscbgg. 600 ), dass 
man zweifellos an alte Grundsätze denken muss. 

‘) Als constitutives Merkmal erscheiut die Absicht bei Diebstahl, Raub 
und Unterschlagung, die ohne das Bewusstsein, dass man fremdes Eigentum 
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entopracb die BerficksichtigiiDg des Thatortes') und der Person 
des Betroffenen 2) der Entwicklung, für die in diesem Falle 
tbeilweise kircblicbe Einflüsse wichtig wurden,-') während die 
Geltendmachung des Rbckfalles*) zweifellos rein kirchlich war 
und thatsächlich ein fremdes Element darstellte.^) So haben 
wir es allerdings mit einem etwas bunten Bilde strafrechtlicher 
Grundbegriffe zu thun, in dem aber, trotz der Eingriffe des 
Königtums und der Kirche, germanische Zöge Qberwiegen, ja 
sogar da, wo sie getrfibt erscheinen, die Trfibnng keine Unter- 
drückung bedeutet;*) rein römische Züge fehlen ganz.') 


tn «ich zieht, nndenkhar wären; ferner bei remiessentlicber TStnng und bei 
der Brandstiftung; in allen diesen Fällen entspricht das fränkische Recht 
germanischer Auffassung. 

’) also Hausfriedensbruch bei der Heimsuchung und deshalb höhere 
Strafqualification (L. Sal. 14. 6. Codd. 6 n. G.) 

’) z. B. Tötung von Verwandten (L. Kib. CS. 2), was sieb aber dann 
unter kircblichem Einflüsse abscbwäcbte (s. Brunner R. Q. II. 633. A. 63), 
so dass das fränkische Recht hier den germanischen Boden verlassen hat; 
germanisch ist dagegen die schwere Qualificierung der Tötung mit Bruch 
der Urfehde (Cap. Tbood. ex 806. c. 6), sowie des Raubes an Toten fL. Bai. 55. 1.) 

So bei Bestrafnug des Kirchenbrandes, ohne Rücksicht auf Absicht 
(L. Sal. 55. 7. Her.), bei Feststellung des Klerikerwergeldes u. s. w. 

*) Man begegnet der Berücksichtigung des Rückfalles nicht nur in 
den Capitt. Remedii (c. .3. 7. 8), sondern auch in den Oapitniarien (Cap. 
Haristall. c. 23, Aquisgr. ex 801—813 c. 15); über den kirchlichen Einfluss 
s. Brunner I. c. II. 646f. 

Hierher gehört noch die Bedeutung der Handhaftigkeit; s. Schröder 
R. 0.4 341. Ä. 12; Löffler I. c. 28 polemisiert mit gnten Gründen gegen 
die herrschende Meinung, indem er die barte Bestrafung der bandhaften 
Tbat als eine Concession an das iin ersten Augenblicke besonders lebhafte 
RachegefUbl bezeichnet; s. Horten I. c. I. 136ff. 

*) M. R. bemerkt W. Schnitze (Dtsebe Oesch. II. 426), dass man 
diese in der Durchführung tbeilweise sich kreuzenden Priiicipien nur dann 
gut versteht, wenn mau sie historisch nnd nicht systematisch beurtbeilt. 
Tbnt man dies, dann findet man (wie mehrfach hervorgehoben), dass sogar 
die Trübungen die alten Grundsätze verrathen. 

t) Es ist jetzt, nachdem Hitzig (in der von.Mommsen veranlassten 
and oben S. 265. A. 1. angeführten Publication) die historisch, und gerade 
für die grundsätzliche Beurtheilung, wichtigsten Züge des römischen Straf- 
rechtes (parallel mit der analogen Behandlung Brunn er 's) zusammengestellt 
bat, leicht, zu der im Texte vertretenen Ansicht zu gelangen; denn schon 
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Was die Thatbestände der einzelnen Verbrechen 
betrifft, blieb das fränkische Recht zunächst hinter dem west- 
gothischen und langobardischen zurück;') das Königtum war 
bestrebt, die Lücken ansznfüllen, indem man zahlreiche, früher 
nicht bestrafte Thatbestände zu Delicten stempelte und unter 
Bannstrafen stellte ;^) ausreichend war dies natürlich lange nicht, 
denn zu einer umfassenden Ergänzung ist man nie gelangt.^) 
Aber gerade bei einer so gearteten Entwicklung vermochte 
das fränkische Recht fremden Einflüssen besser zu widerstehen, 
beziehungsweise die schon früher erwähnte Widerstandskraft 
beizubehalten, namentlich, da das alte fränkische Recht, seiner 
ganzen Anlage gemäss, vorwiegend das Privatdelict im Auge 
hatte.^) 


anf älterer Stufe weist ilas römische Keclit eine im Vergleiche mit dem 
germanischen sehr beschleunigte Entwicklung auf ; desto weniger konnte 
das den Franken noch zugängliche, spätriimische Recht, mit dem widerstands- 
kräftigen fränkischen in Einklang gebracht werden; wir fanden Uhrigens 
Uelegenheit, zu bemerken, dass gerade das Strafrecht der Römer (so z. 6. 
in den Formeln) dem germanischen Einflüsse unterlag. 

t) Ungeachtet der westgothischen Beeinflussung hat das Strafrecht 
der Lex Salica (und dasselbe gilt noch für die L Rib.) einen geringeren 
Umfang nnd weist eine geringere Anzahl von Thatbeständen auf, als mau 
angesichts des westgothischen Vorbildes annehmen könnte. Selbst wenn 
die von K ramm er jetzt aufgestellten Behanptnngen (in N. Arch. XXX. 
272ff, 277ff, 290ff, 3l2ff) ziitreffen würden und demnach unsere Liste der 
westgotbisch beeinflussten Stellen eine Vermehrung zu erfahren hätte, so 
hätte man es doch nur mit Thatbeständen geringer Bedeutung zu thuu, 
aber nicht mit einer anders gearteten Beeinflussung, als die vorher 
geschilderte. 

>) Deshalb wird man — ohne Rücksicht anf anderweitige nnd gewiss 
nicht zu unterschätzende Unterschiede — mit Seeliger (Hist. Vierteljahrschr. 
I. 352 ff) die Bannstrafen dem Strafensystem einzugliedeni haben. 

’) Es genügt — worauf schon bingewieseu wurde — die fränkische 
Rechtseutwicklung mit der langobardischen, westgothischen u. s. w. zu ver- 
gleichen. die mehrfache obrigkeitliche Ergänzungen und Umarbeitungen auf- 
weisen. Die Stallung der fränkischen Gerichte ermöglichte Bestrafung 
ohne Norm. 

*) S. oben S. 24. A. 1., wo bemerkt wurde, dass in der L. Sal. eigentlich 
nur Tit. 56 eine .Ausnahme .von dieser Regel bildet. (L. Sal. 50. 4 . und 
51. 2. betrifft säumige Königsbeamte, gehört also dem Amtsstrafreebt an.) 
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Die Auffassung der meisten Delicte ist germanisch geblieben ; V) 
sie entspricht sogar theil weise der älteren Stufe dies mitunter 
selbst in solchen Fällen, in denen die Behandlung des betreffenden 
Delictes fremdrechtliche Beeinflussung aufweist.'O Der fremde 
Einfluss tritt nur in geringem Grade anl' und äussert sich vor- 
wiegend bei jenen Delicten, die in den alten Aufzeichnungen 
keine Berücksichtigung gefunden, flir das öffentliche Leben aber 


') Der Mord »t darrb Uinxatreton der Heimlichkeit itekenoceichnet. 
ebenso die Verwundong durch forroalistiscbe Merkmale (L. Sal. I7. 5, 
L. Rib. S.); es fehlt der sllgemeine Begriff der Verstümmelung, die caiuistisch 
behandelt wird; die Auffassung des Raubes entspricht, sowohl hinsichtlich 
der geringeren Bestrafung (im Vergleich aum Diebstahl), als auch hinsicht- 
lich des Umfanges des Raubbegriffes (L. Sal. .'<7. S, 61. S (Codd. 2ff), ti. &.) 
germanischen Omndsdtien; Unzucht wird (mit Ausnahme des Falles L. .Sal. 
70) nicht Öffentlich bestraft u. s. w. 

'') Die formalistische Beurtheiluug des Mordes bleibt hinter der des 
langobardischen Rechtes zurtick (vgl. Brunner I. c. II. 628); die Betonung 
der Heimlichkeit beim Diebstahl geht so weit, dass dieses Merkmal eiue 
extensive Anwendung des Diebstablbegriffes ermöglicht, indem mitunter das 
V’orhandenseiu dieses Momentes Uber das Fehlen anderer Tbatbestandsmoraente 
binweghilft (s. Maschke; Cap. 24 u. 26 U. Fr. Cham. 8. 17f); die An- 
wendung fester Diebstablsbusaen (s. .Scbrener I. c. 27ff), die sich aus 
Uliederbussen entwickelt haben dürften (Brunner 1. c. II. 644f). entspricht 
ebenfalls altertümlicher Auffassung; der Mangel Öffentlicher Strafe für 
Unzucht lässt die alte I’reisgabe an die verletzte Sippe anuehmen (vgl. 
U. Rib. 77); betreffs der Behandlung der Verleumdung hat das fränkische 
Recht den den ROmern im fränkischen Reiche bekannten Talionsgedanken 
(s, I,. R. Vis. C. Th. IX. 1. 8. Interpr., Form. Tur. 29. Form. Extrav. I. 6.) 
abgewehrt und gegenüber dem Vorbilde der L. Vis. VII. I. 5 (Ant.) den 
älteren germanischen Standpunkt gewahrt. 

’) So ist die Behandlung des Diebstahls germanisch geblieben, trotzdem 
U. Sal. 39 dem römischen Begriffe des Plagium folgte, während nach L. Sal. 
10 in solchen Fällen gewöhnlicher Diebstahl auzunebmen gewesen wäre 
(vgl. Brunner I. c. I. 296. A. 17 und bei mir oben S. 44; diese Beeinflussung 
ist übrigens nicht durchgedrungen, da Recap. I.. Sal. den Oiebstablsbegriff 
wieder bersteilte); der Incest hat unter kirchlichem Einfluss eine Vermehrung 
der strafbaren Fälle erfahren, man bat aber die neuen, leichteren Fälle, 
entweder gar nicht staatlich bestraft (s. Ed. Chloth. II. c. 10), oder mit 
geringeren Strafen belegt, die als Abspaltungen der Acht* erscheinen (vgl. 
Brunner I. c. II. 664f); man bat sich hinsichtlich des Meineides wohl dem 
kirchlichen, strengeren .Standpunkte angeschlossen. jedoch nur, so weit es 
sich nm kirchliche Eide bandelte (vgl. Capitt ; Haristall. ex 779 c. 10 , miss, 
gen. ex 802 c. 36, legi add. ex 816. c. 1.). 
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wichtig geworden waren und aus diesen beiden Gründen eine 
grössere Beeinflussungsfläche boten. Vornehmlicli war es kirch- 
licher Einfluss, den wir hier wahrnehmen;') weit weniger der 
römische,-) der entweder überhaupt nicht durchdrang,'*) oder 
wo es gescliah, dem politischen Voi theile, den in den betreffenden 
Füllen die Befolgung des römischen Beispiels bot, da.s Durch- 
diingen verdankte,'*) das überdies durch die Anknüpfung an 
germanische Wurzeln erleichtert wurde;^) eine wesentliche 
Verändeiung konnte dadurch nicht hervorgerufen werden. 

Ebenso weist das Strafensystem unverkennbar germanische 
Zuge auf; denn, ungeachtet der durch die Entwicklung bedingten 
Mannigfaltigkeit, wird das ganze Strafwesen durch die alte 
Idee der Friedlosigkeit,«) die in den zahlreichen Abspaltungen 


>) So hinsiclitlich den Ehebruches dea Manuea (Cap. cum It. epiac. 
delib. ei 790 — 800. c. 5.); ferner betreffs dea Inceatea (vgl. oben ,S. 272. 
A. 3.); ebenao ist die öffentliche Verfolguug der Zauberei (und zwar jeder, 
also auch der unacbädlicbeu) auf die allgemeine Bekämpfung der Zauberei 
durch daa Cbriatentum zuriiekzufUhren (Cap. Karlomanni ex 742 e. 6. Car. 
M. 1. c. 7, Admon. gen. ei 789. c. (55); Uber Meineid a. oben ti. 272. A. 3. 

In aehr intereaaauter Weiae äuaserte aich der rSmische atrenge 
Standpunkt betreffa dea Frauenraubes in Childeb. II. decr. c. 4. (vgl. L. Sal. 
71; s. oben H. 49). 

*) Einen bemerkenawerten KHckgang haben wir (a. oben S. 272. A. 3) 
hinaicbtlich des Plaginm erwähnt. 

*) So bei der Augliederung dea Landeaverratbea an daa crimen majestatia, 
unter welcbea die Infidelität, alao auch daa Amtaverbrechen (a. H. O. 
Lehniauu: D. Rechtaaebutz gegen Eiugr. d. • Staat.sbeamten S. 106) fiel. 
Der Hochverrath (vgl. Creg. Tur. Hiat. V. 27, Cap. Ticin. ex 801. c 3.) 
iat ebenao wie bei den liniigob.'irden rümiach dtircbgebiidet, aeiner Aufnahme 
war aber der Umatand, daaa die Staataverbrechen Überhaupt bei den Römern 
keine abacblieaaende Behandlung erfahren hatten (vgl. Mommaen 1. c. 537ff) 
sehr förderlich. Der politische Vortheil des Königtums tritt hier klar hervor. 

'') Nachdem der König jene dem fränkischen .Staatarechte eigene Stellung 
einnahm, lag es nahe, die ilein gennanischen Rechte geläufigen Folgen der 
Verletzung der Volksantorität auf den König zu beziehen und dieselben zu 
erweitern; a. oben .S. 187. A. 2. 

*) Beziehungaweiae durch die Idee der Friedenaaicberung (a. Dahn 
1. c. VIII. IV. 173), die auch die Entwicklung des Verfahrens, namentlich 
das Amtsverfahren (a. unten) beeinflusste. Jedoch ist iu der Auffassung 
dea Strafzweckes, wenn auch einheitliche Ideen fehlen, kirchlicher Einfluss 
wahrnehmbar; vgl. Dahn 1. c. und v. Bethmanu-Hollweg 1. c. V. 91f. 

T. llalban, ROtn. Recht in den germ Volksstaaten. 111. 18 
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nachwirkt, sowie darch das Bnssensystem beherrscht, welch' 
letzteres bekanntlich nicht nur mit dem Fehdewesen, sondern 
auch mit der Lösbarkeit, also mit der Abschwächung der 
Friedlosigkeit zusammenhftngt.*) Mag auch die grosse Aus- 
dehnung der Compositio auf so zahlreiche Fälle kirchlichen 
Bestrebungen znzuschreiben sein,^) so muss man dennoch be- 
merken, dass sich die Kirche zur Förderung ihres Hnmanitäts- 
zweckes eines der germanischen Auffassung der Lösbarkeit 
entsprechenden Mittels bediente;^) in der Feststellung der 


>) Die Idee der alteo Friedlosigkeit tritt noch gans klar in Oecr. 
Childeb. II. c. 4. zum Vorschein, ebenso die Filicht zur Verfolgung des 
Friedlosen; als sUbnbare Friedlosigkeit erscheint die Ungehorsamsstrafe des 
fränkischen Frocesses; dass ans der Friedlosigkeit die Todes- und I/eibes- 
strafen, sowie eine Reihe anderer Strafen, insbesondere auch die Straf- 
kuechtschaft, hervorgegangen sind, ist seit Wilda, dessen Lehre durch 
Brunner (Forschgg, 444ff) eine dankenswerte und klare Entwicklung er- 
fahren hat, unzweifelhaft. 

Anch die Beziehungen zwischen dem Bnsswesen nnd der Fehde sowie 
der Friedlosigkeit sind leicht erkennbar; es erscheint sicher, dass der 
Auftheilnng der empfangenen Busse unter die Sippegenossen, die analoge 
Pflicht derselben fUr eine Bnsszablung aufzukommen, entsprach, woraus der 
Zusammenhang mit der Sippefehde erhellt. Andererseits besteht ein naher 
Zusammenhang zwischen der Preisgebung des Verbrechers an die Sippe, 
was eben eine Abspaltung der Friedlosigkeit war, und dem Ersatz der 
Rache dnrcb die Compositio. Dasselbe gilt von den Gliederbussen (vgl. 
Brunner R. G. 11.604, 643ff, Schreuer 1. c. I78ff; s. auch W. Sc hultze 
1. c. U. 427 flT). 

Dass das fränkische Recht die zahlreichsten Anwendnngsfälle der 
Oeldbnsse aufweist, wird allgemein zugegeben; das Überhandnehmen der 
Lösbarkeit ist dem kirchlichen Kampfe gegen Blntstrafen znzuschreiben. 
der erst unter den Karolingern, angesichts des engen Bundes zwischen 
Königtum und Kirehe, nachgelassen hat (vgl. Capit. Haristall. c. II.); Uber 
den Einfluss, den das Asylrecht auf Umwandlung peinlicher Strafen in Geld- 
strafen ausUbte s. Brunner in Forschgg. 463, Schröder R. G.* 340. 
Dennoch scheint die Praxis strenger geblieben zu sein; Gregor v. Tourt 
berichtet von zahlreichen Todesstrafen, sogar von Steinigung (III. 86, IV. 49, 
X. 10) und von Verbrennung (VI. 86, vgl. L. Sal. 70), während die gewöhn- 
liche Hinrichtung durch deu Strang geschah. 

’) Deun bekanntlich gab es auch rein pönale Bussen, die weder auf 
Fehde, noch auf Lösung zurUckgeben, nichtsdestoweniger aber als alt- 
trenuaniscbes Strafmittel erscheinen, da sie schon Tacitus c. 12 erwähnt. 
Über die römische Poena s. Hommsen Strafr. S. 14. A. 1. 
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Bnsssätze,') sowie in der Beibehaltung des Friedensgeldes als 
Quote der Busse, kann man die Zähigkeit alter Tradition 
wabrnehmen. Das Anwachsen der königlichen Macht und die 
Unzulänglichkeit des Sti-afrecbtes gaben Anlass zur fortschreitenden 
Berücksichtigung vieler neuen Thatbestände, die durch Bann- 
bussen oder durch die der alten Auffassung fremden arbiträren 
Strafen'^ bedroht wurden, ebenso zur Weiterentwicklung der 
Vermögenseinziehung.^) Je grösser der Spielraum der obrigkeit- 
lichen Strafen wurde, desto mehr kamen neue, theilweise auch 


Hierher gehSren die Spuren de« Uteren DaodecimalRygtenii 
(«.Brunner in Forichg. 4S&), lowie die Beiiehnngen vieler Bnsieu «um 
Wergeide (vgl. L. Rib. SS mit L. Sal. SS; namentlich auch die Verwundunga- 
und «ogar einielne Diebatahlabusaen). 

Mit guten Qrtinden vertritt Brunner R. O. II. 6S1 die Ansicht, 
das« der Fredns als Quote dem ilteren System angehürt; s. Schröder I. c. 
344 und die A. 27 angeführte Litt 

') Dass die arbitrhre Strafe mit der Ausdehnung des königlichen 
Bannrecbtes und des Infidelitttsbegriffes zusammenhängt, ist klar. Deshalb 
nahm sie im fränkischen Reiche einen so grossen Umfang an; s. Schröder 
R. O.* 342. Es war nicht möglich, fhr jede Infidelität die höchste Strafe 
ansudroben und da die Individnalisierung dem fränkischen StraDechte fremd 
war, konnte man nnr durch das Onadenrecht und die der GnadenwillkUr 
entsprechende unbestimmte Strafe Ober diese Schwierigkeit hinanskommen. 
Wenn auch die arbiträre Strafe, die sich namentlich in der karolingischen 
Zeit häuft (s; Dahn I. c. VIII. IV. iGOff), als Nenemog su betrachten ist, 
so entbehrt sie doch nicht jeder germanischen Analogie. Wer der Privat- 
rache verfallen war, konnte durch den, an den er ausgeliefert war, beliebig 
bestraft oder sogar gan« verschont werden; bei Verletaung königlicher 
Gebote und Oberhaupt der vom König auferlegten Pflichten, verfiel man 
dem König, der die Strafe arbiträr bestimmte. Auch das römische 
Recht bat Staatsverbrechen sehr verschieden bestraft (s. Hommsen 1. c. 
638 ff). 

*) Die Frage, ob die Conflscation bei den germanischen Völkern ausschliess- 
lich auf römischem Binflnsse beruht, wird wohl nicht su entscheiden sein. Es ist 
schon früher (Th. II. S. 169) bemerkt worden, dass sie sich bekanntlich 
auch aus der Friedlosigkeit ableiten lässt; es ist auch (oben S. 209. A. 1.) 
der Unterschied swischen der Einaiehung des Vermögens des Friedlosen 
und der Conflscation als eigener Strafe (diese wohl römisch) erwähnt; so 
wie es Todesstrafe ohne Vermögenseinziehung gab (L. Rib. 79), so trat 
andererseits Conflscation als provisorische oder sogar als Hauptstrafe ein 
(s. Dahn 1. c. VIII. IV. 164f, vgl. Cap. Pipp. I. 31. c. 1., Cap. 
Haristall. o. 6.) 

18 * 
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ungermanische Strafmittel') auf, wodurch aber das Übergewicht 
der altherkömmlichen nicht beseitigt wurde.^) 

Ebenso wie im Staatsrechte kann man auch im Strafrechte 
Vieles wahrnehmen, was einen unfertigen und Qbergangsmässigen 
Eindruck macht; eine Entwurzelung wird man nirgends finden, 
auch in keiner wesentlichen Frage der unmittelbaren Anknüpfung 
an alte Ideen entbehren. Findet man eine genügende Erklärung 
dieser Continuität in dem schon erwähnten Umstande, dass die 
die Entwicklung des öffentlichen Lebens nachtheilig beeinflussenden 
Modalitäten das Strafrechtsgebiet weniger berührten, so mus.s 
man andererseits in der Continuität der strafrechtlichen Ent- 
wicklung einen mittelbaren Beweis für unsere Auffassung des 
fränkischen Staatscharakters finden. Wäre das Königtum und 
mit ihm der Staat unter Benützung römischer Vorbilder so 
erstarkt, dass der Schein Wahrheit geworden wäre, dann hätte 
auch das Strafrecht andere Züge aufzu weisen.-*) Die Um- 


') Über die Anwendung der Verbannnng g. Dahn I. c. VIII. IV, I48f, 
Uber die Kerkerstrafe I. c. 146ff, sowie Sicke) in Ergbd. III. r>OIf; die 
Oeisselung kam gegen Endo der fränkischen Zeit auch für Freie auf; jedoch 
nicht in der Ausdehnung, wie bei den Westgotben. Kann man diesen Strafen 
noch immerhin germanischen Ursprung beilegen (Exil und Kerker können 
als Abspaltungen der Acht betrachtet werden. Geisseluiig der Freien hängt 
mit der Uerabdrückung der Freiheit zusammen), so erscheinen Ehrenstrafen 
(s. Dahn I. c. Iö6f) als neue Einrichtung, ebenso die grausame Art der 
Bestrafung verbotener Innungen, das Einsperren im Kloster n. s. w. 

‘^) In diesen Zusammenhang gehört noch die Dilatura. die oft behandelt 
wurde, ohne dass eine Einigung erzielt worden wäre. Trotz des neuerdings 
von Tamassia (Arch. giurid. Bd. 68) unternommenen Versuches, sie wieder 
als Anzeigerprämie hinzustellen, muss man eher an die Litiscroscenz (so 
Schröder R. G.* 347. A. 4-2; s. auch Gaudenzi Ijegge salica S. ‘J'i.H) denken. 
Für unsere Untersuchung ist der Charakter der Dilatura nebensächlich. 

^ Auf den inneren Zusammenhang zwischen dem Strafrecht (namentlich 
dem Umfange desselben) und dem .Staatswesen hat man oft hingewiesen; 
so zuletzt Mommsen im Vorworte zu der erw. .Sammelpuhlication ; vgl. auch 
Merkel; Accrescenz und Decrescenz d. Strafr. (Ges. Abh. I. 269 ff), 
Westermark: D. Ursprung d. Strafe (ZUchr. f. Socialwiss. III. 68öff, 
793ff), Steinmetz: Ethnolog. Studien z. ersten Entw. d. Strafe II. 327 ff. 
Calker; D. Grenzen d. Strafr. (Beil. z. Allg. Ztg. 190tt No. 293). 

Für das Strafrecht kommt insbesondere die Frage, wer den Straf- 
vollzug besorgt, in Betracht. Das Recht, oder gar die Pflicht des Verletzten 
(beziehungsweise der .Sippe), die Strafe ohne staatliche Ingerenz zu voll- 
strecken, ist ein wichtiges Merkmal des fränkischen Strafrechtes, gleich- 
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Wälzungen im Staatsrechte beruhten auf Gründen, die fiir das 
Strafrecht weniger in's Gewicht fielen, so dass es diese Um- 
wälzungen nicht mitzumachen hatte >) und seine germanischen 
Grundlagen deutlicher bewahren konnte.^) — 

Auch der Process ist von den staatsrechtlichen Um- 
wälzungen nnr mittelbar berührt worden. Die auf den staatlichen 
Wandlungen beruhende und mit dem Zurücktreten der Volks- 
verfassung zusammenhängende Erstarkung der königlichen Gewalt, 
äusserte sich in dem Bestreben, die Selbsthilfe einzudämmen, 
die Thätigkeit der Gerichte zu erweitern und dem königlichen 
Elemente in denselben eine stärkere Stellung zu sicheni. Aus 
dem mangelhaften Erfolge des ersterwähnten Bestrebens, aus 
der Thatsache, dass die Abschaffung der Fehde nicht gelang,^) 
ja sogar au den zu ihrer Bekämpfung gewählten Mitteln,^) 

zeitig aber ein Symptom des mangelhaft ausgestalteten Verhältnisses der 
Staatsgewalt zu den Staatsgenossen. Das Moment der Rache und die 
Nachwirkung des alten Friedlosigkeitsbegriffes begegneten der mangelhaften 
Staatsantorität, die auch kirchlichem Einflüsse Raum giebt (s. Horten 

I. c. I. 171 fl), wodurch eine den rUmischen Verhältnissen ganz fremde, dem 
fränkischen Slaatscharakter aber entsprechende Situation entstand 

'} Beigetragen hat dazu natürlich auch der Umstand, dass der kirch- 
liche Einfluss sich hier, gemäss der gesammteu Stellung der Kirche und 
der schwachen Vertretung des Romanentums, in anderer Weise äusserte, 
als z. B. bei den Westgotbeu. 

Namentlich seinen z. Th. privaten Charakter. 

^ Sie ist bekanntlich nur eingeschränkt worden; s. Brunner 1. c. 

II. ä28ff, Dahn 1. c. VIII. IV. .Sf. Gaudenzi (Legge salica S. 212) 
geht, indem er m. R. Thonissen's Auffassung bekämpft, andererseits gewiss 
zu weit, wenn er allen Fehdehandlungen nur eine factische Straflosigkeit 
zuerkeuneii möchte. 

*) Wäre die Staatsgewalt kräftig gewesen, so hätte sie die Einruhrnng 
hoher, den Rachedurst befriedigender Strafen fiir Fehdesachen durchgesetzt, 
wie es Childebert II. c. 6 versucht hat. Das allgemeine Mittel gegen die 
Fehde war aber, namentlich in karolingischer Zeit, ein anderes, nämlich 
der königliche Zwang zur Annahme der QcldsUhne (s. die von Brunner 
1. c. II. 530. A. 14 angeführten Stellen), dem ein analoger Zwang zur 
Zahlung der Busse entsprach; wer nicht annahm, verfiel der arbiträren 
Exilstrafe. Man grifl also mit ausserordentlichen Mitteln ein, die schon 
V. Bethmann-Uollweg 1. c. V. 88 als präventive und verwaltungs- 
rechtliche bezeichnet hat, denn es gelang nicht, ein allgemeines Fehde- 
verbot der Rechtsordnung einzugliedern; angesichts der Intensität, mit der 
mau diese ausserordentlichen Mittel anwendete, fallen die Spuren der Fehde- 
sitte noch mehr auf. 
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vermag man das gegenseitige Kräfteverbiltnis der durch die 
Staatsordnung nothwendig gewordenen Neuerungen und der 
alten Ideen zu erkennen. Wenn Königtum und Kirche ungeachtet 
aller Kulturfortschritte, an denen die fränkische Zeit nicht arm 
war, diese Schwierigkeit nicht zu besiegen vermochten, so kann 
man schon daraus schliessen, dass auch die andern Bemühungen 
keinen vollen Erfolg brachten. 

Allerdings wurde dem Gerichte manches eingeränmt, was 
vormals in die Competenz der Parteien fiel') und es gewann, 
der ganzen Entwicklung gemäss, die Tbätigkeit des Richters 
so sehr an Bedeutung, dass sie sich theilweise neue Bahnen 
öffnete;'^) das Wesen des Verfahrens wurde jedoch dadurch 


8. 8obm: Proc. d. L. Sal. 192ff, R. u. 6. V. I. llSff, r. Amirs 
(bei Paul 111.’ 2l3f.) So tritt bekaoDtlicb neben die Hsnnitio die Bannitio; 
es trat das Tangano praktisch znr&ck gegenüber der richterlichen Auf- 
fordemngznr Antwort(Fonn. Andeg.SO.a. Carta Senon. 20). Cap. legi add. rom 
1. November 816 c. 2 lässt annehmen, dass man die Beweisfühmng nicht nnr 
als eine Pflicht gegenüber dem Processgegner betrachtete; Eid in die Hand 
des Richters kennt Form. Tnr. SO; das Urtheil lautete mitunter nicht mehr 
anf ErfüUnngsgelöbnis, sondern autoritativ ani Erfüllung, besiehnngsweise 
auf Unschnidsbeweis (s. Brunner I. c. II, 363. A. 48). Die aussergericht' 
liehe Pfandnahme war schon in L. Sal. 50. 2. an richterliche Erlaubnis 
geknüpft (vgl. Oaudenzi: L'antica procedura germ. e le legis actiones 
romane 8. 42) ; Ed. Chilp. c. 8. bedeutet einen Fortschritt des richterlichen 
Pfändungsrechtes, das sich überhaupt in fränkischer Zeit bekanntlich stark 
entwickelte. Im allgemeinen erfuhr also die Competenz des Oeriebtes eine 
Ausdehnung (man spricht von districtio, jus distringendi), die zwar theilweise 
weiter geht als bei den Langobarden (dem Qeriebtsseugnisse wird aber die 
Autorität, die es bei den Langobarden hatte, versagt), jedoch hinter der 
westgothischen und burgundischen zurückbleibt. 

^) Je grösser nämlich die richterliche Oewalt, desto mehr erscheint 
der Richter nicht nur als Processieiter, sondern auch als ein Urtheilsfactor, 
der nicht blos an der formellen Correetheit des Spruches, sondern auch an 
der materiellen Bedeutung des Beweises, der ja auch ihm geliefert wird, 
interessiert ist. Soll er strafen, besiehungsweise pfänden und frobnen, so 
muss er angesichts der ihm obliegenden obrigkeitlichen Aufgaben, die weiter 
geben als der eventuelle Parteiantrag (so schon in L. Sal. 74 bei Tödtung 
durch unbekannte Thäter), nach Mitteln suchen, die den Thatbestand auf- 
klären und kann sich dabei weder auf die von der Partei benütsten alt- 
herkömmlichen Mittel beschränken, noch auch den alten Formalismus einbalten. 
Während im allgemeinen das Beweisverfabren, wie v. Amira I. c. 214 m. 
R. bemerkt, nicht darauf angelegt war, die Wahrheit oder Unwahrheit des 
Tbatbestandes an's Licht zu bringen, sondern denselben ausser Streit zu 
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wenig berührt.*) Denn diesee Wesen hing mit dem Zwecke 
des Verfahrens zusammen, der darin bestand, das Gericht in 
der dem zeitgenössischen Formalismus entsprechenden Weise 
für den Farteianspruch zu gewinnen. Die Herrschaft des 
Formalismus^) im Straf- und Privatrechte, bestimmte und be- 


stellen, öffneten sich da, wo der Kechtsfall über den Farteizweck binausging 
und da, wo die Stellung des Richters die alten Schranken überschritt, dem 
Verfahren neue Bahnen; man kann dies am besten an der Ueschichte des 
römischen Strafprocesses bestätigt finden, ebenso im fränkischen Vorgehen 
von Amtswegen, im Verfahren des Königsgerichtes, im Rügeverfabren und 
in einzelnen Änderungen des Execntionsverfabrens. 

Die Partei konnte sich mit dem formellen Verfahren zufriedenstellen, 
denn sie konnte gegebenenfalls vom Gegner dasselbe verlangen. Der 
Obrigkeit genügte dies, wenn Ansprüche des Fiscus, königlicher Schützlinge 
oder andere vom Könige vertretene Interessen in Frage kamen, nicht, da 
die Obrigkeit sich auf jenes Gegengewicht, welches der formale Beweis im 
Zweikampf und im Ordal fand, nicht immer einlassen konnte. Weiter kommt 
in Betracht, dass das allgemeine Verfahren sich historisch für Differenzen 
der Volksgenossen untereinander entwickelte, daher nur diesen Bedürfnissen 
Rechnung tragen konnte; für Streitigkeiten zwischen König und Unterthau, 
zwischen Volksgenossen und königlichen Schützlingen (die durch den Schutz 
eine neue Rechtsgrundlage erlangten) oder Fremden, reichte es nicht ans. 
so dass die staatliche Fürsorge eingreifen musste. 

') Insbesondere wurde die Aussergerichtlichkeit vieler Bestandttheile 
des Verfahrens, der Charakter des Urtheils sowie der Processverträgo (das 
Sireitgedinge ist sogar im Immobiliarverfahren gebräuchlich gewesen; 
s. Hübner 1. c. lOff) beibebalten. Trotz der Steigerung der richterlichen 
Gewalt und der damit verbundenen Entwicklung konnten die charakteristischen 
Erscheinungen des indirecten Zwanges gegen den Ungehorsamen nur zum 
Theile und nur auf Umwegen beseitigt werden. Ebenso wie gegen die 
Fehde (s. oben S. 277. A. 4.) konnte gegen die Hinderung des Rechtsganges 
nur mittelbar eingeschritten werden; das Achtmittel war, obwohl härter, 
doch umständlicher als ein Coutumaziaiurtbeil. Der Empfindung der Zeit- 
genossen lag es dennoch grundsätzlich näher, den Säumigen, der nicht 
erschien oder das UrtheilserfUllungsgelöbnis verweigerte, zu ächten, als 
directen Erscheinuugszwaug zu üben, beziehungsweise gegen ihn ein Urtheil 
zu fällen. 

''') Hinsichtliob der Herrschaft des Formalismus besteht wohl kein 
Zweifel; s. Sobm R. u. G. V. I. 566. Die Umwandlung des heidniseb- 
sacralen Formalismus in weltlichen (s. Burchard: Hegung d. dtsch. Ger. 
S. 14 ff; Waffeneid trotz der Christianisierung kennt L. Rib. 33. 1., Form. 
Tur. 30 u. A. ; über Spuren des Eidringes s. Brunner 1. c. II. 42U.) oder 
kirchlich-sacralen (so x. B. Eid auf Reliquien, oder die ribuarische Aufsagung 
der Klagworte vor dem Altar, L. Rib. 58. 19. und manches andere) hat an 
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schränkte das gesammte Verfahren; sowohl im sog. ordentlichen 
Verfahren, als auch in den sog. besonderen Verfahreusarten ist 
derselbe Zweck sichtbar. Daher keine eigentliche Scheidung 
zwischen Straf- und Civilprocess;') daher auch der organische 


dem Wesen deü Formalismus nichts geändert. Die Gründe des Aasbleibens 
der Partei wurden streng geregelt (L. 8al. 9G); dem Formalismus entsprach 
es, dass zur Vornahme des Gewährzuges die Zurückstellung der Sache 
erforderlich war; formalistisch ist es. dass die unterliegenden Urtheilfinder 
ohne Buchsicht auf die Sachlage, stets dieselbe Busse (die der Reebtsver- 
Weigerung) zahlen mussten u. s. w. (Vgl. Brunner: Wort n. Form im 
altfranz. Proc. in Forschungen S. 260ff). Die Formlosigkeit des Verfahrens 
auf handhafter That beruhte auf dem Zusammenhänge mit der Friedlosigkeit. 

') Man kann nicht behaupten, dass dem fränkischen Verfaliren der 
Begriff der Girilsache unbekannt gewesen wäre; Brunner I. c. II. '■ii'J 
giebt dies auch zu und stellt nur fest, dass eine eigentliche Civil klage 
fehlte. Daraus wird nun gefolgert, dass das fränkische Verfahren straf- 
processuellen Charakter hatte, da als klagbar .nur Rechtsverletzungen 
pönalen Charakters* anerkannt wurden und ein Verfahren, „welches keine 
directe Zwangsvollstreckung kannte* .zur Geltendmachung vou Civilsachen 
ungeeignet war*, welcher Auffassung auch Schröder: R. G.‘ 359 beitritt 
und die man bekanntlich als die herrschende zu betrachten hat; denn auch 
Immerwahr (D. Kündigung S. 2J), der den Zweck des Betreibungsverfabrens 
einen wirtschaftlich privatrecbtlicben nennt, bezeichnet die Form als eine 
strafrechtliche; Behrend, der sich (in Festg. f. Hefftcr S. 89) für ilie An- 
wendbarkeit der drei Fälle des eiecutiviscben Verfahrens auf alle möglichen 
privatrechtlichen Ansprüche aussprach, neigte damit wohl zur Anerkennung 
eines Unterschiedes zwischen Straf- und Civilprocess, übersah aber, dass 
sowohl in diesen Fällen, als auch im Auefang- und Immobiliarverfahren die 
Feststellung eines strafbaren Unrechts angestrebt wird. Dieser Umstand 
darf nicht unterschätzt werden und wenn auch eine gewisse Gabelung je 
nach der Saclilage im Ungehorsamverfahreu (vgl. Ed. Chilp. c. 8, L. Rib. 
32. 3; über die weitere Entwicklung der strafrechtlichen Persoualexecution 
und der Civilexecution s. Horten I. c. I. 186 ff, der allerdings zu weit geht) 
und im Anefangverfahren insofern eiutrat, dass man die vermögensrechtlicbe 
Befriedigung von der Acht unterschied, beziehungsweise bei Auefang unter 
gewissen Voraussetzungen Diebstahl (also Delict) annahm, uuter andern 
aber nicht, — so kann man doch, abgesehen von dem Einschreiten ex officio, 
eine Scheidung des Civil- und Strafverfahrens nicht wahrnehmen, muss 
vielmehr in factischer Hinsicht der herrschenden Lehre beitreten. 

Das Verfahren liess also (ebenso wie anderwärts; vgl. II. Theil S. 172) 
den Unterschied zwischen strafrechtlichem und privatrechtlichem Unrecht 
nicht gehörig hervortreten, obwohl der Begriff der Civilsache — wie eingangs 
erwähnt — nicht fehlte. Daraus folgt aber u. E. noch nicht, dass man 
diesem gemeinsamen Verfahren einseitig strafrechtlichen Charakter beilegen 
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Zusamtnenbang zwischen dem ordentlichen Verfahren und den 
besonderen Yerfahrensarten, deren Unterschiede man nicht so 

dürfe. So wie die liuese Strafe und Entschädigung war, ohne dass man 
die beiden Functionen gehörig unterachieden hätte, so diente auch das 
Verfahren strafprocessuellen und civilprocessnellen Zwecken gemeinsam. 
Vom Standpunkte der snbjectiven Uurechtsempfindung fehlte sowohl Grund- 
lage als Bedürfniss reinlicher Scheidung; der strafrechtliche Begriff der 
Zeit erschöpfte nicht den Umfang des Strafrechtes und schloss andererseits 
das Civilunrecht nicht ans. (Gaudenzi: Sal. Legge $ 40 übersieht, dass 
die heftigen Streitigkeiten, für deren Beilegung das Gerichtsverfahren 
bestand, auch um Oivilunrecht ausbrechen konnten.) Nach beiden Seiten 
waren Erweiterungen unumgänglich; das gemeinsame Verfahren entsprach 
weder den Bedürfnissen des Strafrechtes, welches, gemäss seiner Ausgestaltung, 
lies Vorgehens von Amtswegen bedurfte, noch den Bedürfnissen des Privat- 
rechtes, welches sich ebenfalls nicht immer ezecutivisch behandeln Hess (vgl. 
die Erweiterung des Immobiliarverfahrens durch Entwicklung der Feststellungs- 
klage; s. Hübner 1. c. 06 ff.). Deswegen kann man dieses gemeinsame und 
nanli beiden Richtungen ungenügende Verfahren nicht ausschliesslich als 
StrafprucesB bezeichnen. 

Es ist richtig, dass z. B. die formelle Uahuung des ezecutivisebeu 
Verfahrens zu einem Busserkenutnisse auf Grund eines Delictes führte; 
aber das hier festgestellte Delict, nämlich die widerrechtliche Weigerung 
während aller Fristen, beruht auf dem privatrechtlichen Verhältnisse; wäre 
die Leistung nicht geschuldet, dann wäre die Verweigerung kein Delict. 
Um Vorgehen zu können, muss der Gläubiger beweisbar kündigen 
(s. 1 m m c r w a b r I. c.) und dadurch den zu beurtheilenden Thatbestand 
schaffen. So wie es für die Beurtbeilung eines Delictes principiell (abgesehen 
von den Ausnahmen) gleichgiltig war, warum es begangen wurde, wenn 
nur der Thatbestand klar war, so erschien auch die causa debeudi neben- 
sächlich und der veranschaulichte Thatbestand allein wichtig. Der Formalismus 
Hess eine andere Veranschaulichung des privatrecbtlichen Thatbestandes 
nicht zu, als die öffentliche Feststellung der widerrechtlichen Weigerung. 
Da überdies diese Veranschaulichnng aus naheliegenden Gründen mündlich 
und öffentlich, unter Wahrung von Formen, die eine weitläufige Erörterung 
aus.schlossen, vorgenommen werden musste, so batte sie sich auf jene äusseren 
Melkmale zu beschränken, die dem Volksgericbte zugänglich und genügend 
waren; Formen, Fristen und Solennitätazeugen boten die Garantie bei der 
Feststellung des Thatbestandes widerrechtlicher Säumnis; die aus, dem 
Verfahren sich ergebenden Bussen waren Nobenfolgen, denen man sich 
durch Pflichterfüllung entziehen konnte. Die äusserlich strafrechtliche Form 
war also nnr ein Mittel zur Feststellung des Thatbestandes, der übrigens, 
wie wir dem Anefang- und Immobiliarverfahren entnehmen können, deshalb 
noch nicht strafrechtlich benrtbeilt werden musste. 

Es dürfte also terminologisch passender erscheinen, von einem 
homogenen Verfahren zu sprechen, anstatt eine Ausdehnung des Straf- 
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stark hervorheben sollte, weil die Gemeinsamkeit des Zweckes 
und der leitenden Gesichtspunkte Uberwiegt') und selbst jene 


processes auf CivilrecbtifiHle anzunebmeu, waa sieb sacblicb nicht reebt- 
fertigen lässt. So wie für den Straffall die Klage, so war fUr den CiTilfall 
die Mahnung erforderlich und beide mussten beweisbar rorgenommen werden, 
um dem Oerichte den Tbatbestand der Rechtsrerletzung formell bekannt 
au geben. Erat im Laufe der Entwicklung äussert sich die Unzulänglichkeit 
dieses einheitlichen Verfahrens und das Bedürfnis von Ergänzungen nach 
beiden Richtungen. Dabei ist allerdings die Tendenz, den Oegner bussfällig 
zu machen, unverkennbar; nur ist sie nicht ein Ergebnis des strafprocessuellen 
Charakters des Verfahrens, sondern eine Folgeerscheinung der altberkümm- 
lieben aubjectiren Unrecbtsaiiffasanng, die das Civilunrecht als einen ebenso 
schmerzlichen Eingriff in die Uerbtsspbäre empfand, wie das strafrechtliche 
Unrecht, ebenso eine Folgeerscheinung des principiell homogenen Verfahrens, 
eventuell ein Nachklang primitiver Ideen. 

Sachlich kommt schliesslich in Betracht, dass die Urundzttge des 
Verfahrens (abgesehen vom Einschreiten ex officio) streng genommen eher 
dem üivilprocesse als dem Strafprocesse entsprachen (s. Rieh. Schmidt: 
D. Herkunft d. Inquis. Processes in Freiburger Festschrift 1902. S. 71.). 
Wollte man also an einem einseitigen Charakter des Verfahrens festbalten, 
so Hesse sich von einer Ausdehnung des Civilprocesses auf Straffälle sprechen, 
was natürlich unhistorisch wäre. Auch hinsichtlich des Uerichtsstandes ist 
kein Unterschied wahrnehmbar. Wenn wir den speciellen Uerichtsstand der 
Immunitätsleute, der Kleriker, der dem Köuigsgerichte unterstehenden 
Personen u. s. w. ansscheiden, so kennt das fränkische Recht nur den 
Gerichtsstand des Grundbesitzes und insbesondere kein Forum delicti; s. 
H. O. Lehmann: Der Rechtschutz gegen Eingriffe der Staatsbeamten 
S. 68ff; nur für handhafte Tbat bestand eine Ausnahme. 

') Durch Zweck und leitende Gesichtspunkte erscheinen Ungehorsam- 
verfahren, Betreibungsverfahren, Anefang, Immobiliarverfahren und 
das Verfahren um handhafte That miteinander als Bestandttheile des 
gesammten Processes verbunden. 

Betreibung und Anefang haben den gemeinsamen Zweck der Ver- 
anschaulichung des Tbatbestandes behufs Ermöglichung des Verfahrens. 
Beim Anefang liegt zwar ein Theil des Thatbestaudes (nämlich Verlust der 
Sache) vor, doch sind Thäter und Art des Abhandenkommens unbekannt 
weshalb die Feststellung des Anzuklagenden und die Veranschaulichung der 
Entwendungsart dem weiteren Verfahren vorangehen müssen, insofeme der 
Geschädigte nicht andere Kenntnis erlangen kann (s. Zycha in Sav. Ztsebr. 
XXII. S. 176); die Spnrfolge ist also Informations- und Feststellnngsmittel. 
In noch höherem Grade gilt dies für das Betreibungsverfahren, da hier der 
gesammte, schon vorher durch die Parteien geschaffene Tbatbestand dem 
Gerichte veranschaulicht wird, während sonst die Schaffung der Leistungs- 
pflicht erst durch den Process erfolgt. Die Voraussetzungen des 
Verfahrens um baudhafte Tbat betreffen ebenfalls die Einleitung des 
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Verschiedenheiten, die nicht mehr als technische zn betrachten 
sind, sondern juristisch schwer in's Gewicht fallen, durch die 
gemeinsamen Entwicklungsgrundlagen zu erklären sind.') Die 


Proceste«, der durch lie erleichtert wird, weil der Ertappte (an- 
geaicht* de« hier oireusichtlichen Zuaammenhaoges mit der Friedloaigkeit, 
a. Brunoer 1. c. II. 482) aein Hecht auf Friaten und Förmlichkeiten 
Terwirkt hatte (a. So hm Proc. d. L. S. 134 f) und eventuell aofort getötet 
werden konnte (L. Kih. 77), andereraeita aber demjenigen, der dieaea Ver- 
fahren grundloa veranlaaate, hohe Strafen drohten (L. Sal. 32, L. Rih. 42. 1.). 
In dieaen drei Füllen handelte ea aich um die Grundlage dea Proceaaea, die 
bei Anefang und Betreibung geachalTen werden muaate, bei bandhafter That 
aber in apeeieller Weiae gegeben war, ao daaa die proceaanellen Abweichungen 
gegenüber dem aog. ordentlichen Verfahren aich techniach aua der Ver- 
aobiedenheit der thataücblichen Lage ergaben and nicht aua der Veracbiedenheit 
der Qmndaütae. Daa Ungeboraamaverfahren iat eine aelbatTeratündliche und 
den aeitgenöaaiachen Qrundaützen conforme Ergünzang dea Hauptverfabrena. 
Daa Immobiliarrerfahren zeichnete aich auch nur durch tecbniache Unter- 
achiede aua; die L. Sal. kannte nur partielle Verletzungen dea Rechtea an 
Hana, Hof und Land (a. t. Bethmann-Hollweg 1. c. IV. 489); durch 
die Unrechtaauffaaaung bängt daa apäter entwickelte ImmobiliarTerfabren 
mit dem allgemeinen, homogenen Verfahren znaammen, da ea aowohl den 
atrafrecbtlicben Landraub, ala auch daa Civilunrecbt betraf; in letzterer 
Hinaicht bängt ea mit dem Betreibunga- und Anefangverfahren znaammen, 
da der Vorwurf recbtawidriger Vorenthaltung mit der Klage um anrertrautea 
Gut verwandt iat (a. Brunner 1. c. II. 612.) und Anefang auch auf 
Immobilien Anwendung fand (a. Hübner 1. c. 23.) Daraua iat der enge 
Zuaammenbang der einzelnen Verfahrenaarten zu entnehmen; denn ea iat 
beaondera merkvrUrdig, daaa daa apäter ergänzend auagebildete Immobiliar- 
verfahren aich einea ao altertümlichen Hittela wie der Anefang bediente. 
Daaaelbe gilt vom Recbtaatreit um Freiheit; man könnte, bei üblicher Be- 
tonung der tecbniacheu Unterachiede wohl von einem apeciellen Verfahren 
um Freiheit (ebenao von einem Antmationenproceaae n. a. w.) aprechen. 
Man bedenke, daaa der römiacbe Accuaationaproceaa znnäcbat in Form von 
Specialordnungen für reracbiedene Qeachworenenhöfe auftrat (a. Mommaen: 
Röm. Strafr. 434) und apäter auch nur theilweiae znaammengefaaat wurde; 
dennoch iat er ala einbeitlichea Gebilde zu betrachten. 

Demnach können nur daa Vorgehen von Amtawegen und daa daa 
Königagerichtea ala beaondere Verfahrenaarten bezeichnet werden. 

') Diea gilt für daa Amtaverfahren und für daa königagericbtlicbe, 
deren gmndaätzliche Verachiedeuheit gegenüber dem allgemeinen Verfahren 
anzuerkennen iat; dennoch fehlt ea auch da nicht an einem organiachen 
Zutammenhange. 

Wie achon angedeutet (a. oben S. 278. A. I.), ergab aich aua der 
ateigenden Hachtateliuug dea Richtera und ana den ataatlicben Aufgaben, 
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bekannten Wandlungen haben es bewirkt, dass einzelne Ein- 
richtungen des alten Processes dank der Zunahme des obrigkeit- 
lichen Princips im ordentlichen Gerichte auch im allgemeinen 
Verfahren Änderungen erfuhren; doch geschah dies ohne Be- 
einträchtigung des Gesammtcharakters des Verfahrens und 
nirgends ist ein jäher Abbruch bemerkbar. 

Die Umwandlungen der Ladung lassen sich nicht ganz 
auf klären; denn schon die Mannitio der \j. Sal. hat keinen 


sowie ans der Unzulänglichkeit des allgemeinen Verfahrens fQr alles, was 
nicht Streit zwischen V'olksgenussen war, das Bedürfnis, den Sachverhalt 
selbst ohne Mitwirkung der Partei (wenn kein Kläger war) beziehungsweise 
gegen den Willen der Partei (wenn z. B. der Ueschädigte nicht klagen 
wollte) aufzuklären und durch die Verfolgung einer nicht angezeigten That 
das Interesse des Fiscus am Friedeusgelde, sowie das steigende Interesse 
des Staates an der inneren Ruhe (vgl. die Einrichtung der Hundertschafts- 
pllichteu) zu wahren. Wie sehr der fränkische Staat auf seine Betlieiligung 
an den Processkosten bedacht war, ist u. A. aus den Strafclauseln der 
Formeln (s. oben S. 68 ff), durch die man den .Staat für die betreffende 
Angelegenheit gewinnen wollte, zu ersehen. 3Iit diesem Interesse und mit 
dem steigenden Bewusstsein der FUraorgepflicht für den Frieden, bängt die 
weitgehende Ausdehnung richterlicher Thätigkeit zusammen ; diese Ausdehnung 
aber hat, in Verbindung mit der Machtstellung des Königs, beziehungsweise 
seines Organs, zweckentsprechende Verlährensänderungeii hervorgeniferi 
(analog den verwaltungsrechtlichen Erweiterungen des römischen Processes 
in der Kaiserzoit; s. Pernice in Festg. f. Beseler S. 56). So wie das 
Künigsgericht mit der allgemeinen .Staats- und Gerichtsverfassung organisch 
znsammenhiug (s. oben S. 217 ff) und seine abweichende Gestaltung, sowie 
seine Ck>mpeteuz aus der Gesammtlage erklärt werden können, so stand 
auch sein Verfahren in engem Zusammenhänge damit, was Uber die königliche 
Billigkeit (s. oben S. 221) und über die Entwicklung des Strafrechtes 
(s. oben S. 268. A. 2, 275. A. 3.) gesagt wurde, welch' letzteres, wie all- 
gemein zugegeben wird (vgl. oben S. 276. A. 3), ebenso wie das Verfahren, 
durch die Entwicklung des .Slaatsrecbtcs innerlich beeinflusst wurde. 

Mau kann aber noch mehr sagen. Die Verf.ilgung der Verbrechen 
gegen das Volk war weder au die private Anklage, noch an bestimmte 
Fonnen gebunden. Es ist sehr ausprechend, wenn Rieh. Schmidt (I. c. 71 f) 
daran anknüpft, um die polizeiliche Verfolgung und in Willkür ausartende 
Abstrafung öffentlich berüchtigter Verbrecher in merowingiseber Zeit zu 
erklären. Diese ausserprocessualen, verwaltungsrechtlichen Maassregel u 
haben in karoling^ischer Zeit processuelle Formen angenommen und mit ihrem 
Ursprünge hängt es zusammen, dass die königliche Gewalt dabei vor allem 
die Einleitung des Verfahrens ohne Privatankläger und die Beschaffung von 
Zeugen iu’s Auge fasste. 
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ursprünglichen Charakter') und mit Recht hat Brunn er") 
ihre Anwendbarkeit auf Römer betont, mithin ihre Gestalt mit 
der Ausdehnung des Reiches in Zusammenhang gebracht; die 
den Säumigen treffenden Folgen widersprechen jedoch nicht dem 
alten Zwecke der Privatladung, deren Unterschied von der 
römischen in jus vocatio ersichtlich ist.-') So konnte sich auch 
die Bannitio usuell leicht einbürgern ;^) sie war einerseits für 
Richter und Partei praktischer,'') anderei-seits mit der Mannitio 
combinirbai ;®) sie verstiess, da sie dieselben Pi isten und Formen 
wahrte, nicht gegen die herkömmliche Auffassung, so dass die 
Terminologie schwankend') und die Mannitio sogar im Immobiliar- 
verfahren anwendbar blieb.") Als ein römisches Product kann 
man die Bannitio jedenfalls nicht bezeichnen.®) 

Auch die amtliche Einleitung des Verfahrens gegen un- 
bekannte Thäter"’) durch den königlichen Beamten, die sich auf 
der Grundlage der Polizeipflichten der Oi'tschaften bewegte, 
entfernte sich nur insoferne von den allgemeinen Ladungsformen, 
als es angesichts der mangelnden Anklage und der Unkenntnis 
der Person des Thäters geboten war.") Das Einschreiten von 
Amtswegen, das im Rügeverfahren seine Ausbildung fand, hatte 

') 9. Brunner 1. c. I. 29C. A. 18. Mayer (in Gült. gel. An*. 1891. 
8. 3ülf.) gebt wnhl zu weit, wenn er im Zusainmeubange mit L. 8al. 1. auf 
F. .Senon. 27, oder gar auf L. R. Cnr. C. Th. XI. 11. 2. hinweist. 

■■>) 1. c. 

*) s. Opet; Procos.seiuleitungsformen S. 3 ff. 

*) 8. Seeliger in llist. Vierteljabrscbr. I. .'MBf. 

Sie gab dem Richter Gelegenheit zur Bannhnsse und der klagenden 
Partei obrigkeitlichen Nachdruck. Allerdings konnte aie auch missbraucht 
werden; s. Opet I. c. 172f. In9be.sondere war die richterliche I>adung für 
die Feststellung des Ungehorsams praktisch; s. Ficker: Forschgg. *. R. 
u. R. G. It. I. 29 ff. 

*) 8. Carla Senon 20. 

’) s. Ed. (Iiilp. c. 8, Gl. zur L. Rib. .32. 1. (U. L. V. 277); vgl. Sohm: 
R. u. G. V. I. 110. 

") 8. Brunner I. c. II. 338. A. 34, Schrüder R. G.‘ 382, Hübner 
I. c. llf. Sie weicht natürlich, wenn Inquisitiousverfahren stattfindet, der 
richterlichen Ladung. 

*) 8. Opet 1. c. 170. 

'«) L. Sal. 74. 

11) (iberdies kam gerade hier ein offenbar sehr altes Reinigungsverfahren 
in Auwendnng. — Vgl. oben S. 283. A. 1. zu Ende. 
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denselben Zweck, ohne jedoch den auf die Eruining: des Ver- 
brechers folgenden Process besonders zu beeinflussen. So wie 
das in L. Sal. 74 behandelte Einschreiten ist auch die Einleitung 
des RQgeverfahrens vor allem als verwaltnngsrechtliche Maass- 
regel zu betrachten; der RQgeeid, dessen Leistung staatsrecht- 
liche Pflicht war,') wurde auf Grund königlicher Vollmacht 
abge.nommen'') und der falsche RQgeeid als Infidelitit betrachtet.'') 
Diesen Charakter hat das RQgeverfahren beibehalten; es ist 
auch zu keiner Ausgleichung des Gegensatzes zwischen dem 
allgemeinen Gerichtsverfahren und dem RQgeverfahren gekommen, 
obwohl sich dasselbe, abgesehen von der eigenartigen Process- 
einleitnng, vielfach derselben Beweismittel wie das tülgemeine 
Gerichtsverfahren bediente. Der allgemeine Process hat sich, 
wie erwähnt,^) fQr die Streitigkeiten zwischen Volksgenossen 
entwickelt; da er im übrigen versagte, mussten die Lücken, 
die man bei steigender Entwicklung der Friedensfürsorge empfand, 
durch die obrigkeitliche Processeinleitung ausgeffillt werden, die 
mithin auch ohne fremdrechtliches Vorbild erklärlich erscheint. 
Demgegenüber ist die königsgerichtliche Ladung, schon wegen 
der Fassung des indicnlus commonitorius, als Product römischer 
Tradition zu bezeichnen;'’) an und für sich begründete wohl die 
örtliche Entfernung das Bedürfnis schriftlicher Ladung, für 
deren Stylisierung natürlich römische Formulare herangezogen 
wurden. 

Mit dem Charakter der Ladung hängt es zusammen, dass 
— abgesehen von amtlichem Einschreiten — die Partei die 
Voraussetzungen der Einleitung des Verfahrens zu scbafl'en 
hatte. Sie konnte dies weder vom Gerichte noch vom Gegner 
verlangen,") musste sich vielmehr damit begnügen, dass die 


’) Cap. de missia inatroendis v. J. 829 ISaat anatatt dea Rttgeeidea die 
Berufung auf den Treueid an. 

■■') Cap. Pipp. 800-S10. c. 3. 

8. Anm. 1. — Eine der ältesten Naelirichten Uber die Anwendung 
dea Rttgeverfabrens betrifft daa eroberte Italien (s. Cap. Pipp. 782 — 786 c. 8). 
was ihm den Anschein einer Pacificierungamaaasregel giebt. 

8. oben S. 278. A. 2. an Ende u. S. 28.S. A. 1. 
s. Brunner: Schwurgerichte S. 76ff. 

‘) Deshalb nimmt Brunner 1. c. II. 602 m. R. an, dass auch im 
AnefangSTerfahreu der im Besitae der Sache betretene Rann ursprünglich 


Digitized by Google 



287 


Rechtsordonng durch allgemeine Einrichtungen die Schaffung 
dieser Voraussetzungen ermöglichte,') für deren Richtigkeit die 
Partei verantwortlich war. 

Dem Wesen des Verfahrens entsprach es, da.ss es, trotz 
der formell richtig erfolgten Ladung, gegen den Säumigen nicht 
durchgefOhrt, wohl aber gegen dieses neue Unrecht gerichtet 
werden konnte;'^) von der alten Äuffas.snng ausgehend, erlitt 
das Verfahren gegen den Ausgebliebenen nur jene Änderungen, 
die sich ans der Ingerenz des Königsgerichtes und aus der 
Stellung des Grafen ergraben,-'') ohne dass ein neues Princip das 
alte verdrängt hätte.^) 

Der Auffassung gemäss, die es unthnnlich erscheinen Hess, 
von den am Streite unmittelbar betheiligten Personen abznsehen, 
konnte sich die Stellvertretung'*) nicht durchsetzen, obwohl 
der Formalismus des Verfahrens die Beistandsleistung eines 
Vorsprechers aufkommen Hess. Den Vorsprecher kann man 
bekanntlich nicht als Vertreter betrachten und ebenso gehören 
die Fälle dauernder Bevormundung nicht hierher. Nur durch 
königliches Praeceptum, dem ein schweriälliges und zweifellos 

nor verpflichtet war, den Kl&ger zum Gewähren za fuhren und da.si die 
fränkische Pflicht, den Gewähren vor Gericht za stellen (L. Sal. 47, 
L. Rib. 33) einen Fortschritt bedeutet. 

') z. B. darch die barten Folgen der Verwebrang der Haussachung 
(L. Rib. 47. 2.), durch die Folgen der Nichteinhaltnng des Streitgedinges u. s. w. 

’) Sehr gnt sagt Sohm (Proc. d. L. Sal. 156): Das Contnmatial- 
verfahren hat nicht die Aufgabe, eine einzelne Processbandlung zn erzwingen; 
es bat das Ganze des regelmässigen Recbtsganges zu ersetzen. 

Namentlich aus der richterlichen Vollstrechangsgewalt (vgl. Ed. 
Chilp. c. S, L. Rib. 32.). Gandenzi I. c. § 40 (S. 226) ftthrt die „leges 
dominicae“ darauf zarUck, dass der Erfolg der Ijadung unter den Schutz 
des Kiinigsgerichtes gestellt wurde. 

*) S. Schröder R. G.* 374f. L. Rib. 32. 3 lässt gegen den Säumigen 
Vollstreckung zn, aber ohne Urtheil; man zog es vor, Friedlosigkeitsfolgen 
eintreten zu lassen, anstatt ein Urtheil in Abwesenheit zu fällen (s. oben 
S. 279. A. 1). Gegen diese ohne Urtheil vorgenommene Vollstreckung 
konnte man sich durch Verpflichtung zum Erscheinen am Königsgerichte 
wehren (L. Rib. 32. 4.); wenn aber der Belangte diese Verpflichtung nicht 
eingeben wollte, blieb nichts anderes als die Acht. Somit ist der alte 
Grundsatz wohl umgangen, aber nicht durch ein neues Princip ersetzt. 

‘) s. Lass: D. Anwaltschaft im Zeitalter der Volksrechte u. Capitt. 
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geiinanischrechtliches Verfahren voranging,') konnte Stellver- 
tretung bewirkt werden. Eine Ausnahme bildete das königs- 
gerichtliche Verfahren, während das Vertretungsprivileg der 
königlichen Schutzbefohlenen eher vom Standpunkte ihrei- eigen- 
tämlichen Rechtslage zu betrachten wäie.'') Die Zähigkeit des 
fränkischen Rechtes ist in diesem Falle desto merkwürdiger, als 
ja bekanntlich die auf romanistischer Praxis beruhenden Formeln 
die Vertretung kannten; überdies wäre vom Standpunkte des 
zunehmenden obrigkeitlichen Princips im Gerichtswesen die 
Einräumung der Stellvertretung ohnehin zulä.ssig gewesen;^) 
ihre Unzulä.ssigkeit entsprach also den alten, trotz römischen 
Beispieles und trotz der Zunahme des amtlichen Einflusses im 
Gerichte, aufrechterhaltenen Anschauungen, die nur langsam 
zurückwichen.^) 


') Nämlich die in Hark. I. 21 beschriebene cominendatio causae; es 
ist au bemerken, dass das kiiuiglicbe Praeceptum allein nicht genügte, 
ebensowenig wie die commendatio causae ohne königliches Praeceptum. 

Sie gelangten, analog wie Vassallen, Immunitätslente u. s. w. auf 
eine andere Kechtsgmndlage. Das natürlichere wäre allerdings gewesen, 
dass sie der König durch seine Heamten vertreten hätte ; offenbar schien 
dies ungenügend, weil darin kein .Schutz gegen eventuelle Beamtenwillkür 
gelegen wäre; man Hess daher die .Schützlinge des Königs au dem allgemeinen 
Vertretungsrechte des Königs theiluehmen. 

S) Weil dem Bichter an dem persönlichen Erscheinen weit weniger 
liegen konnte, als der Processpartei. 

*) Capit. leg. add. ex 817 c. 3 lasst die Bestellung von Stellvertretern 
für Witwen, Waisen und Arme durch den Urafen zu, geht aber von der 
Voraussetzung der Rechtsnukundigkeit aus; wir haheu es also eigentlich 
mit einem obrigkeitlichen Schutzmittel zu thun. Durch königliches Privileg 
konnte das stare loco auctoris (s. Hark. I. 36) eingeräumt werden. Tamassia: 
La defensio (Arch. giur. Fil. Seraflni I. fase. 3.) bemerkt m. K., dass diese 
Formel einen Fall betrifft, wo der Auctor (der .Schenker) erblos gestorben 
war, so dass niemand die dem Auctor nud seiuen Erben obliegende Ver- 
tretung des Rechtsgeschäftes (s. Hark. II. 19, Carta .Seiion. 2. Lindenhr. 
8, 19) übernehmen konnte, ausser dem König; dieser aber zog es vor, den 
Erwerber loco auctoris auftreteu zu lassen. Wenn auch diese Uestaltung 
zweifellos germanisch ist (was Tamassia zu verkennen scheint), .so muss 
man doch zugeben, dass die weiteren Ausführungen des V'erf. und der 
Umstand, dass in andern Fällen der Auctor selbst von vorueherein den Er- 
werber zum Auftreten ermächtigen konnte, die Annahme nubedingter l'u- 
zulässigkeit des stare loco auctoris, wenigstens nach der praktischen Seite 
bin, erschüttert. 
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Das formelle Verhalten der Parteien vor Gericht hat 
durch die Entwicklung der Einreden eine Ausgestaltung 
erfahren, die aber, streng genommen, auch dem fr&heren 
Processe nicht ganz mangeln konnte. Gab doch schon L. Sal. 45 
zu Einreden Anlass') und es muss die Nichteinhaltung der 
Ladungsformalitäten (Fristen u. s. w.) zur Verweigerung der 
rechtsförmlichen Antwort berechtigt haben. Immerhin hat aber 
der formelle Tanganierungsakt die Einreden erschwert, so dass 
das ribuarische Recht, das schon eine grössere Bewegungsfreiheit 
der Parteien anstrebte, diesen Formalact für verschiedene 
Personenkategorien und für den Fall der Vorweisung von 
Urkunden ausschloss.''} Richtiger weise bringt die herrschende 
Meinung die Ausgestaltung der Einreden mit dem Steigen der 
richterlichen Stellung in Zusammenhang,^) ohne dass man dabei 
an eine fremdrechtliche Beeinflussung zu denken hätte ;^) die 
Ausgestaltung der Einreden beruht auf der Clesammtentwicklung 
des Gerichtswesens und des Verfahrens.®) 

Hinsichtlich des Beweises hielt das fränkische Recht im 
allgemeinen an der germanischen Beweisvertheilung fest,') wenn 

>) Für den Fall, wenn die Vorausaetzungen von L. Sal. 45. 1. nicht 
zutrnfeo, oder wenn die Voraussetzungen von L. Sal. 14. 4. oder von 45. 3. 
Vorlagen. 

») Vgl. Rib. 30. 1. 

®) L. Rib. 58. 19, 59. 8; vgl. Sobm: Proc. d. L. S. 144ff. 

*) Der Partei niocbto es von ihrem subjectiven Standpunkt gleichgiltig 
sein, wamm der Uegner den Anspruch bestreitet; gegenüber dem richter- 
lichen Antwortbefehi war eine motivirte Erklärung schon viel nothweudiger; 
s. Sobm: R u. li. V. I. 141 f. 

’’■) Man kann keine Anlehnung an römische Normen, insbesondere auch 
nicht an die im Breviar enthaltenen wabrnehmen. 

<!) Die Berufung auf einen Gewährsmann im Immobiliarverfahren 
kommt praktisch einer Einrede gleich und das Verfahren wendet sich dann 
gegen den Auctor; analog dem Anefangverfahren. 

Diesen priucipiellen Gesichtspunkt hat, im Einklänge mit der 
herrschenden Meinung, (s. auch Patetta: Le ordalie S. 39.) zuletzt Hübner 
1. c. IGO gut behandelt, während Declareuil in Nonv. Rev. hist, de dr. 
fr. et otr. XXII. 223£f u. 207 mit sehr interessanten Gründen allgemein 
evolutionistiscber Art den Sachverhalt zu erklären versucht, ohne seine Auf- 
fassung beweisen zu können. Jedenfalls trägt aber dieser neue Erklärungs- 
versuch zu sicherer Feststellung des originell germanischen Gesichtspunktes 
bei, verstärkt also mittelbar, wenn auch mit andern Gründen, das Resultat, 
zu dem die herrschende Meinung gelangt ist. 

V. Hnlhan. Rr»m RerM ln eonn. Vo1ks.«(anlon. IH. 19 


Digitized by Google 



2Ö0 


auch der mit Helfern geschworene Yoreid dem Belangten 
einen erschwerten Unschuldsbeweis anferlegen konnte. Den 
formalistischen Grundlagen gemäss betrachtete man den Beweis 
als eine Waffe, deren Handhabung nicht von dem Ermessen 
des Gerichtes abhing und die Beweisrolle wurde theils dnrch 
die Annahme der besseren Kenntnis des Beklagten, theils dorcb 
die in's Treffen geführte Klagbestärknng des Angreifers bestimmt.') 

Dies gilt namentlich vom Zengenbeweise, wenn der 
Kläger in der Lage war, durch Zengenfilhmng sein besseres 
Wissen wahrscheinlich zu machen.'-') Da schon die L. Sal. dem 
Zeugenbeweise eine grössere Ausdehnung gab als andere Hechte 
dieser Stufe,-'*) so erlitt das allgemeine Beweisvertheilnngsprincip 
in diesen Fällen eine Ansnabiiie, welche mit der keimenden 
Auffassung, dass der Beweis nicht nur dem Gegner, sondern 

Die irrige Ansicht, dass das frhnkische Recht in dieser Beziehung von 
dem germanischen Princip abweicht, hat noch LSning (Reinigungseid 
S. 99iT.) vertreten, der Voreingenommenheit Tardif's (Hist, des sonrees 
du dr. fr. Orig. rom. S. 102) aber blieb es Vorbehalten, hier rOmische Be- 
einflussung anzunehmen; s. Brissaud 1. c. 2 19 ff. 

Dass die Beweisführung des Klägers bei handbafter Tbat keine grund- 
sätzliche Ausnahme bedeutet, hat Brunner 1. c. II. 372 f (gegen Lüning) 
nachgewiesen. — Ga ist zu bemerken, dass selbst beim Zeugenbeweise, trotz 
allgemeiner Wahrscheinlichkeit besserer Sachkenntnis des Zeugenfuhrers, 
die Zeugen des Beklagten denen des Klägers vorgingen. — Auf die An- 
nahme besserer Sachkenntnis beim Beklagten, namentlich in Strafrechtsfällen, 
gebt u. A. Beaudouin (Remarques sur la preuve par le serment du dOfendenr 
in Ann. de l’Univ. de QrOnoble VIII. 421) ein. 

1) s. vor. Anm. — Eine Ansnahme bildete die amtliche Beweisaufnahme 
im Inquisitionsverfahren, wo die Frage der Beweisrolle selbstverständlich 
wegflel. 

>) 8. Brunner 1. c. II. 395. A. 19. 

>) Qandenzi hat (Sal. legge § 42 S. 231) einen u. E. guten Versuch 
unternommen, den Zengenbeweis in den von der L. Sal. erwähnten Fällen 
zu erklären. Der herrschenden Meinung, die dnrch diese Erklärung gestützt 
wird, ist Declarenil 1. c. XXII. S. 461 (vgl. Patetta 1. c. 241.) in geist- 
reicher Weise entgegengetreten, indem er den Zeugenbeweis als eines der 
ältesten Beweismittel bezeichnete, das später znrücktrat; demgemäss be- 
trachtet er den Zengenbeweis der L. Sal. nicht als Fortschritt, sondern 
gerade als Symptom des alten Znstandes. So anregend diese Ausführung 
ist, so vermUgen wir ihr begreiflicherweise nicht zu folgen; dies würde 
uns weit über dun Rahmen der vorliegenden Untersuchung führen. 
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auch dem Gerichte zu geben sei, Zusammenhängen dürfte,*) 
aber auch eine fremdrechtliche Beeinflussung nicht ansschliesst/^) 
Der formale Charakter des Zeugenbeweises ist jedoch im all- 
gemeinen nicht beseitigt worden^) und auch die anzunehmende 
fremdrechtliche Beeinflussung war so wenig nachhaltig, dass 
sie dem Gerichtszengnisse keine Bedeutung zu verschaffen ver- 
mochte.^) Nur der Inquisitionsbeweis war von diesem fonnalen 
Charakter frei, da die Zeugen nicht von der Partei geführt 
wurden und es nicht von der Partei abbing, wie weit ihre 
Amssagen gehen sollten.^) Die Zeugen handelten im Dienste 
des Königs®) und dieser Dienst wurde vor allem für die Processe 
des Fiscus in Anspruch genommen, aber auch auf andere An- 
gelegenheiten im Königsgerichte ausgedehnt, wenn der Gerichts- 
herr seinem Urtheile die materielle Wahrheit zu Grunde legen 
wollte, die durch die Bemühungen der Partei nicht zu erbringen 


') Diese Anffassung dringt in den Capitniarien durch; s. Brnnner’s 
Bemerkungen in: Schwurgerichte S. 06 f. 

Es ist nämlich die in dieser Hinsicht interessanteste Stelle (L. Sal. 9.) 
westgothisch beeinflusst; s. oben S. 40 und 46. Allerdings, wenn man die 
neue Auffassung Declareuil's annimmt, dann fällt die Hypothese der 
fremdrechtlicben Beeinflussung weg. 

Dies gilt sogar fUr die von Karl d. Gr. angeordnete Einvemabme 
der Zeugen. Die Discussio testinm hatte nämlich (s. Brunner: Schwurger. 
S. 67) nur den Zweck, festznstellen. ob der Zeuge etwas wisse; der formale 
Charakter des Zengenbeweises blieb trotzdem erhalten. Die Maassregel 
Karls batte den Zweck, dem Meineide und dem Überflüssigen Eide votzn- 
beugen; sie kann also auf kirchlichen Einfluss zurückgeführt werden. 
Tj. K. Vis. war in dieser Hinsicht unzulänglich; s. L. R. Vis. C. Th. XI. 14.2. 

*) Die Erbringung des Beweises war Sache der Partei. Der Gegner 
konnte im allgemeinen nicht durch den Boweiserfolg eines andern Processes 
gebunden werden ; denn er hatte, dem Charakter des Beweisverfahrens 
gemäss, das Recht zu fordern, dass der betreffende Beweis ihm geliefert 
und von ihm überprüft werde. Mur das Künigsgericht konnte die auch 
sonst schon keimende Auffassung, dass der Beweis nicht nur der Partei 
sondern auch dem Richter geliefert wird, zum Princip erheben, wodurch 
erst die Antorität des Gerichtszeugnisses begründet wurde. (Vgl. Brunner: 
D. Gerichtszeugnis u. d. fr. Königsurk. in Festg. f. Hefftor S. 152 ff). Das 
Wesen der fränkischen gerichtlichen Motitia hat ebenfalls Brunner (Z. Qesch. 
d. Urk. I. 240 ff) erörtert. 

*) 8. Brunner: Schwurger. S. 85. 

<‘) s. Brunner I. c. 114f und Zeugen ii. Inqnis. bew. (Forschgg. 
S. 155f, 231 ff.) 

19 ’ 
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war.i) Man war sich des exceptionellen Charakters dieses 
Zeugenbeweises^) so sehr bewusst, dass man es nur in be- 
schränktem Maasse anwendete, wenn auch die Grenzen durch 
den Umfang des Königsschntzes und des Privilegienwesens 
überhaupt thatsächlich erweitert wurden. Der Umstand, dass 
schon das römische Recht eine Ausnahmsbehandlung des Fiscos 
kannte,^) macht es angesichts der besprochenen Beeinflussung 
des fränkischen Finanzwesens durch das römische '') wahrscheinlich, 
dass man einem römischen Beispiele folgte.^) Dieser Wahrschein- 
lichkeit gegenüber kommt destomebr die Ansdehnung dieses 
Ausnahmsverfabrens auf Frivilegirte in Betracht, denn es ist 
daraus zu entnehmen, dass die Function dieser eventuell fremd- 
rechtlichen Einrichtung im fränkischen Reiche eine andere, 
eine der Gesammtlage entsprechende, geworden war.^) 


>) Sei es, weil überhaupt keine Partei auftrat, das Delict aber doch 
nicht unbestraft gelasseu werden konnte, oder weil der Partei (z. B. dem 
Fiscus, den Fremden u. s. w.) die volksrechtlichen Beweismittel schwer 
zugänglich waren (z. B. zahlreiche Eideshelfer). 

Ebenso wie des Ersatzes der Ladung durch Rügeverfahren. 

3) 8. V. Bethmann-Hollweg 1. c. III. 77f, 230f, 327; vgl. Pernice 
in Festg. f. Beseler S. 57. Man hat es hier mit einem verwaltungsrecht- 
lichen Einschläge im Verfahren zu thnn, ans dem sich processrechtliche 
Privilegien entwickelt haben. Es kommt weiter in Betracht, dass Diebstahl 
an Staatsgut von Amtswegen geahndet wurde; s. Mommsen Strafr. S. 7G8. 
Für das römische Recht in Qallien ist L. R. Vis. C. Th. II. 1. 5. zu er- 
wähnen, wo für Fiscalprocesse die Anwesenheit des Rationalis und die 
aeqnitas in Aussicht genommen wird. 

<) 8. oben S. 210. 

Dafür spricht auch der promissorische Zengeneid (s. Brunner: 
Zeugen- u. Inqnisitionsbeweis in Forschgg. S. 245) und die Delegation der 
Inquisitionsvollmacht an Kissi und Grafen. 

*) Man kann hier überhaupt eine Analogie mit der Entwicklung des 
Immunitätswesens (s. oben S. 140 f) und mit manchen anderen für das 
fränkische Reich charakteristischen Vorgängen finden. Der Inquisitions- 
beweis ist weder auf das Künigsgericht beschränkt, noch allgemein aus- 
gedehnt worden; es hat also, wie auf vielen Gebieten, auch hier der Abschluss 
gefehlt. Für das Innere dieser Entwicklung ist der Mangel fester Grundsätze 
des Verfahrens lehrreich; weder die Fragestellung an die Inquisitionszeugen. 
noch der Ausspruch derselben waren geregelt; s. Brunner: Schwurgerichte 
S. 117 ff. Dies fällt desto mehr auf, als ja hier, angesichts der Nothwendigkeit 
der Ausfüllung einer Lücke (wir meinen die mehrmals erwähnte Unzulänglich- 
keit des allgemeinen Verfahrens für alles, was über den Rahmen eines 
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Trotz der Ansdehnnng des Zeiigenbe weises bildete der 
assertorische Eid*) ein Haaptbeweismittel, dessen Anwendbarkeit 
für die Partei und ihre Helfer, sowie für Zeugen, nicht ab- 
gcnommen hat; wir sehen im Gegentheil eine Zunahme, da die 
heidnische Klagbethenemng durch den Voreid ersetzt wurde, 
der, insofern als er den ünschuldsbeweis des Gegners erschweren 
konnte,'*) eine Beweisfunction hatte. Hinsichtlich der Eideshilfe 
ging zwar das fVänkische Recht von der Heranziehung der 
Sippegenossen theilweise ab,^) ohne jedoch die alte Sitte, deren 
Rückgang hier leicht erklärlich ist,®) ganz zu verleugnen.«) 
Die Combination ernannter und gewählter Eideshelfer gehört 
jenem Übergangsstadium an, das auch dem langobardischen 
Rechte bekannt war.") Dem Übergangsstadium entspricht feraer 

Streites zwischen Volksgenossen hinansging), der Kiinig freie Hand hatte 
und andererseits gewiss das Bedürfnis bestand, das neue, aus verwaltungs- 
rcchtlichen Sicherbeitsmaassregeln hervorgegangeno Verfahren, in feste 
Formen zu bringen. Gerade der Mangel abschliessender Ausgestaltung 
verräth die alten Wurzeln dieser Einrichtung (s. oben S. 283. A. i. zu 
Endo); hatten wir es mit einfacher Nachbildung römischer Muster zu thun, 
dann wäre die Entwicklung anders ausgefallen. Don alten Anknüpfungs- 
punkten entsprechend, tbeilte auch diese Institution das Schicksal sämtlicher 
Staatseinrichtungen und hat trotz mancher romanistischen Anregung keine 
volle Sicherung und keine Abrundung erfahren. 

’) Im Gegensätze znm promissorischen der römischen Zeugen, wie ihn 
noch L. Rom. Cur. XI. 13. kennt. 

“) L. Sal. 106, Ed. Cbiip. c. 10. 

’) vgl. noch L. Rib. 67. 5; s. Hübner 1. c. 76ff. 

*) Proximiores werden nämlich ausdrücklich nur für den Freiheits- 
beweis gefordert (L. Cham. c. 10, Form. Sonon. rec. 2, 6, Lindenbrog. 21.) 
V. Amira bat in Germania XX. S. 63 ff die Eideshilfe der Verwandten und 
ihre Umwandlungen im fränkischen Rechte eingehend behandelt. 

‘) Er hängt nämlich offenbar mit der Zerrüttung der alten Verbände 
durch die fränkischen ReichsgrUndungsverhältnisse zusammen; s. Declarouil 
1. c. XXm. 195 f. 

°) Die vorzugsweise Heranziehung der vicini zur Eideshiife (z. B. 
F. Andeg. 28, 60a.) ist wohi auf die aite Tradition sippemässiger Nieder- 
lassungen zurückzufUhron. Die drei seniores (L. Sal. 102; vgl. L. Sal. 48. 2.) 
gehen, wie Brunner 1. c. II. 386 annimmt, auf die ältesten Mitglieder 
bestimmter Magscbaftsgmppen zurück. 

^) Die äitere Auffassung legte auf die Mitverstricknng der Verwandten 
in den Eid Gewicht; demgegenüber musste später das Bedenken anftanchen, 
dass die, Heranziehung der Verwandten eigentiieh eine Beweisorlcichterung 
bilden kann; daher die Zwitterbiidung. 
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die Stellung der Eideshelfer im Verfahren um handhafte That; 
sie waren materiell Zeugen, formell Eideshelfer. Der Eid war 
wesentlicher als das Wissen;') demgemäss bewegte er sich in 
altherkömmlichen, formellen Bahnen;^) eine Ausnahme bildete 
blos der Zeugeneid im Inqnisitionsbe weise.'') 

So wie selbst die Erweiterung des Zeugenbeweises die 
formellen Gesichtspunkte nicht zu Qberwinden vermochte, so 
hat sich auch die Bedeutung der Gottesurtheile erhalten, 
ja sogar gesteigert.') Leichter als man es von vornherein an- 

’) 8. Suhm; R. u. G. V. I. 576. 

’) S. L. Rib. 67 ; vgl. oben S. 279. A. 2. Auf eine wichtige Aendcrung 
hat Siegel (Ger. Verf. S. 230) aufmerksam gemacht, nämlich auf das 
individuelle Schweren der Eideshelfcr anstatt dos früheren Gesammteides ; 
man darf hier mit Brunner (1. c. II. 434) kirchlichen Einfluss annehmen. 
Gaudenzi (1. c. § 42. S. 230) spricht sich für einen inneren Zusammen- 
hang zwischen dem Waffeneide und dem Gottesurtheile (gemeint ist der 
Zweikampfi aus und betrachtet den Eideshelfer als Kampfgenossen; nach- 
weisbar ist dies nicht, wenn auch fiir die graue Vorzeit nicht unwahrscheinlich. 
Trotz der inneren Verwandtschaft zwischen Eid und Gottesnrtheil, die in 
der Inanspruchnahme der Gottheit besteht (s. Beaudonin 1. c. 416), darf 
doch nicht übersehen werden, dass diese Inanspruchnahme in beiden Fällen 
eine grundverschiedene ist. Jedenfalls hat sich das Recht dieser Zeit von 
der Auffassung des Eideshelfers als Kampfgenossen im Sinne Gandenzi's 
weit entfernt, da es nicht nur die Wahl eines Theiles der Eideshelfer dem 
Gegner überliess, sondern sogar Eideshelfer für promissorische Eide zuliess 
(s. Sohm 1. c. I. 678 ff). 

Immerhin ist der formelle Standpunkt, von dem ans Eid und Eideshilfe 
behandelt wurden, unverkennbar ; abgesehen von dem allgemeinen Formalismns 
kommt die Bestrafung der bei falschem Eide betheiligten Ehdeshelfer in 
Betracht; sie erfolg;te (L. Sal. 48. 2, L. Rib. 66. 1.) nach Analogie des 
Bandenverbrechens. 

>) 8. Brunner: Schwnrger. S. 85. 

*) V. Amira hat (GStt. gel. Anz. 1888. 8. 64f; sowie bei Paul“ 
1. c. III. 217) gerichtlichen Zweikampf und Gottesnrtheil streng geschieden, 
indem er hervorhob, dass das Kampfordal die Tüdtungsbefugnis involvirte, 
während das Gottesurteil bloss Beweis bezweckte. Die wichtige Rolle des 
Zweikampfes für das ältere germanische Recht anerkennend, wendet sich 
V. Amira bekanntlich gegen die Annahme altgermanischer Geltung des 
Gottesurtheile und geht dann (Gött. gel. Anz. 1896. S. 206 ff.) noch weiter, 
indem er das fränkische Gottesurtheil auf fremde Vorbilder zurückführt; 
der gerichtliche Zweikampf sei erst in fränkischer Zeit (soweit er nicht 
zurückgedrängt wurde), zum Gottesnrtheil umgestaltet worden. 

Dieser Auffassung ist — insofern sie den gerichtlichen Zweikampf 
betrifft — beizutreteu (vgl. Declareuil 1. c. XXIII. 330f, s. jedoch 
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nehmen könnte, verfiel das fränkische Recht in die Anwendung 
dieser ultima ratio, zu der man nicht etwa erst nach Erschöpfung 
oder bei gänzlichem Mangel anderer Beweismittel, sondern oft 
mit Umgangnahmc derselben,') Zufincbt nahm. Dieser hart- 
näckige Rückfall vom Rechtsstreite in das Suchen der Ent- 
scheidung durch eigene Kraft und das Allwissen der Gottheit, 
beherrscht förmlich den fränkischen Frocess'^) und beleuchtet 
das besonders zähe Festhalten an alten Traditionen. Viel hat 
dazu allerdings die Haltung der fränkischen Kirche beigetragen; 


Patetta 1. c. 16 a. I73f. Uber den Znsammenbang zwischen Zweikampf 
und Gottesartheil, ferner 1. c. 234 Uher den Grund der NichterwUhnung 
des Zweikampfes im älteren fränkischen Rechte); im Übrigen jedoch 
müsste der Import einer so auffälligen Institution erst nachgewiesen 
und die grosse Verhreitung einer fremdrechtlichen Einrichtung, sowie das 
Räthsel ihrer Duldung durch die Kirche (die bekanntlich derartiges nur 
dann duldete und gedeihen Hess, wenn sie es eingewnrzelt vorfand) eingehender 
erUrtert werden, als es v. Amira in seinen kurzen Bemerkungen thnn konnte. 
W. Schnitze (Deutsche Oesch. I. 330, II. 447) scheint dennoch jene 
Auffassung als bewiesen anzunehmen, während Patetta 1. c. 243 gerade 
den Standpunkt der L. Sal. als einen der älteren Stufe des Ordalwesens 
entsprechenden bezeichnet. 

Fttr die vorliegende Untersuchung mttssen wir selbstverständlich von 
einem Versuche der Aufklärung dieses Prohlems absehen; für uns genügt 
die Thatsache, dass das Gottesurtheil jedenfalls nnrömiscb, mit den Ideen 
des rSmischen Processrechtes ganz unverträgUch war und dass durch die 
Geltung des Gottesartheils der Einfluss des rümisohen Beweisrechtes auf 
das fränkische gehindert, vielmehr das letztere in unrömisohen Bahnen fest- 
gehalten wurde. Gleichviel oh das fränkische Recht das Gottesurtheil ans 
der germanischen Vergangenheit tthemommen, oder erst auf unbekannte 
Weise recipiert und ausgestaltet hat, ist es für seinen Qedankengang 
bezeichnend, dass ihm dieses Beweismittel näher lag, als eine Fortbildung 
des Zengenbeweises, oder eine weitgehende Anwendung des Urkundenbeweises. 

*) So wenn der Freie von vomeherein, also nicht erst mangels anderer 
Beweismittel, zum Kesselfang provociert wurde (L. Sal. 82), ferner bei der 
Zeugenscbelte (L. Sal. 94); allerdings haben schon L. Rib. 30. I. 2, 31. 6 
und Capitt. dies eingeschränkt. 

‘) Diese Beherrschung drückt sich in der aussergerichtlichen Anwendung 
von Ordalien aus. gegen die Cap. miss. v. J. 803. c. 11. anftrat. Selbst das 
Qerichtszengnis konnte durch Ordal überprüft werden und sogar das Künigs- 
gericht Hess den Widerspruch zweier Urkunden durch Ordal lösen; s. 
Hühlbacher No. 187 u. 196 ex 776. Bezeichnend ist das bekannte Gebot 
des Glaubens an die Qottesurtheile (Cap. Aquisgr. ex 809. c. 20), namentlich 
im Vergleiche mit Liutprand 118. 
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man mag fragen, ob die Kirche das Ordal im Frankenreiche 
deshalb nachgiebiger als anderwärts behandelte, weil sie mit 
dem Staate und seinen Mängeln von Anfang an enger verknüpft 
war,') oder weil die Ordalsitte hier stärker auftrat, als bei 
andern Völkern,^ — so viel steht fest, dass sich die Kirche 
mit der Christianisiemng der Ordal formen^) begnügte und dass 
die Geltung des Gottesurtheils durch die weitere Entwicklung 
desselben^) gefestigt wurde, so dass es nur im Inquisitionsbeweise 
zum grössten Theil wegfiel. 

Unter solchen Umständen konnte sich das neue Beweismittel, 
die Urkunde, nicht leicht durchsetzen, obwohl es an Urkunden- 
formularien, die eine leichte Handhabung des Urkundenwesens 
ermöglichten, nicht fehlte. Dennoch bedurfte die Urkunde, um 
sich als Beweismittel im wahren Sinne des Wortes zu behaupten, 
des Aufgebotes königlicher Autorität; denn die Bedeutung der 
Königsnrknnde beruhte nicht auf der Anerkennung des schrift- 
lichen Beweismittels, sondern vielmehr auf der besonderen 
Stellung des Königs, dessen AVort nicht angezweifelt werden 
durfte; ihre Unanfechtbarkeit gehörte also theilweise dem staats- 
rechtlichen Gebiete an und ging im selben Grade über das 


’) E» ist in Th. U. S. ‘->95 ausgeftthrt worden, dass die fränkische Kirche 
infolge ihrer Annäherung an das ESnigtnm dem weltlichen Rechte gegen- 
über schwächer anftrat und nicht unr den Romanismus weniger schütxto, 
sondern sogar ihr eigenes Recht vielfach dem Einflüsse des weltlichen 
Rechtes anheimfallen Hess; s. 1. c. 311. 

Es gelang z. B. der Kirche nicht, den ihr widerwärtigen Zweikampf 
zu beseitigen oder ihn durch die Ausdehnung des Kesselfanges und durch 
die Kreuzprobe zu ersetzen; im tiegentheile trat der Zweikampf sogar 
zuweilen an die Stelle des Kesselfanges; s. Extrav. B. c. 4 zur L. Sal. 
Auch betreffs der Art des Ordals erwies sich die Tradition stark; so z. B. 
hinsichtlich der alten Zweikampfsform, die sich bei den Saliern erhalten 
und auf Ripuarier ansgedehnt wurde; s. Cap. legi Rib. add. ex 803 c. 4, 7. 

Sie drang übrigens auch da nicht ganz durch; so scheint sich, trotz 
der Christianisiemng des Kesselfanges, die ältere heidnische Form theilweise 
erhalten zu haben; s. Brunner 1. c. 11. 407. 

*) Namentlich durch die kirchliche Anerkennung; so z. B. wurde die 
Eisenprobe im kirchlichen Sendgerichte angewendet (vgl. Cap. Pipp. ex 
800—810 c. 4.); die Wasserprobe vertheidigt selbst Uinkmar (de divortio 
Loth. intorr. 6.), trotz des Verbotes des Cap. miss. Worm. ex 829 c. 12. 


Digitized by Google 



297 


processrechtliche hinaus.') In der Zulässigkeit der schlichten 
Scheltung2) der Privaturkunde, die dann durch Eid mit 1 2 Eides- 
helfern vertheidigt werden musste, äusserte sich die Schwäche 
des Urkundenbeweises und besonders hervorzuheben ist der 
Umstand, dass erst die L. Rib. (58) den Urkundenschreiber 
zum Beweise heranzog, ja sogar Schriftvergleichung kannte,'') 
während das salische Recht dem Urkundenproducenten die 
Bew'eisführung auferlegte, ohne auf das Wissen des Urkunden- 
schreibers Gewicht zu legen. Angesichts des im übrigen weiteren 
Rahmens des Zeugenbeweises im salischen Rechte ist die 
Ignorirung des wichtigsten Urkundenzeugen, nämlich des 
Schreibers, ein Bew'eis für die Unzulänglichkeit des römisch- 
rechtlichen Einflusses im Beweisrechte; im Zusammenhänge 
aber mit der besprochenen Bedeutung des Gottesurtheils ein 
Beweis für das Beharrungsvermögen^) des fränkischen Rechtes 


*) Geistreich führt Bresslau (in Forschgg. z. dtsch. Oesch. XXVI. 
8. 8f.) aus, dass bei der Schelte (sogar der XiSnigsurkunde) Echtheit und 
Richtigkeit des Inhalts formell nicht unterschieden wurden; die Überprüfung 
der Echtheit der Königsurkunde sei durch Anrufung des Königs erfolgt. 
Daraus Hesse sich manches schliessen; s. jedoch dagegen Seeliger in 
Mitth. d. Instit. XI. 398. A. 1. 

’) Dass der Unterschied zwischen schlichter und förmlicher Urknndon- 
schelte nicht mit der römischen Unterscheidung privatrechtlicber und straf- 
rocbtlicber Urkundenanfechtung zusammenhängt, ist klar; sowohl Begriff 
als Rechtsfolgen lassen sich nicht vergleichen. 

’) Dieser Fortschritt wird allgemein m. R. römisch-kirchlichem Einflüsse 
zugoscbrieben. Die Schriftrcrgloichung ist im ribuariscbeu Rechte (ö9. 5) 
ebenso wie im römischen ein subsidiäres Auskunftsmittel, dem L. 20. Cod. 
Just. IV. 21 Uisstrauen entgegenbringt. Trotz römischen Einflusses gebt 
L. Rib. insofern selbständig vor, als sie erst für den Fall des Ablebens des 
Urkundenschreibers Schriftvergleichung zulässt. 

Es ist nämlich klar, dass die Urkunde kein volles Beweismittel 
bildete, da es stets einer Anzahl von Zengen, beziehungsweise sogar eines 
Gottesurtheils bedurfte, um sie zu vertreten. Da auch das Gerichtszougnis 
keine Autorität hatte, so konnte der Besitzer einer Urkunde in verschiedenen 
Processen immer wieder zu neuerlicher Vertretung seiner Urkunden verhalten 
worden. Der Vortheil der Befreiung von dem Formalismus der Antwort 
gehört nicht dem Beweisrechte an; nur die Bedrohung der als grundlos er- 
wiesenen Anfechtung durch Bussen gewährte einen mitteibaren Beweisvortheii, 
da der Gegner deswegen vorsichtig Vorgehen musste. Kan steigerte diese 
Sicherung durch Vereinbarung von Äufeebtungsbussen bei Abfassung der 
Urkunden. Ferner kommt in Betracht, dass, wie Brunner (Gommentationes 
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gerade auf diesem Gebiete, anf dem, schon wegen der un- 
germanischen Herkunft des Urknndenbeweises, eine von dem 
römischen Vorbüde abweichende Entwicklung am allerwenigsten 
zu erwarten wäre.’) 

Die Folter ist jedenfalls romanischen Ursprungs,^) wurde 
jedoch nur für Knechte angewendct^) und hat überdies, trotz 
kirchlichen Einflusses, die Benützung des Loosordals für dieselben 
Fälle nicht behindert/) 

Das Urtheil steht auf älterer Stufe als bei den Lango- 
barden^) und der formelle Fortschritt, der darin liegt, dass man 
nicht ansdrücklich anf Beweis oder Gelöbnis, sondern anf Beweis 
oder Leistung erkannte, hängt mit dem Fortschritte des Execntions- 


in boD. Hommseni S. 686f.) gegen Ficker nacbgewieeen bat, die Zeugen 
der fränkiscben Privaturknnde nicht Beurkandnngg- sondern Handlnngszengen 
waren; nur insoferno der Abgchlnss des Rechtsgescbäftes durch Begebung 
der carta erfolgte, die Zeugen also diese Begebung bestätigten, waren sie 
mittelbar auch Benrkundungszeugen. Für die Schwäche der L'rknnden- 
bedeutung spricht die Behandlung der Collision Ton Königsurknnden in 
L. Kib. 60. 7, die allerdings in Praec. Chlotb. II. § 5 in rümischrechtlichem 
Sinne geordnet war. — Über diese Mängel des Urknndenbeweises s. auch 
A. S. Schnitze in Ztscbr. f. d. Privat- u. öff. R. d. Gegenwart XXII. 101 f. 

*) Ueber die Wandlungen, die das Verfahren wegen Ersatzes verlorener 
Urkunden durchgemacht bat, s. meinen Aufsatz in Nonv. Revue bist, de 
droit fran?. et etr. XV. 329ff. 

8. T. Bothmann-Hollweg 1. c. IV. 509. Brunner 1. c. II. 413. 
A. 78 stellt L. Sal. 40 mit dem Westgotbenrecht zusammen, ohne jedoch 
eine formelle Verwandtschaft zu behaupten, die auch nicht besteht. Schröder 
R. G.‘ S. 85 und V. Amira (bei Paul"'* III. S. 218) nehmen die Folterung 
von Unfreien schon für die älteste Zeit als wahrscheinlich an. Diese Annahme 
ist gewiss zulässig; nichtsdestoweniger muss man mit Brunner (I c. 414) 
die gesetzliche Einführung der Folter für Knechte, wie überhaupt die 
Regelung des Beweisverfahrens für Unfreie, als eine Neuerung gegenüber 
dem früheren Rechtszustande betrachten. Angesichts der Bedeutung, die 
die Folter bei den Westgothen erlangt hatte, kann diese Neuerung anf 
fremdrechtliche Beeinflussung zurückgefnhrt werden, welcher Beeinflussung 
das fränkische Recht, mit Rücksicht auf die schon für die ältere Zeit 
wahrscheinliche Folterung von Unfreien, leicht zugänglich sein mochte. 

’) Darüber hinaus offenbar nur missbräuchlich; s. Greg. Tur. VII. 22, 
Form. Imper. 30. 

*) s. Brunner 1. c. II. 414. 

Denn es ist, mit Ausnahme des Urtheils nach dnrcbgefübrtem 
Inquisitiousbeweise, zweizüngig. 
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Verfahrens zusammen.') Die Partei hatte einen persönlichen 
Anspruch auf das Urtheil ;-) dieser Anspruch konnte sofort 
geltend gemacht werden und war in seinem Wesen von den 
Folgen der Justizverweigerung nach römischem Rechte ganz 
verschieden.^) Hinsichtlich der Urtheilschelte blieb das fränkische 
Recht, da es auf die Absicht der Urtheilflnder nicht einging, 
alten Ideen treu.^) Die Möglichkeit, das Schelteverfahren vor das 
Königsgericht zu bringen, bildete den Übergang zur Appellation; 
mochte da anch nicht sofort meritorische Entscheidung statt- 
finden,^) so hatte doch das Königsgericht zu entscheiden, ob die 
Schelte begründet war und dies konnte ohne Prüfung der Rechts- 
lage nicht geschehen. Schon in merowingischer Zeit durfte man 
gegen die executorische Pfändung an das Königsgericht gehen,^) 
also gegen den vollstreckenden Beamten klagen. Gegen die 
Schöffen, die ja theilweise als amtliche Functionäre betrachtet 
wurden, 0 musste, bei Zunahme des Amtsprincips im Gerichte 
und angesichts des Charakters der königlichen Gerichtsbarkeit,*) 
eine desto grössere Möglichkeit, das Urtheil im Appellwege zu 
überprüfen, bestehen.*) 


*) s. Franken; Pfandrecht 230ff, Brunner 1. c. IL 363. 

^ Die Säumigkeit der Urtbeilfiuder kommt eben nicht nur vom Stand- 
punkte der allgemeinen Rechtsordnung, sondern noch mehr vom Standpunkte 
des verletzten Parteiinteresses in Betracht, da sie als ein der Partei zu- 
gefugtes Unrecht anfgefasst wurde. Deshalb wurde anch die Gegenpartei 
verhalten, entweder das Urtheil zu schelten oder es aniunehmen (s. Cap. 
miss, in Tbeod. villa ex 805. c. 8), da sonst die Sache verschleppt und der 
Zweck des Urtheils vereitelt wurde. 

’) 8. Cohn: Jnstizverweigernng S. 99 ff. 

*) Es war also auch hier die subjective Unrechtsempfindung der Partei 
maassgebend; vgl. H. 0. Lehmann: Der Rechtschntz gegen Eingr. d. 
Staatsbeamten S. 20 ff, 55 ff. 

Daraus, dass eine und dieselbe Angelegenheit auf Grund der Schelte 
wiederholt vor das KSnigsgericht gelangen konnte (s. Brunner 1. c. II. 361. 
A. 42.) ist zu entnehmen, dass der Kbnig den Rechtsstreit zu abermaliger 
Entscheidung an das zuständige Gericht verweisen konnte. 

*) 8. Ed. Chilp. c. 8, L- Rib. 32. 4. 

’) 8. oben S. 225. A. i. 

f) s. oben S. 222. A. 4. und 223. A. 1. 

») Und zwar vom Standpunkt des der Partei zugefUgten Unrechtes, 
was deutlich ans der MUglichkeit eines Processes zwischen dem Appellanten 
und den Rachinburgen vor dem Königsgerichte hervorgeht (Cap. Pipp. ex 
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Wichtige Fortschritte sind im Vollstreckungs- und 
Befriedigungsverfahren zu bemerken. Schon L. Sal. (50. 2.) 
verlangte richterliche Erlaubnis für die aussergerichtliche 
Pfändung') und so konnte sich die gerichtliche Vollstreckbarkeit 
desto leichter entwickeln. Nichtsdestoweniger haften ihr Spuren 
der Ableitung ans der Acht und dem Ungehorsamsverfahren 
an,*) die auch in der Frohnung wahrnehmbar sind,") trotzdem 
dass dieselbe aus amtlicher Thätigkeit hervorgegangeu ist.') 


754 — 755. c. 7.) M. R. hobt Esmein (N. Rev. hist, de dr. fr. ct etr. XI. 553) 
hervor, dass das Eßaigsgericht nicht verpflichtet war, jede Remfung ent- 
gegenzunehmen. Dieser Umstand lässt die Berufung als ein ausserhalb des 
Processes im eigentlichen Sinne liegendes Rechtsmittel erscheinen; sie gehörte 
theilwoise dem Verwaltungsrcchte an. (s. Fournier: Essai sur l'hist. du 
droit d'appel S. 92, 97, 104.) insofeme durch sie ein widerrechtlicher 
Spruch des Richters behoben werden konnte, wenn es der König thun wollte. 
Deshalb ist schon oben (S. 223) die Annahme eines römischen Vorbildes 
abgelehnt worden; die eigentlich processrechtlichen Unterschiede zwischen 
der römischen Appellation und der nur theilweise analogen fränkischen 
Einrichtnng hat Esmein 1. c. 549f. erörtert. Han kann also sowohl ans 
historischen, wie auch aus processrechtlichen Grltnden die fränkische Berufung 
an das Königsgericht von den betreffenden römischen Vorbildern unterscheiden; 
Fournier gelangt (1. c. 137f.) zur Überzeugung, dass das Appclwoson keine 
abschliessende Gestaltung gefunden hat; es theilte eben das Schicksal 
sämmtlicher Vcrwaltungseinricbtungen. 

*) Schröder R. G.* 371 spricht m. R. von einer Hittelstellung, die 
das salische Recht in dieser Beziehung einnahm. 

Scharfsinnig bemerkt Brunner 1. c. U. 454. A. 10, dass die Wer- 
geidbusse, die denjenigen bedrohte, der den Grafen ohne gesetzliche Voraus- 
setzung zur Vornahme der Vollstreckung veranlasstc, dadurch zu erklären 
ist, dass der Gepfändete dem Friedlosen analog behandelt wurde. Den 
Zusammenhang mit dem Ungeborsamverfahren, nämlich mit dem Grundsätze 
des indirecteu Zwanges, erweist die Bedeutung des UrtheilerfUllungsgelöbnisses ; 
s. Siegel 1. c. 219ff, Sohm: Proc. d. L. Sal. 163ff. 

^ Auf die Frohnung näher einzugehen, müssen wir hier unterlassen; 
sie hängt mit der gesummten Entwicklung des Immobiliarrechtes zusammen. 
S. Esmein: Etüde sur les contrats S. 157. 

*) s. Schröder 1. c. 372f und die dort angeführte Literatur. — Den 
Zwiespalt zwischen dem Drang der Verhältnisse nach realer Befriedigung 
durch unmittelbare Vollstreckung und dem alten Personalzwang, der den 
Willen mittelbar beugte, versucht Horten 1. c. I. 143 auf den Froiheits- 
sinn zurückzufübren. Man kann die Charakterisierung dieses Zwiespaltes 
gelten lassen, weniger die Erklärung durch den Freiheitssinn; grössere 
Bedeutung als dieser Sinn batte n. £. der aussergerichtliche und niebt- 
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Als Befriedigungsgegenstand spielte auch die eigene Person 
noch immer eine grosse Rolle, obwohl es der Kirche gelang, 
die Selbstverknechtnng zur Selbstverpfandung abzuschwächen;’) 
für den Pall der Zahlungsunfähigkeit wurde an strengen Folgen 
festgehalton. Trotz grosser Fortschritte merkt man allen, die 
Vollstreckung und Befriedigung betreffenden Normen, ihre Ab- 
leitung aus den zwei germanischen Wurzeln an,^) die für die 
Durchführung des Urtheils grundlegend waren. 

Man wird daher keine wesentliche Beeinträchtigung des 
fränkischen Processrechtes durch fremde Beeinflussung anzu- 
nehmen haben, vielmehr hervorheben müssen, dass die Neuerungen 
und Erweiterungen mit der Gesammtentwicklung Zusammen- 
hängen; ihr entsprach es, dass die Neuerungen keinen ab- 
schliessenden Charakter hatten und den Ausgangspunkt nicht 
verleugneten; jene einschneidenden Neuerungen, die der erstarkten 
königlichen Gewalt ihre Entstehung verdankten und die Aus- 
dehnung des Kreises staatlicher Aufgaben begleiteten, weisen 
ähnliche Eigenschaften auf, wie die entsprechenden Erscheinungen 
des ganzen staatlichen Lebens; sie hängen also doch thcilweise 
mit germanischen Ideen zusammen, denen sic auch in der Ent- 
wicklung zugänglich waren. Der Unterschied besteht aber 
darin, dass die Wandlungen auf staatlichem Gebiete nach und 
nach alle Theile des öffentlichen Lebens ergriffen, während die 
weitgehenden Neuerungen, die sich aus der Entfaltung der 
Königsgewalt ergaben, nur zum Theile allgemeine Anwendung 
fanden; denn ans naheliegenden und mehrmals erwähnten Gründen 
war die Widerstandskraft des Staatsrechtes eine geringere. — 

Haben wir derart auf Schritt und Tritt einen Zusammenhang 
zwischen der Entwicklung der Staats- und Gesellschaftsvcrhältnisse 

staatliche Charakter der Processverträgo (s. oben S. 279. A. 1), die allerdings 
trotz der Folgen des Ungehorsamverfahrens hinter der unmittelbaren Voll- 
Streckung zuriickstauden, so dass die Verhältnisse zur Ennüglichnng der 
Vollstreckung drängten. Bekanntlich gelangte man zum Ziele nur theilweise 
und auf Umwegen. 

*) s. Brunner in .Sav. Ztschr. XI. 97f, 141 und R. G. II. 443. 

“) Nämlich aus dem UrtheilserfiillungsgelSbnis und aus dem Ungehorsam- 
verfahren. Seeliger hat (s. Hist. Vierteljahrsclir. I. 347 ff ) in sehr einsichts- 
voller Weise den von Sohm so stark betonten Gegensatz zwischen volks- 
rechtlicher und künigsrechtlicher Vollstreckung auf das richtige Uaaas 
zuriickge führt. 
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einerseits und des Straf- und Processrechtes andererseits, sowie 
eine in beiden Fällen analoge, wenn auch durchaus nicht überein- 
stimmende Rolle der fremdrechtlicben Impulse wahrgenommen, 
so muss man doch von vornherein für die Entwicklung des 
fränkischen Privatrechtes und für die Art, in der sich die 
fremden Impulse auf diesem Gebiete geltend machen konnten, 
einen anders gearteten Zusammenhang annehmen. An der 
Ausdehnung der Strafgewalt und der Verstärkung des obrigkeit- 
lichen Prinzips im Gerichtswesen und im Verfahren war das 
Königtum, angesichts der veränderten Sachlage unmittelbar 
interessiert, während für das Privatrecht die Unmittelbarkeit 
des Interesses fehlte und die veränderte Sachlage nur mittelbar 
einwirken konnte. 

Was aber die fremdrechtlichen Impulse betrifft, so ist schon 
erwähnt worden, dass einerseits durch die rasche Bekehrung 
der Franken zum Katholicismus, also durch den Mangel des in 
den arianischen Reichen bestandenen Gegensatzes, die Annäherung 
zwischen Romanen und Germanen gefördert wurde,*) während 
andererseits die bereits in römischer Zeit eingetretene Rück- 
bildung römischer Rechts- und Wirtschaftsorganisation der Grenz- 
länder, namentlich die Überhandnahme der Naturalwirtschaft,-) 
sowie die Gestaltung des Vulgarrechtes, eine Rechtslage ge- 
schaffen hatten, die den Germanen nicht so fremd erscheinen 
mochte, wie die Rechtslage der hoch entwickelten Provinzen. 
Der Gegensatz des verflachten römischen Privatrechtes in 
Gegenden, ans denen das römische Element nach und 
nach gewichen und die frühzeitig in die germanische 
Ansiedlungs- und Interessensphäre gelangt sind, sowie des 
germanischen Privatrechtes, das sich der Einwirkung der 
materiellen Reste römischen Cultur- und Verkehrswesens, 
namentlich in Städten und Domänen, nicht verschliessen konnte, 
war nicht unüberbrückbar. Er war jedenfalls nicht zu ver- 
gleichen mit den grossen Unterschieden zwischen römischem 
und germanischem Straf- und Processrecht, die mit den beider- 
seitigen öffentlichrechtlichen Einrichtungen in ganz anderem 
Grade zusammenhingen. An der Hand der Fonnein und anderer 
Quellen können wir das gegenseitige Verhältnis des vergröberten 

>) 8. The» II. S. 241. A. 3. 

») 1. c. 24 if. 
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römischen Rechtes und des eindringenden fränkischen beobachten ; 
es konnte im Privatrechte eine Bereicherung eintreten, ohne 
dass dieselbe zu grundstOrzenden Änderungen germanischer 
Rechtsideen geführt hätte. Änderungen mussten sich aus der 
Bereicherung des Rechtslebens ergeben; jedoch selbstverständlich 
in anderer Weise als im Gebiete des öffentlichen Lebens; denn 
ihre Nothwendigkeit ergab sich nicht ans der Ausdehnung des 
Reiches und nicht aus der Mehrung königlicher Gewalt, auch 
nicht unmittelbar aus der Zersetzung der socialen Verhältnisse; 
sie ergab sich ans der vielseitigen Entwicklung und Steigerung 
des wirtschaftlichen Lebens, welche allerdings, aber nur mittel- 
bar, mit den allgemeinen Wandlungen zusammenhing.') 

Trotz aller Spärlichkeit ihrer Nachrichten veranschaulicht 
die L. Sal. nicht nur die sippenmässigen Grundlagen, sondern 
auch die Berührungspunkte des alten Frivatrechtes^) mit andern 
Rechtsgebieten ; denn nur in diesem U mfange war die Allgemeinheit 
an dem Privatrechte interessiert. Tit. 60,^) der für den Austritt 
ans der Sippe eine öffentlich vorzunehmende Rechtshandlung 
anordnot, klärt gleichzeitig die äussere Bedeutung der Sippe 
gegenüber der Allgemeinheit auf; die Verzichtloistung des Ans- 
scheidenden bezieht sich auf Jene Angelegenheiten, durch welche 
das Sippeband nach Aussen wichtig war. Diesen Angelegenheiten 
wandte denn auch die L. Sal. ihre Aufmerksamkeit zu,^) während die 
übrigen privatrechtlichen Fragen, insofern sie das Volk nicht ander- 
weitig berührten,^) keine Berücksichtigung fanden, so dass nur ein 
Theil des Privatrechtes überhaupt an die Oberfläche gelangt ist.®) 


') Au8 dem Zwecke der vorliegenden Untersnehnng ergiebt sich die 
Unmöglichkeit eingehender Behandlung; dies gilt speciell für das Privatrecht, 
dessen reiche, wenn auch rechtshistorisch noch immer nicht ausreichende 
Litteratur naturgemäss nur sehr theilweise angeführt werden kann; die 
beste Zusammenstellnng giebt Schröder. 

Nämlich desjenigen Stoffes, der nach moderner Systematik dem 
Privatrechte sugerechnet wird. 

Qaudenzi; Sal. legge § 49 wählt diesen Titel mit Recht zum 
Ausgangspunkte seiner Erörterung des salfränkischen Privatrechtes. 

Ausser der Eidespflicht findet das Erbrecht (L. S. 40, 69) Erwähnung. 
Auf .tota ratio* beziehen sich offenbar 44, 68, 62. 

'>) So durch ihre Beziehung zum Gerichtswesen; L. S. 47, 60, 62. 

‘) Und zwar ans Anlass eines, gegen das betreffende Kechtsgut ge- 
richteten Vergehens. 
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Wenn dies auch, wie erwähnt,') der Anlage der L. Sal 
entsprach, so ist doch aus dieser Behandlung des Privatrechtes auf 
seine ursprüngliche Stellung innerhalb des Gesammtrechtes zu 
schliessen; der Eindruck, den wir da gewinnen, bestätigt die Er- 
gebnisse, zu denen die Forschung auf anderem Wege gelangt ist.-) 

») S. oben S. 23. A. 2, 24. A. 1. 

“) V. Zallinger bat in seinem geistreichen Vortrage über Wesen 
und Ursprung des Formalismns (Wien 189S) auseinandergesetzt, wie nicht 
nur SchnldTerhältnisse, sondern anch andere PriTatrechtsverhältnisse „hinter 
der äusseren Welt der Oewaltverbältnisse“ zurUcktraten und bat diese Er- 
scheinung m. H. auf das Princip „des typischen Fonnalismns* zurUckgefUbrt. 
Die Rechtsordnung berücksichtigte nur ein in bestimmter Erscheinung sicht- 
bares Rechtsverhältnis; sichtbar konnte aber nicht das rechtliche Hacbthaben, 
sondern nur die Tbatsache der Innehabung werden. Da sich eine Rechts- 
verletzung nicht als Angriff gegen das Recht in abstracto, sondern gegen 
bestimmte, typische Erscheinungsformen dieses. Rechtes äusserte, berück- 
sichtigte die L. Sal. privatrechtliche Verhältnisse nur, wenn sie jene typische 
Form annalimen, durch die sie mit der allgemeinen Rechtsordnung in 
Berührung traten und somit actuell wurden; denn in solchen Fällen waren 
sie, dank ihrem äusseren Gepräge, nicht nur schutzbedürftig, sondern auch 
zum Schutze geeignet, ohne dass den formalistischen Gesichtspunkten des 
Straf- und Erocessroebtes Abbruch geschehen wäre. (Die Unerlässlichkeit 
der Veranschaulichung des verletzten Rechtes ist schon oben S. 200. A. 1. 
betont worden) Giorko; Deutsches Privatr. II. 189 vertritt dieselbe Auf- 
fassung, indem er betont, dass die Gewere nur das Kleid dos Sachenrechtes 
gewesen, das materielle Sachenrecht aber von ihr nicht verschlungen worden 
sei; nach Aussen war die Gewere die allgemeine Form, in der das Sachen- 
recht auftrat. 

Von diesem Standpunkte weicht L. S. hinsichtlich des Erbrechtes 
scheinbar ab; denn L. S. &9 behandelt den Erbansprueb, ohne dass von 
Rechtsverletzung die Rede wäre, obwohl dieser Anspruch nur im Falle des 
Tit. 76 zu einer Veranschaulichung geeignet war. Aber abgesehen davon, 
dass diese Richtschnur (ebeu deshalb, weil der Erbauspruch vorkommenden- 
falls keine typisch -formelle Gestalt annehmen konnte) unerlässlich sein 
mochte, ist der Berührungspunkt mit dem übrigen Rechtslebcn in der über 
das Privatiuteresso der Sippe hinansgehendeu üffentlichrechtlicben Bedeutung 
des Immobiliarerbrechtes gegeben. Ebenso lässt es sich auch erklären, 
warum L. Sal. die inneren Sippeverbältnisse nur hinsichtlich der Auseinander- 
setzung berührte; so hange ein Rechtsverhältnis dem Sippekreiso angehürte, 
bedurfte es weder formalistischer Veranschaulichung, noch materiollrechtlicher 
Regelung; erst im Falle der Auseinandersetzung trat die Berührung der 
Sippeordnung mit der allgemeinen Rechtsordnung ein. Die Frage der 
Gleichzeitigkeit, beziehungsweise der Aufeinanderfolge von Hausverband, 
Sippe und Volk bleibt hier natürlich ausser Betracht; sie waren Ürganismeu 
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Dieser enge Ralimen musste durchbrochen werden. Die fort- 
schreitende Entwicklung des wirtschaftlichen Lebens schuf neue 
Rechtsgüter, die nicht nur entsprechender Schutznormen bedurften; 
denn die Vermehrung der Rechtsgfiter steigerte überdies die 
individuelle Werthschätzung derselben und den Verkehr. Die 
individuellen Interessen begegneten sich hier mit jener Zersetzung 
volksmässiger Grundlagen, die sich auch im Sippewesen geltend 
machte, so dass immer zahlreichere Rechtsverhältnisse in den 
Kreis der allgemeinen Rechtsordnung gelangten, andererseits 
aber auch der Umfang des Privatrechtes zunahm.*) Dadurch 
erhob sich das Privatrecht zu immer grösserer Bedeutung; es 
gliederte sich der allgemeinen Rechtsordnung als wichtiges Theil- 
gebiet an, ohne jedoch allen Wandlungen, die auf den andern 
Gebieten unausweichlich waren, zu unterliegen. Die erwähnten 
Umstände, nämlich die Ausgestaltung des Rechts- und Verkehrs- 
lebens in Verbindung mit der Individualisierung desselben 
und dem Rückgänge der Sippe, haben die Entwicklung des 
fränkischen Privatrechtes bestimmt, gleichzeitig aber auch den 
Unterschied zwischen dieser Entwicklung und jener des öffent- 
lichen Rechtes, an der Königtum und Staatsorganismus direct 
betheiligt waren.'^) 

verschiedener Competenz; die Wortkargbeit der L. Sal. ist fUr die Er- 
kenntnis des zeitgenössischen Frivatrechtes insofern belehrend, als sie die 
(Grenzen desselben und die Grenzen der Competenz der verschiedenen Rechts- 
ordnungen beleuchtet. — v. Zallingers Ausfübrungen sind nur hinsichtlich 
der von ihm angenommenen Epoche selbstiindiger Sippenverbknde bedenklich 
und fordern zu Zweifeln betreffs der Gesammtauffassnng des alten Sippen- 
rechtes, sowie seiner Beziehungen zum Volksrechte auf — was aber für die 
frhnkiscbe Zeit nicht mehr in Betracht kommt. 

') Ebenso seine Selbständigkeit gegenüber dem Straf- und Process- 
rechte; die Beziehungen des Immobiliarrecbtes zum öffentlichen Rechte 
können hier nicht behandelt werden; über den im Processe hervortretendeu 
Zusammenhang zwischen Priva^ u. Strafrecht s. oben S. 280. A. 1; die 
scheinbare Abhängigkeit des Frivatrechtes vom Strafrechte (so jetzt wieder 
Egger: Vermögenshaftnng u. Hypothek S. 409) beruht eben auf dem 
VeranscbaulicbungsbedUrfnisse, dem man am besten entsprach, wenn man 
das Civilunrecht als Delict angriff. 

^ Zu der Eigenartigkeit der Wandlungen des Frivatrechtes hat 
natürlich der Umstand beigetragen, dass das Privatrecht am wenigsten 
fixiert war, da es, seiner Entwicklungsgeschichte gemäss, weniger als das 
Straf- und Frocessrecht von der Volksantorität getragen war, vielmehr in 
mancher Hinsicht in den alten Gruppen seinen Sitz batte. Da auch das 
r. IlaSban, tinai. Recht in den gorm. Volk.sstaaten. III. 20 
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Der nahe Zusammenhang zwischen Individualisierung und 
Bereicherung des Rechtslebens einerseits und den Wandlungen 
der Sippenverfassung, die wieder mit der Umbildung der Volks- 
Verfassung verbunden waren, andererseits, ist klar. Diese 
Individualisierung hat eigentlich schon in der AbschwSchnng 
der Unbegrenztheit der Sippe, also in alter Zeit, ihren Anfang 
gefunden') und musste nunmehr im fränkischen Oroesstaatc 
Fortschritte machen.'') Die die fränkische Beichsgrflndung be- 
gleitenden Umstände haben den Bestand der Sippe geschwächt; 
die grosse Ausdehnung des Oefolgschaftswesens hat ihr zahl- 
reiche Elemente entzogen'') und ihre Bedeutung gegenüber den 
neuen politischen Aufgaben erschflttert;^) es ist den Sippen 
ferner in den Ansiedlungsgenossenschaflen, insoweit dieselben 
nicht mehr mit den Sippen identisch waren,-’’) eine starke 

Kiinigtam &n der gleichm&ieigeii Entwicklung dea PriTatrechtea nicht 
intereaaiert war, an ergab aich eben der im Texte angedentete lockere 
Zuaammenbang iwiachen dem Privatrechte und anderen Rechtagebieten, der 
nur da enger wurde, wo aich daa Priratrecht, der Feststellung und des 
Scbutxea wegen, mit andern Rechtsgebieten unmittelbar berührte, was 
namentlich für daa Obligationenrecbt in besonderer Weise sutrifft. 

’) Vgl. Tbeil II. S. 140. A. 1.; a. Lamprecbt in Festg. f. Hanaaen. 
Die Grenzen waren freilich von Volk zu Volk verschieden, ja sogar je nach 
dem Zwecke, dem die Sippez&hlung gegebenenfalls zu dienen hatte; a. Ficker; 
Erbenfolge I. 472. 

<) s. oben S. 116. A. 2. 

3) Die MBglicbkeit, aus der Sippe anazuscbeiden (L. Sal. 60) konnte 
gewiss sehr hUnfige Anwendung finden; auch die Staatsgewalt war in der 
Ijage, durch Friedlosigkeit der Sippe Mitglieder zu entziehen; vgl. Brunner: 
R. G. I. 9.1. Über das freiwillige Ausscheiden s. v. Amira; Erbenfolge 
20ff, V. Moeller in Sav. Ztachr. XXI. 28ff, Immerwabr: Kündigung 66. 
Durch Ordination trat man aus der Sippe nicht aus; s. Dahn 1. c. VII. IIL 288. 

*) Die Übergangaloaigkeit, die die fränkische Entwicklung kennzeichnet, 
hat der Sippenverfasanng die Anpassung an die neuen Verhältnisse noch 
mehr erschwert, als bei andern Vülkern, Über die Beziehungen des 
Geschlecbtsverbandes zur staatlichen Ordnung s. Lamprecbt: Wirtschafts- 
leben I. 23 ff, Op et in Ergbd. V. 198. Selbst für die Ueeresverfassung 
erscheint die sippschaftliche Gliederung, mit Rücksicht auf die Dienstpfiicht 
der Romanen, zweifelhaft. 

Die Erörterung des Zusammenhanges der Ansiedlungen mit den 
Sippen muss der Behandlung dea Immobiliareigentnms Vorbehalten bleiben. 
Für den Beginn ist ein solcher Zusammenhang zum grossen Theile anzu- 
nehmen; s. Waitz I. c. I. 83. A. 3, Brunner I. c. I. 86. A. 16.; Tdr die 
weitere Entwicklung kommt dann die Zersetzung durch das grundherrschaft- 
liebe Element und durch die sociale Differenzierung in Betracht. 
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Nebenbuhlerschaft entstanden,') der nur noch das engere Familien- 
bewusstsein, aber nicht mehr der gelockerte sippschaftliche Verband, 
Stand halten konnte ; die gleichzeitige Entwicklung des Strafrechtes 
hat die bisherige Gewalt der Sippe über ihre Mitglieder geschmälert.'^) 
Derart erschüttert und neuer Kraftelemente entbehrend, 
musste die Sippe auf allen Gebieten Einbussen erleiden. Für 
die Eideshilfe kam bei den Franken nicht mehr das Blutsband 
allein in Betracht;*) die Haftung für das Wergeid erfuhr einen 
bemerkbaren Rückgang,^) der sich natürlich auch in dem Rechte 
auf Empfang des Wergeides äusserte.*) Eine Folge der allgemeinen 

Denn aelbst da, wo die Ansiedlung nach Sippen erfolgte, wnrde 
nicht der Blutsverband, sondern die ans demselben herrorgegangene und 
vielfach mit binzutretenden fremden Elementen durchsetzte wirtschaftliche 
Gruppierung für die Folgezeit wichtig. 

^ V. Amira (bei FauP 8 . 1&9) leitet das verwandtschaftliche 
Strafrecht aus der (Gemeinsamkeit der Ehre ab. Über Strafrecht der 
Verwandten der Frau berichtet Greg. Tur. VI. 36, IX. 33; vgl. Brunner 
1. c. IL 469 ff, 660. 

s. oben S. 293. 

*) Sie hat sich tliatsächlich noch im VI. Jh. sehr stark geltend gemacht, 
.stärker als ans den Kechtssätzen zu entnehmen ist (so m. R. Brunner io 
Sav. Ztschr. III. 45 und Seebohm: Tribal customin Anglosaxon law 139 ff.); 
die Rechtsordnung hatte aber kein directes Interesse an der Wergeidhaftung 
der Sippe und regelte sie nur für den Fall, wenn (wie schon Waitz: 
D. alte Recht S. 177 annabm) die Gesippen durch Zahluogsversprechen ein 
Schuldverbältnis gegenüber der geschädigten Sippe eingegangen sind; in 
diesem Falle wurde die Regelung allerdings nach zweifellos altem Her- 
kommen vorgenommen. Lag aber kein Zahlungsversprechen, also kein 
äusserer Rechtsgruud vor. so blieb es der Sippe frei, den Verbrecher aus- 
zuiSsen, oder es nicht zu thun (Pact. de tenore pacis c. 2; decr. Childeb. 
c. 5.), woraus zu ersehen ist, dass diese Haftpflicht der Sippe nicht als eine 
der allgemeinen Rechtsordnung angehörende Verpflichtung betrachtet wurde. 
Von da aus erscheint die Annahme Brunners (1. c. 44) insofern sehr be- 
gründet, als wir alle Ursache haben, anzunehmen, dass bereits dem Tit. 58 
die Unterscheidnng der Geschlecbtsbusse von der subsidiären Haftung für 
die Erbenbusse vorschwebte (vgl. Heu sie r I. c. II. 642), also eine Ent- 
wicklung, die in L. Rib. 12. 2 (vgl. Mayer: L. Rib. 89ff, 96ff, Heck: 
Gemeinfreie 29, ;149, Brunner in Sav. Ztschr. XXIII. 218f.) und in dem 
Absterben der Chrenecruda ihre Fortsetzung fand (allerdings unbeschadet 
des Fortlebens der Sitte in den salischen Tochterrechten). Die Rechtsordnung 
hatte nicht nur kein Interesse an der Wergeidhaftung der Sippe, sondern 
angesichts der Entwicklung des Strafrechtes sogar ein gegentheiliges Interesse. 

‘) Dieses Recht ist bekanntlich nicht mehr Recht der ganzen Sippe. 
Der Anspruch zerfällt in die von einander getrennten Ansprüche der Vater- 

20 * 


Digitized by Google 



SOS 


Lockerung war die Abschwächnng des Bevormundungsrechtes, 
namentlich auf dem Gebiete der Gescblechtsvormundscbaft,^) 

und Muttermagacbaft, ohne gegenseitige Äccrescenz und mit Einräumung 
eines Fallrechtes an den Fiscus. Wir haben da ein klares Beispiel staat- 
licher Ausnützung der Sippengrenze and gleichzeitig des Rückganges der 
Sippe zu Qunsten der Familien. Ein späterer Zusatz (Hess. 41‘i, Cod. 1. 
Tit. 101.) zeigt überdies, dass die Auftheilung keine gleiche war, sondern 
dass zuerst der Sohn des Erschlagenen, dann die Witwe (s. Brunner in 
Sav. Ztschr. lll. 34) und dann erst die beiderseitigen proximiorcs betlieilt 
wurden, so dass auch hier die Familie in den Vordergrund trat. Bei der 
Gliederbusse von 6S>', sol. ist die Hagsübne ganz weggefallen. Der Zusammen- 
hang der Wergeldbaftung und des Wergeldempfanges ist evident und hin- 
reichend besprochen; s. noch Seebohm 1. c. 131ff, 163ff. Dass man dabei 
zur Interpretation von L. Sal. 38 ganz nnzutreffenderweise das Immobiliar- 
recht heranzog, habe ich (unter Anlehnung an Lamprecht) in meiner 
Entst. d. Immobiliareig. I. S. 268 ff nacbznweisen gesucht, ohne Widerspruch, 
allerdings auch ohne Zustimmung gefunden zu haben. 

‘) Der Rückgang des Bevormundungsrechtes der Sippe ist evident; 
die Zerrüttung der Sippe machte die Bevormundung unmSglich (s. Brunner 

I. c. I. 222). Daher auch der fortschrittliche Standpunkt des fränkischen 
Vormundscbaftrechtes (s. v. Amira: Erbeufolge 207 f. Heusler l.c. 11.274, 
485), der sich in dem Übergang der Vormundschaft an die Familie und in 
der, freilich sehr spärlichen, Vormundschaft des Königs äussert. 

Das interessanteste bildet der Umstand, dass die Oeschlechtsmunt 
thatsäcblich im fränkischen Rechte nicht nachweisbar ist. Da dieselbe ein 
Recht der Sippe, also einen Tbeil der Sippenvormundschaft und nicht der 
Familienvormnndscbaft im engeren Sinne bildete, so bedeutet ihr Mangel 
einen Beweis der Schwäche der fränkischen Sippe. Wir können hier auf 
das Meritum dieser Frage, die zu den grundlegenden Problemen der Sippen- 
ordnung gehört, nicht eingehen. Sie ist durch Ficker und Op et (letzterer 
trat schon in seiner Abhandlung über die erbrechtliche Stellung der Weiber 
in diesem Sinne auf) neuerdings in den Mittelpunkt der Debatte gestellt 
worden (s. aber auch schon Lefebvre: Introd. ä l'hist. du dr. matrim. 
fran(. 330ff, Meynial in Nouv. Rev. bist, du dr. franf. et etr. XXII. 178ff; 
Brissaud I. c. 1078. A. 3. und Qaly: La famille ä l'dpoque m6rov. 171 ver- 
treten eine vermittelnde Meinnng; ersterer folgert aus dem Hervortreten 
der Geschlechtsmunt im Mittelalter, dass sie auch in fränkischer Zeit, wenn 
auch weniger sichtbar, bestanden habe, während Galy für die Frau zwar 
einen Mundwalt gelten lässt, demselben jedoch eine andere Stellung zuweist, 
als dem Vormund i. e. S.) Für eine Lösung, die, wie erwähnt, hier nicht 
versucht werden kann, mnss man wohl von der Ansicht Henslers (1. c. 

II. 482 ff, 508 ff.) ausgehen, wonach die Sippenvormundscbaft nicht im Interesse 
der Mündel, sondern im Sippeninteresse ihre Begründung fand; tritt man 
dieser Auffassung bei, die mittelbar von Brnnner unterstützt wird (da er 
1. c. I. 86, 222, die Sippe als Trägerin der Vormundschaft und den Vormund 
als Vertreter der Sippe bezeichnet), so gelangt mau zu der Überzeugung, 
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sowie die dem Sippeninteresse abträgliche Entwicklung des 
Erbrechtes.*) 

dass der Umfang dieaea Sippercchtea mit der Sippeiimaclit zuaainmeohing, 
daher darchaus nicht ttherall derselbe sein musste (s. Ficker I. c. I. 188; 
man braucht aber deswegen noch nicht die principielle Gleichberechtigung 
Ton Männern und Weibern anzunehmen), ln historischer Zeit begegnen wir 
Uberail verschiedenartiger Auseinandersetzung zwischen Sippe und Familie; 
die einfachste und häufigste ist natüriich jene Auftbeilung, durch welche 
gewisse Functionen der Sippe an die Familie gelangen. Manche Bestand- 
theile gehen jedoch der Sippe verloren, ohne an die Familie zu gelangen 
und fallen der wirtschaftlichen Gruppe, dem Staate, oder auch ganz un- 
bestimmten Factoren zu; letzteres gilt für die Eideshilfe. Da ist nun die 
Frage berechtigt, ob nicht irgend etwas einfach in's Leere falien konnte, 
namentlich, wenn man bedenkt, dass bei den Franken der mangelhafte 
Übergang, die rasche Zerrüttung der Sippenverfassung, ohne entsprechend 
rasche Consolidierung der Familienverfassung, manchem Rechte, für dessen 
Ergreifung die Familie noch nicht genügend vorgebant haben mochte, den 
Boden entzog. Von diesem Standpunkt Hesse sich der Mangel der Geschlechts- 
Vormundschaft bei den Frauken vielleicht ohne Uerranzichung des Mutter- 
rechtes (s. Ficker in Ergbd. II. 528) erkiären und man könnte dabei jenen 
Schwierigkeiten, die Hübner (Krit. Vierteljahrschr. N. F. XVI. 38 ff.) aus 
allgemeinen Gründen erhebt, leichter begegnen. Der auffallende Mangel 
der Geschlechtsvormundschaft im fränkische Rechte ist jedenfalls ohne An- 
nahme einer ganz ungermanischen Entwicklung zu erklären. Wir werden 
uns mit dieser Frage bei Besprechung der Entwicklung des Immobiliar- 
rechtes, das ja mit der Sippengescbichte so vielfach zusammenhängt, zu 
befassen haben; römischer Einfluss auf die Wandlungen der fränkischen 
Geschlechtsvormundschaft ist von keiner Seite bewiesen worden. 

Die Einwirkung der Sippe auf die Eheschliessnng hat sich allerdings 
erhalten (man kann deswegen noch immer nicht von dem Bestände eines 
eigentlichen Familieurathes, wie ihn z. B. Pal um ho: II consiglio di 
famiglia S. 3, oder Qaly 1. c. 141 ff. annehmeu, sprechen). Sie hat speciell 
für die Witwenche eine sehr merkwürdige Ausgestaltung erfahren, der eine 
Verquickung germanischen und römischen Rechtes zu Grunde liegt 
(s. Brunner io Berl. Sitz. Ber. 1894 S. 563ff, 1289ff, Wolff in Mitth. d. 
Inst. XVII. 377ff. u. dio dort cit. Lit., ferner Brissaud 1. c. 1070); dieser 
Combination ist jedoch eine weitgehende Selbständigkeit im Vergleiche mit 
dem römischen Vorbilde nicht abzuspreeben (s. oben S. 45 u. 50), so dass 
die fränkische Entwicklung auch hier ihre eigene Bahn eingeschlagen hat. 
Abgesehen davon, dass die betreffende Norm nicht durchgedrungen ist und 
im IX. Jb. wieder die Zustimmung der Verwandten gefordert wurde, ist zu 
bemerken, dass diese gewaltsame Trennung des Erbrechtes von dem An- 
sprüche auf Reipus den allgemeinen Zügen der erwähnten Auseinandersetzung 
zwischen Sippe und Familie entsprach. 

‘) Das fränkische Erbrecht bängt noch mehr als das der Gothen, 
Burgunder und Langobarden mit dem Immobiliarrechte zusammen, da wohl 
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Dennoch hat die Sippe nicht alle Bedeutung zu Gunsten des 
Staates, der Familie und der Ansiedlungsgenossenschaft verloren; 
der Rest ihrer Competenz geht weit über den Begriff eines 
rechtshistorischen Überlcbsels hinaus, denn er bleibt für die 
weitere Entwickluug vielfach mitbestimmend. Dieser Umstand, 
sowie die Gestaltung der einzelnen Überreste der Sippenverfassung, 
bedeuten einen wichtigen Unterschied gegenüber dem römischen 
Rechte, in dem das Agnationsprincip einen vollen Sieg errungen 
hat, während im fränkischen Rechte (ebenso wie in andern 
germanischen) manche Consequenzen des Verwandtschaftsrechtes 
der Cognation belassen blieben.') Selbst da, wo römischer Einfluss 
auf die Art der Abschwächung der Sippebedeutung eingewirkt 
hatte, ‘^) liegt doch selbständige Entwicklung vor, die insgesammt 
zu einem unrömischen Gebilde führte, zu einem Resultate, welches, 
trotz der im fränkischen Reiche der Sippenverfassung sehr ab- 
träglichen Umstände, germanische Eigenschaften verräth, daher 
auch die Kraft des fränkischen Rechtes gegenüber dem römischen 
erweist.'') 


nirgeads das letztere so sehr auf die AuaeinandersetzuDg zwiachen Sippe 
und Familie eingewirkt hat, wie bei den Franken. Der Kttckgang des 
Sippenerbreebtes za Gunsten des Familienerbreebtes und das ZnrUckgreifen 
desselben wieder auf die Sippe lässt sieb daher u. E. nur in Anlebnung an 
die Gesebiebte des immobiliarreebtes erläutern; wir beschränken uns hier 
nur auf die Behauptung, dass es der stark Übertriebenen Heranziehung des 
Hutterreebtes nicht bedarf, dass aber die von Ficker I. c. I. 47Z hervor- 
gehobene Verschiedenheit der Zählung je nach dem Zwecke, sowie die 
Folgen dieser Verschiedenheit, eine desto grössere entwickungsgeschichtlicbe 
Bedeutung haben. — Aus analogen Gründen müssen wir auch auf die Be- 
sprechung des Wartrechtes und des Repräsentationsrechtes verzichten, was 
allerdings für die vorliegende Untersuchung nicht gleicbgiltig ist, da die 
Frage der eventuellen römischen Beeinflnssung des Kepräsentationsreebtes. 
ebenso wie der verschiedenartigen Behandlung von Männern und Weibern, 
schon hier zu beantworten wäre (s. jetzt Brunner in Festg. f. Dernbnrg 
und Dult zig: D. dentsche Grunderbrecht.) 

*) s. Heusler 1. c. II. 272, 274. 

8. oben S. 808. A. 1. hinsichtlich der Einwirkung der Sippe auf die 
Eheschliessung. 

Dies ist umso interessanter, als die ganze Entwicklung sich bei 
den Franken zum Tbeile bereits im neuen Rahmen vollzog, während andere 
Stämme Gelegenheit hatten, sie nach und nach durchzumacben. So bat 
sich bei den Langobarden die Sippenverfassung derStammesverfassnng einiger- 
maassen eingliedern lassen (s. Th. II. S. I30f.), wenn auch unter grossen 
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Besser als die Sippe , vermochte die Familie diesen 
Wandlungen zu widerstehen nnd die durch den Verfall der 
Sippeverfassung angebahnte Individualisierung des Rechtes auf- 
zuhalten, sowie der Bereicherung des Rechtslebens Rechnung 
zu tragen. Fiel auch das heidnisch-religiöse Band weg, so trat 
doch an seine Stelle nicht nur die christliche Hochsebätzung 
des Familienlebens, sondern ßberdies ein neues Kraftelement, 
das der Sippe versagt blieb, nämlich die wirtschaftliche Grund- 
lage, auf der sich die vielfachen Mundialverhältnisse entwickelten, 
die der Familiengewalt verschiedenartige Äusserungen er- 
möglichten. Da somit die Gefahren, die den Volks- und Sippen- 
verband untergruben, die Familie nicht betrafen, dieselbe vielmehr 
in der wirtschaftlichen Entwicklung neue Kraftquellen fand, ist 
auf dem Gebiete des Familienrechtes ein reicher Ausbau zu be- 
merken, der sich sowohl auf Kosten der Sippe, als auch zum 
Nachtheil der staatlichen Entwicklung, sowie insbesondere zum 
Nachtheil der Unmittelbarkeit der Beziehungen von Staat und 
Individuum vollzog. Man darf annehmen, dass die so geartete 
Bedeutung der Familie in den Rechtsquellen nur theilweise zum 
Vorschein kommt; sie geben Kunde über die typischen Institutionen 
des Familienrechtes, vermögen aber kaum die Kraft der Familien- 
cohäsion zu beleuchten, oder die heterogenen Erscheinungen voll 
zu erklären. 

Mehr als für andere Rechte gilt för das fränkische die 
Ansicht, dass das Eh er echt der Volksrecbte sich in einem 
Gährungsznstande befindet, was eben mit den EigentQmlichkeiten 
der fränkischen Entwicklung, insbesondere des Sippewesens, 
zusammenhängt;') das fränkische Eherecht weist, neben den 

Einbagsen; eg konnte auch zu einem gewiggen Qleichgewicbte zwigeheu 
Sippe und Familie kommen (I. c. ISSf.), weil eben die Sippeuverfaggung 
nicht plötzlich entwurzelt wurde, gondem die allgemeinen Wandlungen 
mitgemacht hat. Analog, wenn auch unter römigohem Einflugge nnd daher 
mit entgprechenden Untergehieden, vollzog gich diegelbe Umgegtaltnng bei 
Wegtgothen und Burgundern. Da igt gerade der Umgtand. dagg die Sippe 
bei den Franken, trotz ungttngtigerer Entwicklnnggmodalit&ten, einen g;roggen 
Tbeil ihrer Bedeutung beibebalten hat — vielfach einen gröageren aU ander- 
wärtg — gehr bezeichnend. Ea entgpriebt der Widergtandgkraft dea fränkigeben 
Rechteg, dagg dagjenige, wag nicht niedergernngen wurde, für die Folgezeit 
erhalten blieb und eich in den Tochterrechten fortpflanzte. 

t) g. Hengler 1. c. II. SS6. Daher auch die bedeutgame Incongmenz 
zwigehen den Erscheinungen der fränkischen und denen der nachfränkisefaen 
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Spuren von Raub- und Kaufehe, (grosse Fortschritte der Selbst- 
bestimmung der Frau bei der Ehcschliessung') auf, was man 
wohl damit erklären kann, dass es der Familie, die an der 
Sippe keinen genügenden Rückhalt fand, nicht gelang, eine 
germanischen Auffassungen und alten Traditionen entsprechende, 
aber auch dem spätrömischen Rechte genehme’^) Machtvollkommen- 
heit zu erlangen. Man vertritt oft die Ansicht, dass das fränkische 
Eherecht einer jüngeren Stufe angehört,'’) was insofern richtig 
ist, als man thatsächlich den Boden der allgemeinen germanischen 
Entwicklung zum Theile verlassen hat, ohne den der römischen 
betreten zu haben.^) Staat und Kirche haben an der Regelung 

Zeit, iu der mancbes, wae zeitweise eiagedämint war, zum Vorschein kommt. 
Man muss dabei nicht nur mit dem Unterschied zwischen dem officicll 
geltenden nnd dem zartickgedrängten, überdies durch die mangelhafte 
Auseinandersetzung zwischen Sippe und Familie gestörten Rechte rechnen, 
sondern anch mit der Verschiedenheit des Verhältnisses zwischen Sitte und 
Recht in den einzelnen Volksschichten. 

') B. darüber Op et in seinen beiden Aufsätzen und die dort angeführte 
Litteratur. 

Es ist bekannt, dass das spätrömiscbe Recht dem Familieninteresse 
und der Familiengewalt im Uebiete des Eberecbtes zu neuerlicher Qeltung 
verhalf. Damit hing auch die gesteigerte Bedeutung der Verlobung 
zusammen, deren Entwicklung durch Heynial (Kuuv. Rev. hist, de dr. fr. 
et etr. XX. 622ff.) geschildert wurde; man vergleiche L. R. Vis. C. Th. III. 
10. 1. Interpr. u. Epitt. Aeg. und Mon. AnderVerlobnng konntensich die beider- 
seitigen Familien besser bethätigen, sie gab ihnen mehr Gelegenheit dazu als die 
Eheschliessung (vgl. L. R. Via. C. Th. III. 6. 1.). Durch diese Umbildung 
wurde das spätrömische Recht zu jener Annäherung an das fränkische reif, 
die man im ehel. Güterrechte wahrnehmen kann (s. unten). 

’) s. darüber die AusfUbrungeu v. Dargun’s, Ueusler's und 
Schröder's. 

*) Ijetzterea gilt insbesondere für die Stellung des Concubinates neben 
der Ehe und für die damit zusammenhängende Rechtslage der Unehelichen. 
Hat auch das römische Vulgarrecht eine dem fränkischen Rechte praktiscli 
nahe Haltung eingenommen (s. Brunner in Sav. Ztschr. XVII. 29 f, 
XXIII. 198ff.), so ist doch die betreffende fränkische Ausgestaltung durchaus 
nnrömiseb. Der bekannte Ausspruch Gregors v. Tours (V. 20) stellt die 
Gleichberechtigung der unehelichen Söhne des Königshauses dem römischen 
Rechte entgegen (so m. R. Dahn VII. III. 432); sie gebt thatsächlich 
weiter als im römischen Rechte (s. Brunner 1. c. 4ff, 23ff.) und da sie 
sich im Familienrechte des Königshauses so kräftig äusserte (bis zur Ordin. 
V. J. 817; s. Sickel in Sav. Ztsclir. XXIV. llOff), so ist an römische 
Entlehnung gewiss nicht zu denken. Es liegt vielmehr eine Folgeerscheinung 
der anf diesem ganzen Gebiete sichtbaren Uährungszustände vor; das fränkische 
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der Ehe, insbesondere der Ehehindernisse, mitgewirkt.*) 
Hinsichtlich der Ehescheidung ist der kirchliche Einfluss 
nicht durchgedrungen die Einwirkung des römischen Rechtes 
machte sich in dieser Beziehung geltend,-’) wenn auch zweifellos 

Recht wurde dadurch au der Schaffung jeuer festeren Fomi, wie sie bei West- 
gothen (allerdings durch vielfach unhaltbare Unterdrückung der Sitte, die 
später zum Vorschein kam) und Langobarden gefunden wurde, gehindert. Aber 
trotz aller Gähriingserscheinungcn äussert sich in den verschiedenen Zweigen 
familienrechtlicher Gewalt der enge Zusammenhang zwischen Rechten und 
Pflichten; wir begegnen ihm auch im Eherechte, nämlich in der Institution 
des Errungenschaftsantheils. — Die Frage, inwiefern das fränkische Eberecht 
der Jüngeren Entwicklungsstufe angehürt, kann natürlich hier nicht ab- 
gesondert behandelt werden. Die Streitfrage: Verlobung und Trauung ist 
für unsere Untersuchung gegenstandslos. 

') Formell war das Eherecht bekanntermaassen weltlich, wenn auch 
auf den Ausgleich des weltlichen und kirchlichen Rechtes, wie ihn die 
Capitularion versuchten, die Kirche Einfluss nahm (s. Esmein: Le mariage 

I. 11.). Was die Ehehindernisse betrifft, so galten die meisten RemUhuugen 
der Regelung des Verwandtschaftshiiidernisses und der Entführung. Über 
das erstere s. Lüning 1. c. II. 546 ff, Esmein 1. c. I. 344 ff, vgl. Decr. 
Cbildeb. c. 2,; wegen Zählung der Grade im Eherechte s. Ficker 1. c. I. 
401ff, 514ff; über Uognatio spiritualis s. Esmein 1. c. I. 365. Die Eut- 
ruhrnng (L. Sal. 13, L. Rib. 34) erfuhr uuter kirchlichem Einflüsse strengere 
Behandlung (s. III. Synode v. Paris 557 c. 6.. Decr. Cbildeh. c. 4, Ed. Chloth. 

II. c. 18), woran auch der römische Einfluss betheiligt war (s. Schröder 
R. ü.* 358, Dahn I. c. VIII. IV. 138, Brunner 1. c. II. 669). Impotenz, 
zunächst nur durch die Kirche berücksichtigt (s. Gal; I. c. 109f\ wird dann 
auch seit 757 durch das weltliche Recht als Ebehindernis anerkannt 
(s. Esmein I. c. I. 235). Ehen mit Ketzern, Juden und Heiden werden 
durch das weltliche Recht geduldet (s. Löniug 1. c. II. 567. A. 3.) 

^ Die Unauflöslichkeit der Ehe hat erst in den Beschlüssen von 
Coinpi^gne und Verberie Fortschritte gemacht (s. Esmein I. c. II. 64ff), 
wenn auch schon das Cspit. von Soissons c. 9. die strengere kirchliche 
Richtung vertrat ; seihst die Bussordnnngen (s. Hinsebius; D. Ehescheidungs- 
recht nach d. angelsäcbs. u. fränk. llussorduung in Ztschr. f. dtsch. R. XX.) 
haben mit der weltlichen Praxis gerechnet, so dass eigentlich erst die 
Admon. gener. ex 789 und Capit. miss, ex 802. c. 22 einen kirchlichen 
Erfolg bedeuten. Die Beschlüsse der Synode von Nantes ex 658 sind unecht 
(s. Seckel in N. Arcb. XXVI. 39ff). Man kann also für die frühere Zeit 
höchstens von einer Einschränkung des dem Manne anstehenden Ebescheidungs- 
rechtes sprechen (s. Löniug 1. c. II. 621, Fahrner: Qesch. d. Ehescheidung 
56f, 64.). Auch die weltliche Competenz w-urdo gewahrt (s. Sohm in Ztschr. 
f. K. R. IX. 242f, Löniug 1. c. II. 626, Esmein 1. c. I. 12; vgl. F. Andeg. 57.) 

4) So in der Ansgestaltung der einverständlicben Scheidung; dieselbe 
wird im Breviar nicht ausdrücklich erwähnt (s. aber Interpr. zu L. R. V. 
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altjfermanische Bestandtheile trotz ihrer Zurttckdrängung bei- 
behalten wurden.') 

Die Mehrung des Besitzes hat die Bedeutung des ehelichen 
Güterrocbtes erhöht und demselben eine Ausgestaltung ge- 
sichert, die den beiden vorher erwähnten Grundzügen der Ent- 
wicklung des fränkischen Privatrechtes entsprach. Von dem 
Grundsätze der Verschiedenheit der beiden Vermögensmassen 
ausgehend,^) hat das fränkische eheliche Güterrecht die praktische 
Lösung der Schwierigkeiten, die sich aus der Absonderung der 
einzelnen Vermögeiisbestandtheile ergaben, •"*) in theilweiser An- 
lehnung an das römische Vulgarrecht gesucht,^) dem analoge 

0. Th III. 16. 1.), fand aber praktische Aiiwendnug in F. Tur. 19, Ändeg. 
57, Mark. II. 30, Senou. 47 (vgl. Löning 1. c. II. 613. A. 2.). Gegen das 
einseitige Scheidungsrecht der Frau lehnte sich das fränkische Recht, 
germanischer Tradition gemäss, auf (s. Lüning 1. c. II. 623). Das ger- 
manische Selbstscheidungsrecht wurde beibehalten (s. Fahrn er I. c. 6S), 
wenn auch Solenuitätszcugen diesem Rechte eine römische Form gaben. 
Im allgemeinen machte sich der römische Einfluss in der Festlegung der 
ScheiduugsgrUnde, sowie in der schriftlichen Form bemerkbar (s. Sohm: 
Trauung S. 6, Lüning I. c. II. 612ff, Schröder R. G.< 305, Dahn I. c. 
VIII. IV. 209 f). 

*) Ausser der Feindschaft der Verwandten der Frau, der sich der 
Gälte aussetztu, kommt insbesondere die zuerst von Grimm (R. altert. 443) 
angenommene, von lleusler (I. c. II. 292) bezweifelte und von Brunner 
(Sav. Ztsebr. XVI. iu3ff.) klargestellte Bedeutung der Unfruchtbarkeit 
der Ehefrau in Betracht. Trotz officieller Verdrängung hat sich dieser 
Scheidungsgmnd doch erhalten und ist von Hinkmar (bei Brunner 1. c. 106) 
ziemlich ausdrücklich als ein von der Kirche verworfener, von dem weltlichen 
Rechte jedoch geduldeter, bezeichnet worden. Die Erörterung der Rechts- 
stellung der Frau in der Ehe muss hier, mit Rücksicht auf den Zusammen- 
hang dieser Frage mit der Gesammtverfassung der Familie und der Sippe, 
unterbleiben. 

‘‘t) S. jetzt, ausser Schröder, namentlich Ficker I. c. II. 563 ff, 
IV. 302 ff. 

^) Diese Absonderung liess sich, namentlich wenn die einzelnen Bestand- 
theile grösser wurden, daher an praktischer Bedeutung Zunahmen, nicht gut 
beibehalten; man siebt dies schon am rechtlichen Schicksal des sog. Federwat 
(vgl. Brunner in Berl. Sitz. Berl. 1894. S. 566, Wolff in Mittb. d. Inst. 
XVII. 385ff); noch mehr aber an dem des Wittums bei unbeerbter Ehe; 
vgl. (ausser Schröder) Ficker 1. c. III. 360ff. 

‘) S. Heusler I c, II. 306, Esmein: M6I. d'hist. du dr. 37ff, 388ff. 
Viollet: Pr6cis*420, Brunner in Berl. Sitz. Ber. 1894. S. 563 ff, Tamassia: 
II testam. del. marito 69, Brandileone: Donatio propter nuptias 33 ff. Aus 
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Schwierigkeiten Vorlagen;') dnrcbgedrungen ist dies aber nicht^) 
und jedenfalls hat sich in den unteren Schichten, deren Rechts- 
verkehr keine genügenden zeitgenössischen Spuren hinterlassen 
hat, der Keim der späteren Frucht erhalten,'') die sich von der 
vorübergehenden romanistischen Beeinflussung frei machte. Ist 
es auch zu keinem Abschlüsse auf diesem Gebiete gekommen,') 


dem Umstande, dass das Vulgarrecht den Unterschied zwischen Donatio ante 
nuptias und Dos verwischt bat, wiil Tamassia (I>a Falcidia S. 0. A. 6) 
schliessen, dass die fränkische Behandlung dieser Frage, da sie an die vulgär- 
rechtliche anklingt, ungermanisch sei; man muss dieser Ansicht gegenüber 
auf die Brunner'schen Ergebnisse hinweisen, die durch Brandileone: Stndii 
preliminari dei rapp, patrimon. dei coniugi S. 18 ff. sogar noch eingeschränkt 
werden. Vgl. Mitteis: Reiebsrecht und Volksrecht 266ff. 

1) s. Brunner 1. c. 649ff, 556ff, 561 f; vgl. Mittels 1. c. 247 ff. 

“J s. Brunner I. c. 670ff. 

Namentlich bezüglich des Antbeils der Frau an der Errungenschaft, 
in Ermangelung einer Dos conscripta. 

*) Dem Abschlüsse stellten sich zweierlei Schwierigkeiten entgegen; 
die eine ergab sich aus den vermügensrecbtlichen Beziehungen der Ehegatten 
zu einander (ehel. Güterrecht im engeren Sinne), die zweite beruhte auf 
den vermügensrechtlichen Beziehungen der Ehegatten zu ihren Familien 
(beziehungsweise Sippen), insoferne die VermSgensbestandtheile von den 
Familien herrührten. Alle Schwankungen des Familien- und Erbrechtes 
1 heilten sich dem ehelichen Qüterrechte mit, dessen innerer Zusammenhang 
mit den Grundlagen der Sippen- und Familienverfassung, sowie mit der 
Verfttgungsfreibeit und auch mit Handlungsfähigkeit der Frau, evident ist. 
Die herrschende Lehre ist m. R. zu der Überzeugung gelangt, dass das 
Frauengnt nicht durch das Gut des Mannes aufgesangt wird, dass die Frau 
überhaupt in dieser Hinsicht besser gestellt war als in der römischen Ehe 
sub manu. Ebenso kommt aber in Betracht, dass das Franengut zum grossen 
Theil der Sippe der Frau entzogen wurde, da die Frau sogar über die Aus- 
steuer zu Gunsten des Mannes verfügen konnte (F. Andeg. 41 (40), Mark. 
II. 7, 17, F. Merk. 16, Lindenbr. 13; die wechselseitigen Verfügungen der 
beiden letztgenannten Formeln betrachtet Demuth (Wechselseitige Ver- 
fügungen S. 4.) mit Unrecht als Verbindung zweier römischen Testamente 
oder zweier römischen Schenkungen); die Gerade trat zunächst nicht als 
Erbabfindung auf (L. Sal. 100 bei Hessels) und erhielt diesen Charakter 
erst in karolingischer Zeit (s. Schröder: Ehel. Güterr. I. 120ff). Das 
fränkische Recht kannte weder ein gesetzliches Ehegattenerbrecbt, noch das 
langobardische Erbrecht des Mannes an dem Franengute, nahm also eine 
eigene Stellung ein. Ob aber gerade die Theilung des Wittums und über- 
haupt die Ansprüche des Mannes an dasselbe auf fremdrechtlichem Einflus.se 
beruhen, darf mit Ficker 1. c. III. 364 ff. bezweifelt werden; es ist gewiss 
auch für diese Frage der sippeii- und familienrechtliche Einschlag sehr zu 
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so haben wir doch Gelegenheit, die geringe Intensität der 
römischen Einwirkung im ehelichen Güterrechte trotz der sich 
häufenden Schwierigkeiten und trotz mancher Analogien, die 
das spätrömische Recht hier bot,') zu beobachten. 

Die wirtschaftliche Bedeutung der Familie war wohl geeignet, 
die Individualisierung aufzuhalten und ihr namentlich durch 
die väterliche Gewalt^) ein wichtiges Hindernis zu bereiten. 
Hehr als auf andern Gebieten des Familienrechtes konnte hier 
die alte Sippenstrenge fortgesetzt, oder sogar verstärkt werden.-') 
Wir begegnen auch thatsächlich Beweisen grosser Macht und 
bedeutender vermögensrechtlicher Beschränkungen;^) den letzteren 
aber entsprechen schon gegenseitige Beschränkungen des Vaters 
zu Gunsten der Kinder.*) Aus den niedrigen Mündigkeitsterminen 

berückHichtigen; vgl. ferner Ficker 1. c. IV. -29-2ff. - Überhaupt bat die 
durch Schröder» grundlegende Untersuchung angebahnte Gesanimtauffassung 
des ehelichen tTÜterrechtes seit Ficker eine noch viel zu wenig berücksichtigte 
Erweiterung erfahren, die eine allsoitige Neubearbeitung des ganzen I'roblems 
nothwendig macht. 

') Insbesondere ist die Analogie hinsichtlich des Erfordernisses der 
Dotirung der Frau vielleicht doch nicht in dem Sinne zwingend, wie sie 
Brutinor aunahm; ?. dagegen Ficker 1. c III. 350f. und sehr eingehend 
Hrandileonc: Studii preliminari dei rapp, patrimon. dei coniugi S. isff 
Gegen Lcfebvro's Überschätzung des kirchenrechtlichen Einflusses, m. K. 
Meynial in Nouv. Rev. hist, de dr. fr. et etr. XXV. 360 ff. 

Es wäre vielleicht richtiger, im allgemeinen von elterlicher Gewalt 
zu sprechen; s. Ficker in Ergbd. II. ,W3ff. und Erbenfolge I. 166f. Opet 
in Ergbd. III. yf. u. V. § 1 ; and. Ans. Heusler 1. c. II. 43‘2f. 

Denn die väterliche Gewalt wurde durch die Sippe jedenfalls be- 
hindert; es wirkte wohl auch nach Zurückdrängung der Sippe die alte 
Tradition insoferne nach, als doch die Sippe (selbst die der Frau) auf die 
Hausfamilie Einfluss übte (s. Vanderkindere in Bull, de l'Acad. Belg. 
1388 S. 858), aber dennoch kann man von einer wirklichen Anlehnung des 
Uaiiskindes an die Sippe nicht sprechen und die directe Beziehung zur 
Staatsgewalt ist noch nicht vorhanden. Deswegen hätte, wenn nicht andere 
Hindernisse eingewirkt hätten, die Familiengewalt in diesem Stadium ein 
freies Feld gehabt. 

*) 8. Schröder R. G.‘ .•i-21 ; vgl. Cap. Extr. Sal. 8, L. Rib. 74, Cap 
legi sal. add. ex 819. c. 5; s. Du I’lessis de Grenedan; Hist, de l'autor. 
paternello 201 , 342; vgl. auch L. R. V. C. Th. III. 3. I. Interpr., L. R. 
Cur. XXIV. 8. 

*) Diese Frage ist durch Ficker's Forschungen auf eine neue Grund- 
lage gestellt worden, die hier nicht besprochen werden kann. In interessanter 
Weise hat Alex. Gäl (D. Ausschluss d. Ascendeuten S. 8ff.) die hausherrliche 
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hat Brissand') mit Recht auf grosse Familiencohäsion und 
auf Schlichtlieit des Y erkehres geschlossen.^) Die Vormundschaft 

Gewalt, die er ala einen abgesonderten Gegenstand des erbrecbtlichen Über- 
ganges betrachtet, von den inneren Verh&Itnissen des Hauses und seiner 
Mitglieder unterschieden. (Für diese Auffassung lässt sich die Bestrafung 
eigenmächtiger Haarscbur an fremdeu Kindern in L. Sal. 69 verwcrtbun; 
denn daraus geht hervor, dass die Ausiihung väterlicher Gewalt als eine 
sehr reelle Berechtigung erschien.) Mau könnte dann sagen, dass ebenso 
wie die eheherrlicbe Gewalt doch nicht die Entwicklung eines von dem 
übrigen Vermögensrechte verschiedenen ehelichen GUterrecbtes gehindert, 
hat, auch die väterliche Gewalt nicht alle Theile des Vermögensrechtes 
umfassen musste, so dass trotz väterlicher Gewalt vermögensrechtliche 
Beziehung, insbesondere Vermögensgemeinschaft zwischen Vater und Kindern 
möglich war, woraus sieh die angedeuteten Beschränkungen ergeben konnten. 

S. Adler (Ebel. Güterr. u. Abschichtgsr, S. 9ff. u. 28) sagt m. R., dass 
zur Zeit des Gapit. ex 818 (819) die Kinder bei allen Stämmen des fränkischen 
Reiches einen Anspruch auf eine Quote des Hausgutes hatten. — über den 
Einfluss der Kirche auf die Schwächung der väterlichen Gewalt s. G a I y 1. c. 380 ff'. 

>) 1. c. 1170. 

s) Gierke: Dtsch. Privatr. I. 381. Ä. 3. fasst die niedrigen Termine 
nur als die frühesten (und oft hinausgesebobenen) Grenzen des wirklichen 
Eintrittes der Mündigkeitsfolgen auf. Die Termine sind auch bekanntlich 
später weiter gesetzt worden; s. Viollet: Hist, de dr. civ. ölOff. Der 
römische Einfluss mag für die Feststellung einzelner Alterstermine an- 
genommen werden. Dennoch kommt der wesentliche Umstand in Betracht, 
dass bei den Franken die Aufhebung der väterlichen Gewalt nicht mit der 
Erreichung des Alters zusammenbängt; s. Schröder R. G.‘ 322. A. 266; 

T. Turon. 24 ist trotz römischen Scheines unrömisch; s. Heus 1er 1. c. II. 
486. Für die Frage der Alterstermine kommt noch die Haarschur io Betracht. 
Potkanski hat in seinem Aufsatze Uber die Haarschur bei Slaven u. 
Germanen (Sitz. Ber. d. Krakauer Akad. Hist. pbil. Kl. Bd. 32, S. 352 ff.) 
m. R. behauptet, dass ein Zusammenhang zwischen der Haarschur und dem 
ersten MUndigkeitstermin aus der Fassung der L. Sal. 24 in Codd. 7— 9 zu 
entnehmen ist (a. M. B r u n n e r: R. G. I. 78); denn a contrario ist zu 
schliessen, dass für den Geschorenen 10 — 12jährigen Knaben schon das 
gewöhnliche Wergeid eintritt; aus L. Sal. 24. 6. geht aber überdies seine 
volle strafrechtliche Verantwortung hervor und da dieselbe ihn busspfliebtig 
machen konnte, der Bosspfliebt aber auch der Anspruch auf Bussenempfang 
entsprach, so folgt daraus mittelbar die Vermögensfähigkeit, die übrigens 
in L. Sal. 100. nämlich in der Bestimmung, wonach die Haarschurgesebenke 
Eigentum des beschenkten Knaben werden, ihre Bestätigung findet. Die 
weitgehenden Consequenzen dieser Vermögeusfähigkeit, die das langobardische 
Recht vermutben lässt (Roth. 156), fehlen im fränkischen Recht, das auch 
hier zu keinem Abschlüsse gelangt ist. Mit dem zweiten Mündigkeitstermine 
bringt derselbe Verf. diu Bartschur in hypothetischen Zusammenhang. 
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erlitt Abschwächungen, die naturgemäss weitergingen als die der 
väterlichen Gewalt.') Man kann darin abermals eine Begleit- 
erscheinung der erwähnten Auseinandersetzung zwischen Sippe 
und Familie, ebenso auch einen Fortschritt der individuellen 
Rechtsfreiheit erblicken; Verkehrsbedürfnisse steigerten die 
letztere, so dass sich ihr das Familienrecht nur nach Maassgabe 
dringendster Familieninteressen widersetzen konnte. Mit diesem — 
bei aller innerer Stärke — nach Aussen hin schwachen Auftreten 
der Familie, hängt wohl auch die geringe Bedeutung der 
Adoption''^) zusammen, die nur in der Affatomie für Erb- 
zwecke'’) eine praktische Verwerthung erfuhr. 


>) Dies äussert sich schon in der Möglichkeit, trotz Vormundschaft, 
einen andern gerichtlichen Vertreter zu bestellen; über Einzelnes s. 
Schröder I. c. 324. 

Ihre Hanptanwendnng dürfte sie doch als Scheinadoption zn 
Emancipationszweckeu gehabt haben; s. L. R. Car. XXIL 6; vgl. Brunner 
in Aufs. z. Andenken an Waitz S. 61. Für die Aufnahme von Findelkindern 
ist der römische Modus beibehalten worden; s. Dahn 1. c. VIII. IV. SOs. 

’) Die Affatomie (s. Schröder 1 . c. 337. A. 332) veranschaulicht in 
besonders auffallender Weise den Zusammenhang zwischen dem engeren 
Familienrechte und dem Erbrechte. Hat auch das römische Recht die 
Adoption nicht einheitlich ansgestaltet, vielmehr Unterarten gekannt, die 
noch im Justinianischen Recht nicht ganz überwunden sind, man daher nicht 
in allen Fällen vom Erwerbe väterlicher Gewalt sprechen kann (s. Hecker: 
D. Adoption S. 24), so ist die fränkische Affatomie ein interessantes Beispiel 
einer adoptionsartigen, aber nur einem speciellen Zwecke dienenden Rechts- 
einriebtung. Mit der Adoption bängt sie (s. v. Amira Erbenfolge t>0, 
Schröder I. c. 338) formell zusammen (s. Köhler in Ztschr. f. vergl. R. 
wiss. V. 429; die Rolle des Dritten versuchte neuerdings Brissaud 1 . c. 1&82 zu 
deuten;vgl. Schmidt: Affatomie S. 73ff, Auffroy: Evolnt. du testament an 
France 168, Cailiemer: Orig, et developpement de reiecnt. testam. 41ff). 
Es bandelt sich offenbar um den praktisch wichtigsten Zweck der Einfttbrnng 
eines Fremden. Sieht man, dass die germanische Verwandtschaftszählung 
je nach dem Zwecke, um den es sich handelte, eine verschiedene sein konnte 
(s. oben S. 306. A. 1.), so erscheint es durchaus nicht auffällig, dass die 
Möglichkeit bestand, für den Erbzweck allein, also für eine der vielen 
Verwandtscbaftsfunctionen, eine specielle Vorsorge zu treffen, die in der 
U. Sal. einen altertümlicheren Charakter aufweist, als bei den I.Angobarden. 
Der Verkehr hat sich der Affatomie bemächtigt nnd wie aus ihrer ribuarischen 
Form zu entnehmen (s. Heusler 1 . c. II. 626f.), ist sie zum brauchbaren 
Werkzeug von Vergabungen, sogar unter Ehegatten geworden, bei der man 
selbst schriftliche Form anwandte (s. Brunner in Sav. Ztschr. XVI. 79_ 
Auffroy I. c. 2U4ff.) Die Bereicherung des Recbtslebeus bediente sich in 
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Denn das Erbrecht hat, in noch höherem Grade als das 
eheliche GUteirecht, eine grosse Bereichernug zu verzeichnen. 
Sein Schwerpunkt rnhte nicht mehr in der Sippe, sondern in 
der Hausfamilie 0 und die Bedeutung des Immobiliarbesitzes 
hat die älteren Wurzeln des Erbrechtes verdrängt. Ist schon 
diese mächtige Einwirkung des Immobiliarrechte.s auf das 
Erbrecht unrömisch, so kommt noch mehr in Betracht die Art, 
wie sich die Verfligungsfreiheit^) neben dem Erbrechte des 


diesem Falle eines Institates, das einer ganc andern Ideenkategorie an- 
gehSrte; sollte es anfangs den Erbenmangel u. zwar unter äusserem Fest- 
halten an der Verbindung zwischen Familien- und Erbrecht (s. F. Tnron. S:t, 
Hark. II. IS, Merk. 46, Lindenbr. 18) ersetzen, so ist es später Uber die 
Grenzen des Familienrechtes hinausgekommen; vgl. meine Entst. d. deutschen 
Immobiliareig. I. 286 ff. 

') s. oben 8. 309. A. 1. 

>) Diese Tendenz entspringt dem Bedürfnisse des reicheren Rechtslebens 
und dessen Anforderungen, die theils alten religiUsen Ursprungs sind 
(s. Brunner in Sav. Ztschr. XIX. 120ff. Uber den Totentbeil), theils welt- 
lichen Rücksichten entsprechen. Praktisch tritt sie jedoch überwiegend in 
der Form von Verfügungen unter Ijebenden auf, selbst da, wo keine familien- 
rechtlicben Hindernisse bestanden (s. Auffroy I. c. 169; inwiefeme die 
Ficker’ sehe Ansicht Uber das Alter der VerfUgnngsfreiheit zutrifft, muss 
hier ans den mehrfach erwähnten Gründen unerOrtert bleiben.) Neben der 
Affatomie finden wir die Tbätigkeit der küniglicben Gewalt (sie wird ab- 
gewehrt in Chloth. II. praec. c. 2), namentlich aber die Schenkung mit 
Vorbehalt des Niessbrauchs (eventuell mit kilniglicher Bestätigung und 
Garantie; s. Hark. I. 13, Caillemer 1. c. 60 ff.), sowie die Schenkung 
post obitnm (s. Heusler 1. c II. Il8ff, Hübner: Die donatio p. obit. iGff, 
76ff, 144, Caillemer I. c. 60ff, 268ff.). Den Unterschied zwischen der 
betreffenden Schenkung nach römischem und fränkischem Rechte hat Hübner 
(I. c. 17 u. 46ff, tbeilweise gegen Heusler, vornehmlich jedoch gegen die 
ältere namentlich von Lüning 1. c II. 666 ff. vertretene Ansicht) klar gestellt; 
nur durch die Form, d. i. durch die Traditio cartae, die sich aus dem 
römischen Vulgarrecht« herleitet, kann man die römische und fränkische 
Schenkung für den Todesfall in Verbindung setzen, wobei aber die Ver- 
schiedenheit der Zwecke, denen in beiden Fällen diese Form diente, in's 
Gewicht fällt. Bei der Schenkung mit Vorbehalt des Niessbrauches liegt 
freilich eine Verwandtschaft mit dem constitutum prossessorium vor; 
s. Brunner: R. G. d. Urk. 1. 116ff; Hübner erklärt dies (1. c. 88) damit, 
dass es sich in der Regel um kirchliche Interessen handelte; wir sehen 
jedoch überdies, dass mitunter Schenkung und Vorbehalt des Niessbrauches 
getrennt werden; dabei treten die körperliche Übergabe an den neuen Eigen- 
tümer und die separate Einräumung des Niessbrauches an den bisherigen 
Eigentümer schon in nnrömiseber Weise hervor, während bei syinbolisdier 
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engeren Erbenkreises und der Magschail sowie dem Wartrechte*) 
geltend machte; gegenüber dem Übergewichte germanischer 


Übergabe die Salmanoen als Bürgen für die künftige Beaitzeinweianng 
dienen (s. Hübner 1. c. 107). Anaaerdem bedeutet die Möglichkeit der Ver- 
mischnug beider VerfUgungaarten (s. Hübner 1. c. 144fT.) einen Bruch mit 
dem rümiachen Cunatitutuin poaaeaaorium und beweiat aelbatändige Ent- 
wicklung (a. Leviaon in N. Arch. XXVll. 340f.), die deshalb, aiigesicbta 
der Auabildung von Rechtageaebäften, durch welche die rOmiachen Yerfügungs- 
arten wirtschaftlich ersetzt wurden, daa Testament entbehren konnte (über 
die Schwierigkeiten, mit denen das Testament zu kämpfen hatte, s. Qreg. 
Tur. IV. 61, V. 36, 46, VI. 3, 45, VII. 7.). Es ist also nicht richtig, wenn 
man für die Fortaebritte des fränkischen Erbrechtes in erster Linie den 
christlichen (so VVaitz I. c. II. II. 361) oder den rümischrechtlichen (so Dahn 
I. c. VII. I. 180) Einfluss geltend macht, wenn auch zuzugeben ist, dass 
die Kirche die Kraft des Erbenanspmebes bekämpfte (a. LOning 1. c. II. 686). 

') Das Erbrecht der Hausfamilie tritt natürlich in den Vordergrund. 
Über das Erbrecht der Unehelichen s. Brunner in Sar. Ztschr. XVII. 29f, 
XXIII. 198ff. Für daa Weibererbrecht hat Ficker die bekannten neuen 
Uesichtapunkte aufgestellt (wegen der Zurücksetzung der Töchter in der 
L. Cham. s. Heusler I. c. U. 577 u. Ficker I. c. IV. 68 f.), die nicht nur 

Tür das Erbrecht allein wichtig sind; s. hiezu Brunner in Sar Ztaebr. XXI. 

13ff, Dahn 1. c. VIII. II. 2.39. VIU.IV.212, Schröder; R. G.* 330. A. 307. 
Ob in diesem Falle (wie vielfach behauptet, von Ficker aber bestritten 
wird) auch für das fränkische Recht, ebenso wie für andere Rechte, römischer 
Einfluss anzunehmen ist, muss dermalen (ans den oben S. 309. A. I. an- 
gedeutetett Gründen), ebenso wie die Erörterung des Wartrechtea, des 
Repräsentationsreebtes, der Einzelerbfolgo. des Ascendentenanspmehes und 
der Gesammtsuccession (s. Uber die letztere Heusler 1. c. II. 637 ff.) ausser 
Betracht bleiben; Uber Erbtheilungen s. Mark. I. 20. II. 14, F. Sirmond. 26, 
Andeg. 64, Bign. 18, App. Mark. 39, Capit. ex 811. c. 7. Das wichtigste 
Problem dieses Gebietes betrifft natürlich die Auseinandersetzung von Sippe 
und Familie, so dass man mit dem gegenseitigen Verhältnisse von drei 

Factoren zu rechnen hat, d. i. mit dem Ansprüche der Magschaft, der 

Familie und des Individuums, überdies für letzteres mit dem Ansprüche auf 
VerfUgungsfreibeit. Es sei hier nur bemerkt, dass dieses Verhältnis nicht 
einzig als Kampf von einander gegenüberstebenden Ansprüchen zu betrachten 
ist, so dass die Lösung nicht blas einen Ausgleich widerstreitender privat- 
rechtlicher Ansprüche zu bedeuten hätte — sondern dass der ganze Process 
eine tieferliegende Grundlage batte und dass sich das Sueben nach Auskunfts- 
mitteln (selbst da, wo der individuellen Verfügung keine familionrechtlicben 
Hindernisse entgegenstanden) auf dieser gemeinsameu Grundlage entwickelt 
hat. Man muss hier an das öffentlich rechtliche Moment denken, das einer- 
seits beim Aufsteigeu des Immobiliarrechtes zu Gunsten des Privatreebtes 
(der Familie u. s. w.) zurücktrat, andererseits aber doch die volle Herrschaft 
des verwandtschaftlichen Elementes, sowie die Verhinderung iudiviiluelier 
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Elemente ist der Einfluss des römischen Rechtes auf die Yer- 
fOgungsfreiheit ein auffallend kleiner zu nennen.') 


Bethätigangsmöglichkeir, atürte. Der König bedurfte tur Verfügung Uber 
sein Vermögen keiner Theilnahme der Erben (s, Brunner I. c. U. 6H, 
Ueusler 1. c. I. 809f.); ob der Erbeneinspruch ausscbliesslich auf altem 
Rechte beruht, muss in anderem Zusammenhänge besprochen werden. Von 
seinem Standpunkte aus hat es neuerdings Tamassia (La Falcidia 8. 27ff.) 
in geistreicher Weise unternommen, die germanistische und speciell die 
frünkische Beschrilnkung des Erblassers an die missverstandene Falcidia 
anxulehnen. 

>) Han muss nämlich berücksichtigen, dass die fränkische Verfügung 
für den Todesfall überwiegend eine unwiderrufliche war (s. Qlasson 1 . c. 
III. 180, Anffroy 1 . c. 816). Bekanntlich bedeutet testamentum in der 
fränkischen Recbtssprache eine Urkunde und man kann auf die Zulässigkeit 
von Testamenten aus dem Capit. legg. add. ex 803 c. 9. nur schliessen, 
wenn man nicht an Testamente in vollem Sinne denken will; die unter den 
überlieferten Urkunden vorkommenden Testamente hat Anffroy 1 . c. 827 f. 
aufgexählt. Derselbe Forscher hat ( 1 . c. 831 ff.) nacbgewiesen, welchen 
Rückgang das römische Testament schon in den Epitomen xeigt, trotsdem 
das Breviar die einschlägigen Fragen behandelt bat. Es ist bervorznbeben. 
wie das römische Testament nach und nach die Widerruflichkeit einbüsste 
(I. c. 866 f.). wofür namentlich das Fideicommissum per epistolam ins Gewicht 
fiel (I. c. 878 f.); es kam in der Praxis der Vorbehalt des Niessbrauchs auf 
und im VIII. Jh. ist das eigentliche römische Testament in Gallien ver- 
schwunden (I. c. 886f.); die Stellung der gesetzlichen Erben erfuhr eine 

wichtige Änderung, weil man die römische Individualisierung ihrer Ansprüche 
fallen liess und dafür von gesetzlichen Erben insgesammt sprach (1. c. 333 ff.); 
es ist ferner bemerkenswert, welchen Wandlungen die Falcidia unterzogen 
wurde (s. Zeumer in Sav. Ztschr. IX. 20ff, Stonff in Nonv. Rev. hist, 
de dr. fr. et etr. XI. 873. A. 8.) und die neueste gründliche Untersuchung 
Tamassia's hat ( 1 . c. 30) zu dem Ergebnisse geführt, dass nur die Be- 
zeichnung römisch geblieben, das Institut selbst aber unrömischen Begriffen 
angegliedert worden ist. Auch die Testamentsvollstreckung erfuhr eine 

unrömische Ausdehnung (s. Auf froy I. c. 309ff.) und beruhte, wie 

Caillemer in einleuchtender Weise dargethan bat, auch bei den Franken 
(für die Langobarden hat es A. Schnitze dargelegt, s. Theil II. S. 197.) 
vorwiegend auf germanischer Wurzel; denn die betreffende Rückbildung 
des römischen Rechtes bat angesichts der Fusionierung der Testaments - 
eröffnung mit der Schenkungsinsinuation (s. Caillemer 1. c. I8ff.), Bahnen 
eingeschlagen, die zu einer Begegnung mit dem germanischen Rechte führten. 
Hag man auch den Unterschied zwischen dem Dritten bei der Affatomie 
und dem späteren Testamentsvollstrecker noch so sehr betonen, so giebt 
doch selbst Caillemer (1. c. 45) zu, dass dieser Hittelsmann, in viel höherem 
Grade als alle römischen Vorbilder, als Vorläufer des fränkischen Testaments- 
executors auznsehen ist. Han muss mit Caillemer (I. c. 61) Gewicht legen 
V. Hülban, Hüm. Hui-bt in don germ. Vulksstaaton. Ili. 21 
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So sehen wir das Individuain trotz Sippetradition und 
Familiengewalt, Dank den neuen Rechtsbedürfuissen, die zu 
reichfaltig waren, um im Rahmen der bisherigen Verbände be- 
friedigt zu werden, vielfach selbständig. Diese Entwicklung 

aaf den historiscben Zusammenhang zwischen der Seelgabe and dem 
VoUstreckangsorgan (za weit geht Brissaud 1. c. 1586, der das kirchliche 
Element iu den Vordergrand stellt), weil die Vergabung pro anima in 
germanischem Sinne einer Tradition bedurfte, für die das römische Testament 
unbrauchbar war; es musste also ein Ausweg gefunden werden, der sowohl 
die Sicherheit der Vergabung (also auch die aus der wirklichen Tradition 
hervorgehende Unwidermflichkeit), als den lebenslänglichen Niessbraucb, 
gewährleistete. Da das gallorömiscbe Recht ein Uber die l,ebensdauer 
hinausgebendes Mandat nicht anerkannte (s. Epitt Mon. und Seid, ad L. 

R. V. öai. II. 9. 19.), das fränkische Recht aber eine solche Stellvertretung 
noch weniger annebmen konnte, so musste der Salmann einen anders 
gearteten Auftrag erhalten (s. z. B. F. Senon. 50, Imper. 38), nämlich eine 
gegen jeden Dritten wirksame Gewalt (s. Bewer: .Sala, traditio, investitnra 

S. 71, Brunner in Forschgg. 32, Hübner: Immobiliarprocess S. 106 ff, 
Caillemer: 1. c. 154 ff.), welcher Anffassnngdas Vulgarrecht insofern beitrat, 
als der Testamentsvollstrecker dem Fideicommissarius analog behandelt werden 
konnte (s. Gl. paris. ad D. R. V. Gai. II. 7.: ,fideicommissarins est, qui 
per fldeicommissnm res debet ordinäre“; vgl. L. R. Cur. XXVI. l. mit 
L. R. V. Paul. IV. 1. 6.). Der Auftrag musste auch (wegen der Sicher- 
stellung der Vergabung und der Anwartschaft des Berechtigten; s. Heusler 
I. c. II. 120 u. Hübner in Donationes 46ff.) unwiderruflich sein. Diese 
fränkische Conseqnenz (Caillemer weist I. c. 2H3ff. mit Recht auf den 
betreffenden praktischen Unterschied zwischen der fränkischen und lango- 
bardischen Vergabung bin, sowie auf den Versuch die fränkische Praxis in 
Italien einznbUrgem) widersprach der römischen Auffassung; es hätte ihr 
ebenso die Widerruflichkeit wegen früheren Todes des Salmannes (s. Schröder: 
R. G.* 280f.) widersprachen ; diese die Anwartschaft des Bedachten gefährdende 
Consequenz lässt sich nur aus dem germanischen Immobiliarrecht« erklären, 
sowie andererseits der Grund des weitgehenden, geradezu principiellen 
Unterschiedes zwischen dem römischen Fiduciar und dem germanischen 
Treuhänder ebenfalls auf dem Gebiete des germanischen Sachenrechtes zu 
finden ist; denn m. R. bemerkt A. Schnitze (in Iberings Jahrbüchern f 
Dogm. Bd. 43. S. 13ff.), dass nach germanischem Rechte die wirkliche 
dingliche Rechtslage gegenüber Dritten nur insoweit maassgebeud ist, als 
sie offenkundig auftritt. Die Beschränkungen des Auftrages, die zugleich 
eine dem Willen des Gebers entsprechende Durchführung sicherten, ergaben 
sich aus den die Tradition begleitenden Verabredungen (s. Hübner 1. c. 67ff. 
126 ff.); soweit sie das Interesse des Bedachten betrafen, wurde die Einhaltung 
durch die Strafclausein der Urkunden, für die Kirche überdies durch die 
Publicität (s. Hübner I. c. 40) und durch die Ingerenz der öffentlichen 
Gewalt (s. Chloth. II. praec. c. 10) gewährleistet. 
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ermüglichte auch dem Sippelosen die Theilnahme am Rechts- 
verkehre und bahnte sie für den Fremden an. Zu einem nach 
irgend einer Richtung bestimmten Abschlnsse ist es jedoch nicht 
gekommen; weder zu einem, den directen Rechtsbeziehungen 
zwischen Staat und Individuum förderlichen, noch zu einem 
solchen, der es der Familie möglich gemacht hätte, die an sie 
gelangten sipperechtlichen Befugnisse voll zu wahren, zu festigen 
und den neuen Bedürfnissen anzupassen. Aber weder der Verfall 
der alten, noch die Anbahnung der neuen Zustände ist in römischem 
Sinne vor sich gegangen.') 

Theil weise anders gestaltete sich die Bereicherung des 
Rechtslebens auf den ausserhalb des Familienrechtes liegenden 
Gebieten, auf denen die alte Sippentradition nur mittelbar 
wirksam sein konnte und die Steigerung des wirtschaftlichen 
Verkehrs zu grosser Ausgestaltung Anlass gab, andererseits 
auch Erleichterung und Sicherung des Verkehres erforderte, 
wofür entsprechende Garantien entstehen mussten. 

In den Mittelpunkt des Vermögensrechtes trat das Immobiliar- 
recht, das nicht nur das gesammte Sachenrecht beherrschte, 
sondern, wie schon erwähnt, auch das Familien- und Erbrecht 
beeinflusste und überdies sogar für das Obligationenrecht wichtig 
wurde; da nämlich nicht nur die Beziehungen zwischen Immobilien 
und Mobilien, sondern auch die Beziehungen zwischen Sachen 


') Ea nrnaa nämlich daran erinnert werden, dass die Mehrzahl der 
Individuen der Einschränkung durch neue Verbände (z. B. Grundherrsebaft, 
a. oben S 131 ff.) auheimfiel. Somit iat also nicht nur die privatrechtliche 
Individualiaierung unvollkommen geblieben, sondern überdies ihre Entwicklung 
durch äussere Umstände durchkreuzt worden. Das aber ist unbedingt un- 
römisch; man muss vielmehr, mit Rücksicht auf die (oben 8. 132 ff.) 
besprochenen germanischen Elemente der Grundherrsebaft und der Immunität, 
diesen neuen Einschlag als einen den germanischen Ideen entsprechenden 
bezeichnen. So wie das Individuum ehedem durch volksrechtliche Verbände 
an der privatrechtlichen Bewegungsfreiheit gebindert war. so wird es nunmehr 
durch die neuen Verbände gebindert; beide Arten von Verbänden zeichnen 
sich aber durch ein gemeinsames Merkmal ans; sie reichen beide aus dem 
Privatrechte in das öffentliche Recht hinüber und tragen dadurch zur 
Schaffung jener eigentümlichen Beziehungen zwischen öffentlichem und 
privatem Recht bei, die wiederum ganz nnrömisch erscheinen. — Auf das 
genossenschaftliche Element können wir hier nicht näher eingehen. Dasselbe 
erhält durch die bodenrechtlichen Verhältnisse neue Impulse. 

21 * 
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und Rechten unter den PertinenzbegriflF fielen,') gelangte auf 
diesem Wege ein Theil des Obligationenrechtes in den Bannkreis 
des Sachenrechtes und zwar des Rechtes an liegendem Gut.'-) 
Angesichts dieses Umfanges des Sachenrechtes ist der von 
G i er k e^) für das ganze ältere deutsche Sachenrecht hervorgehobene, 
durch die fränkische Entwicklung bestätigte Einfluss der Eigenheit 
der Sachen auf die Prägung des Sachenrechtes,^) von grosser 
Bedeutung; es ist bekannt, wie sehr sich der Einfluss der 
Eigenheit der Sachen insbesondere in der Vertiefung des Unter- 
schiedes zwischen Mobilien und Immobien ausdrückte.'’) 

Die grosse Entfaltung des Sachenrechtes tritt jedoch nur 
theil weise hervor; dem formalistischen Geiste des Process- und 


') Allerdioga konnten auch Sachen die Fertinenz von Rechten bilden 
(s. die von Brunner 1. c. II. 169. A. 53 angeführte „pertinentia comitatua“ > ; 
aber abgesehen von der Heualer'schen Construction derartiger Rechte als 
Sachen (I. c. I. 341 ff.), wird anch sonst niemand bebanpten, dass in solchen 
Fällen das betreffende Rechtsverhältnis personenrecbtlichen Charakter an- 
genommen hätte; die Bedeutung der Immobilie überragte auch in diesen 
Fällen alles andere. 

Hit Recht bemerkt Gierke: Priv. R. II. so. dass Rechte unter den 
Begriff einer Uesammtaacbe fallen konnten, wodurch die Grenzen des Sachen- 
rechtes eine Krweiterung erfuhren. 

s) Priv. R. II. S. 1. 

*) Die Sachen erscheinen nach dieser richtigen Ansicht als selbständige 
Ausgangspunkte; sie erhielten eine auf ihr eigenes Wesen gegründete 
Rechtsstellung. 

**) Auf die neuerdings von Champeaux wieder behandelte Frage, 
hetr. die Entstehung der Unterscheidung zwischen beweglichen und un- 
beweglichen Sachen, vermag ich hier nicht einzugehen ; ich verweise vorläufig 
auf Stutz (in Sav. Ztschr. XX. 330ff.) und beschränke mich darauf, die 
Behauptung Champeaux, wonach die Unterscheidung zwischen Mobilien und 
Immobilien erst dem römischen Recht entlehnt sei, als eine rechtshistorisch 
unbewiesene zu bezeichnen. Man muss es Stutz danken, dass Michoisen's 
Hypothese, die er m. R. als eine verschollene bezeichnet, hervorgeholt 
wurde. Die Scheidung zwischen Mobilien und Immobilien kann wohl 
Gegenstand neuer Erörterung werden, aber nicht in dem Sinne, wie es 
(^ampeaux meinte. Wichtig erscheint die Bemerkung v. Amira's (in 
Recht S. 176), die sich gegen die Auffassung kehrt, als sei das Mobiliar- 
recht in unserem Sinne älter als das Recht an Grund und Boden; es werden 
thatsäcblich die Formen des Mobiliarrechtes zti wenig unterschieden. Die 
Scheidung zwischen Mobiliar- und Immobiliarsachenrecht hat der Handel 
besonders ausgenUtzt (s. Goldschmidt: IJniv. Gesch. d. H. R. 133) und zur 
definitiven .-Vusgestaltung wesentlich beigetragen. 
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Privatrecbtes entspricht die Scheidung innerer und äusserer 
Eigenschaften aller Rechtsverhältnisse und die besondere Berück- 
sichtigung der letzteren. Muss man auch sagen,') dass die 
Gewere nur das Kleid des Sachenrechtes gewesen und dass das 
materielle Sachenrecht von ihr nie verschlungen worden ist, so 
muss man doch in ihrer allgemeinen Bedeutung einen Beweis 
für die Wichtigkeit der äusseren Form im Sachenrechte erblicken; 
an diese Form knüpft das Bedürfnis der Veranschaulichung 
sachenrechtlicher Verhältnisse an, so dass sowohl jene Form, 
als auch dieses Bedürfnis, nicht nur Erbstücke, sondern vielmehr 
lebensfähige Entwicklungsmomente bedeuten, durch die der 
principielle Unterschied zwischen römischem und fränkischem 
Sachenrecht festgelegt wurde. 

Dies äussert sich nicht nur in dem Schutz dinglicher Rechte,'^) 
sondern auch in der Übertragungsart derselben, wofür insbesondere 
auf das Immobiliarrecht zu verweisen ist. So reichfaltig auch 
dessen Entwicklung ausgefallen ist und so neu diese 
Ausgestaltung zum grossen Theile war/') so trat doch gerade 


*) Gierke: Priv. R. II. 189; vgl. die einscblügigeD Sehrifteu von 
Heusler uud Huber; s. dazu Herbert Meyer: Eigentum u. Entwerung S. 1 11. 

Zutreffend spricht Hermaun (Orundelem. d. altgerm. Mobiliar- 
viudication S. 67 ff.) von dem Bestreben, die Rechtssicherheit auf die 
Pnblicität des Rechtes zu gründen. Für das Uobiliarrecbt ist jetzt, ausser 
der früheren, von Hermann I. c. verarbeiteten Litteratur, auf Heusler 
1. c. I. 384 ff, II. 909 ff, Huber: Gewere S. 60 ff., ferner auf Herbert Meyer 
1. c. (s. dazu J. Gierke in Ztschr. f. H. R. 32. S. 612ff„ v. Wretscliko 
in Hist. Viert eljahrschr. IX. 223 f, Rehme in Gött. gel. Anz. 1906. 
S. 977. und Gierke: Priv. R. II. 563ff.), sowie auf Brissaud 1. c. 
1201 zu verweisen; vgl, Schröder R. G.< 273. (Von der früheren 
Litt, wäre insbesondere Goldschmidt in Ztschr. f. Hand. R. VIII. hor- 
vorzuheben.) Cbampeaux ist durch Stutz (Sav. Ztschr. XX. 327 ff.) 
richtig gewürdigt worden. Man kann für diese Frage schon von einer fest- 
stehenden Meinung sprechen und man darf die im Texte ausgesprochene 
Behauptung des principiellen Unterschiedes zwischen römischem und fränkischem 
Sachenrecht, vom Standpunkt der wohl begründeten herrschenden Meinung 
vertreten. Zn berücksichtigen ist auch die von Bebrend (Anefang u. Erben- 
gewere) nacbgewiesene Brauchbarkeit des Anefangs für die erbrechtliche 
Erwerbung von Sachen. 

^) Die betreffende Erörterung muss der Darstellung der Geschichte 
des Immobiliarrechtes Vorbehalten bleiben. Ohne auf die Geschichte der 
einschlägigen Begriffe einzugeben, wäre vorläufig zu bemerken, dass schon 
Viollet (Hist, du dr. privö^S. 533) erkannt bat, dass man im alten Rechte 


Digitized by Google 



hier das Strebeu nach Veranschaulichung der Rechtsver- 
hältnisse, sowohl für die Übertragung,') als auch für den 

sowohl gewissen Wuricln individueller Berechtigung, als auch Gruppen- 
rechten hegoguct, was mit dem Neboneinandcrbestehen der beiden Snbjecte, 
des Individuums und der Gruppe, zusammenhängt. Andererseits muss man 
bemerken, dass einzelne bestimmte Arten von Berechtigungen entschieden 
fremdrechtlichen Ursprungs waren; so das Praecarinm; ebenso der Ususfmetus; 
s. Glasson 1. c. III. ItO. 

’) S. im allgemeinen Schröder: K. G.* •J76f. und die dort citirte 
Litterntur. Besondere Beachtung verdient neben der gerichtlichen Auflassung, 
die bekanntlich die Reebtswirkungen der realen Investitur ei langte und somit 
einen Fortschritt bedeutete, vom Standpunkte dieser Untersuchungen die 
Function der Urkunde. Es ist ein hervorragendes und allgemein anerkanntes 
Verdienst Brunners, die Bedeutung der Urkundenbegebung, also die Be- 
deutung der Urkunde für die symbolische Tradition uachgewiesen und den 
Zusammenhang mit dem römischen Vulgarrecht festgestellt zu haben (s. U. 
G. der Urk. I. 113 ff. u. in Forschungen 611 ff.); auch hat derselbe Gelehrte 
diese formelle Urkundenbegebung an der Hand der L. Rib. als ein Zugeständnis 
an das Formalitäts- und Publicitätsbednrfnis zu kennzeichnen vermocht (vgl. 
Forschungen 617ff; s. Zeumer in Sav. Ztschr. IV. 113ff; Voltellini bat 
sodann in Ergbd. VI. 158ff. der Mitth. d. Inst, den von Brunner besonders 
hervorgehobenon rätischeu Urkundentypus beleuchtet). Noch stärker hat 
Val de Liövre (Uitth. d. Instit. II. 467) die Selbständigkeit des germanischen 
Elementes auf diesem Gebiete betont, ja sogar die Vermutung nicht unter- 
drücken können, dass au der vulgarrechtlichen Umbildung des römischen 
Urknudenwesens germanische Ideen mitbetheiligt gewesen sein mögen; dass 
sie für Form, Anwendung und Wesen der Traditio cartae (man bedenke 
die Benützung der unvollständigen Cartu als Traditionssymbol) bestimmend 
waren, ist klar. In der Rolle, die die Carta bei Grundtraditionen spielte, 
bat die Entwicklung der obligatorischen Urkunde zur dinglichen Symbol- 
urknnde ihren Höhepunkt erreicht (s. Stouff in Nouv. Rev. hist, de dr. fr. 
et etr. XI. 278f.); sehr gut sagt Brissaud I. c. 1284, dass die Germanen 
.virent une tradition per cartam, lä ou il n'y avait pour les Romains qu'une 
traditio cartae“; die römischen Ansätze der traditio per cartam behandelt 
vom Standpunkte ihrer byzantinischen Fortentwicklung Brandileone: La 
traditio per cartam nel dir. biz. (in Stndi in onore di Vitt. Scialoja). Die 
gewonnenen Ergebnisse erscheinen bei Redlich (Hitth. d. Instit Ergbd. VI. 
57 f.) in einer neuen Fassung, die einen, aber nur scheinbaren, Widerspruch 
gegen die firunner'sche Ansicht bedeutet. Mit Rücksicht darauf, dass nicht 
der Abfassung sondern der Begebung der Carta die Hauptbedeutung zukommt 
die Fertigung aber erst nach Vollzug der formalen Handlung erfolgt reiht 
Redlich die Carta unter die andern bei der Tradition gebräuchlichen Symbole 
ein. Von da aus gelangt er zur Behauptung, dass rechtsdiplomatiscb der 
Hauptuntersebied zwischen Carta und Notitia in der subjectiven und wört- 
lichen Wiedergabe der I’arteierklärung liegt, weil die Carta nur so wie 
andere Symbole und nicht speciell dispositiv wirkt &uch nur beweist 


Digitized by Google 



327 


Schutz’) hervor; mau kann iii den betreffenden Erscheinungen 

(e« hat sclioii Bruuner 1. c. lieirorgebobon, dass es nutitiae gab, die 
von der Partei ausgestellt wurden, gegen die sich der Beweis zu kehren 
batte; s. auch Stouff 1. r. e70f.). Dabei wird augenscheinlich Uberseben, 
dass die Notitia eben niemals als Traditionssyinbol auftritt, ja Überhaupt 
nicht nnumgünglich ist, während die Üarta, wenn sie angewendet wird, ein 
ossuntielles Traditionssymbol ist, das vor andern Symbolen den klaren Inhalt 
voraus hat. Richtig ist dagegen Redlicb's z\nsicht (1. c. 8), dass die derart 
verwendete Carta wohl die Form, aber nicht das Wesen der römischen 
Dispositiv-Urkunde beibebalten hat; dabei wäre zu erinnern an die vorher 
erwähnten Ausführungen Val de Lidvre's; da die römische Dispositiv- 
Urkunde sachenrechtliche Anwendung fand, konnte ihr Wesen nicht unverändert 
bleiben. Darin offenbart sich eben das von Redlich m. K. betonte Übergewicht 
des germanischen Klementes in dieser Frage. Vgl. ausserdem Dahn 1. c. 
VIII. IV. 188 . Über die Verwendung des römischen Constitutum possessorium 
s. Brunner: R. (j. d. Urk. I. 116ff; vgl. jedoch oben S. 319. A. 2. Jedenfalls 
ist die Vermischung römischer und germanischer Elemente in der Traditions- 
form geradezu typisch für das gegenseitige Verhältnis beider Factoren. 

Nun muss wohl daran festgehalten werden, dass diese Übereignungs- 
funuen vornehmlich für den Privatverkehr galten; ebenso, wie man nicht 
annehmen kann, dass die vom Volke ausgehenden Landanweisungen an 
schwerfällige Formen gebunden gewesen wären, bat auch die Intervention 
der öffentlichen Gewalt bei der Affatomie die Vornahme der Übereignung 
fern vom Grundstücke ermöglicht; dasselbe gilt für die bannmässigo Ver- 
fügung (s. Sickel: Z. Gesch. d. Bannes S. 22ff.). Eine besondere Bedeutung 
kommt in diesem Zusammenhänge dem königlichen Praeceptum zu (s. Gierke: 
Priv. R. II. 26T. A. 3.); wenngleich Redlich 1. c. lOff. auch in diesem 
Falle das Vorangehen gewisser Formalhandlungen feststellt, so war doch 
das königliche Praeceptum auch ohne dieselben wirksam. Ohne auf diese 
Frage, die nur im Zusammenhänge mit der Geschichte dea Immobiliareigcntnms 
erörtert werden kann, hier einzugeheu, muss man doch bemerken, dass die 
dispositive Kraft der Köuigsurkunde, die nicht als Symbol benützt wurde, 
gewiss nicht an die römische Diapositiv-Urkunde anknüpfte, sondern an 
ganz andere Wurzeln. Wodon I. c. 89f. will einen unmittelbaren Zusammen- 
hang zwischen der in der L. Sal. behandelten Übertragung von Mobilien 
und der späteren Immobiliartradition bersteilen. 

Auch die Function des Treuhänders, die ebenfalls für die Tradition 
in Betracht kommt, ist, wie schon oben (S. 321. A. 1.) bemerkt wurde, eine 
unrömisebe. In Anlehnung au Ueualer I. c. I. 222, bat v. Es t reicher 
(Stndya nad hist, knpna w epoce frank. S. 99 ff.) den Unterschied zwischen 
dem Hauptzwecke der Treuhänderschaft (vom Standpunkt des Sachenrechtes) 
und dem Verbürgungszwecke schärfer hervortroten lassen. 

') Es genügt auf den bekannten Mangel durchgreifender Scheidung 
zwischen Possessorium und Petitorium hinzuweison, ferner auf den Mangel 
eines speciellen Schutzes der Gutgläubigkeit; s. Herbert Meyer 1. c. 293f. 
— Über die privatrochtliche Bedeutung des Königsbannes s. Sickel I. c. 2&ff. 
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des Immobiliarrechtes eine gereifte Frucht der im Mobiliar- 
rechte keimenden Ideen wahmehmen.‘) 

Zu den Schutzmitteln gehört die Verschweigung, 
die thatsächlich römischen Einfluss aufweist, aber doch 
die germanische Wurzel nicht verleugnet'') und in ihren 
verschiedenen Verzweigungen processrechtlicher und materiell- 
rechtlicher Art als ein eigenailig combiniertes^) Institut er- 


’) Dies )(ilt auch für die Schenkung, u&mlich sowohl für den Charakter 
des durch die Schenkung erworbenen Rechtes, als auch fUr den schwächeren 
Schutz, wie er namentlich der königlichen Qrundschenkung eigen war; 
Tgl. Schröder: R. G.* 284; es äussert sich darin der Mangel des abstracten 
Charakters einer EigontnrnsTermehrung und die der Schenkung innewohnende 
Eligenschaft der Zweckznwendung, die durch den wahrnehmbaren Zweck 
beherrscht wurde. 

^ Über Decr. Childeb. c. 3. s. oben S. &t und die dort (A. 1.) citirte 
Litteratur. Es ist nicht unwichtig, dass die fränkische Norm an das 
Dritthandverfahren anknüpfte, während L. R. Vis. C. Tb. IV. 12. einen 
ganz andern Ansgangspnnkt batte; namentlich ist das Verhältnis der 
fränkischen zehnjährigen Frist zn der in L. R Vis. C. Tb. IV. 12. § 6. 
normierten sehr interessant; vgl. auch Epit. Hon. Über c. 18 des Ed. 
Chloth. II. und dessen Röcksiebt anf kirchliche Interessen s. oben II. Tbeil 
S. 303 und hier S. 51. 

^ An die germanische Verschweigungsfrist (L. Sal. 45, 46) knüpft, 
wie soeben erwähnt wurde, Decr. Childeb. an. Die JahresMst, die in den 
Wirtschaftsverbältnissen ihre Begründung findet (s. Heusler 1. c. I. 57f., 
Viollet 1. c. 570.), kommt für die Frohnnngsfolgen in Betracht (Vgl. 
die von Immerwabr: D. Verschvreignng S. 2. angeführten Normen, wobei 
jedoch Frobnung und Verschweigung nicht genügend anseinandergehalten 
werden; auf L. Sal. 45 und 46 gebt Immerwahr überhaupt nicht ein und 
man muss Ueymann's Urtheil in Sav. Ztschr. XVII. 1S3. beitreten). Über 
die thatsächliche Dauer der Jahresfrist s. Fockema-Aridreae in Sav. 
Ztschr. XIV. 76 ff. 

*) Immerwahr verweist 1. c. 11 auf die interessante Combination der 
germanischen Verschweigungsfrist mit der römischen Verjährungsfrist in 
einem Placitum Tbeoderichs III. v. J. 67U. Partsch hat (Die longi temporis 
praescriptio) die weitgehende Umbildung im römischen Reichsrochte geschildert 
und dabei mit Recht die Übereinstimmung der Interpret zu Paul. V. 2. 3. 
bervorgehoben (1. c. 155). Damit bängt es zusammen, dass Chloth. II. c. 13 
für die dreissigjäbrige praescriptio nur justum initinm, aber keine bona fides 
forderte (vgl. Dahn 1. c. VII. III. 290, 313 f.); dieser Umbildung entsprang 
auch die kräftige (über das eigentliche römische Recht binansgehende) 
Function der longi temp. praescr. In Childeb. II. c. 3. tritt die inconenssa 
possessio wohl anf Grund der Entlehnung ans dem Vulgarrechte, aber doch 
(wie Partsch 1. c. 146 selbst zugiebt) dank der Anlehnung an die germanische 
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scheint.') Vom Eigentum hat sich frühzeitig das Pfandrecht 
als ein eigenes dingliches Recht abgelOst. Es erscheint schon in 
der L. Sal. als ein vom Eigentum verschiedenes, dem Sicherungs- 
zwecke dienendes Recht,'') im Gegensätze, beziehungsweise zur 
Ergänzung und znm Ersätze der persönlichen Haftung. Diese 
Trennung des Pfandrechtes vom Eigentum dürfte sich wohl 
zuerst im Mobiliairechte vollzogen haben,") wobei gerichtliche 
und anssergerichtliche Pfandnahme zu vei-schiedenem Erfolge 
führten; diese Verschiedenheit privatrechtlicher Folgen auf 
processrechtlicher Grundlage entspricht der Gesammtentwicklung.'*) 
Ohne auf die ältere Satzung hier eingeben zu können,^) wollen 
wir nur mit Egger^) bemerken, dass .selbst die jüngere Satzung 
als anticipierte Frohnung, mithin als unmittelbare Folgeerscheinung 
des fränkischen Königsbannes, zu betrachten wäre; ') dies erscheint 


Verschweianng auf. U. U. sagt daher Brisiaud I. c. 1263, dass man deu 
römiichen Einfluaa auf diese Entwioklang nicht übersch&tsen dürfe, da dieselbe, 
nur ,un effet de la marche generale da droit* war. Stobbe: Dtscli. 
Priv. R. I.’ 648 f. überschätzt den rümischen Einfluss; vgl. noch Gierke; 
Priv. R. 1. 311. 

') Hierher gebürt auch das sog. intertemporale Recht, dessen Normen 
bestimmt erscheinen, früher begründete Rechtsverhältnisse zu schützen und 
den Übergang zu neuem Rechte zu erleichtern ; es genügt, darauf hinzuweisen, 
dass Affolter (1. c. 122, 131) die ungenügende Gestaltung desselben bei 
den Franken dargethan und westgothische Beeinflnssung wahrscheinlich 
gemacht bat. 

8. Gierke; Priv. R. II. 809; er nennt es (1. c. 810. A. 2—6.) 
Sacbhaftuugsrecht und trägt dadurch seiner processrecbtlicheu Stellung 
Rechnung; vgl. Hensler I. c. II. 129, 201, v. Amira (bei PauP 132). 

^ Wir verweisen inzwischen auf Gierke 1. c. 966 und auf die sehr 
ansprechende Annahme (I. c. 809), das Pfandrecht sei ursprünglich ein dem 
Sicherungszwecke gemäss „gebundenes* Eigentum gewesen, wobei wir 
selbstverständlich vorläufig von dem Begriffe eines gebundenen Eigentums 
absehen müssen. 

*) S. Brunner 1. o. II. 4öOf., 455, 457, v. Schwind: Wesen und 
Inhalt d. Pfandr. 8. 11. Es apparirt hier der ältere enge Zusammenhang 
zwischen Privatrecht und Process. 

‘) Dieselbe hängt unmittelbar mit dem Immobiliarrecbt zusammeu. 
S. Brunner in Forschgg. 624ff. (über eine interessante Fortentwicklung), 
Franken; Franz. Pfandr. 170ff., Egger: Vermögensbaftung und 

Hypothek 316 ff. 

*) I. c. 136, 350; vgl. Meibom I. c. 76. 

’) Über die Vorläufer der jüngeren Satzung in fränkischer Zeit s. 
Heusler 1. c. II 147ff. (and. Ans. v. Schwind 1. c. 169f.); vgl. Brunner 
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desto bedeutsamer, als bekauiitlich im übrigen für die Autänge 
der jüngeren Satzung kein dinglichrechtlicber Charakter an- 
genommen werden kann;*) eine rümischrechtliche Beeinflussung 
des Pfandrechtes erscheint somit nicht annelimbar. 

Eine grosse Bereicherung hat auch das Obligationen- 
recht erfahren, dessen Entwicklung überhaupt mancherlei 
Analogien mit der des Sachenrechtes anfweist.'^) Doch ist als 
wichtiger Unterschied zu vei-zeichnen, dass, während die Fort- 
schritte des Sachenrechtes in allen, selbst in den neuen Er- 
scheinungsformen desselben, zur Verwirklichung überwiegend 
germanischer Grundideen führten, **) die Entwicklung des 
Obligationenrechtes eine thatsächliche Erweiterung des Gesichts- 
kreises bedeutete, eine Entfaltung, die nicht ausschliesslich auf 
alte Grundlagen zurückgeführt werden kann. 

Allerdings ging man von diesen alten Grundlagen aus;^) 

1. c. und in UruudzUge S. IS6. Sehr wichtig erncheint der Zusainmenbang 
der späteren franzüsiacben Iinniobiliarpfändniig mit der fränkischen niissio 
in bannum; s. Egger 1. c. Sit). 

') 8. Kranken 1. c. 4ff., v. Schwind 1. c. 171, Egger 1. c. 137. 

Diese Analogien können hier allerdings nur angedeutet werden. 
Es ist zu bemerken, dass in beiden Fällen ein Zusammenhang zwischen dem 
KUckgange der Sippe und der Individualisierung des Kechtes bemerkbar 
ist; denn ebenso wie die Entwicklung des Sachenrechtes (namentlich des 
Hechtes an liegendem Uut), erfordert auch die Entwicklung des Obligationeu- 
rechtes die Möglichkeit, das individuelle Kechtslebcn über die Grenzen des 
Verbandes hinaus erstrecken, im Verkehre selbständig Vorgehen und selbständig 
haften zu können. Daher die grosse Uedentung des Handelsverkehres, der 
diese Freiheit des Individuums voraussetzt. Weiter ist zu bemerken, dass 
der Formalismus des Obligationenrechtes ebenso wie der des Sachenrechtes 
auf dem gemeinsamen ÖffentlichkeitsbedUrfnisse, als einer Voraussetzung 
des Kechtsschutzes, beruht; dem entspricht es, dass die auf Erwerb von 
Sachen oder Rechten zielenden Handlungen in beiden Fällen nur den 
Anspruch auf Erwerb begründeten, nicht aber den Erwerb selbst. Es ist 
daher ebenso richtig als geistreich, wenn Kahler (Substanzrecht u. Wertrecht 
io Arch. f. civ. Prax. 91. S. 176f.) gegen die Annahme einer „Ohnmacht des 
Schuldrechtes“ auftritt; denn diese „Ohnmacht“ ist nur eine Äusserung 
allgemeiner „Ohnmacht“ der Rechtsordnung. 

So z. B. in der fränkischen Entwicklung des römischen Praecariums; 
8. L. M. Hartmann in Viertoljahrschr. f. Soc. u. Wirtsch. Geseb. IV. 34üff. 

Es genügt, auf die Grundtormen der „Fides facta“ und der „Res 
praestita“ zu verweisen. Zwar hat Thövenin (Nouv. Rev. hist, de dr. fr. 
et etr.^IV. 455 ff.) gegen den Formalveitrag Stellung genommen und selbst 
für die BusszahlungspHicbt der tides facta nur die Eigenschaft der Consequenz 
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es wurde aber die Lösung der Verbindung des Vertrags- und 
Processrechtes und eine auch äusserliche Selbständigkeit des 


einer schon bestehenden Obligation belassen wollen, doch darf man mit 
Esmein (Etudes sur les contrats S. B) und Anderen, diese Ansicht als 
genügend widerlegt betrachten; Sichel (Vertragsbruch S. 7 f.) betrachtet 
die fldes facta als Begründung verschiedenartiger Pflichten, die dnreh 
entsprechende Aufforderung des tiläubigers in Erscheinung treten; Lüning 
(Vertragsbruch S. 20IT.) will in ihr eine zweite Obligation mit selbständigem 
Inhalte erblicken und meint (I. c. Bf.), dass sie hauptsächlich processrecbtlicho 
und nicht eigentlich privatrechtlicbe Anwendung fand, wogegen Esmein 
(1. c. 77.) auf Quellen verweist, die eine enge Verbindung der fldes facta 
mit der festuca beweisen, wodurch auch Tbivenin’s Unterscheidung (I. c. 
70ff, 90.) hinfällig wird (vgl. Esmein 1. c. 70. A. 2, 77, 79. A. 2., Egger 
I. c. 403, 414.). Die Bedeutung der festuca vom Standpunkt der Wert- 
morphologie untersucht v. Kostanecki: D. wirtsch. Wert vom Standpunkt 
d. gesch. Forschung iSBtT, IBBff, 181. Zu weit geht jedoch Egger, wenn 
er (I. c.’414f.). mit Rücksicht auf die Unzulänglichkeit der rein privat- 
rechtlichen übligationsgrundlagen. annimmt, die fldes facta habe nur ein 
Ffandungsrecht des Gläubigers begründen können, während Puntsebart 
(Treugelöbnis 429. A. 5. und 439. A. 3.) wohl die Begründung der Obligation 
ablebnt, aber den Zweck, die Person haftbar und klagbar zn machen, 
anerkennt; s. jetzt Puntschart in Sav. Ztsebr. XXVI. 164ff. Trotz des 
von Egger tn. R. hiefUr betonten Zusammenhanges des executivischen 
Verfahrens mit der alten Friedlosigkeit, muss mau doch auf die Worte dos 
Richters in L. Sal. 50. .voluntatem tuam solve homini isto“ Gewicht legen; 
nur bedurfte eben das unterliegende Rechtsverhältnis jener Veranschaulichung, 
die es in der zum Delict gestempelten Sänmnis fand. Das strafrechtliche 
Moment ist, wie auch Egger (1. c. 413) anerkennt, ein Schutzmittel der 
Obligation; m. R. unterscheidet er (in Anlehnung an Briuz, dessen Aus- 
führungen in Götting. gel. Anz. 1885. S. 525 f. er zu neuen Ehren bringt) 
strafrechtliche und privatrechtliche Haftung, sowie ihre verschiedenen 
Entstehungsgründe; nur wäre zn betonen, dass die delictmässige Bussfölligkeit 
zur Feststellung des privatrech^icben Sachverhaltes diente, also ein Mittel 
zur Erreichung des privatrechtlichen Zweckes bildete. In diesem Sinne 
kann man mit v. Amira (Nordgerm. Oblig. R. I. 150) sagen, dass die 
Civilobligation durch strafrechtliche Steigerung realisierbar wird; diese 
Steigerung ist aber gleichzeitig das beste Mittel, die an und für sich schwer 
erkennbare privatrechtlicbe Verpflichtung zu veranschaulichen. Über die 
Franken 'sehe Theorie und ihr Verhältnis zu den Auffassungen v. Amira's 
und Brinz, s. Egger 1. c. 48flr. Wenn Köhler (1. c. 177) die Trennung 
von Schuld und Haftung (im Sinne Siegel's und Puntscbart’s) bekämpft, 
so sagt er doch selbst, dass für eine gewisse Stufe eine Pflicht, vom Loistungs- 
verspreeben nicht zurückzutreten, bestand; wenn er daun annimmt, es sei 
der Rücktritt zunächst eine Thatsache gewesen, der nicht beizukommen 
war und gegen die man sieb durch Festsetzung von Strafen wehrte, bis erst 
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Obligatioiienrechtes angebabnt,') freilich ohue Aufgeben des 
formalen Charakters, der auch auf der neuen Basis beibebalten 

später der Rücktritt wirkungslos wurde, — so kommt er der bekämpften 
Theorie in einem gewissen Sinne sehr nahe. Mao muss bei allen, Scbnld 
und Haftung betreffenden Auseinandersetzungen nebst den schon hinreichend 
herangezogenen rechtsdogmatischen Momenten auch das culturgescbichtliche 
Moment berücksichtigen; von diesem Gesichtspunkte findet v. Estreicher 
(Sitz. Ber. d. Krakauer Akad. d. Wiss. Hist. pbil. CI. Bd. 41. S. 248.), dass 
die Auseinanderbaltung von Haftung und Schuld in den primitiveren Ver- 
hältnissen volle Erklärung findet, während der Fortschritt von Cnltur, Verkehr 
und Recht zu engerem Anschlüsse zwischen Haftung und Schuld führt. 

Auch für res praestita ist die äussere Erscheinung maassgebend; 
konnte sie einerseits zweifellos verschiedene Verhältnisse umfassen (s. Esmein 
1 . c. 9., Sickel 1 . c. 8 .), so bedurfte sie andererseits ebenfalls der Erkennbarkeit 
die durch Nichtbefolgung der Kündigung gegeben war; über die betreffenden 
Ausführungen Immerwahr's s. J. Oierke in Sav. Ztschr. XX. 286.). 

Diese Grundformen werden schon durch ihren engen Zusammenhang 
mit Process und Strafrecht und durch das Übergewicht der äusseren Momente 
als Bestandtheile der alten Rechtsordnung gekennzeichnet. Über die Annahme 
romanistischen Charakters der fides facta s. oben S. 46; über die sacralen 
Wurzeln dos Gelöbnisses und deren Fortentwicklung in der Richtung des 
Unterwerfens des Schuldners unter die Macht des Gläubigers s. v. Estreicher 
1. c. 334ff, 34»ff, 3ö6. 

>) S. was Heusler I. c. II. 237 über die aussergerichtliche fides facta 
sagt; vgl. I. c. 242ff, 248f. M. R bemerkt Schröder: R. G.* 293 (vgl. 
Heusler I. c. 246.), dass hier der Fortschritt zu dem nnmittelbaren Schuld- 
vertrage früher als anderwärts erfolgte, während doch in manchen Tbeilen 
des Processreebtes die fränkische Entwicklung zurückblieb; so stand z. B. 
das fiänkisebe Recht hinsichtlich der Wadia im processnalen Vertrag auf 
älterer Stufe (vgl. Brunner 1 . c. II. .367. A. 10.) Egger ( 1 . c. 405ff ) verfolgt 
näher den von Brunner bemerkten Zusammenhang zwischen den Abspaltnngeu 
der Friedlosigkeit nnd dem ezecntivischen Verfahren, sowie die Nenernngeu, 
die in der Wadiation auf processrechtlichem und materiellrechtlichem Gebiete 
eintraten. Der Formalvertrag lehnte sich an die Form an, in der Delicts- 
bussen festgestellt wurden (s. Huber: Schweiz. Priv. R. IV. 831.). Man 
kann aber dennoch schon io den Leges einen Unterschied zwischen den 
Delictsobligationen und den Obligationen aus Verträgen bemerken, obwohl 
Strafclausoln und andere Sicheruugsmittel diesen Unterschied praktisch 
trübten; man kann schon Schadenersatz von der Busse scheiden (s. A. B. 
Schmidt: Grundsätze über d. Schadenersatz in den Volksr. 13 n. 16.), 
sowie die Entwicklung des Schadenersatzanspruches von der altgermanischen 
Basis ans (s. Heusler 1 . c. I. 64.) in den zunächst noch beschränkten 
Erscheinungsformen verfolgen; s. Schmidt 1. c. 41. über den Standpunkt 
von Ii. Rib. 70, 1 . c. 58 ff. über den Ersatz des gleichwertigen Gegenstandes 
in L. Sal. 9 nnd L. Rib. 70. 5, 1. c. 59 über die Restitution des entwendeten 
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wurde.') An dieser Entwicklung haben jedenfalls die wirt- 
schaftlichen Verhältnisse und die römischen Impulse mit- 
gewirkt; es sind neue Obligationsverhältnisse entstanden,") 


(iegensUDdes in L. 8al. 10. 8, 1. c. 61 Uber die vom römischen Rechte ab- 
weichende Noxae datio in L. Sal. 36, L. Rib. 46. Der einfache Schaden- 
ersatz ist (mit Heusler i. c.) gewiss als der primitive privatrechtlicbe 
Ersatz zu betrachten, da er nnr mit dem formellen Werte und nicht mit 
dem speciellen Schaden (s. jedoch was v. Inama I. c. 1. 198 Überschätzung 
sagt) rechnet; er bildet aber, da er ja eventuelle Nebenverabredungen nicht 
ausschliesst, eine brauchbare Grundlage für die weitere Steigerung. Durch 
die Sühne des Rücktrittes vom Vertrage (s. Köhler in Ztschr. f. vgl. R. 
wiss. III. 161.) erhielt das Parteiinteresse an dem Halten und Erfüllen des 
Vertrages einen grossen — und zwar rein vermögensrechtlichen — Spielraum. 
So konnte sich denn eine Trennung des Obligationenrechtes von dem Process- 
und Strafrechte bemerkbar machen (s. Sickel 1. c. in der Einl. u. S. 16.). 
Als einen Fortschritt in der Richtung zur Selbständigkeit der Obligation 
kann man mit Sickel (L c. 8f.) schon L. Rib. 62 betrachten, wo die Verzugs- 
Strafen sich aus der mora, ohne besondere Aufforderung, ergeben, so dass 
die Obligation (im QegensatZe zur L. Sal. de re praestita) keiner strafrecht- 
lichen Steigerung mehr bedarf. 

') Es ist da insbesondere auf das — ebenso wie im Sachenrechte — 
stets hervortretende Bedürfnis, das Rechtsverhältnis nach Aussen evident 
zu machen, hinznweisen. So wurde z. B. durch die Kündigung nicht nur 
die Vorenthaltung, sondern auch das unterliegende Rechtsverhältnis selbst 
evident (s. Immerwahr; Kündigung 24, vgl. Köhler in Jahrb. f. Dogm. 24. 
S. 294f.); der neuerliche Verkauf einer schon verkauften, aber noch nicht 
tradirten Sache, war strafbar, aber gütig, weil, wie schon erwähnt, der 
Vertrag nur einen Anspruch auf den Rechtserwerb begründete. Dieser 
Formalismus rechtfertigt die grosse Bedeutung der Bestärkungsmittel, 
namentlich der Oeschäfts- und Urkundszeugen, sowie die der gerichtlicbeu 
Wadiation (ebenso wie derBussschnld), trotz aller Fortschritte des Obligationen- 
recbtes, innewohnende grössere Kraft. Als eine wichtige Äusserung dieser 
grösseren Kraft erscheint der Umstand, dass für Vertragsscbulden ursprünglich 
weder Verknechtung noch Preisgabe bestand, wenn sie nicht verabredet wai 
(i. Brunner in Sav. Ztschr. XI. 9e.). Von entscheidender Bedeutung ist 
aber der fortgesetzte Mangel des Consensualvertrages und die oben (S. 326. 
A. 1.) erwähnte Umwandlung der römischrechtlichen Formen. 

'^) Gemeint sind jene, die der Erleichterung des Recbtslebens und der 
Umgehung formeller Schwierigkeiten dienen. So das Mandat (vgl. darüber 
auch Caillemer 1. c. 134 — 149, 424—430.), welches entweder in einer an 
römische Institutionen sich anlehnenden Form (sogar unter Erinnerung an 
die Gesta, z. B. Form. Arvem. 2, Turon. 20.), oder in germanischer Form, 
durch Übertragung von Rechten (z. B. Mark. I. 21, F. Senon. 50.) geschaffen 
wurde. Einen noch grösseren Fortschritt derselben Gedankenreihe bedeutet 
die Ermöglichung der Stellvertretung und der Cession durch die Ordre- 
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alte erweitert,') oder in ihren Folgen krätliger gestaltet 

claasel (s. Brauner in Fonchgg. 559 ff., Heusler I. c. I. 212ff, Qoldschmidt: 
Univ. Oescb. d. H. R. lS4f., vgl. Braudileone in Rir. di dir. comm. 1903 und 
1905.), die römischem Impulse entsprang (s. unten S. 330. A. 1.). Anzunehmen 
ist der von Goldschmidt (1. c. passim) hervorgebobene Einfluss rSmischer 
Handelstraditionen (Uber deren VergrUberung s. seinen Aufsatz in Ztschr. 
f. H. R. 35. S. 75ff.), wie er sich namentlich in der Vielseitigkeit der 
Commenda äussert (Wodon 1. c. 194 uimmt directen Zusammenhang zwischen 
dem Commodatum an Mobilien und der terra commendata an), aber auch in 
andern Fällen nicht fehlte; nur wird man wohl sagen dürfen, dass diese 
zahlreichen Handelsbräuche zunächst noch neben dem allgemeinen Rechte 
fortbestanden, ohne in dasselbe direct einzudringen, was erst im Mittelalter 
geschah. Jedenfalls war ihrer Erhaltung der tiefgehende Unterschied 
zwischen Immobiliar- und Mobiliarrecht sehr förderlich, weil sie sich im 
Gebiete des letzteren behaupten konnten, ohne durch die auf das Imroobiliar- 
recht speciell einwirkenden Verhältnisse behindert zu werden. In dem alten 
Genossenschaftsgedanken, der sich nicht nur in Sippe und Familie, sondern 
auch in der Grundherrschaft äusserte, fand die Societät eine brauchbare 
Grundlage (s. Viollet I. c 749ff; and. Ans. Goldschmidt: Univ. Gesch. 
2H5ff.). die allerdings in dieser Zeit noch wenig actuell wurde. 

>) Dies betrifft vor allem den Kauf; er wird (s. Esmein 1. c. 10) 
in der L. Sal. noch Zug um Zug vollzogen, es kommt zu keiner gerichtlichen 
Erörterung der Pflichten des Käufers und von den Pflichten des Verkäufers 
tritt nur die Evictionspflicht hervor; deshalb erwähnen die Kaufformeln in 
der Regel (s. jedoch F. Andeg. 2. und 3.) die erfolgte Zahlung des Preises. 
V. Estreicher hat (Studya nad hist, kupna S. 3f.) betont, dass als „Preis* 
oft eine Sache hingegeben wird, was die ungenttgende Scheidung zwischen 
Tausch and Kauf beweist, wenn auch derartige Tauschgeschäfte national- 
ökonomisch als Käufe fnngiren. Die Praxis begann die verbUrgte Zahlungs- 
pflicbt als Zahlung zu betrachten, was aber den realen Charakter nicht 
beeinträchtigt (s. Brunner: R. G. d. Urk, I. 273; vgl, Mark. II. 19.) 
ebensowenig wie die Zulässigkeit der Theilzahlung (s. Esmein 1. c. 15.). 
Einen wichtigen Schritt bedeutet die Trennung von Sala und Investitur 
(L. Rib. 60 kennt diese Trennung noch nicht); aber m. R. bemerkt 
V. Estreicher (I. c. 61.), dass die betreffende Haltung des üapitularienrechtes 
(Cap. leg. add. 818—819.) nicht als obrigkeitliche Neuerung, sondern als 
Ergebnis natürlicher Entwicklung zu betrachten ist. Dem Publicitäts* 
erfordernisse, das auch diesem Realgeschäfte eigen ist, dient die reiche 
Symbolik; wenn ancb die Urkunde, also ein römisches Werkzeug, so bäuflg 
neben oder sogar anstatt germanischer Symbole trat, so ist doch erwähnt 
worden (oben S. 326. A. 1.), dass die Verwendung dieses Werkzeuges 
germanischen Ideen entsprach. 

Eine fortschreitende Ausgestaltung hat auch die Bürgschaft erfahren. 
Von der Wettsatzung ausgehend, die dem Gläubiger den Bürgen nach 
Analogie der Sachhaftung zur Verfügung stellte, hat die Entwicklung 
einerseits die eigenartige Form der Selbstbürgschaft hervorgebracht, anderer- 
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worden.*) Uennocli bleibt es für den Charakter dieses 

aeita die Ansprüche des Bürgen gegen den Schuldner gesichert (s. fismein 
I. c. 82, Heusler 1. c. II. 251 f, Schröder: R. Ö.* 292.); sowohl die 
Möglichkeit der SelbsthUrgschaft, als anch die Zulässigkeit directer Betreibung 
des Schuldners (Esmein 1. c. 80; vgl. I. Capit. znr L. Sal. c. 10, L. R. 
Cur. XXII. 12.), haben den alten Charakter der Bürgschaft alterirt nnd die 
Urumllage für die spätere SchafTnng der Principalhaftnng des Schuldners 
gegeben; dass aber dabei die interessante Vereinigung zweier Rollen in der 
SelbstbUrgscbaft anftrat, kennzeichnet diese Entwicklung, die gleichzeitig, 
trotz aller Fortschritte, anch der Erweiterung der Wadiation bedurfte nnd 
dadurch diesem alten Institute desto grössere Bedeutung gab. 

Die einfachen Obligationsverbältnisse erwiesen sich somit entwicklungs- 
fähig; richtig fasst daher Wodon (I. c. 211.) das Verhältnis des römischen 
Einflusses zu den Orundlageu fränkischen Obligationenrechtes auf. während 
Ooldscbmidt (Univ. Gescb. 125.) den directen römischen Einfluss zu über- 
schätzen scheint. 

1) Diese Ausgestaltung betrifft namentlich die grössere Wirksamkeit 
des Vertragsrechtes. Über die hierher gehörende allgemeine Umbildung nnd 
Kräftigung des Wettrertrages s. Schröder 1. c. 295 (betreffs der bindenden 
Kraft der Wadis s. ansser der älteren Litt. Egger I. c. .S96f., der sich 
,S. 403ff. gegen Puntschart polemisierend an Heusler nnd Franken 
anlehnt); die Unterstellung des Wettvertrages unter das ordentliche Beweis- 
recht hat Heusler (1. c. II. 244) m. R. als Fortschritt bezeichnet. 

Specielle Bedentnng hat die Ausgestaltung der Rechtsfolgen durch 
Conventionalstrafen (s. oben S. 68ff; hiezu noch Wodon 1. c. 177, 
V. Estreicher in der eit. Abhandlung in Sitz. Ber. d. Krak. Akad. S. 3l9ff, 
323, Schröder I. c. 295. A. 123; Uber Sjögren s. H. O. Lehmann in 
Oruebots Beitragen 41; Uber die Einklagbarkeit der für den Anfechtnngsfall 
angedrohten Hulcta s. Dahn I. c. VIII. IV. 204; zu weit geht Löning 
I. c. 64, wenn er meint, das fränkische Recht hätte nur das Michtleistenwollen 
in Betracht gezogen.). Ihre formell römische Herkunft unterliegt wohl keinem 
Zweifel; die materielle Qmndlage hat v. Estreicher (I. c. 302. A. 1.) rechts- 
vergleichend besprochen. Es erscheint wahrscheinlich, dass die römische 
Conventionalstrafe hier einfach einem alten Bedürfnisse entsprach, desto 
mehr, als ihre (oben S. 68 ff. besprochene) Umbildung unrömisch war und 
den praktischen Verhältnissen angepasst wurde. Neben dieser nnrömischen 
Umbildung kommt für die Benrtheilung der Function der Conventionalstrafe 
,die Tendenz des Rechtes znr Schablone* (Heusler I. c. I. 64) in Betracht; 
denn anstatt besserer Individualisierung des Schadens zu dienen, ist sie zu 
einem Mittel der Schabionisierung von vornherein festgesetzter Schadenersatz- 
ansprüche geworden. Durch die Betbeiligung des Fiscus erhielt die erwähnte 
Umbildung vollends den Charakter objectiven Rechtes, der auch der königlichen 
Bestätigung von Verträgen (Mark. I. 13) anhaftete. 

Neben der Vertragsstrafe, die geeignet war. jede Obligation neuerer 
oder älterer Entwicklungsstufe zu festigen, ist die Exactionsclausel 
(s. Brunner Forschgg. 555 ff.) zu erwähnen, da sie die Einhebung erleichterte. 
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Fortschrittes bestimmend, dass sowohl die neuen Formen,') 

ferner die Executivurkunde (s. näcbstf. Anm.) and die Personalhaftang, 
als Qegenetand eigener Verabredung (s. r. Eetreicber 1. c. 313, Egger 
1. c. 422 ff.), da bekanntlicb der Zagriff auf die Person nraprttnglicb nur 
durch Delictsscbulden begründet werden konnte und überhaupt die in das 
Gebiet des Frocessrechtes fallende Entwickinng der Vollstreckung, die dem 
Obligationenrechte grössere Kraft lieh; diese Entwicklung hat (unabhängig 
von Brunner' 8 Abspaltungen der Friedlosigkeit, aber doch im selben Geiste) 
auf rechtsvergleichender Grundlage v. Estreicher (1. c 3llff.) behandelt 
nnd nachgewiesen, wie sich ans der, die Person und Habe ergreifenden, 
Haftung die vermOgensrecbtliche Verantwortung für die Leistung herans- 
krystalisirt hat. 

') Als wichtigste neue Form erscheint die Urkunde, da sie die alten 
Vertragsformen (ebenso wie die alten Traditionsformen; s. oben 8. 326. A. 1.) 
vielfach überschattete. Schon Esmein (I. c. 16) bat die dingliche Function 
der Urkunde (vinculum cautionis) betont, indem er insbesondere die Worte 
der L. Rib. 60: „per scriptnramm seriem sen per traditionem* hervorbob 
und diese Auffassung auf die spätrümische Praxis lurückfübrte. M. R. bat 
Stouff (Nouv. Rev. hist, de dr. ft. et etr. XI. 283) behauptet, dass die in 
fränkischer Zeit eingewurxelte Überzengung von einer derartigen Wirkung 
der Urkunde einen tieferen Grund haben musste, den er allerdings auch nur 
in der spätriSmiscben Bevorzugung der Schriftlichkeit suchte; demgegenüber 
ist, natürlich neben der römischen Tradition, mit Egger (I. c. 403, in An- 
lehnung an Brunner; s. hier unten) noch ein anderer Grund, nämlich der 
Zusammenhang dieser Function der Urkunde mit jener der Wadia (über den 
Zusammenhang der Urkunde mit der Festuca s. v. Kostanecki 1. c. 181.) 
anzuuebmen, so dass wir zu einer doppelten Grundlage dieser Erscheinung 
gelangen ; sie erklärt auch, warum die vulgarrechtliche Praxis jene wichtigen 
materiellrechtlichen Folgen haben konnte, obwohl einerseits die fränkische 
Carta sich formell weniger als die langobardiscbe an die römischen Vorbilder 
anlebnte (s. Brunner: R. G. d. Urk. I. 211 ff.) und andererseits der Zusammen- 
hang des Fonnaivertrages mit der Form der Feststellung von Delictsbussen 
nicht ganz verwischt war. 

Es genügt im allgemeinen auf die Brunner' sehen Ergebnisse 
(Forsebgg. 526 ff.) betreffs der Cautio binzuweisen; ist schon jede Cantio, 
die bei der Zahlung zurückgegeben, beziehungsweise durch eine litten 
evacuatoria ersetzt werden musste, eine Gegenleistung von formellem Werthe 
und musste sich die evacuatoria, je nachdem die f'autio ein Rectapapier war 
oder nicht, dem Sachverhalte verschiedenartig anpassen (I. c. 639.), so erscheint 
sie vollends in dem allerdings seltenen Falle Mark. II. 27, als Träger eines 
unersetzbaren Wertbes (I. c. 640.), was insoferne an die inneren Eigenschaften 
der Wettsatzang gemahnt, als ja (wie ebenfalls Brunner 1. c. 628f. nach- 
gewiesen hat) nicht die Urkundenforin, sondern die Urkundenbegebung 
in's Gewicht fällt. Gewiss diente die Urkunde häufig nur als bekräftigendes 
Zeugnis einer ohnehin durch Wadia oder BUrgenstellnng perfect gewordenen 
Ubiigation (I. c. 694). so dass man nicht ohne Weiteres von ihrer constitntiven 
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als auch die neuen Vertragsverhältnisse') von den alten 
formalen Ideen durchdrungen wurden. So hat sich dieses 
alte Moment nicht nur widerstandsfähig, sondern sogar 
kräftig genug erwiesen , um den neuen Erscheinungen 
seinen Stempel aufzudrücken; es ist durch den Fortschritt nicht 
hinweggefegt worden und hat seinen Wirkungskreis auf die 
neuen Producte ei-streckt. Der Aufschwung des Verkehrs wurde 
dadurch nicht behindert; es stellte sicli im Gegentheil in 


Wirkling sprechen kann und sie jedenfalls nicht als Mittel eines Ldtteral- 
vertrages oder einseitiger Scripturobligation betrachten kann (s. Wodou 
I. c. 235.); dennoch bringt sie dem Rechtsleben die Möglichkeit der Cession, 
ragt also unter allen Vertragssymbolen und Vertragsformeu, vor denen sie 
überdies den Vortheil der Klarheit voraus hat, besonders hervor. 

Was den Zusammenhang der Vortragsurkunde mit dem entsprechenden 
vulgarrömischen Vorbilde anbelangt, hat hekanntlich Qoldschmidt, der 
(in Festg. f. Gneist S. 70.) schon früher zugab, dass selbt das classiscbe 
Recht die l'rknndo als „Repräsentantin des Rechtes* zu behandeln geneigt 
war. dann (in Sav. Ztachr. Rom. Abth. X. 384 ff.) die Altertümlichkeit des 
Urdrepapiers hervorgidioben und (in Univ. Gesch. d. H. R. 80 f. A. 98, 387.) 
einen directen Zusammenhang der fränkischen Vertragsnrknnde mit dem 
Vulgarrechte behauptet. Han muss zageben, dass die Cautio und speciell 
auch die Cautio exigenda, dem spätrömischen Rechte bekannt war (L. R. 
Vis. C. Th. II. 13. 1. Interpr. und die von Brunner 1. c. 534 angeführte 
Stelle Greg. Tur. VII. 23, ferner Ed. Theodorici c. 122.) und gewiss zur 
Umgehung der Cessio in potentiorem benützt wurde (s. Brunner 1. c. 607.), 
ebenso wie zum Scbeindarlehen (vgl. Mitteis in Grünbnts Ztschr. XVU. 
559 ff.); es ist ferner hervorzuheben, dass die Exactionsclausel auch durch 
ihre Einfügung in die Strafclausel tnamentlich hei poena dupli) römische 
Herkunft annehmen lässt. Aber selbst dann muss man mit Brunner 
(I. c. 606 f.) sagen, dass erst das germanische Recht diesen Ansätzen neue 
Kraft und neue praktische Bedeutung gab; das aber ist rechtshistorisch 
ausschlaggebend; die Benützung dieses fremden Werkzeuges fiel selbständig 
aus uud entsprach germanischen Bedürfnissen und germanischer Auffassung 
der Geschäftsform; dadurch ist die grosse Entwicklung dieses in Rom 
jedenfalls noch schwachen Instituts zu erklären. Es ist schliesslich zu 
bemerken, dass während bei den Langobarden die römische Urkundenpraxis 
lebendig blieb (s. oben Theil II. S. 186.), dies im fränkischen Reiche nicht 
mehr der Fall war, so dass hier, wo überhaupt die Urkundenpraxis in neue 
Bahnen gerieth, auch die allgemeinen Gründe für eine Selbständigkeit dieser 
Entwicklung sprechen. 

‘) So z. B. machen sich im Mandat auch germanische Ideen geltend 
(s. oben S. 333. A. 2.); die Fides facta findet Anwendung beim Praecarium, die au 
und für sich neue Uession wird auf dem Umwege der Urknndenclauseln unter 
gleichzeitiger Einreihung der Urkunde unter die Symbole erreicht u. s. w. 

V. llalOan, ttOm. Kcrht in den germ. VnlkasUi.itcn. III. 22 
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karolingischer Zeit sogar die Nothwendigkeit beschränkender 
Regelung ein.') — 

Überblickt man die Gesammtentwicklung des fränkischen 
Privatrechtes vom Standpunkt der besprochenen Indivi- 
dualisierung, Bereicherung und Sicherung des Rechtslebens, 
so überzeugt man sich von der Wahrung des Grundcharakters, 
der in der Verbindung verschiedener Institute durch gemeinsame 
äussere Momente, in dem Mangel abstracter Begriffe des Personen- 
und Sachenrechtes, in dem Übergewichte des dinglichen 
Momentes, im Formalismus und Symbolismus, sowie in der Art 
der Individualisierung,'^) hervortrat. Die römischen Impulse 
wirkten vor allem wirtschaftlich und culturell, indem sie Be- 
dürfnisse steigerten oder schufen; die Befriedigung dieser Be- 
dürfnisse aber erfolgte in überwiegend selbständiger Weise. 
Denn neben diesen Impulsen fremder Gnltur wirkte die fränkische 
Staatsentwicklung in ihrer für das Sippewesen verhängnisvollen 
Übcrgangslosigkeit ; der mangelhafte Staatsbau erschwerte jede 
Scheidung zwischen öffentlichem und privatem Recht; die socialen 
und wirtschaftlichen Verhältnisse gewannen durch die Bedeutung 
des Immobiliarrechtes und durch die Vermittlung der Grund- 
hen-schaft desto grössere Macht auf privatrechtlichem Gebiete. 
Zu einem, der theoretischen Betrachtung genügenden Abschlüsse 
ist es also auch hier nicht gekommen; wohl aber kann man 
den in jeder Hinsicht hervortretenden Gegensatz gegen das 
abstracto Nivellirungsbestreben des römischen Rechtes und die 
individuelle Stellung der einzelnen Rechtsverhältnisse,'*) als eine 
für die weitere Zukunft wichtige und natürlich dem germanischen 
Ideengange entsprechende Erscheinung betrachten. Die sub- 
jective Gewalt des Berechtigten, allerdings abgetönt durch den 
sittlichen Reciprocitätsgedanken, bildet die Grundlage der 
systematischen Keime, die somit von vorneherein eine von der 
spätrömischen verschiedene Gestaltung verheissen. Wenn trotzdem 
praktisch römische Werkzeuge benützt wurden, so musste, eben 
wegen der grundsätzlichen Verschiedenheit der Ausgangspunkte, 

*) Zu erinnern an das Verbot von Sebeinverkäufen (s. Dabn 1. c. 
VIII. IV. 196.), ferner au die karolingische Wuchergesetzgebangilsopescul- 
Orekul: D. Wucher I. 99f, 122ff; vgl, Qoldschmidt in Univ. (iesch. 125.) 

'■*) S. oben S. 323. A. 1. 

3) 8. äoldschniidt: Univ. Oeseb. d. Handelsr. I. 132. 
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das Entlehnte eine . innere Ausgestaltung erfahren. Die An- 
ziehungskraft, die ein fertiges Product an und fUr sich ansQbt, 
wenn man der betreffenden Neuerung bedarf, hinderte doch nicht 
die Selbständigkeit, selbst da nicht, wo formelle Anlehnung an 
römische Vorbilder möglich war,*) auch nicht die Schaffung neuer 
Verkehrsformen neben den römischen, selbst wenn die römischen 
praktisch hinreichend gewesen wären.'-*) Muss man dabei an die 
Kraft der eigenen Keime denken, die es nirgends bei einer 
blossen Aufnahme fremden Rechtes bewenden Hessen, sondei-n 
sogar neben brauchbaren fremdrechtlichen Einrichtungen zur 
Geltung kamen, indem sie sich auch bei ungenügender Detail- 
entwicklung behaupteten,**) so darf schon deshalb die von nam- 
haften Forschem versuchte Zurückführung vieler Erscheinungen 
auf römisches Vulgarrecht, namentlich aber eine allgemeine 
Annahme römischer Herkunft aller jener Rechtseinrichtungen, die 
im Vulgarrechte analoge Vorbilder hatten, unsicher erscheinen.-*) 


Trotz der mehrmals betonten Übergangslosigkeit, die eine 
directe Anknüpfung der neuen Entwicklung an das alte Recht 
und eine directe Verwendung der alten Grundlagen in den neuen 
Verhältnissen erschwerte, zeichnet sich der fränkische Staats- 
und Rechtsbau durch eine eigenartige Selbständigkeit, durch 
die innere Verbindung seiner Neuerungen mit den alten, praktisch 
nicht mehr gut verwendbaren Ideen, aus. Das fränkische Recht 


') Lehrreich ist das Verhältnis des königlichen Praeceptum zur Carta; 
ersteres wirkt als Dispositivurkunde, obwohl es an kein directes römisches 
Vorbild anknüpft; letztere erfährt trotz römischer Vorbilder eine weitgehende 
Umwandlung. 

Dies gilt z. B. für die Schaffung der oben S. 319. A. 9. erwähnten 
Verfügungsformen von Todeswegen, die eigentlich neben der Anwendung 
der römischen überflüssig waren; sie bedeuten daher einen wichtigen Beweis 
einer durch die Vorbilder nicht behinderten Qestaltungsgabe. 

’) Es darf auf den Vergleich des fränkischen und langobardischen 
Familienrechtes hingewiesen werden; wenn auch letzteres weit mehr Details 
enthält und deshalb als Hanptquelle der Kenntnis germanischen Familien- 
rechtes erscheint, so ist doch nirgends der Aufbau des Familienrechtes aus 
der Sippe heraus so gut erhalten, wie in der Lex Salica. 

*) Wir kommen noch darauf zurück; s. Ergebnisse 

22 * 
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liat sich neuen Impulsen und Bedürfnissen nicht verschlossen; 
in seinem alten Vorrathe, der bereits eine gewisse Höhe und 
eine bedeutende innere Kraft erreicht hatte, fand es nicht die 
den neuen Anforderungen entsprechenden Mittel ; es hat sic auch 
nicht in diesem Vorrathe gesucht; aber ebensowenig in dem 
römischen, trotzdem derselbe schon durch die Westgothen und 
Burgunder den germanischen Bedürfnissen theilweise angepasst 
worden war; es griff auch nicht etwa zu vollständig neuen 
Mitteln; es entnahm vielmehr dem alten Ideenschatze das Roh- 
material für die neuen Einrichtungen. Die günstige Vorgeschichte 
hat dem alten eigenen Rechte Kraft gegeben; die plötzlichen 
grossen Wandlungen haben dennoch weder die Beibehaltung, 
noch eine folgerichtige Entfaltung des alten Rechtes für seine 
neuen Zwecke zugelassen; aber die ungebrochene Widerstands- 
kraft der den alten Institutionen zugrunde liegenden Ideen, hat 
denselben bei der Schaffung der nothwendigen Neuerungen eine 
hochbedeutsanie Rolle gesichert; mussten auch einzelne In- 
.stitutionen fallen, so lebten doch ihre Grundideen fort und sie 
verhinderten die Verwendung anderer — sei es römischer, .sei 
es völlig neuer — Grundlagen für den nothwendigen Bau. So 
war denn das Ganze weder altgermanisch im eigentlichen Sinne, 
noch ungermanisch; und zwar weder romanisch, noch von der 
germanischen Auffassung losgelöst; der Aufbau mag in der 
Detaildurchführung als originell und neu betrachtet werden; 
man muss jedoch gleichzeitig .seine germanischen Grundideen 
anerkennen; sie haben nur eine neue Form erhalten und das 
römische Material wurde dem principiellen Charakter des Baues 
in veränderter Gestalt eingegliedert.') Dadurch unterscheidet 

’) Dies richtet sich gegen die Auffassung, die im fränkischen Rechts- 
lebeu eine direkte germanische Fortsetzung erblicken will, ferner gegen jene, 
die hier eine Verleugnung des germanischen Elementes sucht, schliesslich 
aber auch gegen die Idee Falilbeck's, der eine völlig neue Schöpfung annimnit 
(s. oben S. 263. A. 1.). 

Viele Erscheinungen, die wir hier auf germanische Wurzeln zuriiek- 
führen, ohwuhl sie durchaus nicht sltgermanisch sind, könnten einfach als 
natürliches Ergebnis äusserer Entwicklungsmodalitäten angesehen werden; 
so der Aufschwung der königlichen Gewalt, das Lehenswesen u. s. w. 
(tewiss hatten die speciellen Umstände grossen Antheil an dem Hervortreten 
die.ser Erscheinungen; namentlich an dem Zeitpunkt des Hervortretens; aber 
an der Art haben doch die alten Ideen ihren Antheil. Han mag mit Fiistel.s 
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sich die fränkische Entwicklung sowohl von der gothiscben und 
burgundischen, als auch von der langobardischen, mit der sie 
übrigens manche Analogien aufweist.') 

Diese innere Kraft der fränkischen Rechtsgrundlagen hat 
zur Überwindung eines so gefährlichen Stadiums, wie die jähe 
Umwandlung des kleinstaatlichen Lebens in das eines Weltreiches, 
beigotragen; es ist, trotz merklicher Erschütterung, keine volle 
ümwerthung eingetreten. Mitgewirkt hat dabei allerdings die 
feste und unbehinderte Einwurzelnng, die freie Entwicklung im 
grossen Raume,'') die den Ankömmlingen sofort ein förmliches 
Heimatsgefühl eingeben mochte,-') sie auch veranlasste, sich, 
noch bevor sie dem Römertum näher traten, so gut es ging, 
oinzurichten, wodurch sie den später verstärkten römischen 
Impulsen') besser widerstehen konnten; eines Theiles der sonst 
schwierigen Aufgaben waren die Franken ohnehin überhoben.-'’) 

Die fränkische Rechtsentwicklung steht durchwegs im 
Zeichen der bedeutsamen Scheidung zwischen Staats- und Yolks- 
genossenschaft; durch die Aufnahme der Römer in die Staats- 
genossenschaft, durch die Verhinderung einer eigenen römischen 
Organisation, ist die Identität dieser beiden Begriffe geschwunden. 


.Anhängern sagen, dass das Lehenswesen nnd vieles andere durch die Um- 
stände bedingt war; die meisten Produkte dieser Art sind nicht gerade nur 
den germanischen Rechten eigen; die vergleichende Rechtswissenschaft hat 
sie bei vielen Völkern festgestellt. Man würde aber recbtsbistoriscli unrichtig 
verfahren, wenn man nicht untersuchen wollte, wie viel der Erscheinung 
eines auch anderwärts vorkommenden, daher dem menschlichen Geiste über- 
haupt nahe liegenden, Instituts, in diesem Falle germanisches auhuftet. 
Sonst wäre eigentlich jede rechtshistorische Untersuchung überflüssig, 
ebenso jede rechtsvergleichende. 

') Auf die Unterschiede in den Schwierigkeiten der I>age und ins- 
besondere auf den günstigen Umstand, dass das römische Kraftelemeut hier 
we.sentlich anders als in Italien geartet war, haben wir schon oben S. Iff. 
hingewiesen. Dem steht auf fränkischer Seite jene Schwierigkeit entgegen, 
die sich ans der Übergangslosigkeit ergab. 

■■■) 8. oben S. If. 

Es wurde dadurch der Mangel eines langsamen Überganges vom 
Volksstaate lum Grossstaate gewiss theilweise wett gemacht; die Wandlung 
war eine jähe, man hatte aber wenigstens den Eindruck eines defluitiven 
Erfolges. 

*) Nach dem Vordringen in das Centrum und den Süden Galliens. 

’’) s. oben S. '24'2. A. I. 
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Der genossenschaftliche Gedanke war aber zu lebensfähig, um 
durch eine Staatsidee unterdrückt zu werden. Das Königtum, 
das aus der Staatsverfassung Nutzen zog,’) hat andererseits 
auch den genossenschaftlichen Gedanken, natürlich unter Ab- 
änderung seiner volksrechtlichen Erscheinungsformen, heran- 
gezogen^) und seine neuen, den Staat schädigenden Bethätigungen 
geduldet, ja sogar gefördert.”) So kamen Grundideen des ger- 
manischen Rechtslebens in veränderter Art zu neuer Geltung; 
sie brachten die markantesten Erscheinungen des fränkischen 
Staatsrechtes hervor,^) stellten das persönliche Moment in den 
Vordergrund,”) was bei dem Umfange der nunmehrigen Be- 
rechtigungen zu abnormen Resultaten führte; das öffentliche 
Recht konnte seine individualistischen Momente, die zu privat- 
rechtlicher und privatwirtschaftJicher Verdichtung neigten.*) 
ebensowenig abstreifen, wie das Privatrecht seinen öffentlich- 
rechtlichen Einschlag. 

Im allgemeinen konnte natürlich im Staats- und Verwaltungs- 
rechte der Anschluss an das alte Recht schwerer als im Straf- und 
Processrechte, in diesen aber wieder schwerer als im Priratrechte 
durchgeführt werden. Denn der fränkische Staat ist kein Volks- 
staat mehr; seine Staatsgewalt war weder in der Lage, noch 
verpflichtet, an der Continnität festzuhalten; namentlich gegen- 
über den nicht volksmässig gewonnenen Gebieten und ihrer 
Bevölkerung. Andererseits waren die germanischen Traditionen 
zu stark, um einer abstracten Staatsidee Raum zu geben; diesen 
Traditionen verdanken die interessantesten Nenbildnngen ihr 
Überwuchern, obwohl sie selbstverständlich nicht direct mit den 
alten Einrichtungen Zusammenhängen. Das Ideal des Gottes- 
reiches sollte im kirchlichen Sinne einen ebenso unrömischen 

') Efl benutzte nämlich die Mittel der alten VoUuverfaseung für die 
ausgedehnten Staatazwecke und kam dadurch in die Lage, die herkümmlichen 
Beschränkungen abzustreifcn ; dies gilt z. B. für den Bann (s. oben S. 199), 
für den Königsschutz (s. oben S. IS7) u. s. w. 

Dio Gefolgschaft dnrchkrenzt, da sie den Sippen Mitglieder entzieht, 
eine volksrechtlicbe Genossenschaft, begründet aber einen neuen Verband; 
desgleichen das Lehenswesen. 

^ In Grandherrschaft und Immunität. 

s. oben S. 248 — 265. 

Dazu tnigen allerdings auch andere Umstände bei; s. oben S. 262. 

") Mit den Beschränknngen, die oben S. 252 angeführt wurden. 
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als uugermanisdieii SUatsbegriff herslclleii Mangels ent- 
sprechender Vertretung eines andern Staatsbegriffes war es das 
einzige höhere staatsrechtliche Programm; eben deshalb blieb 
es unverwirklicht und nur ideell praktisch; die germanischen 
Ideen hat es abgelenkt, jedoch nicht entwurzelt; die theokratische 
Ausschmückung brachte nur eine Vermehrung der Aufgaben und 
eine andere Begründung derselben, wirkte aber auf den übrigen 
Gebieten wenig und vollends nicht in römischem Sinne. So wie 
die Beibehaltung alter öiFentlich-rechtlicher Einrichtungen nicht 
immer ein Festhalten an der Vergangenheit bedeutet, so ist das 
Aufkommen neuer Einrichtungen durchaus kein Beweis vollen 
Bruches mit den Ideen der Vergangenheit.’) 

Die Betheiligung des Volkselementes an der Rechtsprechung 
hat das Straf- und Processrecht vor so weitgehenden Wandlungen 
bewahrt. Was hier dem königlichen Einflüsse eingeräumt werden 
musste, ist andererseits theilweise durch den Mangel entsprechender 
Durchführungsgarantien aufgehoben worden. Wohl bildete das 
spätere Schöffentum einen Übergang von der genossenschaftlichen 
Thätigkeit der aus der Gerichtsgemeinde hervorgehenden Rachin- 
burgen zu obrigkeitlichem Wirken von Organen, die nicht mehr 
die Genossenschaft vertraten; aber weder die Appellation, noch 
die Unterordnung der Gerichtsfunctionäre unter den Grafen, 
dessen Abhängigkeit vom Könige abgeschwächt war, boten volle 
Gewähr für die Beobachtung der gesetzlichen Neuerungen. 
Abgesehen von der kirchlich -romanistischen Einwirkung auf 
einzelne straf- und processrechtliche Institutionen, vornehmlich 
da, wo das Königtum daran interessiert war, gaben begreiflicher- 
weise diese Gebiete keine Gelegenheit zu einer über das Maass 
natürlicher Entwicklung hinausreichenden Änderung; dieselbe 
trug einfach den thatsächlichen Verhältnissen und Bedürfnissen 
Rechnung. 

Noch mehr gilt dies, wie wir bemerken konnten, für das 
Privatrecht, das von den aüf anderen Gebieten wirkenden 
politischen und staatsrechtlichen Änderungen weniger beeinflusst 

‘) So hat mau z. B. im römischen Kaiserreiche die republikaaischun 
Ämter beibehalten, nach wie vor von Senat und Volk gesprochen, obwohl 
kein Mensch darüber im Zweifel war, dass ein vollständiger Umsturz der 
Verfassung vorlag. 
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wurde und blos mittelbai- eine Rückwirkung der allgemeinen 
Entwicklung zn empfinden hatte, in jenen Theilen, die mit dem 
öffentlichen, socialen und wirtschaftlichen Leben zusammenhingen. 
Alle diese Lebensäussemngen wurden fUr die Rechtsinteressen 
und deren Ordnung wichtig; neben dem natürlichen Blutsbande 
der nachbarliche Verband, sowie die Gemeinsamkeit wirtschaft- 
licher und beruflicher Bedürfnisse; sie alle wieder von ver- 
schiedener Intensität, je nach Dauer und Umfang, sowie je 
nach den moralischen Momenten, durch welche die innere Kraft 
des einen oder des anderen Factors vermehrt oder vermindert, 
die Macht des betreffenden socialen Kreises verstärkt oder 
geschwächt wurde. Der Umstand, dass das Bürgertum und 
dessen verkehrsrechtliche Interessen dem Grossgrundbesitz und 
dem Bauerntum gegenüber zurückblieben, war für die Entwicklung 
des Privatrechtes wichtig und ermöglichte den landwirtschaftlichen 
Massen ein stärkeres Festhalten an alten Ideen. 

Die verschiedene Entwicklungsart einzelner Rechtsgebiete, 
und innerhalb derselben einzelner Recbtsinstitnte, hängt nicht 
nur damit zusammen, dass die allgemeinen Verhältnisse in 
einzelnen Richtungen verschieden wirkten, sondern auch mit 
dem verschiedenen Grade, in welchem man sich des eigenen 
Rechtes bewusst war. 

Legen wir somit das grösste Gewicht auf die Kraft alter 
Ideen, so werden wir dennoch den gallo-römischen Einfluss nicht 
unterschätzen dürfen. Anders als Gothen und Burgunder, die 
dem ROmertum eigene Organisation beliessen, aber auch anders 
als die Langobarden, die es förmlich ignorirten, haben die 
Franken dieses Element ihrem Staate eingeffigt und dadurch 
jenen gefährlichen Gegensatz vermieden, der anderwärts zur 
politischen Stärkung des Römertums beitrug. Ob anerkannt 
oder ignorirt, bildeten die Römer in den andern Staaten einen 
Fremdkörper; hier gingen sie im Staatsverbande auf; sie wurden 
weder zu Staatsfeinden, noch zu einer eigenen Macht; sie sind 
ungefährlich und doch nicht unnütz geworden. Ihre Des- 
organisation ') machte sie ungefährlich ; dennoch waren sie culturell 


') Hierzu kam daz durch die Deaorganiaation des Riimertums geförderte 
Aulleben der neben dem römischen Reichsrechte bestandenen Volksrechte; 
s. oben .S. 5. 
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uud staaläiechtlidi wicbtige Untcrtbaueu;') das zeitweise auf- 
tretende Streben nach Erhaltung der Eigenart wich praktisch 
dem Streben nach Angleichnng, namentlich da, wo dieselbe, mit 
Rücksicht auf das numerische Verhältnis, den Römern Vortheile 
verhiess.2) 

Durch diese Umstände'') ist zugleich die Art des römischen 
Einflusses bestimmt. Das fränkische Element hat gesiegt; es 
ist aber nur formell richtig, wenn z. B. Sohm^) diesen Sieg 
als einen ausnahmslosen hinstellen möchte. Man darf nicht 
übersehen, wie viele Waffen das siegende fränkische Recht dem 
besiegten römischen abgenommen hat, um sie zu benützen, 
eventuell gegen die römische Auffassung.*) Ist es auch schwer, 
eine restlose Bilanz aufzustellen, weil weder alle spätrömischen, 
noch die meisten altfränkischen Erscheinungen genau bekannt 
sind,^) so wird man doch selbst da, wo in den Neuerungen 
zweifellos germanische Ideen die Oberhand behielten, die Be- 
schleunigung der Entwicklung vielfach dem Umstande zuzu- 
schreiben haben, dass die Franken in der Lage waren, für ihren 
Ban römische Materialien zu verwenden. Die Schwäche des 
Römertums konnte die selbständige, römischer Auffassung oft 
entgegengesetzte, Verwendung solcher Bruchstücke nicht hindern. 
Zu einem eigentlichen Ausgleiche ist es nicht gekommen; aber 
mehr als bei den Langobarden ist doch das allermeiste, wenn 
auch nicht ganz ausgenützt, so doch in den neuen Kreislauf 
einbezogen worden ; vieles ist dann abgestossen, vieles erst später 


') AUerdmgä hat das KüniKtbum diesen Werth nicht genügend aus- 
genützt; denn es hat nicht die Reste der staatserhaltenden römischen Kräfte 
beraugezogen, sondern im Oegentheil die zersetzenden Auswüchse (wie z. li. 
die illegalen Privatherrschaften) geduldet. 

^ Umgekehrt konnte der Romanismns dort, wo er den Vorzug der 
Hodenständigkeit hatte, nicht überwunden werden. 

Dain kommt natürlich dasjenige, was wir über das gegenseitige 
Verhältnis im Einzelnen wissen. 

*) In Sar. Ztschr. 1. 

Wir sehen dies fast überall, wo Heranziehung römischer Vorbilder 
bemerkbar ist und haben auf die betreffenden Vorgänge bei Besprechung 
der Qrundberrschaft und Immunität, des Steuer- und Domänenwesens, des 
Urknndenwesens u. s. w. aufmerksam gemacht. 

") Dieses Hindernis, das kaum zu überwinden sein wird, hat schon 
Bickel in Westdeutsche Ztschr. IV. 337 f. hervorgeboben. 
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verwerthet wordeu. Daü Kaisertum beleuchtet iu auffallender 
Weise die fränkische Art der Verwendung römischer Stoffe, die 
Art, römischen Institutionen neuen Inhalt zu geben. Ohne der 
tropischen Wärme des Römertums unterlegen zu sein und ihr 
Recht romanisirt zu haben, durften doch die Franken dieses 
höchste Gut an sich reissen und der inneren Umwandlung, an 
der die römischen Impulse ihren Antheil gehabt, einen vorläufigen 
formellen Abschluss geben.') 


Das alles erscheint desto wichtiger, als es sich zum grössten 
Theile über den fränkischen Stamm hinaus geltend machte. Der 
principielle Charakter des Verhältnisses zwischen römischem und 
germanischem Rechte, wie es sich unter fränkischer Herrschaft 
gestaltet bat, wurde fhr das Rechtslebcn der anderen Stämme 
dieses Staates vorbildlich. 

Zwar fehlte den Franken ein für den Grossstaat taugendes 
Recht und weder das salische noch das ribnarische haben die 
zahlreichen Particnlarismen zu überwinden vermocht; auch dem 
Reichsreebte ist dies nicht gelungen;'') die kirchliche Form, 
in der man, unter Umprägung eines staatsrechtlichen Begriffes 
in einen politisch - religiösen, die Einigung sämtlicher Völker- 
stämme des Reiches anstrebte, hat ebenfalls der Rechtseinheit 
wenig gedient. Das Übergewicht des fränkischen Rechtes über die 
Rechte anderer Stämme reichte hin, um einzelnen fränkischen 
Institutionen allgemeine Verbreitung zu sichern, aber nicht, um 
alle Stammesrechte bei Seite zu schieben;") ein solches Resultat 
war bei der Urwüchsigkeit mancher dieser Rechte und bei der 
Unzulänglichkeit der fränkischen Staatsidee ausgeschlossen. 

•) B. Uierke: UenoBs. R. II. Uff. 

8. oben S. 250 f. 

Die ReeinflnsButig der andern gernianiacbeu Rechte des fränkischen 
Reiches ist ganz anders geartet, als das Verhältnis zwischen rOmischem 
und fränkischem Recht. Vor allem fehlt die Tiefe des Gegensatzes. Die 
fremdrechtlichen Bestandtheile des Frankenrechtes waren so aufgesogen, dass 
sie schon dadnreh den andern Germanen näher gebracht waren; das ger- 
manische Element des fränkischen Rechtes bildete die natürliche Brücke zu 
den andern Stammesrechten. Deshalb konnte das fränkische Recht auf die 
andern germanischen Rechte einen grSsseren hlinflnss ausüben, als das 
römische auf das fränkische. 
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Andererseits war das Ergebnis des Entwicklungsganges des 
fränkischen Rechtes so beschaffen, dass es sich vorzüglich dazu 
eignete, durcli die fränkische Macht weitergetragen und andern 
Stämmen mitgetheilt zu werden. Diese Stämme brauchten 
dann nicht mehr den ganzen Ideengang neuerdings durchzumachen ; 
sie konnten das Ergebnis, soweit es ihren Bedürfnissen entsprach, 
annehmen, beziehungsweise daran manches ändeni, es aber 
doch für ihre eventuellen Andernngen benützen. Dies gilt 
insbesondere für das Verhältnis zwischen römischem und ger- 
manischem Recht. Die betreffenden Probleme sind im west- 
fränkischen Reiche praktisch gelöst worden; in keinem der 
neuen Reichstheile hatten sie eine ähnlich grosse Bedeutung; 
so musste, bei aller Selbständigkeit der einzelnen Stammesrechte, 
in dieser Frage jene Lösung, die im Bereiche des fränkischen 
Rechtes erfolgt ist, für jene Stämme vorbildlich werden ; ') einen 
grösseren Spielraum hat keiner dem römischen Elemente ein- 
geräumt; mit Ausnahme der Alamannen und Baiern Oberhaupt 
keines einen nennenswerthen. So können wir uns denn hier 
kurz fassen und auf wenige Bemerkungen beschränken.^) 

Was zunächst die Alamannen betrifft, so war die 
Romanisirung ihres Gebietes, trotz erheblicher römischer Be- 
siedlung des Decumatenlandes und anderer Landstriche,'*) wenn 


') Han darf darauf verweisen, wie die Franken das westgothische 
Recht benützt hatten, indem sie — wenn auch mit der besprochenen 
Selbständigkeit — die von den Westgothen versuchte Anpassung des ger- 
manischen Rechtes an die neuen Bedürfnisse, znm Ausgangspunkte nahmen. 
Wenn derartige Anregungen unter fremden Staaten möglich waren (bekannt- 
lich bat das Qothenrecht auch in der Ueschichte des langobardischen und 
bairischen Rechtes eine bedeutende Rolle gespielt), so mussten Anregungen 
ans dem Bereiche desselben Staates, getragen von der Autorität des 
herrschenden Stammes, eine noch grössere Wichtigkeit erlangen. 

^) s. Vorwort. Insofern die Rechtsentwicklnng der übrigen Stämme 
des Frankenreiches für das Immobiliarrecht und die daran grenzenden Gebiete 
in Frage kommt, wird sie in dem betreffenden Zusammenhänge berücksichtigt 
werden; für den unmittelbaren Zweck der vorliegenden Untersuchung ist 
dies ans den hier und im Vorworte erwähnten Gründen untbunlich. 

'') S. in Tbeil I. S. 32 ff; vgl. Meitzen I. c. I. 362, Schultze: 
D. fränk. Gaugrafschaften Rbeinbaierns und Württembergs. S. Kenne: 
Gallo-röm. Cultnr in Lothringen und de.i benacbb. Gegenden (Jahrb. d. Ges. 
f. lothr. Gescb. IX. 156 ff.), Wolfram: D. Landkreis Uetz, ein Territ. aus 
röm. Zeit (Beil. z. Allg. Ztg. 1897 No. 118.) 
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auch theilwcisc staik, doch uogleichmässig; dagegen war die 
Desorganisation des römischen Elementes eine weit grössere als 
in Gallien. Es sind hier in fränkischer Zeit weit geringere 
Reste römischen Stadtwesens und anderer Einrichtungen bemerk- 
bar als in Gallien;!) ehemals römischen Ansiedler sind zurück- 
gewichen die numerische Übermacht des germanischen Elementes 
war eine unbestrittene. Die Alamannen sind weder einer Ver- 
wälschnng anheimgefallen, noch haben sie ein romanisches Idiom 
entwickelt. Bedeutend war jedenfalls der Bestand an materieller 
Cultur und der wirtschaftlich -sociale Einfluss derselben;"*) ihr 
stand aber die cousequente Entwicklung des alamannischen 
Elementes entgegen, das nicht mit der fränkischen Übergangs- 
losigkeit zu kämpfen hatte. Durch den fränkischen Waifenerfolg 
von 496 ist übrigens entschieden worden, wem die Auseinander- 
setzung der römischen Erbschaft in Gallien und am Rheine 
zuzufallen hatte.'*) Die Franken Übernahmen die Führung und 


') Natürlich mit AuKiiabme ilea im J. 536 gewonneneu gothiacli- 
romauischeu Gebietes; doch sind auch hier wichtige germanische Kinflnsse 
wahrzunehmen. Ficker hat 1. c. II. 12 f. 27, 79 den ostgennanischen Einschlag 
im rhätiachen Rechte behandelt, ebenso 1. c. II. 261 f, dessen Zusammenhang 
mit dem nordischen Rechte; ferner 1. c. II. 116 , 169, 162 behauptet, dass 
das rhätische Eintrittsrecht mit dem friesischen und uordschwedischen Uber- 
einstimmt; vgl. seine ÄusfUhrungen über die rhätische Verwandtenzählung 
1. c. n. 79. S5 und über das rhätische eheliche Oüterrecht 1 c. IV. 333ff., 
350 ff.. 470; s. auch Carlo Canetta: I rapporti della L. Rom. Utin. con la 
Lex Alam und hiezu N. Arch. XV. 218; ferner Jos. Egger: D. Karbaren- 
einfälle in die Provinz Rätien (Arch. f. üsterr. Gesch. Bd. 90.J 

S. Waitz 1. c. II. I. 269, Schulte: Üb, Reste roman. Bevölkerung 
in der Ortenau (Ztschr. f. d. Gesch. d. Oberrheins N. F. IV. 30011.), 
Birlinger: Rechtsrheinisches Alamannien (In Forsch, z. dtseb. Landes- 
und Volkskunde IV.). Dagegen will E. Halter (Beil. z. allgem. Ztg. 
28. Aug. 1902) im Eisass Spuren der wahrscheinlich nordischen Haruder 
finden, was ein wichtiges Gegengewicht gegen die Reste romanischer Be- 
völkerung bedeuten würde. 

Daraus, dass die Colonen in Alamannien dieselben Lasten tragen, 
wie bei den Römern (s. Meitzen l.c. 1.458} und dass hier die Liten fehlen 
(s. Brunner 1. c. I. 102. A. 40; vgl, aber 1. c. 240) ist eine .starke Nach- 
wirkung wirtschaftlich-socialer Vorbilder der römischen Zeit zu entnehmen. 

'*) S.Dahn 1. c. IX. I. 69; vgl. Pfis ter: Le duchö mirovingien d'Alsace, 
v. Laporte-Delaporte: Urigines fr. en Alsace, Witte: Z. Gesch. d. 
Dtschtums im Eisass (in Kirebhoffs Forschungen X. Bd.. 4. Heft ; hiezu Heyck 
iuBeil.z Allg.Ztg. 1898. No. 203), Wellers : Die Besiedlung des Alamanneu- 
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die alamannische Rechtsentwicklung;, mitsammt iliren römisch- 
culturellen und wirtschaftlichen Impulsen, ist unter fränkischen 
Einfluss getreten,') dem sich der kirchliche-') zugesellte. Die 
grosse Selbständigkeit des alamannischen Stammes im fränkischen 
Reiche hat sich nicht nur staatsrechtlich") geäussert; sie wirkte 
auch in den Ansiedlungsverhältnissen-') nach. Sie gab insbesondere 
dem alamannischen Rechte Entwicklungsfreiheit auf den un- 
politischen Rechtsgebieten, auf denen theilweise grössere Fort- 
schritte als im fränkischen Rechte wahrnehmbar sind;-^) diese 
Freiheit wurde aber nicht dazu benützt, um directem römischen 
Einflüsse Raum zu geben.") 

Iiindcs (iu WUrttemb. V'ierteljaUrsbefte 1898, liiezu Heyck in Beil. z. Allg. Ztg. 
1S99. No. 183), .Scliiber: German. Siedlnngen in Ix)tbr. (in .labrb. d. Ges. 
f. lotbr. Gesch. 1900). 

') i'ber die Ungenauigkeit der Grenzen zwischen Franken und Alamannen 
s. W'aitz I. c. II. I. &7fT; Uber den Einflus.s des fränkischen Rechtes auf das 
ältere alainannisclie Rocht s. Brunner 1. c. I. :<09f; Uber den Umfang des 
alamannischen Rechtes s. Kicker I. c. IV. 4‘J8, 4C2IT; über den ost- 
germanischen Einschlag 1. c. II. 15. 19. 

”) Es ist bekannt, dass die Geistlichkeit bei der Abfassung des I. Theiles 
der L. Alam. mitwirkte und dass die alamannischen Uurzüge iu ihrer Kanzlei 
Geistliche beschäftigten. Kircliensachen waren (L. Alam. 7.) privilegirt ; Uber 
den höheren Frieden kirchlicher Gebäude s. Brunner I. c. II. 581. Vgl. 
ferner Lüning 1. c. II. 591 ff., Uauck 1. c. I. 80ff., 802ff., Sommerlad: 
I). wirtsch. Thätigk. d. Kirche I. 240 ff. 

■-') In der .Stellung des alamannischen Herzogs, im herzoglichen Sonder- 
frieden, iu der Bestimmung der L. Alam. 27, die dem Herzog die Verhängung 
beliebiger Strafen gegen einen Attentäter überlässt, in dem Bestände von 
.Stammesversammlungen (s. dazu Seeliger in Hist. Vierteljahrschr. I. 22f.), 
in der Beibehaltung der alten Silberwäbrung (s. Brunner 1. o. I. 213ff.) u. s. w. 

4) Bekanntlich spricht das alamannische Recht noch von den Sippen des 
Heeres und die Ortsbezeichnungen weisen ebenfalls darauf bin (s. Waitz 
I. c. I. 82.). Die alamannische Ansiedlungsform (s. v. Inama 1. c. I. 45), 
auf die wir, unter Verwertbung der Heitzen’scben I'orschungen, bei Be- 
sprechung des Immobiliarrechtes eingehen werden, weist Verschiedenheiten 
auf ; der Grossgrundbesitz spielte hier nicht die Rolle wie bei Frauken oder 
Baiem (s. v. Inama 1. c. I. 117.). 

Pact. Alam. .8, 16 schwächt die strenge Bestrafung des Ungefäbr- 
delictes ab, ebenso 3, 17 die Haftung fUr Thierdelicte. Zn erwähnen ist die 
Fehdebeschränknng in L. Alam. 44., die dem fränkischen Rechte gegenüber 
jüngere Form der processuellen Wadia in H Alam. 36. 2, sowie die ebenfalls 
jüngere Form der Urtheilschelte (s. Brunner I. c. II. 360f.). 

") 8. V. Sav igny 1. c. II. 95 und Conr at I. o. I. 2. A. 8. Man kann eigent- 
lich nur Isidors Einfluss auf den Prolog hervorheben (s. Conrat 1. c. 1. 316. 5.) 
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In der Vorgeschichte der Baiern ragt das Marbod'sche 
Reich hervor, das bekanntlich von dem germanischen Tj'pns 
wesentlich abwich; es stellt vom entwicklungshistorischen 
Standpunkt ein zwar rasch beseitigtes, wenn auch nicht ganz 
gleichgiltiges Element dar. Die Ergebnisse der Vorgeschichte 
fanden in der, so kurz nach Besetzung der neuen Heimat, 
erfolgten Unterwerfung unter die Oberherrschaft der Franken, 
ihren Abschluss. Dem kelto- romanischen Einflüsse verdankten 
die Baiern wohl zahlreiche Anregungen wirtschaftlicher Art, 
die man trotz der theilweisen Verdrängung der Romanen ^ nicht 
unterschätzen darf.^) Die Schwäche der Kelto- Romanen zur Zeit 
der bairischen Einwanderung^) hat aber im allgemeinen mit der 
Kraft des fränkischen Einflusses nicht wetteifern können. Be- 
kanntlich verdanken die Baiern ihre Bekehrung nicht den 
Romanen ; es hat sich auch hier kein romanisches Idiom gebildet. 

Dem fränkischen Einflüsse^) hat sich machtvoll der kirch- 
liche^) zur Seite gestellt. Aehnlich wie die Alamannen, haben 
die Baiern ihre, dem Charakter des fränkischen Grossstaates 
entsprechende Selbständigkeit beibehalten, *^) die anch ihrem 
Rechte innewohnt*) und demselben, mit Rücksicht auf dessen 


') Die Hochäcker werden als römisch betrachtet; s. Heitren 1. c. 
1. 35S, Stutz in üött. gel. Anz. 1897. S. 519; vgl. Weber in Korrespondenz- 
blatt d. dtach. Oes. f. Anthropol. XXVIII. S. 60 ff. 

‘^) Sie wirken in der Ordnung der Agrarverhältnisse, des Colonates 
(s. Heitzen 1. c. I. 468), ferner in der Bedeutung des Orossgrundbesitzes 
(s. V. Inama I. c. I. lief., S. Adler: Z. R. Gesch. d. adeligen Grund- 
besitres) und des herzoglichen Domänenwesens nach; wir werden daranf 
im Iinmobiliarrechte eingeben. 

3) 8. Dahn 1. c. IX. II. 100. 

*) Abgesehen von der Theilnahme der ('ranken an der Abfassung der 
L. Btg., die aus Tit. III. hervorgeht, ist anf die einleuchtenden Ausführungen 
Brunner’s in Berl. Sitz. Ber. 1901. Nr. 39 hinzuweisen, ferner anf das 
Capit. Karls d. Gr. ex 801 — 813 über die Bannfälle und schliesslich auf das 
Capit. Baiwaricum von 810, das eine missatische Instruction enthält. 

3) S. Brunner 1. c. I. 316. A. 13; vgl. Lüning 1. c. II. 593ff., 665f., 
Hauck 1. C. I. 324ff, 453ff, 486ff., II. 191, 374ff., Stutz 1. C. I. 196ff.. 
Fastlinger: D. wirtsch. Bedeutung d. bayr. Klöster. 

Sie äusserte sich in analoger Weise. 

’) Diese Selbständigkeit findet unter Anderem ihren Ausdruck in der 
Wahrung älterer, im saliscben Rechte bereits überwundener, Auffassungen ; so 
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verzweigte Beziehungen zu vielen andern Rechten,') einen eigen- 
artigen Charakter aufprägt. Directer römischer Einfluss ist 
jedoch nicht wahrznnehmen;'') das bairische Recht verdankt 
seine romanistischen Bestandtheile den westgothischen und 
fränkischen Vorbildeni. Es bildet einen lehrreichen Beweis für 
die Art, wie die bei Westgothen und Franken versuchte Lösung 
des germanisch-römischen Rechtsproblems durch ein anderes Volk 
aufgenommen wurde. — 

In noch höherem Grade als bei Alamannen und Baiern, die 
doch in ihren Gebieten Reste römischen Lebens vorgefunden 
hatten, äusserte sich dies alles bei jenen Stämmen, die weder 
durch ihre Vorgeschichte, noch durch ihre spätere Ansiedlung, 
Gelegenheit gehabt haben, mit der römischen Welt in irgend 
eine praktisch -bedeutsame Berührung zu treten. Für sie alle 
war das fränkische Reich der Vermittler zwischen germanischem 


z. B. hinsichtlich der Bestrafung absichtsloser That in L. Bai. XIX. 5. (vgl. aber 
XIV. 1.), ferner betreffs der Haftung für den Knecht L. Bai. VIII. 2. 
(vgl. L. Sal. S5. 5.); interessant ist beispielsweise die an das nordische 
Recht erinnernde Üombination von Zeugen und Eideshelfern; s. Brunner 
I. c. II. S9S; auch in der Benützung von Ordalien ist der fränkische Einfluss 
nicht durch gedrungen, da die Baiem nur das Kampfordal kannten. 

>) Die Verwandtschaft mit dem alamanniseben Rechte führt v. Schwind 
(N. Arch. XXXI. 444 ff.) auf die Benützung einer gemeinsamen Quelle zurück; 
den traditionellen Beziehungen trägt eine Privatarbeit (U. G. U. L. III. 172.) 
Rechnung, indem sie die Differenzen beider Rechte zusammenstellt. Auf 
ostgermanische Spuren hat Ficker I. c. II. 19 f. aufmerksam gemacht. Die 
Verwandtschaft des bairischen Rechtes mit dem westgothischen ist (abge- 
sehen von den älteren Schriften, so Merkel in Z. f. d. R. XII. 287, 
Anschütz in Pertz. Arch. XI. 215, Savigny 1 c. VII. 47, Roth; L. Baj. 48, 
Gaupp: German. Abb. 46ff., Dahn: Westg. Stud. 298 u. s. w.) eingehend 
behandelt von Ficker I. c. I. 434 f, 509, sowie von Zeumer in N. Arch. XXIV. 
59f,76ff.. 109, 606, 614; gegen Ficker das. XXIII. 436. Schon Waitz bat 
(I. c. II. I. 19.) gothiacbe Bestandtheile im bairischen Stamme vermntbet; 
vgl. Raumer in Ztschr. f. dtsch. Altert. VI. 404; s. Kelle 1. c. I. 32 über 
die gothische Bibel in Baiem; Dahn I. c. IX. II. 193 führt die Benützung 
des Westgothenrechtes auf fränkischen Einfluss zurück. Schliesslich ist 
noch die Verwandtschaft mit dem langobardischen Rechte zu erwähnen ; 
s. Schupfer: Manuale I. 71.. Tamassia: Font! del Editto (passim); vgl. 
Martens: Polit. Gesch. d. Langobardenreiebs 15ff., Hartmann 1. c. II. 
61, 81, Losertb in Mittb. d. Instit, IL 355ff. 

Vgl. V. Savigny 1. c. II. 84ff. Conrat 1. c. I. 3. A. 7, 316. A. 5. 
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und romanischem Wesen,') es theilte ilinen seine selbsterrongenen 
Fortschritte mit, wenn auch in verdünnter Lüsnng. Mit dem 
römischen Rechte, seiner Bewältigung und eventuellen Ver- 
arbeitung hatten sich diese Stämme nicht mehr unmittelbar zu 
beschäftigen. 


’) Auf die Bedeutung, welche diese Stämme ihrerseits für die Forl- 
entwickluiig des germanischen Elementes im fränkischen Reiche batten, 
braucht man nicht erst hinzuweisen. Sie traten vielfach und in verschiedenen 
Zeitpunkten mit den Franken in Berührung und vermittelten ihrerseits die 
unausgesetzte Fühlung des Frankentums mit der gesummten germanischen 
Welt. So kann man z. B. im thüringischen Rechte eine erhebliche ost- 
germanische Beeinflussuug wahrnebmen (s. Ficker 1. c. I. 192f. II. 17.), 
ja sogar einen Zusammenhang mit dem nordischen (I. c. II. 3&Cff.), was bei 
der früheren Ausdehnung der Thüringer (s. P 1 a t h in Bonner Jabrbb. 
Bd. 95. S. I70ff. Vergl. L. Schmidt in Uistor. Vierteljahrscbr. III. 
317 IT.) von desto grösserer Bedeutung ist. Ebenso weist das friesische 
Recht nordische Erinnerungen auf (Ficker 1. c. I. 170, 211.) wobei 
aber andererseits keltische Einflüsse nicht auszuschliessen sind (so be- 
züglich des Hausbaues, s. Meitzen I. c. II. 652; and. Ans. E. H. Meyer 
in Beil. z. Allg. Ztg. 1696. No. 133.). Auch das sächsische Recht, das sich 
mitunter dem langobardischen nähert (s. Brunner 1. c. 1. 374, Ficker in 
Erghd. II. 475. Erbenfolge I. 202ff; über die Verwandtschaft der sächsischen 
und langobardischen Sage s. Kurth: Hist. poet. des Mürov. S. 108.), 
erscheint mit dem ostgermanischen verwandt (s. Ficker I. c. I. 201, II. 
2üf.i. Ohne hier auf diese Fragen, die den Gegenstand der vorliegenden 
Untersuchung nicht berühren, einzugehen, soll nur bemerkt werden, dass 
dadurch das germanische Element immer wieder belebt und die Gestaltung 
der Verhältnisse zwischen germanischem und römischem Rechte beeinflusst 
wunle. 
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Wir haben — der Anlage dieser Untersuchungen gemäss — 
die Entwicklung der auf ehemals römischem Boden begrOndeten 
germanischen Reiche und den Einfluss des römischen Rechtes 
in jedem derselben einzeln verfolgt, um nunmehr auf dieser Grund- 
lage die Frage aufzuwerfen, welche Bedeutung dem römischen 
Rechte in diesen Staatsgebilden im allgemeinen zukommt, in- 
wieferue in ihnen die germanischen Rechtsgrundlagen abgeändei-t, 
oder durch Anihahme römischer Rechtsideen ersetzt worden sind.’) 

Es ist klar, dass diese Frage fttr jedes wichtigere Problem 
der mittelalterlichen Rechtsgeschichte, namentlich für ein so 
grundlegendes wie das der Entwicklung des Immobiliarrechtes, 
aufgeworfen werden muss. Ebenso klar ist es jedoch, dass eine 
mathematisch genaue Antwort unmöglich erscheint. Kennt selbst 
die Naturwissenschaft Phänomene, deren Vieldeutigkeit jeder 
Analyse widersteht, weil sie auf vielfache und verschlungene 
Wurzeln zurQckgehen, so gilt dies in noch höherem Grade für 
die Rechtsgeschichte und für die vergleichende Rechtswissenschaft. 
Die Wurzeln der Rechtserscheinungen sind weit mehr verschlungen 
als die der naturwissenschaftlichen Phänomene. Nur selten sind 
wir in der Lage ein national reines Recht zu beobachten; in 
den allermeisten Fällen haben wir es mit Rechten zu thun, die 
bereits mehr oder weniger definirbaren Einflüssen ausgesetzt waren. 

>) Die in Th. I. 8. XIV gestellte Frage, ob die Ändemngen, die man 
in der hier behandelten Zeit an vielen Rechtseinricbtungen (im Vergleiche 
mit ihrer früheren Gestalt) findet, germanischen, römischen, oder gemischten 
Ursprungs sind n. welches Element Uberwiegt, ist bei Besprecbnng einzelner 
Institutionen der verschiedenen Staaten untersucht worden, allerdings mit 
der in Tb. I. 8. XV angegebenen Beschränkung; detaillirte oder rechts- 
dogmatische Darstellung aller Institutionen war ausgeschlossen. — Hier 
handelt es sich jetzt um das allgemeine Unheil über die Bedingungen 
unter denen sich dieser Werdegang vollzog und um die charakteristischen 
Symptome desselben. 

2;t* 
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Im vorliegenden Falle begegnen wir doppelter Schwierigkeit. 
Kein germanisches Recht aus einer Zeit, für die man jedweden 
fremden Einfluss auszuschliessen hätte, ist nicht bekannt; das 
spätrömische Recht in seinen provinziellen Verzweigungen, in 
allen seinen Combinationen mit dem vorrömischen Rechte der 
betreffenden Provinzen und mit dem eindringenden germanischen 
Rechte, ist nicht genügend durchforscht. Wird auch der letzteren 
Schwierigkeit die Wissenschaft mit der Zeit entgegentreten'), so 
bleibt doch die erstere unbesiegbar. Um einen Rechtssatz al.s 
nrgermanisch hinzusteilen und Jede fremdrechtliche Beeinflussung 
desselben auszuschliessen, müsste man die Verwandtschafts- 
verhältnisse sämratlicher germanischen Rechte und aller ihrer 
Bestimmungen genauer kennen, als dies heute der Fall ist. Die 
vorhandenen Quellen sind von dem urgermanischeu Rechte bereits 
zu sehr entfernt, verrathen Wandlungen, die unter wenig be- 
kannten, theil weise vorhistorischen Umständen und Einflüssen 
erfolgt sind; sie stammen überdies aus Zeiten, in denen die Ver- 
schiedenheit der einzelnen Völkergruppen weit vorgeschritten war. 


1 . 

Haben schon Caesar und Tacitus spezielle Eigenschaften 
einzelner Völker wahrgenommen 0, so wird vollends in historischer 
Zeit die Einheitlichkeit des germanischen Völkergedankens zurück- 
gedrängt. Das Entstehen verschiedener Gebilde aus augen- 
scheinlich gleichen Wurzeln und unter vielfach ähnlichen Ver- 
hältnissen, ist ein entwicklungshistorisches Problem, dessen 
Lösung niemals vollkommen gelingen kann, weil man dabei, 
nebst anderen Imponderabilien, die Individualität in Rechnung 
stellen muss, die selbst unter den nächstverwandten Völkern eine 
bedeutende Rolle spielt. Es ist hier versucht worden, das 


') Da« rUmische Recht der Provinien kaua durch Ver;{leich mit dem 
reinen römischen Rechte auf seinen fremdrecbtiichen Inhalt geprüft werden; 
freilich wird e« bei der Verschiedenartigkeit der provinziellen Recbtsquellen 
nicht gelingen, gleichmässige Kenntnis zu erlangen. Der von Mittels ge- 
wiesene Weg wird also nicht überall gangbar sein. 

M. R. rügt V. Amira (G. g. A. 1888. I. 47 f.), dass man die schon 
in germanischer Zeit bestehenden Unterschiede der Völkereigenschafteu zu 
wenig in Betracht zieht. 
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verschiedenartige Reagiren der einzelnen Völkergruppen auf 
römische Einflüsse dadurch zu erklären, dass nicht nur die ver- 
schiedene Intensität des römischen Elementes in den betreffenden 
Gebieten, sondern auch die Verschiedenheit der Vorgeschichte 
der einzelnen Stämme und die Art ihrer früheren Berührung 
mit den Römern erwogen wurde. Dennoch flndet nicht alles 
darin volle Erklärung; ein gi'osser Theil der Erscheinungen muss 
den inponderablen Eigenschaften zngeschrieben werden, die selbst 
innerhalb der Rasseneinheit zur Geltung gelangen. Die augen- 
scheinlich gleichen Wurzeln erfahren eine Diflferenzirung, die 
sich unter der Wirkung ähnlicher und doch nicht gleicher 
Entwicklungsverhältnisse fortsetzt, steigert, so dass schliesslich 
eine verschiedenartige Individualität zu Tage tritt. Je mehr man 
sich vom Nomadismus und einfachem Ackerbau entfenit, deren 
Sittencomplex eine grosse Beständigkeit aufweist, desto grösser 
die Verschiedenheit hinsichtlich der Veranlagung für höhere 
Aufgaben, hinsichtlich der Zeitdauer, der die einzelnen Völker 
gruppen zu fortschrittlicher Entwicklung bedürfen und hinsichtlich 
der Resistenzkraft, mit der sie fremden Einwirkungen begegnen. 
Auf Grundlage allgemeiner Entwicklungsgesetze schafl't sich die 
Individualität Raum; sie äussert sich schon in der Art, wie man 
die Erinnerung an Eindrücke der Vorgeschichte festhält'). Wir 
werden auf die Schulfrage, ob Individualität oder Umstände die 
Entwicklungslinie bestimmen, begreiflicherweise hier nicht ein- 
gehen; müssen jedoch zugeben, dass neben den Ergebnissen der 
Vorgeschichte und neben den durch die Verschiedenheit der Ge- 
biete bewirkten Differenzen, ein Rest zurOckbleibt, der nur durch 
Annahme verschiedener Individualität erklärt werden kann. 
Sonst hätte unter ähnlichen Bedingungen stets ein entsprechend 
ähnliches, unter verschiedenen aber ein entsprechend verschiedenes 
Recht entstehen müssen, was jedoch höchstens — und zwar nur 
theilweise — für rein materielle Fragen zutriftt. Die übrigen 
Rechtsverschiedenheiten sind nicht nur darauf zurUckzufdhren, 
dass die Bedingungen des Völkerlebens, selbst bei äusserer 
Ähnlichkeit, doch verschiedene waren, sondern auch darauf, dass 
das Reagiren auf die äusseren Bedingungen ein individuell ver- 

') 8. was in Th. II. S. 4 n. 214 Uber die langobardisohe und fränkische 
Sage angeführt wurde; das Erinnerungsvermiigen, also auch die Intensität 
der Eindrücke, war sehr verschieden. 
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schiedenes war. Die Sprachgeschichte kennt Fälle, wo von zwei 
synonymen Worten eines zur Alleinherrschaft gelangt, das zweite 
aber wegfällt, oder eine andere Bedeutung annimmt >)• Ähnlich 
muss die Rechtsgeschichte mit individueller Ausprägung des 
gemeinsamen Stoffes durch noch so sehr verwandte Völker rechnen. 

Die Beobachtung der Vorgeschichte der einzelnen Stämme 
lenkt unser Augenmerk auf wichtige Erscheinungen. Es war 
gewiss fär die Resistenzkraft des Rechtes von grosser Bedeutung, 
ob Völker in einem früheren oder erst in einem späteren 
Stadium dem Römertum begegneten, ob sie mbige oder bewegte 
Zeiten, eine folgerichtige oder sprunghafte Entwicklung hinter 
sich hatten und in welchem Raume sich dies alles abgespielt 
hat. Ebenso, ob sie zur Zeit ihrer neuen Staatengründung 
Christen waren und wem sie das Christentum verdankten. 
Schliesslich die Lage der Verhältnisse des neuen Gebietes und 
die Umstände, die die Staatsgründnng begleiteten. Denn je 
günstiger die Vorgeschichte, desto besser konnte das eigene Recht 
ansreifen; je günstiger die Raumverhältnisse, desto grösser der 
Schutz vor Erstarrung, oder übermächtiger Beeinflussung; je 
kräftiger die innere Consistenz des eigenen Rechtes, desto sieg- 
reicher das Verhältnis zu fremden Elementen; je grösser die 
eigenen Fortschritte, desto leichter die Stellungnahme zu dem 
fremden höheren Rechte, wofür natürlich auch der verschiedene 
Kraftgrad des fremden Rechtes und die Vermittlung durch eine 
bei verwandten Völkern schon erfolgte Lösung gewisser Probleme, 
in die Wagschale fiel. Aber selbst die genaueste Erwägung 
dieser Umstände vermag nicht alles aufzuklären.^) Denn so 


‘) So E. B. haben von den den Romanen in gleicher Weise tngftnglichen 
Warten molier nnd femina, die Franaosen das zweite, Italiener und Spanier 
das erste übernommen, das andere aber Wegfällen lassen; von plus and 
magis, die Spanier das zweite, Italiener und Franzosen das erste. Ans dem 
lateinischen qui, enins, cui, quem, ist der Kominativ in alle romanischen 
Sprachen, der Genitiv nur in die italienische, der Dativ und der Accusativ 
in die spanische Sprache aufgenommen werden. 

So haben wir z. B. gesehen, dass die Vandalen nicht in der Lage 
waren, jene Kraft aufzubringen, die den Gothen, trotz sehr bewegter Vor- 
geschichte, eigen war. Wir haben die Schwierigkeit der langobardischen 
Aufgabe mit der der fränkischen verglichen, die allerdings dnreb den Mangel 
des Überganges von der kleinstaatlichen Existenz zur grossstaatlichen be- 
denklich alterirt war; s. II. 213ff, III. lO.S, 108, 175, 177. 258, 306. A. 4. 
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wie man an den Germanen Überhaupt eine, vielen Rassen fehlende, 
Anpassungsfähigkeit wahmehmenkann,i) die sich mit Widerstands- 
kraft verbindet, so muss man auch den Grad dieser Fähigkeiten 
bei den einzelnen Völkern unterscheiden. Es ist auffallend, wie 
sehr sich die Rechte, die Ficker zu den ostgennanischen zählt, 
durch allgemeine Widerstandskraft selbst unter ungünstigen 
Verhältnissen anszeichnen, durch eine, im Vergleiche mit den 
Rechten des ostfränkischen Reiches, hervortretonde Danei^ 
haftigkeit.^) Zur Erklärung derselben reichen die äusseren 
Umstände nicht hin; es muss ein Unterschied der inneren Ver- 
anlagung angenommen werden.'^) 

Auf eine, wenn auch nur annähernd genaue Beantwortung 
der Frage, wie viel auf Rechnung der Entwicklungsverhältnisse 
und wie viel auf die Veranlagung entfällt, muss man jedoch 
verzichten. Es fehlt die Handhabe für die Beurtheiinng des 
individuellen Energiegrades. Wir vermögen nur die äusseren 
Impulse beiläufig abzuschätzen, ln welchem Grade aber ein 
Volk den äusseren Impulsen nachgiebt oder widersteht, wie es 
durch seine Veranlagung das Wirken der Impulse erleichtert 
oder erschwert, lässt sich in keine Formel kleiden, ebenso wenig 
wie die Art, in der es diese äussere Erweiterung seines Ideen- 
kreises zu neuen, selbstständigen, Schöpfungen ausnützt. Man 
muss sich mit der blossen Erkenntnis begnügen, dass die 


') 9. Th. I. S. 4a. 

’) In de ichwereii Lage des oatgothischen Rechtes hätte sich kaum ein 
anderes Recht behauptet; denn sowohl die Umstände der Vorgeschichte, als 
auch die der Staatsgriindung haben sich (ebenso wie bei den Vandalen) in 
diesem kurzlebigen Reiche gegen das eigene Recht geltend gemacht. 
Dagegen hat das westgothische Recht, trotz nngünstiger Verhältnisse, 
in der Form eines Hiscbrechtes, zahlreiche volkstümliche Elemente be- 
wahrt und hat dem germanischen Rechte bedeutenden Spielraum gewährt. 
Das burgundische Recht war allerdings erst später, dafür aber in eine desto 
schwierige Lage gelangt und hat doch einen namhaften Tbeil seines ger- 
manischen Inhaltes gerettet. Vollends das langobardisebe, in der für die 
Ostgothen verhängnisvoll gewordenen italienischen Umgebung. 

Dass aber auch unter den ostgermanischen Völkern in dieser Hinsicht 
Unterschiede bestanden, lehrt der Vergleich der Ostgotheu mit den Lango- 
barden ; freilich war die Vorgeschichte der letzteren weit günstiger und das 
Römertum zu ihrer Zeit schon schwächer; andererseits fehlte es nicht an 
erschwerenden Umständen; s. Th. II. 91 — 98 , 
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Individualität eine grosse Rolle spielt und dass die Veranlagung 
selbst nahe verwandter Völker eine ungleiche ist. 

Was insbesondere die Widerstandskraft anbelangt, so könnte 
wohl die Frage anftauchen, inwiefeme dieselbe mit dem National - 
gefühl der einzelnen Völker zusammenhing. Die allgemeine 
Schwäche desselben ist erwähnt worden.') Alles, was dagegen 
angeführt werden kann,^) bedeutet wenig angesichts des Indi- 
vidnalismus verschiedener Gruppen (Sippen u. s. w.), sowie an- 
gesichts der Schwäche der staatlichen Empfindung,') die Ab- 
spaltungen von Volkstheilen und deren Verbindung mit andern 
Völkern^) ermöglichte. Man könnte daher die Widerstandskraft 
des Rechtes, die bekanntlich bedeutender war als die der Sprache, 
nur auf die unbewusste Macht der Sittentradition zurnckführen, 
die sich selbst da als kräftiges Bollwerk erwies, wo das mangel- 
hafte Nationalgeffihl bei vielen Völkern nicht nur ein Zusammen- 
gehen mit Römern gegen Germanen, sondern sogar Zerfall und 
Bildung neuer Volksformationen ermöglichte. Direkter Zusammen- 
hang zwischen NationalgefUhl und Rechtsbeständigkeit lässt sich 


') S. Th. 1. S. 7 ff. 

L. Schmidt hat mir (in Hist. Viorteljahrschr. III. 41.) vorgehalten, 
dass ich die Continnität des germanischen Selbstbewnsstseins unterschätzte, 
ich habe sie da, wo sie zu Tage tritt, wie bei den Langobarden, nicht unter- 
schätzt (s. Th. II. S. 4f.), auch die Continuität mancher Ideen hervorgeboben; 
aber der Fortbestand von Ideen, oder Entfaltung von Institutionen ist kein 
Beweis eines nationalen Selbstbewusstseins. Die ZurückfObmng grosser 
Vdlkervereinigungen auf die alte Gliederung der Westgermanen in Ingväonen. 
Istväonen und Herminonen, beruht auf einer fJberschstzung dieser Völker- 
genealogie, gegen die Heyck (Hist. Zeitschr. 85. S. 70.) m. R. aufgetreten ist. 

Heyck 1. c. sucht in der politischen Geschichte die Richtschnur für 
die Ausgestaltung des Nationalgefühls, das er ursprünglich auf das Volk 
und sodann auf den Stamm beschränkt wissen will. Aber auch innerhalb des 
Volkes war das NationalgefUhl mancher Abstufung fähig, da die Liten, 
auch wenn sie Germanen waren, nicht zu den Volksgenossen gezählt wurden. 
Dieser Zusammenhang der politischen Entwicklung mit der des National- 
gefUhls spricht für die — nur zu natürliche — Schwäche des letzteren. Weder 
Armin noch Marbod ist es gelungen, eine grosse Organisation zu schaffen; 
die betreffenden Absichten Theodoricbs d. Gr. wird man aber kaum dem 
germanischen Empfinden zuschreiben. 

*) Diese häufigen Veränderungen hat neuerdings L. Schmidt in seiner 
Gesch. d. dtscben Stämme (Quellen u. Forschungen z. alten Gescb. Heft 7 u. 10) 
eingehend besprochen. 
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im allgemeinen nicht nachweisen, auch bei Langubarden und 
Sachsen höchstens vermuthen. 


II. 

Der Entwicklung der einzelnen Völker gemäss musste 
die Bedeutung der Berührungspunkte zwischen dem zer- 
setzten römischen nnd dem fortschreitenden germanischen Rechte 
eine verschiedene sein, ebenso die Bedeutung der Divergenzen 
und das gegenseitige Kräfteverhältnis. 

Im allgemeinen war das römische Recht den Germanen auf 
dieser Stufe, trotz der gemeinsamen indoeuropäischen Ausgangs- 
punkte, nicht nur zu complicirt, sondern auch geistig fremd. 
Die Eigenschaft, mit möglichst festen Begriffen zu arbeiten und 
die das einzelne Rechtsverhältnis begleitenden Lebenserscheinungen 
zu verallgemeinern, musste Völker, die das Individuelle dem 
Allgemeinen voranstellton, befremden. In Bezug auf realistische 
Betrachtung des Rechtes waren die Germanen den Römern 
überlegen: ihrer Begriffsconstruction aber waren sie nicht ge- 
wachsen. Die Verschiedenartigkeit der Entwicklung, namentlich 
das schnellere Tempo, in dem sich bei den Römern die Trennung 
von Religion und Recht, sowie die Schaffung eines, ungeachtet 
der Beibehaltung religiös-ethischer Gnindlagen, relativ selbst- 
ständigen Rechtssystems vollzogen hatte, Hess das begriffliche 
Moment in die Uanptstellung gelangen. Die Centralisirung der 
Cultur und des Rechtes forderte, freilich oftmals erfolglos, eine 
Unterdrückung des individuellen Momentes, dom dafür wieder 
im Privatrechte ein social ungerechtfertigter Spielraum eingeräumt 
wurde, wie er namentlich den Bedürfnissen der städtischen Cultur 
entsprach. 

Es ist aber schon lange vor dem Palle des Westreiches 
eine Reihe von Wandlungen und Rückbildungen wahrnehmbar. 
Den entfernteren und später eroberten Provinzen konnte weder 
die höhere Auffassung des römischen Rechtes, noch die städtische 
Culturcentralisation, mitgetheilt werden. Auch das einheimische 
vorrömische Recht konnte man nicht gänzlich ausrotten*) und 
namentlich die niederen Bevölkerungsschichten waren für das 


') Selbst in Spanien und Uallien waren die vorrbmischeu Keste nicht 
unerheblich ; s. 1. 42. 


Digitized by Google 



362 


reine römische Reclit nicht zu gewinnen.') Darin fanden die 
Germanen Unterstützung, sowohl gegen den römischen Staat, 
als auch gegen das durch die höheren Schichten vertretene 
römische Recht. Namentlich, wenn in der betreffenden Provinz 
schon vorher Germanen gewohnt batten, war es für die nach- 
folgenden germanischen Völker desto leichter, mit der Bevölkerung 
in Fühlung zu treten.^) Zu diesen, eine Annäherung begünstigenden 
Umständen gesellte sich der ethische Einschlag des Christentums, 
der zwar den Verfall der classischen Culturformen nicht aaf- 
halten konnte, aber dem Cnlturinbalte neue Krystallistations- 
punkte bot, die auch den christianisirten Germanen zugänglich 
waren und um die sich die neue Mischcultur lagern konnte.^) 
Inmitten dieses Auflösungsprocesses, der sich auf Sprache, 
Kunst, wirtschaftliches und sociales Leben, überhaupt auf die 
ganze Cultur eistreckte, wurden die Römer auch germanischen 
Einflüssen zugänglich. So wie das Eintreten von Germanen in 
den römischen Staat, nicht nur Individuen, sondern ganze Gruppen, 
der Einwirkung des Römertums aussetzte^) und das Eindringen 
der Römer in germanische Gebiete manche römische Einrichtung 
auf die Germanen in ihren Landen wirken liess,^) so ist auch 
eine entsprechende Einwirkung der Germanen auf die Römer 
wahrnehmbar.*’) Dem Rückgänge, der sich aus diesen Vorgängen 


') Über die KUckbildang der Proviazen 8. I. 25, 54. wo auch die grosse 
Änderung des Oesammtbildes mancher Gebiete erwähnt wurde; natürlich war 
das Römertum dennoch iu den meisten Provinzen noch sehr bedeutend; s. I. 41. 

^ So wie einstens die Kelten die vermittelnde lirncke zwischen Römern 
und Germanen abgegeben haben (s. I. 14 f.), so bildeten ihrerseits die schon 
früher mit den Römern in Rerührung getretenen Germanen, eine Brücke für 
die nachfolgenden; s. I. 23 f., 36ff. ; iusbesondere die Ostgothen für die lAugo- 
barden (s. II. 93) und verschiedene Völker für die Kranken; s. II. 218ff. 

’)Dies bezeugt die zeitgenössische lateinische Dichtung (z. B. Fortnnatua), 
in der sich römische Form, christlicher Geist und germanisches Gefühl ver- 
einigten, ebenso die bildende Kunst, die altchristliche, römische und ger- 
manische Bestandtheile verbindet. 

•) S. I. 19ff. 

S. I. 29 ff. 

'■) S. I. .52ff ; vgl. Uommseu: Köm. Gesch. 154. Über römische 
I’rivatsoldaten s. Seeck in Ztsebr. d. Sav. Stift. XVU, Mommsen in 
Hermes XXIV’, Dderivain in Mel. d'arch^ol. et d’hist. de l'Ecole fran;. de 
Korne X. Germanische Einflüsse will Val de Liövro (Mittb. d. Instit. II. 
467) im V’ulgarrechte annehmon. 
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ergab, entsprang schon frühzeitig das sog. Vulgarrecht, das 
die Gedankenhöhe des römischen Rechtes einbfisste, ohne eine 
frische praktische Auffassung zu gebären. Es zeichnet sich 
insbesondere dnrch mechanische HerabdrUcknng complicirter Be- 
griffe aus, die den Ausserlichkeiten geopfert wurden. Es wurde 
dadurch den Germanen zugänglicher, da es stets leichter ist, 
fremde Ausserlichkeiten anzunehmen, als den Ideen, denen diese 
Erscheinungen entsprangen, zu folgen.’) 

Dennoch muss man, selbst wenn man mit Val de Li^vre 
nir einen Theil des Vulgarrechtes germanischen Einfluss an- 
nehmen wollte,'’) die Warnung Brunners”) vor der Über- 
schätzung des Vulgarrechtes beherzigen. Dieser Warnung trat 
neuerdings Tamassia in geistreicher Weise entgegen, indem 
er, unter Heranziehung der von M i tteis gewonnenen Ergebnisse, 
eine neue Auffassung des Vulgarrechtes zu begründen versuchte.^) 
Es ist richtig, dass das Recht der ostromischen Gebiete unter 
griechischem Einflüsse stand, der nicht bis in den Westen reichte; 
richtig auch, dass dem Westen die im Osten entstandenen 


Es ist schon Th. I. S. XI bemerkt worden, dass die wichtigsten 
EerUhrungspunkte auf dem Gebiete des Thatsäcblichen liegen. Nun Hess 
gerade das Vulgarrecht die rein rechtlichen Gesichtspunkte verkümmern und 
die Auffassung der Praxis auf Kosten des begrifflichen Elementes hervor- 
treten. Speziell ist auch erwühnt worden, dass in der That zwischen manchen 
Einzelnheiten des Vulgarrechtes und des germanischen Rechtes Berührungs- 
punkte bestanden; s. I. 835. A. 2, .305, 807, III. 302, 312. A. 2 u. 4, 314. 
A. 4, 815. A. 1, 316. A. 1. 321. A. 1. 

7) Seine (hier S. 362. A. 6 erwähnte) Hypothese ist ansprechend, jedoch 
nicht beweisbar. Ansprechend ist die Annahme, dass die erueute Zeugungs- 
kraft des römischen Rechtes und die Möglichkeit der Aneignung fremder 
Institute durch die Germanen, hauptsächlich diesem Umstande znzuschreiben 
wäre, dass das Vulgarrecht germanische Bestandtheile enthielt. Vielleicht 
müsste man sogar zu dieser Hypothese greifen, wenn man nicht zur Über- 
zeugung gelangen würde, dass diese erneute Zengungskraft ganz eigentümlicher 
Art war (s. unten IV.) und dass die Aneignung fremder Institute durch die 
Germanen gerade auf Gebieten erfolgte, auf denen eine germanistische Be- 
einflussung des Vulgarrechtes kaum annehmbar erscheint. Die Hypothese 
erklärt auch nicht, warum einzelne Völker dem römischen Einflüsse in so 
verschiedenem Grade widerstanden. 

®) S. Forschungen S. 607. A. l. 

*) Seine in dem Aufsatze „La Falcidia'‘ S. uff. vertretene Hypothese 
bedeutet das gerade Gegentheil der Auffassung Val de Liivres. Das ger- 
manische Privatrecht wird auf das Vulgarrecht zurückgeführt. 
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Cüuipilationeii nicht vullauf entsprechen konnten; cs musste sich 
vielmehr, nachdem die Autorität des ufficiellen Reichsrechtes 
während des Auflösungsprocesses nachliess, das Ortsrecht in 
hohem Grade geltend machen.*) Daraus jedoch zu folgern, dass 
jeder Parallelismus des Vulgarrechtes und des germanischen 
Rechtes eine Entlehnung der betreffenden germanischen Ein- 
richtung ans dem Vulgarrechte bedeute, geht wohl nicht an. 
Denn ein Parallelismus kann sich auch zufällig, aus dem Rück- 
gänge auf der einen und dem Fortschritte auf der anderen 
Seite ergeben, also, trotz ähnlicher Symptome, auf verschiedenen 
Wurzeln beruhen. Nur da, wo eine mit dem Vulgarrechte 

übereinstimmende germanische Rechtsauffassung von der eigenen 
Entwicklnngslinie abweicht, namentlich aber eine Neuerung vor- 
liegt, kann man Entlehnung annehmen.^) ln andern Fällen 
muss man sich damit begnügen, in der Uebereinstimmnng mancher 
Erscheinungen des Vulgai-rechtes und des germanischen Rechtes 
eine Förderung der Entwicklung zu sehen, eine Bestärkung 
des germanischerseits angebahnten Fortschrittes, dessen juristische 
Ausprägung, durch das Vorhandensein einer vulgarrechtlichen 
Analogie, erleichtert wurde. Mau wird natürlich Tamassia 
darin zustimmen, dass das römische Recht im J. 476 nicht 
uutergegangen ist. aber auch hinzufügen, dass das germanische 
Recht durch das Betreten römischer Gebiete nicht unterdrückt 
wurde, sondern unter den neuen Verhältnissen jene Entwicklungs- 
aussichten fand, die sich aus dem gegenseitigen Kräfteverhältnisse 
beider Elemente ergaben. Im allgemeinen führte die vulgär- 
rechtliche Rückbildung den germanischen Völkern kein gesundes 
Material zu; es trug zur Entfremdung des eigenen Rechtes bei, 

>) S. Th. I. S. 5»f. 

'') Deshalb erscheiuen die familieu- uud erbrechtlichen Analogien, die 
Tainnsaia (I. c. 10. A. S, 13. A. 1.) für seine Anffaasnng ansnütxen möchte, 
nicht stichhältig und die grösste Vorsicht ist hier Oebot. So z. B. wissen 
wir, dass das conscnsuelle Moment im Vulgarrechte zu Gunsten des realen 
zurücktrat; werden wir deswegen behaupten dürfen, dass das germanische 
Übergewicht des realen Momentes auf Tulgarrechtlichem Einflüsse beruhe? 
Gewiss nicht. Uder, wenn wir sehen, dass Vermögenszuwendungen an den 
Kaiser den Zweck hatten, denselben für die Giltigkeit des Testamentes zu 
interessiren, dürfen wir die germanischen Strafclanseln .sociante fisco“ damit 
in Zusammenhang bringen? Das dies unsicher wäre, giebt Tamassia 
(1. c. 30) selbst zu. 
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wo dasselbe nicht genügend kräftig war; es hätte aber zu einem 
Aufbau nicht hingereicht, wenn die ethischen Ideen des Christen- 
tums und der Einfluss der materiellen Reste der römischen 
wirtschaftlichen Cultur gefehlt und die Eigenschaften der Er- 
oberer versagt hätten. 

Nur in diesem Sinne kann das Vulgairecht, trotz der ihm 
noch immer anhaftenden Unterschiede zwischen römischen und 
germanischen Ideen, als einer der Berührungspunkte betrachtet 
werden, während die praktisch wichtigeren Berührungspunkte 
in der allgemeinen Verflachung der römischen Cultur, in dem 
Rückfalle in die Naturalwirtschaft, in dem socialen Rückgänge,') 
sowie in der Gemeinsamkeit des Christentums, das für die Über- 
brückung der Gegensätze thätig war, zu Anden sind. Die Ver- 
flachung der Cultur ermöglichte den Germanen das Eintreten 
in die neuen Lebenskreise; der Rückgang der Städte und der 
Kapitalwirtschaft erleichterte die Anpassung ihres Rechtes, das 
dem Nomadismus schon entwachsen war; ebenso der sociale 
Rückgang, der die abhängigen Bevölkerungsschichten den Ger- 
manen näherte; vollends das Christentum, namentlich nach Be- 
seitigung des Arianismus, als es sich nicht mehr mit dem katholischen 
Römertum gegen das arianische Germanentum zu identiflciren 
brauchte und vom römischen Rechte nur dasjenige vertrat, was 
die germanische Entwicklung nicht behinderte.*) 

Ein wichtiger Umstand muss noch vom allgemeinen Stand- 
punkt zur Würdigung der Bedeutung dieser Berührungspunkte 
hervorgehoben werden. Die Völker, die hier mit einander in 
Fühlung traten, waren derselben Abstammung. Die Entwicklung 
des germanischen Rechtes führte, wenn auch in anderem Tempo, 
doch theilweise über dieselben Etappen, die seinerzeit auch die 
römische Rechtsentwicklung, allerdings mit vielfach grund- 
verschiedenen Folgen, berührt hatte; auf naher Linie bewegte 
sich die Rückbildung des durch provinzielle Elemente und durch 
Krafteinbusse zersetzten römischen Rechtes, das seine begrifflich 


>) 8. Th. I. S. 54, 

Fttr die Beurtheilung der gegenseitigen Annäherung kommt in Betracht, 
dass die Unterschiede vielfach anf der Oberfläche, die Übereinstimmungen 
aber in der Tiefe liegen, weshalb die ersteren häuflg überschätzt werden 
können. Dies gilt insbesondere für die Annäherung der niederen Schichten 
in den römischen Pruviuzeu. 
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höchsten Positionen nach und nach räumen musste. Gewiss ist 
die Analogie der Erscheinungen, die Rücklauf und Fortschritt 
hervorbringen, nur eine äussere. Aber es darf angenommen 
werden, dass sich aus der Rassengemeinschaft, die für die 
beiderseitige Rechtsgeschichte durchaus nicht irrelevant geblieben 
war, eine Verstärkung der Berührungspunkte ergab, die bei 
einem Zusammentreffen von Völkern verschiedenen Ursprungs 
gefehlt hätte. 0 

Handelt es sich um die Beurtheilung des gegenseitigen 
Kräfteverhältnisses beider Elemente, so muss vor allem bemerkt 
werden, dass durch den Fall des Westreiches nicht nur der 
griechische Einfluss aufhörte, der für die Gestaltung des Reichs- 
rechtes so wichtig war, sondei-n auch die praktische Unter- 
stützung des römischen Rechtes durch die Staatsgewalt wegfiel, 
während gleichzeitig die bisher niedergehaltenen Ortsrechte von 
den gewaltigsten Hindernissen befreit wurden. Da diese Rechte 
nur noch in den niedersten Schichten fortlebten,^) konnten sie 
dem Rechte der Eroberer nicht gefährlich werden, wohl aber 
zur Schwächung des römischen beitragen, indem sie seine all- 
gemeine Geltung für die Provinzialen erschütterten. 

Allerdings blieb im Westen, namentlich in Italien und 
Gallien eine grosse Menge römisch-rechtlichen Materials erhalten, 
so dass der Fortbestand des römischen Rechtes, wenigstens für 
die Römer selbst, unbehindert war.'*) Es hat sich auch dort, 
wo es Uber innere Kräfte verfügte, selbst ohne Anerkennung,^) 

') Wir dürfen diese Frage hier natürlich nur streifen, nm zu bemerken, 
dass die entwicklungshistorischeu Ähnlichkeiten, die die altriimische nnd die 
germanische Rechtsgeschichte aufweist, für die vergleichende Rechtswissenschaft 
sehr wichtig sind, für das vorliegende Problem jedoch keine nnmittelhare Be- 
dentung haben; denn die altrOmische Constmction war l&ngst überwunden nnd 
konnte nicht mehr als Vorbild dienen, was eben jene Forscher, die (wie z. B. 
Tardif) altrümiscbe Institutionen mit germanischen in Verbindnng bringen 
wollten, nicht gehörig berOcksicbtigt haben. Deshalb gehen wir auf G i 1 s o n ' s : 
Dr. rom. compar6 aux autres droits de l'antiijuitd, nicht ein. 

Es fehlt leider für den Westen eine Untersuchung, wie die von 
Mitteis über Reichsrecht und Volksrecht. Es ist daher nicht bekannt, 
Uber welche Kraft die aus vorrömischer Zeit herrührenden Volksrechte in 
Gallien und Spanien noch verfügten. 

") Namentlich wo es den Römern nicht an Organen fehlte, wie im ost- 
gothischen, westguthischen und burgundischen Reiche. 

<) .So in Italien vor Liutprand; s. II. Gl ff. 
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erhalten, am später, als das germanische Recht anznreichend 
wurde,') zu erneuter Geltung zu gelangen. Im allgemeinen 
jedoch hatte es eben nicht die entsprechende innere Kraft.'^) 
Die römische Regierung hat jedwede Selbständigkeit gestört 
und der Bevölkerung die Fähigkeit benommen, nach dem Falle 
des Reiches Tür die alten Einrichtungen und das alte Recht 
thätig zu werden.-^) Die die Rückbildung bewirkenden Kräfte 
wurden nicht mehr eingedämmt, die Zwangsorganisationen ver- 
loren ihren Halt und frei wurde die Bahn für den Individualismus, 
der in dieser Entfesselung nur ungünstig wirken konnte. So 
erklärt es sich, dass die materielle Cultur weitaus actueller blieb 
als das Recht; die erstere war auf den directen Zusammenhang 
mit dem Staate weniger angewiesen, während das Recht einer sehr 
bedeutenden inneren Kraft bedurft hätte, um ohne staatlichen 
Arm voll wirken zu können, einer Kraft, die ihm durch den 
Zerstörungsprocess benommen war. So konnte erst der spätere 
wissenschaftliche Aufschwung dem römischen Rechte neue Kraft 
leihen und zu neuen Erfolgen verhelfen, die es, so lange es an 
eine geschwächte Nation gekettet blieb, nicht zu finden vermochte. 

Daneben kommt namentlich der Verfall der Städte in Betracht. 
Die Fesseln der Zwangsorganisationen wurden leicht und gerne 
gesprengt; es hätte einer förmlichen Erneuerung derselben bedurft, 
um die römische Stadtverfassung ungeschwächt aufrecht zu er- 
halten ;^) die Bevölkerung hatte darnach keine Sehnsucht. Damit fiel 
aber ein wichtiges Bollwerk des römischen Rechtes, das gerade 
in dem städtischen Verkehrsleben einen grossen Aufschwung 
erlangt hatte. Die Landbevölkerung war nicht in der Lage, 
das römische Recht auf die Dauer zu vertreten, die Optimaten 
aber mussten sich den neuen Verhältnissen anpassen, wenn sie 


') s. II. 85 . 

») 8. II. 31 ff., 83f„ 323ff. III. 5, 90f., 97. 

’) Die geringe Anpassungsfähigkeit der Rilmer wurde (I. 48.) erwähnt. 

*) Man mnss natürlich die früher (I. 31.) hervorgehobene Tradition 
der römischen Stadtverfassung von den stadtrecbtlichen Einrichtungen 
unterscheiden. Die Tradition blieb sehr wichtig und hat t. B. bei den West- 
gothen die Stadt zum Centrum des Römertnms gemacht (s. I. 173.), im 
langobardiseben Reiche die militärische Bedeutung der Städte gewahrt 
(s. II. 12.) u. 8. w. Dennoch ist diese allgemeine Bedeutung nicht identisch 
mit der i'hernahmo römischer Stndtverfassiing; s. II. 35ff., 40, 289 
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Verfolgungen vermeiden und in diesen Staaten Fuss fassen 
wollten. Die Beherrschten streben allerwärts eine Besserung 
ihrer Lage an ; sind sie ausser Stande, die Sieger zu beseitigen, 
so trachten sie ihnen rechtlich gleich zu werden, namentlich, 
wenn die Erhaltung des eigenen Rechtes keine besonderen 
praktischen Vortheile verheisst. An dem Beispiele der west- 
gothischen Entwicklung kann man sehen, dass schliesslich die 
den Romei'n eingeräumte Wahrung ihres Rechtes der Angleichung 
wich und auch in den andern Staaten, denen eine längere Dauer 
beschieden war, blieb das Recht der Römer hauptsächlich im 
Familien- und Erbrechte erhalten. Für die Mischfälle war es 
ja im Vorhinein sehr eingeschränkt, so dass sein praktisches 
Anwendungsgebiet, von Beginn an, im Vergleiche mit dem An- 
wendungsgebiete des germanischen Rechtes enger war.’) 

Die einzige Organisation, die die Kraft hatte, auch ohne 
den Arm des römischen Staates zu bestehen, war die Kirche. 
Den Schutz des Römertums hatte sie sich jedoch nur in den 
arianischen Staaten zur Pflicht gemacht, also in jenen, in denen 
das Römertum an und für sich entweder des Schutzes nicht be- 
durfte, weil ihm seine eigene Organisation zugebilligt wurde, 
oder so ungünstig gestellt war, dass ihm gegen die Ignorirung, 
beziehungsweise Verfolgung durch den Staat die Kirche wenig 
helfen konnte; sie vermochte da nur das schwere Schicksal der 
Römer redlich zu theilen und mit ihnen zusammen eine dem 
Staate feindliche, moralische, Macht zu bilden. Wo jedoch der 
Arianismus fehlte, oder später wegflel, umfasste die Kirche beide 
Nationen, übte auch auf das germanische Recht einen bedeutenden 
Einfluss aus, jedoch nicht allgemein in römischem Sinne.’^) Sie 
trug zur Erhaltung der römischen Cultur, aber weniger zur Er- 
haltung des römischen Rechtes ') bei und liess sogar in ihr eigenes 
Recht germanische Ideen eindringen.^) 

Zu diesen für den Lebenskampf des römischen Rechtes 
ungünstigen Momenten kam hinzu, dass die Germanen über manche 
Eigenschaften verfügten, die die Ausnützung der Schwächen des 

') S. I. 77, ISO, 183, 267, II. 68, 32 If. 

») S. II. 302, 313 f. 

») S. II. 47ff„ 122f., 191, 313, III. 5.3, 56f., 270, 272. A. .3, 273, 273. 
A. 6. 274, 274. A. 3, 296, 313. 

S. II. 49. 311. 
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Gegners ermöglicliten. Den Römern batte die Omnipotenz des 
Staates die Fähigkeit zu selbständiger Initiative benommen, 
während die Entfaltnngsfähigkeit der Germanen nicht beengt 
war. Sie verfügten Uber einen Individualismus, der zwar ihren 
eigenen Staatsbau erschwerte, aber die Reste des römischen 
staatlichen Gefüges desto mehr gefährdete und insoweit er dazu 
beitrug, die der römischen Bevölkerung lästig gewordenen Fesseln 
zu beseitigen, keinen Widerstand zu fürchten hatte. Man kann 
es vom Standpunkt der Yerfassnngsentwicklung dieser Staaten 
bedauern, dass die germanischen Herrscher die Reste des römischen 
StaatsgefOhls nicht ausnützten; die römische Bevölkerung trug 
es ihnen nicht nach. Der durch den städtischen Capitalismns 
unterdrückten Landbevölkerung brachte die germanische Natural- 
wirtschaft wesentliche Linderung, namentlich als nach Beilegung 
der, vielfach mit der Eroberung verbundenen Nachtheile, das 
Aufhören des Steuerdruckes dauernde Erleichterung bot. Diese 
Umstände mussten daher, im Vereine mit den vorher erwähnten, 
das gegenseitige Kräfteverhältnis zu Gunsten des germanischen 
Elementes verschieben. 

Selbstverständlich gestaltete sich die Wirkung dieser Um- 
stände je nach dem Zahlenverhältnisse verschieden.') Wo die 
Germanen, wie z. B. die Franken, Alamannen, oder Bajuwaren, 
in der Mehrzahl waren, führten die vorerwähnten Umstände zur 
vollen Niederlage des Römertums. Gelang es den Germanen, 
selbst wenn sie, absolut gerechnet, die Minorität bildeten, dennoch 
in den wichtigsten Berufen, in Kriegertum und Grundbesitz, das 
Übergewicht zu erlangen und zu bewahren, dann war ebenfalls 
das Resultat ein günstiges.'^) Gelang dies aber auf die Dauer 
nicht, oder war dem betreffenden Processe zu kurze Zeit be- 
schieden, um die Wirkung des Zahlenverhältnisses abzuschwächen, 
dann kam es zu einem ungünstigen Resultate, zu einer Rassen- 
mischung, der die Cultur- und Rechtsmischung folgte, wobei 
natürlich die Überzahl schliesslich entschied.-') 


‘) S. jetit L. Schmidt in Q. n. Forsch, z. alten Gesch. Heft 7. S. 4Cf. 
^ So im langobardischen Reich. 

”) Dies gilt für die kurzlebigen Staaten der Vandalen nnd Ostgothen; 
in geringerem Grade für Westgothen und Burgunder, sowie für das spätere 
Italien. 

V. Halban, Röm. Recht in üeo germ. V'olksstaaten. Jll.. 24 
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Im allgemeinen ist jedoch das gegenseitige Kräfteverhältnis 
in den neuen Staaten ein für die Germanen günstigeres als in 
der der StaatengrUndung vorangegangenen Zeit.*) Denn es hat 
sich seit jener Zeit die Lage insofern geändert, als nunmehr die 
Resistenzkraft nicht nur in den Sippen,*) sacralen Verbänden, 
oder in vorübergehenden Verbindungsformen,'*) die zahlreichen 
Erschütterungen ausgesetzt waren, wurzelte, sondern in grösseren 
und kräftigeren Gebilden.^) Man darf die Folgen der früheren 
Lage nicht unterschätzen. Vor und während der Wanderungen 
hat römischer Einfluss die Germanen förmlich umgeben; er hat 
bis in das Innere Germaniens gereicht.-'’) Aber die Völker, die 
trotzdem nicht romanisirt und durch den römischen Staat nicht 
aufgesogen worden sind, sondern diese Zeit überdauerten, haben 
unter diesem Einflüsse und in diesen Gefahren stählende Fort- 
schritte gemacht, die es ihnen ermöglichten, in der nunmehr 
veränderten Situation, weitere Erfolge zu erreichen, in die 
Lebensverhältnisse der Provinzen einzutjeten und sich ohne 
Vernichtung ihrer Eigenart zu entwickeln, insofern dies nicht 
durch neue Schwierigkeiten eingeschränkt wurde. Nur jene 
Gruppen, die in der, der Staatengründung vorangegangenen 
Zeit durch die Übermacht der römischen Herrschaft, oder des 
römischen Einflusses, geradezu entwurzelt wurden, konnten auch 
später ihr Kräfteverhältnis nicht mehr ausgleichen, namentlich, 
wenn sich zu dem ungünstigen Ergebnisse der Vorgeschichte 
noch neue Schwierigkeiten hinzugesellten.'*) Für das Kräfte- 

•) S. übor dasselbe Th. I. 2—7. 

2) S. Tb. I. 5. 

>) S. Tb. 1. 7. 

*) Wenn auch die letaleren oft aus heterogeueii Elementen hervor- 
uegangeii sind, so haben sich doch diese ursprünglich verschiedenen Bestand- 
iheile durch gemeinsame Schicksale einander angepasst (s. Th. I. 10.), gegen- 
seitig gekriifligt und ein Jlomogenitätsgefuhl entwickelt, aus dem eine mehr 
oder weniger unbewusste Abneigung gegen fremde Sitten, also auch ein 
Selbständigkeitsgefühl und ein Beharrungsvermögen entsprossen (s. Th. I. 12.); 
dieses Empfinden war wohl nicht stark genug, um den neuen Staaten einheit- 
liches nationales Gepräge zu verleihen (s. Th. I. 43.), aber doch für die 
Hesi Stenzkraft wichtig. 

s) S. Th. I. 13—45. 

s) Für die Staateugründungen kommen solche Völker nur mittelbar in 
Betracht, insofeme sie den neuen Staaten, denen sie einverleibt wurden, 
schwache Kräfte mitbrachteu. 
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Verhältnis der staatengründenden Völker zum Römertum der 
Provinzen war wohl die günstige oder ungünstige Vorgeschichte, 
die ein stärkeres oder schwächeres Ausreiten der eigenen 
Organisation bewirkte,') wichtig; hiefür fiel der frühere römische 
Einfluss mit in die Wagschale; maassgebende Bedeutung hatte 
er jedoch nur dann, wenn er in dem neuen Staate durch ein 
kräftiges Römertum fortgesetzt wurde; war dies nicht der Fall, 
dann verblassten die Folgen der früheren Berührung mit dem 
Römertum; eventuell bildete sogar die durch dieselbe bewirkte 
Steigerung der Anpassungsfähigkeit ein günstiges Moment.'^) 
Gemäss den Ergebnissen der V orgeschichte, den die Staateu- 
gründungen begleitenden Umständen, sowie der Individualität 
der verschiedenen Völker, gestaltete sich das gegenseitige Kräfte- 
verhältnis beider Elemente und der Grad der gegenseitigen Be- 
einflussung verschiedenartig, was an den einzelnen Staaten be- 
obachtet wurde. Vandalen und Ostgothen sind dem ungünstigen 
Kräfteverhältnisse erlegen; Westgothen und Burgunder haben 
ein Mischrecht hervorgebracht, in dem jedoch das germanische 
Element bedeutend blieb und das römische überlebte; Langobarden 
und Franken haben, unter grosser Anspannung eigener Kräfte, 
ihre Rechte geschaffen, in denen das germanische Element ein 
entschiedenes Übergewicht bewahrte, das römische aber — theil- 
weise durch westgothische Vermittlung eingedrungen — nur 
jene Rolle spielte, die wir eingehend besprochen haben; die 
ostrheinischen Völker endlich, konnten ihr Recht noch freier 
entwickeln, da die Activität des römischen Elementes selbst im 
alamannischen und bajuwarischen Gebiete, wo reiche Spuren 
römischer Cultur vorhanden waren, immer geringer wurde und 
für die weiteren Völker überhaupt nicht mehr direct in Betracht 
kam. Aber selbst in Gebieten, in denen anfangs der Romanismus 
den ersten germanischen Ankömmlingen gegenüber siegreich 


') Daher ist auf die Uefälirdung der alten Vnlksverfassungselemente 
grosses Gewicht zu legen; s. I. 7U, 97, 126, 154, 194, 207, 242, 258, 278. 
II. 213ff. III. 103. 105, 108. 175, 177, 253. 306. A. 4; ebenso auf das 
raschere oder langsamere Eintreten in neue Verhältnisse (s. II. 29, 240.), 
den Zeitpunkt der Recbtsaufzeicbnung (s. UL 8ff.. 20, 36.) u. s. w. 

“) Diese Umstände sind für die einzelnen Staateu entsprechend hervor- 
gehobeu worden; s. 1. 60, 94, 151, 193, 238. 276. II. 1 f., 141'., 29, 91 f., 123, 
213, 218, 221, 240, 243. III. I ff., 980'. 

24 * 
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blieb, bat er doch später zurQckweichen mQssen, wenn auch 
nicht immer auf die Dauer. So folgten den Ostgotben die 
Langobarden, den Vandalen die Mauren, den Burgundern und 
Westgothen in Gallien die Franken, stets zum Nachtbeile des 
römischen Elementes, das auch der spanischen Araberherrscbafl 
in höherem Grade erlag, als das germanische. Die spätere Be- 
lebung des römischen Elementes in Italien und SQdfrankreich 
war durch Umstände hervorgerufen, die nicht mehr in den 
Kreis der Betrachtung des hier besprochenen Processes gehören.') 

Natürlich ist es unmöglich, eine unbedingte Formel für die 
Gründe des Kräfteverhältnisses und für das Kräfteverh&ltnis 
selbst aufzustellen. Denn keine Kraft bethätigt sich an und 
für sich, sondern je nach dem Objecte; kein Object aber ist zu 
schwach, um der einwirkenden Kraft nicht auch etwas von 
seinen Wesenseigenschaften mitzutheilen, selbst wenn diese Kraft 
siegt; umgekehrt bleiben sogar an dem widerstandsfähigsten 
Objecte Spuren der überwundenen Kraft haften, selbst wenn es 
gelungen ist, diese Kraft thatsächlich und vollständig zurück- 
zuweisen. Es giebt in dieser Hinsicht weder einen Sieg, noch 
eine Niederlage, an denen nicht geistige Spuren des Gegners 
wahrnehmbar wären; je kräftiger die Individualität, desto merk- 
licher diese Spuren; je complicirter die Voraussetzungen dieses 
Processes, desto mannigfaltiger das gegenseitige Kräfteverhältnis 
auf einzelnen Gebieten. Daher sind die hier waltenden Gesetze 
wegen der unbestimmbaren Imponderabilien, für die uns das 
Maass des Naturforschers fehlt, nicht in feste Formeln zu bannen. — 


lU. 

Trotz dieses Kräfteverhältnisses, das sich je später desto 
ungünstiger für das Römertnm gestaltete, sind jene neuen 
Eindrücke nicht zu unterschätzen, denen die germanischen 
Völker, je nach ihrer Vorgeschichte, unter verschiedenen Um- 
ständen, ausgesetzt waren, die daher auf die eigenen Keime 
verschiedenartig einwirkten. Für die Intensität dieser Eindrücke 
war, wie für alle Ergebnisse der Vorgeschichte, der Umstand 
bestimmend, ob sich dieselben in den neuen Staaten fortsetzten 

>) 9. Th. U. 85 f., 344 ff. 
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und welche Bedeutung sie, angesichts des gegenseitigen Kräfte- 
verhältnisses und der individuellen Veranlagung der betreffenden 
Völker, im einzelnen Falle erlangen konnten. 

Abgesehen von allgemein culturellen Eindrücken,') begegneten 
die Germanen bei den Römern einer ihnen unbekannten staat- 
lichen Organisation. Der unter geringen Berufs-, Vermögens- 
und Bildungsunterschieden erträgliche politische Individualismus 
Hess eine nachhaltige Einwirkung staatlicher Eindrücke nicht 
ZU: aber diese staatliche Organisation bildete gleichzeitig den 
Kuppelbau socialer nnd wirtschaftlicher Differenzirung, der sich 
die Germanen nicht mehr entziehen konnten, nachdem durch 
neue Bedürfnisse nnd andere Umstände die Bahn für die Ent- 
faltung der nirgends fehlenden Ungleichheitskeime geebnet worden 
war. Mag diese Bewegung zunächst nur kleine Kreise ergriffen 
haben; sie genügte, um die alte Homogenität zu durchbrechen, 
neue Interessen zu schaffen und die betreffenden Kreise abzu- 
sondern, sowie das Bedürfnis nach dem Schutze neuer Rechts- 
güter nnd neuer wirtschaftlicher Interessen zu wecken. Hat 
also auch nicht die römische staatliche Organisation direct ge- 
wirkt, so konnten sich doch die Germanen dem Eindrücke der 
unter römischer Verfassung bestehenden socialen und wirtschaft- 
lichen Differenzirung nicht verschliessen, wodurch die Störung 
ihrer alten Verfassnngszustände, freilich ohne blinde Nachahmung 
der fremden, gefördert wurde. 

Die Berührung germanischer Höfe und der am Hofe weilenden 
Leute mit dem römischen Stadtleben brachte ebenfalls neue Ein- 
drücke. In den Städten, die die Germanen freilich auch früher, 
auf KriegszUgen oder in römischem Dienste, betraten, jedoch 
ohne in ihnen heimisch zu werden, lernten sie nunmehr die reiche 
Berufsgliederung kennen, die ihnen fremd war. Wohl kannten 
sie römische Erzeugnisse, die ihnen der Handel seit langer Zeit 
zufdhrte; aber der Güteraustausch im grossen Styl, die umfang- 
reiche Production, namentlich die wirtschaftliche Wechselwirkung 
zwischen Stadt und flachem Lande, waren ihnen neu; neu auch 
ihre eigene Betheilignng an diesem Güterumsätze. Das Leben 
in den Städten nnd an den Königshöfen grosser Staaten hat, 


‘) S. Tb. I. I6ff., 49ff; Tgl. Fr. Seiler: D. Entwickl. d. deuteelien 
Kultur im Spiegel des dentscben Lehnwortes. 
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noch mehr als das Gefolgschaflswesen, /.um Ausscheiden aus 
den alten Verbänden, zur Durchbrechung derselben, sowie zu 
neuen Gruppirungeu beigetragen. Ebenso die grosse Entwicklung 
des Immobiliareigentums und die damit zusammenhände Steigerung 
der ßodenausnfitzung, wofür römische Beispiele Vorlagen. Des- 
gleichen bot das römische Verkehrsrecht eine Reihe neuer 
Operationen, die auf das germanische Mobiliarrecht Einfluss 
üben mussten. 

Zu diesen wirtschaftlich-socialen und für das Recht wichtigen 
Eindrücken, trat die rasche Christianisirung hinzu. Durch die- 
selbe wurde das sacrale Entwicklungsstadium abgekürzt Wohl 
sind, an Stelle alter religiöser Ideen und Bräuche, neue, christliche, 
in das Rechtsleben eingedrungen. Doch ist dies mit dem früheren 
Zustande nicht zu vergleichen. Im sacralen Stadium löste sich 
das Recht aus der Religion heraus, während nunmehr eine An- 
gliedernug fremder religiöser Ideen an das schon bestehende 
Recht erfolgte. Die Religion aber, die diese Ideen dem Rechte 
brachte, war keine nationale, sondern eine universelle ; durch das 
Eindringen dieser Ideen mussten die Germanen den Eindruck 
gewinnen, dass Rechtssätze Eingang finden können, ohne in der 
Volkstradition gewurzelt zu haben. Diesen Eindruck konnte 
ihnen das lebendige kirchliche Recht weit besser vermitteln als 
das zersetzte römische, in dem die Autorität des Gesetzes so 
bedenklich gelitten hatte. 

Damit ist aber die Reihe der neuen Eindrücke nicht er- 
schöpft. Man muss in diesem Zusammenhänge auch der neuen 
Sprache gedenken. Sie war den Germanen zum Theile schon 
früher bekannt;') doch galt es jetzt, sich dieser Sprache nicht 
nur im äusseren Verkehre, sondern auch im eigenen Rechtsleben 
zu bedienen. Stets hat die Annahme einer fremden Sprache dem 
Geiste eine neue Richtung gegeben, namentlich, wenn die fremde 
Sprache für bestimmte Thätigkeiten zu benützen war. Denn 
jede Übersetzung eigener Gedanken ist mit einer Alterirung der- 
selben verbunden, mag man die Grenzen der Übersetzungskunst 
noch so weit stecken. Im vorliegenden Falle muss man, wie 
immer auch das Urtheil über das Verhältnis sprachlicher und 


Über die Budeutuag der lateiuixcbeu .Sprache iu früherer Zeit 

s. 1. 60 f. 
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rechtlicher Entwicklung lauten sollte,') der Gleichzeitigkeit 
wichtiger allgemeiner Veränderungen und der Aufnahme der 
fremden Sprache, grosse Bedeutung beilegen, desto mehr als 
diese Sprache demselben Volke angehorte, von dem die vor- 
erwähnten wichtigen Eindrücke herrührten.^) 

Schliesslich kommt die ethnische Verschiedenheit der 
Herrschenden und der Beherrschten in Betracht, ein Umstand, 
der überall eines der bedeutendsten Momente der Staaten- 
entwicklung gebildet hat. An und für sich war dies den 
Germanen nicht neu; sie haben auch früher fremde Völker unter- 
worfen und waren selbst in Abhängigkeit gew’esen. Aber niemals 
kamen sie vorher in die Lage, eine ihnen culturell so überlegene 
Nation zu beherrschen, eine Nation, der sie sich während langer 
Zeit gefügt hatten; dieses Verhältnis war also ein neues. Im 
Verkehre mit den höher stehenden ünterthanen musste die alte 
Auffassung von der Alleinberechtigung des eigenen Rechtes doch 
erschüttert werden, wenn auch dem Nationalgeftthle daraus nicht 
nur kein Schaden, sondern im Gogentheile Förderung-') erwuchs. — 
Dennoch haben diese Eindrücke weder voll, noch in rein 
römischem Sinne gewirkt. Den Cult des Staates haben die 
Germanen nicht übernommen; selbst da, wo der Eindruck der 
römischen Organisation sehr stark war, hafteten der noch so 
gesteigerten staatlichen Gewalt Eigenschaften an, die ihr den 
abstracten Charakter des römischen Imperiums benahmen. Des- 
gleichen hat die erwähnte Störung der Homogenität und der 
Fortschritt social-wirtschaftlicher Differenzirung, keine Nach- 
ahmung römischer Zustände hervorgerufen; die betreffende 
germanische Entwicklung ist, ebenso wie die des Immobiliar- 
rechtes und wie die Bereicherung des Verkehrsrechtes, theil- 
weise hinter der römischen zurückgeblieben, theilweise auf neue 


M Wir können hier natürlich auf dieses Verhältnis nicht eingehen. 

Betrachten wir diese Kiudriieke als ideelle Stoffe, so ist die Sprache 
deren Werkzeug; es tritt also zu der Stoffaufnahme noch die Übernahme 
des Werkzeugs hinzu. 

ä) Es ist dies eine merkwürdige, aber eigentlich leicht erklärliche 
Uedankenverkettung. Die Erweiterung des Gesichtskreises, die Erkenntnis 
der nationalen Unterschiede, trägt zu nationaler Selbsterkenntnis bei; 
natürlich wenn diese Erkenntnis nicht durch ungünstiges Zablenverhältnis 
und durch weitgehende Kasseumischung unterdrückt wird. 
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Bahnen geratheu. Auch der kirchliche Einfluss ist durch das 
Eindringen germanischer Elemente in die Kirche abgeschwächt 
worden; es ist der Kirche nicht gelungen, ihren ganzen Ideen- 
reichtum zur Annahme zu bringen, nicht einmal die Familien- 
gewalt, für die die Grundlage des altreligiösen Bandes wegfiel, 
zu Gunsten des Individuums und der Staatsgewalt, ganz zu 
überwinden. 

Denn allen diesen neuen Eindrücken stellten sich — natürlich 
mit einem je nach Vorgeschichte und späterem Kräfteverhältnis 
verschiedenen Beharrangsvermögen — die alten Keime und 
Resultate der früheren Entwicklung entgegen. So der genossen- 
schaftliche Gedanke, der immer neue Ausdrucksformen fand, 
indem er sowohl bei der Gestaltung der Staatsordnung mitwirkte, 
als auch die Folgen der social- wirtschaftlichen Wandlungen ab- 
zuschwächen half. Durch die Vermittlung dieses Gedankens, 
der eine Anknüpfung der Neuerungen an alte Traditionen er- 
möglichte, ist der Boden für manches geebnet worden, was 
entweder gar nicht, oder doch nur unter gefährlichen Krisen 
hätte verwirklicht w’erden können. Mag auch der genossen- 
schaftliche Gedanke die Entfaltung der Staatsgewalt gehindert 
und zersetzende Momente gefordert haben, so hat er doch gleich- 
zeitig die gebotene neue Gruppirung ermöglicht, ohne welche 
die Staatsgewalt entweder in einen, den Germanen unzu- 
kömmlichen, Despotismus ausgeartet, oder überhaupt nicht ent- 
wicklungsfähig gewesen wäre. In ähnlicher Weise hat sich der 
Reciprocitätsgedanke, der Zusammenhang zwischen Recht und 
Pflicht, zwischen Herrschaft und Schutz, bewährt. Er Hess 
keine abstracte Herrschaft aufkommen, aber er ermöglichte die 
Steigerung des Herrschaftsbegriffes, unter Einschränkung desselben 
durch die Bildung von Pflichtkreisen. Dem auch in den neuen Ver- 
hältnissen fortgesetzten Übergewichte des kriegerischen und 
landwirtschaftlichen Berufes, gegen welches die im Rückgänge 
befindlichen städtischen Elemente nicht erfolgreich aufkommen 
konnten, ist es zuzuschreiben, dass, trotz des auf einzelnen Ge- 
bieten durchdringenden Einflusses der städtischen Lebens- und 
Rechtsverhältnisse,*) dennoch die alten Ansätze für die sociale 
Schichtung bestimmend blieben und dass namentlich die land- 


') oben 367. A. 4. 
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wirtschaftlicheu Interessen, denen das Immobiliareigentum ver- 
stärkte Bedeutnng lieh, dem Rechte charakteristische Merkmale 
aufprägten. Beigetragen hat dazu der Umstand, dass gerade 
in jenen Reichen, in denen die Stadtverfassung und die römische 
Gesellschaftsordnung grössere Lebenskraft hatten, das Römertnm 
abseits stand, einen eigenen Körper bildete,') so dass das unmittel- 
bare Einwirken auf das separat organisirte Germanentum theil- 
weise abgeschwächt war. 

Neben den alten Keimen kommen, wie erwähnt, die Resultate 
der früheren Entwicklung in Betracht. Denn schon in ger- 
manischer, noch mehr in der Wanderungszeit, sind Änderungen 
eingetreten, die wohl der Einheit des alten Rechtes abträglich 
waren, eventuell durch Störung der Einheitlichkeit die Resistenz- 
kraft des alten Rechtes minderten, dafür aber die neue Aus- 
gestaltung anbahnten. So ist die Gleichheit der Freien zweifellos, 
schon vor der Staatengründung auf römischem Gebiete, erschüttert '^) 
worden und das Beispiel der römischen social-wirtschaftlichen 
Ditferenzirnng konnte daran anknüpfen; aber die alte Einheitlich- 
keit war nicht nur negativ erschüttert, sondern auch schon 
durch eine, allerdings noch nicht präcisirte, Anbahnung neuer 
Schichtung ersetzt; das Beispiel der römischen «>cial- wirtschaft- 
lichen Difierenzirung begegnete also schon eigenen Ansätzen, 
die unter dem Eindrücke der neuen Verhältnisse eine genauere 
Ausprägung finden konnten, ohne Nachahmung des römischen 
Vorbildes. Je nach Lage der Verhältnisse gestalteten sich die 
juristischen Merkmale einzelner Stände verschieden, indem sie 
sich bei Westgothen und Burgundern, mehr als bei Langobarden 
oder Franken, an das römische Beispiel anlehnten ; ganz römisch 
wurden sie nicht.^) 


') Sei es, weil ihm, wie bei Qothen und Burgundern, eine besondere 
Organisation eingerbumt wurde, sei es, weil der germanische Staat (so die 
Ijangobarden) das Kömertum zeitweise ignorirte und vom Staatsleben fern- 
hielt. Gerade in diesen Reichen aber war das Rümertnm kräftiger als 
anderwärts. 

*) s. 1. 13‘2, A. 1, 207. A. 3. II. 140. A. 2. III. 149. A. 1. 

Aus dem, was I. 207 f., 280 f., angeführt wurde, ist zu entnehmen, 
dass die Ständeunterschiede selbst bei Westgotben und Burgundern nicht 
ganz römisch ausfielen. Die juristische Präcisirung passte sich allerdings 
häufig dem römischen Beispiele an; so sogar im langobardischen Sklaven- 
recht; s. II. 142; vgl. für das fränkische Recht III. 152. A. 3 u. 173ff. 
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Ebenso ist anzuiiehnien, dass schon in germanischer Zeit nicht 
alle in gleicher Weise an der Thätigkeit der Volksversammlung, 
an der Rechtsbildung und Rechtsprechung theilnahnien; der 
Mangel betreffender Normen hat gewiss den mächtigen Elementen 
einen Vorrang eingeräumt, der das Recht der Masse abschwächte. 
Trotzdem, dass auf dieser Grundlage ein weiteres Verkümmern 
allgemeiner Volksrechte eintreten konnte und auch thatsächlich 
eintrat, hat doch das römische Beispiel keine volle Vertilgung 
volksrechtlicher Traditionen bewirkt; sie haben sich in der Mit- 
wirkung, wenigstens gewisser Elemente, freilich in beschränkter 
Weise geäussert.') So sind überhaupt manche, unter dem ersten 
Eindrücke der uenen Verhältnisse zurücktretende, germanische 
Keime, dennoch wieder aufgetaucht, sogar im Staatsrechte, das 
im allgemeinen, seitdem Volksgenossenschaft und Staats- 
genossenschaft nicht mehr identisch waren, den Erschütterungen 
mehr ausgesetzt war als das Privatrecht. Selbst bei voller 
Einschrumpfung ganzer Institutionen des alten Rechtes, blieb 
doch ein auf Tradition zurückgehender keimartiger Rest und die 
neuen Staats- und Rechtsorgane haben sogar da, wo ihnen freie 
Bethätigung geboten war,^) das alte Recht entwickelt; es kam 
für die Umbildungen in hohem Grade in Verwendung. 

War also einerseits, angesichts der erwähnten Berührungs- 
punkte, sowie der Resultate der früheren Entwicklung, der Boden 
für die Wirkung der neuen Eindrücke vorbereitet, so haben doch 
diese Umstände, die eine Angewöhnung an das Neue erleichterten, 
doch weder Nachahmung, noch auch volles Verständnis hervor- 
gerufen.-*) Gegen viele Neuerungen sammelten sich mit der 
Zeit Widerstandskräfte, die die Entwicklung vor Einseitigkeit 
bewahrten. Wo diese Kräfte versagten,-*) erfolgte jäher Stura; 


Nur für specielle Berufsstande konute das rümisebe Vorbild in böberem 
Grade in Betracht kommen. Jedoeb aiicb da nur insofeme, als es sieb um 
eine entspreebende Einreibung in die sociale Gliederung bandelte (s. 1. 52.) 
und nicht etwa um volle Beibehaltung der römisch-rechtlicben Stellung des 
betreffenden Berufes; s. III. Iö2f., 172. A. 4.. 173. A. 4. 

>) t). I. 135. A. 3, 211, 278. A. 1, II. 136, III. 113, 195, 255ff. 

'•*) Wie 2 . B. da, wo Einzelricbtertum bestand. 

’) Ein lehrreiches Beispiel bietet das Urknndenwesen ; mau gewöhnte 
sieb an diese Neuerung gab ihr aber anderen Inhalt und anderen Charakter. 

*) Nämlich in den kurzlebigen und ungünstig entstandenen Staaten. 
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WO sie mit zu grosser Macht auftraten,*) beengten sie die 
Anpassungsfähigkeit und hinderten das Ausreifen der Frucht; 
das günstigere Verhältnis zwischen der Anpassungsfähigkeit an 
die neuen Eindrücke und dem Beharrungsvermögen der alten 
Keime, hat theilweise dem westgothischen Mischrechte, in höherem 
Grade aber dem fränkischen Rechte, die bekannten Erfolge ge- 
sichert.'-*) — 

Somit haben die neuen Eindrücke, insoferne sich ihnen nicht 
besondere für das Germanentum ungünstige Umstände hinzu- 
gesellten, im allgemeinen keine jähe Ablenkung hervorgeiul'en, 
die geeignet gewesen wäre, die bisherige Entwicklung abzu- 
brechen. Die einzelnen Völker waren durch die Resultate ihrer 
Vorgeschichte und durch die früheren Berührungen mit dem 
Römertnm so weit fortgeschritten, dass sie der Macht der neuen 
Eindrücke nur unter besonders schweren Verhältnissen erliegen 
konnten; im übrigen hat alles dazu beigetragen, dass es, wenigstens 
nicht überall und nicht anf allen Gebieten, zu Erscheinungen 
kommen konnte, wie mau sie sonst bei plötzlicher Berührung 
niederer und höherer Cultur betrachten kann.**) Im Rechte ist 
wohl manches alte verkümmert, an dessen Stelle nicht sofort 
Ersatz gefunden wurde,^) in der Hast, die diese Vorgänge viel- 
fach kennzeichnet, auch nicht so rasch gefunden werden konnte. 


') So bei den Langobarden. 

■■') Für die Franken kommt in Betracht, da.ss ihre Berührung mit dem 
Kümertum ungefährlicher war als die der Vandalen, Gothen und Burgunder 
(s. II. S-Jlff.), dass ihre Gebietes >■> deneu ihnen schon früher germanische 
Völker vorangegangen waren (s. II. 2 18 ff.), weniger romanisirt waren yS. II_ 
243 f.. III. 3.). dass sie im römischen Gebiete langsam vorrückten (s. II. ‘240) 
und frühzeitig ihre Itechtsanfzeichnung vorgeuommen haben (s. III. 8 ff., 20 , 
38.). Dagegen war allerdings ihre Stammestradition mangelhaft (s. II. 2 14 ff.), 
das langsame Vorrücken hat, neben den erwähnten Vortbeilen, für Volks- 
und Sippenverband üble Folgen gehabt (s. III I0&.) und der Mangel organischer 
Stammeseinigung bat wohl die Kesistenzkraft theilweise vermehrt (s. II. 213.), 
aber den folgerichtigen Ausbau der Verfassung arg geschädigt (s. III. 103, 
108, 175, 177, 253, 30B. A. 4.). 

’) Von der Zersetzung der Sitten, die erst nach und nach durch das 
Christentum behoben wurde, sehen wir ab; sie ist natürlich nicht zu läugneu. 

*) So die Bestandtheile der Volksverfassung, die vorläufig durch 
Zwischenbildungen vertreten wurden und durch das schwankende Verhältnis 
zwischen König und Volk, sowie zwischen den einzelnen Schichten des 
Volkes, 
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Aber das alles fUbrte, insofern es Qberstanden wurde, vorwiegend 
nur zu einer Beschleunigung der Entwicklung. 

Diese Beschleunigung bedeutete das wichtigste Resultat 
der Einwirkung neuer Eindrücke auf die alten Keime.') Der 
Zwang der neuen Verhältnisse, die Fülle der neuen Aufgaben, 
denen man sich unter diesen Eindrücken nicht entziehen konnte, 
bildete für die Germanen einen mächtigen Ansporn zur Aus- 
gestaltung ihres Rechtes. Durch die Auslese, die sich aus 
Wanderungen und anderen Vorgängen ergab, brachten sie die 
für eine solche Entfaltung notwendige Kraft auf. Wo der 
Gegensatz zwischen dem eigenen Rechtsbestande und den neuen 
Aufgaben zu gross war, musste das germanische Element unter- 
liegen; war dies nicht der Fall, so wurde eine Lösung eingeleitet, 
wenn auch nicht abschliessend vollzogen. Dass man dabei nicht 
immer die richtigen Impulse befolgte und manche nicht zu be- 
folgen verstand, bat eben jene schwankende Entwicklung ge- 
zeitigt, die uns so häufig rechtsdogmatische Schwierigkeiten be- 
reitet. Über manches ist man doch besser hinweggekommen, 
als es ohne das Wirken dieser Eindrücke möglich gewesen 
wäre. Es wurde nicht nur das sacrale Stadium leichter über- 
wunden, sondern auch die Zwischenzeit vom Heldentum zum 
Staatsleben abgekürzt. Diese Zeit, die bei den classischen 
Völkei-n so lange gedauert hat, findet auch in den germanischen 
Sagen Ausdruck, in denen die Empfindung eines Gegensatzes der 
Heldenzeit und staatlicher Zeit wahrnehmbar ist.-') Aber gerade 
die Überlieferungsart ') dieses Gegensatzes spricht für die kurze 
Dauer jener Zwischenzeit, die hier weit schneller überwunden 
wurde. Dasselbe betrifft auch andere Rechtsgebiete. Die 
Instinkte und Bedürfnisse, die die Rechtsentwicklnng bestimmen, 
werden durch das Aufkommen neuer Rechtsgüter und durch die 
Aendernug in der Wertschätzung der alten Recbtsgflter in hohem 


>) Sie war natürlicb verschiedenartig, je nach den Verhältnissen; wo 
die Beschtennigung zur Überstürzung wurde, hatte sie verhängnisvolle Folgen. 

S. Nitzsch: Dtsche Gesch. I. 124. 

H. R. führt hier Nitzsch die Theodorichsage in’s Treffen. Theodoricb, 
in dem die Dichtung den letzten Helden siebt, der von Gott (also von der 
neuen Zeit) verlassen, io den Vesuv einreitet und verschwindet, war ja nicht 
nur germanischer Held, sondern vor allem Staatsgründer u. sw. Gründer 
eines sehr romanisirten Staates. 
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Grade beeinflusst. Der Kampf um’s Recht nimmt unter solchen 
Umständen einen andern Inhalt an und bedarf neuer Waffen. 
Dass aber gerade diese cnlturellen und materiellen Eindrücke 
eine weitgehende Umwertung rascher herbeifUhren mussten, als 
sie sonst eingetreten wäre, somit also zu einer rascheren Be- 
nützung neuer Waffen zwangen, geht aus dem Obligationen- 
rechte, aus der Anwendung des Urkundenwesens, aus der Ver- 
mehrung strafrechtlicher Thatbestände und aus den Fortschritten 
des Straf- und Processrechtes hervor. Möglicherweise hätten 
sich die Germanen, unter andern Umständen, durch eigene 
Kraft, zu ganz neuen, beziehungsweise volleren Formen durch- 
gemngen; die geschichtsphilosophische Frage, betreffend die 
entwickinngshistorischen Nachtheile dieser Beschlennignng, lassen 
wir natürlich unerörtert. 

Selbstverständlich geschah das alles nicht einheitlich. Die 
Unterschiede sind nicht nur unter den Völkern, sondern auch 
unter den einzelnen Schichten eines Volkes, gross, je nachdem 
wie sich in jeder einzelnen Schichte das gegenseitige Verhältnis 
der römischen und der germanischen Elemente äussert. Die 
Rechtsqnellen sind in dieser Hinsicht einseitig, da sie, aus nahe- 
liegenden Gründen, über die höheren Schichten mehr sagen, 
während aus der späteren mittelalterlichen Entwicklung manches 
zn entnehmen ist, was nur dadurch erklärt wird, dass es auch 
in dieser Zeit bestand, aber in den Rechtsdenkmälern unbe- 
rücksichtigt blieb. Für die niederen Volksclassen trifit also 
diese Beschleunigung in weit geringerem Grade zu. — 


IV. 

Damit ist eigentlich schon gesagt, dass es hier nicht zu 
einer Reception im eigentlichen Sinne kommen konnte. Zwar 
schliesst der Begriff einer Reception die Gegenseitigkeit der 
Beeinflussung nicht ans. Selbst die erfolgreichste Reception 
wird von einer gewissen Wandlung des recipirten Rechtes be- 
gleitet, das, bevor es in dem fremden Volke Wurzel fasst, von 
dem noch nicht niedergerungenen eigenen Rechte dieses Volkes 
beeinträchtigt wird und die Spuren dieser Beeinträchtigung auch 
nach dem Siege beibehält.') Es ist nicht leicht, Entlehnung 

') S. oben S. 37*. 
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und Anlehnung, ferner die verschiedenen Grade des Beeinflussungs- 
erfolges zu unterscheiden, sowie den Charakter einer Keception 
auch nur annähernd zu bestimmen.^) Und auch bei sorgrältigster 

') Wir können diese Frage natürlicli nur streifen. Vierkandt 
(Naturvölker und Culturvölker S. 9Sff.) unterscheidet die primäre Schichte ein- 
facher Culturgiiter, die sich ans der (sleichartigkeit des menschlichen 
Bewusstseins ergeben (s. Ratzel: Anthropogeogr. II. CU», Schurtz: Urgesch. 
d. Cnltur 47; man muss da an Hastian's .Elementargedanken“ erinnern), 
von der secundären Schichte, für welche Entlehnungen in Betracht kommen. 
Zu dieser Schichte wären jene Erscheinungen zu rechnen, die durch eine 
Combinatiou der elementaren Bewusstseinsvorgänge hervorgerufen werden, 
also natürlich auch das Recht. (Auf den Zusammenhang des Bastian 'sehen 
.Völkergedankens* mit anthropogeographisebeu Thatsarhen können wir hier 
nicht eingehen.) Mag nun für die höheren Unlturgüter die von vielen 
Culturhistorikern vertretene Entlehnung mehr oder weniger zutrefTen, so 
muss doch bemerkt werden, dass sich für Entlehnung am besten jene (lUter 
eignen, die an der Oberüäche des Volkslebens entstehen; weniger jene, die 
in der Volksseele wurzeln; da wird die eigene Ansicht weit schwerer durch 
die fremde ersetzt; einen Beweis bildet auf rechtlichem Gebiete die allerwärts 
grössere Widerstandskraft des Familienreebtes. 

Vom Standpunkte der Cniturgeschichte wäre jedes Recbtselement zu 
den höheren üulturgüteru zu zählen, denn es beruht bereits auf einer 
Combinatiou elementarer Cnlturvorgänge; vom Standpunkte der Rechts- 
gescbichte ist dagegen dieses culturhistorisch höhere Gut bloss ein Elementar- 
gut, nämlich ein Element des Rechtscomplexes; die Rechtssysteme und 
Recbtscompleie unterscheiden sich untereinander nicht so sehr durch Zahl 
und Art der Elemente, als vielmehr durch die Combination derselben; die 
Anzahl dieser Combinationen ist enorm, du sieb die Elemente, je nach ver- 
schiedenen Umständen und Kräftegraden, verschiedenartig mit einander 
verbinden. Es ergeben sich daher aus gleichen Elementen durchaus nicht 
immer gleiche Resultate und ebenso aus ungleichen nicht die entsprechend 
ungleichen. Wenn nun durch fremden Einfluss Elemente des eigenen Rechtes 
verdrängt werden und an ihre Stelle Elemente des fremden Rechtes treten, 
so erhalten dieselben nicht nothwendigerweise jene Stellung, die sie im Be- 
reiche ihres eigenen Rechtes eingenommen haben und führen daher nicht 
immer zu demselben Resultate, welches sin auf dem Boden ihres eigenen 
Rechtes hervorbrachten. Es wird zwar die bisherige Gestalt des Rechtes, 
aus dem etliche der eigenen Rechtselemente verdrängt wurden, verändert; 
aber die Veränileruug vollzieht sich nicht durchwegs im Sinne der einge- 
drungenen fremden Elemente, welche auf dem neuen Boden eine oft sehr 
wesentliche Alterirnng erfahren. Es entsteht daher eine neue Combination, 
die, je nachdem, ob die nueb bewahrten eigenen Elemente, oder die einge- 
drungeiien neuen überwiegeu, entweder der früheren Combination ähnlich 
bleibt, oder sich der fremden, der mau die neuen Elemente entuahm, nähert. 
Für die Ausgestaltung kommt iii Betracht, dass ein und dasselbe neue 
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Durchführung solcher Unterscheidung erhält man nicht immer 
den richtigen Maassstab, denn mitunter ist eine weniger durch- 
greifende Beeinflussung entwicklungshistorisch wichtiger als eine 
volle Reception. 

RIemeiit, daa dem fremden Rechtacomplexe entlehnt wurde, mit der Zeit 
Verstärkung oder Abachwächung erfahren kann und demgemäaa seine 
Wirkung ändert. Aber selbst, wenn alle eigenen Elemente durch fremde 
ersetzt werden sollten — ein Fall, der kaum denkbar ist — so wäre doch 
die Combination, die sich in neuer Umgebung, bei einem andern Volke, aus 
den recipirten Elementen bilden würde, gewiss nicht identisch mit dem eigenen 
Systeme jenes Rechtes, aus dem die fremden Elemente stammen. Daher 
muss gesagt werden, dass selbst die Übernahme zahlreicher Elemente eines 
fremden Rechtes, an und für sich, keine Reception bedingt und eine andere 
Verarbeitung des entlehnten Rechtes auf dem neuen Bodeu nicht ausschliesst, 
ja sogar, unter Umständen, eine solche Verarbeitung erforderlich macht. 

Nur die (jbernahme eines ganzen Rechtssystems, d. h. der fremden 
Rechtselemente, unter gleichzeitiger Aufrechterhaltung der Begriffskategorien 
des Rechtes, dem diese Eiemente angehören, bedeutet Entfremdung, Ver 
nichtung des eigenen und volle Annahme des fremden Rechtes. Wohl wird 
auch die in ihrer Totalität übernommene fremde Rechtscombination, durch 
das Eintreten in den bisherigen Ideenkreis des betreffenden Volkes, auf dem 
Boden der diesem Volke eigenen Culturverhältnisse, praktische Änderungen 
erfahren müssen; aber ein Rechtssystem überwindet diese Schwierigkeiten 
besser, als vereinzelte Elemente; denn, während die letzteren durch das 
recipirende V^olk zu einer, seinem Geiste entsprechenden Combination ver- 
arbeitet. sowie unter die Begriffskategorien dieses Volkes gebracht werden 
können, treten, bei Annahme eines fremden Rechtssystems, sogar die noch 
znrückbleibenden eigenen Bestaudtheile unter die fremden Begriffskategorien. 

Wir hätten es somit mit zwei Möglichkeiten zu thun, nämlich mit der 
Entlehnung fremder Rechtselemente, unter Beseitigung der entsprechenden 
eigenen, sodann mit der Annahme fertiger Elementencombinatiouen (Systeme), 
an Stelle der eigenen. Es ist jedoch eine dritte Möglichkeit denkbar. Wir 
meinen die äussere Angliederung fremder Rechtsbestandtheile an das eigene 
Recht, ohne Ausschaltung der eigenen, daher ohne wesentliche Alterirung 
der Rechtsgrundlagen, so zwar, dass die neuen Elemente entweder Annexe 
des alten Systems bilden, oder den entsprechenden Elementen des eigenen 
Rechtes angeschlosseu werden. In dieser Weise erfährt das bisherige Recht 
eine, für einzelne Rechtsgebiete wichtige, Bereicherung durch den Uinzutritt 
neuer Bestandtheile, ohne die betreffenden eigenen auszuschalten. Es ist 
klar, dass dieser Vorgang ebenfalls Änderungen des bisherigen Rechtes 
hervorruft; sogar in doppelter Hinsicht; denn die Bereicherung derjenigen 
Reebtsgebiete, auf denen jetzt zu den alten Elementen neue binzutreten, 
führt entweder zu einer Spaltung des Rechtslebens (indem für einen Theil 
der betreffenden Fälle das eigene, für eineli andern Theil das fremde Recht 
benützt wird), oder zu Fortschritten, die sich aus dem praktischen Parallelismus 
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Voraussetzung jeder erfolgreichen Reception ist die Unter- 
stützung des eindringenden Hechtes durch die Staatsgewalt. 
Sitte, Religion, Sprache, Kunst, ja sogar die Formen des 
wirtschaftlichen Lebens, sind da in weit besserer Lage.’) Die 
staatliche Unterstützung wurde dem römischen Rechte doch nur 
im ostgotbischen Reiche, aber auch da nicht ohne Einschränkungen, 
gewährt. Sonst blieb es, insofern es überhaupt nicht officiell 
ignorirt wurde, auf sich seihst angewiesen. Daraus, sowie aus 
dem vorher besprochenen Kräfteverhältnisse und aus der In- 
tensität, mit der die neuen Eindrücke auf die alten Keime ein- 
wirkten, ergab sich die Rolle, welche die fremden Rechts- 
bestandtheile in diesem Falle spielen konnten und die Entscheidung 


beider Elemente ergeben. Allenfalls gewinnt ein solches Rechtsgebiet, durch 
die Vermehrung seiner Mittel, grössere Bedeutung im Oesammtsystem, 
gegenüber anderen Rechtsgebieten, denen eine solche Bereicherung abgeht; 
es vermag auch, unter günstigen Verhältnissen, die Entwicklung dieser 
anderen Rechtsgebiete indirect zu fördern. Dennoch ist es klar, dass diese 
beiden Folgen, d. h., die directe Bereicherung bestimmter Rechtsgebiete und 
die indirecte Förderung der anderen, die Rechtsgrundlagen und das Rechts- 
system lange nicht in dem Orade berühren, wie die vorher erwähnten zwei 
Möglichkeiten; denn es wird nichts ansgeschaltet, sondern es werden die 
für bestimmte Bedürfnisse vorhandenen Mittel vemebrt. Auch wenn etwa, 
in der weiteren Entwicklung, das fremde Element Übergewicht erlangt, ja 
sogar, wenn dadurch, oder ans andern, sei es gleichzeitig oder später auf- 
tretenden Gründen, das betreffende eigene Element znrUckgedrängt wird, so 
geschieht dies nicht des fremden Rechtes wegen, sondern aus praktischen 
Rücksichten und unter Assimilirungserscheinungen, die den fremden Rechts- 
bestandtheilen den fremden Charakter benehmen. Jedenfalls tritt das fremde 
Material unter die dem entlehnenden Rechte eigenen Begriffskategorien und 
erfährt, den Bedürfnissen gemäss, jene Vereinfachungen oder Erweiterungen, 
die durch den Geist des Rechtes, dem das fremde Material nunmehr an- 
gehöit, gefordert werden. 

Vom Standpunkt der Entwicklungsgeschichte erscheint diese dritte 
Möglichkeit besonders wichtig. Sie ermöglicht ein Einwirken fremden 
Rechtes, ohne Schädigung der eigenen Grundlagen, giebt Gelegenheit, 
schwächere Theile des eigenen Rechtes unter dem Eindrücke der inzwischen 
verarbeiteten fremden Beispiele zu kräftigen, sowie den neuen Bedürfnissen 
durch Mittel, die gleichseitig dem bisherigen Ideenkreise assimilirt werden, 
entgegenzukommen. Nur muss gefragt werden, ob man das noch als Ent- 
lehnung auffassen darf, ob es nicht eher als Anlehnung, unter Aufgebot 
eigener Geistesarbeit, zu bezeichnen wäre. 

>) S. oben S. 367. 
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darüber, welche Rechtsbestandtheile überhaupt zu dieser Rolle 
geeignet waren. 

Diese Entscheidung erfolgte unwillkürlich, nach dem Be- 
dürfnisse und innerer Zweckmässigkeit, also nicht im Sinne 
eines Systems. Man trat dem römischen Rechte nicht mit fach- 
männischem Auge entgegen, das eine juristisch richtige Auswahl 
ermöglicht hätte. Selbst bei den Ostgothen gab es keine plan- 
mässige Romanisirung des Rechtes, ja nicht einmal allgemeine 
Subsidiarität des römischen Rechtes, obwohl die Ostgothen für 
die ihnen zugefallene schwere Aufgabe ungenügend vorbereitet 
waren.') Politische Sympathien waren nicht bestimmend, jedenfalls 
nicht ausschlaggebend.^) Bezeichnend ist, dass man bei diesem 
planlosen Vorgehen nicht etwa den besten Rechtsquellen folgte, 
ja nicht einmal die wichtigeren von den minder wichtigen 
unterschied, sondern vielfach Quellen ohne Autorität, sogar das 
Gewohnheitsrecht, heranzog^) und der Vermittlung des römischen 
Rechtes durch ein anderes germanisches Recht grosse Be- 
deutung einräumte.^) Sieht man überdies, wie selbständig 
einzelne Völker sogar germanischen Rechten entgegentraten,-'’) 
so findet man das planlose Vorgehen gegenüber dem römischen 
Rechte desto weniger auffallend. 

Man ahmte vielfach das Beispiel der römischen Finanz- 
verfassnng nach, nicht weil sie römisch war, sondern weil man 
keine andere kannte und doch irgend einer Finanzorganisation 
bedurfte; ebenso das römische Domänenwesen, ohne welches die 


*) S. I. 130 f. Aach da waren BedUrfnie and Zweckmässigkeit maass- 
gebend; so erklärt sich die Durchbrechung des römischen Satzes „actor 
sequitur forum rei‘ (s. I. 120.), trotz der im allgemeinen so grossou 
Romanisirung. Das römische Recht ist durch königliche Edicte tbeilweise 
an Stelle des gothischen eiugedrungen (s. I. 124 ff.), also als königliches 
Gebot, das durch die Lago der Dinge begründet war, da eine den Verhältnissen 
entsprechende eigene Entwicklung nicht so rasch voiliogen werden konnte. 

>) So z. B. war das römische Recht im Vandalenreicbe, oder im Reiche 
Odovakars, tbeilweise bedeutender als bei den Burgundern; s. 1. 30, 93, 
166, 312. 

ä) S. I. 187, 196, 271. 286, II. 124. 

*) S. n. 106. A. 1., III. 44 f. 

^) S. II. 104f., 162, III. 39ff., 66ff. Namentlich gilt dies für das 
spätere Westgothenreebt, das den Langobarden schon zu fremd erschien; 
s. II. 101; dasselbe kann für die Franken gelten; s. III. 4-2. 

T. Ilalban, KOm. Kocbl in den germ. Volksstaaten. Ul. 26 
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Ausnützung der angefallenen Ländereien schwer denkbar war; 
man acceptirte die römische Immunität, weil sie der Lage des 
Königsgutes und dem Individualismus der Grossen entsprach; 
man entnahm der römischen Rechtssprache Bezeichnungen, da 
eigene fehlten; man bediente sich der Urkunden, weil der ge- 
steigerte Rechtsverkehr derselben bedurfte. Aber bei vielen 
romanistischen Bestandtheilen der neuen Rechtsordnungen kann 
man sagen, dass sich auch ohne römische Beispiele, freilich 
weit später, dieselben, oder doch ähnliche Erscheinungen mit 
der Zeit eingestellt hätten,*) so, dass man der Berührung mit 
den Römern hauptsächlich die schon vorher erwähnte Be- 
schleunigung der Entwicklung verdankte. 

Verstärkt wird diese Annahme, wenn man bedenkt, welche 
Veränderungen bei Befolgung römischer Beispiele vorgenommen 
wurden. Schon bei den Westgothen haben wir es mit einer 
eigenartigen Gomplicirnng der römischen Territorialeintheilnng 
zu thun,'^) noch mehr bei den Burgundern,**) während bei Lango- 
barden und Franken die Idee der römischen Gebietstheilnng 
durch das Wirken germanischer Traditionen zurOckgedrängt 
wurde.'*) Wichtige Wandlungen haben die römische Immunität,*) 
der Unterthaneneid,^) ja sogar Grundsteuer, sowie Zoll- und 
Münzwesen') durchgemacht, also Einrichtungen, für deren Erfolg 
viele Voraussetzungen vorhanden waren. Noch wesentlicher 
waren die Umwandlungen auf anderen Recbtsgebieten.^) 


') Dies ist II. 118 betreffs der langobardischen Entwicklung bemerkt 
worden; s. auch III. 318, 328 u. s. w. 

>) S. I. 215. 

5) S. I. 269 f. 

*) S. II. 154, III. 116, 120. 

S) S. II. 142, IIL 136 ff. 

•) S. I. 212. A. 5, III. 186f. 

’) S. III. 207, 210. A. 2. 

Wir verweisen auf die nnrSmische Aasgestaltung des Zengeubeweises 
(s. III. 291 f., 292. A. 6.), auf die selbständige Änderung des Urkunden- 
beweises (III. 296 f.J und der ribuariscben Schriftvergleichung (IIL 297. 
A. 3.) Die Verquickung rSmischer und germanischer Elemente in der Frage 
der Witwenehe ist sehr selbständig ausgefallen (III. 45, 60, 308. A. 1.), 
ebenso die Entwicklung der fränkischen Adoption (III. 318. Ä. 3.) und die 
Vermischung römischer und germanischer Elemente in der Traditionsfonn 
(III. 326. A. 1.) Die Benützung der römischen Urkunde für die Tradition 
erfolgte unter grossen Zugeständnissen an das Formalitäts- und Publicitäts- 
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Es werden in allen diesen Fällen römische, oder den 
römischen analoge, Rechtsformen, mit neuem Inhalt gefüllt und 
man kann dabei die Wahrnehmung machen, dass insbesondere 
Äusserlichkeiten Verwendung fanden,*) während Impulse, für 
die ein germanischer Anknüpfungspunkt fehlte, ziemlich erfolglos 
blieben,**) weil sie auf Grundlagen beruhten, die dem germanischen 
Gedankengange fremd waren. Hervorragendes Interesse bieten 
jene Fälle, in denen sich einer germanischen Einrichtung eine 
analoge römische hinzngesellte, die natürlich dem germanischen 
Rechte eingegliedert wurde und einer desto besseren Befriedigung 


bedürtnia (III. 326. A. 1., 336. A. 1.). Erwähnt wurde ferner (III. 330. 
A. 3.) die eigene Entwicklung des fränkischen Praecariuma. Interessant ist 
die langobardiscbe Wandlung der römischen Usucapion (II. 116.) und die 
Vermischung beiderseitiger Ideen in der Verschweigung (III. 328.). Sehr 
wichtig die fränkische Verwendung der Strafclanseln (III. 68ff.) und die 
Art, wie die Langobarden mit dem römischen Erbrechte, das sie auf sich 
wirken liessen (II. 113.), umgingen (II. 116, 194), insbesondere auch der 
Zusammenhang der Vergabnng für den Todesfall mit sacbenrechtlichen 
Wirkungen (II. 197.) und die Umwandlung des römischen Repräsentations* 
rechtes (II. 119. A. 2, 196.); selbst das Erbrecht derTöchter beiLuitprand(l — 4.) 
beruht nicht auf bewusster Annahme, sondern auf Billigkeitsgrönden, die 
allerdings durch römisches Beispiel verstärkt wurden (II. 119.) Der Unter- 
schied zwischen germanischer und römischer Schenkung für den Todesfall 
ist erwähnt worden (II. 194, III. 319. A. 2., 321. A. 1.), ebenso die ger- 
manische Wurzel der TestamentSToUstrecknng, trotz römischer Analogie 
(s. II. 197, III. 321. A. 1.) u. s. w. 

') Auf stylistische Einflüsse haben wir 1. 284. A. 7., II. 109. A. 2., 
116, 118, 119, 123, 124, III. 65, 68, 72 ff., 84 n. s. w. aufmerksam gemacht; 
s. auch I. 196, II. 111. ilit der äusserlichen Bedeutung des Urkunden- 
wesens bängt dessen allgemeine Verbreitung zusammen (s. II. 69, 186.), 
denn technische Uittel eignen sich überhaupt besser als Ideen zu derartiger 
Übernahme. So sind ausser der Urkundenform (unter grosser Änderung 
der juristischen Bedeutung der Urkunde), der indiculns commonitorius (s. III. 
286), gewisse Fristen (s. II. 113f.) nnd eine Reihe technischer Details (s. II. 
164.) nnd concreter Äusserlichkeiten (s. III. 313. A. 3.) übernommen worden. 

^) Dies gilt z. B. für die Verwaltungsthätigkeit, die, trotz römischer 
Vorbilder nnd der kräftigen kirchlichen Nachhilfe, schwach ansfiel (s. III. 
242 f.), ebenso für die Finanzverfassnng, die, trotz äusserlicher Anlehnung, 
einen andern Oeist aufweist, ferner für die Stellvertretungsidee n. s. w. In 
solchen Fällen konnten selbst Äusserlichkeiten nicht nnveränderte Aufnahme 
finden, während da, wo branchbare Anknüpfungspunkte vorhanden waren, 
eine der römischen formell analoge Präcisimng eintreten konnte, wie z. B. 
im Sklavenrechte. 

25 * 
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desselben Bedürfnisses diente, ohne ihren früheren Charakter zn 
verlieren, aber auch ohne den Zweck der betreffenden germanischen 
Einrichtung zu ändern ; die äusseren Anknüpfungspunkte waren 
da entscheidend.^) Selbst wenn die Kirche römisches Recht 
vertrat und demselben Eingang verschaffte, geschah dies nicht 
ans Vorliebe für den Romanismns und in seinem Interesse, 
sondern weil die Kirche die betreffenden Ideen für praktisch 
hielt und sie ihrem Rechte angliederte. Man kann dabei be- 
obachten, dass, wenn verschiedene Einflüsse — in diesem Falle 
römische und kirchliche — gleichzeitig in ein und dasselbe 
Gebiet eingreifen, keiner von ihnen voll wirkt, namentlich wenn 
beide, trotz verschiedener Grundlagen, formelle Ähnlichkeit auf- 
weisen und praktisch analogen Zwecken dienen, wie dies beim 
Auftreten des römisch-kirchlichen Rechtes im kirchlichen Interesse 
der Fall ist. Es entstehen dadurch zahlreiche Combinationen 
und Variationen, die den Einfluss abschwächen, was man 
namentlich im Eherechte,^) aber auch sonst,^) bemerken kann. 

Für die Art der Verarbeitung waren, neben dem Bedürfnisse,^) 
nach Lage des Kräfteverhältnisses, die eigenen Rechtsideen be- 
stimmend, trotzdem dass sich das alles in der Sprache des 
römischen Rechtes vollzog, die Gleichzeitigkeit der inneren 
Wandlungen und der Annahme der fremden Sprache also den 
Eindruck des neuen Rechtes verstärken konnte.^) Sowohl die 
Auswahl als auch die Verarbeitung erfolgten zum allergrössten 


’) So z. B. bestehen rbmische und gennanisclie Freilassang^sarten neben- 
einander (s. II, 143, III. 167 f.); ebenso Colonat und Litentnm (s. III. 
163f.); oder Folter und Losordal für Knechte (III. 298), rbmisebe und ger- 
manische Mandatsformen (III. 333. A. 3.); neben Testamenten die ver- 
schiedenen Formen von Schenkungen für den Todesfall n. s. w. 

Denn wo es sich nm Dinge von meritorisch verschiedener Bedentnng 
liaiidelte, war die Verträglichkeit beider Elemente eine weit geringere; so 
z. B. hinsichtlich der heterogenen Bestandtheile im Diebstahlsbegriffe (s. III. 
270. A. 3.), in den Ladungsformen (III. 285) u. s. w. 

3) S. II. 191, III. 313. 

*) S. oben S. 368. A. 2—4. 

Das Bedürfnis ergab sich aus dem Qrade, in dem das eigene Recht 
für die neuen Aufgaben mehr oder weniger geeignet war, sowie je nachdem, 
ob das Nüthige aus dem eigenen Ideenreichtum geschöpft werden konnte. 

•) S. oben S. 874. 
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Tbeile unbewusst.*) Für die römischen abstracten Begriffe 
fehlte das Verständnis. Die vulgarrechtliche Verflachung, die 
sich wohl zu mechanischer Übernahme mancher Einrichtungen 
eignen konnte, bot kein hinreichend gesundes Material ; demselben 
musste erst neues Leben eingegeben werden, was nur durch 
eine entsprechende Verarbeitung geschehen konnte. Wo sie 
fehlte, kam es zu keinem festgefügten und dauerhaften Gebilde;'-) 


') Man könnt«, so gewagt freilich ein derartiger Vergleich ist, sagen, 
dass es sich damit ähnlich verhält, wie mit Anregungen künstlerischer Art. 
Der Künstler wird vorwiegend unbewusst beeinflusst und schafi't. ohne die 
Eindrücke systematisch zu erwägen; so dass man wohl die Gruppe von Ein- 
drücken bestimmen kann, die eine gewisse Kunstrichtung beeinflusst haben, 
aber dennoch die einzelnen Kunsterzeugnisse kaum auf bestimmte Einzol- 
eindrücke zurUckführon darf. 

Wo Verarbeitung fehlte, setzte sich die Incongmenz zwischen ger- 
manischem und römischem Elemente fort. Das nicht assimilirte, wenn auch 
officiell obsiegende römische Recht vermochte die Entfaltung des gei manischen 
zu hindern, wenn das allgemeine Kräfteverhältnis dies zuliess; so in den 
kurzlebigen Staaten der Vandalen, Odovakars und der Ostgothen (s. I. U9.). 
Aber die innere Kraft des römischen Rechtes reichte nicht hin, um neues 
Leben zu schaffen, die Schädigung des germanischen Elementes hat weder 
dem Römertum Vortheil gebracht, noch eine Lösung der betreffenden Auf- 
gaben, denen mit derartiger Reception dieses zersetzten Materials nicht bei- 
zukommen war, ermöglicht. Auf dieser Stufe der Incongmenz, die eine 
gedeihliche Angleichung beider Rechtskreise ausschloss, überdies aber zu 
kurz währte, um den kaum begonnenen Process durchführen zu lassen, sind 
Vandalen und Ostgothen von ihrem Geschicke ereilt worden. 

Aus andern Gründen und in anderer Art erwies sich die Verarbeitung, 
die bei den Langobarden erfolgte, unzureichend. Indem man den Römern 
weder eine eigene Organisation beliess, noch die Aufnahme in den Volks- 
verband gewährte, hat man den Gegensatz nicht überbrückt, sondern ignorirt ; 
ein Fehler, den auch die später veränderte Behandlung des Röniertums nicht 
mehr wett machen konnte, da inzwischen die Entwicklung des laugobardischen 
Rechtes zu weit fortgeschritten war, andererseits aber das römische Recht 
an Einheitlichkeit und Halt verloren hat (s. II. 74ff.); so waren von beiden 
Seiten die erschwerenden Umstände gesteigert. Die Summe derlangobardischen 
Entwicklung war vom germanischen Standpunkt eine günstige (s. II. I'.iuff; 
insbesondere II. 164, 170f., 179.). Aber gerade die Art, wie das römische 
Urkundenwesen, ohne die selbst bei Westgothen wahrnehmbare Verarbeitung 
(s. I. 229 f.), dem langobardiscben Rechte änsserlich angegliedert wurde 
(II. 186 f.), ist für den ganzen Vorgang bezeichnend; gewiss hat dabei die 
grössere Kraft des Notariates in Italien mitgewirkt (II. 69); zweifellos aber 
auch das Beharrungsvermögen, mit dem die Langobarden jedes Eindringen ' 
fremden Rechtes abwebrten, so dass sie die fremden Elemente entweder be- 
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WO sie aber durchgeftthrt wurde, hat die vorher erwähnte Ent- 
wicklung wohl eine Ablenkung hervorgerufen, die die betreffenden 
Völker theil weise daran binderte, den nöthigen Fortschritt aus- 
schliesslich durch eigene Kraft zu zeitigen,') aber keinen Bruch 
mit dem eigenen Rechte, das trotz beschleunigter Entwicklung, 
für die weitere Ausgestaltung bestimmend blieb. 

Die Verarbeitung führte entweder zu einem Mischrechte, 
wie wir es bei Westgothen und Burgundera fanden, oder zu 
jener Entwicklung des eigenen Rechtes, die das fränkische Gebilde 
kennzeichnet. Bei Westgothen und Burgundern ist auf keinem 
Gebiete volle Reception des römischen Rechtes wahrzunehmen, 
aber kein Rechtsgebiet ist von dem Einflüsse des römischen 
Rechtes frei geblieben. Das stoffliche Verhältnis beider Elemente 
ist auf verschiedenen Gebieten verschieden; grundlegend ist jedoch 
nicht das Übergewicht dieser oder jener Stoffmassen, sondern 
ihre Gruppirung, sowie die Übermacht der für die weitere ge- 
meinsame Entwicklung der vereinigten Rechtsbestandtheile maass- 
gebenden Ideen. Im System der genannten Rechte verbinden 
sich germanische und römische Bestandtheile, ohne einander 
gänzlich zu verdrängen.'^) Aber die Gruppirung der vereinigten 
Stoffe ist überwiegend unrömisch ausgefallen;-^) germanische 


horrschten (wie i. B. ans der Rolle, die der Gairetliinx gegenüber den 
römischen Details des Obligationenrecbtes spielte, au entnehmen ist; s. II. 
IS4), oder wo Beberrschung unmöglich war. bloss äusserlich angliederten. 
In diesem Sinne ist (II. 202) gesagt worden, dass die Langobarden von 
dem römischen Oeiste zu wenig angenommen hatten, um die Erneuerung des 
Westens zu vollbringen; für die Vollziehung dieser Aufgase von Italien 
aus, reichte das nicht hin. Aber auch dem germanischen Elemente brachte 
diese, für italienische Verhältnisse mangelhafte. Verarbeitung keinen dauer- 
haften Erfolg; das langobardische Recht musste später dem römischen Rechte 
zu desto grösseren Triumphen verhelfen, — allerdings nicht mehr dem 
lebenden römischen Rechte der italienischen Römer. 

*) S. oben S. ö86. A. I. 

So ist z. B. bei Westgotben die Privatracbe abgescbwächt , aber 
nicht ganz verschwunden (I. 221 ), das Strafrecht sehr entwickelt und doch 
in germanischer Weise casuistisch (I. 222); ebenso im burgundischen Rechte 
(I. 292). Über germanische Bestandtheile s. I. 223 ff, 292 ff, 226, 296 ff. 
226 ff, 299 ff. 

^) Römische Auffassung ist in der westgothischen Scheidung von Civil- und 
Strafprocess (I. 236), in der Art Mobilieu und Immobilien auseinanderznhalten 
(L 228. A. 9.), durchgedrungen und hat sich in manchen Details geänssert. 
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Ideen behielten in vielen Fällen die Führung über beide Elemente,’) 
was allerdings die Entwicklung zeitweise ablenkte, vielen Insti- 
tutionen ungermanische Merkmale verlieh, aber dennoch ein ganz 
anderes Ergebnis hervorbrachte als dasdesostgothischen Rechtes.'^) 
Zu einem idealen Ausgleich ist es natürlich auch in diesen Misch- 
rechten nicht gekommen, wohl aber zu einer factischen Ver- 
bindung,-’) die, dank dem höherem Reifegrade des westgothischen 
und burgundischen Rechtes,^) sowie der entsprechend grösseren 
Schwäche des römischen Elementes,®) die beiden Rechte vor 
dem Schicksale des ostgothischen bewahrte, dem westgothischen 
überdies seine bekannte Stellung ermöglichte. 

Einen andern Charakter hat die im fränkischen Rechte 
erfolgte Verarbeitung gehabt. Die Franken haben, wie mehr- 
mals betont, dem Römertum zwar keine eigene Organisation 
belassen, es aber auch nicht in langobardischer Weise ignorirt; 
sie haben es dem Staatswesen einverleibt und konnten dies 

’J S. oben S. 390. A. I. l'ber die Verflachung de» römischen Rechtes bei 
Westgothen s. 1. 191, Uber die Schwäche desselben bei Burgundern I. 2Ti. 

Dabei fiel freilich die verschiedene Existenzdauer der betreffenden 
Staaten in die Wagschale. Denn damit bängt die successive Überband- 
nähme des germanischen Elementes und das Znriickweichen des römischen 
Rechtes bei den Westgotben zusammen (I. 200. 203 ff.), was den Ostguthen 
und sogar den Burgundern versagt blieb (I. 310f.). 

’) Namentlich im burgundischen Rechte fehlt in vielen Fällen ein Aus- 
gleich beider Elemente ; es besteht die (I. 286 f. erwähnte) Zwitterhaftigkeit. 
Dennoch bemerkt man, vielleicht gerade deshalb, weil man noch die einzelnen 
Bestandtheile (germanisches, römisches, sowie neues Recht) in Bewegung 
sieht, die Führung germanischer Ideen, ungeachtet zahlreicher und wichtiger 
römischer Details. Im westgothischen Rechte ist diese Zwitterhaftigkeit 
geringer; s. I. 237. 

*) S. 1. 196, 276. Man kann im allgemeinen, ebenso wie von Individuen, 
auch von Völkern sagen, dass man, bei entsprechender Reife, viel Fremdes 
aufnehmen und verarbeiten kanu, ohne seine Eigenart zu schädigen. Je 
grösser die innere Kraft, desto grösser die Aufnahmsfäbigkeit, namentlich, 
wenn der Assimilirung die nöthige Zeit gelassen wird. Lässt sich das 
Fremde nicht verdauen, sei es, weil Keife und Aufnahmsfäbigkeit es nicht 
zulassen, oder weil die Zeit zu kurz ist, dann leidet der Organismus unter 
dem Gegensätze des Eigenen und des Fremden Schaden und jedenfalls bleibt 
der Vortbeil, der aus der Berührnng beider Elemente hervorgehen könnte, 
aus; s. S. 389. A. 2. 

“) S. I. 191, 272. 
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ohne Gefahr thun.') Daher sind die germanischen Ideen, sowohl 
in der fränkischen Verfassung,*) als auch im Straf-, Process- 
und Privatrechte,'’) nicht nur nicht entwurzelt worden, sondern 
sogar überwiegend und entfaltungsiähig geblieben; sie haben 
nicht nur ein dem langobardischen analoges Beharrungsvermögen 
au den Tag gelegt,^) sondern auch das Feld in so hohem Grade 
beherrscht, dass römische Bestandtheile weder in so grosser 
Zahl, noch mit solcher Kraft eindrangen, wie bei Gothen und 
Burgundern. Folglich blieb die Entwicklung eines Mischrecbtes 
ans. Oie römischen Impulse haben, ungeachtet der auch hier 
wichtigen Anknüpfungspunkte,^) nicht die Rolle eines den ger- 
manischen Ideen ebenbürtigen Factors gespielt;”) aber es ist 
doch das Meiste, was sich brauchen Hess, in den Kreis der Ent- 
wicklung gezogen worden, so dass es, mittelbar oder unmittelbar, 
wirken konnte, den Gesichtskreis erweiterte und wichtige An- 
regungen brachte, denen sich die Franken nicht verschlossen, 
denen sie aber nicht unbeschränkt Zutritt gaben.') Die Ab- 


') Die germanischen Nachschübe, das gegenseitige ZahlenverbiUtnis 
und die Schwäche des römischen Elementes im Norden und im Centrum 
Galliens, schlossen die Gefahr für den grössten Theil des fränkischen 
Reiches aus. 

Sie äusserten sich in dem Bedürfnisse der Fühlungnahme mit dem 
Volke (III. 113, 195 f.), in der Stellung des Stammesberzogtums und der 
Hundertschaft (III. 119, 123). in Grundherrschaft, Immunität und Lehens- 
wesen (III. 13211., 137 f., 142, 146ff.), im Thronrecht (III. 178ff.) im Finanz- 
und Heerwesen (III. 205, 209. A. 1, 211, 214ff.), sowie in dem Gerichts- 
wesen (III. 217 fif., 225); s. auch 248 ff. und 263. 

») s. UI. 276, 301, 324, 337. 

*) allerdings nnter leichteren Verhältnissen. 

S. oben S. 363. A. 1. 

Es war II. 238 von einem Gleichgewichte beider Elemente im 
fränkischen Reiche und von einer günstigen Uisebung die Rede. Dies ist 
von einem Mischrechte zu unterscheiden. Es kam eben jedem Elemente jene 
Rolle zu. die es durch sein inneres Gewicht behaupten konnte. Das günstige 
Verhältnis bestand darin, dass weder das römische Recht zurUckgedrängt 
oder an der Einflnssübung gehindert, noch das germanische in seiner Ent- 
faltung aufgehslten wurde. Die Mischung war also durch keine äusseren 
Umstände bestimmt und nur durch die innere Kraft bedingt. 

’) Darin liegt der Unterschied zwischen der fränkischen Entwicklung 
und der jener Völker, denen erst das fränkische Reich Anregungen brachte 
(8. II. 239 und III. 34611), während eine unmittelbare Einwirkung des 
römischen Rechtes auf zu grosse Hindernisse stiess. 
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lenknn^en der fränkischen Entwicklung beruhten daher, ebenso 
wie bei den Langobarden, auf inneren Gründen und erfolgten 
nicht direct unter römischem Einflüsse; sie wurden durch eigenes 
Bedürfnis hervorgerufen; in der Ausgestaltung, die sich aus der 
entwicklungsgeschichtlich bedingten Ablenkung ergab, war für 
eine durch eigene Ideen vollzogene und germanischen Grundlagen 
entsprechende Verarbeitung römischer Bestandtheile Raum; dem- 
gemäss ist diese Verarbeitung anders, nämlich weit mehr ger- 
manisch, ausgefallen, als in den Mischrechten der Westgothen 
und Burgunder. Abschluss musste auch hier fohlen;*) denn 
dieser Process, in dem die römischen Bestandtheile eine um so 
viel schwächere Position einnalimen, bedurfte noch längerer Zeit, 
als der betrelfende V'organg bei Westgotlien und Burgundern; 
der späteren Zeit blieb es Vorbehalten, von beiden Elementen 
vieles an die Oberfläche zu ziehen,**) Aber für eine von Gallien 
aus vorzunehmende Lösung der neuen Aufgaben im Westen hat 
sich diese Gestaltung geeigneter erwiesen als die der Langobarden 
für die von Italien aus zu lösende Aufgabe**) und deshalb haben 
nicht die Langobarden sondern die Franken die Führung über- 
nommen, was äusserlich in der Kaiserkrönung Karls d. Gr. 
Ausdruck fand. 

So erklärt es sich, dass man das römische Recht in mancher 
Hinsicht auf sich wirken Hess, ohne den Zusammenhang mit dem 
Leben zu verlieren; dass man sich römischen Vorbildern äusserlich 
näherte und dabei doch von andern Ideen ausging;^) umgekehrt 
auch, von anderen Ideen ausgehend, zu analogen Ergebnissen 
gelangte.^) Die technische Anlehnung an römische Formen, die 
den Vortheil fertiger Ausprägung boten, hat wohl das Ebenmaass 
der Entwicklung gestört, war aber sachlich weniger wichtig.**) 


■) Wir haben dies bei jeder liislitutiou wabr{;eiioiumeu. 

*■) NatUrlichin einem anderen Verhältnisse in Frankreich alsiu Deutschland. 

*) S. oben S. 389. A. 2. 

*) Wir liaben auf Adoption und Affatomie, sowie auf die Umwandlungen 
des Urkundenwesens aufmerksam gemacht; ein interessantes Beispiel ist das 
königliche Praeceptam; s. oben 8. 339. A. 1. 

°) Das bat eben Tamassia theilweise übersehen; s. oben S. 364. 

Wir konnten das an den fränkischen Formeln nachwoisen. Nur da, 
wo sich ein theoretisirender Zug geltend machte, ist es — wenn auch später — 
zu grösserem Kinflusse des römischen Rechtes gekommen ; so bei den Westgothen 
(I. 109.), noch mehr in den Producten der nachlangohardiscben Zeit; s. II. 127 ff. 
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Im Provinzialrechte begegneten die Germanen, wie mehrmals 
erwähnt wurde, manchen Erscheinungen, denen sie näher treten 
konnten, weil sie ihren eigenen Entwicklnngsansätzen entsprachen; 
sie konnten also die betreffenden Formen annehmen, ohne ihren 
Rechtsgrundlagen untreu zu werden, oder in eine ihren eigenen 
Ideen gefährliche Nachahmung zu verfallen.') — 

Wir gelangen daher zur Überzeugung, dass die Germanen 
dem römischen Rechte, nebst der Beschleunigung der Entwicklung,'*) 
eine Reihe von Impulsen zur Änderung und Anpassung ihres 
Rechtes an die neuen Bedürfnisse, sowie manche technische 
Mittel verdankten, dass sie aber, abgesehen von den Staaten, 
in denen sie durch ungünstige Verhältnisse daran gehindert 
wurden, sowohl die Auswahl der für sie brauchbaren Bestand- 
theile, als auch die Verarbeitung derselben, nicht im Sinne des 
römischen Rechtes, sondern überwiegend im Geiste dos eigenen 
Rechtsbedürfnisses vomahmen; dasselbe gilt für die Benützung 
der technischen Mittel; denn auch sie dienten nicht der Wahrung 
des römischen Rechtes, sondern der Bereicherung des germanischen. 
Die Neuerungen haben den Zusammenhang mit dem römischen 
Rechtsboden verloren und eine förmliche Verkleidung erhalten, 
in der sie in den germanischen Ideenkreis eintraten, dem sie 
sich entweder anpassten, oder, wenn dies nicht thnnlich war, 
äusserlich angliederten; in beiden Fällen wurde der germanische 
Rechtsgeist nicht alterirt;^) Alterirung trat nur da ein, wo, in- 
folge ungünstigen Kräfteverhältnisses, das germanische Element 
den Aufgaben nicht gewachsen war und sich ihnen nicht so 

'j Man IIIII88 eben die NachahmuDg der Form, ja sogar die Ähnlichkeit 
juristischer Ausprägung (z. B. im Sklaveurechte) von einer Übernahme des 
Inhaltes streng unterscheiden; nur letztere konnte dauerhafte Wirkungen 
materieller Art hervoiTufen, während die erstere häufig provisorische Be- 
deutung hatte und in der späteren Entwicklung wegfiel, oder assimilirt wurde. 

'■*) S. oben S. 380. 

S. .382. A. I. wurden drei verschiedene Möglichkeiten erwogen, nämlich 
der Ersatz einzelner Elemente des eigenen Rechtes durch entsprechende 
Elemente des fremden Rechtes, ferner Übernahme ganzer Elementencumbination 
(Rechtssystem), schliesslich Angliederung fremder Rechtsbestandtheile, ohne 
Ausschaltung der entsprecheuden eigenen Wir können wabrnehmen, dass, 
in dem uns hier beschäftigenden Vorgänge, die dritte Eventualität die 
grösste Rolle spielt; die zweite fehlt gänzlich, da sie sogar bei den Ost- 
gntheu nicht durchwegs rein zu finden ist; die erste kommt theUweise in 
den Mischrechten vor. 
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schnell anpassen konnte. iSo vie man beobachten kann, dass 
von einer fremden Sprache leichter die materiellen Bestandtheile') 
übernommen werden, als die Synthaxis,'*) so eignen sich auch 
fremde Rechtsbestandtheile zur Aufnahme besser, als ihre 
systemathischen Grundlagen, fremde Rechtsbezeichnungen besser 
als Institutionen.’’) Vereinzelte, wenn auch zahlreiche, Worte 
und Rechtsbestandtheile, können Lücken ausfllllen, die Ausdrucks- 
und Gestaltungsweise erleichtern, ohne den Sprach- und Rechts- 
geist nachhaltig zu beeinflussen; vorausgesetzt, dass die Kraft 
vorhanden ist, die neuen Worte und Elemente dem eigenen 
Rechte anzugleichen; in diesem Falle kann, bei Unzulänglichkeit 
des eigenen Systems, eine Erweiterung desselben eintreten, 
ohne dass deswegen die Grundauflfassung preisgegeben wird. Die 
nothwendig werdende Erweiterung lässt vielfach einen Abschluss 
vermissen; denn die Einfügung neuer Bestandtheile lässt sich 
bei Wahrung der eigenen Ideen schwer vollziehen. So hat das 
germanische Recht in dieser Zeit keine abschliessende und 
theoretisch homogene Ausgestaltung erfahren, sondern in den 
meisten Fällen Übergangserscheinungen hervorgebracht, die sich 
nur da concreter gestalteten, wo Berührungspunkte den Übergang 
praktisch erleichterten.^) Deshalb muss aber auch gesagt werden, 
dass der Verlauf dieser Entwicklung nicht so sehr durch die 
Einwirkung des fremden Rechtes, als vielmehr durch die äusseren 
Erschütterungen, durch die Unzulänglichkeit der alten Verfassungs- 
und Rechtszustände, also durch die allgemeinen Schwierigkeiten 
der Lage, gekennzeichnet ist.^) Wäre zu diesen Schwierigkeiten 


*J Nämlich einzelne Worte; 8. Wundt; Völkerpsychologie I. Th. I. 477 ff. 

Dies beweist die Uescbichte des Lehnwortes in den germanischen 
und romanischen Sprachen, im Gegensätze zur Geschichte der Grammatik 
dieser Sprachen. 

Dies ist aus der Verwendung der Bezeichnungen Testamentum, 
Ädoptio, Commodatum (Commendatum) u. s. w. zu ersehen, wobei die 
Terminologie falsche Anwendung erfährt. 

S. oben S. 38»i A. 2. 

<•) Denn selbst in den kurzlebigen Staaten, denen die stärkere Ein- 
wirkung des römischen Elementes so gefährlich wurde, waren sowohl der 
mächtige romanistische Einfluss, als auch das geringere BebarrungsTermögen 
des germanischen Rechtes doch durch die allgemeine Lage bedingt, freilich 
auch durch die individuelle Veranlagung hinsichtlich der Anpassnngs- und 
Verarkeitungsfähigkeit. 
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thatsächlich noch eine Reception im vollen Sinne des Wortes 
binzufi^etreten, dann wären die vorher erwähnten ErschQtternngen 
so gesteigert worden, dass die Völker ihr Gleichgewicht gänzlich 
verloren hätten. Nur dadurch, dass es zu keiner Reception in 
diesem Sinne gekommen ist,’) blieben jene Folgen aus, die eine 
Reception selbst in weniger complicirter Lage hätte hervorrufen 
müssen.''’) — 

Es ist mithin die Frage, nach der praktischen Bedeutung 
des römischrechtlichen Einflusses in den germanischen Staaten 
des frühen Mittelalters, von der Frage nach der theoretischen 
Kenntnis und Pflege des römischen Rechtes in dieser Zeit, zu 
trennen. Erwähnt wurde,^) dass, selbst wenn alle Fitting'schen 
Annahmen sich als zutreifend erweisen würden, man dennoch 
aus dem Vorkommen bestimmter Quellen weder auf allgemeine 
Verbreitung, noch auf Benützung derselben, schliessen dürfte. 
Das Vorkommen, ja sogar die Verbreitung, sind vor allem vom 
literarhistorischen Standpunkt wichtig, verbürgen aber weder 
Benützung noch Verständnis. Nur wenn neben der Verbreitung 
auch eingehende Bearbeitung feststellbar ist, kann man auf Be- 
nützung schliessen, weil namhafte Verbreitung und Bearbeitung 
ohne praktisches Bedürfnis kaum denkbar wären. Ist aber die 
Verbreitung so schwach und zeigt die Bearbeitung so wenig 
Verständnis, wie wir es sehen konnten,^) dann müssten sehr 
schwerwiegende andere Gründe hinzutreten, um die Annahme 
einer praktisch erheblichen Benützung dieser Quellen zu recht- 
fertigen. Solche Gründe sind aber nicht nachweisbar. Der 
Eindruck, den wir aus der verhältnismässig schwachen Ver- 


’) Es ist schoD I. S. XVII. bemerkt worden, dass man oft geneigt ist, 
Reception anzunehmon, wo nur ein Ansporn zu einer im übrigen selbst&udigen 
Entwicklung rorliegt, sowie, dass man umgekehrt der Bedeutung des An- 
sporns nicht gerecht wird, daher die Selbständigkeit zu scharf betont. — Der 
Hauptzweck der vorliegenden Untersuchung war die Feststellung des Drades 
und der Art der Beeinflussung. 

Es genügt die Alterirung des deutschen Rechtsgeistes durch die 
spätere Reception des römischen Rechtes mit den hier besprochenen Er. 
sebeinungen zu vergleichen. Freilich kann man sagen, dass der hier bemerk- 
bare Mangel eines befriedigenden Abschlusses für die Schaffung der Vor- 
bedingungen der späteren Reception in die Wagschale fiel. 

»I S. II. 85 ff. 

*) S I, 190f., '270ff. II. 68ff., »23ff., 355ff. 


Digitized by Google 



397 


breitung, namentlich besserer Quellen, ferner aus dem offen- 
sichtlichen Rückgänge des Verständnisses') gewonnen haben, 
entspricht vollkommen dem Eindrücke, den die Art der Ein- 
wirkung des römischen Rechtes auf das germanische macht. 
Beides hängt zusammen. Die Frage Fitting’s,'') wie man denn 
dazu hätte kommen können, von allen Wissenszweigen des 
Altertums gerade die Rechtslehre preiszugeben, wird durch die 
Desorganisation des Römertums, durch die innere Schwäche 
des römischen und die Widerstandskraft des germanischen 
Rechtes, schliesslich durch die Einengung des Anwendungs- 
gebietes des römischen Rechtes beantwortet. Ein Wissenszweig, 
dessen Früchte unmittelbar praktische Bedeutung haben, ge- 
langt unter Umständen so ungünstiger Art, von selbst in eine 
weitaus schlechtere Stellung, als alle anderen. Noch weniger 
als Fitting’s Auffassung vermag die rein deductive Annahme 
Fustel's de Coulanges unparteiischer Kritik Stand zu halten. 

Besondere Erwähnung erfordert der Weg, den die italienische 
Schule — namentlich Giov. Tamassia*) — einschlägt. Sie 
geht zwar auch von einer allgemeinen Voraussetzung^) ans, die 
mitunter das ürtheil beeinflusst und beim Begegnen von Ähnlich- 
keiten zwischen römischem und frühmittelalterlichem Rechte zu 
oft Entlehnungen aus dem Vulgarrechte annehmen lässt. Da- 
neben wird aber das methodisch richtige Princip vertreten, dass 
vorerst jedes einzelne Institut des frühmittelalterlichen Rechtes, 
sowohl unter Berücksichtigung der vulgarrechtlichen Form, als 
auch der späteren mittelalterlichen Gestalt, also ohne die 


*) Der Rückgang war achon in der Interpretation znm Cod. Theod. 
evident; leider ermöglicht erst die neue Mommsen'sche Ausgabe des Cod. 
Theod. die volle Würdigung dieses Rückganges; die Ausgabe konnte für 
das vorliegende Werk nicht benützt werden. Als weitere Symptome des 
Verfalles sind die spärliche Benützung des Justinianischen Rechtes im 
langobardischen Italien, der gänzliche Mangel desselben im fränkischen 
Reiche, die Stellung der Lex Romana Visig., sowie das Übergewicht der 
Epitomen, erwähnt worden. 

») S. n. 87. 

“) S. oben S. 363 ff. 

*) Xämlich von der Voraussetzung, dass das italienische Recht, ebenso 
wie die Sprache, romanisch sein müsse; man scheidet dabei nicht genügend 
die Sprach- und Culturentwicklung von der Rechtsentwickinng, die doch — 
namentlich bei den Langobarden — eigene Bahnen gewandelt ist. 
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Mängel FusteTscher Deduction, untersucht werden müsse. Nur 
muss bemerkt werden, dass, wenn auch die spätrömische Ent- 
wicklung zweifellos als hochwichtige Vorstufe der mittelalter- 
lichen') germanischen zu betrachten ist, ihr doch nicht dieselbe 
Bedeutung zukommt, wie der Gestaltung der germanischen 
Rechtsideen in den Tochterrechten. Es wird durch sorgfältige 
Heranziehung des spätrümischen Rechtes eine nützliche Grund- 
lage für das Verständnis des Mittelalters in den Kreis wissen- 
schaftlicher Forschung einbezogen; die Gleichstellung des vulgär- 
rechtlichen Elementes mit dem germanischen muss aber zu 
falschen Schlüssen verleiten. Denn es handelt sich hier nicht 
um zwei ebenbürtige Grundlagen des mittelalterlichen Rechtes; 
die beiden Elemente traten mit jener Verschiedenheit auf, wie 
sie, nach der ganzen Lage der Verhältnisse, jeweils, zwischen 
den mitgebrachten, mehr oder weniger gereiften, eigenen Rechts- 
gedanken einerseits, den Vorgefundenen, mehr oder weniger 
brauchbaren, Producten andererseits, bestehen musste. Diese 
Verschiedenheit war, je nach der Intensität der beiden Elemente, 
zahlreicher Abstufungen fähig; es geht also nicht an, das Ver- 
hältnis in eine stabile Formel zu kleiden, am allerwenigsten 
aber, durch Annahme gleicher Bedeutung, zu vereinfachen. Die 
Ähnlichkeit gewisser mittelalterlicher und vulgarrechtlicher Ein- 
richtungen, enthebt uns nicht der Pflicht, zu untersuchen, ob 
die betreffenden mittelalterlichen Einrichtungen nicht dennoch 
selbständig entstanden sind, ob nicht der Einfluss ähnlicher 
Umstände in dem einen Falle das verfallende, in dem andern 
das aufstrebende Recht, zu analogen Resultaten geführt hat. 
Man muss bei jeder derartigen Ähnlichkeit auch fragen, ob das 
betreffende vulgarrechtliche Vorbild kräftig genug war, um den 
Entwicklungsgang zu beeinflussen, ob es überhaupt den Germanen 
hinlänglich bekannt war und ob nicht dennoch selbständige 
Ausbildung vorliegt. Lässt sich aber ein Zusammenhang der 
neuen Institution mit alten eigenen Ideen, oder gar mit alten, 
wenn auch weniger entwickelten, Einrichtungen feststellen, so 
darf schon die Benützung des fremden Vorbildes wenigstens 
zweifelhaft erscheinen. Je besser die neue Institution in das 


’) Freilich mit den tod Brunner angeregten Einschränkungen; s. 
oben S. 3üS. 


Digitized by Google 


399 


Gesamtbild des eigenen Rechtes hineinpasst, je deutlicher die 
Sparen, dass die eigene Entfaltung sich, aus äusseren oder 
inneren Gründen, zur Schaffung einer solchen Institution durch- 
ringen musste, desto begründeter erscheint der vorerwähnte 
Zweifel. Man kann dann höchstens an eine Anlehnung, aber 
nicht an eine Entlehnung im eigentlichen Sinne denken, an eine 
Beschleunigung des Entwicklungsresultates und seiner Aus- 
prägung unter Benützung eines vorhandenen Vorbildes, darf 
aber den Gang der Entwicklung materiell nicht als einen von 
der eigenen Basis abweichenden, also nicht als fremdrechtlichen 
bezeichnen. Gewiss ist die Feststellung von Erscheinungen, die 
Anlehnung, oder Beschleunigung des Entwicklungsresultates be- 
weisen, nicht zu unterschätzen und als Bereicherung reclits- 
historischer und rechtsvergleichender Erkenntnis zu betrachten. 
Nur möge man diese Fälle nicht überschätzen und bedenken, 
dass die Art und die Ursache der Verwendung fremder Bruch- 
stücke wichtiger ist, als die blosse Thatsache, dass sie Ver- 
wendung fanden.') — 

Damit ist aber auch der grosse Unterschied zwischen diesen 
Vorgängen und der Reception des ausgehenden Mittelalters ge- 
kennzeichnet. Während wir es hier bloss mit einer Beschleunigung 
der Entwicklung und mit der besprochenen Beeinflussungsart zu 
thun haben, brachte die spätere Reception dem deutschen Rechte 
ein in Form und Inhalt fremdes Rechtssystem, in dem sogar 
jene germanischen Stoffe, die die italienische Doctrin dem 
römischen Rechte zugeführt hatte, römischen Grundbegriffen 
unterordnet wurden. War noch die Arbeit der Rechtsschule 
von Pavia eine Leistung germanischen Rechtsgeistes, so hat in 
der Reception die Macht des geschriebenen römischen Wortes 
gesiegt; das Bedürfnis nach einheitlicher Rechtsgestaltung ist 
durch die romanistische und romanisirende Wissenschaft, der die 
lebendige Auffassung des eigenen Rechtes nicht mit Erfolg ent- 
gegentreten konnte, äusserlich befriedigt worden. In den Zeiten, 


*) Es muss daher, wie mehrmals aogedeutet wurde, in jedem Falle 
geprüft werden, unter welchen Umständen, aus welchen Grilnden und unter 
welchen Änderungen der fremde Stoff eindrang; ferner, ob er wirklich neue 
Einrichtungen schuf, die ohne ihn nicht entstanden wären; schliesslich, ob 
er sich auf die Dauer in dieser Umgebung behauptet hat und nicht ver- 
drängt wurde. 
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die wir hier behandelt haben, waren der Zusammenhang des 
Rechtes mit den rechtsbildenden Factoren, sowie die Macht der 
Tradition, kräftig genug, der Stand der röniischrechtlichen 
Wissenschaft im Westen aber zu schwach, um eine der späteren 
ähnliche Reception hervorzurufen. Deshalb kam es wohl zu 
einer Weckung der vorhandenen Kräfte, zu einer Bereicherung 
des Rechtes, überhaupt zu einer grösseren, wenn auch nicht 
abschliessenden Entfaltung, aber zu keiner Entfremdung.') — 


V. 

Die vorerwähnte Beeinflussung alter Keime und vor- 
handener Kräfte haben wir an einzelnen Institutionen beobachten 
können. Überblickt man die gesammte Bewegung, die in dieser 
Hinsicht stattgefunden hat, so kann man, neben dem schon be- 
rührten Mangel entsprechenden Abschlusses, noch andere Merk- 
male wahrnehmen. 

Zunächst den unbewussten Charakter der Entwicklung, 
der diesem Stadium eigen und durch innere und äussere Um- 
stände begründet ist.'^) Damit hängt es zusammen, dass das 

') An dieger Stelle wären zwei der älteren Litteratur anj^ebürende 
Werke zu erwähnen, nämlich: C. A. Schmidt: D. principielle Unterschied 
zwisch. d. riim. u. gcrm. R., sowie Fr. v. Hahn: D. materielle Überein- 
gtimmnng d. riim. u. germ. Kechtsprincipien. Es ist natürlich schwer, auf 
diese Werke einzugeben, obwohl dem Hahn'schen das Verdienst nicht abge- 
sprochen werden kann, dass es Sitte und Kechtssatz trennt und die sog. 
ethische Behandlung ausscbeidut. Inhaltlich erscheint es aber noch mehr 
verfehlt als das Scbmidt’sche. Denn wenn Schmidt, bei dem damaligen 
Stande der Wissenschaft die principiellen Unterschiede nicht richtig auf- 
fassen konnte, so hat v. Hahn viele germanische Einrichtnngen unterschätzt, 
indem er sie als „Thatsachen“ oder „Sittensätze“ falsch beurtheilte, dafür 
aber die scharfe Präcisirung römischer Kechtssätze abschwächte and derart 
die materielle Übereinstimmung herstellte Die Reception des römischen 
Rechtes wurde sodann als Aufsteigen zu einer höheren Stufe des materiell 
identischen Rechtes bezeichnet. Nebenbei ist Rechtsprinzip und Rechls- 
bedürfnis nicht auseinandergehalten worden. 

Das Hecht hat zwar anfgehört sacral zu sein, ist aber deshalb noch 
nicht zu einem durchwegs bewussten geworden. In der Rechts- und Sprachen- 
gesohicbte können wir sehr verschiedene Bewusstseinszustände unterscheiden; 
selbst wenn man z. B. mit Steinthal (D. Urspr. d Sprache tI3f.) Er- 
klärungsgründe „wie sie sich in dem gegenwärtigen Bewusstsein finden“ 
gelten lässt, so wird mau doch den Einfluss innerer und äusserer Umstände 
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Reclitslebcn durch die unpiäcise Ausgestaltung der meisten 
Institutionen weniger behindert wurde, als es sonst der Pall 
gewesen wäre') und dass verechiedene Keime, deren man 
sich kaum bewusst war, erst unter dem Eindrücke des Be- 
düifnisses zur Geltung gelangten.") Dem entspricht auch das 
Übergewicht der Rechtsanwendung über alle anderen Arten 


auf <lie jeweiligen Bewuastseiusgrade nicht unterschätzen und das Entstehen 
der Ideenassociationen als einen unbewussten Vorgang betrachten. Namentlich, 
wenn zn alten Ideen neue Eindrücke hinzutreten, denen mau im Rahmen 
des tbatsächlichen Bedürfnisses, also nicht aus irgend welchen Erwägungen, 
Rechnung tragen muss, weil es die Lage erheischt. Aus Nothwendigkeit 
entstehen da unbewusste Ideenassociationen. Wenn man dabei nicht in die 
frühere sacrale Combination znrückverrällt, so geschieht das vornehmlich 
deshalb, weil man einer neuen Religion entgegentritt aber ein inniger 
Contact zwischen germanischem Recht und der Kirche ist doch eingetreten, 
ein innigerer als zwischen germanischem und rümischem Recht. 

’) War Ja doch nicht einmal das Verhältnis zwischen König und Volk, 
zwischen Richter und Uericbtsgemeinde u. s. w. definirt. Wäre man sich 
dieser Mängel bewusst gewesen, dann hätten sich die Zustände zuspitzen 
mUsseu, man hätte nicht mit tbatsächlichen Verhältnissen auskommeu nnd 
nicht so leicht den theoretisch bedentsamen Gegensatz zwischen altem und 
neuem Rechte überwinden können; nur weil der Gegensatz zum grössten 
Tbeile ein unbewusster war, erfuhr das Rechtsleben nicht so grosse 
Störungen; als unwillkürlicher, gestaltete sich der ganze Vorgang leichter. 

>) Man darf hier mit v. 1 bering (Geist d. röm. R. L* 35) sagen, dass 
die Kenntnis der Rechtssätze nur das Abbild des Bewusstseins der Zeit 
von ihrem Rechte giebt, aber kein vollständiges Bild des Rechtes selbst. 
Das Recht ist natürlich umfang- und inhaltsreicher, als die Rechtssätze. 
Die Anschauung, die ein Volk von seinem Rechte hat, ist nicht identisch 
mit dem wirklichen Bestände (s. Bierling: Jurist. Priucipienlehre I. 7.); 
denn es ist sich mancher Rechtsideen gar nicht bewusst; z. B. weil noch 
keine Gelegenheit war, diese vorhandenen Rechtsideen zu entfalten, oder 
überhaupt an die Oberfläche treten zu lassen. Kommt nnn eine solche Ge- 
legenheit, z. B. eine Umwälzung, durch die aber das eigene Recht dennoch 
nicht gebrochen wird, dann tritt aus der Vorrathskammer manches hervor, 
dessen man sich nicht bewusst war. Umgekehrt kann ein Volk gewisse 
Rcchtseinrichtungen subjectiv überschätzen und als Lebensnerv betrachten, 
obwohl die weitere Entwicklung beweist, dass die Existenz auch ohne diese 
Einrichtung möglich ist; dies gilt z. B. für die germanische Volksverfassung 
und für die Volksversammlung, deren Rückgang lange nicht so verhängnis- 
voll war, wie mau es bei der Popularität dieser Einrichtungen hätte an- 
nehmen köuneu. Wir babeu beobachtet, dass viele, anscheinend neue, Producte 
bloss als neuartige Entwicklung alter Ansätze erscheinen, als Entfaltung 
unbewusster Keime. 

r. Matban, Köm. Kecht in dun germ. Vulksslaaten. Ul. 2G 
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der Reditsbildung,') insbesondere die geringe Autorität der 
Rcchtsscböpfung auf gesetzgeberischem Wege, sowie die 
Unzulänglichkeit juristischer Bearbeitung und Juristischer Auf- 
fassung. 

So wie die Entstehung der Rechtsaufzeicbnungen unbe- 
wnssten Impulsen entsprang,") so ist auch das römische Beispiel 
hier nur von formeller Bedeutung gewesen.-’) Die germanischen 
Aufzeichnungen dienten, wenn man von manchen Theilen des 
westgothischen Rechtes, von wenigen Bestimmungen des lango- 
bardisciien Edictes, vom Eldictum Theodorici, sowie von einzelnen 
karolingischen Capitularien, absieht, weder dem Zwecke plan- 
voller Codification, noch auch voller Zusammenfassung des 
Volksrechtes. Deshalb bieten sie keine Übersicht darOber, was 
die Völker und ihr Rechtsgeist zu schaffen fähig waren, sondern 
bloss eine Reihe einfacher, natürlicher Bilder, die der augen- 
blicklichen Stimmung, den herkömmlichen Anforderungen der 
Reehtsanwendung und dem Stande der technischen Mittel ent- 


’) Die Rolle der eintelaen Gesetzgeber und ilirn.s absichtliclieu Handelns 
ist nickt schwerwiegend, jedenfalls geringer als nmn bei dieser Uniwiilznng 
erwarten sollte, wenn die Hecbtsentwicklung eine voll bewusste gewesen 
wäre. Neuerungen greifen nur daun durch, wenn sie dem Bedürfnisse ent- 
sprechen; sonst vermögen sie sich nur unter weitgehenden Änderungen zu 
behaupten. Daher ist die Anwendung wichtiger als die Statuirung, die, 
falls sie nicht dnrehdringt, als Kechlsexporiment bezeichnet werden darf. — 
Wenn man in der Rechtsge-schichte den wirklichen Geschehnissen — richtiger- 
weise — grössere (um nicht zu sagen einzige) Bedeutung beimessen soll, 
so muss jener Factor, der dem Bechtsgedanken Rechtseigenschaft ver- 
leiht, in den Vordergrund gerückt werden; dies geschieht aber, in den hier 
behandelten Fällen, nicht durch Rstzung, sondern durch Anwendung in der 
Rechtssprechung; sie ist entscheidend; depn häufiger sind die Beispiele, in 
denen die Satzung vor dem Brauch, als der Brauch vor der Satzung einhielt; 
weder das spätere Westgothenrecht, noch die weitgehenden karolingischen 
Neuerungen sind durchgedrungen; das Auf leben znrückgedrängter Elemente 
im spanischen Rechte, die Überwindung so mancher karolingischen Reform 
durch das deutsche und französische Recht, sprechen für die Schwäche der 
Anwendung zu weit gehender Neuerungen, gegenüber der Kraft des alten, 
offenbar durch traditionelle Anwendung, besser geschützten Rechtes. 

») S. oben S. 17 ff. 

Es vermochte, angesichts der Schwächung der römischen Gesetz- 
gebung, der Gesetzgobungsidee bei den Germanen zu keinem entscheidenden 
Siege zu verhelfen; s. oben S. 374. 
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sprachen.’) Die technischen Mittel selbst waren allerdings 
römisch; aber trotz römischer Travestie blieb das Verhältnis 
zwischen Gesetz und Gewohnheitsrecht unrömisch.'-’) In praktischer 
Hinsicht vermochte übrigens die .so geartete Gesetzgebung ihre 
Aufgaben verhältnismässig besser zu erfüllen, als es bei materieller 
Befolgung römischer Vorbilder geschehen wäre. Die Anordnungen 
sind klar und unzweideutig;’*) sie enthalten directe Befehle, be- 

') HiBTon »iml freilich or^ranixalnrische Haasaregeln, die die Stellung 
iler Kiimer, ihr Ztisammeidebeii mit den (terinaneii u. a. w. betreffen, austn- 
nehnieii; da ist bewusster Plan vorhanden. 

Die ßinzeluntersuehnng (s. oben S. lä.'iff.) lehrt, dass die Entwicklung 
des Kechtes und das Verhältnis seiner materiellen Quellen bei jedem Volke 
anders ausrällt, sowie dass der von der rechtshistoriseben Schule auf- 
gestellte (iegensatz zwischen Gesetz und Gewohnheitsrecht, der natur- 
rechtlichen ilefangenheil und einer unhistorischen Sucht nach festen Kategorien 
entspricht, daher durch die neuere Kritik m. R. gerügt winl. 

Es ist schon ohen das Übergewicht der Kechtsanwendung Uber die 
RechUsatzung erwähnt worden. Die vielfachen Einschärfnngen (z. B. Bann- 
busseu) heweisen. wie schwer es war Gesetzesrecht durchzufUhren; der ein- 
fache Gesetzesbefehl reichte nicht hin. Wohl ist bei einzelnen VUlkern eine 
.Schwächung des Gewohnheitsrechtes bemerkhar, namentlich da die Übung 
desselben nicht mehr ganz in den liänden derjenigen ruhte, die das 
Gewohnheitsrecht ausgehildet hatten, sondern in den Händen von Organen, 
die dem Königtum näher standen. Aus dieser Schwächung hat aber nicht 
das Gesetzesreclit. sondern Autorität und Willkür der betreffenden Organe 
V'ortheil gezogen. Es ist zu keinem genau präcisirten Verhältnisse zwischen 
Gesetz und Gewohnheitsrecht gekommen, wobei auch der Umstand, dass 
mehrere Factoren an der Schwächung des alten Gewohnheitsrechtes interessiert 
waren, in die Wagschale hei. Wo es, wie hoi den Westgothen, zu einer 
Einigung zwischen Staat und Kirche kam, die an der Schwächnng des 
Gewohnheitsrechtes interessirton Factoren also zusammenwirkten, hat die 
Gosetzesidee grössere Fortschritte gemacht; ähnliche Tendenzen weist die 
Entwicklung in karolingischer Zeit auf. aber ohne Erfolg, da die der Staats- 
idee abträglichen Kräfte schon zu mächtig waren nnd den Sieg der Gesetz- 
gebung erschwerten. — Für die theoretische Behandlung des entwicklnngs- 
historischen Verhältnisses zwischen Gesotz nnd Gewohnheitsrecht s. Wnnd t; 
Völkerpsychologie I. 2&ff,, sowie Nenkamp in Arch. f. bgl. R. XII. 92 ff., 
ferner die Werke von Bergbohm. Bierling, Neukamp nnd Brie. 
Rochtsdogmatiscb bietet das Problem in unserem Falle grosse Schwierigkeiten, 
weil die gleichzeitigen Wandlungen, die Bereicherung des Rechtslebens, 
die sociale Differenzirnng, die territorialen Änderungen n. s. w. Veränderungen 
der Ideenassociationen hervorrufen und das Verhältnis der Stabilitätsfactoren 
zu den Veränderungsfactoren fortwährend verschieben. 

Wir sehen natürlich von redaktionellen Zweideutigkeiten ab. 

26* 
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ziehungsweise Strafandrohungen. Allerdings wurde dadurch, 
dass den meisten Anordnungen spezielle Thatbestände zu Grunde 
lagen, die Anwendbarkeit der Anordnungen eingeschränkt ; aber 
wenigstens für die Fälle, denen die Normen galten, also für 
typische Fälle, war zweifellose Anwendung möglich, für andere 
war durch eine derartige Gesetzaufzeichnung die Elasticität der 
Entwicklung weniger behindert als durch Normen allgemeiner Art. 

Neben dieser ganz unrömischen Unzulänglichkeit der Gesetz- 
gebung und im Zusammenhänge mit ihr, haben wir das ebenfalls 
unzulängliche Rechtsverständnis erwähnt. Die Rechtsauffassung 
ist, mit Ausnahme des späteren Westgothenrechtes, eine laien- 
hafte. Sie hat zwar den divinatorischen Standpunkt überwunden, 
ist aber eine änsserliche geblieben und reichte für eine systematische 
Durchbildung nicht hin, noch weniger für die Begründung eigener 
Jurisprudenz.*) 

Somit besteht der Fortschritt auf diesem Gebiete wohl in 
der Anbahnung der Gesetzgebung und in der Erschütterung 
volksrechtlicher Rechtsschaffung, aber der der Rechtsentwicklung 
noch anhaftende unbewusste Charakter hat den Sieg dieser 
fortschrittlichen Ansätze verhindert. — 

Es haftet ferner dem Rechte ein nur wenig überwundener 
Subjectivismus an. Die subjective Empfindung ist die primäre ; 
erst nach und nach geht man, je mehr die unbewusste Basis 
verlassen wird, der objectiven Rechtsauffassnng entgegen, indem 
man den Standpunkt der Gruppenordnung und der durch die- 
selben vertretenen Interessen höheren Zwecken unteiwdnet;-) 


>) Fttr das Verbältnis zwischen Recht und Jarisprudenz kommt in 
Betracht, dass das .Torvolkliche Recht* (wir bedienen uns da der Teniiinolog^ie 
Leist’s; s. Altarisches Jns civ. U. Iff.) durch die Staatsordnung nicht 
beseitigt wurde und einen Stoff bildete, dem die rBmisch-kirchlicbe Rechts- 
technik (und eine andere gab es ja nicht) schwer beikommen konnte. Dieser 
Umstand hat natürlich der fremdrechtlichen Beeinflussung Hindernisse bereitet. 

’) Han kann im Rechte, ebenso wie in der Sprache, eine eigenartige 
Verbindung dos objectiven und subjectiven Elementes beobachten, die in 
diesem Falle auf dem Zusammenhang des Denkens mit dem Sprechen, in 
jenem Falle auf dem Zusammenhang des RechtsbedUrfnisses mit der Rechts- 
äusserung (Rechtshandlung, Rechtsprechung und Rechtssatznng) beruht. Es 
giebt also eigentlich kein rein snbjectives Recht, wohl aber die Möglichkeit 
eines Übergewichtes des subjectiven Elementes über das objective. Der 
Subjectivismus der Germanen verträgt sich mit der Gruppenstructur, so 
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doch wird dadurch noch immer nicht der objective Standpunkt 
erreicht, wie er nur einem starken Staatswesen entsprechen 
würde;') denn der individualistische Zug erschwert diese Ent- 
wicklung.2) — 


lange das individuelle Interesse mit dem Qruppeniuteresse in Einklang ge- 
bracht werden kann; wo dies nicht mehr der Fall ist, wird das Gruppenband 
gesprengt und das Individuum freier, woraus aber in den meisten Fallen 
keine Ausbildung directer Rochtsboziebungen zwischen Staat und Individuum 
hervorgeht ; s. oben S. 323. Subjectivismns und Individualismus hängen hier so 
zusammen, dass für eine sonst gebotene Scheidung beider Begriffe, Schwrierig- 
keiteii bestehen. Es bedarf natürlich keiner Erörterung, dass Subjectivismns 
undlndividualismusdennochmiteinem weitgehenden Altruismus verträglich sind. 

’) Im römischen Rechte offenbarte sich der Gegensatz zwischen sub- 
jeetivem und objectivem Rechte vornehmlich auf privatrechtlichein Gebiete, 
da auf öffentlichrechtlichem das subjective Element sehr schwach vertreten 
war. Den Germanen fehlt der allgemeine Begriff des objectiven Rechtes, 
daher spielt das subjective Element auch auf öffentlichrochtlicbero Gebiete 
eine bedeutendere Rolle. Wohl bot das alte sacrale Recht die Grundlage 
für die Entwicklung einer über den Individuen schwebenden, objectiven, 
Rechtsordnung; aber dieser Ansatz ist durch die Überwindung des heidnisch- 
sacralen Rechtes vernichtet und durch das Christentum noch nicht voll ersetzt 
worden. Aufzeichnungen und Satzungen haben zwar der objectiven Rechts- 
auffassung eine neue Basis gegeben; aber die mangelnde Ausbildung der 
Gesetzgebungsgewalt vermochte dem Rechte in den meisten Fällen den 
Charakter des „pactum*, d. h. einer durch den Willen der Genossen ge- 
tragenen Schöpfung, nicht zu benehmen. So hat also die schwache Staats- 
idee den Gegensatz zwischen objectivem und subjectivem Rechte, ferner die 
Unterordnung dos zweiten unter das erstere, nicht hervortreteii lassen. 

’) Es ist oben (S. 404. A. 2.) erwähnt worden, dass in der Grnppenstructur 
das Individuum weniger hervortritt, weil die homogenen Verhältnisse den 
Einklang der Gruppeninteresseu mit den individuellen Bedürfnissen und Vor- 
theilen ermöglichen. Erst wenn dieses Gleichgewicht erschüttert ist, tritt 
der Individualismus auch der Gruppe gegenüber auf, hält aber dennoch dem 
inzwischen stärker gewordenen staatlichen Gefüge Stand. Darin eben 
änssert sich der germanische Individualismus und Subjectivismns, dass die 
Schwächnng der alten V'erbände dem Staate noch keinen vollen Vortbeil 
bringt und dass man den Rückfall in das, wenn auch andersgeartete, Verbands- 
wesen (Urnndberrschaft u. s. w.) dem Fortschritte der Staatsidee vorzieht. 
Jede Stärkung der Staatsgewalt wird, namentlich durch die mächtigeren 
Elemente, behindert. Während z. B. der römische Patriziat sich mit den, 
auch gegen ihn gerichteten, Fortschritten des Staates abfand und denselben 
andere Vortbeile abgewann, hat der germanische Adel diese Fortschritte 
durchkreuzt und seine Vortheile durch Zersetzung der Staatseutwicklung 
gesucht. Die subjective Auffassung war so stark, dass sie selbst einen 
eventuell günstigen Ausgleich nicht znliess. 
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Ein weiteres, den erwähnten Eigenschaften entsprechendes 
Merkmal dieser Entwicklungsstufe ist die, selbst in den Auf- 
zeichnungen hervortretende, formalistische Auffassung der 
einzelnen Rechtsverhältnisse und die noch immer schwache 
Abstractionsfähigkeit. Leichter als einem allgemeinen 
Principe, fügen sich die Germanen formellen Einzelnormen, die 
sich den betreffenden Rechtsverhältnissen anpassen, daher auch 
der subjectiven Empfindung, die nicht in der Lage ist auf einen 
inneren Zusammenhang formell verschiedener Rechtsfälle einzn- 
gehen, besser entsprechen, als eine allgemeine und abstracte 
Regel.*) 

Wir hatten Gelegenheit wahrznnehmen, welche Kraft noch 
immer dem Formalismus in dieser Zeit eigen war; sie äusserte 
sich nicht nur in dem Festhalten an alten Formen und Symbolen, 
sondern noch bedeutsamer in den Fesseln, welchen selbst die 
Ausgestaltung des Rechtes verfiel.^) Formalismus und Symbolismus 


Denselben Zug sehen wir im Strafrechte, nämlich in dem Übergewichte 
des priTatstrafrechtiiehen Gedankens, in der materiellen Beurtheilung des 
Thatbestandes vom Standpunkte des Geschädigten, in der Hartnäckigkeit 
der Fehde n. s. w. Da fand freilich eine Reihe von Fortschritten statt, aber 
ebenfalls kein definitiver Sieg. 

t) Es ist schon (s. oben S. 402) bemerkt worden, dass die germanischen 
Rechtsaufzeichnnngen, abgesehen von den erwähnten Ansnahmen, in der 
Regel keine planvolle oder erschöpfende Zusammenfassung boten, sowie, dass 
den meisten Anordnungen spezielle Tbatbestände vorschwebteu Dieses 
gesetzgeberisch ungenügende System, das dem Übergewichte der Recht- 
sprechung und Rechtsanwendung (s. oben 8. 402. A. 1.) entspricht, beruht 
nicht auf jener Individualisirnngsfähigkeit, die man als höchste Richter- 
eigenschaft zu betrachten hat, sondern auf dem schwachen Abstract ions- 
vermögen nnd auf dem vorbesprochenen Subjectivismns, dem die Casuistik 
näher liegt, als jede andere Art. Somit besteht zwischen snbjectiver Anf- 
fassung und casnistischer Normirnng einerseits und der mangelnden 
Abstraotionskraft andererseits eine innere Beziehung. 

’) So z. B. werden strafrechtliche Tbatbestände vermehrt; aber innerhalb 
der neuen Kategorien wird nicht individualisirt, sondern formalistisch an 
dem Typns festgehalten; hierher gehört anch die Behandlung der Absicht 
nnd des Versuches, wo die Casuistik eine Differenzirung anbahnt, die aber 
formalistisch erstarrt (s. 111. 268.); ebenso die formalistische Bestimmung 
der Deliote (s. III. 272.). Anch die Fortschritte des Zeugenbeweises haben 
den Formalismns nicht überwunden (s. III. 291.) und sogar im Privatrechte 
ist, trotz dessen grosser Bereicherung, die Bedeutung der typischen Formen 
unverhältnismässig wenig geschmälert worden (s. Ul. 304. A. 2. und 332 f.). 
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bezwecken die deutliche Veranschaulichung der Theile, aus denen 
sich die Kechtshandlung, oder das Rechtsverhältnis, zusamnien- 
setzt;') etwa so, wie die Geberdensprache den Satz und dessen 
Bestandtheile veranschaulicht. 

Aber ebenso, wie die Geberdensprache keine logische Syntax 
ermöglicht, ebenso erschweren Formalismus und Symbolismus 
die Bildung abgerundeter Begriffe. Die Form und das zu ihrer 
Unterstützung dienende Symbol, finden, so wie die Geberde, 
ihre innere Begründung in der, wenigstens für die, typischen 
Fälle zutreffenden, Übereinstimmung zwischen dem Gedanken 
und seiner äusseren Veranschaulichung. Sie werden anerkannt 
als Gewähr deutlicher Unterscheidung der Rechtsverhältnisse 
untereinander^) und beherrschen daher, so lange sie im Vorder- 
gründe bleiben, die Entwicklung in der Weise, dass die 
formelle Unterscheidung, beziehungsweise Verbindung, das 
Übergewicht behält und der bcgrifi liehe Zusammenhang formell 
verschiedener Rechtsverhältnisse, nicht hervortritt. Wir haben 

Ebenso, wie wir in der vor. Anm. auf die innere Beziehung zwischen Sub- 
jectiviimus, Üasuistik und Schwäche der Abstraction bingewieseii haben, 
ebenso darf man hier auf den inneren Zusammenhang zwischen Casuistik 
und Formalismus hinweisen. 

') Der Veranschaulichnngszweck ist ein formalistischer Zweck (s. III. 
SS2. A. I.) und da ist es besonders interessant, dass selbst das später ent- 
wickelte Immobiliarverfabron diesen Charakter beibehielt (1. c.). Das 
Bedürfnis der Yernnschaulichung ist aber auch im Sachenrechte (s. III. 825f.) 
und sogar im Obligationenrechte (s. III. 330. A. 2 und 4, 333. A. 1, 334. 
A. 1.) sehr stark. 

Es ist übrigens sehr natürlich, dass das Eingreifen der Uechtshilfe 
an die Voraussetzung der deutlichen Veranschaulichung geknüpft war. 
Wenn wir bedenken, dass man es auch heute noch bei manchen Rechts- 
verhältnissen für ungeeignet hält, dieselben vor ein äusseres Forum zu ziehen, 
erscheint uns die formalistische Erschwerung der äusseren Wirksamkeit 
undeutlich veranschaulichter Rechtsverhältnisse erklärlich, namentlich bei 
der geringeren Autorität dos Staates und des Oerichtes. Hinzu tritt, dass 
auch heute Rechtsverhältnisse ohne Rechtshilfe dennoch gut besteben. Wir 
dürfen also annehmen, dass die formalistische Erschwemngänsserer Wirksamkeit 
vielleicht praktisch weniger beengend war, als man anuehmen sollte. Dies 
würde erklären, dass eine allgemeine Bereicherung des Rechtslebens und 
namhafte Fortbildung eintreten konnte, trotz des Formalismus und ohne 
Überwindung desselben. 

>) Von Formalismus und herkümmlicben Bräuchen umgeben, bewegt 
man sich sicher in allen Lagen. 
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es mit zahlreichen Symptomen dieser Auffassung zu thun;*) 


') Man muss natürlich die Vereinigung verschiedener concreter Rechts- 
verhältnisse, die, sei es auf subjectivistischer, sei es auf formalistischer 
Basis erfolgt, von der Erscheinung einheitlicher, abgeschlossener Begriffe 
trennen. So z. B. wird man mit Hensler annehmen dürfen, dass Mnnt nnd 
Gewere änsserlicb einheitlich anftreten ; dennoch sind es keine Abstractionen, 
sondern Vereinigungen verschiedener concreter Rechtsverhältnisse, für welche 
die subjective Gewalt des Berechtigten die einigende Grundlage abgieht; 
von diesem Standpunkte werden öffentlichrechtliche und privatrechtliche Be- 
fugnisse verbunden; die begriffliche Unzulänglichkeit dieser auf einem 
äusseren Momente ruhenden Vereinigung geht daraus hervor, dass die Ent- 
wicklung der concreten Mnndialverbältnisse sich durch Schmälerung des 
Grundbegriffes vollzieht; s. Ueusler I. c. 1. 1U8. Dasselbe gilt von der 
scheinbaren Abstraction der Gewere; es genügt mit lieusler (I. c. 1. 3U5) 
darauf hinzuweisen, dass „die Römer hinter die blosse Detention kein 
dingliches Recht als die Abstraction derselben stellen“, während die Germanen 
keine eigentliche Detention nnterscbeiden, „sondern nur eine Gewere, deren 
rechtliche Abstraction ein dingliches Hecht sein muss“, um in Verbindung 
damit, was derselbe Forscher an anderer Stelle (I. c. II. 7.) und namentlich 
Gierke (Priv. H. II. Iff.; vgl. hier III. 324) sagen, zur t'berzeugung zu 
gelangen, dass auch hier keine Abstraction vorliegt; daneben kommt die 
scharfe Trennung des Sachenrechtes an Mobilien und Immobilien in Betracht, 
die nur im westgothischen Hechte einer abstracten Gestaltung gewichen ist. 
Wichtig erscheint die Verbindung sachenrechllicber und obligationenrechtlicher 
Elemente in der Rolle des Salmanns, der concreto Charakter der Zweck- 
scbenknng und überhaupt der Mangel eines allgemeinen Alionationbegriffes, 
sowie die Verschiedenheit privatrecbtlicber Folgen im Pfandrechte je nach 
den processrechtlichen Grundlagen (s. III. 329), also ans formellen Gründen. 
Ähnlich im Obligationenrechte. Es ist für die Wadia bezeichnend, dass 
ihre Anwendung mit mehreren juristischen Vorgängen verkettet wird, welche 
au und für sich gar nicht zusammengehören (s. Val de Liövre: Launegild 
188); verschiedene Rechtsgeschäfte setzen sich um die Wadia „wie um einen 
gemeinsamen Krystallisationspunkt“ an; sowohl Ijaunegild als Wadia treten 
nicht nur bei verschiedenen Rechtsgeschäften, sondern auch in verschiedener 
Function auf (als essentiale negotii, als Beweis, als Arrha u. s. w.); an der 
Hand der AnsfUhrnngen Val de Liivre's wird es klar, welche Holle das 
rein änsserlicbe Moment als Bindemittel grundverschiedener Institutionen 
spielte; s. auch Schupfer in Arcb. ginr. XXXI. 5l3f. Auch im Familien- 
recbte begegnen wir analogen Erscheinungen. Im Anschiusse daran, was 
über die Munt gesagt wurde, kommt die Anlehnung der Uerrengewalt über 
Knechte an die Familienmnnt in Betracht. Es fehlt eine einheitliche Be- 
stimmung des Begriffes der Verwandtschaft, die vielmehr, je nach dem 
speciellon Zwecke, verschieden berechnet wurde (s. Ficker: Erbenfolge I. 
472.), ferner fehlt ein einheitliches Repräsentationsreebt (Ficker I. c. II. 
106.). Abstracto Merkmale weist der Treuebegriff auf; Bickel in Gott, 
gel. Anz. 1890, S. 213. 
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sie dehnt sich sogar auf einen Theil der neuen Entwicklung 
aus. *) 

Je lebendiger der Einzelcindruck auftritt, desto schwerer 
gelangt man zur Abstraction. Ein Recht, das im allgemeinen 
an den äusserlich wahrnehmbaren Erscheinungen festhält, reagirt 
zwar entsprechend auf kräftige Anregungen, wie sie hier 
namentlich von den neuen wirtschaftlichen Verhältnissen aus- 
gehen; diese Anregungen fördern die Entwicklung neuer Rechts- 
verhältnisse, aber vorläufig noch nicht deren Verallgemeinerung; 
die Mehrung des Rechtsroichtums hat die Möglichkeit, aus den 
immer zahlreicheren Einzelvorstellungen Begriffe zu abstrahiren, 
vorläufig eher erschwert als beschleunigt.'-) An den langsamen 


Audi iiii Pruces.s- und Strufrodite gilt daanollie. Nnmentlidi ist der 
Process um Oiegensubaften in dieser Heziehuug interessant; man sieht da, 
wie sich die Einzeltheile aneinander reihen, ohne dass eine begriffliche 
•Synthese entsteht. Die rein äusserliche itestiniuiung strafrechtlicher That- 
bestände ist schon erwähnt (s. oben S. 406. A. 2.); hierher gehört auch die 
äusserliche Cumbination politischer Verbrechen (III. 278. A. 4.) und die 
Entwicklung des Strafensystems aus der alten einheitlichen ürundlage der 
Friedlosigkeit; s. III. 273. 

') Einzelnes davon ist schon in der vorigen Aura, erwähnt. Hier wäre 
noch zu verweisen auf die separate Entwicklung des Ininiobiliarsachenrechtes 
und deren Einfluss auf das Erbrecht; es giebt weder ein einheitliches .Sachen- 
recht, noch ein einheitliches Erbrecht; in diesem Falle war daher gerade die 
fortschrittliche Entfaltung des Kecbtslebens der Verallgemeinerung der Ue- 
griffe abträglich, weil die Fähigkeit abstracto Begriffe zu bilden, nicht liin- 
reichte. Es ist (II. 184) erwähnt worden, dass der Gairethinx, trotz römischer 
Details im langobardischen Ubligationenrechte. die Verallgemeinerung der 
Begriffe auf diesem Gebiete störte und wir haben analoge Erscheinungen an 
der Entwicklung des fränkischen Obligatioueurechtes wahrgenommen (III. 
332.). Es bedarf keiner weiteren Auseinandersetzung, dass wir es hier mit 
dem engsten Zusammenhänge zwischen Formalismus und Abstractionsmangel 
(s. oben S. 406. A. 1.) zu thun haben; so z. B. beruht die, für Privat- und 
Strafrecht gleich wichtige. Schabinnisirnng des Schadensersatzes, sowohl auf 
dem Formalismus, der zur Feststellung typischer Fälle drängt, als auch auf 
dem Abstractionsmangel. der eine Verallgemeinerung des Sebadensbegriffes 
hindert. Man findet Gierke's Bemerkung (Genoss. K. II. 462; s. auch 
47Ö), dass das Allgemeine im Kleide des Besonderen und das Besondere mit 
dem Ansprüche auf allgemeine Giltigkeit auftritt, gerechtfertigt. 

’) Wir haben dies an der (s. vorige Anm.) erwähnten Abzweigung 
der beiden Tiieile des .Sachenrechtes bemerkt. Im allgemeinen erfolgte, durch 
die Vermehrung von Thatbeständen, natürlich eine Erweiterung des Rechts- 
lebens und der Rechtsprechung. Dennoch ist cs fraglich, ob man hier 
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Fortschritten der Systematisirung und Abstractionsbildung im 
römischen Rechte, kann man die grossen Schwierigkeiten, die 
hier vorherrschen, ermessen, sowie die Gefahren des Rückfalles.*) 
Schwer fällt es, die Einzelerscheinungen als Symptome eines 
gemeinsamen Princips aufzufassen. So wie man sprachlich, selbst 
noch heute, eine und dieselbe Sache, je nach dem Entwicklungs- 
stadium, in dem sie sich augenblicklich befindet, mit verschiedenen 
Namen bezeichnet und den dem Wesen dieser Sache entsprechenden, 
allgemeinen Namen weit seltener an wendet,*^) ebenso geschieht 
es auf dem Gebiete des Rechtes; auch da wird zunächst die 
specielle Form eines jeden Rechtsverhältnisses separat erfasst, 
bevor man sich der inneren, begrifflichen, Gemeinsamkeit formell 
verschiedener, dennoch auf denselben Grundideen beruhender, 
Verhältnisse, bewusst wird. 

So hängen also einerseits der unbewusste Charakter der 
Rechtsent Wicklung, Subjectivismus, Formalismus und Abstractions- 
mangel untereinander innerlich zusammen, andererseits stehen 
sie, wie mehrfach erwähnt wurde, mit der Unzulänglichkeit der 
Staatsidee, die ebenfalls unter dem Abstractionsmangel leidet, 
in Verbindung; den äusseren Ausdruck dieses Complexes von 
Eigenschaften bildet die Casuistik formalistisch .festgestellter 
Typen, deren Ergänzung nur von Fall zu Fall, aber nicht auf 
Grund allgemeiner Principien, möglich ist. 

Dennoch liegt auch hier ein Fortschritt vor. Das Über- 
gewicht des Gewohnheitsrechtes und der Sitte, mit allen, der 

Scbaffuug von Analogie annelimen darf. Je nach dem gegeneeitigen Kräfte- 
verhältnisse der an der Hechtsanwendung betheiligten Factoren überwiegt 
entweder die Tendenz, einen neuen Fall unter eine neue Norm (beziehungs- 
weise königliche Entscheidung) zu bringen, oder verwandte Fälle analog 
zu behandeln. Gemäss den bisherigen Ausführungen wird man anuehmen 
dürfen, dass für die Analogiebildung formelle Merkmale wichtiger waren, 
als materielle; über die Zwischenstadien der Analogiepbänomene s. W. Stern: 
Die Analogie im volkstttml. Denken 14f. Die Anlehnung neuer iiechts- 
foriuen an die alte Grundlage ist, an und für sich, noch nicht Analogie, 
jedenfalls aber keine bewusste Analogie. 

') Bekanntlich hat erst das classische römische Recht Personen und 
Sachen in abstracter Weise hingestellt. Die BlUthe der römischen 
Systematisirung fiel mit der Kräftigung der Staatsgewalt zusammen. Die 
Zersetzung der staatlichen Verhältnisse brachte den Verfall, der das Vulgar- 
recht gerade hinsichtlich der Bogriffsschärfe kennzeichnet. 

^) Z. B. Fohlen und Pferd. 
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germanischen Entwicklung dieser Zeit anhaftenden Eigenheiten, 
bildet, an und für sich, kein Hindernis der Verallgemeinerung. 
Denn, ungeachtet des, die Abstraction erschwerenden Formalismus, 
vermag auch das Gewohnheitsrecht allgemeine Merkmale anzii- 
nehnien, aus denen manches abgeleitet wird, ebenso wie aus 
abstracten Begriffen. Insoferno liegt also eigentlich schon in 
jedem festgefügten Complex von Sittensätzen der Keim der 
Verallgemeinerung; mit der Zeit treten gewisse, besonders auf- 
fallende, Eigenschaften der dem Complexe angehörenden Theile 
in den Vordergrund und werden für das Ganze maassgebend.*) 
Die culturellen Fortschritte, die den neuen Eindrücken und der 
neuen Lage entsprangen, haben die erwähnte Beschleunigung 
der Entwicklung^) hervorgerufen. Dieser Beschleunigung aber 
musste, angesichts der Bereicherung des Rechtslebens und der 
Steigerung des Verkehres, nach und nach eine Vereinfachung 
des überflüssigen Formalismus entspringen.^) War es auch, bei 
dem erwähnten Complexe von Eigenschaften, durch die sich 
diese Entwicklung auszeichnet, unmöglich, den Formalismus 
fallen zu lassen, so konnte er doch den Bedürfnissen angepasst 
werden und es konnte, von der formalistischen Basis aus, eine, 
natürlich nicht abstracto, Systematik und Verallgemeinerung 
angebahnt werden, die, obwohl von einer abstracten Begrififs- 
bildung ganz verschieden, dennoch einen Fortschritt bedeutet. 
Die Gemeinsamkeit formalistischer Gesichtspunkte ermöglichte 
die Combination verschiedener Rechtshandlungen und Rechts- 
geschäfte.'*) Ein Sieg des begrifflichen Momentes über das 
äusserliche, formelle, ist in dieser Zeit noch nicht erfolgt; der 
von den Römern und der Kirche ausgehende Impuls zu abstractem 


') S. Wundt: Lo|pk I. 48ff. Freilich muss mnu fragen, was jeweils, 
als Uauptoigenschaft, in den Vordergrund tritt, ob die äusserlichen Mouieuto, 
oder die begrifflicbeu. 
ä) S. oben S. 380. 

S. Vierkandt 1. c. 132, Wundt 1. c. I. I. 4l8ff. 

*) Zunächst die Vereinigung formell verschiedener Theile eines Kechts- 
gesebäftes, gemäss dem VeranscbaulichungsbedUrfnisse, dem die äussere 
Einheitlichkeit von Alienation und ÜesitzUbertragung, von Obligation und 
Verbürgung u. s. w gut entsprach. Diese Concentrirungssucht mochte dazu 
beigetragen haben, dass den Germanen schon in dieser Zeit ein so complicirtes 
Institut, wie das Ordrepapier, mundgerecht wurde. 


Digitized by Google 



412 


Denken, der sich cnlturell geltend machte,') hat die hier er- 
wähnte Beschleunigung beeinflusst, aber noch keine begriflriicbe 
Verallgemeinerung auf juristischem Gebiete zu Tage gefördert.^) 
Die embryonale Systematik,'*) ist nicht zu unterschätzen. Bewegt 
sich auch das Juristische Denken noch überwiegend auf alter 
Grundlage und im Banne herkömmlicher Auffassungen, so hat 
man doch diesen Ideen theilweise nur formell Rechnung ge- 
tragen und es haben sich Umgehungen eingebürgert, die einer 
inneren Überwindung desjenigen, woran man äusserlich festhielt, 
gleichkamen^) und die praktischen Folgen des Mangels allge- 
meiner Begriffe einschränkten, ohne den Mangel selbst zu be- 
seitigen und die fehlende Abstraction zu ei-setzen. Wir haben 
es also auch hier, wie in so vielen anderen Fällen, mit eigener, 
wenn auch durch den fremden Impuls beschleunigter, Entwicklung 
zu thun. — 

Als Begleiterscheinung der vorbesprochenen Eigenschaften 
ist die ungenügende Abgrenzung der Rechtsgebiete 
untereinander zu erwähnen. Allerdings kann man wahmehmen, 
dass die Entwicklung einer Harmonie tler einzelnen Theile des 
Rechts- und Wirtschaftslebens entgegengeht; denn den Ver- 
änderungen auf einem Rechtsgebieto entsprechen in der Regel 
Veränderungen auf anderen Gebieten; der Zusammenhang der 
betreffenden Umwandlungen ist in den meisten Ifällen nach- 
weisbar. Aber dieser Zusammenhang entspricht natürlich keiner 
planmässigcn Anlage und führt auch deshalb zu keiner Scheidung 
des öft’entlichen und privaten Rechtes, ja überhaupt zu keiner 
Scheidung der Rechtsgebiete. Das Individuum ist bestrebt, 
verschiedenartige Befugnisse in seinen Macht- und Rechtskreis 
zu ziehen; eine Trennung der Individualinteressen von denen 
der Gesammtheit kann nicht vollzogen werden, da man sich zn 
einem dom Individuum übergeordneten öffentlichen Rechte nicht 
durchringt; dem Rückgänge öffentlichrechtlicher Bedeutung alter 
Verbände, wie der Sippe, steht andererseits die privati echtliche 


>) S. Th. I. S. 50. 

ä) S. Gierke: Genoss, K. II. 14f. 

Ahgesehen von dem Westgotlionrcchte, s. dasjenige, was II. 127 
über das langobardisclie, sowie III. H7 über das saliscbe Recht gesagt wurde. 

*) 8o das Isiiinegild in seiner Fortbildung, oder die Umgehung der 
Stellvertretung, Sebeingesebäfte u. s. w. 


Digitized by Google 



413 


Gestaltung öffentlichrechtlicher Befugnisse entgegen. Wohl 
ist, unter dem Eindrücke römisch -kirchlicher Impulse, eine 
Differenzirung angebahnt worden, aber die Unzulänglichkeit der 
Gesetzgcbung hat ein Ausreifen verhindert; die Verwaltung 
vei-sagte und ist mit einem Theile des Gerichtswesens durch 
GrundheiTschaft und Immunität der Privatmacht verfallen; des- 
gleichen hat das Stenerwesen vielfach seine öffentlichrechtliche 
Bedeutung eingebQsst, ebenso wie das alte Heerwesen, mit dem 
das Lehenswesen wetteiferte. Die aufkommende Scheidung des 
öffentlichen und privaten Rechtes ist undurchführbar geblieben, 
wenn auch die Bereicherung der einzelnen Rechtsgebiete den 
inhaltlichen Umfang derselben vermehrte.') 

Es fehlte eben das Bewusstsein des Unterschiedes der den 
einzelnen Rechtsgebieten zufallenden Aufgaben und die subjective 
Auffassung Hess dieses Bewusstsein schwer ausreifen.-) Wohl 
fehlt keinem Rechte die gewisse Mittelschichte zwischen den 
einzelnen Rechtsgebieten; ihr Vorhandensein begründet aber 
nicht den Mangel des Bewusstseins der wesentlichen Unterschiede, 
die man trotzdem empfindet. Hier wurde dagegen durch zahl- 
reiche Combinationen dem öffentlichen Rechte die Kraft benommen, 
wichtige Theile des Rechtslebens in seinen Bereich einzubeziehon, 
während andererseits das Privatrecht nicht die Möglichkeit er- 
langte, die betreffenden Verhältnisse privatrechtlich zu beherrschen. 

VI. 

Schwer fällt es vom Standpunkt der allgemeinen Ent- 
wicklungsgeschichte den Charakter dieser Entwicklung zu 

Es genttgt anf das in den meisten Fällen ganz nnzureichende Ver- 
hältnis zwischen Straf- und Civilprocess hinzuweiseu, auf das Verhältnis 
zwischen Schadensersatz und Strafe; oder auf die schwankende Grenze 
zwischen Verwaltungsrecht und Process (s. was Uber das Appellwesen gesagt 
wurde; oben S. 222. A. 4, 223. A. 1, 277. A. 4, 299. Ä. 9.), sowie zwischen 
Verwaltungsrecht und Strafrecht (s. oben S. 271. A. 2.) u. s. w. 

Bonfaute hat (Rev. gen. du dr., de la legislat. et de la jurispnid. 
XXVI. S. 297 f.) die Gründe besprochen, die die Trennung zwischen öffent- 
lichem und privatem Recht in Rom herrorgerufen haben. Die römische 
Scheidung hätte auf die Germanen schon deshalb übergehen können, weil 
ihnen doch das Frivatrecht der Römer mehr Impulse bot, als das öffentliche. 
Dennoch ist diese Scheidung nicht übernommen worden, weil das germanische 
Recht seine eigenen öffentlicbrechtlichen Begriffe beibehalten und eigene 
Combinationen des öffentlichen und privaten Rechtes entwickelt hat 
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bestimmen. Die Einzelforschuns^ vermag nur den tbatsächlichen 
Gang der Ereignisse und das Gesammtergebnis fcstzustellen; sie 
vermag aber nicht die EinfQgung des Resultates in das allgemeine 
Bild der menschlichen Geistesentwicklung vorzunehmen; noch 
weniger ist sie in der Lage, auf Entwicklungsgesetze, deren Walten 
so ver.schiedener A uffassung und Erklärung unterliegt, zu schliessen. 

Immer wieder kommt das alte Problem der gnechischen 
Philoso|>hie, mit allen Zweifeln, die sich seit Ueraklit und 
PaiDienides daran kiiilpften, in Betracht; denn das Ding, das sich 
verändert, ist doch nicht nur veränderlich. Daher die Schwierigkeit, 
die sich llir die Rechtsgeschichte aus dem Bleibenden und dem Ver- 
änderlichen am Rechte ergiebt, ferner aus der im Laufe der Ent- 
wicklungnicht leicht durchzuführenden ScheidungdesSubstautiellen 
vom Accidentellen. Man läuft Gefahr, entweder in eine ungerecht- 
fertigte Dogmatisirung der veränderlichen Erscheinungen, oder in 
eine IJntorschätzungdes Bleibenden zu verfallen; daneben die Frage, 
ob die beobachteten Änderungen qualitativer oder quantitativer 
Art sind.') 

Angesichts dieser Schwierigkeiten erscheint die Erfassung 
der in der Entwicklung wahrnehmbaren leitenden Ideen ge- 
boten. Es ist rechtshistorisch von grösster Bedeutung, ob in 
den Entwicklungserscheinungen die alten oder die neuen Ideen 
überwiegen. Die einzelne Erscheinung mag rechtsdogn)atisch 
sogar als qualitative Aenderung zu betrachten sein; beruht sie 
aber auf alten Ideen, so bedeutet sie entwicklungshistorisch doch 
nur eine unwesentliche Aendening; beruht sie dagegen auf einer 
neuen Idee, dann mag sie rechtsdogmatisch nur als quantitative 
Aenderung zu bezeichnen sein, sie ist doch von wesentlicherer 
Bedeutung als im ersten Falle. Jedwede Idee kann je nach 
der Kiaft, mit der sie den Entwicklungsnmständen begegnet, 
dogmatisch verschiedene Ausprägungen erfahren; es liegen dann 
die durch die Verhältnisse gebotenen und demnach veränderungs- 
fähigen Verkleidungen derselben Grundidee vor. Umgekehrt kann 
einZusammentrefifen besonderer Umstände, aufGrund verschiedener 


’) Kümite man das Risilit aU einen Stoff Ton bestimmtorQualität auffaasen, 
so wären alle Veränilerungen als quantitatire zu bezeiclinen. Das Kecbt ist aber 
koinUrstoff voneinbeitlicbbestiiniuterQualilät.ebensowieesauchnichtqualitäts- 
lusist; es ist qualitativ vielseitig. Daher entstellen dureb quantitative Änderungen 
ueue Qualitäten, die ihrerseits vielfachen Umwertungen unterliegen. 
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Ideen, analoge dogmatische Formen hervorbringen; in diesem Falle 
bestehen, trotz augenblicklich analoger dogmatischer Umhüllung, 
die verschiedenen Auffassungen fort. Auch für die Auseinander- 
haltung des Substantiellen und Accidentellen bildet die Betrachtung 
der leitenden Ideen die einzig verlässliche Richtschnur. 

Es ist klar, dass man die historischen Enlwicklungsergebnisse 
nicht nach einem theoretischen Ideal der Gontinuität beurtheilen 
kann. Die Reclitsgeschichte be.streitet gewiss nicht die Gesetz- 
mässigkeit der Rechtsentwicklung;') so wie in der Physik die 
atomüstische Auffa.ssung der energetischen weichen musste, so 
rechnet auch die Rechtsgeschichte mit einer Entwicklung, die 
als Ergebnis der Energie der Rechtsbegriffe und Institutionen, 
gegenüber den wechselnden Entwicklnngsmodalitäten, erscheint. 
Aber eben deshalb haben wir, neben der Evolution, die sich 
ihrerseits entweder auf eigenen Grundlagen, oder unter fremden 
Einflüssen vollzieht, mit der Möglichkeit der Autogenese, wenn 
auch in noch so beschränktem Umfänge,-) zu rechnen. Und deshalb, 
weil man nicht in der Lage ist, alle Erscheinungen genetisch zu er- 
klären und jede Autogenese die Entwicklung ablenkt, indem sie neue 
Voraussetzungen schafft, muss man darauf verzichten, heterogene Er- 
scheinungen aufeinheitliche Entwicklungsgesetze zurückzuführen.") 

Wir haben dem für die Entwicklung so wichtigen Ver- 
hältnissezwischen dem Beharrungsvermögen und den Entwicklungs- 
impulsen Aufmerksamkeit gewidmet.^) Die Einzelforschung zeigt, 
dass sich die letzteren entweder allmälig, wenn auch unausgesetzt, 
äussern, oder aber eine plötzliche Verstärkung erfahren, sei cs 
durch Erschütterungen, oder durch den Einfluss fremder Ideen, 
denen gegenüber das Beharrungsvermögen zu schwach ist, um eine 
Ablenkung der Entwicklung zu verhindern. Jede Berührung mit 
fremden Elementen wirkt ablenkend; natürlich verschieden jo nach 
dem,obmanmithöhcr oder tieferstehenden Völkern in Fühlung tritt. 
Hätten die Germanen ihre Staaten in inferiorer U mgebung begründet. 


*) Zuzugebeii ist freilich, ilass sie ihr in wenig Beachtung schenkt; 
B. Neukamp: Entw. Uesch. d. R. 1. Bil. Einl. 

“) Es ist bekanntlich in der Regel schwer festznstellon, ob nicht trotz 
scheinbarer Antogenese, dennoch unheknnnte Einflüsse thätig waren. 

^ M. R. unterscheidet daher z. B. Tarde (Bes lois de la transfnmiation 
S. 126.) die Oesetze der Verursachung von denen der Evolution. 

*) S. oben S. 372 ff. 
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so hätte dies, bei Vorhandensein anderweitiger günstiger Umstände, 
eine ruhigere Fortentwicklung des Rechtes auf alter Basis zur Folge 
gehabt. Hier aber musste die Entwicklung theilweise jene neuen 
Bahnen einschlagen, die wir zu besprechen Gelegenheit hatten. Eine 
solche Ablenkung und desto mehr ein Abbruch der früheren Ent- 
wicklung, wie wir ihn, freilich nur bei wenigen V ölkern bemerken, ent- 
scheidet über den Charakter der Oontinuität und des Fortschrittes ; 
Continuität und Fortschritt sind eine, durch innere und äussere 
Kräfte bestimmte Fortbewegung. 

Je einfacher die Verhältnisse, desto gleichmässiger die 
Continuität. Erst die zunehmende Differenzirnng, für die sowohl 
eigene innere Kräfte, als auch äussere, fremde Einflüsse thätig 
sind, steigert das Veränderungsbedürfnis. Doch haben wir gesehen, 
dass die fremden Einflüsse nur concreto und nicht abstracto 
Wirkung übten, da für neue Abstractionen der Boden fehlte und 
der fremde Einfluss nicht so weit reichte, um die alten Grundideen 
durch neue zu ersetzen. Liegt also keine lückenlose Continuität 
vor, so finden wir doch genügende Gründe, um die Lücken und 
Ablenkungen zu erklären und den historischen Zusammenhang fest- 
zustellen;*) derselbe ist auch vom evolutionistischen Standpunkt 
befriedigend,-) wenn man nicht eine theoretisch unbegründete 
und rechtshistorisch haltlose Forderung nach gleichmässiger 
Continuität erhebt. Das Organische der Entwicklung wird auch 
dadurch nicht beeinträchtigt, dass sich z. B. die Mischrechte in 
manchen Theilen neuer, in andern aber alter Bestandtheile be- 
dienen; denn entscheidend ist nicht die Herkunft der Stoffe, 
sondern ihre Verarbeitung und Eingliedening. Heterogene Stoffe 
und Eigenschaften können ohne volle Schädigung der Continuität 
vereinigt werden. So lange Beharrungsvermögen und Anpassungs- 
fähigkeit in nöthigem Maasse vorhanden sind, so lange die Ent- 
wicklung nur die Andei-svertheilung der beweglichen Stoffe 
herbeiführt und die Herstellung des Gleichgewichtes noch möglich 


•) Freilich darf mau sich nicht darüber täuachen, da.s» das subjectivo Nacb- 
empfinden des Zusammenhanges dabei eine Uollc spielt. Die wirklichen Ursachen 
des psychischenOcschehens sind niemals so bestimmt erkennbar, dass man nicht die 
wissenschaftlich gcrdhrliche Wahl zwischen den verschiedensten Ursachen hätte. 

'i) Wir haben gesehen, dass sehr viele Rrscheinungen als neue Variationen 
alter Grundideen auftreten; man braucht also nicht einmal zur sog. Katastrophen- 
theorie zu greifen, um an der Entwicklungstheorie Correcturen vorzunehmen. 
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ist, so lange also dio fUr die Continuität erforderlichen Bedingungen 
der Action und Reaction sich in demselben Körper vereinigen, 
können sich die treibenden Kräfte auf gemeinsamen Mittellinien 
begegnen; es sind dies natürlich nicht immer gerade Linien. 
Unbestimmbar ist die Anzahl und veränderlich die Art der 
(Kombinationen, weil der Intensitätsgiad der treibenden Kräfte 
• im allgemeinen veränderlich und auf jedem Gebiete verschieden 
ist. So haben wir denn auch gesehen, dass ein Abschluss häutig 
fehlt, dass Zwischenbildungen überwiegen, dass die Gruppirung 
zumeist nach äussei en Merkmalen erfolgt, da zwar die divinatorische 
Autfassung überwunden, eine auf innerem Zusammenhänge be- 
ruhende jedoch noch nicht erreicht ist. 

Es wurde auch bemerkt, dass, bei aller Anerkennung der 
fJontiuuität und üausalität, nicht behauptet werden kann, die 
germanische Zeit hätte bereits alle concreton Keime der späteren 
Entwicklung enthalten, obwohl zahlreiche Entwicklungsansätze 
vorhanden waren, die unter dem Einflüsse der neuen Umstände 
concrete Gestalt annehmen konnten.') Jede derartige Ausprägung 
bedeutet, selbst wenn sie im weiteren Verlaufe Zersetzungs- 
productc hervorbringt, einen Fortschritt, insoferne die Zci’setzung 
ihrerseits zu neuen Gestaltungen führt. Der Ideenzusammenhang 
erscheint wichtiger, als der Charakter der Einzelerscheinung, 
die au und für sich als Rückschritt oder Zersetzung bezeichnet 
werden mag.'*“) Alles, was im Mittelalter zu wesentlicher Be- 
deutung gelangte, hat sich hier bereits geäussert; im Hinblick 
darauf kann man selbst rückschrittliche Erscheinungen als Be- 
standtheile der fortschreitenden Entwicklung auffassen, deren allge- 
meines W esen in der Entfaltungdes Gegebenen überhaupt, nicht bloss 


') In der Regel lässt sich das Auftreten einer neuen Erscheinung erst 
dann feststellen, wenn sie schon wahmehmhare Folgen hat. Es ist also 
schwer zu sagen, ob dio neue Erscheinung wirklich einer neuen Idee, oder 
einer Gabelung in der Entfaltung alter Ideen entspringt. 

'*) So wird z. B. die Volksverfassung rückläufig und verfällt in Zer- 
setzung, weil sie für die neuen Verhältnisse nicht brauchbar ist und der 
fortschreitenden Entwicklung nicht entspricht. Dennoch kann man den 
Zusammenhang der Neubildungen, die ihrerseits keinen Abschluss erfahren 
und an und für sich als Rückschritte betrachtet werden künuten, mit den 
Grundideen der alten Verfas.sungszustnnde beobachten. Die Einzelerscheinung 
ist also eine rückschrittliche, während doch relativer Fortschritt, unter Be- 
nützung alter Ideen, vorliegt. 

v. Ha Iba a, Köm. Kuchl in den gorm. Volksstaalcn. lil. 27 
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inderanundfUrsich fortschrittlichen Verbessening des Vorhandenen 
besteht ') Die Verkümmerung des römischen Rechtes, die anandtUr 
sich als Rückschritt zu bezeichnen wäre, ist unter den beobachteten 
Verhältnissen ein Product des organischen Fortschrittes gewesen. 

Trotz mancher entwicklungshistorischer Analogien, die sich 
aus dem Zusammentreffen von Rechtsanschauungen zweier Völker 
dereelben Ra.sse ergaben, konnte weder die durch das römische 
Recht erreichte Stufe behauptet, noch auch wieder in derselben 
Art erreicht werden. Dazu hat selb.st die kräftigste Beeinflussung 
nicht genügt; sie vermochte, wo sie mit gros.ser Wucht einsetzte, 
die germanischen Rechtsidecn abzuschwächen, den römischen zu 
einem äusserlichen Siege zu verhelfen; aber eine Herstellung 
lebensfähiger Nachbildungen war unmöglich. Betrachtet man 
jeden Rechtssatz vom Standpunkte seiner Bedeutung als Ent- 
scheidungsnorm und vom Standpunkte der (3rganisationsform,-) 
so sieht man, dass die Entscheidnngsnormen leicht veränderlich 
sind; sie sind aber nicht au.sschlaggebend, wenn ihnen nicht 
gleichzeitig die nöthige Aenderung der Organisationsformen neue 
Wmzeln giebt. Der Rückgang der römischen Organisations- 
formen hat die Haltbarkeit und den Einfluss der römischen 
Entscheidungsnormen abge.schwächt; ebenso hat die Veränderung 
der germanischen Organisationsformen auf politischem, socialem und 
wirtschaftlichem Gebiete, eine Veränderung und Bereicherung der 
Entscheidungsnormen hervorgerufen: aber selbst da,wodie römischen 
Entscheidungsnormen ein Übergewicht erlangten, war dasselbe nicht 
dauerhaft, da die noch so sehr untergrabene germanische Organi- 
sationsform nicht durch die römische ersetzt werden konnte. — 

Sieht man also von theoretischen Entwicklungsgesetzen ab, 
auf die wir hier nicht eingehen können, beurtheilt man Continuität 
und Fortschritt auf Grund des vorliegenden rechtshistorischen 
Werdeganges, so vermag man auch den Charakter dieser Ent- 
wicklung zu erfassen. Sie erscheint uns als ein Kampf der 

’) Von diesem Standpunkt ist also die Romaniairung des ostgothisclien 
Rechtes kein Fortschritt, weil hier wohl ein Ersatz des Vorhandenen durch 
zweifellos höheres Material stattfand, aber keine Entfaltung des Uegebenen 
zu einem, den Verhältnissen besser angepassten lieben; der Abbruch der 
früheren Entwicklung führte hierzu keinem Fortschritt, sondern zur Vernichtung. 

3) 8. Ehrlich: Sociologie und Jurisprudenz (Sep. Abdr. aus der Österr. 
Richter-Ztg. 1S06.) 
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beiden Elemente, die durch verschiedenartige Erschütterungen 
aus dom Gleichgewichte gebracht wurden und die Erlangung 
eines der neuen Lage entsprechenden Gleichgewichtes anstreben. 
In diesen Kampf tritt das römische Element mit seinen zahlreichen 
und hochentwickelten Rechtssätzen, deren Durchführung jedoch 
unter den neuen Voraussetzungen und Macht Verhältnissen er- 
schwert ist; das germanische Element betritt den Kampfplatz 
in ungenügender Ausrüstung und mit einem weit geringeren 
Vorrath an Rechtssätzen, was aber durch die Kraft der Grund- 
ideen, durch die Anpassungsfähigkeit und die thatsächliche Be- 
herrschung der Lage, wett gemacht wird. 

Der Kampf verlief überwiegend ohne dogmatisch feste 
Resultate,') unter Erzeugung von Neubildungen, die theilweise 
als Aenderungen, theilweise als Wandlungen-) des anpassungs- 
fähigen Materials erscheinen. ') Die vei-schiedenen Anpassungs- 
erfordernisse haben zu äusseren und inneren Verschiedenheiten 
auf einzelnen Rechtsgebieten geführt, die eine ungleiche Ent- 


') sie eraclieiiien uamentlich für das Staatareclit schwer featHtellbar, so 
sehr auch die Versuche von Sicke], Heyck u. Ä. auzuerkeunen sind. Man 
konnte vielleicht die Aure^ugen von (i. Jellinek (Verf. änderung u. 
Verf. Wandlung.) für die reclitshistorische Clonstruction anszunUtzen, tbeil- 
weise auch das Werk von Jul. Schwarcz (Kleni. d. Politik. Berlin ISSli.), 
letzteres freilich etwas kritisch. 

Die Grenze zwischen Wandlung und Änderung kann nur dann ge- 
funden werden, wenn man nicht nur die alten Grundlagen, sondern auch die 
mittelalterlicho Fortentwicklung berücksichtigt. Eine Wandlung kann unter 
Umständen einen so jähen Charakter anuehnien, dass man den Eindruck 
wesentlicher Änderung gewinnt und erst aus der späteren mittelalterlichen 
Fortentwicklung entuehiuen kann, dass die alten Grundlagen dennoch nicht 
ganz verwischt wurden. .So macht z. B. die Unterbrechung des Küuigtums 
bei Franken und I>angobarden (Ägidiussage und italienisches Interregnum) 
den Eindruck völligen Umsturzes, während sie nur mit der Umbildung der 
staatlichen Aufgaben zusammeuhäugt; vergleicht man ihre Folgen mit denen 
analoger Vorgänge bei Griechen und Römern, so bemerkt man sofort, dass 
nur eine Wandlung vorliegt. In diesem Falle bedarf es freilich keines 
HinUbergreifens in das spätere Mittelalter; für andere Fragen wäre dies 
jedoch vielfach nothwendig, so dass wir hier in der Darstellung auf die 
Unterscheidung zwischen Wandlung und Änderung nicht weiter eingehen 
konnten; angedeutet musste aber dieser Unterschied werden, da er für die 
Geschichte des Immobiliarreohtes wichtig ist. 

^) Es genügt auf die Ijebeiisfähigkeit des genossenschaftlicheu Ge- 
dankens hinzuweisen, der, aus eiuer Position verdrängt, neue findet, indem 

87 * 
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Wicklung der einzelnen Theile hei-vorriefen und sie in ungleicher 
Weise von den alten Grundlagen entfernten;') doch hat diese 
ungleiche Entwicklung und die ungleiche Entfernung von den alten 
Grundlagen den vorher besprochenen Charakter der Continuität 
nicht zu vernichten vermocht. Mit Ausnahme jener Fälle, in 
denen die ungünstige Gesamintlage dem germanischen Elemente 
verhängnisvoll wurde und dem römischen Rechte zu kurzlebigen Er- 
folgen verhalf, haben alle Ablenkungen eine, stellenweise unzukümm- 
liche, Beschleunigung der Entwicklung und Bereicherung derselben 
hervorgebracht, sie dadurch auch erschwert, abernicht abgebrochen. 

Es bedeutet also keine Geringschätzung des römischen 
Rechtes, wenn man ihm an der Hand der Ereignisse die Rolle 
einräumt, die es that sächlich hier gespielt hat, ohne ihm durch 
aprioristische Rücksicht auf seine frühere und spätere Macht 
eine andere Rolle zusprechen zu wollen. Es handelt sich nicht 
darum, inwiefenie das römische Recht an und für sich über dem 
germanischen stand, sondern darum, inwieferne es in dieser neuen 
und schweren Lage actuell bleiben und activ werden konnte. 
Die Antwort auf diese Frage geben die Ereignisse; man darf 
sic nur in den Ereignissen selbst suchen. 


er die Bedeutung, die er in der Verfassung verlor, den neuen Verfassnngs- 
Kustiinden in (irundherrsebaft nnd Immunitatsverband wieder abgewinnt. 
(Jder die mehrmals bervorgehobeue Lebensfiibigkeit des volksrecbtlicben Ge- 
dankens gegenüber dem Königtum, der, als die V’olksrersammluug unmüglicb 
wird, im U|itimatentum eine den Verbaltnissen angepnsste neue Existenzform 
findet, ohne in die vielleicht bessere, aber den alten Ideen fremde Form einer 
repräsentativen V'erfas.snng einzulenken. Ebenso etwa die Bedeutung des 
persönlichen Uomentes in allen Volksvprfassnngswandlungen nnd die Ausnützung 
neuer Machtmittel in allem Sinne. Die Schwierigkeit der Bestimmung 
genauer Grenzen bängt damit zusammen, dass es, ebenso wie in alter Zeit, 
zu keiner klaren Auseinaiidersetznng zwischen Obrigkeit und Volk kam. 
Vielfachen Anpassungen sind wir sogar im Urkundenwesen begegnet, ferner 
im Erbrechte, also selbst auf Gebieten, die an und für sich zu grossen 
Neuerungen Anlass boten. 

') Wir haben gesehen, dass in dieser Beziehung ein grosser Unter- 
scbietl zwischen öffentlichem und privatem Recht besteht. 


liriH'l utii iUtu llilUK<'r. 
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